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  Seit dem Ende des Kalten Krieges ist die Welt nicht übersichtlicher und auch nicht friedlicher geworden. Die Erweiterung und Krise der Europäischen Union, der 11. September, die Kriege in Afghanistan und Irak, die globale Finanzkrise, der „arabische Frühling“, der Konflikt um die Ukraine und die Bedrohung durch den „Islamischen Staat“ – das sind nur einige Themen des Bandes „Die Zeit der Gegenwart“, mit dem Heinrich August Winkler seine „Geschichte des Westens“ abschließt. Nirgendwo sonst wird so kenntnisreich und fesselnd das politische Geschehen der Gegenwart dargestellt wie in diesem einzigartigen Werk.
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  Der dritte, im Herbst 2014 erschienene Band meiner «Geschichte des Westens» befaßte sich mit der Zeit des Kalten Krieges– den viereinhalb Jahrzehnten zwischen dem Ende des Zweiten Weltkriegs und dem Untergang der Sowjetunion. Der vierte und letzte Band beginnt dort, wo der dritte endet: im Jahr 1991. Er handelt von dem knappen Vierteljahrhundert, das seitdem vergangen ist, also von der jüngsten Zeitgeschichte, die sich auch als Geschichte der Gegenwart bezeichnen läßt.


  Die Gegenwart ist der flüchtigste aller zeitlichen Fluchtpunkte. Die Gegenwart, von der dieser Band handelt, reicht bis in das Jahr 2014– das Jahr, in dem in vielen Ländern der 100. Wiederkehr des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs, der Entfesselung des Zweiten Weltkriegs vor 75Jahren, der alliierten Landung in der Normandie, des «D-Day», vor 70Jahren und des 25. Jahrestags des Falls der Berliner Mauer und damit der friedlichen Revolutionen von 1989 gedacht wurde. 2014 erlebte die Welt aber auch eine neue Konfrontation zwischen West und Ost, ausgelöst durch die völkerrechtswidrige Einverleibung der Krim, einer Autonomen Republik im Staatsverband der Ukraine, in die Russische Föderation: ein Ereignis, dem spätere Historiker möglicherweise den Rang einer weltgeschichtlichen Zäsur zuerkennen werden. Sicher ist einstweilen nur, daß sich alle getäuscht haben, die nach 1989/90 ihre Hoffnung auf eine fortschreitende «Verwestlichung» Rußlands im Zeichen gemeinsamer Wertvorstellungen gesetzt hatten.


  Als ein Jahr der Zäsuren könnte 2014 aber auch aus anderen Gründen in die Geschichte eingehen. Das Vordringen einer islamistischen Terrorgruppe, des Islamischen Staates, in Syrien und im Irak hat schon jetzt dramatische Verschiebungen der Konfliktfronten im Nahen und Mitt­leren Osten zur Folge. Im Zeichen der Abwehr des sunnitischen Extremismus bahnt sich ein taktisches Zusammengehen zweier ehemaliger «Erzfeinde», des schiitischen Iran und der USA, an: eine Revolution in den zwischenstaat­lichen Beziehungen in dieser Weltregion. Die fortschreitende Globalisierung des Terrors wirft auch ein neues Licht auf die Anschläge in New York und Washington vom 11. September 2001: Sie erscheinen verstärkt als Beginn eines Zeitalters der allgemeinen Un­sicherheit, ja als der wahre Beginn des 21.Jahrhunderts. Den Charakter einer historischen Zäsur hat vermutlich auch das expansive Ausgreifen Chinas im Ost- und Südchinesischen Meer und damit im pazi­fischen Raum – einer Weltreligion, die für die USA künftig strategisch noch wichtiger werden dürfte als Europa.


  Was für diese Konflikte, ­Krisen und Prozesse gilt, trifft auch auf andere Probleme zu, von denen in diesem Band die Rede ist: Viele Entwicklungen sind noch im Fluß; ihr Ende ist nicht absehbar, der zeitliche Abstand zu ihnen gering. Wichtige Quellen ­stehen, was die allerjüngste Vergangenheit angeht, noch nicht zur Verfügung; es gibt nur wenige, im engeren Sinn historische Abhandlungen zu dieser Zeit. Alle Urteile zur Gegenwartsgeschichte stehen infolgedessen mehr, als das für weiter zurückliegende Epochen gilt, unter dem Vorbehalt des Vorläufigen und Subjektiven.


  Einer Darstellung der jüngsten Vergangenheit auszuweichen ist dennoch kein überzeugender Ausweg aus diesem Dilemma. «Ohne letztlich praktische Forschungsabsicht kann es in der Staatslehre weder fruchtbare Fragen noch wesentliche Antworten geben», heißt es in der posthum erschienenen «Staatslehre» des von Hitler in die Emigration gezwungenen, schon 1933 verstorbenen deutschen Juristen Hermann Heller. Einen Beitrag zur Ortsbestimmung der Gegenwart zu leisten sollte nach meiner Überzeugung eine der «letztlich praktischen Forschungsabsichten» der Geschichtswissenschaft sein, und das vor allem dann, wenn diese sich mit der Zeitgeschichte beschäftigt.


  Ausgangspunkt, Leitmotiv und normativer Fluchtpunkt meiner «Geschichte des Westens» ist die Frage nach dem, was ich das normative Projekt des Westens nenne: den Werten und Maßstäben, die sich in einem Teil Europas, dem «lateinischen», von der Westkirche geprägten Teil des alten Kontinents, unter historisch einzigartigen Bedingungen über Jahrhunderte hinweg entwickelt und in den amerikanischen und französischen Menschenrechtserklärungen des späten 18.Jahrhunderts ihren klassischen Ausdruck gefunden haben. Der transatlantische Westen hatte damit das Thema, an dem er sich fortan abarbeiten mußte.


  Die Geschichte des Okzidents in den zweihundert Jahren zwischen den magischen Jahren 1789 und 1989 war nicht nur, aber zu wesentlichen Teilen eine Geschichte von Kämpfen um die Aneignung oder Verwerfung der Menschheitsideen, die das Erbe der beiden atlantischen Revolutionen von 1776 und 1789 ausmachen. Dies ist der erste von drei Gesichtspunkten, von denen ich in meiner Darstellung ausgehe. Ich betrachte die Geschichte des Westens aber auch, zweitens, als eine Geschichte von Verstößen gegen die eigenen Werte und drittens als eine Geschichte der permanenten Selbstkorrektur oder einer produk­tiven Selbstkritik.


  Der große Demokratisierungsschub, der von den friedlichen Revolutionen von 1989 ausging, hat die Kämpfe um die Aneignung oder Verwerfung der Ideen von 1776 und 1789 innerhalb des Westens zu einem gewissen, wenn auch keineswegs vollständigen und endgültigen Abschluß gebracht. Weltweit aber geht die Auseinandersetzung um den universellen Geltungsanspruch der unveräußerlichen Menschenrechte weiter. Sie verspricht, eines der großen Themen des 21.Jahrhunderts, vielleicht ihr beherrschendes Thema zu werden.


  In den Geschichts- und Sozialwissenschaften ist das Interesse an normativen Fragen wie der Entwicklung der Theorie und Praxis der Menschenrechte und der Demokratie in den letzten Jahren in einem Maß gewachsen, das es nahelegt, von einem «normative turn» zu sprechen. Neu ist dieses Forschungsinteresse freilich durchaus nicht. So hat, um nur ein Beispiel aus der Blütezeit des Historismus zu nennen, Johann Gustav Droysen in seiner in den 1850er Jahren entstandenen «Historik» die Bedeutung einer historischen «Interpretation nach den sittlichen Mächten und Ideen» betont und in diesem Zusammenhang das Wort vom «ethischen Horizont» eines Volkes und einer Zeit geprägt.


  Die westlichen Demokratien verfügen ungeachtet aller inneren Gegensätze über einen solchen gemeinsamen Horizont, und es gehört zu ihrem Selbstverständnis, daß sie aus ihrem Werthorizont einen Welthorizont zu machen streben. Doch von der Erreichung dieses Zieles, einer Globalisierung ihrer Normen, sind sie noch weit entfernt. Zu ­einem guten Teil hat sich der Westen diesen Befund selbst zuzuschreiben: Seine politische Praxis tendiert häufig dazu, sein normatives Projekt zu dementieren. Eben davon war in dieser «Geschichte des ­Westens» immer wieder die Rede, und darüber wird auch im letzten Band mehr als einmal zu sprechen sein.


  Nachdem auch der letzte Band geschrieben ist, habe ich erneut zu danken. Die Robert Bosch Stiftung, die Gerda Henkel Stiftung, die Alfried Krupp von Bohlen und Halbach Stiftung, die Hans Ringier Stiftung und die ZEIT Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius haben es mir ermöglicht, die sachkundige Hilfe meiner langjährigen Mitarbeiterin Monika Roßteuscher sowie die von Sarah Bianchi, Dario Prati, Kieran Heinemann und Angelo D’Abundo in Anspruch zu nehmen. Monika Roßteuscher, Angela Abmeier, Gretchen Seehausen, Kieran Heinemann und Angelo D’Abundo haben mein handschriftliches Manuskript in die Form einer druckfertigen PC-Fassung gebracht. Ihnen allen gilt mein herzlicher Dank. Das Institut für Geschichtswissenschaften der Humboldt-Universität zu Berlin, an dem ich von 1991 bis 2007 lehrte, hat mir einen Raum mitsamt dem technischen Gerät zur Verfügung gestellt, wofür ich stellvertretend meinen Kollegen Michael Borgolte, Alexander Nützenadel und Peter Burschel sowie, was die administrative Betreuung angeht, Frau Gisela Grabo zu Dank verpflichtet bin.


  Auf der Seite des Verlages C.H.Beck hat sein Cheflektor Detlef Felken auch diesen Band mit gleichbleibender freundlicher Aufmerksamkeit gelesen. Alexander Goller hat mir viele wertvolle Hinweise gegeben und das Register erstellt. Frau Janna Rösch, Frau Simone Gundi und Frau Bettina Braun waren eine unentbehrliche Hilfe beim Korrektur­lesen. Für alles dies bin ich dankbar.


  Danken möchte ich schließlich einer «sine qua non»: Ohne meine Frau hätte ich das Vorhaben, das mich in den letzten zwölf Jahren beschäftigt hat, gar nicht in Angriff nehmen und bewältigen können. Was die «Geschichte des Westens» ihren Fragen, Denkanstößen und kritischen Kommentaren verdankt, weiß nur ich. Ihr ist deshalb auch der vorliegende letzte Band gewidmet.
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        HeinrichAugustWinkler

      
    

  


  Einleitung


  Der Untergang des Sowjetimperiums in den Jahren 1989 bis 1991 war fraglos ein tiefer weltgeschichtlicher Einschnitt. Doch historische ­Zäsuren bedeuten nie einen völligen Kontinuitätsbruch. Nach der Epochenwende der Jahre 1989 bis 1991 zeigte sich vielmehr rasch die ­Beharrungskraft älterer, lange Zeit eher latent nachwirkender Traditionen: in Rußland etwa in Gestalt der schroff antiwestlichen Ausrichtung der orthodoxen Kirche und eines Großmachtdenkens, das aus der Zeit des Zarenreichs stammt, auf dem Balkan in einer zerstörerischen Renaissance von Nationalismen, die der jugoslawische Vielvölkerstaat unter Tito nur autoritär und oberflächlich überwunden hatte. Relativiert wird die Zäsur der Jahre 1989 bis 1991 auch dadurch, daß vieles von dem, was in den neunziger Jahren als umstürzend neu empfunden wurde, schon sehr viel früher begonnen hatte. Daß das Ende des Ost-West-Konflikts einen gewaltigen Globalisierungsschub zur Folge hatte, steht außer Frage. Aber er setzte nur fort, was mit der Internationa­lisierung der Produktion und der Arbeitsteilung, ausgelöst durch die forcierte Industrialisierung von Ländern der Dritten Welt, der asiatischen «Tigerstaaten» wie Singapur, Südkorea, Taiwan und Malaysia, begonnen hatte. Dasselbe gilt von der Deregulierung der internatio­nalen Finanzmärkte, die in den frühen achtziger Jahren voll einsetzte: Der Zusammenbruch des europäischen Kommunismus gab einem Prozeß Auftrieb, der schon in vollem Gange war, als die friedlichen Revolutionen von 1989 das definitive Ende der Nachkriegszeit einleiteten.


  Weit hinter 1989 zurück reicht auch die wachsende Staatsverschuldung in den westlichen Industrieländern, an ihrer Spitze den USA. Unter der Präsidentschaft Ronald Reagans waren es vor allem die gigantischen Rüstungsausgaben, die die Haushaltsdefizite anschwellen ließen. Die Konsolidierung des Bundesetats unter Bill Clinton war nur von kurzer Dauer. Der «Krieg gegen den Terror», mit dem Präsident George W. Bush die Anschläge vom 11. September 2001 beantwortete, wurde ebenso auf Pump finanziert wie einige Jahrzehnte zuvor unter Lyndon B. Johnson der Vietnamkrieg. Was die amerikanische Volkswirtschaft zusätzlich bedrohte, war die unter Clinton begonnene großzügige Förderung von Wohneigentum in den Händen einkommensschwacher ­Familien über nur scheinbar günstige «subprime loans». Sie trieben die Verschuldung der privaten Haushalte in bisher ungekannte Höhen– eine Politik, die entscheidend zum Ausbruch der Weltfinanzkrise im Herbst 2008 beitrug.


  Zu diesem Zeitpunkt gehörte die unipolare Konstellation, wie sie sich nach der Auflösung des Ostblocks herausgebildet hatte, bereits der Vergangenheit an. Inzwischen waren die Volksrepublik China, Indien und Brasilien zu «global players» aufgestiegen; China war mittlerweile der größte Käufer amerikanischer Staatsanleihen, also der Gläubiger der USA; Rußland hatte unter der autoritären Herrschaft Wladimir Putins seinen Status als Großmacht wieder festigen können und trat zunehmend neoimperial auf. Die Welt war wieder multipolar geworden. Die Vereinigten Staaten hatten durch den unter fadenscheinigen Gründen begonnenen Irakkrieg von 2003 ihr moralisches Ansehen weltweit aufs Spiel gesetzt und wichtige europäische Verbündete gegen sich aufgebracht. Dazu kam eine andere Seite des «Kriegs gegen den Terror»: die im vermeintlichen Interesse der nationalen Sicherheit der USA betriebene systematische Ausspähung befreundeter Staaten, aber auch der eigenen Bevölkerung durch die National Security Agency (NSA).


  Ein Vierteljahrhundert nach dem Fall der Berliner Mauer, dem Symbolereignis der friedlichen Revolutionen von 1989, erscheint das transatlantische Verhältnis auf den ersten Blick durch Spannungen, Widersprüche und Asymmetrien bestimmt zu sein. Viele Amerikaner sehen in den Europäern wirklichkeitsfremde und selbstsüchtige Profiteure des amerikanischen Anti-Terror-Kampfes. In Europa hat sich dagegen die Vorstellung verbreitet, die Vereinigten Staaten hätten ihre Freiheitsideale einem fast schon wahnhaften Sicherheitsbedürfnis geopfert. Aus der Luft gegriffen sind diese wechselseitigen Vorwürfe durchaus nicht.


  Zu einem innerwestlichen Gegengewicht zu der immer noch mächtigsten Nation der Welt, den USA, ist Europa aber nicht geworden. Die Weltfinanz- und Schuldenkrise hat den Konstruktionsfehler einer der größten Errungenschaften der EU, der gemeinsamen Währung, sichtbar gemacht: das Fehlen einer koordinierten Haushalts-, Finanz- und Wirtschaftspolitik. Statt den Zusammenhalt der Europäer zu fördern, hat die Währungsunion zu einer Renaissance nationaler Ressentiments zwischen «starken» und «schwachen» Mitgliedern der Eurozone geführt. Ihrem Ziel, in wichtigen Fragen der Außen- und Sicherheits­politik mit einer Stimme zu sprechen, ist die Europäische Union kaum näher gekommen.


  Der nichtwestlichen Welt präsentiert sich der Westen heute als ein häufig uneiniges Gebilde. Die westlichen Demokratien vertreten einen schrumpfenden Teil der Weltbevölkerung. Ihre weltwirtschaftliche Bedeutung ist ebenso rückläufig wie ihr geopolitischer Einfluß. Und doch gibt es etwas, was den Westen im Innersten zusammenhält und mehr denn je seine globale Anziehungskraft ausmacht: das normative Projekt der Amerikanischen Revolution von 1776 und der Französischen Revolution von 1789 in Gestalt der unveräußerlichen Menschenrechte, der Herrschaft des Rechts, der Gewaltenteilung, der Volkssouveränität und der repräsentativen Demokratie. Wenn sich Europäer und Amerikaner streiten, handelt es sich meist um einen Disput um unterschied­liche Auslegungen dieser gemeinsamen Werte. Das Projekt der atlantischen Revolutionen des späten 18.Jahrhunderts war klüger als die in männlichen und rassischen Vorurteilen befangenen Verfasser der ersten Menschenrechtserklärungen. Es bildete immer auch ein Korrektiv zur Praxis des Westens, auf das sich alle berufen konnten, denen einige oder sogar alle Menschenrechte vorenthalten wurden.


  Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, beschlossen am 10. Dezember 1948 von der Vollversammlung der Vereinten Nationen, enthielt Versprechungen, die mangels völkerrechtlicher Verbindlichkeit gegenüber den Mitgliedstaaten der neuen Weltorganisation nicht eingeklagt werden konnten. Gleichwohl blieb dieser Beschluß nicht folgenlos. Die westlichen Demokratien machten sie zur Waffe im ideo­logischen Kampf gegen die kommunistischen Diktaturen. Die letzteren konnten auf die Postulate von 1948 verweisen, wenn sie den Kolonialismus europäischer Mächte und die Rassendiskriminierung in den USA anprangerten. Den antikolonialen Befreiungsbewegungen der Dritten Welt und der schwarzen Bürgerrechtsbewegung in den Vereinigten Staaten lieferte die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte eine ­Legitimation ihres Kampfes gegen Unterdrückung und Ausbeutung. Die Dissidenten des Ostblocks konnten seit der Helsinki-Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa von 1975 ihre Regierungen damit konfrontieren, daß diese sich durch ihre Unterschriften zumindest auf dem Papier erneut zu wesentlichen Grundfreiheiten bekannt hatten. Chinesische Bürgerrechtler wie Liu Xiaobo folgen heute dem Beispiel, das ihnen europäische Intellektuelle wie Václav Havel und Andrej Sacharow gegeben haben.


  Die subversive Kraft der Ideen von 1776 und 1789 hat sich noch längst nicht erschöpft. Sie hat die westlichen Demokratien zu immer neuen Korrekturen ihrer Politik gezwungen und letztlich aus dem normativen Projekt einen normativen Prozeß gemacht. Wenn die Nationen des Westens mit ihren Abweichungen von den eigenen Werten in Geschichte und Gegenwart schonungslos ins Gericht gehen, können sie auch gegenüber nichtwestlichen Gesellschaften glaubwürdig für ihre größte Errungenschaft eintreten und an dem festhalten, was den Kern des normativen Projekts des Westens ausmacht: dem universellen Charakter der unveräußerlichen Menschenrechte. Solange diese Rechte nicht weltweit umfassend verwirklicht sind, bleiben die Ideen von 1776 und 1789 ein unvollendetes Projekt. Der Westen gäbe sich selbst auf, wenn er sich mit diesem Zustand abfinden würde.


  1.

  Vom Triumph zur Tragödie: 1991–2001


  Von Maastricht nach Schengen: Die Europäische Union zwischen Vertiefung und Erweiterung


  Am 9. und 10. Dezember 1991 trafen die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Gemeinschaft in Maastricht zu einer ihrer denkwürdigsten Sitzungen zusammen. Das Ergebnis der Beratungen war ein qualitativer Sprung in der Geschichte der westeuropäischen Integration: das Vertragswerk von Maastricht, das die Europäische Gemeinschaft auf dem Weg zur Wirtschafts- und Währungsunion einen großen, auf dem Weg zu einer Politischen Union einen sehr viel kleineren Schritt voranbrachte.


  Noch am 6. November 1991 hatte Bundeskanzler Kohl vor dem Deutschen Bundestag erklärt, es sei eine Lehre der jüngeren Geschichte, und zwar nicht nur der Deutschlands, «daß die Vorstellung, man könne eine Wirtschafts- und Währungsunion ohne Politische Union auf Dauer erhalten, abwegig ist». Die Politische Union war für Kohl nichts anderes als die Vorstufe eines noch ehrgeizigeren Ziels: eines europäischen Bundesstaates oder, wie er es mehrfach formulierte, der Vereinigten Staaten von Europa. Doch mit der Einsetzung von zwei getrennten Regierungskonferenzen – einer zu den Fragen der Wirtschafts- und Währungsunion, einer zu den Fragen der Politischen Union – im Dezember 1990 waren die Weichen in einer Richtung gestellt worden, die sich ein Jahr später nur noch mit einem großen politischen Kraftaufwand hätte korrigieren lassen.


  Daß Bundeskanzler Kohl und Staatspräsident Mitterrand sich im Dezember 1990 in einem gemeinsamen Schreiben an den damaligen Ratsvorsitzenden, den italienischen Ministerpräsidenten Andreotti, zu einer «starken und solidarischen Politischen Union» bekannt hatten, die «bürgernah ist und entschlossen den Weg geht, der ihrer föderalen Berufung entspricht», erwies sich als bloße Absichtserklärung. Hinsichtlich des konkreten Inhalts einer Politischen Union gab es keinen deutsch-französischen Konsens, und von einer «föderalen Berufung» der Europäischen Gemeinschaft wollten zwei der Mitgliedstaaten, Großbritannien und Dänemark, nichts wissen. Das Resultat der beiden Regierungskonferenzen war infolgedessen ungleichgewichtig: relativ präzise in Bezug auf die von den meisten erstrebte Währungsunion, sehr viel weniger verbindlich im Hinblick auf die Politische Union.


  Das Vertragswerk von Maastricht machte aus der Europäischen Gemeinschaft die Europäische Union. Diese bildete fortan den einheitlichen Rahmen oder das gemeinsame Dach über den drei «Säulen» Europäische Gemeinschaft, Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und Zusammenarbeit in der Justiz- und Innenpolitik. Supranationale Zusammenarbeit prägte nur die erste Säule, die außer den neuen Vereinbarungen über die Wirtschafts- und Währungsunion die Verträge über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und EURATOM umfaßte. Die zweite und die dritte Säule betrafen die Bereiche der intergouvernementalen Zusammenarbeit.


  Die erste Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion mit den Schwerpunkten Liberalisierung des Kapitalverkehrs und Annäherung der Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten hatte bereits am 1. Januar 1990 begonnen. Der Beginn der zweiten Stufe, in der eine unabhängige europäische Zentralbank geschaffen werden sollte, wurde auf den 1. Januar 1994, der Beginn der dritten Phase auf den 1. Januar 1999 festgelegt. In dieser letzten Stufe galt es, eine gemeinsame europäische Währung zu schaffen und die Kompetenzen in der Währungspolitik von den Mitgliedstaaten auf die Gemeinschaft zu übertragen. Die Festlegung des Datums 1. Januar 1999 als Beginn der dritten Phase war ein politisches Zugeständnis von Bundeskanzler Kohl, der damit entgegen den Bedenken des Vizepräsidenten der Bundesbank, Hans Tietmeyer, die Währungsunion faktisch unumkehrbar machte.


  Der Vertrag über die Europäische Union, ein Kernbestandteil des Vertragswerks von Maastricht, bekannte sich in Anknüpfung an die Präambel der Römischen Verträge von 1957 zum Ziel eines «immer engeren Zusammenschlusses» (ever closer union) und zum Subsidiaritätsprinzip, wonach die jeweils höhere Ebene nur dann Aufgaben an sich ziehen durfte, wenn die Kräfte der niedereren Ebene nicht ausreichten, um die entsprechenden Funktionen zu erfüllen. Neben die Staatsbürgerschaft trat die Unionsbürgerschaft, verbunden mit dem aktiven und passiven Kommunalwahlrecht nach dem Wohnortprinzip. Ein neu geschaffener Ausschuß der Regionen gab den regionalen und Gebietskörperschaften die Möglichkeit, ihre Interessen geltend zu machen. Dem Europäischen Parlament wurde im Zuge des «Mitentscheidungsverfahrens» für eine Reihe von Materien ein gestaffeltes Vetorecht gegenüber Initiativen des Europäischen Rats zugestanden. Außerdem hing die Ernennung der Kommission nunmehr von der Zustimmung des Europäischen Parlaments ab.


  Großbritannien hatte sich das Recht ausbedungen, an der dritten Stufe der Währungsunion nicht teilzunehmen. Ein weiteres «opt-out» sicherte sich das Vereinigte Königreich im Hinblick auf das Sozialkapitel, das infolgedessen in einem eigenen, nur von den übrigen elf Mitgliedern unterzeichneten Abkommen über die Sozialpolitik geregelt wurde. Der britische Premierminister John Major, ein geschworener Gegner des Begriffs «föderal», des verpönten «f-word», und überzeugter Fürsprecher nationalstaatlicher Souveränität, war auch maßgeblich beteiligt an der strikt intergouvernementalen Ausrichtung der Zusammenarbeit in den Bereichen Außen- und Sicherheitspolitik sowie Justiz- und Innenpolitik. Deutschen Vorstellungen von einer Politischen Union hätte es entsprochen, auch in diesen Politikfeldern in stärkerem Maß auf supranationale Zusammenarbeit zu setzen, das Prinzip der Einstimmigkeit im Rat durch Mehrheitsentscheidungen zu ersetzen und dem Europäischen Parlament sehr viel umfassendere Kontrollbefugnisse gegenüber der Kommission einzuräumen, als es der Vertrag über die Europäische Union tat.


  Was die Ausgestaltung der gemeinsamen Währung anging, konnte sich die Bundesrepublik Deutschland weitgehend durchsetzen. Der Europäischen Zentralbank (EZB) wurde eine Unabhängigkeit zugesprochen, die jener der Deutschen Bundesbank entsprach; in ihrem obersten Beschlußgremium, dem Zentralbankrat, waren die Präsidenten der Notenbanken der Mitgliedstaaten mit je einer Stimme vertreten. Die Mitgliedstaaten waren verpflichtet, übermäßige Defizite zu vermeiden. Für alle sollten die «Maastricht-Kriterien» gelten: Das geplante und tatsächliche Haushaltsdefizit durfte in der Regel 3Prozent, der öffentliche Schuldenstand 60Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen nicht übersteigen. Die Konvergenzkriterien des 1979 in Kraft getretenen Europäischen Währungssystems in Bezug auf Kosten, Inflationsraten, Zinsen und Staatsdefizite galten weiter. Nur wenn die Mitgliedstaaten auf diesen Gebieten weitere Fortschritte machten, konnte die dritte Phase der Währungsunion, wie geplant, 1999 beginnen. Danach galt das Prinzip der «sovereign debt», wonach jeder Mitgliedstaat das Risiko eines Zahlungsausfalls selbst tragen mußte; der Zahlungsausfall löste, so gesehen, das Inflations- und Wechselkursrisiko ab. Aus dem Prinzip der souveränen Staatsschuld folgte das «no-bail-out-Prinzip»: Eine Haftung für die Schulden anderer Mitgliedstaaten der Währungsunion war ausgeschlossen.


  Alle Sicherungen genügten aber nicht, um Bedenken von Experten und Politikern auszuräumen. Die Europäische Währungsunion war, worauf der amerikanische Wirtschaftswissenschaftler Barry Eichengreen bereits 1992 hinwies, ein höchst heterogener Wirtschaftsraum, in dem leistungsstarke Länder mit traditionell hoher Haushaltsdisziplin und Geldwertstabilität weniger leistungsfähigen Ländern gegenüberstanden, die sich mehr als andere an Inflation und Schuldenmachen gewöhnt hatten. Die Einführung einer gemeinsamen europäischen Währung bedeutete sinkende Zinsen, und diese steigerten die Versuchung der staatlichen wie der nichtstaatlichen Wirtschaftssubjekte, höhere Schulden zu machen. Gleichzeitig mußte eine europäische Währungsunion mit stabilen Preisen den Wettbewerbsdruck erhöhen und die Folgen unternehmerischer Fehlentscheidungen verschärfen. Um diesen Gefahren wirksam entgegenzutreten, hätte es einer strikten europäischen Bankenaufsicht, einer echten Fiskalunion und letztlich einer effektiven Politischen Union bedurft, die eine Angleichung der Haushalts- und Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten notfalls mit automatischen Sanktionen erzwingen konnte. Dieses Junktim aber gab es nicht: Es war preisgegeben worden, als die Bundesrepublik Deutschland, um die Wiedervereinigung nicht mit der Hypothek eines deutsch-französischen Zerwürfnisses zu belasten, 1989/90 de facto dem Vorrang der Währungsunion vor der Politischen Union zugestimmt hatte.


  In Deutschland, dem der Abschied von seiner, der stärksten europäischen Währung besonders schwerfiel, waren die Bedenken gegen eine europäische Gemeinschaftswährung entsprechend stark ausgeprägt. Sie wurden von Wirtschaftswissenschaftlern, Juristen und Politikern, vor allem aus den Reihen der Freien Demokraten, aber auch der Grünen, erhoben. In mehreren Verfassungsbeschwerden gegen das am 7. Februar 1992 unterzeichnete, am 2. Dezember 1992 vom Bundestag mit überwältigender Mehrheit ratifizierte Vertragswerk von Maastricht machten die Kläger geltend, daß durch die Übertragung von Souveränitätsrechten auf die supranationale Europäische Union der Deutsche Bundestag entmachtet und das Demokratieprinzip unterhöhlt werde. Überdies würden durch die Verlagerung bestimmter Kompetenzen die deutschen Grundrechte verletzt, da über grundrechtsrelevante Themen nun auf europäischer und nicht mehr auf deutscher Ebene entschieden werde. Die entsprechende Neufassung des Artikels 23 des Grundgesetzes, die den EU-Vertrag legitimierte, sei grundgesetzwidrig, weil sie gegen wesentliche, nach der «Ewigkeitsklausel» des Artikels 79, Absatz 3, unabänderliche Verfassungsprinzipien verstoße.


  Das Bundesverfassungsgericht wies in seinem «Maastricht-Urteil» vom 12. Oktober 1993 die Beschwerden mit der Begründung zurück, daß die vom Grundgesetz garantierten Grundrechtsstandards auch für das Gemeinschaftsrecht der EU gälten. Das Demokratieprinzip hindere die Bundesrepublik Deutschland nicht an der Mitgliedschaft in einer supranational organisierten Gemeinschaft. Voraussetzung der Mitgliedschaft sei aber, daß eine vom Volk ausgehende Legitimation und Einflußnahme auch innerhalb des «Staatenverbundes» (eine begriffliche Neuschöpfung des Bundesverfassungsgerichts) gesichert sei. Diese Legitimation erfolge in Rückkopplung des Handelns europäischer Organe an die Parlamente der Mitgliedstaaten. Hinzu trete das Europäische Parlament. Dessen stützende Funktion ließe sich verstärken, wenn es nach einem für alle Mitgliedstaaten einheitlichen, repräsentativen Wahlrecht gewählt würde und sein Einfluß auf Politik und Rechtsetzung der Gemeinschaft wachse. Eine Übertragung von Kompetenzen auf die Europäische Union müsse auf bestimmte Bereiche begrenzt bleiben und durch ausdrückliche Ermächtigung des deutschen Gesetzgebers erfolgen; eine einseitige Ausweitung der Gemeinschaftskompetenzen über den Text des EU-Vertrages hinaus dürfe es nicht geben. «Entscheidend ist, daß die demokratischen Grundlagen der Union schritthaltend mit der Integration ausgebaut werden und daß auch im Fortgang der Integration in den Mitgliedstaaten eine lebendige Demokratie erhalten bleibt.» Keine weitere Integration ohne gleichzeitige Stärkung der demokratischen Legitimation der Europäischen Union und Aufrechterhaltung der Demokratie in den Mitgliedstaaten: Auf diese knappe Formel ließ sich das «Maastricht-Urteil» des Bundesverfassungsgerichts bringen.


  Auch in anderen Mitgliedstaaten stieß die Ratifizierung des Vertragswerks auf Schwierigkeiten. In Großbritannien mußte Premierminister John Major nach einer verbissenen Kampagne der konservativen Maastricht-Gegner, darunter seiner Vorgängerin Margaret Thatcher, die letzte Abstimmung am 23. Juli 1993 mit der Vertrauensfrage verbinden, um eine Mehrheit im Unterhaus sicherzustellen. In Frankreich ließ Staatspräsident Mitterrand, weil er sich einen persönlichen Popularitätsgewinn davon versprach, die Franzosen am 20. September 1992 in einem Referendum über das Vertragswerk abstimmen. Das Ergebnis war eine knappe Mehrheit von 51,1Prozent Ja-Stimmen: ein Resultat, das freilich eher Unzufriedenheit mit der Person und der Politik des Präsidenten als Unbehagen über den Vertragsinhalt widerspiegelte.


  In Dänemark, das als erster Staat das Vertragswerk ratifiziert hatte, fand ebenfalls ein Referendum statt. Es erbrachte am 2. Juni 1992 eine Mehrheit von 50,7Prozent gegen die Verträge von Maastricht. Nachdem die Gemeinschaft Dänemark auf dem Gipfel von Edinburgh im Mai 1993 in den besonders umstrittenen Punkten – Unionsbürgerschaft, Recht auf Nichtbeteiligung an der dritten Stufe der Währungsunion, also auf Beibehaltung der dänischen Krone, eigenständige Außen- und Verteidigungspolitik – Ausnahmerechte in Gestalt von «opt-outs» zugestanden hatte, wurden die Dänen am 18. Mai 1993 erneut an die Urnen gerufen. Diesmal stimmten sie mit 56,8Prozent dem überarbeiteten Vertragswerk zu. Der Schock des ursprünglichen Nein wirkte aber nach: Es unterstrich nicht nur die anhaltende Distanz der souveränitätsstolzen Dänen zur Europäischen Union, es machte auch deutlich, daß die Regierungen das Projekt der europäischen Einigung allzu lange als Exekutivdomäne betrachtet und seiner Legitimation durch den Souverän, die Bevölkerung des jeweiligen Mitgliedstaates, keine besondere Beachtung geschenkt hatten. Als das Vertragswerk von Maastricht am 1. November 1993, zweieinhalb Wochen nach dem Urteil des deutschen Bundesverfassungsgerichts, in Kraft trat, war noch offen, welche Schlußfolgerungen die Regierungen und die Europäische Union aus diesem Sachverhalt ziehen würden.


  Das Vertragswerk von Maastricht war eben erst unterzeichnet, als die dort vorgesehene Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik auf eine erste Probe gestellt wurde. Am 2. April 1992 begann mit dem Angriff der «Tiger», einer serbischen Freiwilligentruppe unter dem Befehl von Željko Ražnatović («Arkan»), auf das grenznahe bosnische Dorf Bijeljina ein neues Kapitel in der Geschichte der jugoslawischen Nachfolgekriege. Am 6. April erkannten die USA und die Europäische Gemeinschaft Bosnien-Herzegowina als unabhängigen Staat an. Tags darauf wurde die «Serbische Republik Bosnien und Herzegowina» ausgerufen. Unmittelbar danach rückten Teile der insgesamt 250.000 Mann starken, von General Ratko Mladić befehligten Armee der «Republika Srpska», unterstützt von der Jugoslawischen Volksarmee, in Ostbosnien ein, wo sie sofort mit der Vertreibung der dort ansässigen nichtserbischen Bevölkerung begannen. Nach der Einnahme der kleinen Stadt Foća, die seit dem 8. April mit Granaten und Artillerie der serbischen Armee beschossen worden war, wurden die bosnischen Männer von den Frauen getrennt, auf die Brücken über die Sutjeska getrieben und erschossen; die Leichen warf man in den Fluß. Ähnliche Verbrechen verübten die Verbände der bosnischen Serben in anderen Orten Ostbosniens. Bis zum Juli 1992 hatten Mladićs Truppen schon zwei Drittel des Territoriums von Bosnien-Herzegowina unter ihrer Kontrolle.


  Sarajewo war zu diesem Zeitpunkt längst von bosnisch-serbischen Einheiten umzingelt. Von den umliegenden Bergen aus wurde die Hauptstadt von Bosnien-Herzegowina nahezu pausenlos mit Granaten beschossen; Scharfschützen zielten willkürlich auf Zivilisten, wo immer sie in ihr Visier gerieten. Am 25./26. August 1992 wurde die Nationalbibliothek, ein Symbol der multikulturellen Vielfalt Bosniens, zerstört; rund 2Millionen Bücher sowie viele wertvolle Handschriften und Inkunabeln wurden dabei vernichtet.


  Von massiven Reaktionen des Westens aber konnte keine Rede sein. In Washington war man der Meinung, die Führung in Sachen Bosnien müsse bei den Europäern liegen: So äußerte sich Ende Juni 1992 Außenminister Baker im Auftrag von Präsident Bush telefonisch gegenüber dem besorgten Bundeskanzler Kohl. Die Europäische Gemeinschaft aber war tief gespalten: Frankreich und Großbritannien wollten sich nicht in einen Konflikt mit Serbien ziehen lassen; in Deutschland wiederum vertraten vor allem die Freien Demokraten weiterhin den Standpunkt, daß das Grundgesetz irgendeine Art von Bundeswehreinsatz außerhalb des Bündnisgebiets ausschließe – eine Position, an der sich nichts änderte, als Hans Dietrich Genscher am 17. Mai 1992 als Außenminister zurücktrat und in diesem Amt von seinem Parteifreund Klaus Kinkel abgelöst wurde. Die Bemühungen von Lord Carrington, dem Vermittler der EG im ehemaligen Jugoslawien, konnten infolgedessen keine praktischen Wirkungen zeitigen.


  Dasselbe galt von den Vereinten Nationen. Sie hatten im September 1991 ein Waffenembargo gegen das damals formell noch bestehende Jugoslawien verhängt. Am 30. Mai 1992, drei Tage nach dem «Brotschlangenmassaker», bei dem serbische Scharfschützen 16 Bewohner von Sarajewo getötet hatten, folgte ein Wirtschafts- und Sicherheitsembargo des Sicherheitsrates gegen die Bundesrepublik Jugoslawien, zu der sich Ende April Serbien und Montenegro zusammengeschlossen hatten. Da das vorangegangene Embargo weiter bestand, aus Sicht der UNO also auch für Bosnien-Herzegowina galt, und Serbien im Unterschied zu Bosnien-Herzegowina militärisch gut ausgerüstet war, bedeutete der Beschluß vom 30. Mai wenig mehr als eine Mißfallensbekundung gegenüber Belgrad. Solidarität erfuhren die muslimischen Bosniaken einstweilen nur von islamischen Staaten, darunter Saudi-Arabien, Kuwait, Malaysia und Indonesien. Von ihnen erhielt die Regierung von Alija Izetbegović Geld in Höhe von mehreren Millionen Dollar, mit denen illegal Waffen gekauft wurden. Überdies kamen etwa 1500 muslimische freiwillige «Dschihad-Kämpfer» nach Bosnien, um ihren bedrohten Glaubensgenossen im Kampf gegen die Christen zu helfen.


  Anfang August 1992 sorgte eine Reportage des britischen Fernsehsenders Channel 4 aus Omarska, einem von den bosnischen Serben errichteten Lager für Bosniaken und bosnische Kroaten, die im Zuge der «ethnischen Säuberungen» aus ihren Wohnorten vertrieben worden waren, für weltweites Entsetzen. Die Zahl der Häftlinge belief sich weit über 5000; über 700 wurden ermordet und in Massengräbern verscharrt, zahllose Frauen vergewaltigt; Folterungen und andere Mißhandlungen waren gang und gäbe. Die ausgemergelten Menschen, die die Zuschauer zu sehen bekamen, erinnerten fatal an Bilder aus deutschen Konzentrationslagern, die 1945 von den Alliierten befreit worden waren.


  Der britische Premierminister John Major, um diese Zeit Ratsvorsitzender der EG, berief daraufhin für Ende August eine internationale Bosnienkonferenz nach London ein. Sie bestätigte das Recht der Republik Bosnien-Herzegowina auf territoriale Integrität und Selbstverteidigung. Schwere Waffen sollten der Aufsicht der Vereinten Nationen unterstellt und die Leistung von humanitärer Hilfe auf jede Weise sichergestellt werden – das letztere nicht zuletzt deshalb, weil sich nur so der Strom von bosnischen Flüchtlingen nach Mittel- und Westeuropa, vor allem nach Deutschland, eindämmen ließ. Außerdem wurde eine Kommission zur Untersuchung von Kriegsverbrechen eingesetzt. Cyrus Vance und Lord Owen, die ehemaligen Außenminister der USA und Großbritanniens, erhielten den Auftrag, auf der Grundlage der Londoner Beschlüsse in Genf Verhandlungen mit allen Konfliktparteien aufzunehmen, um zu einer Friedenslösung für Bosnien-Herzegowina zu gelangen.


  Im Januar 1993 legten die Vermittler Vance und Owen nach siebenmonatigen Beratungen einen Plan zur Aufgliederung von Bosnien-Herzegowina in zehn Kantone vor, die zwar nicht ethnisch homogen waren, in denen aber jeweils eine Ethnie dominierte. Die Regierung Izetbegović stimmte diesem Vorschlag trotz schwerer Bedenken zu. Zunächst tat das auch der Ministerpräsident der Republika Srpska, Radovan Karadžić. Das Parlament der bosnischen Serben in Pale aber beschloß Mitte Mai, die Zustimmung zu dem Plan von einem Referendum abhängig zu machen, und dieses erbrachte eine Mehrheit gegen die Vorschläge der Vermittler.


  Mit dem Vance-Owen-Plan unzufrieden waren auch die Kroaten. Bereits Ende März 1991 hatte sich der kroatische Präsident Franjo Tudjman in Karadjordjevo mit seinem serbischen Kollegen Slobodan Milošević getroffen, um mit diesem unter anderem eine mögliche Aufteilung von Bosnien-Herzegowina zwischen Kroatien und Serbien, also zu Lasten der muslimischen Bosniaken, zu erörtern. Im Juli 1992 hatte die nationalistische Richtung der bosnischen Kroaten um Mate Boban auf dem Territorium von Bosnien-Herzegowina einen eigenen Staat, Herceg-Bosna, ausgerufen; seit Januar 1993 erfreute sie sich der nachdrücklichen Unterstützung Tudjmans. Im Mai 1993 trafen sich Boban und Karadžić in Graz, um über eine Aufteilung von Bosnien-Herzegowina zu sprechen. Danach kam es zum offenen Krieg zwischen Kroaten und Muslimen. Ein Akt des Vandalismus, die Zerstörung der historischen, aus dem 16.Jahrhundert stammenden Brücke über die Neretva in Mostar, dem einstigen Symbol des friedlichen Zusammenlebens von Muslimen, Kroaten und Serben, durch den kroatischen Verteidigungsrat am 9. November 1993 war der weltweit beachtete Höhepunkt des kroatisch-bosniakischen Krieges.


  Während die Kroaten gegen die Muslime kämpften, gingen die «ethnischen Säuberungen» der Serben in Ostbosnien weiter. Willkürliche Erschießungen bosnischer Männer waren dabei ebenso an der Tagesordnung wie Vergewaltigungen bosnischer Frauen. Eine vom Generalsekretär der Vereinten Nationen, dem Ägypter Boutros Boutros-Ghali, im Oktober 1993 eingesetzte Kommission kam in einem Zwischenbericht zu dem Ergebnis, daß diese Vergewaltigungen in manchen Regionen den Charakter einer systematisch betriebenen «Politik» trugen. Bereits ein Jahr vor der Einsetzung der Kommission, am 9. Oktober 1992, hatte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, um serbische Bombenabwürfe zu verhindern, ein Verbot aller Flüge über Bosnien-Herzegowina verhängt. Die Umsetzung dieser Entscheidung ließ aber auf sich warten: Erst am 7. April 1993 nahm die NATO Flüge zur Überwachung des Luftraums über Bosnien auf. An ihnen beteiligte sich auch die Bundeswehr mit AWACS-Flugzeugen.


  Der entsprechende Beschluß der Bundesregierung vom 2. April blieb nicht unwidersprochen. Die mitregierenden Freien Demokraten wollten die damit verbundenen verfassungsrechtlichen Fragen durch einen Eilantrag vom Bundesverfassungsgericht klären lassen; die SPD erhob in ihrem Eilantrag zusätzlich auch politische Bedenken. Am 8. April lehnte das Karlsruher Gericht den Erlass einer Einstweiligen Anordnung gegen den Beschluß der Bundesregierung mit der Begründung ab, daß ein solcher Rechtsakt einen nicht wieder gutzumachenden Vertrauensverlust bei den Bündnispartnern der Bundesrepublik zur Folge hätte. Das endgültige Urteil in der Frage der «out of area»-Einsätze erging am 12. Juli 1994. Demnach waren humanitäre und militärische Einsätze der Bundeswehr auch außerhalb des Bündnisgebiets aufgrund der Zugehörigkeit der Bundesrepublik zu einem System der kollektiven Sicherheit zulässig. Die Bundesregierung mußte jedoch in der Regel vorab, in Ausnahmesituationen nachträglich, die «konstitutionelle» Zustimmung des Bundestages mit einfacher Mehrheit einholen. Die Anträge der SPD und der Freien Demokraten waren damit abgewiesen. In der Bundestagssitzung vom 22. Juli 1994 erklärte Genschers Nachfolger im Amt des Außenministers, Klaus Kinkel, auch nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts werde die Bundesrepublik die «bewährte Kultur der Zurückhaltung» in militärischen Fragen beibehalten. Nach der anschließenden Debatte billigte der Bundestag mit überwältigender Mehrheit die Bundeswehreinsätze, deren Zweck es war, Bombenangriffe auf Bosnien-Herzegowina zu verhindern.


  Was immer zur Abwehr der serbischen Aggression geschah, ging nicht auf europäisches, sondern auf amerikanisches Betreiben zurück. Das galt für die wirtschaftlichen Sanktionen, die der Sicherheitsrat Ende Mai 1992 verhängte, wie für den Beschluß desselben Gremiums vom Oktober 1992, eine Flugverbotszone über Bosnien-Herzegowina zu errichten. Einen Einsatz amerikanischer Bodentruppen im ehemaligen Jugoslawien aber schloß die Regierung Bush aus. Bushs Nachfolger, der Demokrat Bill Clinton, und sein Außenminister Warren Christopher drängten die europäischen Verbündeten seit März 1993, eine Interventionstruppe von 50.000 Mann aufzustellen, die nach Annahme des Vance-Owen-Planes durch alle Beteiligten für die Aufrechterhaltung der Waffenruhe in Bosnien-Herzegowina sorgen sollte, stießen dabei aber auf den entschiedenen Widerspruch Frankreichs. Von einem stärkeren militärischen Engagement der USA schreckte Clinton einstweilen, nicht anders als sein Vorgänger Bush, zurück.


  Es bedurfte zahlloser Verletzungen des Flugverbots über Bosnien-Herzegowina durch die bosnischen Serben und ihres bislang schwersten Angriffs auf Sarajewo, des «Marktmassakers» vom 5. Februar 1994, bei dem 68 Menschen durch Mörserbeschuß getötet wurden, um den ersten Militärschlag gegen die Aggressoren auszulösen. Am 28. April wurden vier serbische Kampfflugzeuge abgeschossen, die in die «No-fly-Zone» eingedrungen waren. Ein Ultimatum der NATO bewirkte, daß die Serben den Beschuß der bosnischen Hauptstadt einstellten und sich aus den Bergen um Sarajewo zurückzogen, so daß der Flughafen der bosnischen Hauptstadt wieder angeflogen werden konnte. Die Mißhandlung der muslimischen Zivilbevölkerung in den verbliebenen bosnischen Enklaven aber dauerte an. Die Errichtung von «sicheren Zonen» in Srebrenica, Tuzla, Žepa, Goražde, Bihać und Sarajewo, die der Sicherheitsrat mit der Resolution 824 vom 6. Mai 1993 verfügt hatte, erwies sich als Vortäuschung falscher Tatsachen: Die Blauhelmtruppen der Vereinten Nationen vermochten mit Ausnahme von Sarajewo nirgendwo Sicherheit zu verbürgen und das Vordringen der bosnischen Serben aufzuhalten. Dagegen gelang es den USA im März 1994, den kroatisch-muslimischen Krieg zu beenden und eine «Konföderation» aus Kroatien und Bosnien-Herzegowina ins Leben zu rufen.


  Die Europäische Gemeinschaft, die seit dem Inkrafttreten des Vertragswerks von Maastricht am 1. November 1993 offiziell Europäische Union hieß, hatte so gut wie nichts zu den wenigen Erfolgen beigetragen, die der zögernde Westen 1993/94 in Bosnien erringen konnte. Als die USA darauf drängten, Bosnien-Herzegowina nicht länger unter dem im September 1991 über ganz Jugoslawien verhängten Waffenembargo leiden zu lassen, widersprach der britische Premierminister John Major mit der Begründung, ein solcher Beschluß des Sicherheitsrates könne zum Sturz seiner Regierung führen. Der französische Staatspräsident Mitterrand wollte Serbien, so gut es ging, vor scharfen Sanktionen bewahren. In der Bundesrepublik gab es auch nach der gerichtlichen Beilegung des Streits um die Zulässigkeit von «out of area»-Einsätzen starke Widerstände gegen jedwede Art von Beteiligung der Bundeswehr an Kampfeinsätzen von alliierten Bodentruppen auf dem Balkan unter dem Dach der Vereinten Nationen.


  Die Demokratien des Westens hatten angesichts des Krieges in Bosnien-Herzegowina bislang versagt, die Europäer aber noch in viel höherem Maß als die USA. Deswegen war auch kein Ende des Krieges in Sicht, als die Bundesrepublik Jugoslawien Anfang August 1994 ihre Unterstützung für die bosnischen Serben offiziell für beendet erklärte. Die Republika Srpska war inzwischen stark genug, um die «ethnischen Säuberungen» mit den eigenen Verbänden und Freiwilligen aus Serbien so brutal wie eh und je fortzusetzen.


  Das Vertragswerk von Maastricht war ein Schritt in Richtung Vertiefung der Europäischen Gemeinschaft. Eine andere Herausforderung, der sich die Zwölf nach der Epochenwende der Jahre 1989 bis 1991 stellen mußten, war die Erweiterung des Staatenverbundes. Solange der Kalte Krieg andauerte, verstand es sich nahezu von selbst, daß nur «westliche» Staaten der EG angehören konnten. Bis auf ein Land waren alle Mitglieder der Gemeinschaft zugleich auch Mitglieder der NATO. Beim neutralen Irland, das 1973 der EG beitrat, glaubte man schon auf Grund seiner exponierten geographischen Lage und seiner engen wirtschaftlichen Verflechtung mit Großbritannien eine Ausnahme machen zu können. Spanien war 1982, vier Jahre vor seiner Aufnahme in die EG, das 16. Mitglied des Atlantischen Bündnisses geworden.


  Nach der Auflösung des Ostblocks taugte das Kriterium der Neutralität nicht mehr als Ausschlußformel oder als Grund, sich nicht um eine Mitgliedschaft zu bewerben. Damit rückte ein Beitritt Schwedens, Finnlands, Österreichs und, wenn sie es denn wollte, der Schweiz in den Bereich des Vorstellbaren. Bemühten sich Finnland und Schweden um Aufnahme in die EU, war auch mit einem Antrag Norwegens auf Mitgliedschaft in der Gemeinschaft zu rechnen. Aber auch die ehedem kommunistisch regierten Länder Ostmittel- und Südosteuropas waren, sofern sie die notwendigen Voraussetzungen erfüllten und eine Aufnahme in die EG beziehungsweise, seit 1993, die EU wünschten, denkbare Beitrittskandidaten. Bereits im Dezember 1989 hatte der Europäische Rat ein umfangreiches Hilfsprogramm zur Förderung einer Umstrukturierung der Wirtschaft für Polen und Ungarn, das Programm «Poland and Hungary: Aid for Restructuring of the Economies», abgekürzt PHARE, beschlossen, das in der Folgezeit auf die meisten Staaten Ostmittel- und Südosteuropas ausgedehnt wurde. Eine Vollmitgliedschaft dieser Länder in der Gemeinschaft erschien damals aber noch in weiter Ferne.


  Innerhalb des Kreises der Zwölf war vor allem Bundeskanzler Kohl ein entschiedener Befürworter einer Nord- und Osterweiterung. Im Falle Österreichs, Schwedens und Finnlands, die alle der Europäischen Freihandelszone, der EFTA, angehörten, gab es weder im Bereich der Wirtschaft noch dem der politischen Kultur größere Hindernisse, die einem Beitritt entgegenstanden. Bei den baltischen Republiken, Polen, der Tschechoslowakei, beziehungsweise seit 1993 Tschechien und der Slowakei, und Ungarn war mit längeren Übergangsfristen zu rechnen. Slowenien und Kroatien sah Kohl in den frühen neunziger Jahren noch nicht als künftige Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft, Rumänien und Bulgarien erst recht nicht, und im Fall der Türkei, die seit 1952 der NATO angehörte und seit 1964 mit der EWG assoziiert war, schloß der Bundeskanzler vorrangig aus Sorge vor der Gefahr eines erstarkenden islamischen Fundamentalismus die Möglichkeit einer Vollmitgliedschaft in der EG dauerhaft aus. Ein weiteres Motiv seiner ablehnenden Haltung war demographischer Natur: Kohl ging davon aus, daß die Türkei wegen ihres Bevölkerungswachstums Deutschland binnen weniger Jahrzehnte als stärkstes Mitgliedsland der Gemeinschaft ablösen würde.


  Daß sich die von Kohl erstrebte Erweiterung der Europäischen Union kaum mit seinen Vorstellungen von einer bundesstaatlichen Vertiefung des Einigungsprozesses vereinbaren ließ, war offenkundig, aber zugleich auch ein Grund, weshalb Großbritannien und Dänemark, die keine weitere Vertiefung wünschten, seine Position in Sachen Erweiterung unterstützten. Frankreich, Italien, Spanien und Portugal hingegen standen jeder Erweiterung äußerst zurückhaltend gegenüber. Sie fürchteten, was die Länder Ostmittel- und Südosteuropas betraf, Nachteile vor allem für ihre Landwirtschaft, wenn die Zahl der Länder sich vermehren sollte, von denen zu erwarten war, daß sie Fördermittel der Gemeinschaft aus dem Agrar- und dem Strukturfonds auf lange Zeit, in großem Umfang und zu Lasten der bisherigen Nutznießer in Anspruch nehmen würden. Im Fall Frankreichs kamen noch andere Besorgnisse hinzu: Zum einen würde die Aufnahme weiterer skandinavischer Staaten die Front der Freihändler innerhalb der EU stärken; zum anderen ließ sich das Bonner Drängen auf Nord- und Osterweiterung auch im Sinn des Strebens nach einer Verstärkung des deutschen Einflusses in Ostmittel- und Südosteuropa deuten.


  Österreich hatte seinen Antrag auf Beitritt bereits im Juli 1989 gestellt. 1991 taten zwei Inselstaaten im Mittelmeer, Malta und Zypern, sowie Schweden, Finnland und Norwegen denselben Schritt. Der Schweizer Antrag erledigte sich dadurch, daß die Eidgenossen sich im Dezember 1992 in einer Volksabstimmung mit der knappen Mehrheit von 50,3Prozent gegen die Mitgliedschaft im Europäischen Wirtschaftsraum, den im Mai desselben Jahres geschaffenen gemeinsamen «Dach» von EG und EFTA, ablehnten. Malta und Zypern warfen schon aufgrund ihrer schwachen Wirtschaftsleistung erhebliche Probleme auf, so daß mit langen Beitrittsverhandlungen zu rechnen war. Schweden hatte zu Beginn der neunziger Jahre mit einer schweren Wirtschafts- und Finanzkrise zu kämpfen; die Inflationsrate lag 1990 bei 10,35Prozent. Finnland glitt 1990 ebenfalls in eine tiefe Rezession mit teilweise zweistelligen Rückgängen des Bruttosozialprodukts, hervorgerufen durch den Zusammenbruch der Sowjetunion und den damit verbundenen Wegfall östlicher Absatzmärkte. Gleichwohl galten beide Länder im übrigen Europa als wirtschaftlich leistungsstark und als potentielle Nettozahler. Dasselbe traf auf das ölreiche Norwegen und auf Österreich zu.


  Die Beitrittsverhandlungen mit Finnland, Schweden, Norwegen und Österreich begannen im Frühjahr 1993. Österreich erreichte eine auf zehn Jahre befristete Beschränkung des Transitverkehrs sowie das Recht, den Bau von Ferienhäusern für Ausländer zu beschränken und den Bergbauern Subventionen zu zahlen. Norwegen konnte nach hartem Ringen mit Frankreich und Spanien einen Kompromiß bei den Fischereirechten durchsetzen, der von Oslo als befriedigend angesehen wurde. Bereits Ende Juni 1994 konnten alle Beitrittsverträge unterzeichnet werden. Doch nur in drei der vier Staaten stimmte die Bevölkerung ihren Regierungen und Parteien in der Beitrittsfrage zu: in Österreich im Juni 1994 mit 66,6Prozent, in Finnland im Oktober mit 57Prozent und in Schweden im November mit 52,2Prozent. In Norwegen hingegen sprach sich, wie schon 1972, eine Mehrheit gegen den Beitritt zur EU aus: 52,7Prozent der abstimmenden Bürgerinnen und Bürger votierten Ende November 1994 mit Nein. Wie 1972 überwog auch 22 Jahre später in den weniger wohlhabenden ländlichen Regionen, namentlich im Norden, die Ablehnung, im reichen Südosten um Oslo das Ja.


  Am 1. Januar 1995 wurden Finnland, Schweden und Österreich feierlich in die Europäische Union aufgenommen. Norwegen wurde de facto ein Teilmitglied der EU. Es genoß durch die Mitgliedschaft im Europäischen Wirtschaftsraum die Vorteile der Mitgliedschaft, wirkte häufig an der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik mit, gehörte zu den Nettozahlern in der Gemeinschaft, war aber von den Brüsseler Entscheidungsprozessen ausgeschlossen.


  Die ehedem kommunistischen Staaten Ostmittel- und Südosteuropas mußten, was ihre Aufnahme in die EU betraf, mit sehr viel längeren Zeiträumen rechnen als die vier Neulinge von 1995. Im Dezember 1991 schloß die Gemeinschaft Assoziierungs- und Interimsabkommen mit Ungarn, Polen und der Tschechoslowakei ab. Im Dezember 1994 folgten Verhandlungen über die Ausarbeitung von Assoziierungsabkommen mit Litauen, Lettland und Estland; im Juni 1995 traten die Verträge in Kraft. Die Bedenken gegen eine rasche Aufnahme in die Gemeinschaft lagen auf der Hand: Verglichen mit den meisten «Altmitgliedern» der EU waren die einstigen Mitgliedstaaten des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe bitterarm; angesichts hoher Arbeitslosenzahlen im Westen verursachte der Gedanke an eine Flut von Arbeitsmigranten aus Ostmittel- und Südosteuropa Besorgnisse und Ängste bei denen, die durch die Erweiterung materiell etwas zu verlieren fürchteten.


  Auf der anderen Seite sprach politisch alles dafür, den Ländern des ehemaligen Ostblocks bei der Eingliederung in die Weltwirtschaft und der sozialen und politischen Stabilisierung zu helfen, um nicht neue Krisenregionen vor der «Haustür» der Gemeinschaft entstehen zu lassen. Wie gefährlich ein Staatsverfall werden konnte, zeigte das Beispiel des ehemaligen Jugoslawien. Die Rolle des Stabilisators konnte längerfristig nur die Europäische Union übernehmen; ein Versagen wie im Fall Bosnien-Herzegowina durfte sich die Gemeinschaft nicht nochmals leisten.


  Den Aspiranten auf eine Mitgliedschaft mußte die EU zugleich deutlich machen, welche Bedingungen zu erfüllen waren, um dieses Ziel zu erreichen. Auf ihrem Gipfel in der dänischen Hauptstadt vom Juni 1993 verabschiedeten die Zwölf die Kopenhagener Beitrittskriterien, an denen sich die Bewerberländer fortan orientieren konnten. Der Beitritt konnte, so hieß es in dem Beschluß, erfolgen, «sobald ein assoziiertes Land in der Lage ist, den mit einer Mitgliedschaft verbundenen Verpflichtungen nachzukommen und die erforderlichen wirtschaftlichen und politischen Bedingungen zu erfüllen».


  Als erste Voraussetzung nannte der Europäische Rat, daß die Bewerberländer «eine institutionelle Stabilität als Garantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten verwirklicht haben». Ferner erforderte die Mitgliedschaft eine «funktionsfähige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten». Die Mitgliedschaft setze außerdem voraus, daß die einzelnen Beitrittskandidaten «die aus ihrer Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen übernehmen und sich auch die Ziele der politischen Union sowie der Wirtschafts- und Währungsunion zu eigen machen können».


  Um übertriebenen Erwartungen im Hinblick auf das Tempo der Beitrittsverhandlungen vorzubeugen, betonte die EU, daß die «Fähigkeit der Union, neue Mitglieder aufzunehmen, dabei jedoch die Stoßkraft der europäischen Integration zu erhalten», sowohl von ihr als auch den Beitrittskandidaten beachtet werden mußte. Der Europäische Rat werde weiterhin genau verfolgen, «welche Fortschritte die einzelnen assoziierten Länder bei der Erfüllung der Voraussetzungen für einen Beitritt zur Union erzielen werden», und die entsprechenden Schlußfolgerungen daraus ziehen. Ob aus der Beitrittsperspektive eine Mitgliedschaft wurde, hing also in erster Linie, aber nicht ausschließlich von den Bewerberländern ab. Die Gemeinschaft machte deutlich, daß sie am Ziel der Vertiefung und namentlich an dem der Politischen Union festhielt – was immer die einzelnen Mitglieder unter dieser Vorgabe konkret verstehen mochten.


  Wer gehofft hatte, daß schon die Unterzeichnung des Vertragswerks von Maastricht eine stabilisierende Wirkung auf die Volkswirtschaften der Gemeinschaft ausüben würde, wurde bald eines Besseren belehrt. Am 16. Juli 1992 erhöhte die Bundesbank überraschend den Diskontsatz von 8 auf 8,75Prozent – den höchsten Satz seit 1931. Sie reagierte damit auf den Anstieg der Inflationsrate auf 4,3Prozent, das beschleunigte Wachstum der Geldmenge und die rapid zunehmende Staatsverschuldung, die, ebenso wie der Preisauftrieb und der rasche Zuwachs des Geldumlaufs, eine Folge der weithin kreditfinanzierten Vereinigung Deutschlands war: Zwischen 1985 und 1995 verdoppelte sich die Staatsschuld von knapp 400Milliarden auf über 1 Billion DM. Die Erhöhung des Diskontsatzes brachte die Bundesregierung in eine schwierige Lage: Auf dem 18. Weltwirtschaftsgipfel in München waren gut eine Woche zuvor alle Teilnehmer der Meinung gewesen, daß sinkende Zinsen wünschenswert seien, um die Weltwirtschaft zu beleben.


  Die weltwirtschaftlichen Folgen der deutschen Diskontsatzerhöhung ließen nicht lange auf sich warten. Die Bundesrepublik zog nun noch mehr als schon zuvor ausländisches Kapital an, was sich negativ auf die Währungen anderer Industrieländer auswirkte. Der Kurs des amerikanischen Dollars sank um 1,5 Pfennig auf 1,47 DM ab. Am 8. September sah sich Finnland zu einer Abwertung der Finnmark gezwungen. Die italienische Währung geriet so stark unter Druck, daß die Bundesbank erklärte, sie werde keine Lira mehr kaufen (wozu sie nach einem Vertrag über das Europäische Währungssystem von 1979 verpflichtet war). Es folgte der Absturz des britischen Pfundes, der Premierminister Major am 16. September 1992, dem «Schwarzen Mittwoch», dazu veranlaßte, den Austritt des Vereinigten Königreichs aus dem Europäischen Währungssystem zu erklären. Tags darauf wurde das Pfund Sterling abgewertet: Der Kurs sank um 9 Pfennige auf 2,69 DM.


  Frankreich hätte denselben Schritt tun müssen, vermied ihn aber, weil drei Tage später das Referendum über das Vertragswerk von Maastricht anstand. Nachdem er am 20. September 1992 nur knapp einer plebiszitären Niederlage entronnen war, bat Präsident Mitterrand Bundeskanzler Kohl, er möge die Bundesbank zu einer verbindlichen Erklärung drängen, daß sie den Franc unter allen Umständen verteidigen werde. Kohl erfüllte die Bitte und erreichte es, daß der widerstrebende Bundesbankpräsident Helmut Schlesinger dem Ersuchen des französischen Staatspräsidenten nachkam. Hätte er es nicht getan, wäre die Währungsunion vermutlich noch vor Inkrafttreten des Vertragswerks von Maastricht gescheitert. Daß Bonn und Frankfurt auf das Pariser Ansinnen eingingen, hatte ausschließlich politische Gründe: Deutschland wollte die europäische Einigung nicht durch das Ausspielen seiner Wirtschaftsmacht gefährden. Es erkannte durch sein währungspolitisches Entgegenkommen aber ungewollt und indirekt auch an, daß es durch die Finanzierung der deutschen Einheit auf dem Kreditweg die europäische Leitwährung, die Deutsche Mark, geschwächt und durch den Versuch, diese Entwicklung zu korrigieren, die von der Geldpolitik der Bundesbank abhängigen Länder in finanzielle und wirtschaftliche Bedrängnis gebracht hatte.


  Ungeachtet aller währungspolitischen Turbulenzen trat am 1. Januar 1993, dem von der Einheitlichen Europäischen Akte von 1987 vorgesehenen Zeitpunkt, der Europäische Binnenmarkt in Kraft. Den erwarteten wirtschaftlichen Aufschwung aber brachte er nicht. Die Arbeitslosigkeit wuchs im Durchschnitt der EU auf 11Prozent; die Schwankungsbreiten des Europäischen Währungssystems mußten, nachdem es zu neuen Spekulationswellen gegen den Franc gekommen war, auf ± 15Prozent erweitert werden. Am 1. Januar 1994 begann, wie vorgesehen, die zweite Phase der europäischen Währungsunion und damit die Errichtung des Europäischen Währungsinstituts in Frankfurt, dessen Aufgabe es war, das Europäische System der Zentralbanken organisatorisch vorzubereiten. Gleichzeitig trat der Vertrag über den Europäischen Wirtschaftsraum in Kraft.


  Ein halbes Jahr später, im Juli 1994, fiel auf dem Gipfel in Korfu die Entscheidung über die Nachfolge des bislang erfolgreichsten Kommissionspräsidenten, Jacques Delors, dessen Amtszeit im Januar 1995 endete. Nach langen, kontroversen Debatten verständigten sich die Staats- und Regierungschefs auf die Ernennung von Jacques Santer, dem luxemburgischen Ministerpräsidenten. Anders als bei dem von Bundeskanzler Kohl bevorzugten belgischen Ministerpräsidenten Jean-Luc Dehaene konnte man bei Santer einigermaßen sicher sein, daß er die europäische Integration weniger aktiv als sein Vorgänger vorantreiben würde – ein wesentlicher Grund, weshalb der britische Premierminister Major sich gegen den belgischen und für den luxemburgischen Regierungschef aussprach.


  So skeptisch die Stimmung gegenüber der Währungsunion und damit gegenüber dem europäischen Projekt insgesamt Mitte der neunziger Jahre überall in der EU und nicht zuletzt in Deutschland war, so unverkennbar waren auf einzelnen Gebieten doch beträchtliche Fortschritte. 1992 gab die Gemeinschaft die unmittelbare Verbindung von Stützung der Agrarpreise und Einkommen der Bauern auf. Die Preise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse wurden teilweise drastisch gesenkt (für Rindfleisch etwa um 15, für Getreide sogar um 29Prozent). Die Einkommensverluste der Bauern wurden zum Teil durch Direktzahlungen ausgeglichen. Dazu kamen neue Beihilfen, die sich an der Fläche des von den Betrieben bewirtschafteten Landes orientierten, und Prämien für die Milchkuh- und Rinderhaltung, für Umweltschutz, Aufforstungen, die Stillegung von Ackerflächen und einen vorgezogenen Rückzug aus dem Berufsleben. Die Reformen bewirkten einen Rückgang der agrarischen Überproduktion, die sich in den sprichwörtlich gewordenen «Milchseen» und «Butterbergen» niedergeschlagen hatte, und geringere Zuwächse bei den Ausgaben für die Gemeinsame Agrarpolitik. Nutznießer der Umschichtung in den Finanzmitteln der Gemeinschaft waren der Struktur- oder Regionalfonds und der Ende 1991 in Maastricht neu geschaffene Kohäsionsfonds. Von dieser Neuerung profitierten vor allem die Mittelmeerländer, Irland und die östlichen Bundesländer der Bundesrepublik Deutschland.


  Die Veränderungen in der europäischen Agrarpolitik hingen eng mit der «Uruguay-Runde», einer neuen Zollsenkungsrunde im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens, des GATT, zusammen, die im Dezember 1993 nach siebenjährigen, zähen Verhandlungen zu Ende ging und eine Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen in Gestalt des Abbaus von Subventionen und anderen Handelsbeschränkungen brachte. Die Hauptursache der langen Verhandlungsdauer war der Agrarprotektionismus der EU, der immer wieder scharfe Kritik der Vereinigten Staaten hervorrief. Am Ende des langen Ringens erreichten die USA mehr Exporte in die Staaten der Gemeinschaft und einen begrenzten Subventionsabbau der EU. Von einer Kehrtwende der Gemeinsamen Agrarpolitik aber konnte keine Rede sein. Ihr Grundzug blieb der Protektionismus. Als Frankreichs Bauern heftig gegen die Brüsseler Kompromisse protestierten, sah sich der Europäische Rat genötigt, ihnen zusätzliche Hilfen zu gewähren.


  Noch mehr Zeit als die Uruguay-Runde nahm die Abschaffung von Grenzkontrollen im Personenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft in Anspruch. Im Juni 1985 hatten sich die Vertreter Frankreichs, der Bundesrepublik Deutschland, der Niederlande, Belgiens und Luxemburgs im luxemburgischen Schengen an der Mosel getroffen, um einen schrittweisen Abbau der entsprechenden Kontrollen vorzubereiten. Ihre vollständige Beseitigung sollte, so sah es das Schengener Abkommen vor, bis zum 1. Januar 1990 erreicht sein – freilich nur an den Binnengrenzen der Staaten, die sich 1985 auf dieses ehrgeizige Vorhaben festgelegt hatten. Die praktische Umsetzung der Schengener Beschlüsse verlief jedoch nicht so zügig wie erwartet: Polizeiliche Sicherheitsbedenken erwiesen sich als großenteils gut begründet, vor allem was den Drogenhandel und andere Formen des organisierten Verbrechens anging.


  In Juni 1990 wurde ein zweites Schengener Abkommen abgeschlossen, das nach der Verwirklichung der notwendigen Sicherheitsmaßnahmen, darunter eines auf elektronische Datenverarbeitung gestützten gemeinsamen Fahndungssystems, am 1. Januar 1992 in Kraft treten sollte, tatsächlich aber erst am 26. März 1995, ein Jahrzehnt nach dem ursprünglichen Schengener Abkommen, in Kraft trat. Neben den damaligen Unterzeichnerstaaten beteiligten sich nun auch Italien, Spanien und Portugal an der Beseitigung der Kontrollen an den Binnengrenzen, seit April 1995 auch Österreich. Im folgenden Jahr schlossen sich die skandinavischen Staaten einschließlich der Nicht-EU-Mitglieder Norwegen und Island dem «Schengen-Raum» an. Großbritannien hingegen bevorzugte auch hier eine Politik der «splendid isolation». Es beharrte auf dieser Position auch, als 1997 das Vertragswerk durch den Vertrag von Amsterdam zum Teil der Gemeinschaftspolitik erhoben wurde, so daß es ein neues britisches «opt-out» gab. Um schärfere Kontrollen an der Grenze zu Ulster zu vermeiden, schloß sich Irland dem Beispiel des Vereinigten Königreichs an. Für die große Mehrheit der Unionsbürger aber wurde «Schengen» mehr als irgendeine andere Entscheidung der EG oder der EU zu einer anschaulichen Erfahrung: Der Wegfall der Binnenkontrollen vermittelte ein Gefühl der Freizügigkeit und damit eines Zugewinns an persönlicher Freiheit – ein Erfolg, den sich die fünf Pionierstaaten von 1985 als Verdienst anrechnen konnten.[1]


  Weltmacht ohne Widerpart: Die USA unter Clinton (I)


  Für die USA stand das Jahr 1992 ganz im Zeichen der Präsidentenwahl vom November. Der Amtsinhaber George H. W. Bush versuchte den Triumph, den das Land unter seiner Führung mit dem Sieg im Kalten Krieg errungen hatte, durch eine selbstbewußte Außen- und Sicherheitspolitik in der nunmehr «unipolar» gewordenen Welt dauerhaft zu festigen. Anfang März berichtete die «New York Times» über ein von Paul Wolfowitz, dem Under Secretary of Defense for Policy unter Verteidigungsminister Dick Cheney, inspiriertes internes Strategiepapier des Pentagon, in dem die weitere globale Militärpräsenz mit dem Ziel begründet wurde, das Aufkommen einer neuen feindlichen Supermacht zu verhindern und die Entstehung neuer Atommächte notfalls unter Androhung des Einsatzes von Nuklearwaffen unmöglich zu machen. Das Memorandum vom März 1992 bildete gewissermaßen das offensive Gegenstück zu der neuen Abrüstungsinitiative, die Bush im September des Vorjahres, einige Monate nach der formellen Auflösung des Warschauer Paktes, ergriffen hatte: seiner Ankündigung, die USA würden alle landgestützten Kurzstreckenraketen, soweit sie als Gefechtsfeldwaffen verwendbar waren, sowie die taktischen Atomwaffen auf Kriegsschiffen aus Europa abziehen.


  Außenpolitisch rückten nach dem Sieg der Vereinigten Staaten und ihrer Verbündeten im Golfkrieg von 1991 die Beziehungen zwischen Israel und den Palästinensern wieder ins Zentrum der amerikanischen Nahostpolitik. Unter dem massiven Druck Washingtons willigte der israelische Ministerpräsident Yitzak Schamir, der seit Juni 1990 an der Spitze einer Rechtsregierung stand, im August 1991 widerstrebend in eine Nahostkonferenz ein, die Ende Oktober in Madrid unter der Schirmherrschaft von Bush und Gorbatschow begann und an der neben den arabischen Nachbarn Israels, einschließlich Syriens, auch die PLO teilnahm. Doch erst nach dem Wahlsieg des linken Maarach unter Yitzak Rabin im Juni 1992 und der Bildung einer von ihm geführten, von der religiösen Shas-Partei mitgetragenen Koalitionsregierung im Monat darauf stiegen die Chancen auf einen Kompromiß bei den Verhandlungen in der spanischen Hauptstadt. Gegen den verbissenen Widerstand der Orthodoxen und der Aktivisten der Siedlerbewegung näherte sich die Regierung Rabin den Umrissen eines Arrangements mit dem Chef der PLO, Jassir Arafat: der Räumung eines Großteils der besetzten Gebiete und der Schaffung einer palästinensischen Selbstverwaltung als Kern eines künftigen selbständigen Staates im Tausch gegen die Anerkennung des Staates Israel und einem Gewaltverzicht seitens der Palästinenser. Rabins Entgegenkommen wurde wesentlich gefördert durch die Zusage Bushs, Israel für die Dauer von fünf Jahren großzügige Kredite zu gewähren.


  Bushs Aussichten, im Herbst 1992 wiedergewählt zu werden, standen trotz seiner unbestreitbaren außenpolitischen Erfolge nicht allzu gut. Seit 1990 steckten die USA in einer Rezession, und diese spiegelte sich in schlechten Umfragewerten wider. Das Haushaltsdefizit belief sich 1992 auf 290Milliarden Dollar. Im Juni 1992 begann sich die Wirtschaft zwar wieder zu erholen: Im dritten Quartal wuchs sie um 3,8, im vierten Quartal sogar um 5,7Prozent. Einen Umschwung zugunsten von Bush konnten die Meinungsforscher dennoch nicht feststellen. Daß der Präsident Anfang Mai 1992 nach schweren Rassenunruhen in Los Angeles, bei denen 53 Menschen umkamen und mehrere Tausend verletzt wurden, fünf Tage verstreichen ließ, ehe er die kalifornische Millionenstadt aufsuchte, trugen ihm viele Amerikaner nach, und auch das fand seinen Niederschlag in den «opinion polls».


  Bush hatte es 1992 mit zwei Herausforderern zu tun: dem demokratischen Kandidaten, dem Gouverneur von Arkansas, William («Bill») Jefferson Clinton, und einem unabhängigen Bewerber, dem Milliardär Ross Perot, der sein Vermögen mit der von ihm gegründeten Gesellschaft Electronic Data Systems erworben hatte. Clinton stellte seinen Wahlkampf ganz auf die Wiederbelebung der Wirtschaft ab: «Es ist die Wirtschaft, Dummkopf!» (It’s the economy, stupid!) lautete seine griffigste Wahlparole. Um die Verschuldung und das Defizit abzubauen, kündigte er höhere Steuern für die besonders wohlhabenden Amerikaner und die Senkung öffentlicher Ausgaben an, forderte aber gleichzeitig Investitionen in das Erziehungswesen und eine allgemeine Gesundheitsfürsorge. Perot warb für sich mit Appellen an den Patriotismus und Hinweisen auf seinen unternehmerischen Erfolg. Im Juli 1992 schied er überraschend aus dem Kreis der Kandidaten aus, um im September, ebenso überraschend, seine Bewerbung zu erneuern. Umfragen zeigten, daß Perots Kandidatur Bush mehr schadete als Clinton, und zwar im Verhältnis von zwei zu eins.


  Die Republikaner befürworteten, ungeachtet der gigantischen Staatsverschuldung, die sie zu reduzieren versprachen, Steuersenkungen zur Ankurbelung der Konjunktur. Ansonsten bestritten sie ihren Wahlkampf zu guten Teilen mit persönlichen Angriffen auf den demokratischen Bewerber, dem sie aufgrund bekannt gewordener außerehelicher Affären schwere Charaktermängel und damit fehlende Eignung für das Amt des Präsidenten vorwarfen. Ihren Tiefpunkt erreichte die republikanische Agitation mit dem von Pat Buchanan, dem konservativsten und zugleich prominentesten unter den Wahlkampfhelfern des Präsidenten, geprägten Slogan, Clinton und sein «running mate», der demokratische Senator von Tennessee, Albert («Al») Gore, repräsentierten das «schwulen- und lesbenfreundlichste Gespann der Geschichte» (the most pro-gay and pro-lesbian ticket in history).


  Zu einem Wahlsieg am 3. November 1992 verhalfen solche Methoden dem Präsidenten nicht. Clinton errang mit 43,01Prozent zwar nur eine relative Mehrheit, aber einen deutlichen Vorsprung vor Bush, auf den 37,45Prozent entfielen. Perot kam auf 18,91Prozent, das beste Ergebnis für einen «Dritte-Partei»-Kandidaten seit 1912. Von den 538 Wahlmännern und Wahlfrauen gewann Clinton 370, Bush 168 für sich; Perot ging leer aus. In Senat und Repräsentantenhaus konnten die Demokraten ihre Mehrheiten behaupten, wobei sie im «Haus» leichte Verluste hinnehmen mußten. Einmal mehr hatten sich die Republikaner als die Partei der wohlhabenden, weißen, überwiegend protestantisch und angelsächsisch geprägten Amerikaner präsentiert und den Demokraten den Part der strukturellen Mehrheitspartei überlassen, die den großen «Rest» der Wählerschaft für sich zu gewinnen versuchte.


  In die Zeit zwischen der Präsidentenwahl und dem Amtsantritt Clintons fielen noch einige wichtige außenpolitische Entscheidungen des bisherigen Präsidenten. Am 24. November bat der Generalsekretär der Vereinten Nationen, Boutros-Ghali, Bush um Hilfe für das von einem Bürgerkrieg zerrissene, von einer Hungersnot bedrohte Somalia. Der Präsident sprach sich für eine von den USA geführte, friedenserzwingende (peace enforcing) Mission (Unified Task Force, abgekürzt UNITAF) der Vereinten Nationen aus, bei der bis zu 30.000 Soldaten eingesetzt werden sollten. Am 3. Dezember faßte der Sicherheitsrat den entsprechenden Beschluß; sechs Tage später landeten die ersten Soldaten der «Operation Restore Hope» in Somalia. Bush selber stattete kurz darauf dem nordostafrikanischen Land einen Besuch ab. Eine Hypothek des Unternehmens war das Nebeneinander der älteren, im April 1992 beschlossenen friedenserhaltenden (peacekeeping) Mission UNOSOM I, die von den örtlichen «Warlords» daran gehindert wurde, die darbende Bevölkerung mit dem Nötigsten zu versorgen, und der neuen, friedenserzwingenden Mission, die zu militärischen Zwangsmaßnahmen berechtigt war. Die Folgen des Kompetenzwirrwarrs wurden freilich erst nach dem Wechsel im Weißen Haus sichtbar.


  Das Jahr 1993 begann mit der Unterzeichnung eines amerikanisch-russischen Abrüstungsabkommens, des START-II-Vertrags, der bis 2003 eine Reduzierung der strategischen Atomwaffenarsenale beider Länder um 60Prozent vorsah, am 3. Januar durch die Präsidenten Bush und Jelzin in Moskau. An seinem vorletzten Amtstag, dem 19. Januar 1993, wurde Bush nochmals im Irak militärisch tätig. Er ließ verdächtig erscheinende Anlagen im Süden Bagdads bombardieren, um Saddam Hussein dafür zu bestrafen, daß seine Truppen in die entmilitarisierte Zone an der Grenze zu Kuwait und irakische Kampfflugzeuge in die Flugverbotszonen im Norden und Süden des Landes eingedrungen waren. Eine gänzlich unmilitärische Entscheidung der letzten Wochen von George H. W. Bush war die Unterzeichnung des Abkommens über die nordamerikanische Freihandelszone (NAFTA), der außer den USA Kanada und Mexiko angehörten, am 17. Dezember 1992. Der innenpolitisch umstrittene Vertrag sollte Clinton noch harte Auseinandersetzungen mit protektionistischen Demokraten und den von der Angst vor mexikanischer Billiglohnkonkurrenz umgetriebenen Gewerkschaften sowie eine schutzzöllnerische Kampagne seines Rivalen von 1992, Ross Perot, einbringen, bevor er am 1. Januar 1994 in Kraft treten konnte.


  Für Kontroversen sorgte auch eine der letzten Amtshandlungen des scheidenden Präsidenten: Er begnadigte einige enge Mitarbeiter seines Vorgängers Ronald Reagan, darunter die ehemaligen Minister Caspar Weinberger und George Shultz und den einstigen Sicherheitsberater des Präsidenten, Robert McFarlane, die im Zusammenhang mit der Iran-Contra-Affäre angeklagt worden waren. Dem Amtsnachfolger blieb nichts anderes übrig, als hinzunehmen, daß Bush von seinem Recht Gebrauch machte, Erwägungen der politischen Opportunität Vorrang vor der gerichtlichen Ahndung möglicher Schuld einzuräumen.


  Bill Clinton, der 42. Präsident der USA, im August 1946 als William Jefferson Blythe III, in Hope in Arkansas geboren, in bescheidenen, aber nicht ärmlichen Verhältnissen aufgewachsen, Stiefsohn eines Spielers und Alkoholikers, dessen Namen er mit der Adoption im Alter von 15 Jahren annahm, hatte sich früh der Demokratischen Partei angeschlossen. Sein Idol war John F. Kennedy, dem er als Schüler im Juli 1963 einmal die Hand hatte geben dürfen. Nach seinem Undergraduate-Studium an der Georgetown-Universität von Washington, D. C., ging Clinton, auch um dem Kriegsdienst im verhaßten Vietnamkrieg zu entgehen, als Rhodes-Stipendiat nach Oxford. Anschließend absolvierte er ein Jurastudium in Yale. 1975 heiratete er die Juristin Hillary Rodham, die ihm an Intelligenz, politischem Ehrgeiz und Beredsamkeit ebenbürtig war. Von 1979 bis 1981 und von 1983 bis 1992 war er Gouverneur von Arkansas. Hier erwarb er sich den Ruf eines politisch außerordentlich geschickten «Neuen Demokraten», der wirtschaftsliberale und sozialkonservative Ansätze miteinander zu verbinden verstand. Auf die Jahre im Gouverneurspalast von Little Rock bezogen sich aber auch die von seinen politischen Gegnern genüßlich verbreiteten Berichte über sexuelle Eskapaden und Gerüchte über die Verstrickung beider Clintons in zwielichtige Bank- und Grundstücksgeschäfte, die sogenannte «Whitewater-Affäre», die seit 1993 von einem unabhängigen Ermittler untersucht wurde, die gesamte Amtszeit des Präsidenten überschattete und erst 2000 zu dem Ergebnis führte, daß weder Bill noch Hillary Clinton strafrechtlich irgendetwas vorzuwerfen war.


  Clinton war gerade zwei Wochen im Amt, als er am 5. Februar 1993 ein sozialpolitisches Gesetz unterzeichnete, gegen das Bush zweimal sein Veto eingelegt hatte: den Family and Medical Leave Act, der Arbeitern im Fall einer ernsten Erkrankung bis zu zwölf Wochen unbezahlten Urlaub sicherte. Die innenpolitische Hauptsorge des neuen Präsidenten galt der Sanierung des Haushalts durch Steuererhöhungen und Ausgabensenkungen. Eine von ihm geplante steuerliche Entlastung der Mittelschichten vertagte Clinton. Ein anderes Vorhaben, einen Fonds in Höhe von 60Milliarden Dollar zur Schaffung neuer Arbeitsplätze, scheiterte an der Opposition der Republikaner und eines Teils der Demokraten. Im August 1993 gelangte Clinton trotz aller Widerstände in der Hauptsache ans Ziel: Er gewann, wenn auch nur äußerst knapp, parlamentarische Mehrheiten für ein Fünfjahresbudget, zu dem die Erhöhung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommensteuer für Einkommen ab 250.000 Dollar von 31 auf 39,6Prozent und der obersten Stufe der Körperschaftssteuer um 1Prozent gehörten. Er setzte Kürzungen im Verteidigungsetat und bei Sozialprogrammen, aber auch eine günstigere Regelung für den Aufschub von Steuerzahlungen von Geringverdienern mit Kindern durch. Im Endergebnis sollten die Maßnahmen dazu beitragen, daß innerhalb von fünf Jahren mindestens 500Milliarden Dollar eingespart wurden.


  Eine der umstrittensten Neuerungen der ersten Amtszeit Clintons betraf die Stellung von Homosexuellen im Militär. Der Präsident wollte ihnen den Dienst in Heer, Marine und Luftwaffe uneingeschränkt öffnen, stieß damit aber auf den heftigen Widerspruch hoher Offiziere, an ihrer Spitze Generalstabschef Colin Powell. Am Ende mußte sich Clinton mit einer unbefriedigenden Lösung, der Devise «don’t ask, don’t tell», begnügen: Nach der sexuellen Orientierung von Rekruten und Militärangehörigen sollte nicht gefragt, sie sollte aber auch nicht offengelegt werden. Clintons Engagement für die Rechte der Homosexuellen schadete seiner Popularität: Innerhalb der ersten vier Monate seiner Amtszeit sank die Zustimmung zu seiner Politik von 57 auf 37Prozent.


  Zu einem Fehlschlag wurden Clintons Bemühungen um eine Gesundheitsreform, mit der er den explodierenden Kosten des Gesundheitswesens und gleichzeitig einer von ihm als skandalös empfundenen Ungerechtigkeit zu Leibe rücken wollte: der Tatsache, daß 37Millionen Amerikaner gar nicht und viele andere nur ganz unzureichend gegen Krankheit versichert waren. Die Leitung der Arbeitsgruppe, die sich dieser Aufgabe widmen und innerhalb von drei Monaten ihre Vorschläge unterbreiten sollte, übertrug der Präsident seiner Frau, Hillary Clinton – ein Vorgehen, mit dem er Widerstände nicht nur der Republikaner, sondern auch in der eigenen Partei provozierte. Das Ergebnis, das im September 1993 vorlag, war, wie die Politologin Theda Skocpol urteilt, ein «Kompromiß zwischen einer am Markt orientierten und einer am Staat ausgerichteten Reform» und deshalb nicht dazu angetan, die parlamentarischen Kritiker zu besänftigen. Die meisten Arbeitgeber hätten danach künftig für vier Fünftel der Versicherungsleistungen ihrer Beschäftigten aufkommen müssen; zwischen den regionalen Versicherungsgesellschaften sollte Wettbewerb herrschen, der von der Bundesregierung zu beaufsichtigen war; für Personen, die nicht in der Lage waren, Versicherungsbeiträge zu bezahlen, sollte die Bundesregierung einspringen.


  Die Republikaner verstanden es, das Vorhaben in die Nähe bürokratischer, ja staatssozialistischer Machenschaften, kurz von «big government», zu rücken. Die Demokraten waren tief in sich gespalten. Die Dachorganisation der Gewerkschaften, die AFL/CIO, zeigte, nachdem sie sich mit ihrer Ablehnung der Nordamerikanischen Freihandelszone, der NAFTA, nicht hatte durchsetzen können, nur wenig Neigung, den Präsidenten in Sachen Health Care Plan zu unterstützen. Im September 1994 sah sich Clinton genötigt, das Projekt, noch bevor es im Kongreß zu Abstimmungen gekommen war, zurückzuziehen – eine schwere innenpolitische Niederlage, die sich bei früherer Einbindung des Kongresses vielleicht hätte verhindern lassen.


  Fünf Wochen, nachdem Clinton seinen Amtseid geleistet hatte, am 26. Februar 1993, wurde Amerika durch einen Bombenanschlag in der Tiefgarage des World Trade Center in New York aufgeschreckt, bei dem sechs Menschen ums Leben kamen und über 1000 verletzt wurden. Der Drahtzieher des Attentats war, wie sich bald herausstellte, der aus Ägypten stammende, in Brooklyn lebende blinde Scheich Omar Abdel Rahman, der zuvor arabische Dschihadisten für den Kampf gegen die Rote Armee in Afghanistan rekrutiert hatte. Ausgeführt wurde der Anschlag von einer Gruppe um den Kuwaiter Ramzi Yousef, der seine Tat als Protest gegen die anhaltende Tötung palästinensischer Freiheitskämpfer durch die Israelis verstanden wissen wollte. Seine technische Ausbildung hatte Yousef in einem Trainingslager der Mudjahedin in Afghanistan erhalten – bei jenen islamistischen Kämpfern, die die USA nach 1979, um den sowjetischen Invasoren eine Niederlage zu bereiten, mit Geld und Waffen unterstützt hatten und die inzwischen so erstarkt waren, daß sie in den Jahren 1992 bis 1996 die Macht in dem Land am Hindukusch übernehmen konnten. Nach dem Motto «Der Feind meines Feindes ist mein Freund» hatten die Vereinigten Staaten eine Bewegung gefördert, an deren Haß auf alles, wofür Amerika und der Westen standen, es keinen Zweifel gab. Der New Yorker Anschlag vom Februar 1993 sollte nicht das letzte Ereignis sein, das den USA die Gefahren einer auf allzu kurze Sicht angelegten «Realpolitik» vor Augen führte.


  Die erste außenpolitische Krise, mit der sich Clinton auseinandersetzen mußte, war der Bürgerkrieg in Somalia. Von den über 25.000 «GIs», die Bush im Dezember 1992 im Rahmen von UNITAF in das nordostafrikanische Land geschickt hatte, waren unter Clinton 21.000 wieder abgezogen worden; Ende August 1992 entsandten die USA im Rahmen der im April beschlossenen Mission UNOSOM II 4400 Elitesoldaten der Delta Strike Force und der U. S. Army Rangers nach Somalia. Am 3. Oktober 1993 wurden Angehörige der zuletzt genannten Truppe in vier Kampfhubschraubern vom Typ «Black Hawk» in die Nähe der Hauptstadt Mogadischu gebracht, wo sie den dort vermuteten, besonders berüchtigten «Warlord» Mohammed Farah Aidid festnehmen sollten, der für die Ermordung von 24 pakistanischen UN-Soldaten im Juni 1993 verantwortlich war. Der Versuch scheiterte im Granatenfeuer von Aidids Milizen, die 18 amerikanische Soldaten töteten und 84 verwundeten. Im Anschluß an das 17 Stunden währende Gefecht wurde der Leichnam eines der gefallenen Soldaten unter dem Jubel von Aidids Anhängern durch die Straßen von Mogadischu geschleppt – Bilder, die vom Fernsehen in alle Welt verbreitet wurden und die amerikanische Öffentlichkeit tief aufwühlten und empörten.


  Den Amerikanern gelang es zwar vorübergehend, in der somalischen Hauptstadt so etwas wie «Ordnung» wiederherzustellen, wenig später aber begann der Rückzug der US-Truppen aus Somalia. Anfang Februar 1994 beschloß der Sicherheitsrat, die Zahl der Soldaten von UNOSOM II zu verringern, woraufhin auch die 1300 Bundeswehrsoldaten abgezogen wurden, die seit April 1993 an der Mission teilnahmen. Die letzten UN-Truppen verließen Somalia im März 1995. Nicht nur das Ansehen von Verteidigungsminister Les Aspin und damit der Regierung Clinton, ja der USA insgesamt nahm durch die Ereignisse in Somalia Schaden, sondern auch das der UNO. Das Verhältnis zwischen den Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten geriet in eine schwere Krise; der Kongreß verbot es der Regierung sogar, künftig mehr als ein Viertel der Kosten friedenserhaltender oder friedenserzwingender Maßnahmen zu übernehmen. Zahlungen an die Vereinten Nationen wurden zurückgehalten; eine Teilzahlung ausstehender Beiträge erfolgte im Oktober 1993, und erst im Juni 1999 beschloß der Senat die reguläre Wiederaufnahme von Zahlungen an die UNO. Für die Idee humanitärer Interventionen und die Friedensbemühungen der Vereinten Nationen ganz allgemein bedeutete das Verhalten der USA eine schwere politische Hypothek: Das war die fatalste Folge des Fehlschlags der schlecht vorbereiteten, von einer heterogenen Staatengruppe getragenen und völlig unzureichend koordinierten Unternehmen UNOSOM I, UNITAF und, vor allem, UNOSOM II.


  Eine Woche nach dem Debakel von Mogadischu erlebten die USA und die UNO in der Karibik eine weitere Niederlage. Am 11. Oktober 1993 traf, wie seit längerem von den Vereinten Nationen und der Regierung Clinton geplant, das Kriegsschiff «Harlan County» im Hafen von Port-au-Prince auf Haiti ein. An Bord waren rund 200 amerikanische und kanadische Soldaten, Polizisten und Ingenieure, denen die Aufgabe zugedacht war, die Wiedereinsetzung des im Dezember 1990 demokratisch gewählten, im September 1991 durch einen Militärputsch gestürzten Präsidenten Jean-Bertrand Aristide vorzubereiten. Die Gegner Aristides hatten den Mob der Hauptstadt bewaffnet, um die Landung zu verhindern, und sie hatten damit Erfolg. Die «Harlan County» wurde zurückbeordert, die Militärjunta von Haiti triumphierte: die zweite Demütigung der mächtigsten Nation der Welt und zugleich der Vereinten Nationen innerhalb weniger Tage.


  Vom Scheitern der USA und der UNO in Somalia unmittelbar betroffen war auch ein anderer afrikanischer Staat: die ehemalige belgische Kolonie Ruanda. Die Belgier hatten die Minderheit der Tutsi gegenüber der Mehrheit der Hutu bevorzugt, die mehr als 85Prozent der Bevölkerung Ruandas stellten. Nach der Entlassung Ruandas in die Unabhängigkeit im Jahr 1961 drehten sich die Verhältnisse um: Die Hutus unterdrückten die Tutsis, von denen viele nach Uganda und Zaire flüchteten, von wo aus sie Guerillaaktionen gegen die neuen Herrscher durchführten. Aus beiden Ethnien rekrutierten sich bewaffnete Banden, die infolge der grassierenden Arbeitslosigkeit großen Zulauf hatten. Im Sommer 1993 drängten die USA, Großbritannien, Frankreich und die 1963 gegründete Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) Hutus und Tutsis zu einer Vereinbarung, die eine Teilung der Macht, freie Wahlen und eine gemeinsame Armee vorsah. Die Aufsicht über die Durchführung des Abkommens sollten die Vereinten Nationen übernehmen, die daraufhin am 4. August eine neue Mission zur Unterstützung von Ruanda (United Nations Assistance Mission for Rwanda, abgekürzt UNAMIR) vorbereiteten.


  Am 5. Oktober 1993, zwei Tage nach der «Schlacht von Mogadischu», sollte der Sicherheitsrat über die UNAMIR abstimmen, wobei an eine Truppe von 8000 Mann gedacht war. Die USA wollten jedoch nach den Erfahrungen in Somalia so wenig Soldaten wie möglich nach Ruanda schicken und erreichten, daß der Sicherheitsrat die Entsendung einer Truppe von lediglich 2500 Mann beschloß. In den folgenden Monaten trafen kleinere Gruppen meist schlecht bezahlter, unzureichend bewaffneter und mit der Lage in Ruanda nicht vertrauter Soldaten in der einstigen belgischen Kolonie ein. Wenig sprach dafür, daß sie in der Lage sein würden, das erstrebte «nation-building» in Ruanda voranzubringen.


  Am 6. April 1994 trat jenes Ereignis ein, das zum Auftakt eines offenen Völkermords der Hutus an den Tutsis wurde: Durch einen nie völlig aufgeklärten, vermutlich von extremistischen Hutus herbeigeführten Flugzeugabschuß wurden die Präsidenten von Ruanda und Burundi, Juvénal Habyarimana und Cyprien Ntaryamira, ermordet. Habyarimana war zuvor als Anwalt einer Demokratisierung Ruandas und der nationalen Aussöhnung aufgetreten und darum radikalen Hutus ein Dorn im Auge. Die Folgen des Attentats beschreibt Paul Kennedy in seinem Buch über die Vereinten Nationen: «Eine hunderttägige Vernichtungskampagne der Hutus … führte zur Ermordung von 800.000 Menschen. In den Fluß geworfene Leichen von Tutsis trieben in großen Bündeln langsam flußabwärts, zusammengedrängt wie Holzstämme auf dem Weg zur Sägemühle. Hutu-Milizen griffen auch das verabscheute belgische Truppenkontingent der UNAMIR an, das schnellstens das Land verließ. Dann marschierten die Milizen in die Lager der UN, um die Tutsi-Flüchtlinge umzubringen, ermutigt, so hieß es, durch den Rückzug der UN-Truppen aus Somalia, den sie als Beweis sahen, daß der Westen Verluste unter seinen Truppen nicht aushalten würde.»


  Vergeblich hatte der Kommandant der UN-Truppen, der kanadische General Roméo Dallaire, vor dem bevorstehenden Genozid gewarnt. Nur einige afrikanische Staaten, obenan Senegal, schickten im Rahmen der am 17. Mai 1994 vom Sicherheitsrat beschlossenen Mission UNAMIR II zusätzliche Verbände nach Ruanda. In den USA gab es so gut wie keinen öffentlichen Druck auf die Regierung Clinton, dem Völkermord Einhalt zu gebieten. Erst im Juli stimmte Washington nach langem Zögern einem größeren UNAMIR II-Kontingent der USA zu. Kurz zuvor, Ende Juni, hatte Frankreich im Zuge der mit der UNO abgestimmten «Opération Turquoise» Truppen nach Ruanda entsandt, die eine humanitäre Schutzzone errichteten, aber faktisch nichts zur Entwaffnung der Regierungsarmee und der mit ihr verbündeten Hutu-Milizen unternahmen und daher von den Tutsis beschuldigt wurden, im Pariser Interesse gemeinsame Sache mit den Hutus zu machen. Wie viele Menschenleben durch die «Opération Turquoise» gerettet wurden, ist ungewiß. Am 18. Juli erklärte die im ugandischen Exil gegründete, militärisch erfolgreiche Tutsi-Miliz, der von dem späteren Präsidenten Paul Kagame geführte Front Patriotique Rwandais, den Bürgerkrieg für beendet und bildete eine Regierung der nationalen Einheit aus Tutsis und Hutus. Zahlreiche Hutus, darunter Frauen und Kinder, waren zuvor Racheakten von Tutsi-Kämpfern zum Opfer gefallen. Über eine Million Hutus flohen in die Demokratische Republik Kongo, was zur Destabilisierung des Nachbarlandes, zum Sturz des Regimes von Sese Seko Mobutu im Mai 1997 und zu noch größerem Flüchtlingselend führte.


  Die Vereinigten Staaten waren in den neunziger Jahren eine Weltmacht ohne Widerpart, aber weltpolitische Führung zeigten sie in Afrika nicht. Weder in Somalia noch in Ruanda drohte ihnen der Einflußgewinn eines globalen Rivalen; in beiden Fällen ging es auch nicht um den Zugang zu wertvollen Rohstoffen. Möglicherweise spielte im Fall Ruanda auch ein unterschwelliger Rassismus eine Rolle: Ein Völkermord auf dem «schwarzen Kontinent» beeindruckte den Westen offenkundig weniger als die «ethnischen Säuberungen» auf dem Balkan. Auch im Hinblick auf das ehemalige Jugoslawien hielten sich die USA freilich unter Bush und zunächst auch unter Clinton auffallend zurück. Während des Wahlkampfes hatte der demokratische Bewerber den Amtsinhaber zwar wegen seiner Passivität im Bosnienkrieg kritisiert. Als Generalstabschef Powell dem neugewählten Präsidenten erklärte, für einen erfolgreichen amerikanischen Einsatz in Bosnien-Herzegowina seien mindestens 500.000 Mann erforderlich, rückte Clinton vom Gedanken einer Intervention aber erst einmal ab. Es bedurfte weiterer Schreckensmeldungen über den serbischen Terror gegenüber Bosniaken und Kroaten, um den Präsidenten zu einer schärferen Gangart zu veranlassen. Vom Abschuß von vier serbischen Kampfflugzeugen, die in die Flugverbotszone über Bosnien-Herzegowina eingedrungen waren, durch amerikanische Raketen am 28. Februar 1994 war bereits die Rede. Es sollte nicht die letzte Reaktion der USA auf die serbische Aggression bleiben.


  Mit Rußland, das sich dem orthodoxen Serbien aus historischen Gründen näher verbunden fühlte als irgendeinem anderen Teil des ehemaligen Jugoslawien, suchte Clinton so eng wie möglich zusammenzuarbeiten. Anfang April 1993 kündigte der Präsident seinem russischen Kollegen Boris Jelzin auf dem ersten Gipfeltreffen der beiden Staatsmänner im kanadischen Vancouver eine Soforthilfe zur Unterstützung politischer und wirtschaftlicher Reformen in Höhe von 6Milliarden Dollar an, die wirksam werden sollte, wenn das russische Referendum vom 25. April eine Mehrheit für Jelzins Politik erbrachte. In der internationalen Politik wollten sich beide Mächte, wie es in der «Erklärung von Vancouver» hieß, als Partner verhalten und die globale Abrüstung auf dem Gebiet der chemischen und nuklearen Waffen vorantreiben. Im Monat darauf gab Verteidigungsminister Les Aspin den Verzicht der USA auf das von Ronald Reagan begonnene Programm eines umfassenden weltraumgestützten Raketenabwehrsystems, also von SDI oder «Star Wars», bekannt: eine Absage an das Denken in den Kategorien des Kalten Krieges, wie sie deutlicher kaum hätte ausfallen können.


  Militärische Härte zeigte Clinton gegenüber dem Irak Saddam Husseins. Am 27. Juni 1993 ordnete er einen Raketenangriff auf das Hauptquartier des irakischen Geheimdienstes in Bagdad an. Es war die Antwort Washingtons auf den fehlgeschlagenen Versuch irakischer Agenten, den ehemaligen Präsidenten George H. W. Bush bei seinem Besuch in Kuwait Mitte April zu ermorden. Im Herbst des folgenden Jahres, Anfang Oktober 1994, sah sich Clinton erneut gezwungen, Saddam entgegenzutreten: Ein irakischer Truppenaufmarsch nahe der Grenze zu Kuwait beschwor die Gefahr eines neuen Golfkrieges herauf. Der Präsident beorderte eine 36.000 Mann starke Truppe und eine größere Zahl von Kampfflugzeugen nach Kuwait; Großbritannien verstärkte ebenfalls seine Militärpräsenz in der Golfregion. Die Demonstration der Stärke zeitigte rasche Wirkung: Saddam Hussein zog seine Truppen zurück und veranlasste das irakische Parlament wenig später, die Souveränität Kuwaits anzuerkennen.


  In einem anderen Teil des Nahen Ostens erhielt Clinton schon in seinem ersten Amtsjahr die ersehnte Gelegenheit, die Rolle des befriedenden Vermittlers zu übernehmen. Bei den auf der Madrider Nahostkonferenz vom Herbst 1991 vereinbarten, zunächst in Washington, dann in Oslo geführten Verhandlungen zwischen Israel und der Palästinensischen Befreiungsorganisation wurde Anfang September 1993 unter aktiver Beteiligung Norwegens ein Durchbruch erzielt: Die PLO erkannte die staatliche Existenz Israels und sein Recht, in Sicherheit und Frieden zu leben, als legitim an; sie versprach überdies, künftig auf Gewalt zu verzichten und am nahöstlichen Friedensprozeß mitzuwirken. Israel erkannte seinerseits die PLO als einzige Vertretung der Palästinenser an und versprach, große Teile des Gazastreifens und des Westjordanlands innerhalb von höchstens fünf Jahren der Kontrolle einer palästinensischen Autonomiebehörde zu unterstellen. Auf Einladung Clintons unterzeichneten am 13. September der israelische Außenminister Schimon Peres und der Leiter der internationalen Abteilung des Exekutivkomitees der PLO, Mahmud Abbas, bei einer feierlichen Zeremonie im Rosengarten des Weißen Hauses in Gegenwart des israelischen Ministerpräsidenten Yitzak Rabin und des PLO-Chefs Jassir Arafat die entsprechende Prinzipienerklärung.


  Dem spektakulären Akt in Washington folgten schwierige Verhandlungen und immer wieder Versuche von Extremisten beider Seiten, die friedliche Beilegung des Konflikts zu verhindern. Ende Februar 1994 erschoß ein fanatischer jüdischer Siedler in der Ibrahim-Moschee in Hebron 29 Menschen; in den dadurch ausgelösten Unruhen starben über 20 Menschen. Dennoch konnten Rabin und Arafat am 4. Mai in Kairo im Gaza-Jericho-Abkommen die Ausführungsbestimmungen zur Washingtoner Erklärung für den Gazastreifen und am 29. September in Erez im Südwesten Israels eine weitere Übereinkunft unterzeichnen, die den Aufbau einer palästinensischen Zivilverwaltung im Westjordanland und der Stadt Jericho ermöglichte. Am 26. Oktober folgte der Abschluß eines Friedensvertrags zwischen Jordanien und Israel, den König Hussein und Ministerpräsident Rabin in Gegenwart von Clinton in Ein Avrona an der Grenze beider Länder am Roten Meer unterzeichneten. Von der jordanischen Hauptstadt Amman aus flog der amerikanische Präsident nach Damaskus weiter, wo er den syrischen Präsidenten Hafiz al-Assad zu einer aktiveren Friedenspolitik gegenüber Israel überreden wollte. Einen Durchbruch erzielte Clinton dabei nicht.


  Die Reihe der Anschläge riß auch danach nicht ab. Am 21. August 1995 kamen bei einem Attentat eines radikalen Palästinensers auf einen Omnibus in Jerusalem vier Menschen um; über 100 wurden verletzt. Fünfeinhalb Wochen später, am 28. September, unterzeichneten Rabin und Arafat in Washington ein Interimsabkommen, das das Westjordanland in Zonen abgestufter Autonomie aufteilte. Es war der letzte Vertrag, den Rabin mit der PLO abschloß. Am 4. November fiel der israelische Ministerpräsident, der im Jahr zuvor zusammen mit Peres und Arafat mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet worden war, beim Verlassen einer Friedenskundgebung in Tel Aviv dem Attentat eines nationalistischen jüdischen Siedlers zum Opfer. Ein halbes Jahr später, am 29. Mai 1996, gewann ein erklärter Gegner des Friedensprozesses, der Vorsitzende des rechten Likud-Blockes, Benjamin Netanjahu, mit einem Stimmenvorsprung von 1Prozent vor seinem Kontrahenten Schimon Peres die erste Direktwahl eines israelischen Ministerpräsidenten. Im Nahen Osten standen die Zeichen seitdem wieder auf Konfrontation.


  In einigen anderen Krisenregionen war Clinton erfolgreicher. Ende Juli 1994 ermächtigte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen auf Antrag der USA alle Mitgliedstaaten, in Haiti mit allen Mitteln zu intervenieren, um das Militärregime zu stürzen und die Demokratie wiederherzustellen. Am 19. September 1994 landeten amerikanische Truppen in Haiti, ohne einen Schuß abzufeuern. Vor dem Hintergrund der Interventionsdrohung konnte der frühere Präsident Jimmy Carter General Raoul Cédras, den Mann an der Spitze der Junta, in langwierigen Gesprächen zum Machtverzicht und zum Weg ins Exil überreden. Am 15. Oktober 1994 wurde der frühere Präsident Aristide wieder in das Amt eingesetzt, aus dem ihn die Militärs drei Jahre zuvor vertrieben hatten.


  Jimmy Carter leistete Clinton auch gute Dienste, als es im Herbst 1994 darum ging, das kommunistische Nordkorea von dem angekündigten Ausstieg aus dem Atomwaffensperrvertrag abzuhalten. Am 21. Oktober, ein Vierteljahr nach dem Tod von Staats- und Parteichef Kim Il Sung, gelang es dem ehemaligen Präsidenten der USA, eine Rahmenvereinbarung mit Pjöngjang zu treffen. Nordkorea ließ von der Weiterverfolgung seines Nuklearprogramms ab und baute seine Atomkraftanlagen ab; im Gegenzug sicherte ihm Carter im Auftrag Clintons Energielieferungen, die Errichtung von zwei Leichtwasserreaktoren und wirtschaftliche Zusammenarbeit zu. An der Finanzierung der Leichtwasserreaktoren beteiligten sich auch Japan und Südkorea. Im Mai 1995 konnte in Genf ein erweiterter Atomwaffensperrvertrag unterzeichnet werden. Die Demokratische Volksrepublik Korea gehörte schon seit 1985 zu den Unterzeichnern, seit 1994 auch die Ukraine, Weißrußland und Kasachstan, nicht aber Israel, das bereits über Atomwaffen verfügte, und Indien, das kurz vor der Herstellung seiner ersten Atombombe stand, sowie einige Staaten, die entweder, wie Pakistan, Iran, Irak und Libyen, nach Kernwaffen strebten, oder, wie Brasilien und Argentinien, in der Lage waren, solche Waffen herzustellen. Daß auch Nordkorea seinem atomaren Ehrgeiz nicht endgültig abgeschworen hatte, sollte sich Anfang des 21.Jahrhunderts zeigen. Von einem globalen Konsens in Sachen Nonproliferation war die Welt in der Tat weit entfernt.


  Für ein anderes Krisengebiet, Nordirland, mußte sich Clinton schon aus Gründen des Machterhalts interessieren: Von den vielen Millionen Amerikanern, die, wie auch der Präsident selbst, irische Vorfahren hatten, waren die meisten Stammwähler der Demokraten. Anfang 1994 verärgerte Clinton die Regierung Major in London, als er Gerry Adams, dem Führer des katholischen Sinn Féin, des politischen Arms der IRA, ein Besuchervisum für die USA gewährte. Ende August desselben Jahres kündigte die IRA, auch unter amerikanischem Druck, die Einstellung des bewaffneten Kampfes an. Über ein Jahr später, Ende November 1995, verkündeten die Premierminister von Großbritannien und Irland, John Major und John Bruton, einen Durchbruch in den Bemühungen um eine dauerhafte Befriedung in Ulster. Alle Parteien, auch Sinn Féin, wurden eingeladen, an Verhandlungen über die Entwaffnung der paramilitärischen Verbände und einen politischen Ausgleich zwischen Protestanten und Katholiken teilzunehmen; eine internationale Kommission unter Leitung des demokratischen Senators George Mitchell sollte den Friedensprozeß beaufsichtigen.


  Unmittelbar danach brach Clinton zu einem Besuch in Dublin, London und Nordirland auf, wo er mit den Führern der verfeindeten Lager, Gerry Adams auf katholischer und Ian Paisley auf protestantischer Seite, zusammentraf und vor allem von den Katholiken stürmisch gefeiert wurde. Eine Beendigung des Nordirlandkonflikts bedeutete der Besuch Clintons aber nicht. Am 9. Februar 1996 verübte die IRA einen Bombenanschlag auf die Canary Wharf in London, um auf diese Weise zu demonstrieren, daß sie nicht bereit war, sich zu entwaffnen, bevor eine Friedensregelung gefunden war. Clinton ließ sich dadurch nicht entmutigen. Über Mitchell wirkte er auch weiterhin auf die Aussöhnung von Protestanten und Katholiken in Ulster ein.


  Für die Innenpolitik der USA wurde der 8. November 1994 zu einer wichtigen Zäsur: Die Zwischenwahlen bescherten der Partei des Präsidenten, den Demokraten, eine schwere Niederlage und den oppositionellen Republikanern einen erdrutschartigen Sieg. Erstmals seit 1912 verfügte die «Grand Old Party» nunmehr über eine Mehrheit in beiden Häusern des Kongresses. Im Repräsentantenhaus kamen die Republikaner auf 230 Sitze, 54 mehr als zuvor; die Demokraten, die ebenso viele Sitze verloren, mußten sich mit 204 Abgeordneten begnügen. Mehrheitsführer war fortan der scharf konservative Newt Gingrich aus Georgia, der sich bald als eine Art «Präsident im Wartestand» präsentierte und, wenn auch letztlich ohne Erfolg, um Mehrheiten für den von ihm vorgelegten «Contract with America» warb: ein Gesetzgebungsprogramm, zu dessen Kernstücken die Verankerung des Budgetausgleichs in der Verfassung und Gesetze zur Steuersenkung und zur Reduzierung der staatlichen Ausgaben gehörten. Im Senat fiel die Rolle des Mehrheitsführers dem politisch blassen republikanischen Senator Bob Dole aus Kansas zu. Mit einem Zugewinn von 9 Sitzen kamen die Republikaner im Senat jetzt auf 52 Sitze und damit vier mehr als die Demokraten, die ihrerseits 9 Sitze einbüßten.


  Über die Gründe der dramatischen Verschiebungen waren sich die meisten Beobachter einig. Clinton galt weithin als glückloser Präsident, und das im Hinblick sowohl auf die äußere wie die innere Politik. Die republikanische Agitation gegen die gescheiterte Gesundheitsreform, die als Schritt in Richtung eines bürokratischen, zentralistischen, ja fast schon totalitären Monsterstaates dargestellt wurde, hatte ebenso Wirkung gezeigt wie die Kampagne der «Waffenlobby», vertreten vor allem durch die National Rifle Association, gegen ein von Clinton im September unterzeichnetes Gesetz zur Bekämpfung der Gewaltkriminalität, das den Verkauf von 19 halbautomatischen Waffen verbot. Dazu kam die anhaltende Beschäftigung der Medien mit den Ermittlungen in Sachen Whitewater-Affäre sowie mit angeblichen oder wirklichen sexuellen Eskapaden Clintons in seiner Zeit als Gouverneur von Arkansas. Die Flut der «Enthüllungen» schadete, wie sich im November 1994 zeigte, dem Präsidenten und seiner Partei. Daß Clinton in zwei Jahren nochmals ins Weiße Haus zurückkehren könnte, galt seit den Zwischenwahlen von 1994 als in höchstem Maß unwahrscheinlich.


  Zu den erbitterten Gegnern des Präsidenten gehörten evangelikale Fundamentalisten, die sich in der «Christian Coalition» unter dem Pfarrer Pat Robertson organisiert hatten und die seit Ende 1994 enger denn je mit den Republikanern kooperierten. Robertson war ein beredter Verfechter von Verschwörungstheorien, denen zufolge Freimaurer und Angehörige des legendären Illuminatenordens, Liberale und Kommunisten sich zusammengetan hatten, um das christliche Amerika zu zerstören. Noch weiter rechts standen die Extremisten der Bürgerwehrbewegung, der etwa 800 bewaffnete Milizen in 23 Einzelstaaten angehörten. Einer der Aktivisten dieser scharf antigouvernementalen Bewegung war Timothy McVeigh, ein Anhänger des rechtsextremen, pronationalsozialistischen Autors William Pierce, eines fanatischen Antisemiten. Am Vormittag des 19. April 1995 verübte McVeigh, unterstützt von zwei Gesinnungsgenossen, Terry Nichols und Michael Fortier, einen Sprengstoffanschlag auf ein Regierungsgebäude, das Alfred P. Murrah Federal Building in Oklahoma City. 168 Menschen, darunter 19 Kinder, kamen bei diesem bislang furchtbarsten Akt des inländischen Terrors ums Leben; rund 600 wurden verletzt. Vier Tage später gedachte Präsident Clinton in Oklahoma City in einer bewegenden Rede der Opfer des Anschlags. Mit seinem Appell, sich den Kräften des Hasses und der Furcht zu widersetzen, erreichte er auch viele, die zu seinen innenpolitischen Gegnern zählten. Laut Umfrage waren 84Prozent der Amerikaner mit der Art, wie Clinton auf die Tragödie vom 19. April 1995 reagierte, einverstanden.


  Die erste außenpolitische Herausforderung, der sich Clinton 1995 stellen mußte, betraf den südlichen Nachbarn der USA. Mitte Januar teilte Finanzminister Robert Rubin dem Präsidenten mit, daß Mexiko am Rande des Staatsbankrotts stehe und nur gerettet werden könne, wenn die Vereinigten Staaten dem Land Kredite in Höhe von 25Milliarden Dollar für die Stützung des Pesos zur Verfügung stellten. Clinton kam zu dem Schluß, daß die weltwirtschaftlichen Risiken eines Zusammenbruchs der mexikanischen Währung ungleich größer seien als die einer Stützungsaktion: eine Einschätzung, die sein schärfster Widersacher, Newt Gingrich, teilte. Bei den Gewerkschaften und den ihnen nahestehenden Demokraten stieß der Gedanke einer Kredithilfe für Mexiko hingegen auf heftigen Widerspruch, was dazu führte, daß die entsprechende Vorlage des Präsidenten vom Kongreß blockiert wurde. Clinton fand einen Ausweg, indem er Kredite in Höhe von 20Milliarden Dollar aus dem (1934, in der Zeit der Wirtschaftskrise, geschaffenen) Economic Stabilization Fund zur Verfügung stellte. Mit den insgesamt fast 50Milliarden Dollar, die Mexiko von den USA, dem Internationalen Währungsfonds, der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich und der Bank von Kanada erhielt, konnte die Finanzkrise des Landes überwunden werden. Der Dollar aber stürzte im April 1995 auf ein historisches Tief von 1,36 Deutsche Mark, was indes nicht nur eine Folge der mexikanischen Währungskrise, sondern auch des anhaltend hohen Haushaltsdefizits der USA war.


  Im Herbst 1995 spitzte sich die Haushaltskrise gefährlich zu. Ohne Anhebung der Obergrenze für die Bundesschuld drohte den USA die Zahlungsunfähigkeit. Da die Republikaner eine Kreditausweitung kategorisch ablehnten und stattdessen drastische Kürzungen im Bereich der Sozialleistungen, vor allem bei den Gesundheitsbeihilfen im Rahmen von «Medicare», verlangten, sah sich der Präsident gezwungen, im November und nochmals im Dezember Regierungsbehörden zu schließen – eine Maßnahme, die unter dem Begriff «sequestration» durch den Budget Enforcement Act von 1990 zwingend vorgeschrieben war. Die zweite Schließung, die drei Wochen dauerte, hatte zur Folge, daß Regierungsangestellte kein Gehalt mehr bekamen und öffentliche Einrichtungen, bis hin zu Museen und Nationalparks, geschlossen werden mußten.


  Für die Härten, die Clinton den Amerikanern zumutete, machte die Öffentlichkeit nicht ihn, sondern, wie er erwartet hatte, die unnachgiebigen Republikaner und namentlich Gingrich verantwortlich. Unter dem Eindruck schlechter Umfragewerte lenkten die Gegner des Präsidenten im Januar 1996 schließlich ein. Gegen die Zusicherung Clintons, die Haushaltspolitik so zu gestalten, daß bis 2002 ein ausgeglichener Etat vorgelegt werden konnte, bewilligten die Republikaner den Regierungsbehörden und Bundesagenturen für das laufende Haushaltsjahr das Kreditvolumen, das sie brauchten, um ihre Aufgaben zu erfüllen. Clinton hatte damit die bisher ernsteste innenpolitische Kraftprobe seiner Amtszeit gewonnen. Kurz zuvor hatte er seinen bis dahin größten außenpolitischen Erfolg errungen: die Beendigung des Bosnienkrieges durch das gleich noch ausführlicher zu erörternde Abkommen von Dayton, das am 14. Dezember 1995 in Paris unterzeichnet wurde. Beide Ereignisse, die Beilegung des Haushaltsstreits und die Friedensstiftung auf dem Balkan, gaben Bill Clinton Anlaß, der Präsidentenwahl vom November 1996 erstmals mit einem gewissen Optimismus entgegenzusehen.[2]


  Von Srebrenica nach Dayton: Die USA, Europa und die Beendigung des Bosnienkrieges


  Am 11. Juli 1995 stürmten Einheiten der Armee der bosnischen Serben unter ihrem Oberbefehlshaber, General Ratko Mladić, nach zweitägigem Artilleriebeschuß die von den Vereinten Nationen errichtete Schutzzone im ostbosnischen Srebrenica. Die Aktion gehörte zum Vollzug eines Befehls, den der Präsident der Republika Srpska, Radovan Karadžic, schon am 8. März gegeben hatte: der Anweisung, die muslimische Bevölkerung aus den verbliebenen Enklaven Srebrenica und Žepa zu entfernen. Von der UNPROFOR, der Friedenstruppe der Vereinten Nationen, unter dem Befehl des französischen Generals Bernard Janvier, waren für diesen Fall ebenso wenig Vorkehrungen getroffen worden wie von den in Srebrenica stationierten 150 niederländischen Blauhelmsoldaten unter ihrem Kommandeur, Oberst Thomas Karremans. Die letzteren kapitulierten faktisch vor den Truppen des Generals Mladić und griffen nicht ein, als diese alle bosnischen Männer, deren sie habhaft wurden, insgesamt über 7000, erst von den Frauen und Kindern trennten und dann in Gruppen in die Umgebung der Stadt transportierten, wo sie erschossen wurden.


  Seit 1945 hatte es in Europa nichts mehr gegeben, was einem Völkermord so nahe kam wie das Massaker von Srebrenica vom Juli 1995. «Ethnische Säuberungen» gab es freilich um diese Zeit nicht nur auf der Seite der bosnischen Serben. Im Mai 1995 hatte die kroatische Armee, ohne auf Widerstand zu stoßen, die Schutzzone der Vereinten Nationen in Westslawonien überrannt; im August eroberte sie die «Serbische Republik Krajina», aus der sie 150.000 bis 200.000 Serben vertrieb. Wie in Slawonien kam es auch in der Krajina zu schweren kroatischen Kriegsverbrechen: so beim Niederbrennen von Dörfern und dem Artilleriebeschuß von Flüchtlingen, von denen dabei Hunderte ums Leben kamen. Was Bosnien-Herzegowina betraf, war das Ergebnis der kroatischen beziehungsweise kroatisch-bosnischen Offensive ein militärisches und territoriales Patt zwischen den bosnischen Serben auf der einen, den verbündeten Bosniaken und Kroaten auf der anderen Seite.


  Der Westen hatte schon vor der Gewalteskalation vom Juli begonnen, Konsequenzen aus seinem bisherigen Versagen in Bosnien-Herzegowina zu ziehen. Im Juni beschloß die NATO, auf Ersuchen von UN-Generalsekretär Boutros-Ghali, eine Schnelle Eingreiftruppe (Rapid Reaction Force, abgekürzt RRF) zu bilden. Sie bestand aus schwerbewaffneten, beweglichen Bataillonen mit Soldaten aus Großbritannien, Frankreich und den Niederlanden. Deutschland stellte 1500 Soldaten, die von Kroatien aus mit Tornado-Kampfflugzeugen und medizinischer Versorgung die RRF unterstützen sollten. Nach dem Massaker von Srebrenica wurden verstärkt Bombenangriffe auf Stellungen der bosnischen Serben geflogen. Das geschah mit Zustimmung des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der der Schnellen Eingreiftruppe auf Betreiben Clintons am 16. Juni das entsprechende Mandat erteilt hatte.


  Das verstärkte Engagement der USA erwies sich als der entscheidende Faktor bei den Versuchen, den Krieg in Bosnien-Herzegowina zu beenden, worauf vor allem der neugewählte französische Präsident Jacques Chirac gedrängt hatte. Im August schickte Präsident Clinton seinen Sicherheitsberater Tony Lake und den Stellvertreter von Außenminister Warren Christopher, Peter Tarnoff, in die wichtigsten westeuropäischen Hauptstädte und nach Moskau, um den Rahmen für eine Friedenslösung für Bosnien-Herzegowina abzustecken. Richard Holbrooke, bisher Botschafter in Bonn, jetzt Staatssekretär für Europa und Kanada im State Department, wurde mit der diplomatischen Mission betraut, auch den serbischen Präsidenten Milošević für dieses Ziel zu gewinnen.


  Holbrookes Chance bestand darin, daß Milošević Realist genug war, um zu begreifen, daß der Westen, nachdem er sich endlich zu energischem Handeln entschlossen hatte, nicht mehr zu schlagen war. Der Präsident der Republika Srpska, Radovan Karadžić, brauchte mehr Zeit, um zu dieser Einsicht zu gelangen. Er hatte Milošević sogar Verrat vorgeworfen, als dieser jede Unterstützung für die Krajina-Serben verweigerte. Es bedurfte der heftigen Luftangriffe der NATO, um Karadžić Anfang September zum Einlenken zu bewegen, so daß Verhandlungen über einen Waffenstillstand beginnen konnten. Als diese stockten, nahm die RRF ihre Bombardements wieder auf und zwang die bosnischen Serben damit, am 12. Oktober in einen vorläufigen Waffenstillstand einzuwilligen. Dasselbe mußten die bosnischen Regierungstruppen und die mit ihnen verbündeten Kroaten tun, die kurz davor standen, die Serbenhochburg Banja Luka einzunehmen. Karadžić hatte nun auch keine andere Wahl mehr, als Milošević das Mandat zu erteilen, bei den bevorstehenden Friedensverhandlungen für die völkerrechtlich nicht anerkannte Republika Srpska der bosnischen Serben zu sprechen.


  Bei der internationalen Absicherung der Beilegung des Bosnienkonflikts fiel dem traditionell serbienfreundlichen Rußland eine Schlüsselrolle zu. Clinton hatte sich in den Jahren zuvor bemüht, Jelzins Position gegenüber seinen nationalistischen und kommunistischen Widersachern durch materielles Entgegenkommen zu stärken; er war maßgeblich daran beteiligt, daß Rußland auf dem 19. Weltwirtschaftsgipfel in Tokio im Juli 1993 Hilfszusagen in Höhe von 28Milliarden Dollar erhielt und auf dem folgenden Gipfel in Neapel im Juli 1994 erstmals in die politischen Beratungen der G 7 einbezogen wurde. Clinton und Jelzin wirkten auch eng zusammen, als es 1994 darum ging, die ehemaligen Sowjetrepubliken Ukraine und Kasachstan zu einem Verzicht auf die atomaren Waffen zu bewegen, die auf ihrem Territorium gelagert waren. Im Juni 1994 war Rußland sogar dem NATO-Programm «Partnerschaft für den Frieden» beigetreten. In der von Clinton betriebenen Osterweiterung des Atlantischen Bündnisses um die beitrittswilligen ehemaligen Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts in Ostmittel- und Südosteuropa aber sah der russische Präsident eine Gefahr für die Sicherheit und die Weltgeltung seines Landes, was so weit ging, daß er um die Jahreswende 1994/95 von einem «Kalten Frieden» zwischen den USA und Rußland sprach und eine Erneuerung der «Partnerschaft für den Frieden» ablehnte.


  Vor diesem Hintergrund war es ein geradezu sensationeller Erfolg Clintons, daß er am 23. Oktober 1995 am Rande der Jubiläumsfeierlichkeiten anlässlich des 50. Gründungstages der Vereinten Nationen in New York Jelzin dafür gewinnen konnte, sich mit einem russischen Kontingent an einer Friedensmission für Bosnien-Herzegowina zu beteiligen. Jelzin bestand zwar darauf, daß die russischen Einheiten nicht unter dem Kommando der NATO stehen durften. Er hatte aber keine Einwände gegen den Oberbefehl eines amerikanischen Generals.


  Am 1. November 1995 begannen auf der Luftwaffenbasis Wright-Patterson in Dayton im amerikanischen Bundesstaat Ohio die Verhandlungen zwischen den Präsidenten von Serbien, Kroatien und Bosnien-Herzegowina, Slobodan Milošević, Franjo Tudjman und Alijá Izetbegović. Außer ihnen waren die USA, Rußland, Großbritannien, Frankreich und Deutschland an den Gesprächen beteiligt. Die Rolle des Zuchtmeisters übernahm Richard Holbrooke, der mit eiserner Härte mehr als einmal verhindern konnte, daß eine der Delegationen aus dem ehemaligen Jugoslawien dem Verhandlungstisch den Rücken kehrte.


  Die Ausgangslage in Bosnien-Herzegowina war Anfang November 1995 annähernd «paritätisch»: Die Bosniaken und Kroaten kontrollierten 51, die bosnischen Serben 49Prozent des Territoriums. Es gab Einverständnis darin, daß es bei dieser Gewichtsverteilung bleiben sollte. Im Verlauf der Gespräche in Dayton verständigten sich die Unterhändler auf folgende Lösung: Bosnien-Herzegowina blieb als selbständiger Staat in seinen Vorkriegsgrenzen erhalten; Sarajewo, das noch am 28. August Schauplatz eines Artillerieangriffs der bosnischen Serben gewesen war, bei dem 38 Menschen starben, blieb die Hauptstadt des Gesamtstaates. Dieser wurde in zwei weitgehend selbständige, fast gleich große Gebilde oder «Entitäten», die Föderation Bosnien-Herzegowina und die Republika Srpska, aufgeteilt. Der Gesamtstaat besaß lediglich die Zuständigkeit für Außenpolitik, Außenhandel, Währung und Staatsbürgerschaft. Kroatischen Forderungen entsprach die Aufteilung der Föderation in Kantone mit beträchtlichen Autonomierechten. Den Flüchtlingen wurde das Recht auf Rückkehr und eine angemessene Entschädigung zugestanden.


  Nach drei Wochen gingen die Verhandlungen von Dayton mit einem Ergebnis zu Ende, das kaum erwarten ließ, daß der dort konzipierte Staat aus eigener Kraft würde überleben können. Wenig sprach dafür, daß die verfeindeten Ethnien sich zu konstruktiver Zusammenarbeit bereit finden würden; vor allem in Hinblick auf die Republika Srpska war mit einer derart radikalen Veränderung des bisherigen Verhaltens nicht zu rechnen. Das Recht der Flüchtlinge, in ihre Heimat zurückzukehren, stand lediglich auf dem Papier: Die Verhältnisse in den Orten, aus denen sie vertrieben worden waren, waren inzwischen so, daß an einen gutnachbarlichen Neuanfang nicht zu denken war. Faktisch bedeutete das Abkommen von Dayton, was Bosnien-Herzegowina betraf, eine Anerkennung der Ergebnisse der «ethnischen Säuberungen». Die Grenzziehung zwischen den «Entitäten» begünstigte die serbischen Eroberer. Kroatien hingegen konnte sich in einem separaten Abkommen vom 12. November die Rückgliederung von Ostslawonien und damit die Wiederherstellung seiner Vorkriegsgrenzen sichern. Versuche einer neuen «ethnischen Säuberung» konnte die im April 1995 beschlossene 5000 Mann starke Organisation der Vereinten Nationen zur Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien, die UNCRO (United Nations Confidence Restoration Operation), verhindern.


  Am 14. Dezember 1995 wurde das Dayton-Abkommen in Paris in Anwesenheit von Präsident Clinton feierlich unterzeichnet. So fragil die Lösung war, die es umzusetzen galt, so zog «Dayton» doch einen Schlußstrich unter das bisher blutigste Kapitel in der Geschichte der jugoslawischen Nachfolgekriege. 100.000 Menschen waren in diesem Konflikt ums Leben gekommen, fast 2Millionen hatten ihre Heimat verloren. Über andere Krisenregionen des einstigen Vielvölkerstaates, obenan das Kosovo, war in Dayton nicht gesprochen worden.


  In Bosnien-Herzegowina gab es auf Grund eines Beschlusses des Sicherheitsrats vom 15. Dezember 1995 immerhin eine 57.000 Mann starke Friedenstruppe der Vereinten Nationen, die IFOR (Implementation Force), die unter der Führung der NATO stand. Kontingente aus 16 NATO- und 17 weiteren Ländern, darunter auch Rußland und der Ukraine, mußten einen erneuten Griff zu den Waffen unterbinden. Der Hohe Beauftragte der Vereinten Nationen verfügte über außerordentliche Befugnisse, mit denen er die Befolgung der Weisungen der UNO notfalls erzwingen konnte. Bosnien-Herzegowina wurde damit de facto zu einem Protektorat der Vereinten Nationen – unfähig zu selbständigem Handeln, weil dies einen Grundkonsens der drei Ethnien verlangt hätte, den es nicht gab, aber zugleich der kleinste gemeinsame Nenner, auf den sich die unmittelbar Beteiligten 1995 einigen konnten.


  Mehr war nach Lage der Dinge in Dayton nicht zu erreichen gewesen. Hätte der Westen, wie es Ibrahim Rugova, der Führer der gemäßigten Kosovaren, forderte, auf einer gleichzeitigen Lösung der Kosovo-Frage bestanden, wäre das Abkommen vom Dezember 1995 nicht zustande gekommen. Anders als Bosnien war das Kosovo für Milošević und die politische Klasse seines Landes ein integraler Bestandteil Serbiens und damit der Bundesrepublik Jugoslawien. Daraus ergab sich der Belgrader Standpunkt, daß alles, was diese Provinz betraf, eine innere Angelegenheit war, in die sich andere Staaten nicht einzumischen hatten. Wenig sprach infolgedessen für die Annahme, daß die Probleme des ehemaligen Jugoslawiens von der internationalen Tagesordnung verschwinden würden.[3]


  Von Bonn bis zum Baskenland: Westeuropa nach der Epochenwende


  «Begeistrung ist keine Heringsware, die man einpökelt auf einige Jahre»: So heißt es in Goethes Gedicht «Frisches Ei, gutes Ei». Die Entwicklung, die Deutschland nach 1990 nahm, bestätigte die Beobachtung des Dichters. Der Freude über die wiedergewonnene Einheit folgte schon bald die Enttäuschung über die wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Beitritts der DDR zur Bundesrepublik. Zunächst gab es zwar, ausgelöst durch die Absatzchancen in der ehemaligen DDR, einen ausgesprochenen Vereinigungsboom in den westlichen Bundesländern: Das Bruttoinlandsprodukt stieg 1990 real um 5,7 und 1991 um 5,1Prozent. Aber 1992 wurde auch das westliche Deutschland voll von der weltwirtschaftlichen Rezession erfasst: Das Bruttosozialprodukt, das 1992 nur noch geringfügig, nämlich um 1,8Prozent, angestiegen war, fiel 1993 real um 2Prozent und damit tiefer als je zuvor in der Geschichte der Bundesrepublik.


  In den neuen, den östlichen Bundesländern ging das Bruttoinlandsprodukt hingegen von 336Milliarden der Mark der DDR im Jahr 1989 um nominell fast 40Prozent auf 206Milliarden DM im Jahr 1991 zurück. Noch vor der Wiedervereinigung hatten die westdeutschen Gewerkschaften in manchen Branchen zweistellige Lohnerhöhungen, kürzere Arbeitszeiten und einen längerfristigen Kündigungsschutz durchgesetzt und auf diese Weise mit dazu beigetragen, daß zahllose Betriebe infolge fehlender Wettbewerbsfähigkeit rasch zusammenbrachen. Damit begann ein Prozeß der Deindustrialisierung, der von wachsender Arbeitslosigkeit begleitet war. Sie traf vor allem Frauen, die zu Zeiten der DDR in ihrer großen Mehrheit berufstätig gewesen waren. Die Erwerbslosenquote stieg von 2,7Prozent im Jahr 1990 auf 14,8Prozent im Jahr 1992. 1998 lag sie bei 19,5Prozent, im Juni 2000 mit 16,5Prozent zwar deutlich niedriger, sie war aber immer noch mehr als doppelt so hoch wie im Westen Deutschlands, wo sie sich auf 7,2Prozent belief.


  Der Niedergang der ostdeutschen Wirtschaft verlangte ein wirtschafts- und finanzpolitisches Umsteuern der Bundesrepublik. Der Vorsatz, die deutsche Einheit fast ausschließlich über Kredite, also durch weitere Staatsverschuldung, zu finanzieren, ließ sich nicht länger durchhalten. Am 8. März 1991 beschloß die Bundesregierung, zusammen mit einer Erhöhung der Mineralölsteuer und der Steuer auf Erdgas, die Einführung eines «Solidarbeitrags» in Form eines (zunächst befristeten, ab 1995 dann unbefristeten) Zuschlags zur Einkommensteuer in Höhe von 7,5Prozent. Am gleichen Tag wurde das «Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost» mit einem Finanzvolumen von 12Milliarden DM jährlich beschlossen. Es sollte bauliche Investitionen, den Ausbau des Verkehrsnetzes, die Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur, Hilfen für Werften sowie Maßnahmen zum Umweltschutz und zur Arbeitsbeschaffung ermöglichen. Seit 1994/95 kamen noch Mittel des zwischen der Bundesregierung, den Ministerpräsidenten der Länder und den Parteispitzen von CDU, CSU, FDP und SPD vereinbarten «Solidarpakts» hinzu. Insgesamt beliefen sich die Transferleistungen von West- nach Ostdeutschland zwischen 1991 und 1995 auf 615Milliarden DM netto. Für die Bundesrepublik bedeutete das den vorläufigen Abschied vom Kurs der finanziellen Konsolidierung. Die Staatsquote, die zwischen 1982 und 1989 von 50,1 auf 45,8Prozent gefallen war, stieg bis 1992 auf 50Prozent an. Die Staatsschuld (einschließlich Kassenkrediten) wuchs von 490Milliarden DM im Jahr 1989 auf etwa 1 Billion 1995 an.


  Große Teile der ostdeutschen Bevölkerung reagierten erbittert auf die «Vereinigungskrise», die das deutsche Gegenstück zu der «Transformationskrise» war, in die die Staaten Ostmitteleuropas nach 1989 gerieten. Zwischen den neuen Bundesländern und ihren östlichen Nachbarn gab es aber einen bemerkenswerten Unterschied, auf den der Historiker Gerhard A. Ritter verweist: «Während man in Ostdeutschland überwiegend eine baldige Erhöhung der Lebensverhältnisse an diejenigen Westdeutschlands erwartete und – gemessen an diesem Ziel – trotz der meist erheblichen Erhöhung der Einkommen ein Defizit beklagte, verglichen die Bürger der postsozialistischen Staaten Ostmitteleuropas ihre neue Situation mit der vor dem Zusammenbruch der kommunistischen Regime und waren bereit, auch kleinere Verbesserungen als Erfolg zu akzeptieren.»


  Gründe für ostdeutsche Ressentiments gegenüber der alten Bundesrepublik gab es genug, und das nicht nur bei denen, die vor 1989 zu den «Nomenklaturkadern» gehört hatten. In vielen Bereichen, namentlich an den Hochschulen, in Verwaltung, Justiz und Polizei, mußten politisch belastete und nicht mehr verwendungsfähige Stelleninhaber Bewerbern aus dem Westen weichen, die häufig als bevormundend, besserwisserisch und arrogant empfunden wurden. Viele Ostdeutsche sahen ihre Biographien entwertet und sich selbst als «Deutsche zweiter Klasse». Mitunter schlug die Empörung über die neuen Verhältnisse in eine nostalgische Verklärung der DDR, die sogenannte «Ostalgie», um, aber nur äußerst selten in eine Solidarisierung mit den ehemals Mächtigen, von denen einige, darunter der frühere Staatssicherheitsminister Erich Mielke und Honeckers Nachfolger Egon Krenz, zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt wurden. Honecker selbst entging einer Verurteilung, weil das gegen ihn laufende Strafverfahren wegen der Todesschüsse an der Berliner Mauer im Januar 1993 wegen seines Leberkrebsleidens eingestellt wurde. Unmittelbar danach reiste der einstige SED-Chef zu seiner Tochter nach Chile aus, wo er im Mai 1994 im Alter von 81 Jahren starb.


  Zu den Ressentiments vieler Ostdeutscher gegenüber den Westdeutschen kamen solche gegenüber den Asylbewerbern, die seit dem Beginn des Bosnienkrieges im Jahre 1991 in großer Zahl aus dem ehemaligen Jugoslawien nach Deutschland kamen und zum Teil in leerstehenden Häusern und Wohnungen Ostdeutschlands untergebracht wurden. Im September 1991 wurde im sächsischen Hoyerswerda ein Wohnheim, in das Asylbewerber einquartiert worden waren, unter Beifallsbekundungen aus der Bevölkerung von Rechtsextremen überfallen; in Rostock-Lichtenhagen kam es im Sommer 1992 zu wochenlangen, pogromartigen, ausländerfeindlichen Ausschreitungen, die weltweit Schlagzeilen machten. Daß Fremdenhaß kein spezifisch ostdeutsches Phänomen war, zeigte sich in den folgenden Monaten: Brandanschläge in Mölln im November 1992 und in Solingen im Mai 1993, bei denen fünf Kinder und drei Frauen aus türkischen Familien ums Leben kamen und 26 weitere Familienangehörige teilweise schwer verletzt wurden, machten deutlich, daß es auch im Westen Deutschlands ein Reservoir an dumpfen Vorurteilen und erbitterter Feindschaft gegenüber Menschen aus anderen Kulturen gab.


  Die Zahl der Asylbewerber in der Bundesrepublik war seit den späten achtziger Jahren angestiegen. 1992 belief sie sich auf über 438.000, von denen aber nur 4,3Prozent als politisch Verfolgte anerkannt wurden. Daß auf Deutschland fast vier Fünftel (78Prozent) aller Asylbewerber in der Europäischen Gemeinschaft entfielen, lag auch am Wortlaut des einschlägigen Artikels 16, Absatz 2, Satz 1, des Grundgesetzes: «Politisch Verfolgte genießen Asylrecht» – einer Bestimmung, in der sich die Erfahrungen der nationalsozialistischen Diktatur und der deutschen Emigration nach 1933 widerspiegelten. An einen Zustrom in den Ausmaßen der frühen neunziger Jahre und an einen massenhaften Mißbrauch des Asylrechts hatten die Väter und Mütter des Grundgesetzes allerdings nicht gedacht und nicht denken können – und folglich auch nicht an die immer schwerer lösbaren Probleme der Unterbringung, Betreuung und Versorgung, die aus der neuen Herausforderung erwuchsen.


  Für eine Änderung des Asylrechts hatten sich seit langem die Unionsparteien eingesetzt; FDP und SPD widerstrebten zunächst einer Revision. Nach langwierigen Verhandlungen und leidenschaftlichen Protesten aus den Reihen der Linken und der Kirchen kam schließlich ein Kompromiß zustande, der seinen Niederschlag in dem am 1. Juli 1993 in Kraft getretenen Artikel 16 a des Grundgesetzes und einer Anpassung des Asylverfahrensgesetzes fand. Das Individualrecht auf Asyl blieb erhalten. Personen, die aus «sicheren» Drittstaaten einreisten, konnten sich aber nicht mehr auf das Asylrecht berufen. Dasselbe galt in der Regel für Personen, die aus einem «sicheren» Herkunftsland kamen. Was unter «sicher» zu verstehen war, erläuterte derselbe Artikel in so detaillierter Form, daß man von einer Überfrachtung des Grundgesetzes mit Verfahrensvorschriften sprechen konnte, die dem Wesen einer Verfassung fremd waren. Daß Deutschland mit der Neuregelung «Drittstaaten» eine Verantwortung zuschob, die es selbst nicht tragen wollte, war ein Kritikpunkt, der sich kaum entkräften ließ.


  1994 war das Jahr der zweiten gesamtdeutschen Bundestagswahl. Zu den Leistungen, mit denen die Bundesregierung zu «punkten» hoffte, gehörte die im April verabschiedete Pflegeversicherung, die fünfte Säule der gesetzlichen Sozialversicherung neben der Kranken-, Unfall-, Renten- und Arbeitslosenversicherung. Mit der jüngsten der Versicherungen sollten die Vorsorge gegen das Risiko der Pflegebedürftigkeit gefördert und die Gemeinden von Sozialhilfeleistungen entlastet werden. Die Leistungen der Pflegeversicherung umfaßten die häusliche und die stationäre Pflege; die Kosten trugen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu gleichen Teilen. Daß diese (traditionell deutsche) Konstruktion eine Erhöhung der Lohnnebenkosten mit sich brachte und zu Lasten der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen ging, nahmen die Befürworter der Pflegeversicherung, an ihrer Spitze Arbeitsminister Norbert Blüm, um des unbestreitbaren sozialen Fortschritts willen in Kauf. Zur Kostenentlastung der Arbeitgeber strichen die Länder (bis auf Sachsen) einen gesetzlichen Feiertag, und zwar den evangelischen Buß- und Bettag am vorletzten Mittwoch des Kirchenjahres. Am 1. Januar 1995 trat das Gesetz in Kraft. Es sollte die wichtigste sozialpolitische Errungenschaft der Ära Kohl bleiben.


  Im Frühjahr 1994, ein Dreivierteljahr vor der Bundestagswahl, begann die Konjunktur wieder anzuziehen; im Durchschnitt des Jahres wuchs das Bruttoinlandsprodukt in den alten Bundesländern um 2,1Prozent. Den Bonner Regierungsparteien kamen die Zeichen der wirtschaftlichen Erholung politisch sehr gelegen, desgleichen ein Ereignis, das sich als Vollendung der deutschen Einheit feiern ließ: Am 31. August 1994 verabschiedeten Bundespräsident Roman Herzog, der im Mai gewählte Nachfolger Richard von Weizsäckers, Bundeskanzler Helmut Kohl und der russische Präsident Boris Jelzin die letzten der ehemals in der DDR stationierten sowjetischen Soldaten und Zivilisten aus Deutschland.


  Am 16. Oktober wurde der 13. Deutsche Bundestag gewählt. Auf die CDU/CSU entfielen 41,5, auf die SPD 36,4, auf Bündnis 90/Die Grünen, die seit Anfang 1993 eine einheitliche Partei bildeten, 7,3, auf die FDP 6,9Prozent. Die Partei des Demokratischen Sozialismus erhielt 4,4Prozent, konnte aber auf Grund von vier direkt gewonnenen Wahlkreisen mit insgesamt 30 Abgeordneten in den Bundestag einziehen (drei Direktmandate waren das Äquivalent der Fünfprozenthürde). Trotz deutlicher Stimmenverluste verfügten die Unionsparteien und die Freien Demokraten über eine parlamentarische Mehrheit; sie stellten 341 Abgeordnete. Am 15. November 1994 wurde Helmut Kohl zum fünften Mal zum Bundeskanzler gewählt. Der sozialdemokratische Kanzlerkandidat, der frühere rheinland-pfälzische Ministerpräsident Rudolf Scharping, blieb Vorsitzender der SPD – freilich nicht mehr lange: Auf dem Mannheimer Parteitag vom November 1995 wurde er in einer Kampfabstimmung vom Ministerpräsidenten des Saarlandes, Oskar Lafontaine, abgelöst.


  Zweieinhalb Jahre früher als Helmut Kohl wurde der britische Premierminister John Major im Amt bestätigt. Aus den Unterhauswahlen vom 9. April 1992 gingen zur Überraschung der meisten Beobachter die Konservativen als Sieger hervor. Sie erhielten mit 41,9Prozent einen nur geringfügig niedrigeren Stimmenanteil als unter Margaret Thatcher im Juni 1987, als sie 42,3Prozent erreicht hatten. Auf die Labour Party unter Neil Kinnock entfielen 34,4Prozent, 3,6Prozentpunkte mehr als fünf Jahre zuvor. Die Liberalen Demokraten verbuchten 17,9Prozent; das waren 4,6Prozentpunkte weniger, als die Allianz aus Liberalen und Sozialdemokraten 1987 erreicht hatte. Der Sitzvorsprung der Tories vor den anderen Parteien belief sich auf 21 und war damit deutlich niedriger als nach den Unterhauswahlen der Ära Thatcher. Über den Wahlausgang freuen konnte sich neben Major und den Konservativen der mächtigste Pressemagnat des Vereinigten Königreichs, der Australier Rupert Murdoch. Sein auflagenstärkstes Massenblatt, die «Sun», war am Wahltag mit der Schlagzeile erschienen: «Wenn Kinnock heute gewinnt, möge die letzte Person, die Britannien verläßt, das Licht ausmachen.»


  Die zweite Regierungszeit John Majors stand unter keinem guten Stern. Vom «Schwarzen Mittwoch», dem 16. September 1992, an dem der Premierminister den Austritt Großbritanniens aus dem Europäischen Währungssystem erklären mußte, und seiner unmittelbaren Folge, der Abwertung des Pfundes, war bereits die Rede. Schatzkanzler Norman Lamont wurde im Mai 1993 in brüsker Form entlassen und durch Kenneth Clarke ersetzt, der, anders als sein Vorgänger, als «pro-europäisch» galt. Die innerparteiliche Kraftprobe um die Ratifizierung des Vertragswerks von Maastricht samt der von Major ausgehandelten «opt-outs» gewann der Premierminister zwar, aber die Zahl seiner Widersacher und Kritiker, zu denen nun auch Lamont gehörte, wuchs.


  Geradezu erbittert reagierten manche konservativen «Hardliner», als John Major im Dezember 1993 nach einem Gespräch mit dem irischen Regierungschef Albert Reynolds in Downing Street No. 10 erklärte, das Vereinigte Königreich würde einer Vereinigung der Republik Irland mit Ulster nicht im Wege stehen, wenn sich die Iren in einer Volksabstimmung dafür aussprächen. Major autorisierte auch Geheimgespräche mit derselben IRA, die noch im Februar 1991 seinen Amtssitz mit Granaten beschossen hatte. Die IRA ließ sich zunächst durch den Londoner Kurswechsel nicht beeindrucken: 1994 starben 61 Menschen durch Anschläge der irischen Untergrundarmee, 13 mehr als 1993. 1995 wurden dann nur noch 9 Anschläge gezählt. Nach der auf amerikanisches Drängen hin erfolgten Erklärung der IRA im August 1995, sie werde den bewaffneten Kampf einstellen, hörten die Anschläge, wenn auch nur zeitweilig, auf. Ende November 1995 fand jenes schon erwähnte Treffen Majors mit seinem irischen Kollegen John Bruton und Präsident Clinton statt, von dem der Aufruf an die verfeindeten Lager Nordirlands ausging, sich ihrer Waffen zu entledigen und den Weg der Aussöhnung zu beschreiten.


  Verglichen mit den zerstrittenen Konservativen, präsentierte sich die Labour Party als eine einträchtige Partei: Neil Kinnock übernahm die Verantwortung für die Niederlage bei der Unterhauswahl und trat im Juli 1992 als Parteivorsitzender zurück; ihm folgte der schottische Jurist John Smith, der aber bereits im Mai 1994 an einem Herzinfarkt starb. Die beiden aussichtsreichsten Kandidaten für die Nachfolge waren der Innenminister und der Schatzkanzler des Schattenkabinetts, Tony Blair und Gordon Brown, zwei junge Politiker vom rechten Parteiflügel, die miteinander befreundet waren und bislang eng zusammengearbeitet hatten. Sie verständigten sich darauf, daß Blair, der als populärer galt, den Parteivorsitz übernehmen sollte – wobei strittig ist, ob Brown sich bei dieser Gelegenheit das Recht ausbedang, Blair in sieben Jahren als Parteiführer und, im Fall eines Wahlsiegs, als Premierminister abzulösen. Beide waren sich einig, daß die Labour Party, wenn sie die Regierungsmacht nicht nur wiedergewinnen, sondern über längere Zeit hinweg behaupten wollte, den unter Kinnock und Smith eingeleiteten Erneuerungsprozeß konsequent fortsetzen mußte: Es durfte kein Zurück zur Politik der Verstaatlichungen, der engen Bindung an die Gewerkschaften, der Forderung nach einseitiger Abrüstung und dem Ausscheiden aus der Europäischen Union geben.


  Tony Blair, 1953 als Sohn eines konservativen Juristen geboren und selbst ein in Oxford ausgebildeter Jurist, wurde am 21. Juli 1994 vom Parteitag mit deutlicher Mehrheit gewählt; er erhielt 57Prozent, sein stärkster Mitbewerber, John Prescott, kam auf 24,1Prozent. Als erste Neuerung setzte Blair auf dem Parteitag vom April 1995 die Streichung der «Clause Four» des Parteiprogramms durch, die die Verstaatlichung von Unternehmen vorsah. Der Kampfbegriff, mit dem er sich von der alten Labour Partei abzuheben gedachte, war «New Labour». Die neue Labour Party mußte nach Blairs Ansicht die wichtigsten Ergebnisse der Ära Thatcher akzeptieren und weiterentwickeln. Das galt vor allem für die von Blair ausdrücklich gelobte Entmachtung der Gewerkschaften, denen er einen Hauptteil der Verantwortung für den Niedergang der britischen Wirtschaft in der Nachkriegszeit anlastete. Im Sommer 1995 flog er nach Australien, um Rupert Murdoch, den Eigentümer der «Sun», der «Times» und des Fernsehkanals «Sky», von der Ernsthaftigkeit des Kurses von New Labour zu überzeugen. Was die Labour Party von ihrem konservativen Konkurrenten unterscheiden sollte, war das Bekenntnis zu den von Thatcher und Major vernachlässigten Gemeinschaftsaufgaben, namentlich der Erneuerung des Erziehungswesens und zur «Devolution», der regionalen Autonomie von Schottland und Wales. Ob mit diesem Programm eine Mehrheit gewonnen werden konnte, mußte die Zukunft zeigen.


  Eines der spektakulärsten Ereignisse in Majors zweiter Amtszeit war ohne Zweifel die Eröffnung des «Eurotunnels» unter dem Ärmelkanal, der das Vereinigte Königreich mit Frankreich verband, am 6. Mai 1994: eine technische Meisterleistung britischer und französischer Ingenieure, vor deren möglichen Folgen sich manche konservative Briten freilich eher fürchteten. Für die Verkehrspolitik nicht minder wichtig war die schrittweise Privatisierung der staatlichen Eisenbahngesellschaft British Rail in den Jahren 1994 bis 1997: eine «Deregulierung», die sich bald als das Gegenteil einer vorausschauenden Infrastrukturpolitik erweisen sollte.


  Die Schlagzeilen der internationalen Presse bestimmte in der ersten Hälfte der neunziger Jahre aber eher der «Rinderwahnsinn»: jene in Großbritannien Ende der achtziger Jahre erstmals epidemisch aufgetretene, schwammartige Gehirnerkrankung bei Rindern mit dem medizinischen Namen Bovine Spongiforme Enzephalopathie (BSE), die auf die Beimengung von tierischen Abfällen in das Viehfutter zurückzuführen war. Ob BSE auf Menschen übertragen werden konnte, war zunächst umstritten. Vom britischen Minister für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung, John Selwyn Gummer, wurde eine solche Gefahr 1990 entschieden bestritten.


  Die Massentötung infizierter Viehbestände war unumgänglich, reichte aber nicht aus, um die Verbraucher auf dem europäischen Kontinent zu beruhigen. Vor allem der Boykott von britischem Rindfleisch in Deutschland führte zu einem starken Rückgang des Fleischexports des Vereinigten Königreichs. Im März 1996 verhängte der Veterinärausschuß der EU, um eine Ausbreitung von BSE zu verhindern, gegen Großbritannien ein Ausfuhrverbot für Rindfleisch und lebende Rinder in die Staaten der Gemeinschaft. Zu stark waren inzwischen die Indizien, die dafür sprachen, daß auch Menschen an der Seuche erkrankt und gestorben waren.


  Wirtschaftlich begann sich Großbritannien, nicht zuletzt infolge der Pfundabwertung vom September 1992, wieder zu erholen. Das reale Wachstum des Bruttoinlandsprodukts belief sich 1994 auf 4,3, 1995 auf 2,9, 1996 auf 2,8, 1997 auf 3Prozent und lag damit erheblich über dem deutschen Wirtschaftswachstum, das, bedingt durch die gewaltigen Transferleistungen von West- nach Ostdeutschland, viel geringer war: Es lag im Durchschnitt der Jahre 1994 bis 1997 bei 1,85Prozent. Auch im Hinblick auf Inflation und Arbeitslosigkeit schnitt Großbritannien in den neunziger Jahren günstiger ab als der Kontinent.


  Die Regierung Major hatte dennoch keinen Anlaß, den Unterhauswahlen von 1997 mit Optimismus entgegenzusehen. Wenn 1996 ein Begriff den Titel «Schlagwort des Jahres» verdiente, war es «sleaze», was soviel wie «Filz» bedeutet. Zu den Meldungen, die die britische Öffentlichkeit besonders alarmierten, gehörten die über ein Verfahren gegen die Direktoren des Rüstungsunternehmens Churchill Matrix, die unter Duldung von britischen Ministern das Regime Saddam Husseins auch noch nach den Giftgasattacken auf die Kurden im Jahr 1988 mit militärischen Gütern beliefert hatten. Andere Enthüllungen betrafen den konservativen Abgeordneten Neil Hamilton, der Geld vom arabischen Eigentümer des traditionsreichen Kaufhauses Harrods erhalten hatte, um im Unterhaus bestimmte Fragen zu stellen, und den früheren Schatzminister Jonathan Aitken, dem Vorteilsnahme vorgeworfen und ein Meineid nachgewiesen wurde. (Er wurde deswegen 1999 zu 13 Monaten Gefängnis verurteilt, von denen er sieben absitzen mußte.) Vor diesem Hintergrund sprach Anfang 1997 viel für einen Machtwechsel in Großbritannien – und es sollte noch einiges hinzukommen, was die Aussichten der Labour Party auf einen Sieg bei den Unterhauswahlen erhöhte.


  Frankreich erlebte am 15. Mai 1991 eine Premiere: Es erhielt mit Édith Cresson seine erste Premierministerin. Die bisherige Europa- und frühere Landwirtschaftsministerin löste Michel Rocard ab, dem Mitterrand offenbar nicht zutraute, daß er die Sozialisten offensiv genug in die Parlamentswahlen des Jahres 1993 führen würde. Von Cresson erwartete der Staatspräsident ebendies: eine polarisierende Politik, mit der die Linke nach seiner Ansicht bessere Aussichten hatte, die Rechte zu schlagen, als mit jener ausgleichenden, die Mitte umwerbenden Haltung, wie Rocard sie einnahm.


  Das Revirement an der Spitze des Kabinetts erwies sich jedoch bald als Fehlgriff: Cresson pflegte einen selbstherrlichen Regierungsstil; sie stimmte wichtige Entscheidungen nicht mit ihren Kollegen ab und machte aus ihrer Verachtung für das ihr untergeordnete Personal keinen Hehl. Zu ihren umstrittensten Maßnahmen gehörte die Verlegung der prestigereichen École Nationale d’Administration (ENA) von Paris nach Straßburg – ein demonstrativer Schritt, mit dem die «délocalisation», die Verlagerung von staatlichen Institutionen von der Hauptstadt in die Provinz, gefördert werden sollte. Die öffentliche Meinung reagierte negativ auf die Art und Weise, wie die Premierministerin ihre Ansichten durchsetzte. Im März 1992, zehn Monate nach ihrer Ernennung zur Regierungschefin, erklärten sich 59Prozent der Französinnen und Franzosen mit ihrer Amtsführung unzufrieden. Die ökonomischen Daten waren auch nicht dazu angetan, die Popularität Cressons zu erhöhen. Das Wirtschaftswachstum hatte sich seit der zweiten Hälfte des Jahres 1990 verlangsamt, die Arbeitslosigkeit lag 1992 bei über 10Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung. Dazu kamen Meldungen über illegale Machenschaften zur Stärkung der Finanzen der Sozialistischen Partei.


  Bei den Regionalwahlen im März 1992 wurden die Sozialisten förmlich abgestraft: Sie erhielten lediglich 18,2Prozent der Stimmen, die Linke insgesamt weniger als 30Prozent, während die parlamentarische Rechte auf 33, der Front National auf 13,6 und die Umweltpartei («écologistes») auf 14,7Prozent kamen. Ähnlich enttäuschend für die Sozialisten waren die Ergebnisse der gleichzeitigen Kantonalwahlen. Mitterrands Reaktion ließ nicht lange auf sich warten: Am 2. April wechselte er Édith Cresson zugunsten des bisherigen Wirtschafts- und Finanzministers Pierre Bérégovoy aus. Der neue Premierminister hatte sich den Ruf eines soliden, auf Haushaltsdisziplin und Geldwertstabilität bedachten Politikers erworben, und an diesen Fixpunkten hielt er auch als Regierungschef fest. Der weltwirtschaftlichen Rezession durch «deficit spending» im nationalen Rahmen entgegenzutreten, hielt er für wenig aussichtsreich und schon im Hinblick auf die Vorbereitung der europäischen Währungsunion für gefährlich. Das Wirtschaftswachstum ging infolgedessen weiter zurück, während die Arbeitslosigkeit stieg: Im Februar 1993 überschritt sie die magische Zahl von 3Millionen.


  Wenige Wochen später, am 21. und 28. März 1993, fanden die beiden Runden der Wahlen zur Nationalversammlung statt. Sie wurden für die Sozialisten zum Debakel. Der Parti Socialiste verlor gegenüber der vorangegangenen Wahl vom Juni 1988 4Millionen Stimmen; er erreichte zusammen mit verbündeten Gruppen einen Stimmenanteil von 19,2Prozent und 67 Sitze; fünf Jahre zuvor hatten die Sozialisten noch 279 Mandate erobert. Die Kommunisten erzielten 9,18Prozent und 24 Sitze. Die Wahlsieger waren die Parteien der bürgerlichen Rechten. Das gaullistische Rassemblement pour la République (RPR) kam auf 19,83Prozent und 247 Abgeordnete, die giscardistische Union pour la Démocratie Française (UDF) auf 18,64Prozent und 207 Mandate, unabhängige Rechtsgruppen auf 4,4Prozent und 36 Sitze. Der Front National und die Umweltpartei, die 12,42 beziehungsweise 7,6Prozent verbuchten, verfehlten dank des Mehrheitswahlrechts den Einzug ins Parlament.


  Das Ergebnis ließ nur, wie schon einmal im Jahr 1986, eine «cohabitation» zu: eine Regierung, die einem anderen Lager angehörte als der Präsident. Der Vorsitzende des RPR, der Pariser Oberbürgermeister Jacques Chirac, der seine Kandidatur bei den Präsidentenwahlen des Jahres 1995 bereits fest im Blick hatte, wollte nicht nochmals in die Situation kommen, sich mit Mitterrand arrangieren zu müssen, und verzichtete daher auf das Amt des Premierministers. Dieses übernahm der frühere Wirtschaftsminister Édouard Balladur vom RPR. Innenminister wurde der Gaullist Charles Pasqua, der beim Referendum über das Vertragswerk von Maastricht im September 1992 für ein «Nein» geworben hatte. Außenminister wurde der Generalsekretär des RPR, Alain Juppé. Die meisten anderen Ressorts gingen, entgegen einer Absprache zwischen Chirac und Balladur, an Politiker der UDF. François Bayrou, der Generalsekretär des UDF, wurde Erziehungsminister.


  Balladur übernahm ein schweres Erbe. Das Haushaltsdefizit belief sich auf 350Milliarden, das der Sozialversicherung auf 100Milliarden, das der Arbeitslosenversicherung auf 36Milliarden Francs. Die Wirtschaftspolitik des neuen Premierministers unterschied sich zunächst nicht wesentlich von der seines sozialistischen Vorgängers. Sie war ganz auf die Konsolidierung der Finanzen ausgerichtet. Erst nach Protesten aus den Gewerkschaften und der Parlamentsmehrheit entschloß sich Balladur, eine große Staatsanleihe aufzulegen, mit deren Hilfe neue Arbeitsplätze geschaffen werden sollten. Wie das erste Kabinett der Kohabitation widmete sich auch das zweite der Rückgängigmachung von Verstaatlichungen, die nach dem Wahlsieg der Linken von 1988 abgebrochen worden war: Die Banque Nationale de Paris und der Erdölkonzern Elf Aquitaine waren die bedeutendsten Unternehmen, die unter Balladur privatisiert wurden. Ausgeprägt rechte Akzente setzte Innenminister Pasqua, der durch eine Reihe von Gesetzen die Einwanderung im allgemeinen und die aus Nordafrika im besonderen einzudämmen und die Zusammenführung von getrennten Migrantenfamilien zu erschweren versuchte, wobei er mindestens einmal, einem Urteil des Verfassungsrates zufolge, die Grenzen dessen überschritt, was die Verfassung der Fünften Republik erlaubte.


  Balladurs Vorgänger Pierre Bérégovoy war kurz vor der Wahl von der satirischen Zeitschrift «Le Canard Enchaîné» beschuldigt worden, er habe 1986 für den Kauf einer Wohnung in Paris ein zinsloses Darlehen in Höhe von 1 Million Francs von einem zwielichtigen Freund Mitterrands, Roger-Patrice Pelat, erhalten, gegen den drei Jahre später von der Börsenaufsichtsbehörde wegen eines Insidergeschäfts ermittelt wurde. Bérégovoy nahm sich die Vorwürfe so zu Herzen, daß er am 1. Mai 1993 seinem Leben durch einen Kopfschuß ein Ende setzte: ein Vorgang, der nicht zuletzt den Staatspräsidenten tief betroffen machte.


  Mitterrand, dessen Amtszeit 1995 unwiderruflich zu Ende ging, war in den letzten Jahren seiner Präsidentschaft durch eine schwere Krebserkrankung gezeichnet. Seit 1994 diskutierte Frankreich auf Grund neuerer Veröffentlichungen verstärkt über die Rolle, die er während des Zweiten Weltkriegs unter dem Vichy-Regime gespielt hatte, und über seine langjährige Freundschaft mit René Bousquet, jenem früheren Polizeichef des État français, der einige der großen Judenrazzien organisiert hatte und 1991 wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit angeklagt worden war. Ein Fernsehgespräch, das Mitterrand im September 1994 wegen der gegen ihn gerichteten Vorwürfe führte, trug wenig zur Aufhellung bei und wirkte auf viele Linke geradezu verstörend.


  Im Frühjahr 1995 fanden die Präsidentschaftswahlen statt. Im ersten Wahlgang am 23. April kam der Sozialist Lionel Jospin mit einem Stimmenanteil von 23,3Prozent auf eine höhere Stimmenzahl als Chirac, der 20,84Prozent erhielt. An dritter Stelle lag mit 18,58Prozent Premierminister Édouard Balladur, der sich inzwischen mit Chirac überworfen hatte, an vierter Stelle mit 15Prozent Jean-Marie Le Pen vom Front National. Aus der Stichwahl am 7. Mai ging Chirac mit 52,64Prozent als Sieger hervor. Am 17. Mai ernannte er den bisherigen Außenminister Alain Juppé zum Premierminister. Zwei Monate später, am 16. Juli, erkannte Chirac erstmals die Mitverantwortung des französischen Staates an der Deportation der französischen Juden an. François Mitterrand hatte nie an einen solchen Schritt gedacht. Am 8. Januar 1996 starb der widersprüchlichste und rätselhafteste der Präsidenten der Fünften Republik im Alter von 79 Jahren.


  Frankreichs nördlicher Nachbar Belgien gab sich im Februar 1994 eine neue Verfassung: Sie stellte die Parlamente und Regierungen der drei sprachlichen Gemeinschaften – der niederländischen, der französischen und der deutschen – auf dieselbe Ebene wie das nationale Parlament und die nationale Regierung und machte damit aus dem Königreich Belgien einen Bundesstaat besonderer Art. Die Gemeinschaften waren fortan berechtigt, auch internationale Verträge abzuschließen und sich bei Verhandlungen mit der Europäischen Union durch ihre jeweils zuständigen Ressortminister vertreten zu lassen. Für Brüssel war ein Sonderstatus vorgesehen. Das strittigste Problem aber wurde dadurch nicht gelöst. Weiterhin blieb offen, ob aus der zweisprachigen Hauptstadt eine eigene Gemeinschaft, eine wallonische Enklave im niederländischen Sprachgebiet oder die flämische Hauptstadt mit französischsprachiger Bevölkerungsmehrheit werden sollte.


  Die Verfassung war das Ergebnis langjähriger, komplizierter Verhandlungen, trug aber nur wenig zur Beilegung des chronisch gewordenen Konflikts zwischen dem reichen flämischen Norden und dem sehr viel weniger wohlhabenden wallonischen Süden bei. Flandern war die Hochburg von Handel, «High-Tech» und Dienstleistungen, Wallonien war geprägt durch Kohlegruben, deren Ertrag stark rückläufig war. Jeder Landesteil hatte sein eigenes Parteiensystem, wobei im Norden sezessionistische, ja rechtsradikale Kräfte, organisiert im «Vlaams Blok», später «Vlaams Belang», wachsenden Zulauf hatten. Entsprechend schwierig gestalteten sich oft die Regierungsbildungen auf nationaler Ebene. Von einem dauerhaften Ausgleich zwischen Flamen und Wallonen war Belgien auch nach der Verfassungsreform weit entfernt, sein Bestand als gemeinsamer Staat also alles andere als gesichert.


  Ein vergleichbares Problem kannten die Niederlande nicht. Aber auch für sie wurde 1994 zu einer innenpolitischen Zäsur. In jenem Jahr endete die zwölfjährige Regierungszeit des Christdemokraten Ruud Lubbers, der von 1982 bis 1989 zunächst an der Spitze einer Koalition erst mit den Rechtsliberalen, dann mit den Sozialdemokraten gestanden hatte. Lubbers’ Christlich-Demokratischer Appell hatte als interkonfessionelle Partei die «Entsäulung» der niederländischen Politik, die Auflösung der einst festgefügten konfessionellen Milieus, kräftig vorangetrieben. In der Koalition mit den Sozialdemokraten mußten diese eine Einschränkung des Anspruchs auf Zahlung der Invalidenrente und andere harte Sparmaßnahmen hinnehmen, was zu heftigen Auseinandersetzungen innerhalb der Partei der Arbeit führte, aus denen der Vorsitzende, Finanzminister Wim Kok, als Sieger hervorging. Die Parlamentswahl vom Mai 1994 brachte den liberalen Oppositionsparteien starke Gewinne, den beiden Regierungsparteien herbe Verluste: Der Christlich-Demokratische Appell sank gegenüber den Wahlen von 1989 von 35 auf 22Prozent, die Partei der Arbeit von 32 auf 24Prozent.


  Für Wim Kok war die Niederlage aber zugleich ein Sieg: Als Führer der nunmehr größten Partei bildete er eine Koalition mit den beiden liberalen Parteien. Schon als Gewerkschaftsführer hatte Kok seine Fähigkeit zum sozialen Ausgleich und zum politischen Kompromiß bewiesen: Das von ihm entscheidend mitgestaltete Abkommen von Wassenaar von 1982, ein Pakt zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, war zur Magna Charta der niederländischen Sozialpartnerschaft geworden. Ein Kernstück der Vereinbarung war die Verkürzung und Flexibilisierung der Arbeitszeiten ohne vollen Lohnausgleich auf der einen, die Schaffung neuer, flexiblerer Arbeitsplätze auf der anderen Seite.


  An die guten Erfahrungen mit der Umsetzung des Abkommens von 1982 knüpfte Kok als Regierungschef an. Mit seinem Wechsel ins Amt des Ministerpräsidenten begann die Hochzeit des «Poldermodells»: einer korporatistischen Politik, die auf dem Zusammenwirken von Staat, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden beruhte und auf wirtschaftspolitische Liberalisierung, den Abbau der Arbeitslosigkeit, die Verringerung des Haushaltsdefizits, mehr Eigenverantwortung und steigenden Wohlstand ausgerichtet war. Die Erfolge der beiden von Kok geführten Regierungen in den Jahren von 1994 bis 2002 waren beträchtlich; sie erregten die Bewunderung nicht nur sozialdemokratischer Regierungschefs wie Tony Blair in Großbritannien und Gerhard Schröder in Deutschland, sondern auch von Bill Clinton. Daß es auch Kehrseiten der sozialliberalen Konsenspolitik gab, sollte sich verstärkt seit der Jahrtausendwende zeigen.


  Anders als die Gründungsmitglieder Niederlande und Belgien waren Portugal und Spanien neue, erst 1986 aufgenommene Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft. Portugal, traditionell eines der ärmsten Länder Europas, erhielt zwischen 1989 und 2000 rund 30Milliarden Euro von der Gemeinschaft, was wesentlich dazu beitrug, daß das portugiesische Durchschnittseinkommen von 52,5Prozent des EG-Durchschnitts im Jahr 1985 auf knapp 70Prozent 1989 anwuchs. Die Lissabonner Kabinette, von 1985 bis 1995 gestellt von den liberalkonservativen Sozialdemokraten unter Aníbal Cavaco Silva, die in «Kohabitation» mit dem sozialistischen Staatspräsidenten Mário Soares regierten, betrieben eine konsequent marktwirtschaftliche, auf die Liberalisierung des Arbeitsmarktes ausgerichtete Politik. Durch eine Verfassungsänderung vom Juni 1989 wurden die Festlegung auf ein sozialistisches Gesellschaftsmodell und die Agrarreform gestrichen und stattdessen demokratischer Pluralismus und marktwirtschaftliche Ordnung in den Vordergrund gerückt.


  Der Wahlsieg der Sozialisten unter António de Oliveira Guterres im Oktober 1995 änderte nichts Grundsätzliches an der seit den späten siebziger Jahren verfolgten Politik. Bei allen Bemühungen um Modernisierung blieb Portugal in vielen Bereichen rückständig: Industrie und Landwirtschaft waren Mitte der neunziger Jahre noch längst nicht international wettbewerbsfähig, so daß Portugiesen in großer Zahl in wohlhabendere Länder der Europäischen Gemeinschaft abwanderten; der Staatsapparat war aufgebläht und weithin ineffektiv, das Bildungswesen, verglichen mit den älteren Mitgliedstaaten der EG/EU, unzureichend.


  In Spanien regierte seit den Parlamentswahlen vom Oktober/Dezember 1982 der Partido Socialista Obrero Español (PSOE) unter Felipe González. Ein halbes Jahr vor den Wahlen, am 30. Mai 1982, war Spanien, gegen den entschiedenen Widerspruch der Sozialisten, der NATO beigetreten. In einer Volksabstimmung vom März 1986, dem Jahr der Aufnahme Spaniens in die Europäische Gemeinschaft, sprachen sich die Spanier für den Verbleib im Atlantischen Bündnis aus. Der volle Beitritt zur militärischen Struktur der NATO erfolgte aber erst im Dezember 1997.


  Wirtschaftspolitisch verfolgten die Sozialisten eine weithin «neoliberale» Politik, die darauf abzielte, die spanische Industrie international wettbewerbsfähig zu machen, private Investitionen zu fördern, Staatsunternehmen zu privatisieren, den Arbeitsmarkt, wenn auch nur moderat, zu deregulieren. Zunächst konnte sich González dabei auf die Unterstützung der größten, sozialistischen Gewerkschaft, der Unión General de Trabajadores (UGT), verlassen, die sich zwischen 1976 und 1984, teilweise unter Beteiligung der Regierung, immer wieder mit dem Arbeitgeberverband, der Confederación Española de Organizaciones Empresariales (CEOE), auf Abkommen über Tarifverhandlungen und Beschäftigung verständigt hatte. 1988 aber kam es zum Bruch zwischen den regierenden Sozialisten und der UGT. Der Protest gegen die Modernisierungspolitik des Kabinetts González wurde so stark, daß die Gewerkschaften die Arbeitnehmer im Dezember zu einem Generalstreik aufriefen. Im Mai 1992 folgte, da die Regierung bei ihrem Kurs blieb, ein neuer landesweiter, branchenübergreifender Ausstand.


  Die Erfolge der 14 Jahre währenden Ära González waren unbestreitbar. Das Bruttoinlandsprodukt wuchs seit Mitte der achtziger Jahre um durchschnittlich 2,9Prozent jährlich, während der Durchschnitt der EG bei 2,4Prozent lag. Das Pro-Kopf-Einkommen stieg, nicht zuletzt dank milliardenschwerer Zuwendungen aus «Brüssel», von 70,4Prozent des EG-Durchschnitts im Jahr 1985 auf 78,1Prozent 1993. Die Auslandsinvestitionen nahmen um das Achtfache, der Außenhandel um das Fünffache zu. Der Agrarsektor verlor rapide an Gewicht; der Dienstleistungssektor wuchs sehr viel schneller als der industrielle: 2002 waren fast drei Viertel (74Prozent) der Erwerbstätigen im tertiären Bereich beschäftigt.


  Die größte Wachstumsbranche war der Tourismus, die Hauptquelle des steigenden Wohlstands, aber auch eine wichtige Ursache von Umweltschäden und eines Baubooms, der viele Meeresküsten verunstaltete und die Gefahr einer «Blase» in sich barg. Die Staatsverschuldung verdoppelte sich in der Zeit der von González geführten Regierungen: Hatte sie 1982 bei 31,4Prozent des Bruttoinlandsprodukts gelegen, so erreichte sie 1996 einen Anteil von 65Prozent. Die Arbeitslosigkeit, vor allem die bei den Jugendlichen, blieb hoch: eine fatale Folge vor allem von rigiden Kündigungsschutzregeln, die noch aus der Ära Franco stammten, und von gravierenden Mängeln im Bereich der beruflichen Bildung. Die fehlenden Arbeitsplätze schlugen sich in einem besorgniserregenden Sachverhalt nieder: Die Erwerbsquote Spaniens war 1994 mit 60Prozent die niedrigste der gesamten OECD.


  Vieles von dem, was die Regierung González unternahm, um Spanien zu erneuern, stieß auf den erbitterten Widerstand der Konservativen in der Alianza Popular beziehungsweise, seit 1989, im Partido Popular (PP), der immer wieder, so bei der Reform von Schulen und Hochschulen und dem Finanzausgleich zwischen den Regionen, das Verfassungsgericht anrief, um die entsprechenden Gesetze zu Fall zu bringen. Strittig war zwischen Sozialisten und Konservativen auch die Dezentralisierung Spaniens: Die Rechte war hier traditionell restriktiv, die Linke eher großzügig. Die Verfassung von 1978 sah autonome Regionen vor, die das Recht der Selbstverwaltung hatten; der Begriff «Nationalität» blieb zunächst Basken, Katalanen und Galiciern vorbehalten. In den achtziger Jahren wuchs die Zahl der Autonomen Gemeinschaften (Comunidades Autónomas) auf 17 an.


  Die politisch brisanteste Region war Euskadi, das spanische Baskenland. Die Speerspitze der baskischen Unabhängigkeitsbewegung, die ETA (Euskadi Ta Askatasuna), hatte nach dem Ende der Diktatur Francos ein dichtes Netzwerk von Medien, Institutionen, Parteien und Organisationen aufgebaut. Sie vertrat jedoch nur eine, wenn auch starke Minderheit der Basken. Das Autonomiestatut von 1979 wurde im Oktober jenes Jahres, ebenso wie in Katalonien, in einem Referendum mit großer Mehrheit angenommen. Selbst ein Teil der ETA, ETA politico-militar, äußerte sich zustimmend, während der radikale Flügel, ETA militar, und ihr politischer Arm, Herri Batasuna, die sofortige Schaffung eines unabhängigen, sozialistischen Baskenlandes forderten und das Statut ablehnten.


  1980 eskalierte der Terror der ETA militar: Etwa 100 Menschen kamen bei ihren Anschlägen ums Leben. Im gleichen Jahr schlossen sich alle baskischen Parteien außer Herri Batasuna zu einer «Friedensfront» zusammen. Mit Hilfe von erpreßten Schutzgeldzahlungen, «Revolutionssteuer» genannt, gelang es den extremen Separatisten trotzdem, weiter Anschläge in ganz Spanien zu verüben, denen Jahr für Jahr durchschnittlich 40 Menschen zum Opfer fielen. Das Madrider Innenministerium unter José Barrionuevo und seinem Stellvertreter Rafael Vera betrachtete die Situation als übergesetzlichen Notstand und beantwortete die Gewaltwelle in den Jahren 1983 bis 1987 mit dem Gegenterror der Grupos Antiterroristas de Liberación (GAL), die sich über geltendes Recht rücksichtslos hinwegsetzten, indem sie ihrerseits Anschläge auf ETA-Aktivisten verübten, und das vorzugsweise im französischen Baskenland, dem Rückzugsgebiet der ETA-Aktivisten. Im Januar 1988 schlossen sich fünf von sechs baskischen Parteien zu einem Anti-Terror-Bündnis zusammen. Ein Jahr später, im Januar 1989, sah sich die ETA genötigt, dem offiziellen Spanien einen Waffenstillstand anzubieten. Die Regierung González ließ sich auf Gespräche mit der ETA ein, brach sie aber Anfang April nach einem erneuten Anschlag der extremen baskischen Separatisten ab.


  Im Juni 1993 kam es zu vorgezogenen Neuwahlen. Die Sozialisten wurden mit knapp 39Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen und 159 von 350 Sitzen abermals die stärkste Partei, hatten aber keine Mehrheit in den Cortes mehr. An der Regierungsmacht konnten sie sich nur dank der parlamentarischen Unterstützung durch die Partei der katalanischen Autonomisten, der Convergència i Unió (CiU), behaupten. Überschattet wurde das letzte Kapitel der Ära González durch eine lange Reihe von Korruptionsskandalen. Im Jahr 1994, in dem der ETA-Terror mit der Ermordung eines Generals der spanischen Armee einen neuen Höhepunkt erreichte, wurde auch der Staatsterrorismus der GAL publik, wobei Ministerpräsident González in Verdacht geriet, den «schmutzigen Krieg» autorisiert zu haben. Im Mai 1995 erlitt der PSOE bei den Kommunal- und Regionalwahlen schwere Verluste. Ein halbes Jahr später kündigte der katalanische Regierungschef Jordi Pujol, der Führer der CiU, den Tolerierungspakt mit den Sozialisten auf.


  Damit wurden Neuwahlen unvermeidlich. Aus ihnen ging im März 1996 der Partido Popular unter seinem Vorsitzenden José Maria Aznar López als Sieger hervor. Er gewann 156 von 350 Sitzen, war also, wie zuvor der PSOE, auf einen Tolerierungspartner angewiesen: eine Rolle, die erneut die CiU übernahm. Nach den Sozialisten erhielten nun die Konservativen die Möglichkeit, dem demokratischen Spanien ihren Stempel aufzudrücken.[4]


  Ein System bricht zusammen: Italien 1991–1995


  Kein westeuropäischer Staat erlebte in der ersten Hälfte der neunziger Jahre so dramatische Veränderungen wie Italien. Vom Zusammenbruch der kommunistischen Regime und den friedlichen Revolutionen in Ostmitteleuropa unmittelbar betroffen war der Partito Comunista Italiano (PCI): Auf den Fall der Berliner Mauer reagierte der Vorsitzende Achille Occhetto, ohne vorherige Beratungen in den Führungsgremien der PCI, mit dem Vorschlag, das «kommunistisch» aus dem Parteinamen zu streichen. Im März 1990 stimmte der Parteitag von Bologna mit Zweidrittelmehrheit für den Antrag Occhettos, eine neue linke Partei zu bilden, die allen fortschrittlichen Kräften von den Linkskatholiken bis zu den Grünen offenstehen sollte. 1991 entstanden aus der Erbmasse des PCI zwei Parteien: der Partito Democratico della Sinistra (PDS), der sich ein reformistisches, sozialdemokratisches Profil gab, und die orthodoxe Rifondazione Comunista (RC). Der letzteren schloß sich auch die linksintellektuelle Gruppe um die Zeitung «Il Manifesto» an.


  Das Machtzentrum Italiens bildete um diese Zeit das sogenannte «System CAF»: «CAF» war ein Kürzel für die Nachnamen von drei Politikern, dem christdemokratischen Ministerpräsidenten Giulio Andreotti, dem Generalsekretär des Partito Socialista Italiano (PSI), Bettino Craxi, und dem Generalsekretär der Democrazia Cristiana, Arnaldo Forlani. Innerhalb dieses Trios wurde abgesprochen, was in Italien politisch zu geschehen und was zu unterbleiben hatte. Andreotti, der von Juli 1989 bis Juni 1992 an der Spitze der Regierung stand, betrieb, um die immense Staatsverschuldung einzudämmen und Italien den Eintritt in die künftige Europäische Währungsunion zu ermöglichen, eine Politik der wirtschaftlichen Liberalisierung und der finanziellen Konsolidierung. Er erhöhte Steuern und kürzte öffentliche Ausgaben; er trieb die Privatisierung einiger nicht mehr konkurrenzfähiger staatlicher Unternehmen und Banken voran, stärkte die Kompetenzen der Gemeinden und bemühte sich um mehr Transparenz in bürokratischen Entscheidungsprozessen. Die italienische Notenbank, die Banca d’Italia, lange Zeit faktisch eine Unterabteilung des Finanzministeriums, konnte fortan autonom über die Leitzinsen entscheiden und der Regierung die bis dahin übliche Finanzierung aus der Überziehung von Kontokorrentkonten verwehren. Auf der anderen Seite waren ihr, seit Italien sich Anfang 1990 wieder voll in das Europäische Währungssystem eingegliedert hatte und auf die Bandbreite von + 2,25Prozent bei den Wechselkursen festgelegt war, währungspolitisch die Hände gebunden.


  Die Neuverschuldung ohne Zinsen, also das Primärdefizit, ging zwar zwischen 1989 und 1991 zurück; 1992 erreichte Italien sogar einen Haushaltsüberschuß. Aber das Urübel der italienischen Finanz- und Wirtschaftspolitik bekam die Regierung Andreotti nicht in den Griff: die erdrückende Zinslast, die der Staat zu tragen hatte, weil er sich vor allem in den sechziger und siebziger Jahren bei den eigenen Bürgern durch Staatsanleihen, die Buoni Ordinari del Tesoro (BOT), verschuldet hatte. Mitte der neunziger Jahre verschlang der Zinsendienst mehr als ein Fünftel des Staatshaushalts und fast 40Prozent des Steueraufkommens. Das einzig Positive an den hohen Zinsen war, daß sie entscheidend zur Senkung der Inflationsrate beitrugen. Gleichzeitig aber wirkten sie lähmend auf private wie öffentliche Investitionen und damit auf das Wirtschaftswachstum. Es war rätselhaft, wie Italien unter diesen Umständen eines der wichtigsten «Maastricht-Kriterien» erfüllen wollte: Die Staatsverschuldung lag um 1995 bei 120Prozent des Bruttoinlandsprodukts – doppelt so hoch, wie sie nach den europäischen Vorgaben maximal hätte sein dürfen.


  Ein anderes chronisches Übel der italienischen Politik war der vor allem in Süditalien verbreitete und von der Mafia praktizierte Stimmenkauf. Erleichtert wurden solche Manipulationen durch die drei bis fünf «Präferenzstimmen»: die Möglichkeit, auf den Wahllisten der Parteien einzelne Kandidaten nach oben zu wählen. Initiator einer Reform, die darauf abzielte, die Zahl der Präferenzstimmen auf eine zu reduzieren, war ein christdemokratischer Hinterbänkler, der Abgeordnete Mario Segni, der Sohn des Staatspräsidenten der Jahre 1962 bis 1964, Antonio Segni. Da seine eigene Partei sich dem Vorstoß ebenso versagte wie die Sozialisten, setzte Segni auf die Karte eines Referendums. Es fand, unterstützt von einem breiten Reformbündnis der linken Mitte, im Juni 1991 statt und erbrachte bei einer Beteiligung von knapp 63Prozent eine Mehrheit von fast 96Prozent, also 60Prozent der Stimmberechtigten. Das Ergebnis war eine blamable Niederlage des «Systems CAF» wie der Medien, die sich auf seine Seite gestellt hatten.


  Ungleich viel mehr Einfluß als Segni besaß der Staatspräsident, der Christdemokrat Francesco Cossiga, der seit Juli 1985 an der Spitze der Italienischen Republik stand. Cossiga, der als Vertrauensmann der Geheimdienste galt, propagierte offen eine Verfassungsreform mit dem Ziel der Umwandlung des politischen Systems in ein Präsidialregime nach amerikanischem Vorbild. Die von ihm angestrebten Veränderungen, die er im Begriff der «Zweiten Republik» zusammenfaßte, hätten einen Rechtsruck bedeutet, und sie wären nur im Bunde mit der vom Präsidenten gezielt umworbenen Rechten, bis hin zu den Neofaschisten, durchsetzbar gewesen. Einen ausgeprägt rechtspopulistischen Tenor hatten auch die persönlich beleidigenden Attacken, die Cossiga seit dem Frühjahr 1991 gegen fast alle bekannten italienischen Politiker, mit Ausnahme von Andreotti und Craxi, richtete.


  Von der aggressiven Polemik des Präsidenten bestätigt fühlen konnten sich rechte Anti-System-Parteien wie die regionalistische bis separatistische Lega Nord um den gescheiterten Medizinstudenten Umberto Bossi, die 1989 aus der sieben Jahre zuvor gegründeten Lega Lombarda und anderen regionalen Protestgruppen hervorgegangen war und Stimmung gegen die Subventionierung des unterentwickelten Mezzogiorno durch den wohlhabenden Norden machte. Das neofaschistische Movimento Sociale Italiano (MSI) profitierte hingegen kaum von der präsidialen Rechtsschwenkung. Es war in sich gespalten, und zwar in einen sich revolutionär und antikapitalistisch gebenden radikalen Flügel um Pino Rauti und die eher gemäßigt auftretenden Kräfte um Gianfranco Fini, der Bündnisse mit der rechten Mitte zu schließen suchte, ohne daß er zu diesem Zeitpunkt jedoch dem Faschismus abgeschworen hätte. Vielmehr hob er noch im Oktober 1992 anläßlich des 70. Jahrestages von Mussolinis «Marsch auf Rom» den rechten Arm zum Faschistengruß und rühmte den «Duce» als größten Staatsmann des 20.Jahrhunderts.


  Am 5. April 1992 fanden Parlamentswahlen statt. Die beiden größten Regierungsparteien mußten Verluste hinnehmen. Die DC kam auf 29,7Prozent, 4,1Prozentpunkte weniger als im Jahr 1987, der PSI auf 13,6Prozent, was ein Minus von 0,6Prozentpunkten war. Leicht verbessern konnten sich die Koalitionspartner der Christdemokraten und Sozialisten, die Liberalen, die Sozialdemokraten und die Republikaner, die zusammen von 8,7 auf 10Prozent anwuchsen. Der PDS erzielte mit 16,1Prozent ein sehr viel schlechteres Ergebnis als fünf Jahre zuvor der PCI, der damals noch 26,9Prozent erreicht hatte. Die weiter links stehende Rifondazione Comunista kam auf 5,6Prozent. Das MSI verbuchte 5,4Prozent; das war ein Verlust von 0,2Prozentpunkten gegenüber 1987. Die eigentliche Wahlsiegerin war die Lega Nord. National erzielte sie zwar «nur» 8,6Prozent, in Norditalien aber 17,3Prozent und in einigen Regionen noch sehr viel mehr: in der Lombardei 25, in Piemont 19,4 und im Veneto 18,9Prozent. Der Wahlausgang im Norden war ein Warnzeichen für die Republik: Wenn sich die Proteststimmung über das ganze Land verbreitete, geriet das politische System Italiens in ernste Gefahr.


  Wenige Wochen vor der Wahl, am 17. Februar 1992, hatte in Mailand ein Ereignis stattgefunden, dessen Auswirkungen damals noch nicht absehbar waren: Der Staatsanwalt Antonio di Pietro ließ den Leiter des Altersheimes Pio Albergo Trivulzio, Mario Chiesa, verhaften. Chiesa, der seine Funktion dem in Mailand schier allmächtigen Sozialistenchef, dem ehemaligen Ministerpräsidenten Bettino Craxi, verdankte, war «in flagranti» ertappt worden, als er «tangenti», das heißt Schmiergeldzahlungen, in Höhe von 7Millionen Lire kassierte. Craxi ließ seinen Schützling fallen, dieser aber «packte aus». Seine Aussagen enthüllten die Existenz eines ausgedehnten kommunalen Korruptionsnetzes: Unter der Regie Craxis hatten Firmen, die am Bau von Krankenhäusern, Schulen, U-Bahn-Linien und Flughäfen beteiligt waren, jeweils Beträge zwischen 3 und 20Prozent der geplanten Kosten an die maßgebenden Parteien entrichtet, wobei die Sozialisten den größten Anteil erhielten, gefolgt von den Christdemokraten und den Kommunisten beziehungsweise deren Nachfolgern.


  In Mailand, das als «Tangentopoli», die Hauptstadt der Schmiergeldzahlungen, in die italienische Geschichte einging, begann jenes Zusammenspiel von mutigen Staatsanwälten und einer aufgeklärten Öffentlichkeit, das unter dem Namen «Mani puliti» (saubere Hände) berühmt wurde und sein Vorbild in der von denselben Kräften getragenen Bekämpfung des organisierten Verbrechens hatte. Im Zuge der weiteren Ermittlungen wurde rasch deutlich, daß Mailand nur die sprichwörtliche Spitze des Eisbergs war: «Tangenti» wurden auch in der übrigen Lombardei, ja in ganz Italien bezahlt. Bekannte Großunternehmen wie Olivetti und FIAT hatten sich daran beteiligt, große Teile des staatlichen und kommunalen Behördenapparats waren darin verstrickt.


  Bis zum 31. März 1993, gut ein Jahr nach dem Auftakt in Mailand, gab es in ganz Italien 1356 Verhaftungen und über 1000 Ankündigungen von Untersuchungsverfahren. 152 Abgeordnete und Senatoren waren davon betroffen, außerdem 852 Politiker auf regionaler und kommunaler Ebene. Bei Unternehmen, Angestellten und Beamten belief sich die Zahl der erfaßten Personen auf 1487. Im Sommer 1993, als die Krise um «Tangentopoli» ihren Höhepunkt erreichte, gehörten Bilder von der Verhaftung von Politikern, Beamten und Unternehmern zum täglichen Fernsehprogramm. Unter den prominentesten Politikern, gegen die die Staatsanwälte ermittelten, waren außer Andreotti und Craxi die Christdemokraten Antonio Gava, Arnaldo Forlani und Ciriaco De Mita, die Sozialisten Claudio Martelli und Gianni De Michelis, der Liberale Renato Altissimo, der Republikaner Giorgio La Malfa, der Sozialdemokrat Carlo Vizzini und der ehemalige kommunistische Funktionär Primo Greganti. Zu Verurteilungen kam es freilich nur selten. Die meisten Gerichtsverfahren endeten mit der Einstellung, mit Vergleichen oder Freisprüchen mangels Beweisen. Schlimmer als der materiell-finanzielle Aderlaß der Korruption war nach dem Urteil des Historikers Jens Petersen der moralische und psychologische Schaden. «Wie ein Krebsübel hatten sich die Illegalität, die Doppelmoral im Bewußtsein und im Verhalten wachsender gesellschaftlicher Gruppen eingefressen und immer weitere Bevölkerungsschichten erfaßt. Das System begünstigte eine negative Elitenauslese und propagierte Verhaltensweisen, die bis auf den gesellschaftlichen Alltag abfärbten.»


  Sieben Wochen nach den Parlamentswahlen, am 25. Mai 1992, wurde ein neuer Staatspräsident gewählt. Nachfolger des zuletzt politisch völlig isolierten Francesco Cossiga, der kurz vor Ablauf seiner Amtszeit zurückgetreten war, wurde ein allseits geachteter Christdemokrat, Oscar Luigi Scalfaro. Eine seiner ersten Aufgaben war die Berufung eines neuen Ministerpräsidenten. Giulio Andreotti war nicht mehr zu halten, weil er im Verdacht stand, jahrelang Verbindungen zur Mafia unterhalten zu haben; am 28. Juni 1992 trat er zurück. Bettino Craxi, der sich zunächst Hoffnungen auf die Nachfolge gemacht hatte, schied wegen der Enthüllungen in Sachen Tangentopoli aus dem Kreis möglicher neuer Regierungschefs aus. Gut beleumdet war hingegen ein anderer Sozialist, der Professor des Öffentlichen Rechts Giuliano Amato. Ihm erteilte Scalfaro den Auftrag zur Regierungsbildung.


  Die Regierung Amato, ein Kabinett aus Christdemokraten, Sozialisten, Sozialdemokraten und Liberalen, verordnete dem Land einen rigorosen Sparkurs mit dem Ziel, kurzfristig die Neuverschuldung zu begrenzen und längerfristig den Abbau der Altschulden einzuleiten. Einer der größten Erfolge Amatos bestand darin, daß er die Tarifpartner zum endgültigen Verzicht auf die «scala mobile», die automatische Anpassung der Löhne an die Geldentwertung, und zu einer, wenn auch bescheidenen Senkung der Reallöhne bewegen konnte. Den fortschreitenden Verfall der Lira aber vermochte die Regierung Amato nicht aufzuhalten. Im September sah sie sich genötigt, aus dem Europäischen Währungssystem auszuscheiden; die Lira verlor anschließend gegenüber der Deutschen Mark 24Prozent ihres Wertes. Der Austeritätskurs wurde trotz sozialer Proteste fortgeführt. Zu den Härten, die die Regierung Amato den Italienern zumutete, gehörten ein Lohnstopp im öffentlichen Dienst, der Verzicht auf Frühpensionierungen, die Erhöhung des Renteneintrittsalters und die Einführung einer Sondersteuer auf Haus- und Immobilienbesitz.


  Die Ermittlungen und Enthüllungen auf dem Gebiet der «tangenti» gingen währenddessen weiter. Im Dezember 1992 teilte die Mailänder Staatsanwaltschaft mit, daß sie ein Ermittlungsverfahren gegen Bettino Craxi wegen Korruption und Erpressung eingeleitet habe. Am 11. Februar 1993 trat Craxi von seinem Amt als Generalsekretär des PSI zurück; eine Aufhebung seiner Immunität lehnte die Kammer im April ab. Im Mai 1994 (der neugewählten Kammer gehörte er nicht mehr an) flüchtete der ehemalige Parteichef der Sozialisten nach Tunesien, wo er am Strand von Hammamet ein luxuriöses Anwesen besaß. In Abwesenheit wurde er in verschiedenen Prozessen zu insgesamt 28 Jahren Haft verurteilt. Da er bis zu seinem Tod im Januar 2000 nicht nach Italien zurückkehrte, brauchte er keine der Strafen zu verbüßen.


  Im März 1993 begannen die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Palermo gegen den Senator und früheren Ministerpräsidenten Giulio Andreotti wegen Begünstigung der Mafia. Die zahlreichen Verfahren, denen er sich stellen mußte, führten teils wegen Verjährung, teils aus Mangel an Beweisen zu keinem Ergebnis. Das letztere galt auch für ein Verfahren wegen Anstiftung zum Mord an einem Journalisten. Andreotti wurde zwar in zweiter Instanz im November 2002 zu 24 Jahren Haft verurteilt, im Berufungsverfahren im Mai 2003 aber aus Mangel an Beweisen freigesprochen.


  Neben «Tangentopoli» sorgte 1992/93 das organisierte Verbrechen für Schlagzeilen. Am 12. März 1992 wurde ein enger Freund Andreottis, der christdemokratische Abgeordnete des Europäischen Parlaments, Salvo Lima, der immer wieder politische «Tauschgeschäfte» mit der Mafia abgeschlossen hatte, in der Nähe von Palermo ermordet. Der Anschlag war ein Racheakt seiner ehemaligen «Partner», die der DC ihre Erbitterung wegen der verschärften Verfolgung der Unterweltbosse zu erkennen geben wollten. Neun Wochen später, am 23. Mai, wurde der Leiter der Anti-Mafia-Kommission im Justizministerium, der Richter Giovanni Falcone, zusammen mit seiner Frau und seiner Eskorte durch einen Sprengstoffanschlag in der Nähe von Palermo getötet. Im Juli folgte die Ermordung eines besonders engagierten Verfolgers der Mafia, des palermitanischen Richters Paolo Borsellino, und seiner sieben Begleiter durch eine Autobombe.


  Die Regierung Amato reagierte auf die Anschläge mit der Entsendung von 7000 Soldaten nach Sizilien, der Verschärfung der Haftbedingungen für einsitzende Mafiosi und einem Gesetz, das es Polizei und Geheimdienst erlaubte, die Mafia zu unterwandern und deren reumütigen Gefolgsleuten, den «pentiti», die Kooperation mit den Behörden zu erleichtern. Die neue Strategie erwies sich als erfolgreich: Am 15. Januar 1993 gelang der Polizei die Verhaftung des seit über zwei Jahrzehnten gesuchten Chefs der Cosa Nostra, Salvatore «Totò» Riina – einer der bisher schwersten Schläge, die die Mafia hinnehmen mußte. Eineinhalb Jahre später folgte ein weiterer spektakulärer Zugriff: Am 2. Juni 1994 wurde in Catania der seit elf Jahren gesuchte führende Mafioso Giuseppe Pulvirenti verhaftet.


  Am 18./19. April 1993 fanden mehrere Referenden statt. Eines betraf die von Mario Segni betriebene Einführung des Mehrheitswahlrechts für den Senat; es wurde mit großer Mehrheit angenommen. Kurz nach den Volksabstimmungen trat die Regierung Amato zurück. Anlaß waren die massiven Proteste gegen einen Gesetzesentwurf, der vorsah, Verstöße gegen die Parteienfinanzierung nur noch mit Geldstrafen zu ahnden und damit Politikern, Beamten und Unternehmern, die sich nur «leichter» Korruption schuldig gemacht hatten, Gefängnisstrafen zu ersparen. Als Amatos Nachfolger berief Staatspräsident Scalfaro den angesehenen, parteilosen Gouverneur der Banca d’Italia, Carlo Azeglio Ciampi. Der neue Ministerpräsident bildete ein Kabinett, dem vorwiegend Experten angehörten. Die Regierung Ciampi führte Amatos Politik der Einsparungen fort, setzte eine Verwaltungsreform in Gang und brachte Arbeitgeber und Arbeitnehmer dazu, sich auf regelmäßige Konsultationen und Lohnerhöhungen unterhalb der Inflationsrate festzulegen. Die Kammer bewog der Regierungschef, ein Mehrheitswahlrecht analog dem für den Senat einzuführen.


  Im Herbst 1993 begann ein Prozeß, der sich nur als Selbstauflösung der bislang vorherrschenden Parteien bezeichnen läßt. Den Anfang machte im November der Partito Socialista, der sich durch die Korruptionsaffären Craxis und seines Nachfolgers Martelli so diskreditiert hatte, daß er einen Neuanfang unter dem Namen «Socialisti Italiani» versuchte – womit er kläglich scheiterte. Zu Beginn des neuen Jahres folgte die Democrazia Cristiana, die bei den Kommunalwahlen vom November 1993 mit Stimmeneinbußen von 20 und mehr Prozent die schwersten Verluste unter den Regierungsparteien erlitten hatte. Ihr Vorsitzender Mino Martinazzoli, seit Oktober 1992 im Amt, veranlaßte die Partei, sich im Januar 1994 aufzulösen und als Partito Popolare, also unter dem Namen der katholischen Partei der vorfaschistischen Ära, neu zu konstituieren. Diesen Schritt vollzogen aber nicht alle «Democristiani»: Der konservative Flügel unter Pier Ferdinando Casini versagte sich dem Vorstoß Martinazzolis und bildete eine eigene Partei, das Centro Democratico Cristiano.


  Der Zusammenbruch der wichtigsten bisherigen Regierungsparteien ging einher mit teilweise dramatischen Erfolgen der radikalen Rechten. Bei den Kommunalwahlen vom November 1993 setzte die Lega Nord ihren Aufstieg in Norditalien fort. In manchen mittleren und kleineren Städten wurde sie sogar zur stärksten Partei. In Mittel- und Süditalien kamen zwei prominente Vertreter des MSI in die Stichwahl, die sie allerdings nicht gewannen: in Rom der Parteivorsitzende Gianfranco Fini, in Neapel die Enkelin des «Duce», Alessandra Mussolini. Sehr gut behaupteten sich auch viele Kandidaten des vom PDS geführten Linksbündnisses. In Rom, Neapel, Genua, Venedig und Triest erhielten sie im ersten Wahlgang die meisten Stimmen; beim zweiten Wahlgang konnten sie sich in Rom und Neapel durchsetzen. In Palermo wurde ein ehemaliger Christdemokrat, Leoluca Orlando, der Gründer der Sammlungsbewegung «La Rete», mit großer Mehrheit zum Oberbürgermeister gewählt.


  Für die folgenreichste Veränderung im Parteienspektrum sorgte der «Medienmogul» Silvio Berlusconi, der über die von ihm gegründete Unternehmensgruppe Fininvest ein ganzes Imperium von privaten Fernsehkanälen, Zeitungen, Verlagen, Versicherungen, Kinoketten, Warenhäusern und Baufirmen beherrschte. «Erfinderin» von Fininvest war die Geheimloge P 2, der Berlusconi seit 1978 angehörte. Er hatte eng mit Bettino Craxi zusammengearbeitet, der sich seinerseits immer wieder als politischer Arm des Multimillionärs betätigt hatte. Der Machtverlust des Sozialistenchefs war auch seine Niederlage. Von der Regierung Ciampi fühlte sich Berlusconi bedroht, weil diese ein Mediengesetz vorbereitete, das sein bisheriges Monopol im Bereich des Privatfernsehens bedrohte. Die Fininvest war Ende 1993 hoch verschuldet; staatsanwaltschaftliche Ermittlungen in Sachen «Tangentopoli» machten auch vor Berlusconi nicht halt; sein jüngerer Bruder Paolo war bereits wegen illegaler Geschäfte belangt worden; über frühere Verbindungen zwischen Silvio Berlusconi und der Mafia kursierten hartnäckige Gerüchte; einem seiner engsten Mitarbeiter, Marcello Dell’Utri, konnten solche Beziehungen nachgewiesen werden.


  Einen gewissen Schutz vor gerichtlicher Verfolgung bot allein ein Wechsel in die Politik, und das schon deshalb, weil starke Parteiführer die Aufhebung ihrer Immunität in der Regel verhindern konnten. Zu diesem taktischen Kalkül kam noch ein weiteres: Der Verfall des bisherigen Regierungslagers hatte ein politisches Vakuum in der politischen Mitte geschaffen und eine verbreitete Sehnsucht nach Führung durch einen starken Mann hervorgerufen. Dieses Bedürfnis glaubte Berlusconi befriedigen zu können. Im November 1993 gründete er mit der geballten Kraft seines Konzerns eine Bewegung, die jederzeit auch als politische Partei auftreten konnte. Der Name «Forza Italia» war gut gewählt: Er war der Schlachtruf, mit dem Fußballfans die italienische Nationalmannschaft anzufeuern pflegten.


  Die Auflösung der beiden größten Regierungsparteien gab Ciampi den Anlaß, am 13. Januar 1994 Staatspräsident Scalfaro seinen Rücktritt anzubieten und damit Neuwahlen faktisch unvermeidbar zu machen. Sie wurden auf den 27./28. März festgelegt. Berlusconi schloß Wahlbündnisse mit Bossis Lega Nord und Finis MSI, das sich im Januar, um eine gewisse Distanz zum faschistischen Parteierbe sichtbar zu machen, in «Alleanza Nazionale» umbenannte. Der Pakt zwischen Forza Italia und Lega Nord firmierte unter dem Namen «Polo delle Libertà» (Pol der Freiheiten), das Bündnis zwischen Berlusconis Forza Italia und Finis Allianz in Mittel- und Süditalien als «Polo del Buon Governo» (Pol der guten Regierung). Außerdem gab es eine Wahlabsprache zwischen der Forza Italia und dem Centro Democratico Cristiano unter Pier Ferdinando Casini.


  Auch auf der Linken kam es, der Logik des Mehrheitswahlrechts entsprechend, zu einem Wahlbündnis: Der PDS verband sich mit der Rifondazione Comunista zur Liste der «Progressisti», was seine Position im linken Spektrum stärkte, aber seine Chancen minderte, über die mit ihm verbündeten Grünen und Orlandos «La Rete» hinaus Stimmen in der politischen Mitte zu gewinnen. Die «Popolari», die ehemaligen Christdemokraten, schlossen sich mit der Liste Mario Segnis, der sich 1993 von der DC getrennt hatte, zum «Patto per l’Italia» zusammen.


  Der Wahlausgang kam einem Erdrutsch gleich. Das Rechtsbündnis erlangte 42,7Prozent, wobei 21Prozent auf die Forza Italia, 13,5Prozent auf die Alleanza Nazionale und 8,4Prozent auf die Lega Nord entfielen. Die Progressisti kamen auf 34Prozent; der PDS hatte mit 20,4Prozent den größten Anteil daran, während die Rifondazione Comunista 6Prozent verbuchte. Die Popolari erreichten 11, die Bewegung Segnis 4,7Prozent. Noch nie seit 1945 hatte es eine derartige Polarisierung zwischen rechts und links gegeben, und noch nie waren die Erben des Faschismus zu Teilhabern der Staatsmacht geworden. Die Wahlen vom 27. und 28. März 1994 waren eine tiefe Zäsur. Sie markierten das Ende des Nachkriegssystems und den Beginn einer Zeit, in der nichts so ungewiß war wie die Zukunft der italienischen Demokratie.


  Der Zusammenbruch des politischen Systems hatte eine lange Vorgeschichte. Waren die Flucht in eine gigantische Staatsverschuldung und die sozialprotektionistische Abschottung des Arbeitsmarktes die wichtigsten materiellen Ursachen der chronisch gewordenen Krise, so bildeten die grassierende Korruption und das Zusammenwirken von Politik und organisiertem Verbrechen die moralische Ursache des Vertrauensverlusts der herkömmlichen Parteien und des Staates insgesamt. Daß die Nutznießer der Krise, obenan Berlusconi, den vielfältigen Übeln den Garaus machen würden, war nicht zu erwarten. Der italienische Medienmagnat war in mancher Hinsicht Pressezaren wie William Randolph Hearst im Amerika der Zwischenkriegszeit und Rupert Murdoch im zeitgenössischen Großbritannien vergleichbar. Beide standen wie Berlusconi für eine wirksame Steuerung der öffentlichen Meinung durch geballte Medienmacht. Beide hatten freilich anders als ihr italienischer Kollege nicht selbst nach der Macht im Staat gegriffen. Berlusconi war Hearst und Murdoch auch in dem voraus, was man Entpolitisierung durch Boulevardisierung nennen könnte: einer kalkulierten Niveausenkung in den von ihm beherrschten privaten Fernsehkanälen mit dem Ziel, ernsthafte politische Debatten wenn nicht zu verhindern, so doch in ihrer gesellschaftlichen Reichweite zu begrenzen.


  Wäre der Chef von Fininvest auf diesem Gebiet nicht so erfolgreich gewesen, hätte er die Wahlen vom März 1994 nicht gewinnen können. Als Ministerpräsident, der er seit dem 10. Mai 1994 war, besaß er nicht nur sehr viel bessere Möglichkeiten, sich gegen juristische Verfolgung zu wappnen. Er konnte auch versuchen, die bisherigen Sicherungen gegen Machtmißbrauch schrittweise abzubauen und die alltägliche Korruption vollends salonfähig zu machen. Nur er war in der Lage, die gesetzgebende und die vollziehende Gewalt in einem solchen Umfang dem Diktat der weithin von ihm beherrschten informellen «vierten Gewalt» zu unterwerfen, daß der dritten, der rechtsprechenden Gewalt nur noch ein eingeschränkter Spielraum blieb. Wenn er sich an der Macht zu behaupten vermochte, konnte er mithin einen stillen Verfassungswandel herbeiführen: Die demokratischen Institutionen und die Gewaltenteilung drohten in diesem Fall zur bloßen Fassade einer «Postdemokratie» im Sinne des britischen Politologen Colin Crouch zu werden.


  Die Regierung Berlusconi war erst zwei Monate im Amt, als die Präsidentin der Kammer, die Lega Nord-Abgeordnete Irene Pivetti, und der Präsident des Senats, Carlo Scognamiglio von Forza Italia, am 11. Juli 1994 den neuen Verwaltungsrat der staatlichen Rundfunk- und Fernsehgesellschaft RAI (Radiotelevisione Italiana) ernannten. Sie sorgten dafür, daß die fünf Vertreter aus den Bereichen Kultur und Wirtschaft als regierungsnah gelten konnten; den Vorsitz übernahm die Mailänder Industrielle Letizia Moratti. Drei Tage später erließ Innenminister Alfredo Biondi ein Dekret, das die Möglichkeiten zur Verhängung von Untersuchungshaft erheblich einschränkte und die Rechte der Verteidigung erweiterte. Als daraufhin die mit «Tangentopoli» befaßten Mailänder Richter und Staatsanwälte erklärten, daß sie unter diesen Bedingungen ihre Arbeit nicht fortsetzen könnten, sah sich die Regierung genötigt, den Erlaß zurückzuziehen. Vorschläge der Mailänder Richter für die Heraufsetzung der Strafen auf aktive und passive Bestechung wiesen die Regierung und die ihnen nahestehenden Medien vehement zurück.


  Am 22. November 1994 erhielt Berlusconi einen Ermittlungsbescheid der Mailänder Staatsanwälte: Die Finanzpolizei hatte festgestellt, daß einige Fininvest-Unternehmen bei Steuerkontrollen Finanzbeamte bestochen hatten. Der Ministerpräsident antwortete mit einer über alle Fernsehsender ausgestrahlten Rede, in der er der Justiz Mißbrauch ihrer Befugnisse und eine politische Instrumentalisierung des Strafrechts vorwarf. Eine Woche später, am 22. November, entzog das oberste Kassationsgericht in Rom den Mailänder Richtern wegen angeblicher Befangenheit die Zuständigkeit für den bevorstehenden Prozeß gegen 49 der Bestechung angeklagter Finanzbeamte und verlegte das Verfahren nach Brescia. Abermals eine Woche später, am 29. November, legte der prominenteste der Mailänder Staatsanwälte, Antonio Di Pietro, sein Amt nieder und schied aus dem Justizdienst aus. Die oppositionellen Zeitungen bewerteten diesen Schritt als Anzeichen dafür, daß die juristische Aufarbeitung von «Tangentopoli» vom Scheitern bedroht war.


  Am 22. Dezember geschah dann doch das Unerwartete: Nachdem die Lega Nord im Zusammenhang mit den laufenden Ermittlungen gegen Berlusconi aus der Regierung ausgeschieden war und die Koalition damit der parlamentarischen Mehrheit beraubt hatte, erklärte Berlusconi seinen Rücktritt. Zu seinem Nachfolger berief Staatspräsident Scalfaro den parteilosen Finanzminister Lamberto Dini. Er trat an die Spitze eines unpolitischen Expertenkabinetts, das sich auf prekäre Mehrheiten aus gemäßigten Gruppen des bisherigen Regierungslagers und der Mitte-Links-Parteien stützte und den Konsolidierungskurs der Kabinette Amato und Ciampi fortsetzte. Berlusconi betrieb fortan eine hemmungslose Oppositionspolitik. Daß er, sobald sich eine Gelegenheit bot, erneut nach der Macht greifen würde, stand fest. Die italienische Staatskrise war mit seinem Rücktritt in eine neue Phase eingetreten. Der Übergang von der ersten zur zweiten Republik war noch nicht abgeschlossen.[5]


  Bewährungsproben: Ostmitteleuropa auf dem Weg nach Westen


  Das dramatischste Ereignis in der Geschichte der jungen Demokratien Ostmitteleuropas in den neunziger Jahren war die Auflösung der Tschechoslowakei im Jahr 1992. Zu Protagonisten der Trennung wurden nach dem Ende der kommunistischen Herrschaft auf tschechischer Seite der entschieden wirtschaftsliberal gesinnte Finanzminister Václav Klaus, der Vorsitzende der konservativen Demokratischen Partei (ODS), auf slowakischer Seite der Vorsitzende der Bewegung für eine Demokratische Slowakei (HZDS), Vladimír Mečiar, der im April 1991, nicht ohne Prager Zutun, vom slowakischen Nationalrat aus seinem Amt als Ministerpräsident der Slowakei entfernt worden war. Klaus war die möglichst rasche und konsequente Liberalisierung der Wirtschaft sehr viel wichtiger als die Erhaltung des tschechoslowakischen Gesamtstaates. Von den Härten, die sein Kurs mit sich brachte, war die wirtschaftlich relativ rückständige Slowakei sehr viel stärker betroffen als der hochindustrialisierte tschechische Landesteil. Im Mai lag die Arbeitslosenrate im Durchschnitt der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik bei 6,6Prozent, in der Tschechischen Republik bei 4,3 und in der Slowakischen Republik bei 11,8Prozent.


  Der entschiedenste Verfechter der Staatseinheit war Staatspräsident Václav Havel. Im November 1991 wandte er sich in einer leidenschaftlichen Fernsehansprache an die Bevölkerung, um sie für eine umfassende Reform des tschechoslowakischen Staatswesens zu gewinnen, die er gegebenenfalls auch gegen den Widerstand der Abgeordneten durchsetzen wollte. Havel, der der parlamentarischen Demokratie und den Parteien ohnehin mit großer Skepsis gegenüberstand, plädierte für ein Referendum, das den Weg für ein Präsidialsystem ebnen sollte. Außerdem sprach er sich für die Abschaffung der aus Tschechen und Slowaken paritätisch zusammengesetzten Länderkammer aus. Erfolg hatte er mit diesem Vorstoß nicht. Obwohl seine Anhänger massiven Druck auf die Abgeordneten auszuüben versuchten, lehnte die Parlamentsmehrheit jedes Zugeständnis an den Präsidenten ab.


  Am 5./6. Juni 1992 fanden Parlamentswahlen statt. Das Ergebnis kam einer Umwälzung gleich. Klaus’ ODS wurde zur stärksten Partei: Sie erhielt 66 von 200 Mandaten im Tschechischen Nationalrat. Zusammen mit den 40 Sitzen, die auf die Verbündeten der ODS, die Demokratische Bürgerallianz und die christlich-demokratische Volkspartei, entfielen, kam das künftige Regierungslager auf eine stabile Mehrheit. Unter den oppositionellen Parteien schnitten die Kommunisten mit 35 Abgeordneten am besten ab. Das Bürgerforum (OF) um den bisherigen Außenminister Jiři Dienstbier, dem die meisten Kabinettsmitglieder angehörten, scheiterte an der Fünfprozenthürde. Im Slowakischen Nationalrat triumphierte Mečiars HZDS: Sie erhielt 74 von 150 Sitzen. Die Slowakische Nationalpartei, die im Wahlkampf noch offener als die HZDS für die Auflösung des Gesamtstaates eingetreten war, erhielt 15 Sitze, die Partei der Demokratischen Linken, die ebenfalls für die Souveränität der Slowakei war, 29 Mandate.


  Drei Tage nach der Wahl trafen sich Klaus und Mečiar in Brünn zu einer langen Aussprache, die zu einem eindeutigen Ergebnis führte: Die Föderation war nicht mehr zu retten; es galt daher, ihre friedliche Auflösung organisatorisch vorzubereiten. Diese Aufgabe übernahm eine paritätisch zusammengesetzte Übergangsregierung. Am 17. Juli erklärte die Slowakei ihre Unabhängigkeit und Souveränität. Drei Tage später verzichtete Václav Havel, der am 3. Juli vergeblich zur Wiederwahl angetreten war, auf das Amt des tschechoslowakischen Staatspräsidenten. Am 31. Dezember 1992 hörte die Tschechische und Slowakische Föderative Republik zu bestehen auf. Am Neujahrstag 1993 traten die Tschechische Republik und die Slowakische Republik ihr Erbe an. Beide bildeten, wie zwischen Klaus und Mečiar vereinbart, eine Zollunion und eine Freihandelsgrenze. Václav Havel wurde am 26. Januar zum tschechischen Staatspräsidenten gewählt. Das slowakische Parlament wählte am 15. Februar einen Vertreter der HZDS, Michal Kováč, zum Staatsoberhaupt. An der Spitze der Regierung stand in Prag Václav Klaus, in Bratislava Vladimír Mečiar.


  Die Trennung war ein Ausdruck der Tatsache, daß die Gemeinsamkeiten zwischen Tschechen und Slowaken zu Beginn der neunziger Jahre nicht mehr ausreichten, um die staatliche Einheit aufrechtzuerhalten. Die Bildung von zwei unabhängigen Staaten entsprach dem Mehrheitswillen der Slowaken, den die Tschechen akzeptierten. Es sprach für die politische Kultur beider Seiten, daß die Auflösung eines Staatswesens, das, wenn man von der durch das nationalsozialistische Deutschland herbeigeführten Trennung in den Jahren von 1939 bis 1945 absieht, fast ein Dreivierteljahrhundert existiert hatte, gewaltfrei ablief. Die postkommunistische Demokratie in Ostmitteleuropa hatte ihre erste große Bewährungsprobe bestanden.


  Für Ungarn war die wichtigste innenpolitische Zäsur der ersten Hälfte der neunziger Jahre der Machtwechsel, den die Wahlen vom Mai 1994 brachten: Die seit März 1990 regierende konservativ-liberale Koalitionsregierung unter Ministerpräsident Péter Boross, dem Nachfolger des im Dezember 1993 verstorbenen József Antall, wurde abgelöst durch eine Koalition der ungarischen Sozialistischen Partei (MSZP) und des liberalen Bundes Freier Demokraten (SZDSZ). Aus dem ersten Wahlgang am 8. Mai gingen die Sozialisten mit einem Stimmenanteil von 32,99Prozent als stärkste Partei hervor; zweitstärkste Partei wurde mit 19,74Prozent der SZDSZ; den dritten Platz belegte Boross’ Ungarisches Demokratisches Forum (MDF), auf das 11,74Prozent entfielen. Im zweiten Wahlgang am 29. Mai kamen die Sozialisten mit 209 von 386 Mandaten auf die absolute Sitzmehrheit.


  Die ökonomischen Daten Ungarns waren um diese Zeit besorgniserregend: Das Defizit im Staatshaushalt belief sich auf 8,3Prozent des Bruttoinlandsprodukts, das Defizit in der Außenhandelsbilanz auf 4Milliarden Dollar; die Schuldendienstquote hatte sich gegenüber dem Vorjahr um 20Prozentpunkte erhöht. Um die Finanz- und Wirtschaftskrise wirksam bekämpfen zu können, bildeten MSZP und SZDSZ eine Koalitionsregierung, deren oberstes Ziel es sein sollte, die Marktwirtschaft rasch und konsequent durchzusetzen, ohne daß es darüber zu krassen sozialen Ungerechtigkeiten kam. An die Spitze der Regierung trat der Vorsitzende der Sozialistischen Partei, der frühere Außenminister Gyula Horn.


  Trotz mehrfacher Koalitionskrisen hielt das Bündnis von Sozialisten und Liberalen die ganze vierjährige Legislaturperiode hindurch. Ein von Finanzminister Lajos Bokros, einem sozialistischen Reformer, vorgelegtes, im März 1995 gegen den Widerstand des linken Flügels der MSZP durchgesetztes «Paket» bestand aus einer Vielzahl von restriktiven geld- und fiskalpolitischen Maßnahmen; im September 1995 kam noch die unpopuläre Einführung allgemeiner Studiengebühren hinzu. Die Austeritätspolitik hatte deutliche Einschnitte im Lebensstandard zur Folge: Die Nettolöhne sanken 1995 gegenüber dem Vorjahr um 12,2Prozent, der Konsum um 7,1Prozent; der Anteil der Sozialausgaben am Staatshaushalt verringerte sich um 5,4Prozentpunkte. Die wirtschafts- und finanzpolitischen Erfolge des harten Sparkurses waren beträchtlich: Das Etatdefizit ging gegenüber 1994 von 8,3 auf 6,0Prozent zurück, das Leistungsbilanzdefizit von 3,9 auf 2,5Milliarden Dollar; die Schuldendienstquote sank von 51 auf 44Prozent; das Bruttoinlandsprodukt wuchs um 1,5Prozentpunkte, während die Arbeitslosenquote um 0,4Prozentpunkte fiel. Die zügige Privatisierung von Staatsunternehmen hatte einen erheblichen Anteil an der Verbesserung der Wirtschaftsdaten. Die angekündigten sozialpolitischen Kompensationen blieben freilich weithin aus: Breite Bevölkerungsschichten erlitten Einkommensverluste; die Armut nahm zu.


  Außen- und sicherheitspolitisch waren die Ziele der Regierung Horn dieselben wie die der beiden vorangegangenen konservativen Kabinette: Ungarn verfolgte wie die anderen neuen ostmitteleuropäischen Demokratien einen entschiedenen «Westkurs». Im November 1994 schloß die Budapester Regierung ein bilaterales Kooperationsabkommen mit der NATO; im April 1996 stellte sie den formellen Antrag auf Beitritt zum Atlantischen Bündnis. Im Jahr darauf beschlossen die NATO-Staaten auf ihrem Gipfeltreffen in Madrid Anfang Juli, Beitrittsverhandlungen mit Ungarn sowie mit Polen und Tschechien aufzunehmen, die entsprechende Anträge gestellt hatten. Ein Referendum, an dem sich allerdings nur 49Prozent der stimmberechtigten Ungarn beteiligten, erbrachte im November 1997 eine überwältigende Mehrheit von 85,3Prozent für die Mitgliedschaft im Atlantischen Bündnis. Im März 1999 trat Ungarn zeitgleich mit Polen und Tschechien der NATO bei.


  Die angestrebte Mitgliedschaft in der Europäischen Union ließ sich nicht so schnell verwirklichen. Zu den wirtschaftlichen Problemen, die zuvor noch zu lösen waren, trat auch ein solches der Minderheitenpolitik. Im Februar 1994 war, noch unter der Regierung Boross, ein Assoziationsabkommen mit der EU in Kraft getreten; am 1. April folgte der offizielle Aufnahmeantrag Ungarns. In dem Fragenkatalog, den die Brüsseler Kommission im Frühjahr den beitrittswilligen Ländern vorlegte, wurde im Fall Ungarn neben Mängeln im Gesundheitswesen und bei der Bekämpfung der Korruption die Behandlung der 500.000 Roma, der größten ethnischen Minderheit, moniert. Ihre Wohn- und Gesundheitsverhältnisse waren überwiegend schlecht zu nennen; 1993 lag ihre Arbeitslosenquote bei 49,7Prozent (gegenüber 12,9Prozent bei den Nicht-Roma); ihre Lebenserwartung war um 10 Jahre geringer als die der anderen Ungarn. Im Juli 1997 legte die Regierung Horn ein Maßnahmenpaket vor, das auf verbesserte Chancen der Roma im Bildungswesen abzielte. Von einem Durchbruch in Richtung der gesellschaftlichen Integration der Roma aber konnte zu diesem Zeitpunkt noch keine Rede sein. Erfolgreicher war die Mitte-Links-Koalition in dem Bemühen, die Lage der magyarischen Minderheiten in zwei Nachbarländern, der Slowakei und Rumänien, zu verbessern: Im März 1995 unterzeichneten die Ministerpräsidenten Horn und Mečiar einen Grundlagenvertrag über den Schutz der Minderheiten; im September 1996 folgte ein Abkommen, das die Rechte der etwa 1,7Millionen Ungarn in Rumänien regelte.


  Ungarns wirtschaftliche Lage hatte sich in den ersten beiden Jahren der Regierung Horn so weit verbessert, daß das Kabinett 1996 damit beginnen konnte, den Sparkurs zu lockern. Die Entbehrungen, die das Bündnis von Sozialisten und Liberalen der Bevölkerung zugemutet hatte, wirkten aber nach, und die sozialpolitische Bilanz der Regierung fiel negativ aus. Die Chancen, daß die Koalitionspartner die Parlamentswahlen vom Mai 1998 gewinnen würden, standen infolgedessen weniger gut als vier Jahre zuvor, die der aktivsten rechten Oppositionspartei, des Bundes Junger Demokraten, kurz Fidesz genannt, umso besser.


  Für Polen war die erste Hälfte der neunziger Jahre eine Zeit politischer Instabilität. Im Parlament, das aus den Wahlen vom Oktober 1991 hervorgegangen war, gab es Abgeordnete aus 19 verschiedenen Parteien. Die Regierungen, die bis 1993 von unterschiedlichen Gruppen des zersplitterten «Solidarnoć»-Lagers dominiert wurden, waren meist nur einige Monate im Amt. Am längsten hielt sich Hanna Suchocka, die von Anfang Juli 1992 bis Ende Oktober 1993 an der Spitze der Regierung stand. Staatspräsident Lech Wałęsa, ein bekennender Bewunderer von Marschall Piłsudski, machte aus seiner Verachtung für Parlament und Parteien keinen Hehl. Er hielt auch nicht viel von strikter Gesetzestreue. Ausgerechnet vor den Richtern des Verfassungsgerichts erklärte er im November 1994, seiner Meinung nach könne man «sich nicht immer an die Buchstaben des Gesetzes halten … Das Gesetz ist das eine, Effektivität etwas anderes.»


  Die wirtschaftspolitischen Reformen, die eng mit dem Namen des Finanzministers Leszek Balcerowicz verknüpft sind, begannen seit 1991 meßbare Erfolge zu zeitigen. Die Inflationsrate ging von 60Prozent Ende 1991 auf knapp 38Prozent drei Jahre später zurück. Das Volkseinkommen, das 1990 um 11,6Prozent gesunken war, fiel 1991 «nur» noch um 7Prozent. Für die Masse der Bevölkerung war das allerdings keine beruhigende Nachricht. Die Arbeitslosenzahlen stiegen weiter an: 1991 lag die Erwerbslosenquote bei 12,2Prozent, 1994 bei etwa 14Prozent. Streiks, so etwa im Sommer und Herbst 1992 im oberschlesischen Bergbaugebiet, waren die häufigste Form, sozialen Protest zu artikulieren. Seit 1994 aber waren die Anzeichen des wirtschaftlichen Aufschwungs nicht mehr zu übersehen: Das Bruttoinlandsprodukt wuchs zwischen 1993 und 1998 um ein Drittel, während die Arbeitslosigkeit bis 1998 auf 10,3Prozent fiel. Die Investitionen aus westlichen Ländern wiesen eine stetig steigende Tendenz auf.


  Die Parlamentswahlen vom September 1993 fielen in eine Zeit, in der die Unzufriedenheit mit der Politik der Regierungen aus dem ehemaligen «Solidarność»-Lager besonders hoch war. Nutznießer dieser Stimmung war die politische Linke. Aus der Vereinigten Polnischen Arbeiterpartei, der Staatspartei des kommunistischen Polen, war im Januar 1990 die Sozialdemokratische Partei der Republik Polen unter dem dynamischen Aleksander Kwaśniewski, dem Jugendminister der Jahre 1985 bis 1987 und Politbüromitglied von 1983 bis 1990, hervorgegangen; im Juli 1992 hatte sie sich mit kleineren Gruppen, darunter dem Polnischen Lehrerbund und dem Verband der Kleingärtner, zu einem Bündnis der Demokratischen Linken (SLD) zusammengeschlossen. Neben dem sozialen Protest kam den Postkommunisten die Unzufriedenheit mit den erstarkten klerikalen Tendenzen in der polnischen Politik zugute. Die Wahlen brachten der Linken einen erdrutschartigen Sieg: Das SLD gewann gegenüber 1991 8,4Prozentpunkte hinzu und kam auf 20,4Prozent. Die Bauernpartei (PSL), ihr potentieller Koalitionspartner, erzielte 15,4Prozent, ein Plus von 6,7Prozentpunkten. Ihr folgte mit 10,6Prozent die Freiheitsunion (UW) von Tadeusz Mazowiecki, die von 12,3 auf 10,6Prozent fiel. Mit 303 von insgesamt 460 Sitzen im Sejm verfügten Sozialdemokraten und Bauernpartei über eine sichere Mehrheit. An der Spitze der von ihnen gebildeten Koalitionsregierung trat Waldemar Pawlak, der Vorsitzende der PSL.


  Die Linksregierung setzte den Kurs der wirtschaftspolitischen Liberalisierung und Privatisierung und der finanziellen Konsolidierung konsequent fort. Im November 1994 kündigte die Staatsbank in der Absicht, die Inflationsrate weiter zu senken, eine Währungsreform an, die am 1. Januar 1995 in Kraft trat: Durch Streichung von vier Nullen wurde aus 10.000 alten Złoty 1 neuer Złoty. Anfang März löste der Exkommunist Józef Oleksy Pawlak als Ministerpräsident ab. Unter seiner Ägide wurde Ende Juni 1995 ein Privatisierungsgesetz verabschiedet, das die bisher noch nicht vollzogene Verstaatlichung von Großbetrieben vorsah. Außenpolitisch hielten die von den Sozialdemokraten geführten Kabinette am Westkurs der vorangegangenen Regierungen fest. Im März 1994 begannen Polen, Frankreich und Deutschland, die Partner des im August 1991 ins Leben gerufenen «Weimarer Dreiecks», eine enge militärische Zusammenarbeit im Rahmen des Nato-Programms «Partner für den Frieden». Am 8. April 1994 stellte Polen den Antrag auf Beitritt zur Europäischen Union.


  Im November 1995 fanden Präsidentenwahlen statt. Im zweiten Wahlgang obsiegte der Sozialdemokrat Aleksander Kwaśniewski mit einem Stimmenanteil von 51,7Prozent über den Amtsinhaber Lech Wałęsa, der sich in den beiden Jahren zuvor immer wieder als scharfer Kritiker der Linksregierung hervorgetan hatte. Ministerpräsident Oleksy mußte im Januar 1996 wegen des Vorwurfs, er habe für Rußland spioniert, zurücktreten; zu seinem Nachfolger berief Staatspräsident Kwaśniewski den parteilosen Vizemarschall des Sejm, Włodzimierz Cimoszewicz. Im Jahr darauf erhielt Polen eine neue Verfassung, die am 25. Mai 1997 durch ein Referendum, wenn auch nur mit knapper Mehrheit bestätigt wurde: An der Abstimmung nahmen nur 43Prozent der stimmberechtigten Polen teil; 53Prozent votierten mit Ja. Die neue Verfassung stärkte die Position der Regierung; in der Summe lief sie auf eine Mischung aus parlamentarischer und Präsidialdemokratie hinaus.


  Aus den Parlamentswahlen vom September 1997 ging ein Bündnis der konservativen Solidarność-Kräfte (AWS) als Sieger hervor: Es erhielt 33,8Prozent der Stimmen. Die Freiheitsunion, die den liberalen Flügel des «Solidarność»-Lagers repräsentierte, kam auf 13,4Prozent. Das Bündnis der Demokratischen Linken schnitt mit 27,1Prozent deutlich besser ab als vier Jahre zuvor, während ihr bisheriger Koalitionspartner, die Bauernpartei, die 7,3Prozent erreichte, schwere Verluste hinnehmen mußte. Das logische Ergebnis der Wahl war eine Regierung der rechten Mitte: eine Koalition aus AWS und Freiheitsunion, die zusammen 261 von insgesamt 460 Abgeordneten stellten. Neuer Ministerpräsident wurde Jerzy Buzek von der Wahlaktion Solidarność, Außenminister Bronisław Geremek von der Freiheitsunion, einer der frühen intellektuellen Wegbereiter von «Solidarność». Nach jeder Parlamentswahl ein Machtwechsel: Das schien zur ungeschriebenen Regel der polnischen Politik der neunziger Jahre geworden zu sein.


  In zwei der drei baltischen Republiken, in Lettland und Estland, agierten nach der Erlangung der Unabhängigkeit zunächst ehemalige Reformkommunisten, die zugleich lettische beziehungsweise estnische Patrioten waren. Der erste Machtwechsel vollzog sich in Estland, wo der bisherige Staatspräsident Arnold Rüütel im Oktober 1992 von dem bürgerlich-konservativen Lennart Meri, einem Gründungsmitglied der Volksfront für die Unabhängigkeit des Landes, abgelöst wurde. Im gleichen Monat stellte erstmals die konservative Vaterlandsunion mit Mart Laar den Ministerpräsidenten. In Lettland wurde im Juli 1993 der Kandidat des Bauernbundes, der Wirtschaftswissenschaftler Guntis Ulmanis, als Nachfolger von Anatolijs Gorbunovs, dem früheren Präsidenten des Obersten Sowjets von Lettland, zum Staatspräsidenten gewählt. Vorausgegangen war im Juni die erste freie Parlamentswahl, bei der sich der «Lettische Weg», ein Bündnis von reformfreundlichen Exkommunisten und Exilletten, als stärkste Liste durchgesetzt hatte. Zusammen mit der Bauernpartei bildete er eine Koalitionsregierung.


  In Litauen, der dritten der baltischen Republiken, wurde der Vorsitzende des Obersten Sowjets, der Reformkommunist Algirdas Brazauskas, im März 1990 von dem antikommunistischen Vorsitzenden der Volksfront für die Unabhängigkeit Litauens (Sajudis), Vytautas Landsbergis, als Parlamentspräsident und damit als Staatsoberhaupt abgelöst. Nachdem in den ersten Parlamentswahlen nach Erlangung der Unabhängigkeit im Oktober/November 1992 die Litauische Demokratische Arbeiterpartei zur stärksten Partei geworden war, trat deren Vorsitzender Brazauskas wieder an die Spitze des Staates. Im Januar 1998 unterlag er bei der Präsidentenwahl dem parteilosen Valdas Adamkus. Eineinviertel Jahr zuvor, im Oktober und November 1996, war die rechtsnationale Vaterlandspartei als Siegerin aus den Parlamentswahlen hervorgegangen. Ministerpräsident war seitdem der konservative Gediminas Vagnorius.


  Das brisanteste innenpolitische Problem war für Estland und Lettland der Status der starken russischen Minderheit. In Estland machten die ethnischen Russen, die zum größten Teil erst seit der Annexion durch die Sowjetunion 1940 dort ansässig geworden waren, 30Prozent, in Lettland 34Prozent der Bevölkerung aus. Ein estnisches Gesetz vom Juli 1993, das Russen wie Ukrainer zu Ausländern erklärte, wurde auf scharfen Moskauer Protest hin abgemildert und 1995 unter dem Einfluß der Europäischen Union deutlich liberalisiert. Wer die estnische Staatsbürgerschaft und damit das Wahlrecht erwerben will, muß aber weiterhin des Estnischen kundig sein. Ähnlich verlief die Entwicklung in Lettland. Der Erwerb der Staatsbürgerschaft ist hier seit 1995 an den Nachweis der Beherrschung der Landessprache und von Kenntnissen der nationalen Kultur und Geschichte gebunden. Nach einer Liberalisierung der einschlägigen Regelungen im Jahr 1998 besaßen knapp 75Prozent aller Einwohner die lettische Staatsbürgerschaft. Litauen, dessen russische Bevölkerung um 1989 9,4Prozent ausmachte, fällt es leicht, großzügiger zu sein: Wer seinen ersten Wohnsitz in Litauen hat, kann die Staatsbürgerschaft des Landes innerhalb von zwei Jahren ohne zusätzliche Bedingungen erwerben.


  Die Ausrichtung auf Europa und den transatlantischen Westen war ein gemeinsames Merkmal der Politik der drei baltischen Republiken in den neunziger Jahren. Im Februar 1994 schlossen sich Estland, Lettland und Litauen dem NATO-Programm «Partnerschaft für den Frieden» an; am 2. Juni 1995 unterzeichneten die drei Staaten Assoziierungsabkommen mit der Europäischen Union. Die Aussicht auf Vollmitgliedschaft in der EU wurde zu einem Ansporn nicht nur der wirtschaftlichen, sondern auch der politischen Liberalisierung: Was es an Lockerungen des restriktiven Staatsbürgerschaftsrechts in Estland und Lettland gab, entsprang zu einem erheblichen Teil dem Bestreben, nicht allzu stark von europäischen Standards abzuweichen.[6]


  Abgrenzung vom Westen: Das Rußland Boris Jelzins


  Für Rußland begann nach der Auflösung der Sowjetunion ein dramatischer, von inneren Machtkämpfen, wirtschafts- und währungspolitischen Turbulenzen, kapitalistischer Raffgier und grassierender Korruption geprägter Zeitabschnitt. Daß Präsident Boris Jelzin, der Sieger der Volkswahl vom Juni 1991, sich fast ausschließlich mit Ratgebern aus seiner Heimatregion Jekaterinburg (das von 1924 bis 1991 Swerdlowsk hieß) umgab, führte zum Zerwürfnis mit seinem Stellvertreter, dem einstigen Afghanistan-Kämpfer General Alexander Ruzkoj, und mit dem Präsidenten des Volksdeputiertenkongresses, dem Tschetschenen Ruslan Chasbulatow, der bei dem Putsch der Anti-Gorbatschow-Fronde vom August 1991 auf Jelzins Seite gestanden hatte. Im April 1992 sah sich der russische Präsident genötigt, seinen Widersachern entgegenzukommen und das Amt des Ministerpräsidenten aufzugeben, das er ein knappes halbes Jahr lang in Personalunion innegehabt hatte. Im Dezember 1992 trennte er sich von Ministerpräsident Jegor Gaidar, einem energischen Verfechter der wirtschaftlichen Liberalisierung, und schlug dem Parlament den eher konservativen Viktor Tschernomyrdin als Nachfolger vor. Im Volksdeputiertenkongreß fand dieser eine große Mehrheit.


  1992 erlebte Rußland eine galoppierende Inflation und einen steilen wirtschaftlichen Niedergang. Die Verbraucherpreise stiegen um bis zu 1000Prozent, die Industriepreise um bis zu 1500Prozent; die industrielle Bruttoproduktion sank um 23Prozent, das Einzelhandelsvolumen um 42Prozent. Eine Finanzhilfe der G7-Staaten in Höhe von 43,4Milliarden, die im März 1993 beschlossen wurde, half Rußland bei der Wiederbelebung der Wirtschaft. Die Privatisierung von Industriebetrieben schritt währenddessen zügig voran, wobei die «neuen Russen», die binnen kurzem auf legalen wie auf illegalen Wegen zu gewaltigem Reichtum gelangten, meist aus der alten Nomenklatura stammten. Sehr viel langsamer als im Industriebereich verlief die Privatisierung der Landwirtschaft, und auch hier waren es die Funktionäre aus der kommunistischen Zeit, nämlich Kolchosenleiter, die an der Spitze der neuen, nicht mehr staatseigenen Großunternehmen traten.


  Das Abrücken von der forcierten Liberalisierung der Wirtschaft verschaffte Jelzin nicht mehr als eine Atempause. Die selbstherrlichen Züge im Wesen des unberechenbaren, zu exzessivem Alkoholkonsum neigenden Präsidenten und sein Streben nach einer Verschiebung der Machtbalance zugunsten der Exekutive machten einen Konflikt mit dem Volksdeputiertenkongreß unausweichlich. Am 25. April 1993 hatten die Russen Gelegenheit, in einem Referendum über Jelzins wirtschafts- und verfassungspolitischen Kurs zu entscheiden. 53Prozent der Abstimmenden votierten mit Ja, die Machtfrage aber war damit noch längst nicht entschieden. Am 21. September löste Jelzin den Volksdeputiertenkongreß und den Obersten Sowjet durch einen Präsidialerlaß auf, was ein eindeutiger Verstoß gegen die Verfassung, ja ein kaum verhüllter Staatsstreich war. Sechs Tage später ließ Jelzin durch ein weiteres Dekret die regionalen Verwaltungen der Russischen Föderation dem zentralen Ministerrat unterstellen: ein weiterer Schlag gegen die geltende Verfassung.


  Jelzins Gegner waren entschlossen, ihre Entmachtung nicht hinzunehmen, und es spricht vieles dafür, daß sie mit ihren Vorbereitungen für die Kraftprobe schon vor den beiden Dekreten des Präsidenten begonnen hatten. Am 3. Oktober besetzten sie mit Hilfe von militärisch geschulten und gut ausgerüsteten Kräften das Weiße Haus, den Sitz des Parlaments, das Moskauer Bürgermeisteramt und dann, nach blutigen Kämpfen, das Gebäude der Fernsehstation Ostankino. Jelzin verhängte den Ausnahmezustand und entschied sich, anstatt der Truppen des Innenministeriums reguläre Armeeeinheiten gegen die Aufständischen einzusetzen. Diese trafen am späten Abend des 3. Oktober in Moskau ein. Um dieselbe Zeit fiel in Anwesenheit Jelzins im Verteidigungsministerium die Entscheidung, am Morgen des nächsten Tages das Weiße Haus zu stürmen. Die Aktion gelang unter schweren Verlusten beider Seiten. Laut Angaben der Regierung gab es 187 Tote und über 400 Verletzte. Chasbulatow und Ruzkoj mußten kapitulieren. Unter den vielen Menschenleben, die der kurze Bürgerkrieg forderte, waren auch unbeteiligte Zivilisten.


  Eine nachträgliche demokratische Legitimation seines Vorgehens hoffte Jelzin am 12. Dezember 1993 durch Parlamentswahlen und eine gleichzeitige Volksabstimmung über die von ihm vorgeschlagene neue Verfassung zu erhalten. Der Text, den der Präsident den Russen zur Billigung unterbreitete, sah neben einem starken, mit außerordentlichen Vollmachten ausgestatteten Präsidenten ein Zweikammersystem mit einer aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Staatsduma und einem Föderationsrat vor. In der Praxis lief diese Konstruktion auf ein Präsidialsystem hinaus. Ein Verfahren zur Amtsenthebung des Präsidenten setzte eine Zweidrittelmehrheit in der Duma und eine Dreiviertelmehrheit im Föderationsrat voraus. Nur mit der Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder konnte sich die Duma über ein Veto des Präsidenten hinwegsetzen. Dem Regierungschef durfte sie zwar das Mißtrauen aussprechen, sie konnte ihn aber nicht absetzen. Bei einer Wahlbeteiligung von nur 54,8Prozent stimmten 58,4Prozent der neuen Verfassung zu; das waren 30,7Prozent der Stimmberechtigten. Der Übergang von der Ersten zur Zweiten Russischen Republik, von dem manche Historiker sprechen, beruhte also auf einer fragilen Legitimationsbasis.


  Bei der gleichzeitigen Dumawahl, die entsprechend den Bestimmungen der noch gar nicht in Kraft getretenen Verfassung stattfand, erhielt der gouvernementale Demokratische Block lediglich 30Prozent der Stimmen. Auf den Zentristischen Block, der den industriellen «Oligarchen» nahestand, entfielen 23,6, auf die Parteien des nationalistisch-kommunistischen Blocks mit 36,7Prozent der relativ größte Anteil, wobei die rechtsradikale Liberaldemokratische Partei Wladimir Schirinowskis mit 22,9Prozent am besten von allen Parteien abschnitt. Weit über ein Drittel der russischen Wähler hatte mithin für Parteien gestimmt, die rechte oder linke Varianten von radikaler Opposition gegen das neue System repräsentierten und einschneidende Reformen ablehnten. Ein breites Votum für einen demokratischen Neuanfang ließ sich aus diesem Ergebnis nicht herauslesen. Als ob es ihre Absicht sei, diesen Sachverhalt zu bekräftigen, beschloß die Duma am 23. Februar 1994 mit großer Mehrheit eine Amnestie für die Putschisten vom August 1991 und vom Oktober 1993.


  Auf dem Feld der Außenpolitik bemühte sich Jelzin in den ersten Jahren seiner Amtszeit um gute Beziehungen zu den USA und ihren westeuropäischen Verbündeten, besonders Deutschland. Von der Unterzeichnung des START-II-Vertrags, der eine Reduzierung des strategischen Atomwaffenpotentials bis 2003 vorsah, durch die Präsidenten Jelzin und Bush am 3. Januar 1993 in Moskau war bereits die Rede. Im Juni 1993 zog Rußland seine letzten Truppen aus Kuba ab. Ein Jahr später, am 22. Juni 1994, trat Rußland dem NATO-Programm «Partnerschaft für den Frieden» bei. Wenige Tage später unterzeichnete Jelzin auf dem Gipfel der Europäischen Union auf Korfu ein Kooperationsabkommen mit der Gemeinschaft, in dem diese sich zu einer schrittweisen Öffnung des Binnenmarkts für russische Produkte bereit erklärte. Im Februar 1996 wurde Rußland als 39. Mitglied in den Europarat aufgenommen. Ein Streitpunkt im Verhältnis zum Westen blieben einstweilen die Pläne für eine Osterweiterung der NATO, die dem Sicherheitsbedürfnis der ehemaligen ostmittel- und südosteuropäischen Mitglieder des Warschauer Paktes entgegenkamen, in Rußland aber weithin als Infragestellung des eigenen Großmachtanspruches und längerfristig als militärische Bedrohung wahrgenommen wurden. Im März 1995 erteilte Jelzin diesem Vorhaben des Atlantischen Bündnisses deshalb eine klare Absage.


  Die Beziehungen der Russischen Föderation zu den ehemaligen Verbündeten in Ostmittel- und Südosteuropa waren unter Jelzin im allgemeinen als gut zu bezeichnen. Der Abzug der letzten russischen Truppen aus Polen erfolgte Ende Oktober 1992, kurz nachdem Moskau der polnischen Regierung geheime Dokumente über die Ermordung von Tausenden polnischer Offiziere bei Katyn im März 1940 durch Truppen des NKWD übergeben hatte. Am 29. Oktober bestätigte Rußland erstmals offiziell die jahrzehntelang geleugnete Existenz des geheimen Zusatzprotokolls zum deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt vom August 1939, das der Sowjetunion die Annexion Ostpolens erlaubt hatte. Der Abzug der letzten russischen Truppen aus Deutschland fand am 31. August 1994 statt: ein Ereignis, das in Berlin feierlich begangen wurde, aber dadurch Schaden nahm, daß Jelzin vor laufenden Fernsehkameras in betrunkenem Zustand eine Militärkapelle zu dirigieren versuchte.


  Schwierige Probleme warf das Verhältnis Rußlands zu einer ehemaligen Sowjetrepublik, der Ukraine, auf. Im August 1992 vereinbarten Moskau und Kiew die Einsetzung eines gemeinsamen Oberkommandos über die Schwarzmeerflotte. Im Juni 1993 trafen beide Länder eine erste Absprache über die Aufteilung der Flotte. Ein Beschluß des Obersten Sowjets vom 9. Juli 1993, wonach der Hauptstützpunkt der Schwarzmeerflotte, Sewastopol, russisches Territorium sei, wurde von der Ukraine scharf zurückgewiesen. Erst im Mai 1997 gelang eine Beilegung des Konflikts: Die Präsidenten Boris Jelzin und Leonid Kutschma unterzeichneten einen Grundlagenvertrag über die wechselseitigen Beziehungen, der die territoriale Integrität beider Länder und damit die Zugehörigkeit der Krim und Sewastopols zur Ukraine bestätigte und den jeweiligen Minderheiten im anderen Land Schutz zusicherte. Im März 1999 folgte ein Abkommen über die Aufteilung der Schwarzmeerflotte und ihre militärische Infrastruktur. Rußland erhielt darin das Recht, einen großen Teil der Hafeneinrichtungen von Sewastopol für die Dauer von zunächst zwanzig Jahren zu pachten. (2010 wurde die Pachtdauer auf 40 Jahre verlängert.)


  Beziehungen besonderer Art unterhielt Jelzins Rußland zu einer anderen ehemaligen Sowjetrepublik, Weißrußland. Im Juli 1994 ging der Vorsitzende des Parlamentsausschusses für Korruptionsbekämpfung, Alexander Lukaschenka, als Sieger aus den Präsidentenwahlen hervor. Sein Versprechen, dem Land durch enge Zusammenarbeit mit Rußland aus der schweren Wirtschaftskrise herauszuhelfen, versuchte er durch enge Zusammenarbeit mit Jelzin zu erfüllen. Lukaschenka setzte auf Planwirtschaft und autoritäre Herrschaft einschließlich der Unterdrückung der Opposition, was ihn in einen scharfen Gegensatz zur Europäischen Union und zum Europarat, nicht aber zu Rußland brachte. Im Februar 1995 unterzeichneten er und Jelzin einen Grenz- und Freundschaftsvertrag, der eine Wirtschafts- und Verteidigungsunion beider Länder und eine begrenzte politische Integration vorsah. Im April 1997 unterzeichneten die beiden Präsidenten einen Unionsvertrag, der einen Zusammenschluß unter Beibehaltung der jeweiligen staatlichen Souveränität vorsah und im Januar 2000 in Kraft trat. Die Parlamentswahlen vom Oktober 2000 fanden auf Weisung von Lukaschenka ohne Beobachter der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), der 1995 gegründeten Nachfolgeorganisation der KSZE, statt. Um die Jahrtausendwende war Weißrußland das einzige europäische Land, in dem von einem Bruch mit den Verhältnissen der Sowjetzeit noch immer keine Rede sein konnte.


  Anfang November 1994 beschloß der Sicherheitsrat der Russischen Föderation ohne vorherige Absprache mit anderen Staatsorganen einen Angriff auf die Autonome Republik Tschetschenien im Nordkaukasus. Unmittelbar ausgelöst wurde die Entscheidung durch die Geiselnahme russischer Soldaten durch tschetschenische Rebellen. Am 11. Dezember stimmte Präsident Jelzin der militärischen Intervention zu, woraufhin 40.000 Soldaten in Tschetschenien einmarschierten.


  Die Unabhängigkeitsbestrebungen in Tschetschenien konfrontierten Rußland mit einem unbewältigten Kapitel seiner eurasischen Kolonialgeschichte: der Eroberung großer muslimischer Gebiete im nördlichen Kaukasus, die im frühen 18.Jahrhundert begonnen hatte, und der Unterdrückung des Widerstandes, den die betroffenen Völker der russischen Herrschaft entgegensetzten. Die Tschetschenen gehörten überdies zu den Völkern, die während des Zweiten Weltkriegs auf Befehl Stalins deportiert worden waren, weil sie als potentielle Verbündete der deutschen Aggressoren galten. Auf russisches Verständnis für den Wunsch nach Selbständigkeit durften die islamistisch gesinnten Sezessionisten in Tschetschenien schon deshalb nicht hoffen, weil Moskauer Nachgiebigkeit leicht zum Präzedenzfall für andere, auf Unabhängigkeit bedachte Völker des Kaukasus werden konnte. Nach dem Zerfall der Sowjetunion schien es wichtiger denn je, Rußland in seinem derzeitigen Bestand ungeschmälert zu erhalten. Die unbedingte Verteidigung der territorialen Integrität der Russischen Föderation erschien dem Moskauer Machtzentrum als Voraussetzung für die Behauptung des Großmachtstatus, den Rußland lange vor der Gründung der Sowjetunion besessen und über die Epochenschwelle von 1991 hinweg gerettet hatte. Unbeugsame Härte gegenüber den tschetschenischen Rebellen war, so gesehen, ein Gebot der russischen Staatsräson und damit alternativlos.


  Nach etwa achtwöchigen Kämpfen wurde die Hauptstadt Grosny eingenommen. 25.000 Menschen sollen bei dem Artilleriebeschuß im Januar 1995 gestorben sein. Der Eroberung Grosnys folgte ein auf beiden Seiten brutal geführter Guerillakrieg, bei dem die Aufständischen auch von islamistischen Freiwilligen aus mehreren arabischen Ländern Unterstützung erhielten. Die Kampfhandlungen in Tschetschenien wurden flankiert von Terroranschlägen tschetschenischer Extremisten in Rußland. Da eine Massengeiselnahme im Krankenhaus in Budjonnowsk in Südrußland mit militärischen Mitteln nicht zu lösen war, ließ sich die russische Regierung auf Verhandlungen über einen Waffenstillstand ein, der am 2. August auch tatsächlich in Kraft trat, aber nicht lange hielt. Im April 1996 kam der tschetschenische Rebellenführer und «Präsident» Dschochar Dudajew bei einem russischen Raketenangriff ums Leben. Im August 1996 handelte der russische General Alexander Lebed mit dem Chef der tschetschenischen Übergangsregierung, Aslan Maschadow, der kurz zuvor Grosny zurückerobert hatte, ein weiteres Waffenstillstandsabkommen aus. Der darin vorgesehene Abzug der russischen Truppen wurde im Januar 1997 abgeschlossen. Im Mai unterzeichneten Jelzin und Maschadow, der inzwischen zum Präsidenten der autonomen Republik gewählt worden war, einen Friedensvertrag. Eine Klärung des politischen Status Tschetscheniens brachte er nicht; dieser sollte bis Ende 2001 vereinbart werden.


  Von einer Befriedung war Tschetschenien zu diesem Zeitpunkt noch weit entfernt. Immer wieder kam es zu Anschlägen tschetschenischer Kämpfer in Tschetschenien selbst, in der Nachbarrepublik Dagestan und in Moskau. Im September 1999 begann mit einer neuen russischen Offensive der zweite Tschetschenienkrieg. In der Folge der russischen Luftangriffe flüchteten etwa 200.000 Menschen in die Nachbarrepublik Inguschetien. Am 25. Dezember setzten die russischen Truppen zur neuerlichen Erstürmung Grosnys an; am 6. Januar 2000 wurde sie abgeschlossen. Der Krieg aber war damit nicht beendet. Er verlagerte sich in die Gebirgsregion und sollte noch mehrere Jahre lang ein beherrschendes Thema der russischen Politik sein.


  Am 17. Dezember 1995 fand die zweite Dumawahl statt. Mit einem Stimmenanteil von 22,3Prozent und 157 Mandaten wurde die von Gennadi Sjuganow geführte Kommunistische Partei zur stärksten Partei. Der regierungsfreundliche Block «Unser Haus Rußland» kam mit 10,1Prozent und 55 Sitzen auf den zweiten, die rechtsradikale Liberaldemokratische Partei Schirinowskis mit 11,2Prozent und 51 Abgeordneten auf den dritten Platz. Die demokratische Oppositionsgruppe «Jabloko» um den Wirtschaftsreformer Grigorij Jawlinski mußte sich mit 6,9Prozent und 45 Mandaten begnügen. Zusammen konnten die Kommunisten, die radikalen Nationalisten und die mit ihnen verbündeten Agrarier, sofern sie einig waren, Gesetze verabschieden, die Wahl eines Ministerpräsidenten verhindern und der Regierung das Mißtrauen aussprechen, aber nicht ihren Rücktritt erzwingen. Um ein Veto des Präsidenten mit einer Zweidrittelmehrheit zu überwinden, waren sie nicht stark genug.


  Boris Jelzin war sich dieses Trumpfes bewußt, als er sich im Sommer 1996 erneut einer Präsidentenwahl stellte. Im Wahlgang am 16. Juni erhielt er 35,3Prozent, während Sjuganow 32Prozent verbuchte. Auf den dritten Platz kam mit 14,5Prozent General Lebed, der als Befürworter einer politischen Lösung im Tschetschenienkrieg populär geworden war. Als es Jelzin gelang, Lebed für das Amt des Sekretärs des Sicherheitsrates zu gewinnen, gab es am Ausgang des zweiten Wahlgangs kaum noch Zweifel. Jelzin erzielte am 3. Juli 53,8, Sjuganow 40,3Prozent. Auf dem Weg zu einem Präsidialsystem war Rußland mittlerweile ein gutes Stück vorangekommen, auf dem Weg in die Demokratie kaum.


  Im Amt des Ministerpräsidenten wurde Viktor Tschernomyrdin im August 1996 von der Duma bestätigt. General Lebed hingegen blieb nur wenige Monate im Amt des Sekretärs des Sicherheitsrates: Im Oktober wurde er von Jelzin entlassen. Im März 1997 ebnete der russische Präsident bei einem Gipfeltreffen mit Clinton in Helsinki den Weg für eine Beilegung des Streits um eine Osterweiterung der NATO. Das westliche Bündnis hatte zuvor erklärt, daß es, solange die gegenwärtige Sicherheitslage andauere, in den neuen Mitgliedstaaten weder größere Depots anzulegen noch zusätzliche substantielle Kampftruppen dauerhaft zu stationieren gedenke. Außerdem sollten die Fähigkeiten des Atlantischen Bündnisses zur Offensive keineswegs erhöht werden.


  Ende Mai vereinbarte Jelzin mit den Staats- und Regierungschefs des Atlantikpakts und dem Generalsekretär der Allianz, Javier Solana, in Paris die «Grundakte über gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit und Sicherheit», die diese bewußt «konditioniert» gehaltene Absichtserklärung der NATO wiederholte und die Schaffung eines gemeinsamen Beratungs- und Koordinierungsgremiums, des späteren NATO-Rußland-Rates, vorsah. Die Vertragspartner stellten fest, daß sie sich nicht als Gegner betrachteten, und verpflichteten sich, auf die Androhung oder Anwendung von Gewalt gegeneinander und gegen einen anderen Staat, seine Souveränität, territoriale Integrität und politische Unabhängigkeit zu verzichten sowie das Selbstbestimmungsrecht der Völker zu respektieren. Im Monat darauf wurde Rußland Vollmitglied in der Runde der wirtschaftlichen Führungsmächte: Aus der «G7» wurde auf dem 23. Weltwirtschaftsgipfel in Denver im Juni 1997 die «G8».


  Wirtschaftlich hatte sich die Lage Rußlands bis zum Herbst 1997 etwas stabilisiert: Das Bruttoinlandsprodukt sank nicht mehr, die Inflationsrate war rückläufig, die Arbeitslosigkeit allerdings weiterhin hoch. Um dieselbe Zeit aber häuften sich erneut die Krisenzeichen, vor allem was das Defizit im Staatshaushalt und die Binnenverschuldung anging. Die Misere der Staatsfinanzen war vorrangig auf mangelnde Steuereinnahmen, Bürokratismus, grassierende Korruption, Unrentabilität der Staatsbetriebe, kurz Mißwirtschaft in allen Facetten zurückzuführen. Die Oligarchen, die Jelzins Wiederwahl betrieben hatten, verstanden es, ihre Steuerbelastung zu minimieren, wobei ihnen die Präsidialverwaltung häufig hilfreich war. Mitte der neunziger Jahre schätzte das russische Innenministerium die Zahl der in Rußland tätigen kriminellen Organisationen auf 8000; 40Prozent der privaten und 60Prozent der staatlichen Unternehmen sowie die Hälfte der Banken würden durch Mafia-Strukturen kontrolliert. Die staatliche Steuerverwaltung war so ineffektiv, daß Mitte der neunziger Jahre nur eine kleine Minderheit der Russen regelmäßig Steuern zahlte. Unternehmen, die von Staatsaufträgen abhingen, auf Zahlungen des Fiskus aber lange warten mußten, waren vielfach nicht mehr in der Lage, ihre Arbeiter zu entlohnen.


  Ende März 1998 entließ Präsident Jelzin Ministerpräsident Tschernomyrdin mit der Begründung, er habe bei der Lösung der wirtschaftlichen Probleme versagt. Sein Nachfolger, der bisherige Energieminister Sergej Kirijenko, der im April von der Duma bestätigt wurde, vermochte aber ebenfalls nicht, das Blatt zu wenden. Die Duma behinderte ihn bei den von ihm vorgelegten Reformen zunächst derart massiv, daß der Internationale Währungsfonds bereits zugesagte Hilfen kürzte. Nach der parlamentarischen Verabschiedung eines Sparpakets genehmigte der IWF am 20. Juli einen Überbrückungskredit von 11,5Milliarden Dollar; am 6. August erhielt Rußland von der Weltbank einen Kredit von 1,2Milliarden Dollar. Nach schweren Kursverlusten auf dem Aktienmarkt kam Präsident Jelzin schließlich nicht mehr umhin, seinen Widerstand gegen eine Abwertung der russischen Währung aufzugeben. Am 17. August wurde der Kurs des Rubels freigegeben; er verlor daraufhin 60Prozent seines Außenwerts. Zahlreiche Banken mußten, weil sie dem Ansturm ihrer Kunden nicht gewachsen waren, Insolvenz anmelden; der Schuldendienst wurde bis auf weiteres eingestellt; Rußland war faktisch zahlungsunfähig.


  Die Schuld für diese Entwicklung schob Jelzin wieder einmal dem Regierungschef zu. Am 23. August wurde Kirijenko entlassen. Mit der Nachfolge beauftragte der Präsident kommissarisch ausgerechnet den Vorgänger des gestürzten Ministerpräsidenten, Viktor Tschernomyrdin, dem er im März wirtschaftspolitisches Versagen vorgeworfen hatte. Als die Duma Tschernomyrdin die Bestätigung verweigerte, berief Jelzin unter dem Druck des Parlaments Außenminister Jewgenij Primakow zum neuen Ministerpräsidenten. Dieser verordnete, nachdem das Parlament ihm am 11. September das Vertrauen ausgesprochen hatte, dem Land einen rigorosen Sparkurs, flankiert von großen Anstrengungen auf dem Gebiet des Rohstoffexports. Auf die Finanzmärkte wirkte die Austeritätspolitik beruhigend, für die Masse der Russen hingegen begann eine Phase des unfreiwilligen Konsumverzichts. Stark betroffen vom Richtungswechsel der Moskauer Wirtschaftspolitik waren auch die anderen Nachfolgestaaten der Sowjetunion: Ihre Ausfuhren nach Rußland gingen drastisch zurück.


  Das Übel der Korruption wucherte ungeachtet der politischen Kurskorrekturen weiter. Anfang März 1999 wurde der Exekutivsekretär der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, Boris Beresowskij, ein enger Vertrauter Jelzins, unter dem Verdacht der Geldwäsche sowie illegaler Geschäftstätigkeit entlassen; viele andere Fälle von Wirtschaftskriminalität harrten noch der Aufdeckung. Zwei Monate später, am 12. Mai, wechselte Jelzin erneut den Ministerpräsidenten aus: An die Stelle von Jewgenij Primakow trat Sergej Stepaschin, der bisherige Innenminister, der jedoch auch nur kurz im Amt blieb. Am 9. August ersetzte der Präsident ihn durch einen Protegé Beresowskijs, den Chef des russischen Inlandsgeheimdienstes FSB, Wladimir Putin, dessen Karriere ebenso wie die Primakows und Stepaschins im KGB begonnen hatte. Er war der fünfte Ministerpräsident innerhalb von 15 Monaten und fest entschlossen, die neugewonnene Macht nicht so schnell wieder abzugeben wie seine Vorgänger. Zu seinen ersten Entscheidungen gehörte die schon erwähnte Offensive in Tschetschenien, mit der der zweite Krieg in diesem Kaukasusland begann. Bei den Dumawahlen vom 19. Dezember 1999 zahlte sich der Eindruck von energischer Führung insofern aus, als die Kremlpartei «Jedinstwo» (Einheit) mit 23,3Prozent unerwartet gut abschnitt. Stärkste Partei wurden freilich mit 24,3Prozent wieder die Kommunisten.


  Jelzins Position war durch die Finanzkrise von 1998 nachhaltig geschwächt. Ein von den Kommunisten beantragtes Amtsenthebungsverfahren im Mai 1999 war zwar gescheitert, sein tief gesunkenes persönliches Ansehen aber konnte er durch diesen Erfolg nicht wesentlich verbessern. Er trug die Hauptverantwortung für die Fehlentwicklungen, für die er seine Regierungschefs zur Rechenschaft zog; die Korruption in seinem engsten Familienkreis war ein offenes Geheimnis; gegen ihn selbst waren entsprechende Vorwürfe laut geworden. Am 31. Dezember 1999 erklärte er überraschend seinen Rücktritt. Putin, der kommissarisch das Amt des Präsidenten übernahm, hatte ihm zuvor Immunität vor einer möglichen Strafverfolgung zugesichert. Am 26. März 2000 fanden vorgezogene Präsidentenwahlen statt. Putin ging schon im ersten Wahlgang als Sieger aus ihnen hervor: Auf ihn entfielen 52,94, auf seinen stärksten Widersacher, den Kommunisten Gennadi Sjuganow, 29,21Prozent.


  Anders als die postkommunistischen Staaten Ostmitteleuropas befand sich die Russische Föderation in den neunziger Jahren nicht auf dem Weg nach Westen. Rußland hatte im Unterschied zu den baltischen Republiken, Polen, Tschechien, der Slowakei und Ungarn nie zum alten Okzident gehört. Sein obrigkeitsstaatliches Erbe war durch die über 70 Jahre währende kommunistische Herrschaft ebenso wenig überwunden worden wie das Fehlen einer breiten Zivilgesellschaft. Vielmehr hatten die Bolschewiki beseitigt, was in den Jahrzehnten vor 1917 an rechtsstaatlichen Institutionen, politischem Pluralismus und bürgerschaftlichem Engagement entstanden war. Die Einführung des Mehrheitsprinzips, der freien Wahl und der Meinungs- und Pressefreiheit unter Gorbatschow waren große Errungenschaften. Aber die politische Kultur des Westens mit ihrer Wertschätzung für individuelle Menschen- und Bürgerrechte, für die Gewaltenteilung im allgemeinen und die Unabhängigkeit der Justiz, das Unterpfand der Herrschaft des Rechts, im besonderen, für «representative government» und «checks and balances», die eine ungebührliche Machtkonzentration verhindern sollten, ließ sich nicht einfach importieren, und unter den politischen Akteuren waren nur wenige, die eine derartige Übernahme für notwendig oder wünschenswert hielten.


  Als Alexander Solschenizyn Ende Mai 1994 aus dem amerikanischen Exil nach Rußland zurückkehrte, hielt er es für angebracht, vor Reformen nach westlichem Vorbild zu warnen und seine Landsleute aufzufordern, sich statt dessen an traditionelle russische Werte zu halten und die Monarchie wiedereinzuführen. Er stand mit seiner Kritik am Westen nicht allein. Nicht nur in der orthodoxen Kirche, sondern auch bei vielen Intellektuellen, die sich der Tradition der Slawophilen des 19.Jahrhunderts, der Antipoden der damaligen «Westler», verpflichtet fühlten, gab es tief verwurzelte Vorbehalte gegenüber dem meisten, wofür der Westen stand, obenan der Aufklärung und der freien Entfaltung der Einzelpersönlichkeit. Was sich daraus entwickelt hatte, galt konservativen Russen als dekadent, wobei das Ausleben und die Duldung von Homosexualität als besonders verwerflich betrachtet wurden.


  Positiv besetzt waren hingegen die Werte der Gemeinschaft und des Respekts vor altehrwürdigen Überlieferungen, bis hin zu dem Mythos von Moskau als dem «Dritten Rom», der bald nach dem Untergang von Konstantinopel im Jahr 1453 entstanden war: dem Glauben an eine heilsgeschichtliche Sendung Rußlands, dem Abfall vom rechten Glauben, also auch dem westlichen Rationalismus und Individualismus, entgegenzutreten. Die Wiederbelebung der Religiosität und der Einflußgewinn der orthodoxen Kirche waren eng mit einer solchen Sinnsuche verbunden, desgleichen die Karriere der «Kulturologie»: eines 1992/93 eingeführten neuen Pflichtfaches an höheren Schulen, Universitäten und Technischen Hochschulen, das das Gefühl für die historisch gewachsene Identität Rußlands stärken und damit in gewisser Weise das Vakuum füllen sollte, das der Zusammenbruch der Ideologie des Marxismus-Leninismus hinterlassen hatte.


  Die Präsidentschaft Jelzins büßte auch deswegen fortschreitend an Legitimität ein, weil sie von vielen Russen mit einer unkritischen Übernahme westlicher Vorbilder gleichgesetzt wurde. Tatsächlich beschränkte sich die offizielle Rezeption okzidentaler Errungenschaften im wesentlichen auf die Förderung kapitalistischen Erwerbsstrebens und die periodische Abhaltung freier Wahlen. Die Korruption, die sich bis in den innersten Kern des Machtzentrums durchgefressen hatte, zerstörte die politische Autorität, die Jelzin sich als Reformer und Verteidiger der Demokratie 1991/92 erworben hatte. Ende der neunziger Jahre schien die russische Gesellschaft reif für eine neue Form des Autoritarismus: eine Politik der harten Hand, die im Innern für Ruhe und Ordnung sorgte, Sezessionsbestrebungen an den Rändern des Reiches mit der gebotenen Unnachgiebigkeit niederwarf und das Ansehen der Großmacht Rußland in der Welt wiederherstellte. Wladimir Putin wußte die Zeichen der Zeit zu deuten – und entsprechend zu handeln.[7]


  Aufbrüche, Anschläge, Affären: Die USA unter Clinton (II)


  Bill Clinton war ein lernfähiger Politiker gewesen, bevor er Präsident wurde, und diese Eigenschaft zeichnete ihn auch nach dem Einzug ins Weiße Haus aus. Er war der erste Mann an der Spitze der Vereinigten Staaten, der sich der wirtschaftlichen und finanziellen Grenzen der politischen und militärischen Macht seines Landes voll bewußt war. Wenn es Amerika nicht gelang, sein Haushaltsdefizit abzubauen und die Staatsverschuldung einzudämmen, konnte es seinen Weltmachtanspruch nicht aufrechterhalten: Diese Einsicht prägte Clintons politisches Handeln. 1992 hatte das Haushaltsdefizit nominal bei 290Milliarden Dollar gelegen, vier Jahre später belief es sich nur noch auf 116Milliarden Dollar.


  Die außenpolitische Zurückhaltung in den ersten Jahren seiner Amtszeit war eine Konsequenz des von Clinton propagierten und praktizierten Primats der Ökonomie. Als Weltwirtschaftsmacht hielten sich die USA unter ihrem 42. Präsidenten an die Devise, die Clinton schon am 26. Februar 1993, wenige Wochen nach Ablegung seines Amtseids, vor der American University in Washington ausgegeben hatte: «Wir müssen uns dem Wettbewerb stellen, anstatt davor wegzulaufen» (We must compete, not retreat). Die Verwirklichung des von seinem Vorgänger George H. W. Bush eingeleiteten Projekts einer nordamerikanischen Freihandelszone, der NAFTA, lag ebenso auf dieser Linie wie die Gründung einer neuen Sonderorganisation der Vereinten Nationen: der Welthandelsorganisation, der WTO, am 1. Januar 1995. Das Doppelziel dieser Nachfolgerin des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens von 1947, des GATT, war die Liberalisierung der Handelsmärkte unter Beachtung fairer Arbeits- und Sozialbedingungen.


  Die Heranführung Rußlands an die G7 betrieb der Präsident mit derselben Energie wie die Ausgestaltung der wirtschaftlichen und politischen Beziehungen mit der Volksrepublik China: Die kommunistische Großmacht war aus seiner Sicht ein so wichtiger Absatzmarkt, daß er im Mai 1994 öffentlich von der Verknüpfung von Handelsfragen und Beachtung der Menschenrechte Abstand nahm – einem «linkage», von dem sich freilich auch schon seine Vorgänger Reagan und Bush stillschweigend verabschiedet hatten. Mehr Gewicht legte Clinton auf die Liberalisierung der chinesischen Wirtschaftspolitik und namentlich auf die Aufgabe der Pekinger «Produktpiraterie».


  Zu den unbestreitbaren Erfolgen von Clintons ersten drei Amtsjahren gehörte die Beilegung des Bosnienkrieges in den Verhandlungen von Dayton im November 1995. Das internationale Prestige, das sich der Präsident dadurch erwarb, kam ihm im Wahljahr 1996 gleichermaßen gelegen wie der nach harten Kämpfen errungene Sieg im Haushaltsstreit mit den Republikanern kurz nach dem Jahreswechsel. Die Opposition, die in beiden Häusern des Kongresses die Mehrheit hatte, war aber stark genug, um den Präsidenten im Sommer 1996 zu einer Reform der Sozialhilfe zu nötigen, die mehr ihre als seine Handschrift trug. Kernstück war die Abschaffung des Hilfsprogramms für Familien mit abhängigen Kindern (AFDC) und damit die Beseitigung des Anspruchs der Bedürftigen auf lebenslange Unterstützung. Jeder arbeitsfähige Haushaltsvorstand mußte innerhalb von zwei Jahren einen Arbeitsplatz finden; andernfalls erhielt er oder sie nach Ablauf dieser Frist keine Bundeshilfe mehr. Außerdem wurde die Wohlfahrtsunterstützung für legale Immigranten stark eingeschränkt. Der demokratische Senator Patrick Moynihan sprach von dem «brutalsten Akt der Sozialpolitik seit der ‹Reconstruction›», also der Neuordnung der politischen Verhältnisse in den Südstaaten nach dem Bürgerkrieg. Tatsächlich markierte das Gesetz nichts Geringeres als den Abschied vom «New Deal» Franklin Delano Roosevelts und der Great Society Lyndon B. Johnsons: Was es an staatlicher Wohlfahrt gab, wurde zwar nicht abgeschafft, aber sehr viel rigoroser als bisher den Erfordernissen des Marktes angepaßt.


  Clinton verzichtete, auch auf Empfehlung von Vizepräsident Al Gore, auf ein Veto, weil er nach menschlichem Ermessen sonst jede Chance verspielt hätte, die auch von ihm für notwendig gehaltene Reform des Sozialstaats in Angriff zu nehmen. Schließlich hatte er in seiner «State of the Union»-Rede vom 23. Januar 1996 vom Ende der Zeit des «big government» gesprochen und eine durchgreifende Sozialstaatsreform (sweeping welfare reform) gefordert, die die Menschen von der Wohlfahrt zur Arbeit bringen müsse. Immerhin konnte der Präsident ein gutes Jahr später auf ein soziales Gegengewicht zu den Härten des Gesetzes vom 22. August 1996 verweisen: Um den Geringverdienern zu helfen, hatte der Kongreß auf sein Betreiben Anfang August den gesetzlichen Mindestlohn erhöht. Außerdem versprach Clinton, die von ihm als solche benannten Fehler der Reform so bald wie möglich zu korrigieren. In der Summe bewirkte die Kompromißbereitschaft des Präsidenten, daß die Sozialpolitik im Wahlkampf vom Herbst 1996 faktisch keine Rolle spielte.


  Zu den besonders dramatischen internationalen Ereignissen in den Monaten vor der Präsidentenwahl gehörte ein Terroranschlag fanatischer Islamisten auf einen amerikanischen Militärstützpunkt, Khobar Towers, in der saudiarabischen Stadt Dahran am 25. Juni 1996, bei dem 19 GIs starben und fast 500 Personen, Amerikaner sowohl wie Araber, verletzt wurden. Der Anschlag fiel in die Zeit kurz vor dem 22. Weltwirtschaftsgipfel in Lyon, auf dem der Kampf gegen den internationalen Terrorismus ohnehin eines der Schwerpunktthemen bilden sollte. Anfang September beschossen Flugzeuge der US-Luftwaffe erneut Ziele in Südirak, nachdem das Regime von Saddam Hussein wieder einmal das von den Vereinten Nationen verhängte Flugverbot südlich des 32. Breitengrades verletzt hatte. Drei Wochen später, am 27. September, eroberten die fundamentalistischen Taliban Kabul, wo sie das Islamistische Emirat Afghanistan ausriefen. Eine der ersten Maßnahmen der «Religionsstudenten» war die Hinrichtung des 1992 gestürzten Staatspräsidenten Mohammed Najibullah.


  Zu den Verbündeten des Talibanführers Mullah Mohammed Omar gehörte seit Mai 1996 ein ehedem reicher saudischer Geschäftsmann, Osama Bin Laden, der von den USA seit Anfang des Jahres intensiv gesuchte Gründer und Führer eines internationalen Terrornetzwerkes, das unter dem Namen Al Qaida bekannt wurde. Bin Laden war Mitte 1996 auf massives Drängen Washingtons vom Sudan, wo er sich seit 1992 aufhielt, zum Verlassen des Landes gedrängt worden und hatte sich von dort nach Afghanistan begeben. Das Land am Hindukusch, das er seit 1984 durch sein Engagement an der Seite der Mudjahedin im Kampf gegen die sowjetischen Invasoren kannte, wurde dank Bin Laden binnen kurzem zu einer Operationsbasis des internationalen Terrorismus: eine Entwicklung, die von der Regierung Clinton und der CIA mit großer Besorgnis registriert wurde.


  Im amerikanischen Wahlkampf spielten die Außenpolitik im allgemeinen und der Terrorismus im besonderen keine große Rolle. Die Republikaner hatten den Mehrheitsführer im Senat, Robert Dole aus Kansas, als ihren Kandidaten aufgestellt, und wie 1992 trat der Milliardär Ross Perot als unabhängiger Bewerber an. Das Ergebnis der Präsidentenwahl war für den Amtsinhaber ein Triumph: Clinton erhielt 49,2, Dole 40,7, Perot 8,4Prozent. Im Senat gewannen die Republikaner zwei Sitze hinzu, während sie im Repräsentantenhaus acht Sitze verloren; in beiden Häusern des Kongresses aber waren sie nach wie vor die Mehrheitspartei. In seiner «Siegesrede» in Little Rock sprach Clinton am Abend des 5. November von der Lebenskraft des «vital American Center», wobei er sich eines Begriffs bediente, den der Historiker Arthur Schlesinger, jr., 1949 geprägt hatte.


  In seiner zweiten Amtszeit konnte Clinton einige der Härten ausgleichen, die er den Amerikanern im Sommer 1996 mit der Unterzeichnung des Gesetzes zur Reform des Sozialstaates zugemutet hatte. Es gelang ihm, die Einschränkung der Wohlfahrtshilfe für legale Immigranten zu beseitigen, durch Steuerbefreiungen (tax credits) das Einkommen der «working poor» aufzubessern und die Gebühren für den Besuch höherer Schulen zu senken. Der größte sozialpolitische Erfolg der Jahre 1996 bis 2000 war das State Children’s Health Insurance Program (SCHIP) von 1997, zu dem der Bund Zuschüsse in Höhe von etwa 20Milliarden Dollar zur Verfügung stellte, um damit die Versicherung von Kindern und Jugendlichen aus einkommensschwachen Familien zu ermöglichen. Gewissermaßen als Gegengabe für ihre Zustimmung zu sozialpolitischen Gesetzen konnten die Republikaner die Senkung der Kapitalertragssteuer von 25 auf 20Prozent verbuchen.


  Erleichtert wurde das gesetzgeberische Zusammenwirken von Republikanern und Demokraten durch die Erfolge, die die Regierung Clinton mit ihrer Wirtschafts- und Finanzpolitik erreicht hatte. Die Wirtschaft lag auf Wachstumskurs: Das Bruttoinlandsprodukt stieg in Clintons zweiter Amtszeit im Jahresdurchschnitt um 3Prozent. Die Arbeitslosigkeit war von 7,3Prozent Anfang 1993 auf 5,3Prozent Anfang 1997 gesunken; die Inflationsrate lag inzwischen bei 3Prozent und fiel weiter, bis sie 1998 1,6Prozent erreichte. Die Armutsraten wiesen ebenfalls eine fallende Tendenz auf, und zwar bei den Afroamerikanern mehr als bei Amerikanern weißer Hautfarbe. Das Haushaltsdefizit belief sich 1997 auf 22Milliarden Dollar, weniger als ein Zehntel des Standes von 1992. Anfang 1998 gab es erstmals seit 1960 wieder einen Haushaltsüberschuß – ein Ereignis, das die «New York Times» das «fiskalische Äquivalent zum Fall der Berliner Mauer» nannte.


  Die gesellschaftspolitischen Bemühungen der Regierung Clinton hatten jedoch auch ihre problematische Seite. Am 2. Mai 1995, eineinhalb Jahre vor seiner Wiederwahl, hatte der Präsident eine Initiative zur Förderung des Wohneigentums angekündigt. Ziel der «National Homeownership Strategy» war es, Millionen von Amerikanern, die sich dies bisher nicht hatten leisten können, den Besitz eines eigenen Hauses zu ermöglichen. Die Fannie Mae Corporation, die größte der Gesellschaften, die Banken und Sparkassen mit Hypothekenkrediten versorgten, begann daraufhin, in engem Zusammenwirken mit der Regierung, die Anforderungen für Kredite an sogenannte «subprime borrowers», das heißt einkommensschwache Bevölkerungsgruppen, zu senken. Dennoch mußten auch in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre Interessenten, die nicht zur Kategorie der finanziell belastbaren Kreditnehmer gehörten, im Durchschnitt etwa 3 bis 4Prozent höhere Zinsen zahlen als ihre bessersituierten Mitbürger, für die der Zinssatz bei einem auf 30 Jahre befristeten Darlehen für eine Immobilie im Wert von 240.000 Dollar bei etwa 2,275Prozent lag.


  Unter dem massiven Druck der Regierung Clinton, aber auch von Banken, Bausparkassen und Hypothekengesellschaften entschied sich Fannie Mae im September 1999, künftig noch sehr viel mehr Entgegenkommen zu zeigen: Im Zuge eines neuen «Pilotprogramms» sollten «subprime borrowers» nur noch 1Prozent mehr Zinsen als konventionelle Darlehensnehmer zahlen und, sofern sie zwei Jahre lang fristgerecht ihre Raten zahlten, anschließend von dem Aufschlag befreit werden. Von den Erleichterungen, die Mitte der neunziger Jahre in Kraft getreten waren, hatten vor allem «Hispanics» und Afroamerikaner profitiert: Die Zahl der Kredite für Angehörige dieser beiden Gruppen war zwischen 1993 und 1998 um 87,2 beziehungsweise 71,9Prozent gestiegen, die der «Non-Hispanic Whites» nur um 31,2Prozent. Die weitere Absenkung der Anforderungen an die Kreditvergabe im Jahr 1999 versprach die Zahl der Hausbesitzer noch sehr viel stärker zu erhöhen: ein Ziel, dem sich die Regierung Clinton in der Absicht verschrieb, auf diesem Wege die sozialen, ethnischen und rassischen Gegensätze in der amerikanischen Gesellschaft einzuebnen.


  Die Clinton-Administration schlug damit einen gefährlichen Weg ein. Sie förderte durch ihre Politik einen Bauboom und damit steigende Immobilienpreise. Wenn gleichzeitig damit auch die variablen Zinssätze für Hypotheken so stark anstiegen, daß sie die finanzielle Leistungskraft von Schuldnern «geringer Bonität» überforderten, waren diese gezwungen, ihre Häuser zu verkaufen. Geschah dies massenhaft, waren ein Zusammenbruch des Immobilienmarktes und in seiner Folge eine Bankenkrise unvermeidlich.


  An warnenden Stimmen fehlte es schon damals nicht. Am 9. September 1999 zitierte die «New York Times» Peter Wallison, einen Experten des American Enterprise Institute: Er nannte die Arme-Leute-Kredite ein weiteres «Spargewerbe» (thrift industry) und spielte damit auf die Savings-and-Loan Institutions (S & L) an, die 1988/89 zusammengebrochen waren, was die Steuerzahler etwa 300Milliarden Dollar gekostet hatte. Wenn das Experiment der «subprime loans» scheiterte, müsse wie damals die Regierung einspringen und für die Folgekosten aufkommen (If they fail, the government will have to step up und bail them out the way it bailed out the thrift industry).


  Als ähnlich folgenreich sollte sich der wichtigste Beitrag der Ära Clinton zur Globalisierung des amerikanischen Bankwesens erweisen: die Aufhebung des Glass-Steagall Act vom Juni 1933 durch den Gramm-Leach-Bliley Act im November 1999. Das Gesetz aus dem ersten Jahr der Regierung von Präsident Franklin D. Roosevelt hatte, um der Spekulation Zügel anzulegen, Geschäfts- und Investmentbanken getrennt (und die Federal Deposit Insurance Corporation ins Leben gerufen, die alle Spareinlagen bis zur Höhe von 2500 Dollar garantierte). Die Absicht der Väter des Gesetzes von 1999 war es, die internationale Wettbewerbsfähigkeit der amerikanischen Geschäftsbanken zu stärken. Tatsächlich beseitigte der Widerruf des Glass-Steagall Act eine der letzten Barrieren gegen die Spekulation mit Derivaten und trug damit ebenso wie die Praxis der «subprime»-Kredite zu jener Entwicklung bei, die im September 2008 zum Zusammenbruch der Investmentbank Lehman Brothers führte und eine weltweite Finanzkrise auslöste. Stimmen, die auf solche Gefahren hinwiesen, gab es Ende der neunziger Jahre durchaus. Unter dem Eindruck des wirtschaftlichen Aufschwungs hatten jedoch jene die besseren Karten, die in der Entfesselung der Finanzmärkte ein Unterpfand anhaltenden Wachstums sahen.


  Überschattet wurde die zweite Amtszeit Clintons durch einen Skandal, der den Präsidenten in die Nähe der Amtsenthebung brachte. Im Januar 1998 gelangten Gerüchte über eine sexuelle Beziehung zwischen Clinton und einer Praktikantin des Weißen Hauses, Monica Lewinsky, an die Öffentlichkeit. In einer gerichtlichen Vernehmung, ausgelöst durch den Vorwurf der sexuellen Belästigung, der von einer früheren Regierungsangestellten in Arkansas, Paula Jones, gegen Clinton erhoben worden war, hatte der Präsident auf entsprechende Fragen der Anwälte der Klägerin unter Eid versichert, daß es eine sexuelle Beziehung zwischen ihm und der Praktikantin Lewinsky nicht gegeben habe. Während der Sonderermittler in der Whitewater-Affäre, Kenneth Starr, nunmehr auch im Fall Lewinsky ermittelte, wiederholte der Präsident seine Aussage auch öffentlich. Im August 1998 aber mußte er auf Grund unwiderlegbarer Beweise erst vor der «Grand Jury», dann auch öffentlich einräumen, daß er die entsprechende Frage allenfalls juristisch akkurat beantwortet hatte: Tatsächlich war es 1995/96 mehrfach im Oval Office zu «oral sex» zwischen ihm und Monica Lewinsky und damit zu dem gekommen, was er jetzt einen «ungebührlichen sexuellen Kontakt» (inappropriate sexual contact) nannte.


  Für Kenneth Starr, einen Mann der politischen Rechten, war damit der Zeitpunkt gekommen, im Zusammenspiel mit konservativen Republikanern ein Amtsenthebungsverfahren gegen den Präsidenten wegen Meineids und Behinderung der Justiz zu betreiben. Am 8. Oktober 1998 leitete das Repräsentantenhaus das Verfahren ein. Am 19. Dezember stimmte es dem Antrag zu, dem Senat die Einleitung eines Impeachment-Verfahrens gegen den Präsidenten zu empfehlen, wobei die Republikaner mit überwältigender Mehrheit mit Ja, die Demokraten mit ebenfalls überwältigender Mehrheit mit Nein votierten. Am 7. Januar 1999 begann der Impeachment-Prozeß im Senat. Der blinde Eifer des inzwischen höchst umstrittenen Sonderermittlers Starr, der in Clinton offenbar die Verkörperung des verhaßten «Geistes» der sechziger Jahre sah, bewirkte vor diesem Gremium jedoch das Gegenteil des Erhofften: In der Schlußabstimmung am 12. Februar 1999 wurde der Präsident hinsichtlich des Meineidsvorwurfs mit 55 zu 45 Stimmen freigesprochen; im Punkt Behinderung der Justiz standen 50 Ja-Stimmen 50 Nein-Stimmen gegenüber. Für eine Amtsenthebung hätte es einer Zweidrittelmehrheit bedurft.


  Das Impeachment-Verfahren gegen Clinton war das erste seit jenem gegen Präsident Andrew Johnson im Jahr 1868, das an nur einer Stimme gescheitert war, die für die Zweidrittelmehrheit fehlte. Der Grund des damaligen Prozesses war ein politischer gewesen: die von Johnson betriebene Aussöhnung zwischen den Weißen der Nord- und der Südstaaten zu Lasten der schwarzen Amerikaner, die die Republikaner gegen den Nachfolger Abraham Lincolns aufgebracht hatte. Politischer Art waren auch die Verfehlungen Richard Nixons, die das Repräsentantenhaus im Juli 1974 veranlaßten, dem Senat die Einleitung eines Verfahrens zur Amtsenthebung zu empfehlen – einen Prozeß, dem Nixon durch seinen Rücktritt zuvorkam. Clinton hingegen wurden keine politischen, sondern persönliche Verfehlungen vorgehalten, die für ihn in hohem Maß peinlich und diskreditierend waren, aber keinen Verstoß gegen die Verfassung oder die Sicherheit der Vereinigten Staaten bildeten. In der amerikanischen Öffentlichkeit war das Vorgehen des Sonderermittlers auf wachsendes Unverständnis gestoßen. Die Beliebtheit Clintons litt kaum unter den Beschuldigungen, und bei den Zwischenwahlen vom November 1998 konnten die Demokraten sogar fünf Sitze im Repräsentantenhaus hinzugewinnen – eine auffällige Abweichung von der Regel, wonach die Partei des Präsidenten in dessen sechstem Amtsjahr bei den Wahlen zum «Haus» Verluste hinnehmen muß.


  In jenen Sommerwochen des Jahres 1998, in denen die ironisch «Monicagate» genannte Affäre besonders viele Schlagzeilen machte, erlebten die USA zwei blutige Terroranschläge auf ihre Botschaften in Kenia und Tansania: Am 7. August 1998 wurden dabei in Nairobi und Daressalam über 200 Menschen getötet und mehr als 4500 verletzt. Urheberin der Anschläge war Osama Bin Ladens Al Qaida. Clinton ordnete umgehend Vergeltungsschläge auf ein Ausbildungslager der Terrororganisation in Afghanistan und eine pharmazeutische Fabrik im Sudan an, die, wie sich bald herausstellte, zu Unrecht verdächtigt worden war, Bin Laden mit Chemiewaffen zu beliefern. Das Ziel, Al Qaida auszuschalten und Bin Laden zu töten, rückte seit den Anschlägen vom August 1998 endgültig an die Spitze der amerikanischen Sicherheitsagenda, wobei die Zuständigkeit, der Natur der Herausforderung entsprechend, nicht beim Militär, sondern bei CIA und FBI lag.


  Im Verdacht, chemische Waffen zu produzieren, stand auch nach wie vor der Irak. Nachdem Saddams Schwiegersohn, der für das verbotene ABC-Waffen-Programm zuständige Minister für die Militärindustrie, Hussein Kamel, 1995 nach Jordanien übergelaufen war, räumte der Bagdader Diktator sogar selbst ein, daß seine Experten sich mit der Entwicklung von biologischen Waffen und dem Bau einer Atombombe befaßt hatten. Damit begann eine kurze Phase der Zusammenarbeit mit den Inspektoren der Sonderkommission der Vereinen Nationen, der United Nations Special Commission (Unscom) – ein Zwischenspiel, das Saddam Hussein jedoch bereits 1996 wieder abbrach, indem er zur gewohnten Obstruktion zurückkehrte. Die amerikanische Außenministerin Madeleine Albright, die Nachfolgerin von Warren Christopher, der Ende 1996 aus dem Amt geschieden war, verschärfte den Konflikt noch, als sie Ende März 1997 erklärte, die USA würden an den nach dem Golfkrieg von 1991 verhängten Sanktionen gegen den Irak auch dann festhalten, wenn Bagdad alle Auflagen der Vereinten Nationen erfüllen sollte.


  Ein im Februar 1998 zwischen Kofi Annan, dem aus Ghana stammenden Generalsekretär der Vereinten Nationen, und Saddam Hussein ausgehandeltes neues Abkommen, das neue Inspektoren mit einer Lockerung der Sanktionen verband, brachte ein neues kooperatives Intermezzo. Doch schon am 5. August 1998 verkündete die irakische Regierung das Ende jeder Zusammenarbeit mit Unscom und begründete diesen Schritt damit, daß sich an der Haltung der Weltorganisation gegenüber dem Irak so gut wie nichts geändert habe. Am 31. Oktober beendete Bagdad auch das Überwachungsprogramm der Vereinten Nationen. Der Sicherheitsrat und Generalsekretär Kofi Annan forderten Saddam Hussein auf, die Maßnahmen sofort rückgängig zu machen, ohne daß dieser reagierte. Erst die Drohung eines amerikanisch-britischen Militärschlags bewirkte dann ein kurzes Einlenken Bagdads. Doch Mitte Dezember berichtete Richard Butler, der Chef der Unscom, von neuen massiven Behinderungen der Inspektoren. Daraufhin rief die amerikanische Regierung alle Angehörigen von Unscom auf, den Irak umgehend zu verlassen. Unmittelbar danach, am 16. Dezember, begann das Unternehmen «Desert Fox», eine vier Tage währende Serie von amerikanisch-britischen Luft- und Raketenangriffen auf verdächtige Anlagen sowie Einrichtungen der Geheimpolizei und der Republikanischen Garden.


  Militärisch war die Aktion ein Erfolg, das politische Nahziel aber wurde nicht erreicht: Bagdad erklärte die Mission von Unscom abermals für beendet und verweigerte fortan jede Art der Kooperation. Auch in diplomatischer Hinsicht war «Desert Fox» kein gelungenes Unternehmen. Neben Rußland und China übte auch Frankreich im Sicherheitsrat scharfe Kritik an den Militärschlägen der Angelsachsen. Dabei spielten völkerrechtliche Bedenken ebenso eine Rolle wie wirtschaftliche Interessen. Am 21. Dezember 1998 forderten die drei Mächte im Sicherheitsrat die Beendigung des Ölembargos gegen den Irak sowie die Aufhebung oder zumindest Neudefinition der Unscom-Mission, scheiterten mit diesem Vorstoß aber an der Ankündigung eines amerikanischen Vetos. Der Zwist zwischen den Vetomächten belastete auch das Folgeprojekt, die im Dezember 1999 gebildete neue Inspektionsbehörde, die United Nations Monitoring Inspection and Verification Mission (Unmonic). Der frühere Direktor der Internationalen Atomenergiebehörde in Wien, der Schwede Hans Blix, der schließlich mit Zustimmung Moskaus an die Spitze von Unmonic trat, galt als Vertreter einer eher elastischen Haltung gegenüber Bagdad. Aber auch ihm verweigerte Saddam ungeachtet der inzwischen eingetretenen Lockerung der Sanktionen die Zusammenarbeit.


  Das zeitliche Zusammenfallen von «Desert Fox» mit den Debatten um das Impeachment-Verfahren im Repräsentantenhaus veranlaßte Kritiker auf der Seite der pazifistischen Linken, aber auch manche liberale Amerikaner, von «Monica’s war», also einem Ablenkungsmanöver Clintons, zu sprechen. Ähnliche Kommentare hatte der Präsident schon im August anläßlich der Vergeltungsschläge gegen Al Qaida zu hören und zu lesen bekommen. Ein anderer Kritiker der Operation «Desert Fox», der frühere Außenminister Henry Kissinger, fand hingegen, die Reaktion der USA sei bei weitem nicht hart genug gewesen. Tatsächlich war der Präsident dem eigentlichen, durch den Iraq Liberation Act vom 31. Oktober bekräftigten Ziel der Bomben- und Raketenangriffe, einem «regime change», dem Sturz von Saddam Hussein, Ende 1998 keinen Schritt näher gekommen.


  Im Herbst des folgenden Jahres mußte Clinton eine schmerzhafte außenpolitische Niederlage hinnehmen. Am 13. Oktober verhinderte die republikanische Mehrheit des Senats die Ratifizierung des im September 1996 abgeschlossenen umfassenden Teststoppvertrags (Comprehensive Test-Ban Treaty), der sämtliche Nuklearversuche verbot. Nach Meinung der Gegner des Abkommens konnten sich die USA einen solchen Verzicht angesichts der Risiken, die von Staaten wie Iran, Irak und Nordkorea ausgingen, nicht leisten. Nach den indischen und pakistanischen Nukleartests vom Mai 1998, die weltweite Proteste ausgelöst hatten, bedeutete die Nichtratifizierung des Vertrags durch die Vereinigten Staaten einen weiteren schweren Rückschlag für die Bemühungen um atomare Abrüstung – und überdies eine Desavouierung des Präsidenten der stärksten Nuklearmacht durch das eigene Parlament.


  Sehr viel zufriedener konnte Bill Clinton mit einem anderen Vorstoß auf dem Feld der internationalen Politik sein: seinen Bemühungen als Friedensstifter in Nordirland. Am 17. März, Saint Patrick’s Day, dem Tag des irischen Nationalheiligen, hatte er Vertreter aller politischen Lager in Ulster zu einer Party ins Weiße Haus eingeladen, um sie auf einen historischen Kompromiß einzustimmen. Das «Karfreitagsabkommen» vom 10. April 1998, das Nordirland eine Art Halbautonomie, den Verbleib bei Großbritannien und eine Machtteilung zwischen Protestanten und Katholiken brachte, wäre in der Tat ohne die aktive Mitwirkung des von Clinton berufenen amerikanischen Vermittlers, des Senators George Mitchell, des Londoner Labour-Premiers Tony Blair und des irischen Ministerpräsidenten Bertie Ahern schwerlich zustande gekommen. Ein Mangel des Abkommens war allerdings nicht zu übersehen: Die radikale Protestantenpartei, die Democratic Unionist Party Ian Paisleys, gehörte nicht zu den Unterzeichnern.


  Nach einem Erfolg sah zunächst auch eine diplomatische Intervention des Präsidenten auf dem Gebiet der Nahostpolitik aus. Im Oktober gelang es Clinton, die beiden Kontrahenten im Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern, den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu und PLO-Chef Jassir Arafat, sowie den todkranken König Hussein von Jordanien zu gemeinsamen Beratungen unter seiner, Clintons, Ägide zu bewegen, die auf der Wye River Plantation in Maryland stattfanden. Das Ergebnis, mit dem der Präsident und seine Gesprächspartner nach acht Tagen harter Verhandlungen am 23. Oktober nach Washington zurückkehrten, erschien vielversprechend: Die Israelis erklärten sich bereit, weite Teile der West Bank der Kontrolle der Palästinensischen Autonomiebehörde zu unterstellen, während die Palästinenser im Gegenzug versprachen, einige besonders harte Anti-Israel-Passagen aus ihrer Charta zu streichen und mutmaßliche Terroristen unter Überwachung durch die CIA nach Israel zurückzuschicken.


  Doch die Extremisten auf beiden Seiten, unnachgiebige jüdische Siedler und radikale Palästinenser, bewerteten die Absprachen als völlig unannehmbar. Der Abzug der israelischen Truppen aus den besetzten Gebieten begann zwar am 20. November, wurde nach neuerlichen Gewalttaten aber bereits am 2. Dezember wieder abgebrochen. Am 21. Dezember lehnte die Knesset die Nahostpolitik Netanjahus ab und stimmte einem Antrag der Arbeiterpartei auf vorgezogene Neuwahlen zu. Aus der Direktwahl des Ministerpräsidenten am 17. Mai 1999 ging Ehud Barak, der Führer der Arbeiterpartei, mit einem Stimmenanteil von 56,1Prozent als Sieger über Netanjahu hervor, auf den 43,9Prozent entfielen. Im September 1999 verständigten sich Barak, der inzwischen an der Spitze einer Koalitionsregierung aus sieben Parteien stand, und Arafat auf die Umsetzung des Wye-Abkommens. Am 12. Oktober begann die Räumung illegaler jüdischer Siedlungen. Doch knapp zwei Monate später, am 5. Dezember, genehmigte der israelische Ministerpräsident den Bau von 500 neuen Wohnungen für jüdische Siedler in Nablus. Die Reaktion der Palästinenser auf diese Provokation folgte prompt: Sie brachen die Verhandlungen über eine Friedensregelung ab.


  Zu einem internationalen Krisenherd entwickelte sich 1998 auch erneut das ehemalige Jugoslawien. Nach Beendigung des Bosnienkrieges hatten die Vereinten Nationen Ende November 1995 alle Sanktionen gegen die Bundesrepublik Jugoslawien, also Serbien und Montenegro, aufgehoben. Zwei Jahre später, Ende 1997, kam es im Kosovo zu teilweise friedlichen, teilweise gewaltsamen Massenprotesten der ethnischen Albaner gegen ihre anhaltende Diskriminierung durch die Serben. Am 5. März 1998 begann eine Großoffensive der serbischen Armee und Polizei gegen die UÇK, die Befreiungsarmee der Kosovaren, mit einem Massaker in dem Dorf Prekaz, wo 58 Menschen getötet wurden. Bald darauf befanden sich 50.000 Kosovo-Albaner auf der Flucht. Aus den Präsidenten- und Abgeordnetenwahlen im Kosovo, die von Serbien als illegal betrachtet wurden, ging Ende März die gemäßigte Demokratische Liga als Siegerin hervor; ihr Vorsitzender Ibrahim Rugova wurde im Amt des Präsidenten bestätigt. Am 31. März verhängte die UNO ein Waffenembargo gegen Jugoslawien, woraufhin sich die jugoslawische Führung unter Slobodan Milošević ihre unnachgiebige Haltung am 23. April durch ein Referendum bestätigen ließ.


  Präsident Clinton war ebenso wie Außenministerin Madeleine Albright fest entschlossen, aus dem Kosovo kein neues Bosnien werden zu lassen. Auf amerikanisches Drängen begann die NATO Mitte Juni 1998 eine Militäraktion zur Beendigung der Gewalt im Kosovo vorzubereiten. Als Mitte Juli serbische Polizeikräfte erneut unbewaffnete Kosovo-Albaner angriffen und damit eine Massenflucht von etwa 250.000 Menschen auslösten, spitzte sich die Lage weiter zu. Am 23. September verabschiedete der Sicherheitsrat die Resolution Nr.1199, die einen sofortigen Waffenstillstand, Maßnahmen zur Verhinderung einer humanitären Katastrophe und einen politischen Dialog forderte. Das State Department schickte den bewährten Bosnien-Unterhändler Richard Holbrooke nach Belgrad, um Präsident Milošević zum Einlenken zu bewegen. Doch erst als die NATO am 12. Oktober in einem auf vier Tage befristeten Ultimatum die Erfüllung der Forderungen der Vereinten Nationen verlangte, korrigierte Milošević seinen Kurs. Er versprach Holbrooke am 13. Oktober, 4000 Spezialkräfte aus dem Kosovo zurückzuziehen, und gestattete 2000 Beobachtern der OSZE, der sogenannten Kosovo Verification Mission (KVM), sich selbst ein Bild von der Lage im Krisengebiet zu verschaffen. Einige Wochen lang schien es, als liege auch Belgrad daran, einen Krieg um das Kosovo zu vermeiden – eine Täuschung, wie sich bald nach dem Jahreswechsel herausstellen sollte.


  Fünf Monate vor Clintons erster Wahl zum Präsidenten der USA, im Juni 1992, hatte in Rio de Janeiro die von den Vereinten Nationen einberufene Konferenz über Umwelt und Entwicklung stattgefunden. Vorausgegangen waren 1987 der Bericht «Our Common Future» einer von der norwegischen Ministerpräsidentin Gro Harlem Brundtland geleiteten Kommission, ein Plädoyer für eine die Interessen künftiger Generationen mitbedenkende, nachhaltige Entwicklung (sustainable development), und das «Montreal-Protokoll über Substanzen, die die Ozonschicht zerstören» (Montreal Protocol on Substances that Deplete the Ozon Layer). Die Umweltkonferenz von Rio, die auf diesen Vorarbeiten aufbaute, verabschiedete die «Erklärung von Rio» und die «Agenda 21»: zwei Dokumente, in denen die Industriestaaten ihre besondere Verantwortung für eine umweltverträgliche globale Entwicklung anerkannten und ihre Absicht bekanntgaben, eine Reihe von Maßnahmen zum Umweltschutz durchzuführen. Bindende Verpflichtungen wollten freilich weder die führenden Industriestaaten noch die großen Entwicklungsländer eingehen. Ob «Rio» praktische Folgen gezeitigt hat, ist bis heute umstritten. Immerhin stand die Konferenz für einen weltpolitischen Paradigmenwechsel: Die Einsicht in die Notwendigkeit eines Ausgleichs zwischen Nord und Süd, ein Anliegen schon der von Willy Brandt geleiteten Nord-Süd-Kommission und ihres 1983 vorgelegten Abschlußberichts, begann das Denken in den Kategorien des Ost-West-Konflikts abzulösen.


  1992 war auch das Jahr, in dem Al Gore sein Buch «Earth in the Balance» vorlegte, einen Aufruf zu einem umwelt- und entwicklungspolitisch angelegten «globalen Marshall-Plan». Als Vizepräsident vermochte Gore freilich kaum etwas von dem durchzusetzen, was er sich vorgenommen hatte. Er scheiterte mit dem auch von Clinton grundsätzlich unterstützten Vorhaben einer Umweltsteuer auf den Energieverbrauch ebenso wie mit der von ihm angestrebten Umwandlung der Umweltbehörde (Environmental Protection Agency) in ein Umweltministerium.


  Im Dezember 1997 stand eine neue Weltumweltkonferenz, diesmal in Kyoto, an. Amerikanischer Chefunterhändler war der stellvertretende Handelsminister Stuart Eizenstat, den Clinton beauftragt hatte, auf ein möglichst undirigistisches, also eher unverbindliches Abkommen und die Mitwirkung der großen Entwicklungsländer, an ihrer Spitze Chinas und Indiens, hinzuwirken. Kurz vor Konferenzbeginn am 8. Dezember kam zur Unterstützung Eizenstats auch Vizepräsident Al Gore nach Kyoto. Während die Westeuropäer, obenan die Umweltministerinnen Frankreichs und Deutschlands, die Grüne Dominique Voynet und die Christdemokratin Angela Merkel, auf bindende Festlegungen bei der Beschränkung des Ausstoßes von Kohlendioxyd und anderen Schadstoffen drängten, verlegten sich die USA, unterstützt von Argentinien, Kanada, Australien, Neuseeland und Japan, auf eine hinhaltende Verhandlungstaktik.


  Das Kyoto-Protokoll, das Ergebnis der zehntägigen Verhandlungen, war ein Kompromiß zwischen den Westeuropäern und der von den USA geführten Staatengruppe: Zwischen 2008 und 2012 sollte der Ausstoß von Treibhausgasen gegenüber dem Stand von 1990 um durchschnittlich 5,2Prozent sinken, wobei die Europäische Union mit einer Zielmarke von 8 und innerhalb der EU Deutschland mit 21Prozent die «Spitzenreiter» waren. Die USA ließen sich auf 7Prozent ein. Den Schwellen- und Entwicklungsländern wurden keine Verpflichtungen auferlegt; sie wurden aber eingeladen, sich freiwillig an den in Kyoto vereinbarten Regelungen zu beteiligen – für die kleinen Inselstaaten, die durch das Ansteigen des Meeresspiegels, eine Folge des Abschmelzens des Polareises, existentiell bedroht waren, ein geradezu niederschmetterndes Konferenzresultat. In Kraft treten sollte das Abkommen, wenn es von 55Prozent der Länder ratifiziert worden war, die zusammen 55Prozent des globalen Ausstoßes von Kohlendioxyd hervorbrachten.


  Die Unterzeichnung des Kyoto-Protokolls war eines. Ein anderes war die Frage, ob das Abkommen von den Vereinigten Staaten ratifiziert werden würde. Schon im Juli 1997 hatte der Senat mit 95 gegen 0 Stimmen einen gemeinsamen Antrag des Demokraten Robert Byrd aus West Virginia und des Republikaners Chuck Hagel aus Nebraska angenommen, wonach der Senat keinem Vertrag zustimmen würde, der der amerikanischen Wirtschaft Schaden zufügte und keine entsprechenden Verpflichtungen der Entwicklungsländer vorsah. In wenigen Fragen waren der alte europäische und der neue nordamerikanische Westen so unterschiedlicher Meinung wie in denen des Umweltschutzes im allgemeinen und der Einsparung von fossilen Energien im besonderen. Wenn schon ein demokratischer Präsident wie Clinton die europäischen Befürchtungen hinsichtlich der Erderwärmung nicht teilte, mußte man von einem Präsidenten der industriefreundlichen Republikaner eine noch laschere Haltung in Sachen Ausstoß von Treibhausgasen erwarten. Anders als in Europa war die wohlbegründete These, daß die zunehmende Vergrößerung des Ozonlochs über der Antarktis wesentlich auf exzessiven Energieverbrauch zurückging, in den USA immer noch höchst umstritten. Ob die Vorgaben des Kyoto-Protokolls von den Vereinigten Staaten jemals umgesetzt werden würden, war folglich Ende 1997 eine offene Frage.[8]


  Modernisierer und Traditionalisten: Die Sozialdemokraten an der Macht


  In der zweiten Amtszeit Bill Clintons gab es unter den europäischen Regierungschefs keinen, mit dem der amerikanische Präsident so nahtlos übereinstimmte wie mit Tony Blair, dem Sieger der britischen Unterhauswahl vom 1. Mai 1997. Auf 43,2Prozent belief sich bei diesem Urnengang der Stimmenanteil seiner Labour Party. Die Konservativen erhielten 30,7, die Liberaldemokraten 16,8Prozent. Die Verschiebungen gegenüber der vorangegangenen Wahl von 1992 waren dramatisch: Die Tories hatten 11,2Prozentpunkte verloren, Labour 8,8Prozentpunkte hinzugewonnen. Das Mehrheitswahlrecht sicherte dem Wahlsieger mit 418 von insgesamt 659 Mandaten eine bequeme absolute Mehrheit von 64Prozent der Unterhaussitze; die Konservativen kamen auf 165, die Liberal Democrats auf 46 Abgeordnete. Einen quantitativ größeren politischen Umschwung hatte es seit 1945 im Vereinigten Königreich nicht gegeben, und noch nie war die Labour Party in den Commons so stark vertreten gewesen wie jetzt.


  Mit der Wahl vom 1. Mai 1997 endete nicht nur die sechseinhalb Jahre währende Regierungszeit John Majors, sondern auch die lange Herrschaft der Konservativen, die 18 Jahre zuvor mit der Wahl Margaret Thatchers im Mai 1979 begonnen hatte. Der Erfolg der Labour Party ging vor allem darauf zurück, daß Blair und sein Schattenkanzler Gordon Brown im Wahlkampf versprochen hatten, nicht alles anders zu machen als die Tories, wohl aber vieles besser. «New Labour», wie Blair die von ihm geführte Partei beharrlich nannte, um sie von der Arbeiter- und Gewerkschaftspartei der vergangenen Jahrzehnte abzuheben, wollte die wirklichen oder vermeintlichen Errungenschaften der «Thatcher Revolution» im wesentlichen unangetastet lassen, sich aber verstärkt den von den Konservativen vernachlässigten Gemeinschaftsaufgaben, obenan dem Bildungswesen, zuwenden: «Education, education, education» lautete einer von Blairs Wahlslogans. Statt der sozialen Gleichheit, dem höchsten Gut in der Wertehierarchie von «Old Labour», rückten Blair und seine Freunde den Gedanken der sozialen Gerechtigkeit im Sinne fairer Chancen für alle oder «Inklusion» statt «Exklusion» in den Vordergrund. Verstaatlichungen bildeten keinen Teil des Parteiprogramms mehr. «New Labour» bekannte sich zu Privateigentum, freiem Unternehmertum und Marktwirtschaft: ein Credo, das entscheidend dazu beitrug, der Partei von Blair und Brown einen breiten Rückhalt in der neuen Mittelschicht, besonders bei den Angestellten, zu verschaffen.


  Ein «dritter Weg» zwischen Kapitalismus und Staatssozialismus aber war das Programm von «New Labour», entgegen der eigenen Rhetorik, nicht. Was Blair und ihm nahestehende politische Intellektuelle wie Anthony Giddens oder «spin doctors» wie Peter Mandelson und Alastair Campbell propagierten, war vielmehr der Versuch einer Synthese aus sozialdemokratischem Reformismus im Sinne des Godesberger Programms der deutschen Sozialdemokraten von 1959 und bestimmten Elementen des Neoliberalismus, die inzwischen beiderseits des Nordatlantiks auch von Kräften der linken Mitte rezipiert worden waren. Das letztere galt vor allem für die Überzeugung, daß private Unternehmen im allgemeinen leistungsfähiger waren als Staatsbetriebe, daß der Staat angesichts der fortschreitenden Globalisierung die Aufgabe hatte, sich für die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und Banken des eigenen Landes einzusetzen, und daß es darauf ankam, den Arbeitsmarkt flexibler zu gestalten.


  Gegen einen radikalen Bruch mit dem «Thatcherism» sprachen schon die ökonomischen Daten Großbritanniens in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre. Zwischen 1996 und 2000 wuchs das britische Bruttoinlandsprodukt um durchschnittlich 3,2Prozent und damit beträchtlich stärker als das deutsche, das um lediglich 2Prozent anstieg. Im Durchschnitt der Jahre 1994 bis 2008 lag das jährliche Wachstum in Großbritannien bei 2,8Prozent, die Inflationsrate bei 1,7, die Rate der Arbeitslosigkeit bei 5,3Prozent, und damit deutlich niedriger als auf dem Kontinent. Der rigorose Strukturwandel, den die «Eiserne Lady» den Briten verordnet hatte, der konsequente Übergang von einer veralteten Industriegesellschaft zu einer modernen Dienstleistungsgesellschaft, schien sich ausgezahlt zu haben. Neben New York war London wieder das wichtigste Weltzentrum des Banken- und Finanzwesens: aus der Sicht von «New Labour» ein hinreichender Grund, an dem unter Thatcher eingeschlagenen Kurs festzuhalten und die Deregulierung der Finanzmärkte weiter voranzutreiben.


  Zu den gesellschaftspolitischen Veränderungen, die die Regierung Blair in Angriff nahm, gehörte die Einführung von Studiengebühren von etwa 1000 Pfund jährlich im Jahr 1998, und zwar, obwohl die Labour Party dies noch vor der Wahl ausgeschlossen hatte, nicht erst nach dem Examen, sondern schon während des Studiums. Sozial flankiert wurde diese Maßnahme durch ermäßigte Gebühren für Studierende aus einkommensschwachen Familien sowie durch faktisch zinslose Darlehen. Neben den Hochschulen ließ die Labour-Regierung auch dem Schulwesen mehr Mittel zukommen: Die einschlägigen Ausgaben stiegen von 4,8Prozent des Sozialprodukts 1996/97 auf 5,7Prozent zehn Jahre später. Den «working poor» kamen die Einführung eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohnes im Jahr 1998 und «tax credits» nach amerikanischem Muster, also staatliche Lohnzuschüsse, zugute. Bill Clinton war für Tony Blair in nahezu jeder Hinsicht ein Verbündeter im Geiste: Was die «New Democrats» für die Reform des Sozialstaats in den USA taten, wollte New Labour im Vereinigten Königreich bewirken.


  Schatzkanzler Gordon Brown schrieb sich bereits wenige Tage nach der Wahl in das britische Geschichtsbuch ein: Am 6. Mai 1997 kündigte er an, die Bank of England werde die volle operative Unabhängigkeit in der Geldpolitik erhalten, also von der Regierung unabhängig werden. Das entsprechende Gesetz, der Bank of England Act, trat am 1. Juni 1998 in Kraft. Brown orientierte sich am Beispiel der Deutschen Bundesbank und der amerikanischen «Fed», als er mit der britischen Tradition brach, um dem Pfund Sterling zu nachhaltiger Stabilität zu verhelfen. Daß er der Regierung dadurch ein wirtschafts- und finanzpolitisches Machtinstrument wegnahm, war ein von ihm gewollter Effekt. Umstrittener war die im gleichen Jahr vollzogene Abschaffung des Steuernachlasses für Dividendenanteile, die vor allem zu Lasten der Portfolios der Pensionsfonds und damit einer für die Labour Party wichtigen Wählergruppe, der Rentner, ging. Diese Wirkung seiner Reform hatte Brown offenkundig nicht einkalkuliert.


  Ein Wahlkampfversprechen von New Labour betraf die «devolution»: die Gewährung von Autonomierechten für Schottland und Wales. Im September 1997 fanden dort Volksabstimmungen statt. In Schottland stimmten starke Mehrheiten von 73,4Prozent für die Wahl eines eigenen Parlaments und von rund 60Prozent für das Recht auf Erhebung eigener Steuern. In Wales fiel die Zustimmung zur Wahl eines Regionalparlaments mit 50,3Prozent hingegen sehr knapp aus. Aus den Parlamentswahlen, die im Mai 1999 nach dem Verhältniswahlrecht abgehalten wurden, ging in Schottland wie in Wales die Labour Party als Siegerin hervor, gefolgt von den jeweiligen Regionalparteien, der Scottish National Party und der Plaid Cymru. In Edinburgh nutzte das neue Parlament seine Möglichkeiten voll aus und wurde gesetzgeberisch auf den Gebieten des Gesundheitswesens, der kommunalen Selbstverwaltung, des Schul- und Hochschulwesens, der Rechts- und Umweltpolitik tätig. Ob die neugewonnene Autonomie den Ruf entschiedener schottischer Nationalisten nach voller Unabhängigkeit abschwächen oder noch verstärken würde, war am Ende des 20.Jahrhunderts noch nicht abzusehen. Das bisher erreichte Maß an «devolution» war aber erkennbar noch nicht die endgültige Antwort auf die «schottische Frage».


  Eine Volksabstimmung gab es im Mai 1998 auch in Irland, und zwar sowohl in Ulster wie auch in der Republik Irland. Das Karfreitagsabkommen vom 10. April, auch Belfast Agreement genannt, wurde in Nordirland mit 71Prozent, in der Republik Irland, die auf Grund der Übereinkunft ihre Verfassung ändern mußte, mit 94,4Prozent angenommen. Im Juni folgte die Wahl eines neuen nordirischen Parlaments, das seinerseits David Trimble von der gemäßigten Ulster Unionist Party zum Regierungschef wählte. Das Ende des Konflikts war damit aber noch längst nicht erreicht. Am 15. August 1998 verübte eine radikale Absplitterung von der IRA, die Real Irish Republican Army, einen Anschlag bei Omagh, bei dem 29 Menschen starben und etwa 200 verletzt wurden. Es sollte nicht der letzte Rückschlag für den Friedensprozeß sein. Doch die Regierung Blair war fest entschlossen, sich von der mit amerikanischer Unterstützung eingeschlagenen Politik des Ausgleichs in Ulster nicht mehr abbringen zu lassen, und sie hielt sich an diesen Vorsatz.


  Im Verhältnis zur Europäischen Union wirkte Blair weniger entschieden. Grundsätzlich gab sich der Premierminister proeuropäisch; er schloß auf längere Sicht auch den Anschluß Großbritanniens an die Gemeinschaftswährung nicht aus. Auf der anderen Seite ließ er keinen Zweifel daran, daß ihm eine vertiefte Integration, also alles, was auch nur entfernt an «federalism» erinnerte, ähnlich zuwider war wie seinen beiden konservativen Amtsvorgängern. Blairs widersprüchliche Haltung gegenüber der europäischen Einigung hing nach dem Eindruck mancher seiner Parteifreunde eng mit dem informellen Pakt zusammen, den er 1995 mit einem entschiedenen Europagegner, dem Pressemagnaten Rupert Murdoch, geschlossen hatte. Nach dem Zeugnis des Vorsitzenden der Liberaldemokraten, Paddy Ashdown, sah sich Roy Jenkins, der frühere Labour-Innenminister und nachmalige Präsident der Europäischen Kommission, im Herbst 1997 Blair gegenüber zu der Mahnung genötigt, der Premierminister müsse sich entscheiden, ob er in Europa führen oder Murdoch auf seiner Seite haben wolle; beides zugleich könne er nicht erreichen. Blairs Antwort ist nicht überliefert. In Sachen Europa verhielt er sich durchgängig taktisch – um nicht zu sagen: opportunistisch.


  Als Verfechter moralischer Grundsätze trat Blair hingegen immer dann auf, wenn es um das Thema «humanitäre Interventionen» ging. Im Widerstreit zwischen der Achtung der Souveränität unabhängiger Staaten und der Pflicht zum Schutz der Menschenrechte und anderer hoher Rechtsgüter stand der britische Regierungschef auf Seiten des zweiten Prinzips. In einer Rede, die er am 22. April 1999 in Chicago hielt, relativierte er unter Hinweis auf das aktuelle Geschehen im Kosovo das Prinzip der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten anderer Staaten: Massenvertreibungen und Akte des Völkermordes seien niemals nur eine innere Angelegenheit, sondern eine Bedrohung des internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit und müßten entsprechend beantwortet werden. An diese Maxime, die sogenannte «Blair-Doktrin», hielt sich die Londoner Regierung, als sich im Mai 2000 in der ehemaligen britischen Kolonie Sierra Leone die Rebellen der Revolutionary United Front (RUF), unter ihnen auch Kindersoldaten, ihrer Entwaffnung durch eine Friedenstruppe der Vereinten Nationen widersetzten, vier Blauhelmsoldaten töteten, 500 von ihnen als Geiseln nahmen und grausame Verbrechen an der Zivilbevölkerung verübten. Die Regierung Blair schickte 2000 Fallschirmjäger in das umkämpfte Gebiet. Den britischen Soldaten gelang es binnen kurzem, das Blutvergießen zu beenden und den Friedenstruppen der UNO die Erfüllung ihres Auftrags zu ermöglichen.


  So eindeutig das britische Vorgehen in Sierra Leone eine «humanitäre Intervention» war, so anfechtbar war die bereits erwähnte Beteiligung des Vereinigten Königreiches am Unternehmen «Desert Fox»: dem Bombardement des Irak durch die amerikanische und die britische Luftwaffe im Dezember 1998, das ganz auf der Linie des von Blair unbeirrt verfochtenen «special relationship» mit den Vereinigten Staaten lag. Drei Vetomächte, Rußland, China und Frankreich, sahen das Vorgehen der USA und Großbritanniens als durch die Beschlüsse des Sicherheitsrats nicht gedeckt an. Auf die Kontroversen um die Intervention des Atlantischen Bündnisses im Kosovo, bei der das Vereinigte Königreich eine aktive Rolle spielte, wird noch zurückzukommen sein. Die Bejahung einer humanitären Intervention, für die, wie im Fall Kosovo, kein Mandat der Vereinten Nationen vorlag, war etwas anderes als die Rechtfertigung eines Angriffskrieges. Blairs Berufung auf eine eventuell auch über dem geschriebenen Völkerrecht stehende Interventionspflicht war gleichwohl gefährlich. Beim Irakkrieg von 2003 sollte sich zeigen, daß sich aus der Proklamation eines übergesetzlichen internationalen Notstandsrechts unter Umständen auch Interventionen ableiten ließen, auf die der Begriff «humanitär» in keiner Weise mehr zutraf.


  Auf den Ausgang der britischen Wahlen vom 7. Juni 2001 hatte die Außenpolitik der Regierung Blair nur geringen Einfluß. Entscheidend war, daß sich die wirtschaftliche Lage unter New Labour kontinuierlich verbessert hatte: Im Jahr 2000 erreichte der reale Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts mit 3,9Prozent den höchsten Stand seit 1994. Die Labour Party schnitt mit 40,7Prozent nicht sehr viel schlechter ab als vier Jahre zuvor, die Konservativen und die Liberaldemokraten mit 31,7 beziehungsweise 18,3Prozent etwas besser. Ähnlich geringfügig waren die Verschiebungen bei der Verteilung der Mandate. Der Regierungsauftrag an Tony Blair war eindeutig: New Labour konnte das Vereinigte Königreich weiterhin in seinem Sinn umgestalten.


  Wie Großbritannien war auch Frankreich eine Atommacht. Am 5. September 1995 erinnerte Staatspräsident Jacques Chirac durch einen Kernwaffentest im Mururoa-Atoll, den ersten seit 1992, alle Welt an diesen Sachverhalt. Eine Klage Neuseelands gegen diesen Versuch wies der Internationale Gerichtshof in Den Haag zweieinhalb Wochen später zurück. Bis Anfang 1996 folgten noch zwei weitere Kernwaffentests im Südpazifik. Weniger «gaullistisch» geprägt war eine Entscheidung, die Außenminister Hervé de Charette am 5. Dezember 1995 bekanntgab: Frankreich werde wieder an Sitzungen des Ausschusses für Verteidigungsplanung (Defense Planning Committee) der NATO teilnehmen. Damit machte Paris zwar noch nicht den von de Gaulle im März 1966 verkündeten Austritt aus der Militärorganisation des Atlantischen Bündnisses rückgängig. Aber ein Schritt in diese Richtung war die Erklärung vom Dezember 1995 durchaus.


  Die französische Militärpolitik betraf auch eine Erklärung, die Chirac am 22. Februar 1996 in einem Fernsehgespräch abgab: Er kündigte die Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht und die Einführung einer Berufsarmee von 352.000 Mann, einschließlich der Gendarmerie, an, was eine Verminderung der französischen Streitkräfte um 148.650 Mann bedeutete. Chiracs großes Vorbild Charles de Gaulle hatte sich schon sechs Jahrzehnte zuvor, in seinem 1934 erschienenen Buch «Vers l’armée de métier», für eine Berufsarmee ausgesprochen. Nach dem Ende des Kalten Krieges erschien Chirac der Zeitpunkt gekommen, dieses Konzept zu verwirklichen. An die Stelle der Wehrpflicht sollte ein freiwilliger Zivildienst sowie ein obligatorisches, fünftägiges «rendezvous cityoen» treten, in dem junge Französinnen und Franzosen in dem Jahr, in dem sie volljährig werden, gemeinnützige Arbeit zu verrichten hatten. Entsprechende Beschlüsse faßte die Regierung Juppé im September 1996.


  Die französische Finanzpolitik der mittleren neunziger Jahre stand im Zeichen der Vorbereitungen auf die gemeinsame europäische Währung: Wenn Frankreich von Anfang an mit dabei sein wollte, mußte es sein Haushaltsdefizit den Maastricht-Kriterien entsprechend auf 3Prozent des Bruttoinlandsprodukts senken. Um diesem Ziel näher zu kommen, wurden unter anderem die Umsatz-, die Vermögens- und die Korporationssteuer erhöht. Massive soziale Proteste löste die Regierung Juppé aus, als sie ohne Rücksprache mit den Gewerkschaften im November 1995 der Nationalversammlung eine mit harten Einschnitten verbundene Reform der Sozialversicherung und einen Plan zur Senkung der Kosten des Gesundheitswesens vorlegte. Die Demonstrationen und Streiks, vor allem die der Eisenbahner, nahmen Ausmaße an, wie sie das Land seit dem Mai 1968 nicht mehr erlebt hatte; sie führten dazu, daß die Regierung von einigen ihrer Vorhaben abrückte. Mit wirtschaftspolitischen Erfolgen konnte das Kabinett Jospin auch im Folgejahr nicht aufwarten: Das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts war 1996 mit 1,6Prozent so niedrig, daß man allgemein von Stagnation sprach; im September 1996 waren 3,09Millionen oder 12,6Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung arbeitslos. Öffentlich kontrovers diskutiert wurde auch ein im Dezember 1996 verabschiedetes Einwanderungsgesetz, das die bisher gültige automatische Verlängerung des Aufenthaltsrechts von Ausländern nach Ablauf von 10 Jahren abschaffte. Im April 1997 hob der Verfassungsrat diese Bestimmung auf: eine Niederlage der Regierung Juppé und der politischen Rechten, die auf diese und andere Verschärfungen gedrängt hatte.


  Am 21. April 1997 überraschte Chirac die Franzosen mit der Auflösung der Nationalversammlung. Einen zwingenden oder auch nur unmittelbar einleuchtenden Grund für diesen Schritt gab es nicht: Das Lager des Präsidenten verfügte über eine sichere parlamentarische Mehrheit; eine Neuwahl war erst im März 1998 fällig. Chirac traf seine Entscheidung, weil er seiner Amtszeit einen neuen Impuls geben wollte und offenbar davon ausging, daß die Chancen für eine «präsidiale Mehrheit» am Ende der Legislaturperiode geringer sein würden als im Frühjahr 1997. Das Ergebnis der Wahlen widerlegte seine Einschätzung. Aus dem ersten Wahlgang am 25. Mai ging der Parti Socialiste mit 23,49Prozent als Sieger hervor; ihm folgten das gaullistische RPR mit 15,65 und die giscardistische UDF mit 14,22Prozent: Im zweiten Wahlgang am 1. Juni lauteten die entsprechenden Zahlen 38,1, 22,8 und 20,8Prozent. Zu einer absoluten Mehrheit freilich reichte es für die Sozialisten nicht: Zusammen mit kleineren Linksgruppen kamen sie auf 268 von insgesamt 577 Sitzen.


  Chirac blieb keine andere Möglichkeit, als Lionel Jospin, der inzwischen wieder Generalsekretär des Parti Socialiste war, mit der Regierungsbildung zu beauftragen und damit die dritte «cohabitation» seit Gründung der Fünften Republik einzuleiten. Jospin verständigte sich mit den Kommunisten, den Grünen und der Bürgerbewegung (Mouvement des citoyens) Jean-Pierre Chevènements auf eine Koalition, «majorité plurielle», später «gauche plurielle» genannt, die zusammen über 319 Sitze verfügte. Die Sozialisten stellten 18 von 26 Ministern, darunter Hubert Védrine als Außenminister, Élisabeth Guigou als Justizministerin und Dominique Strauss-Kahn als Finanz- und Wirtschaftsminister. Chevènement wurde Innenminister, die Grüne Dominique Voynet Umweltministerin. Die Kommunisten übernahmen die Ministerien für Verkehr, Sport und Tourismus.


  Wirtschaftlich erlebte Frankreich wie ganz Westeuropa zwischen 1998 und 2000 eine Phase des Aufschwungs. Die französischen Wachstumsraten lagen in diesen Jahren jeweils über 3Prozent; die Arbeitslosenquote fiel auf einen Stand, den das Land zuletzt Anfang der siebziger Jahre erlebt hatte: 2001 lag sie bei 8Prozent, über 4Prozentpunkte niedriger als fünf Jahre zuvor. Ein Programm gemeinnütziger Arbeit für junge Arbeitsuchende unter 25 Jahren trug zum Rückgang der Erwerbslosenzahlen ebenso bei wie die von der sozialistischen Arbeitsministerin Martine Aubry, der Tochter Jacques Delors’, im Oktober 1997 angekündigte, im Mai 1998 von der Nationalversammlung angenommene Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 35 Stunden. Zunächst galt diese Neuerung nur für Betriebe mit mehr als 20 Beschäftigten, ab 1. Januar 2002 für fast alle Arbeitnehmer. Die «Loi Aubry» erhöhte den Rückhalt der Regierung Jospin bei den Gewerkschaften und den «militants» des Parti Socialiste, für die internationale Wettbewerbsfähigkeit der französischen Industrie aber war diese soziale Errungenschaft ein schwerer Rückschlag. Daß die Arbeitsministerin auf jedes Gespräch mit der Unternehmerseite verzichtet hatte, ehe sie ihren Plan zur Verkürzung der Arbeitszeit bekanntgab, erbitterte das «patronat» zusätzlich: Ende 1997 trat der Präsident des Arbeitgeberverbandes, des Conseil National du Patronat Français, Jean Gandois, unter Protest von seinem Amt zurück.


  Zu den umstrittensten gesellschaftspolitischen Initiativen der Regierung Jospin gehörte der Pacte civil de solidarité, kurz PACS genannt: ein Gesetz über nichteheliche Lebenspartnerschaften. Konservative und kirchliche Kreise sahen darin einen Sieg der Homosexuellenbewegung und eine Niederlage für die überkommenen Werte im allgemeinen und Ehe und Familie im besonderen. Ende Januar 1999 riefen sie zu einer Protestdemonstration in Paris auf, an der etwa 100.000 Menschen teilnahmen. Die Verabschiedung des Gesetzes am 13. Oktober 1999 konnten sie aber nicht verhindern.


  In Sachen Liberalität war die Regierung ansonsten nicht immer einig. Innenminister Chevènement rieb sich mitunter an der liberalen Linie seiner Kollegin im Justizressort, Élisabeth Guigou. Im August 2000 trat er unter Protest zurück, weil der Premierminister und die Kabinettsmehrheit nach seiner Meinung gegenüber der korsischen Autonomiebewegung zuviel Entgegenkommen zeigten. Weniger politisch motiviert war der Rücktritt von Finanzminister Strauss-Kahn im November 1999. Ihm wurde vorgeworfen, in seiner Zeit als Rechtsanwalt Geldzahlungen einer studentischen Hilfsorganisation für fiktive Leistungen erhalten zu haben: eine Beschuldigung, die von der Staatsanwaltschaft später fallengelassen wurde. Der Nachfolger von Strauss-Kahn im Finanz- und Wirtschaftsministerium, Laurent Fabius, setzte in diesem Ressort neue Akzente: Er milderte den Kurs fiskalischer Strenge, dem sich sein Vorgänger verschrieben hatte. Die Folgen ließen nicht lange auf sich warten: Im November 2001 mußte Fabius einräumen, daß die Staatsverschuldung erstmals seit sechs Jahren wieder angestiegen war.


  Am 24. September 2000 wurden die Französinnen und Franzosen zu einem Referendum über eine Änderung der Verfassung der Fünften Republik aufgerufen. Die Frage, die sie zu entscheiden hatten, betraf die Dauer der Amtszeit des Präsidenten der Republik: Sie sollte von sieben auf fünf Jahre verkürzt, also der Dauer der Legislaturperiode der Nationalversammlung angepasst werden. Das Ziel dieser Harmonisierung war es, «Kohabitationen», also die Koexistenz eines Staatsoberhaupts und einer Parlamentsmehrheit aus unterschiedlichen politischen Lagern, möglichst zu vermeiden. Zwischen Chirac und Jospin gab es in dieser Frage keinen Dissens. Die Französinnen und Franzosen stimmten der Verkürzung der Amtszeit mit einer Mehrheit von 73,2Prozent zu; allerdings beteiligten sich nur 30,3Prozent der Stimmberechtigten an diesem «appel au peuple». Völlig ausgeschlossen waren «Kohabitationen» aber weiterhin nicht. Der Präsident der Republik behielt das Recht der Parlamentsauflösung.


  Was die französische Innenpolitik betraf, überließ Chirac das Feld zunächst weithin der Regierung der «gauche plurielle». In der Außenpolitik gab es zwischen Präsident und Premierminister einen breiten Bereich der Übereinstimmung. Am 4. Dezember 1998 unterzeichneten die Verteidigungsminister von Frankreich und Großbritannien, Alain Richard und George Robertson, in Gegenwart von Chirac, Jospin und Blair an Bord des Zerstörers HMS Birmingham vor der bretonischen Küste bei Saint-Malo eine gemeinsame Erklärung, in der sie eine verstärkte militärische Zusammenarbeit beider Länder vereinbarten und sich dazu bekannten, daß die EU künftig zu autonomem militärischem Handeln fähig sein und über die entsprechenden militärischen Mittel verfügen müsse. Als Jospin sich im Sommer 2000 anschickte, während der französischen EU-Ratspräsidentschaft eigene Akzente zu setzen, wies ihn Chirac unter Berufung auf seine Prärogativen in die Schranken. Gegen Ende der Legislaturperiode griff der Präsident auch stärker in die Innenpolitik ein. So übte er scharfe Kritik an der aus seiner Sicht allzu liberalen Justizreform und mahnte ein stärkeres Engagement für Sicherheit und Ordnung an. Die Präsidentenwahl im April 2002 warf ihre Schatten voraus.


  Frankreichs östlicher Nachbar, die Bundesrepublik Deutschland, hatte auch in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre mit den Folgen der deutschen Teilung und der Art und Weise der Wiedervereinigung zu kämpfen. Die gewaltigen Transferleistungen von West- nach Ostdeutschland, die zwischen 1991 und 1995 zu fast einem Viertel (23Prozent oder 140Milliarden DM) von der Renten- und Arbeitslosenversicherung aufgebracht wurden, gingen zu Lasten des Wirtschaftswachstums und, wegen der steigenden Lohnnebenkosten, der internationalen Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. 1998 lag Deutschland mit einem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 1,97Prozent weit unter dem von Frankreich (3,4Prozent), Großbritannien (3,5Prozent) und den USA (4,4Prozent). Die Arbeitslosigkeit erreichte 1998 mit 4,28Millionen und 12,3Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung den bislang höchsten Stand seit 1949, wobei der ostdeutsche Wert (19,5Prozent) den gesamtdeutschen kräftig nach oben zog.


  Deutschland bedurfte offenkundig durchgreifender Strukturreformen, und deswegen machten Begriffe wie «Reformstau» und «Reformblockade» durchaus nicht grundlos die Runde. Hans-Peter Schwarz, der Biograph Helmut Kohls, spricht im Hinblick auf die Jahre 1995 und 1996 von «verlorenen Jahren, einer Konsequenz des ziemlich planlosen, erschöpften und perspektivlosen Abwartens nach dem Wahlsieg vom Oktober 1994». Als die Koalitionsparteien, die CDU/CSU und die FDP, einige ehrgeizige Reformen in Angriff nahmen, drangen sie damit nur noch teilweise durch. 1995 wurde im Zuge der Postreform das öffentlich-rechtliche Unternehmen Deutsche Bundespost TELEKOM in eine Aktiengesellschaft namens Deutsche Telekom umgewandelt; 1996 ging sie an die Börse. Der Börsengang der 1995 ebenfalls in eine Aktiengesellschaft verwandelten Deutschen Post folgte im Jahr 2000. Seit 1996 gingen die Sozialdemokraten unter Führung ihres Vorsitzenden Oskar Lafontaine dazu über, über die rotgrüne Mehrheit im Bundesrat wichtige zustimmungspflichtige Vorlagen der Regierung Kohl zu blockieren. So geschah dies vor allem bei der geplanten Steuerreform, die sowohl den Eingangs- wie den Spitzensteuersatz beträchtlich senken sollte (den ersteren von 25,9 auf 20, den letzteren vom 53 auf 35Prozent).


  Bei der Krankenkassenreform, die eine Kostenbeteiligung der Patienten vorsah, gelang es der Koalition im Juni 1997, den Einspruch des Bundesrats zu überstimmen, desgleichen im Dezember 1997 beim Rentenreformgesetz, das, um der steigenden Lebenserwartung der Versicherten Rechnung zu tragen, einen «demographischen Faktor» einführte; dieser senkte das «Eckwertrentenniveau» stufenweise von 70 auf 64Prozent des durchschnittlichen Nettoeinkommens. Anders als noch die vorangegangene, Anfang 1992 in Kraft getretene Neuregelung, die die Rentenanpassung von der Brutto- auf die Nettolohnentwicklung umstellte, kam die Rentenreform von 1997 ohne den bis dahin üblichen Konsens von Regierung und Opposition zustande: eine für die Bundesrepublik erstmalige Erfahrung.


  Das überragende Ziel Helmut Kohls nach seiner fünften Wahl zum Bundeskanzler war es, die gemeinsame europäische Währung, den «Euro», wie auf dem Madrider Gipfel der EU im Dezember 1995 beschlossen, am 1. Januar 1999 in Kraft treten zu lassen: eine Priorität, auf die noch ausführlich zurückzukommen sein wird. Der Beschluß des Europäischen Rats in Brüssel vom 2./3. Mai 1998, den Euro in elf von 15 Mitgliedstaaten einzuführen, wäre ohne Kohls Insistieren auf der Einhaltung des Zeitplans schwerlich zustande gekommen. Im Bundestag hatte sich am 23. April 1998 eine überwältigende Mehrheit für die Einführung der neuen europäischen Währung ausgesprochen; in der Bevölkerung aber war der nahende Abschied von der Deutschen Mark alles andere als populär: Bei einer Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach sprachen sich im April 1997 nur 21Prozent der Befragten für die Einführung des Euro aus und 52Prozent dagegen.


  Gleichwohl setzte Kohl darauf, daß sein Ruf als erfolgreicher Europapolitiker ihm bei der Bundestagswahl im Herbst erneut helfen würde, ein Mandat für die Regierungsbildung zu erhalten. Bereits am 3. April 1997 hatte er zur Überraschung auch vieler seiner Parteifreunde angekündigt, daß er sich im Jahr darauf nochmals um das Amt des Regierungschefs bewerben würde. Seit der niedersächsischen Landtagswahl am 1. März 1998 stand auch fest, wer als Kanzlerkandidat der SPD antreten würde: nicht der Parteivorsitzende Lafontaine, sondern der überlegene Wahlsieger von Hannover, Gerhard Schröder, der auch bundesweit der beliebteste Sozialdemokrat war. Im April 1944 im westfälischen Mossenberg als Sohn eines im Zweiten Weltkrieg gefallenen Arbeiters geboren und in ärmlichen Verhältnissen aufgewachsen, hatte Schröder auf dem zweiten Bildungsweg Jura studiert und bis 1990 als selbständiger Rechtsanwalt praktiziert. Seit er 1990 in das Amt des Ministerpräsidenten von Niedersachsen gewählt worden war, galt er als wirtschaftsfreundlicher Pragmatiker. Er versprach, was immer konkret darunter verstanden werden mochte, eine Politik der «Neuen Mitte». «Innovation und Gerechtigkeit» lautete die Wahlparole der Sozialdemokraten.


  Aus der Wahl vom 27. September 1998 ging die SPD mit 40,9Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen als stärkste politische Kraft hervor. Ihr folgten die CDU/CSU mit 35,1, Bündnis 90/Die Grünen mit 6,7Prozent, die FDP mit 6,2 und die PDS mit 5,1Prozent. Da Sozialdemokraten und Grüne zusammen mit 345 von insgesamt 669 Sitzen über eine stabile Mehrheit verfügten, kam faktisch nur eine Koalition zwischen diesen beiden Parteien in Frage. Zudem hatte sich die SPD bereits auf ihrem Nürnberger Parteitag vom August 1986 für einen Ausstieg aus der Kernenergie innerhalb von zehn Jahren ausgesprochen, so daß dieser Punkt kein Hindernis für das Regierungsbündnis war. Die Vereinbarung, innerhalb der neuen Legislaturperiode den Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie umfassend und unumkehrbar zu regeln, bildete denn auch einen zentralen Bestandteil des Koalitionsvertrags.


  Noch bevor der neue Bundestag zu seiner konstituierenden Sitzung zusammentrat, faßte der alte, im Oktober 1992 gewählte auf Drängen des amerikanischen Verbündeten einen letzten wichtigen Beschluß: Vor dem Hintergrund der sich zuspitzenden Krise im Kosovo stimmten die Abgeordneten mit großer Mehrheit, unter Einschluß der meisten Abgeordneten von SPD und Grünen, einer Beteiligung der Bundeswehr an einem möglichen Einsatz der NATO im ehemaligen Jugoslawien zu. Am 27. Oktober 1998 wurde Gerhard Schröder mit 351 von 665 Stimmen zum siebten Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland gewählt. Vizekanzler und Außenminister wurde der Grünen-Politiker Joseph («Joschka») Fischer. Finanzminister wurde der Vorsitzende der SPD, Oskar Lafontaine, Verteidigungsminister sein Vorgänger im Parteivorsitz, Rudolf Scharping, Innenminister Otto Schily, der Ende 1989 von den Grünen zur SPD übergetreten war. Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit übernahm der Grüne Jürgen Trittin. An die Spitze des Wirtschaftsministeriums trat ein parteiloser Manager aus der Energiebranche, Werner Müller, an die des Arbeitsministeriums ein Gewerkschaftsfunktionär, der Sozialdemokrat Walter Riester, der im Mai 2001 zum Vater einer wichtigen, nach ihm benannten sozialpolitischen Reform, einer staatlich geförderten privaten Altersvorsorge, der «Riester-Rente», werden sollte. Von den fünf Frauen im Kabinett Schröder erhielt eine ein klassisches Ressort: die sozialdemokratische Justizministerin Herta Däubler-Gmelin.


  Die erste rot-grüne Regierung Deutschlands brachte dem Land nach einem weithin als chaotisch empfundenen Beginn eine Reihe von grundlegenden Neuerungen, ja den größten Reformschub seit den späten sechziger und frühen siebziger Jahren. Bereits am 1. April 1999 trat die erste Stufe einer an skandinavische Vorbilder angelehnten «Ökologischen Steuerreform» in Kraft. Sie erhöhte die Mineralölsteuer auf Kraftstoffe, Gas und Heizöl und führte eine Stromsteuer ein, um den Verbrauch umweltschädigender fossiler Energien einzuschränken. In der am 1. Januar 2000 in Kraft getretenen zweiten Stufe wurden Kraftstoffe und Strom erneut verteuert und hocheffiziente Gas- und Dampfkraftwerke sowie Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung von der Mineralölsteuer befreit. Die Mehreinnahmen wurden zur Senkung der Beiträge zur Sozialversicherung und damit zur Verminderung der Lohnnebenkosten und zum Abbau der Arbeitslosigkeit genutzt.


  Der langfristige Ausstieg aus der Kernenergie wurde mit den Energieversorgern in der Weise ausgehandelt, daß das letzte Atomkraftwerk im Jahr 2021 vom Netz gehen sollte. Deutschland war das erste große Industrieland, das sich auf einen derart revolutionären Schritt festlegte. Bis zur Verabschiedung des entsprechenden Gesetzes, das nicht nur den Kernkraftwerksbetreibern, sondern auch den Grünen ein hohes Maß an Kompromißbereitschaft abforderte, sollten noch Jahre vergehen. Erst im Februar 2002 besiegelte der Bundesrat den Atomausstieg. Flankiert wurde die Absage an die mit unkalkulierbaren Risiken behaftete Nuklearenergie durch die gezielte Förderung erneuerbarer Energien von der Wind- und Sonnenenergie bis zur Biomasse und Erdwärme. Im April 2000 trat ein erstes, auf dieses Ziel ausgerichtetes Gesetz in Kraft.


  Eine andere Neuerung betraf den Abbau der rechtlichen Diskriminierung von Homosexuellen. Am 10. November 2000 verabschiedete der Bundestag auf Betreiben der Grünen ein Gesetz über eingetragene Lebenspartnerschaften von homosexuellen Paaren. Die rechtliche Anerkennung der Lebenspartnerschaft durch Eintragung beim Standesamt oder bei einer anderen Behörde und eine Reihe weiterer Verbesserungen, etwa im Güter- und Erbrecht, konnte die rot-grüne Koalition mit ihrer Mehrheit im Bundestag durchsetzen. Andere Vorhaben, unter anderem die steuerliche Gleichstellung von Ehe und Lebenspartnerschaft, scheiterten am Widerstand der Unionsparteien im Bundesrat. Am 1. August 2002 trat das Gesetz in Kraft. Eine Klage der Länder Bayern, Sachsen und Thüringen gegen das Gesetz wurde vom Bundesverfassungsgericht im Juli 2002 zurückgewiesen.


  Von zwei Parteien, die sich wie die SPD und die Grünen der politischen Linken zurechneten, durfte man Reformen auch auf dem seit langem umstrittenen Gebiet des Staatsbürgerschaftsrechts erwarten. Noch immer galt in Deutschland im Regelfall das in einem Gesetz aus dem Jahr 1913 kodifizierte Grundprinzip des «jus sanguinis» (Blut- oder Abstammungsrecht): Deutscher war, wer zumindest einen deutschen Elternteil hatte. Angesichts von Millionen von Kindern nichtdeutscher Eltern, die in Deutschland lebten, wirkten diese Bestimmungen wie ein Relikt einer vergangenen Epoche und zudem als Ausdruck eines biologistischen und deterministischen Denkens – rückständig, wenn man sie mit dem von den meisten westlichen Demokratien praktizierten Prinzip des «jus soli» (Bodenrecht) verglich: Demnach entschied der Geburtsort und nicht die Abstammung über die Staatsangehörigkeit. Überdies konnte man dort unter gewissen Voraussetzungen die Staatsbürgerschaft des Landes erwerben, also durch einen Willensakt in die betreffende Nation aufgenommen werden.


  Eben dieser Maxime folgte ein Gesetzentwurf aus dem von Otto Schily geführten Bundesinnenministerium. Die Vorlage wäre freilich weniger umstritten gewesen, wenn sie nicht auch die Möglichkeit einer doppelten Staatsbürgerschaft vorgesehen hätte: eine Regelung, die damit begründet wurde, daß sie die Integration von Ausländern erleichtern würde. Die Unionsparteien lehnten einen solchen «Doppelpaß» strikt ab, weil er, so das Argument, zu Mißbrauch und gespaltener Loyalität einlade. In Hessen, wo am 7. Februar 1999 Landtagswahlen stattfanden, sammelte die CDU unter ihrem Spitzenkandidaten Roland Koch innerhalb von drei Wochen rund 400.000 Stimmen gegen die von Rot-Grün beabsichtigte Neuerung. Die Massenmobilisierung verhalf der CDU zum Wahlsieg und zur Ablösung der bisherigen Koalition von SPD und Grünen unter dem Sozialdemokraten Hans Eichel durch ein Regierungsbündnis von CDU und FDP unter Roland Koch.


  Für die rot-grüne Bundesregierung bedeutete der Ausgang der Hessenwahl den Verlust der Mehrheit im Bundesrat. Eine Mehrheit für ein neues Staatsbürgerschaftsrecht kam schließlich durch einen Kompromiß mit der FDP zustande. An die Stelle des «Doppelpasses» trat eine «Optionslösung»: In Deutschland geborene Kinder von Ausländern erhielten automatisch die doppelte Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil mindestens acht Jahre in Deutschland gelebt hatte. Bis zum 23. Lebensjahr mußten sie sich entweder für die deutsche Staatsangehörigkeit oder für die von Vater oder Mutter entscheiden. In der modifizierten Form fand das Gesetz die Zustimmung aus SPD und FDP in Rheinland-Pfalz und damit eine Mehrheit im Bundesrat. Pünktlich zum 1. Januar 2000 trat das neue Staatsbürgerschaftsrecht in Kraft. Der Fortschritt gegenüber dem bisherigen Rechtszustand war offenkundig: Deutschland wurde durch die Reform, das Werk eines rot-grün-gelben Ad-hoc-Bündnisses, ein gutes Stück «westlicher».


  Die größten Schwierigkeiten bereiteten der rot-grünen Regierung in ihren ersten Monaten nicht die Gegensätze zwischen den beiden Koalitionsparteien, sondern ein unausgetragener Konflikt innerhalb der SPD. Bundeskanzler Gerhard Schröder war ein wirtschaftspolitischer Modernisierer, Bundesfinanzminister Oskar Lafontaine, der Parteivorsitzende, ein sozialdemokratischer Traditionalist. Während Schröder vor allem daran lag, die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu verbessern, war Lafontaine der Anwalt einer nachfrageorientierten Politik, die auf höhere Löhne, steigende Sozialleistungen und niedrige Zinsen setzte. Da er nicht nur Deutschland, sondern die EU insgesamt auf diesen Kurs bringen wollte, avancierte er rasch zu dem im In- und Ausland umstrittensten Mitglied der neuen Bundesregierung. So gute Gründe es für sein Plädoyer zugunsten einer wirksamen Regulierung der Finanzmärkte gab, so anfechtbar war seine Annahme, Deutschland und Europa könnten ihrer Strukturprobleme mit Hilfe einer keynesianischen Wachstumspolitik, also durch weitere Staatsverschuldung, Herr werden.


  Am 11. März 1999 trat Lafontaine völlig überraschend und ohne nähere Begründung als Bundesminister der Finanzen und als Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zurück; gleichzeitig legte er sein Bundestagsmandat nieder. Drei Tage zuvor waren im Parteirat der SPD die Gegensätze zwischen ihm und dem Bundeskanzler offen zutage getreten. Offensichtlich sah Lafontaine keine Chancen mehr, aus dem Machtkampf mit dem Regierungschef als Sieger hervorzugehen. Schröder, der unverhofft seinen schärfsten innerparteilichen Rivalen losgeworden war, gewann den kurz zuvor als hessischer Ministerpräsident abgewählten Hans Eichel für die Nachfolge Lafontaines als Finanzminister. Er selbst übernahm zunächst kommissarisch den Vorsitz der SPD. Am 12. April wurde er auf einem Sonderparteitag in Bonn mit knapp 76Prozent der Delegiertenstimmen zum Vorsitzenden der ältesten deutschen Partei gewählt.


  Fortan gab Schröder, was das Kabinett betraf, in wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen den Ton an, und er machte keinen Hehl daraus, daß er sich in diesem Bereich keinem seiner europäischen Kollegen so nahe fühlte wie dem britischen Premierminister Tony Blair. Im Juni 1999 wurde in London eine von beiden Politikern autorisierte Grundsatzerklärung, das «Schröder-Blair-Papier», veröffentlicht, in dem sich der deutsche und der britische Regierungschef zum Umbau des traditionellen Wohlfahrtsstaats in einen «aktivierenden» Sozialstaat, zur Entwicklung einer wissensorientierten Dienstleistungsgesellschaft und zu einer neuen Partnerschaft zwischen Staat und Bürger bekannten. Innerhalb der SPD aber war Schröders Modernisierungskurs nach wie vor umstritten: Das Ausscheiden Lafontaines aus seinem Partei- wie Regierungsamt hatte das traditionalistische Lager zwar geschwächt, aber nicht zum Verschwinden gebracht.


  Die größte Oppositionspartei, die CDU, mußte währenddessen ihre bisher schwerste innere Krise bestehen. Im Zuge einer neuerlichen Affäre um illegale Parteispenden sah sich Helmut Kohl, seit November 1998 Ehrenvorsitzender seiner Partei, am 16. Dezember 1999 zu einem öffentlichen Geständnis genötigt, daß er zwischen 1993 und 1997 Spenden in Höhe von 1,5 bis 2Millionen DM in Empfang genommen und in schwarze Kassen gelenkt, also gegen das Parteiengesetz verstoßen hatte. Forderungen von CDU-Politikern, die Namen der Spender zu nennen, wies Kohl unter Berufung auf ein angebliches «Ehrenwort» zurück. Im Januar 2000 eröffnete die Staatsanwaltschaft Bonn ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Untreue gegen den ehemaligen Bundeskanzler. Am 10. Januar 2000 räumte Kohls Nachfolger im Parteivorsitz, Wolfgang Schäuble, ein, daß er 1994 von dem Waffenhändler Karlheinz Schreiber eine Spende über 100.000 DM entgegengenommen habe, die im Rechenschaftsbericht der CDU nicht ordnungsgemäß ausgewiesen worden war. Am 16. Februar verzichtete Schäuble auf seine Ämter als Partei- und Fraktionsvorsitzender. Zur neuen Parteivorsitzenden wurde im April auf einem Parteitag in Essen die bisherige Generalsekretärin Angela Merkel gewählt. Am 22. Dezember 1999 hatte sie, ohne Rücksprache mit Schäuble, in der «Frankfurter Allgemeinen Zeitung» eine rückhaltlose Aufklärung des Parteispendenskandals und den völligen Rückzug Kohls aus der aktiven Parteipolitik gefordert.


  Auf das Amt des Ehrenvorsitzenden hatte Kohl unter dem massiven Druck des Parteivorstands am 18. Januar 2000 verzichtet. Am 28. Februar 2001 stellte das Landgericht Bonn das Ermittlungsverfahren gegen ihn ein. Nachdem er den Vermögensschaden der CDU bereits mit Hilfe von Spenden wiedergutgemacht hatte, erklärte er sich zu einer freiwilligen Sühneleistung von 150.000 DM an die Staatskasse und 150.000 DM für wohltätige Zwecke bereit. Die Erinnerung an seine wiederholten Gesetzesverstöße konnte er durch Geldzahlungen nicht auslöschen. Es mußten einige Jahre vergehen, ehe seine Verdienste um die deutsche Einheit und die europäische Integration wieder allgemein anerkannt und von den meisten Deutschen höher gewichtet wurden als der Schaden, den er der politischen Kultur der Bundesrepublik zugefügt hatte.


  Noch nie hatten so viele Staaten der Europäischen Union zur gleichen Zeit sozialdemokratische oder sozialistische Regierungschefs gehabt wie in den späten neunziger Jahren: Auf Tony Blair in London und Lionel Jospin in Paris folgte 1998 Gerhard Schröder in Bonn beziehungsweise, seit dem Umzug der Bundesregierung vom Rhein an die Spree im Sommer 1999, in Berlin. In den Niederlanden regierte schon seit 1994 Wim Kok, der Pionier einer sozialliberalen Reformpolitik, in Schweden seit demselben Jahr Ingvar Carlsson, der ebenso wie sein 1996 gewählter Nachfolger Göran Persson zu den sozialdemokratischen Erneuerern gehörte. Sozialdemokratische Regierungschefs hatten auch zwei andere skandinavische Mitgliedstaaten der EU, Dänemark und Finnland: In Kopenhagen war Poul Nyrup Rasmussen, einer der entschiedensten Reformer Westeuropas, von 1993 bis 2001 Ministerpräsident, in Helsinki Paavo Lipponen von 1995 bis 2003. In Österreich stellten die Sozialdemokraten, die sich bis 1991 noch Sozialisten nannten, von 1970 bis 2000 den Bundeskanzler. Auch in Portugal und Griechenland kam der Regierungschef aus den Reihen der Sozialisten: in Lissabon von 1995 bis 2002, in Athen von 1993 bis 2004.


  Die Gründe, die dazu führten, daß «bürgerliche» Regierungschefs von sozialdemokratischen oder sozialistischen abgelöst wurden, waren in jedem Land andere. In mehreren Fällen, darunter den Niederlanden, Großbritannien und Deutschland, war es so, daß die sozialdemokratischen Parteien sich zuvor gezielt um Wählerinnen und Wähler aus den Mittelschichten bemüht, sich gegenüber sogenannten «postmateriellen» Themen wie dem Umweltschutz geöffnet und sich wirtschaftsliberale Positionen wie das Streben nach der globalen Wettbewerbsfähigkeit des jeweiligen Landes mehr oder minder konsequent zu eigen gemacht hatten. Von den konservativen und liberalen Kräften suchten sich die erneuerten sozialdemokratischen Parteien dadurch abzuheben, daß sie die Wichtigkeit von Gemeinschaftsaufgaben wie der Bildung und der Entwicklung der Infrastruktur betonten und an dem Grundsatz festhielten, daß man dem Ziel der sozialen Gerechtigkeit nur dann näher kam, wenn «starke Schultern» mehr zu tragen hatten als «schwache», also der Gedanke der Solidarität zur Geltung kam.


  Europäische Regierungschefs wie Tony Blair, Wim Kok, Poul Nyrup Rasmussen und Gerhard Schröder, die in diesen Kategorien dachten, empfanden den amerikanischen Präsidenten Bill Clinton als Bundesgenossen, und in der umgekehrten Richtung galt dasselbe. Ende April 1999 trafen sich die vier und der italienische Ministerpräsident Massimo D’Alema, der Vorsitzende des Partito Democratico della Sinistra, am Rande des Jubiläumsgipfels der NATO in Washington, um sich über Thesen auszutauschen, die im Juni im «Schröder-Blair-Papier» ihren Niederschlag fanden. Unmittelbar darauf traten Blair, Kok und Schröder und andere Vertreter eines «Dritten Weges», darunter auch Hillary Clinton, auf Einladung der amerikanischen Demokraten auf einer Konferenz in Washington auf, die sich dem Thema «Progressive Governance in the 21st Century» widmete. Im Jahr darauf lud Gerhard Schröder 16 Staats- und Regierungschefs aus aller Welt nach Berlin ein, um dasselbe Thema in größerer Runde zu erörtern. Zwei der Geladenen sagten ab: Tony Blair wegen einer «Babypause», der israelische Ministerpräsident Ehud Barak wegen akuter Spannungen im Nahen Osten. Aus Europa nahmen neben Schröder und Kok die Regierungschefs aus fünf weiteren Staaten an der Konferenz vom 2. Juni 2000 im Schloß Charlottenburg teil: Lionel Jospin aus Frankreich, Göran Persson aus Schweden, Giuliano Amato aus Italien, António Guterres aus Portugal und Konstantinos Simitis aus Griechenland. Nordamerika war durch Bill Clinton und den kanadischen Premierminister Jean Chrétien vertreten, Südamerika durch die Präsidenten von Argentinien, Brasilien und Chile, Fernando De la Rúa, Fernando Cardoso und Ricardo Lagos Escobar. Aus Neuseeland war die Premierministerin Helen Clark gekommen, aus Südafrika Präsident Thabo Mbeki.


  Die Liste der Punkte, in denen die Teilnehmer des Berliner Treffens grundsätzlich übereinstimmten, war eindrucksvoll: Die Marktwirtschaft hatte nur dann eine Zukunft, wenn sie mit sozialer Verantwortung einherging; modernes Regieren bedeutete eine Politik, in der Wirtschaftspolitik gepaart war mit dem Streben nach Vollbeschäftigung, sozialer Gerechtigkeit und dem Schutz der Umwelt; Entwicklungs- und Schwellenländern sollte die gleichwertige Teilhabe am weltweiten Wirtschaftsgeschehen ermöglicht werden. Doch hinsichtlich der konkreten Umsetzung dieser Einsichten gingen die Meinungen der «fortschrittlichen» Staats- und Regierungschefs weit auseinander. Das galt auch für den Kreis der europäischen Vertreter. Modernisierern wie Kok, Blair, Schröder oder Persson stand ein eher traditioneller Sozialist wie Jospin gegenüber. Gemeinsame Antworten auf die Frage, was soziale Gerechtigkeit unter den Bedingungen der Globalisierung bedeutete, waren von ihnen kaum zu erwarten. Überdies wußten die Teilnehmer nicht, wie lange sie oder die sie tragenden Kräfte noch die Geschicke ihrer Länder bestimmen würden. Die Amtszeit Präsident Clintons endete unwiderruflich im Januar 2001. Die Absicht von Schröders Gästen, sich künftig einmal jährlich zu treffen, war einstweilen nicht mehr als der Ausdruck einer Hoffnung.


  Zu den europäischen Ländern, die in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre einen Ruck nach links erlebten, gehörte auch Italien. Aus den Parlamentswahlen vom April 1996 ging ein Parteienbündnis, genannt «Der Ölbaum» (L’Ulivo), wenn auch nur knapp, als Sieger hervor. An der Allianz der Mitte-Links-Kräfte beteiligten sich die Exkommunisten des Partito Democratico della Sinistra (PDS), die Popolari, also die ehemaligen Christdemokraten, die Liste des parteilosen Ministerpräsidenten Lamberto Dini und die Grünen. Neuer Regierungschef wurde der Wirtschaftsprofessor Romano Prodi, ein ehemaliger Christdemokrat. Erstmals seit 1947 gehörten einer italienischen Regierung Politiker an, die wenige Jahre zuvor noch Mitglieder der Kommunistischen Partei gewesen waren, unter ihnen Innenminister Giorgio Napolitano und Industrie- und Handelsminister Pier Luigi Bersani. Insgesamt stellte die PDS zehn von 21 Ministern.


  Unter Prodis Ägide kehrte Italien im November 1996 in das Europäische Währungssystem zurück: ein unabdingbarer Schritt, wenn das Land sich nicht für die Teilnahme am Euro disqualifizieren wollte. Da die Parteien des Ulivo auf die parlamentarische Unterstützung der linksorthodoxen Rifondazione Comunista (RC) angewiesen waren, stand das Kabinett Prodi von Anfang an auf einer prekären Grundlage. Im Oktober 1998 stürzte die Regierung, weil die RC sich nicht dazu durchringen konnte, dem Haushalt für das Jahr 1999 zuzustimmen. Prodis Nachfolger wurde Massimo D’Alema, der erste postkommunistische Regierungschef Italiens. Wie seine Vorgänger Dini und Prodi betrieb D’Alema eine Politik der Haushaltssanierung, der Privatisierung von Staatsbetrieben und der Senkung der Staatsausgaben und damit einen Kurs, der von der RC beharrlich als «neoliberal» kritisiert wurde.


  Eine Zeitlang schien es, als könnten sich die Regierungen des Ulivo sogar mit der rechten Opposition um Silvio Berlusconi auf eine Verfassungsreform verständigen, zu der eine Direktwahl des Staatspräsidenten, eine klare Neuordnung der Zuständigkeiten von Deputiertenkammer und Senat sowie ein neues Wahlrecht gehörten, das die jeweils stärkste Partei begünstigte. D’Alema kam dem «Medienmogul» weit entgegen. Da sich Berlusconi aber bei den ihm besonders wichtigen Forderungen wie der Abschaffung der Straftatbestände der illegalen Parteienfinanzierung und der Bilanzfälschung sowie einer Generalamnestie für Beschuldigte im Rahmen von «Tangentopoli» nicht durchsetzen konnte, lehnte er am Ende die Verabschiedung des ausgehandelten Kompromisses ab.


  Popularität gewann die Regierung D’Alema mit dem, was sie den Italienern zumutete, nicht. Nach schweren Verlusten bei den Regionalwahlen vom April 2000 trat der erste Ministerpräsident aus den Reihen des PDS zurück. Zu seinem Nachfolger berief Staatspräsident Carlo Azeglio Ciampi, der seit Mai 1999 an der Spitze der Italienischen Republik stand, den früheren sozialistischen Regierungschef Giuliano Amato. Ihm gelang, da er sich auf das relativ Konsensfähige beschränkte, im März 2001 ein ehrgeiziges Reformprojekt: eine weitreichende Dezentralisierung Italiens. In einem Referendum, an dem sich nur ein Drittel der Stimmberechtigten (34,1Prozent) beteiligte, sprachen sich am 7. Oktober 2001 knapp zwei Drittel der Abstimmenden (64,2Prozent) für die entsprechenden Verfassungsänderungen aus.


  Zum Zeitpunkt der Volksabstimmung war das «linke» Intermezzo bereits abgeschlossen. Mit der Ulivo-Politik unzufrieden, hatten viele frühere Wähler der bisherigen Regierungsparteien bei den Parlamentswahlen vom 18. Mai 2001 für die «Casa delle libertà», das Wahlbündnis von Berlusconis Forza Italia, Gianfranco Finis Alleanza Nazionale und Umberto Bossis Lega Nord, gestimmt und diesem damit zum Sieg verholfen. Auf die Kandidaten der Rechten entfielen bei der Wahl der Deputiertenkammer 45,4, bei der des Senats 42,5Prozent. Die Anteile der Ulivo-Parteien unter Führung des Bürgermeisters von Rom, Francesco Rutelli, eines ehemaligen Grünen, der sich 1999 der von Prodi gegründeten Partei «I Democratici» angeschlossen hatte, beliefen sich auf 43,7 beziehungsweise 39,2Prozent. In der zweiten Regierung Berlusconi übernahm der ehemalige Neofaschist Fini das Amt des stellvertretenden Ministerpräsidenten; Bossi wurde Minister für Verwaltungsreform. Hatten die Mitte-Links-Regierungen dem Lande moderate Einsparungen verordnet, so kündigte die Rechte, abgesehen von einer weiteren Regionalisierung, vor allem Steuersenkungen an. Ein konsequenter Bruch mit den Traditionen, die Italien in die wirtschaftliche, politische und moralische Krise geführt hatten, war erneut in weite Ferne gerückt.


  Anders als Italien bewegte sich Spanien Ende der neunziger Jahre nach rechts. Aus den Parlamentswahlen vom 3. März 1996 war der konservative Partido Popular unter dem ehemaligen Steuerinspektor José María Aznar als Sieger hervorgegangen. Da er in den Cortes über keine Mehrheit verfügte, war der Wahlsieger auf die Unterstützung der katalanischen Regionalpartei Convergència i Unió und kleinerer autonomistischer Gruppen aus dem Baskenland und von den Kanarischen Inseln angewiesen. Der Preis der Tolerierung war die Bewilligung umfangreicher Finanzmittel für die Autonomen Gemeinschaften.


  Um die Konvergenzkriterien des Vertragswerks von Maastricht zu erfüllen, nahm die Regierung Aznar einschneidende Reformen wie die Liberalisierung des Arbeitsmarktes in Angriff. Neue Gesetze erlaubten die Ausdehnung der Zeitarbeit, außertarifliche Arbeitsverträge und die Anstellung von Zeitarbeitskräften und Praktikanten unterhalb des Mindestlohns. Dazu kamen eine konsequent betriebene Privatisierung öffentlicher Betriebe und die Streichung von Subventionen für Staatsunternehmen außerhalb des Steinkohlenbergbaus. Die Erfolge blieben nicht aus. Die Arbeitslosenquote sank von 22Prozent im Jahr 1996 auf 18,6Prozent im Jahr 1998 und 13,9Prozent im Jahr 2000. 1997 lag die Inflationsrate mit 1,8 deutlich unter dem europäischen Referenzwert von 3Prozent. Dasselbe galt für das Haushaltsdefizit, das mit 2,6Prozent um 0,4Prozentpunkte niedriger war als die durch Maastricht erlaubte Obergrenze. Die öffentliche Schuldenquote belief sich 1997 auf 68,8Prozent des Bruttoinlandsprodukts, war aber rückläufig, so daß in einem überschaubaren Zeitraum mit der Erreichung der oberen Zielmarke von 60Prozent zu rechnen war.


  Wie die sozialistische Vorgängerregierung unter Felipe González hatte auch die Regierung Aznar mit dem Terror der ETA zu kämpfen. Im Juli 1997 löste die Entführung und Ermordung des Kommunalpolitikers Miguel Ángel Blanco Massendemonstrationen im Baskenland und in Madrid aus. Ein Jahr später schien sich eine historische Wende anzubahnen: Die ETA verkündete im September 1998 eine unbefristete Waffenruhe, woraufhin die Regierung Aznar erstmals offizielle Kontakte zu Vertrauensleuten der Terrororganisation aufnahm. Eine Verständigung aber wurde in diesen Gesprächen nicht erreicht. Ende November 1998 begann die ETA aufs neue mit Bombenanschlägen: Im Juli 2000 wurde ganz Spanien von einer Terrorwelle erschüttert. Protestkundgebungen gegen die ETA brachten auch im Baskenland wieder Hunderttausende auf Straßen und Plätze. Bei den vorgezogenen Neuwahlen zum baskischen Regionalparlament im Mai 2001 setzten sich jedoch wiederum die separatistischen Kräfte durch. Die Folge war eine Verschärfung der Spannungen zwischen der Zentralregierung in Madrid und der baskischen Regionalregierung in Vitoria-Gasteiz.


  Außenpolitisch verfolgte die Regierung Aznar einen entschieden atlantischen und proamerikanischen Kurs. Im Dezember 1998, 16 Jahre nach seiner Aufnahme in das Atlantische Bündnis, trat Spanien auch der Militärorganisation der NATO bei. Zwei Monate später, im Februar 1999, beschlossen die Cortes die Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht bis 2001 und die Bildung einer Berufsarmee. Seinen nationalistischen Neigungen konnte der Partido Popular, solange er von der parlamentarischen Unterstützung autonomistischer Regionalparteien abhing, nur in engen Grenzen nachgehen. Die Wahlen vom März 2000 enthoben die Konservativen der Notwendigkeit einer solchen Rücksichtnahme: Der Partido Popular gewann mit 183 von 350 Sitzen die absolute Mehrheit in den Cortes. Spanische Interessen oder das, was die Regierung Aznar unter diesen verstand, offensiv zu vertreten, wurde fortan zu einem Hauptmerkmal der spanischen Außen- und Europapolitik. Die EU sollte das noch im gleichen Jahr zu spüren bekommen, als es um die Neuverteilung der finanziellen Ressourcen und die Stimmengewichte im Europäischen Rat im Zuge der Osterweiterung der Gemeinschaft ging.


  Ein anderes Mitgliedsland der Europäischen Union, das um die Jahrtausendwende nach rechts rückte, war Österreich. Bei den Wahlen zum Nationalrat am 2. Oktober 1999 kamen die Sozialdemokraten, die Partei des Bundeskanzlers Viktor Klima, mit einem Stimmenanteil von 33,2Prozent und 65 Mandaten auf ihr schlechtestes Ergebnis seit 1945. Die konservative Österreichische Volkspartei (ÖVP) und die rechtspopulistische Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) unter dem Kärntner Landeshauptmann Jörg Haider erlangten jeweils 26,11Prozent und 52 Sitze. In den Gewinnen der Freiheitlichen, die sogar rund 400 Stimmen mehr erhielten als die ÖVP, spiegelte sich der weitverbreitete Überdruß an den seit 1987 regierenden Kabinetten der Großen Koalition. Diesem Gefühl trug auch der Vorsitzende der ÖVP, Wolfgang Schüssel, Rechnung, als er die Koalitionsverhandlungen Anfang 2000 platzen ließ und diese Entscheidung unter anderem damit begründete, daß die Gewerkschaften nicht bereit gewesen seien, die unvermeidbaren, zwischen beiden Parteien vereinbarten sozialen Einschnitte mitzutragen.


  Die anschließenden Gespräche mit der FPÖ verliefen erfolgreich. Am 4. Februar wurde die neue Regierung aus ÖVP und FPÖ mit Schüssel als Bundeskanzler und Susanne Riess-Passer von der FPÖ als Vizekanzlerin von Bundespräsident Thomas Klestil, der selbst der ÖVP angehörte, vereidigt. Zuvor hatte das Staatsoberhaupt erreicht, daß die Freiheitlichen zwei ihrer Ministerkandidaten, die durch ausländerfeindliche Äußerungen aufgefallen waren, durch weniger belastete Parteimitglieder auswechselten. Außerdem mußten die Parteivorsitzenden Schüssel und Haider in der Präambel zum Koalitionsvertrag versichern, daß sie die demokratischen Grundrechte achteten, die europäische Einigung unterstützten, sich zur Verantwortung für die Vergangenheit bekannten und Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Rassismus ablehnten.


  Die Reaktionen auf die Bildung der Regierung aus ÖVP und FPÖ im In- und Ausland waren deswegen so heftig, weil Jörg Haider als «Großdeutscher» galt und sich mit lobenden Bemerkungen über die Arbeitsbeschaffungspolitik der Nationalsozialisten hervorgetan hatte. In Wien demonstrierten am 19. Februar eine Viertelmillion Menschen auf der größten Kundgebung der Nachkriegszeit gegen die Regierung von ÖVP und FPÖ. Die EU hatte Schüssel bereits Ende Januar vor einem Bündnis mit Haider gewarnt. Nach der Bildung der Koalitionsregierung aus ÖVP und FPÖ verhängte die Gemeinschaft, gedrängt von Präsident Chirac, Sanktionen, die auf eine diplomatische Diskriminierung Österreichs hinausliefen, aber wenig bewirkten und im September 2000 auf Grund eines Berichts von drei unabhängigen Sachverständigen wieder aufgehoben wurden.


  Im Jahr 2002 geriet die FPÖ wegen eines Streits um die geplante Steuerreform in eine schwere Krise. Vizekanzlerin Riess-Prasser und Finanzminister Karl-Heinz Grasser traten am 8. September zurück, woraufhin Bundeskanzler Schüssel die Koalition mit der FPÖ für aufgelöst erklärte. Aus den Neuwahlen vom November 2002 ging die ÖVP als die mit Abstand stärkste Partei hervor, während die FPÖ schwere Verluste hinnehmen mußte und die Sozialdemokraten leichte Gewinne verbuchen konnten. Die Koalition mit den Freiheitlichen setzte Schüssel nach langwierigen Verhandlungen fort. Die Partei Haiders erschien inzwischen soweit gezähmt, daß sie auch im Ausland nicht mehr als Gefahr für die Demokratie wahrgenommen wurde.


  Für die EU ergab sich aus dem Fall Österreich eine Lehre. Mit dem Beschluß, die bilateralen Beziehungen der Mitgliedstaaten zu Wien einzufrieren, hatte die Gemeinschaft, gemessen an ihrem Verhalten in vergleichbaren Fällen, überreagiert. Die Beteiligung der ehemaligen Neofaschisten und der ausländerfeindlichen Lega Nord an der ersten Regierung Berlusconi im Jahr 1994 war ihr keine Rüge wert gewesen; bei der Bildung der zweiten Regierung Berlusconi mit denselben Partnern im Mai 2001 war es nicht anders. Italien war ein Gründungsmitglied der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und ein großes Land. Das kleine Österreich hingegen gehörte der EU erst seit 1995 an und erschien daher eher geeignet, an ihm ein Exempel zu statuieren. In Frankreich, das die treibende Kraft der Sanktionen war, kamen jedoch noch andere Motive hinzu. In der französischen Öffentlichkeit erregte der Soziologe Emmanuel Todd Aufsehen mit der These, durch die Regierungsbeteiligung der Partei Haiders sei die deutsche Frage wieder offen. Zudem gab es in Frankreich selbst eine starke rechtsradikale Partei, den Front National, der Härte gegenüber der FPÖ als Warnung an die eigene Adresse verstehen mochte. Die meisten Österreicher aber empfanden das Vorgehen der Gemeinschaft als ungerecht und neigten deshalb dazu, sich mit der Regierung Schüssel zu solidarisieren. Die Europäische Union mußte handeln, wenn in einem Mitgliedsland der Rechtsstaat und die Demokratie in Gefahr waren. Aber nur wenn sie die Lage nüchtern und unvoreingenommen analysierte und sich an verbindlichen Regeln orientierte, konnte sie hoffen, mit ihren Reaktionen Positives zu bewirken.[9]


  Von Amsterdam nach Nizza: Der Euro und das Ringen um die Reform der EU


  Im Verlauf des Jahres 1995 wuchsen im Finanzministerium in Bonn die Zweifel, ob die Staaten, die die gemeinsame europäische Währung einzuführen gedachten, allesamt ernsthaft genug an der fristgerechten Erfüllung der Konvergenzkriterien von Maastricht arbeiteten. Vor allem bei drei der Kriterien erschien das fraglich: Das Haushaltsdefizit durfte in der Regel nicht 3Prozent, der öffentliche Schuldenstand nicht 60Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen übersteigen. Außerdem durfte die Inflationsrate nur maximal um 1,5Prozentpunkte über dem Durchschnittswert der drei preisstabilsten Mitgliedstaaten liegen. Der in Maastricht vereinbarte Zeitplan sah vor, daß die Auflagen im Hinblick auf Preisstabilität, Zinsniveau, Haushaltsdisziplin und Wechselkursmechanismen bis zum Beginn der dritten Phase frühestens am 1. Januar 1997, spätestens am 1. Januar 1999 verwirklicht sein mußten. Da der frühere Termin nicht mehr realistisch erschien, verständigten sich die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union auf ihrem Gipfel in Madrid im Dezember 1995 darauf, daß der «Euro», dies der Name der neuen Währung, am 1. Januar 1999 eingeführt werden sollte.


  Aus der Einsicht, daß es zusätzlicher präziser und zugleich elastischer Vorgaben bedurfte, um die ehrgeizigen Ziele des Vertragswerks von Maastricht zu erreichen, erwuchs in den folgenden Monaten der Stabilitätspakt, der im Dezember 1996 auf dem Gipfel der Europäischen Union in Dublin beschlossen wurde. Die Obergrenze der Neuverschuldung von 3Prozent sollte demnach nur bei einer gravierenden Rezession und dem Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um jährlich mehr als 3Prozent überschritten werden dürfen. Bei einem Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Leistung in einer Größenordnung zwischen 0,75 und 2,0Prozent war ein kompliziertes Abstimmungsverfahren vorgesehen. Sollte ein Euro-Staat trotz einer entsprechenden Aufforderung innerhalb von vier Monaten nicht die nötigen Schritte zur Verminderung des Fehlbetrages einleiten, konnten die Mitglieder der Währungsunion mit Zweidrittelmehrheit Sanktionen beschließen. Den von Deutschland gewünschten Automatismus der Strafmaßnahmen aber gab es nicht: Er war politisch nicht durchsetzbar.


  Dem Stabilitätspakt vom Dezember 1996 folgte im Juni 1997 der Vertrag von Amsterdam. Er stärkte die Stellung des Präsidenten der Kommission, indem er ihn mit einer Art von Richtlinienkompetenz ausstattete, und die Rechte des Europäischen Parlaments, dessen Gesetzgebungskompetenz erheblich erweitert wurde. Der Europäische Rat sollte nach einer Übergangszeit von fünf Jahren im Bereich der Justiz- und Innenpolitik nicht mehr einstimmig, sondern mit qualifizierter Mehrheit entscheiden können. Auf Drängen Frankreichs und hier vor allem des neuen sozialistischen Premierministers Lionel Jospin sollten Beschäftigungsstrategien in Europa besser koordiniert werden und höchste Priorität erhalten, wodurch sich der Stabilitätspakt in einen «Stabilitäts- und Wachstumspakt» verwandelte. Bei der Verankerung sozial- und beschäftigungspolitischer Komponenten im Gemeinschaftsrecht wirkte nach dem Wechsel von John Major zu Tony Blair in London auch das Vereinigte Königreich mit. Mit britischer Zustimmung wurde das «Sozialprotokoll» beschlossen, das einen Minimalstandard für alle Mitglieder der EU vorsah.


  Auf dem Gebiet der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) schuf der Vertrag von Amsterdam eine neue Institution: das Amt des Hohen Beauftragten für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. (Als erster übernahm der frühere sozialistische Außenminister Spaniens und nachmalige Generalsekretär der NATO, Javier Solana, im Juni 1999 das Amt.) Das Prinzip der Einstimmigkeit in außen- und sicherheitspolitischen Fragen aber blieb erhalten, so daß die Europäische Union auch weiterhin nur geringe Chancen hatte, auf diesem Feld mit einer Stimme zu sprechen. Auf dem Weg zur Politischen Union brachte der Vertrag von Amsterdam die EU mithin kaum voran. Immerhin erlaubte es eine auf deutschen und französischen Wunsch eingefügte Flexibilitätsklausel integrationswilligen Mitgliedstaaten, untereinander in einzelnen Gebieten der Politik verstärkt zusammenzuarbeiten und sich so zur «Avantgarde» der Integration zu entwickeln.


  Ein halbes Jahr nach der Ratifizierung des Vertrages von Amsterdam beschlossen die Staats- und Regierungschefs der EU auf dem Gipfel von Luxemburg am 12. und 13. Dezember 1997, bilaterale Beitrittsverhandlungen mit Estland, Polen, Slowenien, Tschechien, Ungarn und, auf griechisches Drängen, mit Zypern aufzunehmen. Als längerfristige Anwärter auf die Mitgliedschaft in der Gemeinschaft galten Lettland, Litauen, die Slowakei, Rumänien und Bulgarien. Die Türkei, die seit 1963 durch ein Assoziierungsabkommen mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft verbunden war und im April 1987 offiziell den Antrag auf Vollmitgliedschaft gestellt hatte, gehörte weder zu der einen noch der anderen Kategorie von Beitrittskandidaten. Mehrere europäische Regierungschefs, obenan Helmut Kohl, hielten sie für strukturell nicht fähig, die Kopenhagener Beitrittskriterien von 1993 zu erfüllen: eine Einschätzung, in der sich auch die Sorge vor einem Vordringen des islamistischen Fundamentalismus niederschlug. Ankara reagierte empört: Es brach die Beziehungen zur EU ab und verweigerte auch die Teilnahme an der auf Vorschlag Frankreichs beschlossenen «Europakonferenz», die den Erweiterungsprozeß begleiten sollte und erstmals im März 1998 in London stattfand.


  Für die Europäische Währungsunion wurde 1998 zum Jahr der Entscheidung. In den Jahren zuvor hatte es zahlreiche Versuche «kreativer Buchführung» gegeben, um Schuldenstand und Haushaltsdefizit zu senken. Die französische Regierung etwa hatte 1996 beschlossen, sich 1997 von der staatseigenen France Télécom 37,5Milliarden Francs überweisen zu lassen: Geld, für das der Staat in den nächsten Jahrzehnten Pensionsverpflichtungen der Télécom übernehmen mußte, das es Frankreich aber zunächst einmal ermöglichen sollte, die Obergrenze der Neuverschuldung in Höhe von 3Prozent des Bruttoinlandsprodukts einzuhalten. Die Regierung Kohl wollte den Goldschatz der Bundesbank, der 1998 neu zu bewerten war, bereits Mitte 1997 ermitteln, um damit den Referenzhaushalt 1997 zu schönen: ein Vorhaben, das am Widerstand der Bundesbank scheiterte.


  Der sächsische Ministerpräsident, der frühere Generalsekretär der CDU, Kurt Biedenkopf, plädierte im Juli 1997 in einem Gespräch mit dem Nachrichtenmagazin «Der Spiegel» für eine Verschiebung der Währungsunion. Die strukturellen Probleme der künftigen Euroländer seien ungelöst, und ihre Ursachen seien auch nicht durch eine Erhöhung der Mehrwert- oder der Unternehmenssteuer zu beseitigen. Gehe die Entwicklung in Richtung der von Frankreich gewünschten europäischen Wirtschaftsregierung und einer Beschäftigungsunion, verändere das den Charakter der EU und mache aus dem Euro eine politische Währung. Wenn man von Kohls richtiger Aussage vom November 1991 ausgehe, daß eine Währungsunion ohne Politische Union abwegig sei, dann sei das, «was wir im Augenblick tun, abwegig». Folgen hatte die Warnung Biedenkopfs nicht. Helmut Kohl war fest entschlossen, die Einführung der gemeinsamen europäischen Währung am 1. Januar 1999 noch vor der Bundestagswahl von 1998 unumkehrbar zu machen, so daß auch sein möglicher sozialdemokratischer Nachfolger, Gerhard Schröder, der den Euro am 26. März 1998 in einem Interview mit der «Bild-Zeitung» als «kränkelnde Frühgeburt» bezeichnet hatte, nichts mehr daran hätte ändern können.


  Die eigentlichen «Sorgenkinder» der EU aber waren nicht Frankreich und Deutschland. In Sachen Defizit lag Frankreich 1997 mit 3,4Prozent knapp über und 1998 mit 2,8Prozent knapp unter der magischen Zahl von 3Prozent. Deutschland stand mit 1,5 beziehungsweise 1,7Prozent noch deutlich besser da. Was das besonders sensible Kriterium der Staatsverschuldung anging, lag Deutschland mit 59,8Prozent im Jahr 1997 und 60,5Prozent im Jahr darauf ganz nahe an der Obergrenze von 60Prozent des Bruttoinlandsprodukts, Frankreich mit 65,1 beziehungsweise 65,7Prozent etwas darüber. Als Problemländer galten hingegen Belgien und Italien: Belgien, weil die Staatsschuld sich 1997 auf 119,0 und 1998 auf 114,6Prozent belief, Italien, weil die Summe der öffentlichen Schulden in diesen beiden Jahren 128,7 und 130,6Prozent des Bruttoinlandsprodukts ausmachte. Beim Haushaltsdefizit warf Belgien 1997 und 1998 mit 2,2 und 1,5Prozent keine Probleme auf. In Italien wies die Statistik einen Rückgang des Defizits von 7,5 im Jahr 1995 auf 2,5Prozent im Jahr 1997 und 2,7Prozent im Jahr 1998 auf. Auch bei der Inflationsrate schien es in Italien eine deutliche Verbesserung zu geben: von 5,2Prozent im Jahr 1995 auf jeweils 2Prozent in den Jahren 1997 und 1998.


  Doch der Schein trog. Schon 1996 waren die italienischen Daten zur Staatsverschuldung infolge von trickreichen Bilanzverschiebungen durch das von Carlo Azeglio Ciampi geleitete Finanzministerium günstiger ausgefallen, als es der Realität entsprach. Ciampi führte 1997 mit Zustimmung von Eurostat, dem Statistischen Amt der Gemeinschaft, eine (nicht auf Dauer angelegte) «Europasteuer» ein; er ließ nationale Goldreserven verkaufen und den Gewinn besteuern, um das Haushaltsdefizit zu senken. Die Regierung Kohl war durch die deutsche Botschaft in Rom über die Manipulationen der Regierung Prodi genau informiert: Sie wußte auch, daß der Rückgang des italienischen Defizits zu einem erheblichen Teil an dem Sondereffekt der im internationalen Vergleich besonders stark gesunkenen Kapitalmarktzinsen lag. Doch aus übergeordneten politischen Gründen schob Bonn alle Bedenken gegen die Euroreife Italiens wie auch Belgiens beiseite: Beide Länder waren Gründungsmitglieder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft; ein Ausscheiden aus der ersten Runde der Teilnehmerstaaten der gemeinsamen europäischen Währung hätte für sie eine nationale Demütigung bedeutet. Im Fall Italiens kam noch die Befürchtung hinzu, daß eine Niederlage Prodis die Chancen Berlusconis erhöhen würde, an die Spitze der Regierung zurückzukehren.


  Nach dem Vertragswerk von Maastricht durfte bei der öffentlichen Verschuldung eine Ausnahme von der Obergrenze von 60Prozent des Bruttoinlandsprodukts nur gemacht werden, wenn der Schuldenstand rückläufig war und mit der raschen Erreichung der Obergrenze zu rechnen war. Obwohl davon im Fall Italiens keine Rede sein konnte, stand seine Mitgliedschaft in der Währungsunion 1997/98 nicht ernsthaft in Frage. Auf seiner entscheidenden Sitzung in Brüssel am 1. Mai 1998 beschloß der Europäische Rat, daß außer Großbritannien, Dänemark, Schweden und Griechenland alle übrigen elf Mitgliedstaaten an der Wirtschafts- und Währungsunion teilnehmen sollten. Großbritannien bestand auf seinem «opt-out»; Schweden und Dänemark behielten sich ihre Entscheidung noch vor; Griechenland kam auf Grund seiner ökonomischen Daten, darunter einer Verschuldungsrate von 109,7Prozent, einem Haushaltsdefizit von 6Prozent und einer Inflationsrate von 5,5Prozent, für eine Mitgliedschaft in der Eurozone vorerst nicht in Frage. Das Votum für die Einführung des Euro in elf europäischen Ländern war eine politische Entscheidung. Sie beruhte auf der optimistischen Einschätzung sämtlicher beteiligter Regierungen, obenan der deutschen, daß die Ökonomie auf längere Sicht nicht anders konnte, als sich nach den Vorgaben der Politik zu richten.


  Auf dem Brüsseler Gipfel von Anfang Mai 1998 fiel auch eine wichtige Personalentscheidung. Der zuständige Verwaltungsrat der Notenbankpräsidenten der Eurozone hatte im November 1997 vorgeschlagen, den Niederländer Wim Duisenberg zum ersten Präsidenten der Europäischen Zentralbank zu ernennen. Der französische Staatspräsident Jacques Chirac bestand jedoch darauf, diese Stelle mit Jean-Claude Trichet, dem Präsidenten der Banque de France, zu besetzen. Dank des Entgegenkommens von Kohl und Duisenberg kam schließlich in Brüssel ein weithin als problematisch, ja «faul» empfundener Kompromiß zustande: Duisenberg erklärte sich bereit, nach Ablauf von etwa der Hälfte der Amtszeit zugunsten von Trichet zurückzutreten, wobei er wahrheitswidrig behauptete, daß er sich aus freien Stücken, ohne Druck von irgendeiner Seite, aus Altersgründen so entschieden habe. Am 1. Juni 1998 nahm die Europäische Zentralbank, die ihren Sitz in Frankfurt hatte, ihre Arbeit auf und trat damit an die Stelle ihres Vorgängers, des Europäischen Währungsinstituts. Am 31. Dezember 1998 wurden auf einer Konferenz der Finanz- und Wirtschaftsminister der Europäischen Union die Umrechnungskurse des Euro und der Währungen der Mitgliedstaaten endgültig fixiert. Am 1. Januar 1999 wurde der Euro Realität – wenn auch vorerst nur als Buchungseinheit, als Zahlungsmittel im bargeldlosen Zahlungsverkehr. Als Münz- und Papiergeld kam er drei Jahre später, am 1. Januar 2002, in Umlauf.


  Die Zahl der Eurostaaten hatte sich inzwischen von elf auf zwölf erhöht. Im Jahr 2000 gelang es Griechenland, seine Aufnahme in die Wirtschafts- und Währungsunion mit Wirkung vom 1. Januar 2001 zu erreichen. Das griechische Haushaltsdefizit war den Athener Angaben zufolge 1999 auf 1,8Prozent gesunken, so daß das entsprechende Konvergenzkriterium erfüllt schien. Da Eurostat keine Einwände erhob, sahen auch die Staats- und Regierungschefs keinen Anlaß, an der Korrektheit der griechischen Daten zu zweifeln. Im November 2004, sieben Monate nach dem Wahlsieg der konservativen Nea Dimokratia, räumte die Regierung von Kostas Karamanlis ein, daß die sozialistische Vorgängerregierung unter Konstantinos Simitis der EU gefälschte Zahlen vorgelegt hatte: Das Defizit im Referenzjahr 1999 belief sich auf 3,4Prozent, lag also deutlich über der erlaubten Obergrenze von 3Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Um auf die geschönte Zahl von 1,8Prozent zu gelangen, waren die Militärausgaben zu einem erheblichen Teil bei der Berechnung des Defizits nicht berücksichtigt worden. Die Aufnahme Griechenlands in die Währungsunion war ein Fall von Staatsbetrug.


  Nachträglich kam auch Eurostat zu dem Ergebnis, daß die griechischen Defizitangaben schon vor 1999 von Athen nach unten «frisiert» worden waren: 1997 von 6,4 auf 4Prozent, 1998 von 4,1 auf 2,5Prozent. Nachdem Griechenland Mitglied der Währungsunion geworden war, setzte es seine Täuschungen mit Hilfe der New Yorker Investmentbank Goldman Sachs fort: Diese versetzte Athen durch einen Geheimkredit, das sogenannte «Swap-Geschäft», in die Lage, seine Dollar- und Yen-Schulden scheinbar drastisch zu vermindern, und erhielt dafür Gegenleistungen in Höhe von 300Millionen Dollar. Angesichts der notorischen Unzulänglichkeit des griechischen Verwaltungsapparats wäre eine kritische Überprüfung der angeblichen Defizitsenkung durch die anderen Eurostaaten und die Europäische Union unumgänglich gewesen. Daß sie unterblieb, bedeutete ein politisches Versagen aller an der Aufnahme Griechenlands in die Währungsunion beteiligten Regierungen und Institutionen – ein weit krasseres Versagen, als man es den Verantwortlichen auch schon anläßlich der Hinnahme der italienischen Manipulationen von 1996/97 attestieren muß.


  Mit Regelverstößen hatte es die EU um die Jahrtausendwende nicht nur im Fall Griechenland zu tun. Ende 1998 verweigerte das Europäische Parlament der von dem Luxemburger Jacques Santer geführten Kommission die Entlastung für den Haushalt 1996, weil kurz zuvor bekannt geworden war, daß die für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung zuständige Kommissarin, Édith Cresson, die ehemalige sozialistische Premierministerin Frankreichs, bei einem befreundeten Zahnarzt ein Gutachten in Auftrag gegeben hatte, das wissenschaftlich ohne jeden Wert war. Ein Mißtrauensvotum gegen die Kommission scheiterte zwar im Januar 1999, eine Mehrheit fand sich aber für den Antrag, ein Ausschuß unabhängiger Sachverständiger solle verschiedene Vorwürfe gegen die Kommission prüfen. Am 15. März 1999 lag der Expertenbericht vor. Er bescheinigte der Kommission, daß sie die Kontrolle über die Verwaltung verloren habe, und listete zahlreiche Fälle von Unregelmäßigkeiten, Mißmanagement und Betrügereien auf. Da die besonders betroffenen Kommissare den Rücktritt verweigerten, trat tags darauf die gesamte Kommission zurück: eine politische Premiere, die sich das Europäische Parlament als Verdienst anrechnen konnte. Unter der Ägide des deutschen Ratsvorsitzenden Gerhard Schröder verständigte sich der Europäische Rat auf dem Berliner Sondergipfel von Ende März 1999 auf den ehemaligen italienischen Ministerpräsidenten Romano Prodi als neuen Kommissionspräsidenten. Am 5. Mai 1999 bestätigte das Europäische Parlament Prodi in seiner neuen Funktion. Es war derselbe Monat, in dem der Vertrag von Amsterdam in Kraft trat.


  Sieben Monate später, am 10. und 11. Dezember 1999, tagte der Europäische Rat in Helsinki. Er faßte drei weitreichende Beschlüsse. Erstens sollten Beitrittsverhandlungen nun auch mit Lettland, Litauen, der Slowakei, Rumänien, Bulgarien und Malta aufgenommen werden. Zweitens wurde der Türkei der Status eines Beitrittskandidaten zuerkannt: eine Entscheidung, die ganz den eindrücklich vorgetragenen, strategisch motivierten Wünschen der USA entsprach und die nicht zuletzt auf das Drängen der rot-grünen Regierung Deutschlands zurückging, wobei sich diese auch von einer innenpolitischen Überlegung, dem Werben um die Stimmen von Deutschen türkischer Abstammung, leiten ließ. Drittens sollte im Februar 2000 eine Regierungskonferenz einberufen werden, deren Aufgabe es war, eine Revision der europäischen Verträge vorzubereiten. Eine solche Überarbeitung war wegen der bevorstehenden Osterweiterung notwendig: Die Stimmen im Rat mußten neu verteilt und gewichtet, das Europäische Parlament erweitert und die Kommission reorganisiert werden.


  Sehr viel ehrgeiziger als die Beschlüsse von Helsinki war die Vision, die der deutsche Außenminister Joschka Fischer – nicht von Amts wegen, wie er betonte, sondern als überzeugter Europäer und deutscher Parlamentarier – am 12. Mai 2000 an der Humboldt-Universität zu Berlin vortrug. Der Grünen-Politiker befürwortete den «Übergang vom Staatenverbund hin zur vollen Parlamentarisierung in einer europäischen Föderation, die Robert Schuman bereits vor 50 Jahren gefordert hat. Und das heißt nichts Geringeres als ein europäisches Parlament und eine ebensolche Regierung, die tatsächlich die gesetzgebende und die exekutive Gewalt innerhalb der Föderation ausüben. Diese Föderation wird sich auf einen Verfassungsvertrag zu gründen haben.» Am Anfang sollte also ein geradezu revolutionärer Akt stehen: der Beschluß, den bestehenden Staatenverbund, als welchen das Bundesverfassungsgericht in seinem Maastricht-Urteil von Oktober 1993 die Europäische Union bezeichnet hatte, in eine Föderation umzuwandeln. Wenn nicht alle Mitglieder der EU zu einem solchen Schritt bereit waren, sollten doch wenigstens diejenigen, die enger als andere kooperieren wollten, einen Grundlagenvertrag als Nukleus einer Verfassung und die darauf begründete Föderation beschließen und so ein «Gravitationszentrum» innerhalb der EU bilden.


  Bei den beiden wichtigsten Verbündeten der Bundesrepublik stieß Fischers Rede auf eindeutige, wenn auch höflich formulierte Ablehnung. Weder in Frankreich noch in Großbritannien hatten die politisch maßgeblichen Kräfte je daran gedacht, das eigene Land in eine europäische Föderation einzugliedern, die einem Bundesstaat nach der Art der Bundesrepublik Deutschland zum Verwechseln ähnlich gesehen hätte. Dergleichen hatte auch der frühere Präsident der Europäischen Kommission, Jacques Delors, nicht im Sinn, als er am 19. Januar 2000 in einem Interview mit «Le Monde» von einer «Föderation der Nationalstaaten» (fédération des États-Nations) sprach: Er verstand darunter eine intensive Zusammenarbeit der integrationswilligen Mitgliedstaaten auf den Gebieten Wirtschaft und Währung, Verteidigung und Außenpolitik, innere Sicherheit und Umweltschutz. Der Begriff «Verfassung» aber sollte in den folgenden Jahren eine Eigendynamik entwickeln – und das vor allem deshalb, weil das Ergebnis der in Helsinki grundsätzlich vereinbarten Vertragsrevision weit hinter den Erwartungen vieler Mitgliedstaaten zurückblieb.


  Auf der Grundlage dessen, was die im Februar 2000 eingesetzte Regierungskonferenz erarbeitet hatte, mußten die Staats- und Regierungschefs der EU auf ihrem Gipfeltreffen in Nizza vom 6. bis 11. Dezember 2000 bindende Beschlüsse fassen. Selten war eine Ratssitzung von der Ratspräsidentschaft so schlecht vorbereitet worden wie diese, und wohl noch nie war ein Ratspräsident so wenig als Moderator widerstrebender Interessen und so stark als Vertreter eigener nationaler Belange aufgetreten, wie Jacques Chirac das auf dem bislang längsten Gipfel der Gemeinschaft tat. Bei der besonders umstrittenen Stimmenverteilung im Rat der erweiterten EU bestand Chirac mit Erfolg darauf, daß Frankreich auch künftig nicht weniger Stimmen zustanden als dem wiedervereinigten Deutschland, wo etwa 22Millionen mehr Menschen lebten als im Gastgeberland des Treffens. Was Frankreich recht war, war Großbritannien und Italien billig: Die «vier Großen» hatten nach der Erweiterung der EU auf 27 Mitglieder jeweils 29 Stimmen. Um den Abstand zwischen ihnen und Spanien möglichst gering zu halten, verlangte der spanische Ministerpräsident José Maria Aznar für sein Land, das etwa halb so viele Einwohner zählte wie Deutschland, 27 Stimmen. Da er sich mit dieser Forderung durchsetzte, erhielt Polen, das nur geringfügig kleiner war als Spanien, die gleiche Anzahl von Stimmen. Der belgische Ministerpräsident Guy Verhofstadt wollte für sein Land, das fast 6Millionen weniger Einwohner zählte als die Niederlande, gleichwohl nicht weniger Stimmen als der nördliche Nachbar. Verhofstadt gestand den Niederlanden am Ende eine Stimme mehr zu, aber erst, nachdem die anderen Mitglieder zugesagt hatten, daß der Europäische Rat künftig jährlich zwei Sitzungen in Brüssel abhalten werde. Nicht ganz so zäh gestalteten sich die Verhandlungen über die Verteilung der Sitze im Europäischen Parlament.


  Im Hinblick auf die bevorstehende Erweiterung der Europäischen Union auf 27 Mitglieder wäre es sinnvoll gewesen, das Prinzip der Einstimmigkeit im Europäischen Rat zugunsten von Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit zurückzudrängen. Tatsächlich wurde in Nizza nach langen Debatten der Bereich Mehrheitsentscheidungen um 28 Punkte erweitert. In so wichtigen Fragen wie der Sozial-, der Steuer-, der Handels- und der Asylpolitik blieb es jedoch, teils zeitlich unbeschränkt, teils für lange Übergangszeiten, bei der Einstimmigkeit. José Maria Aznar erwies sich auch in diesem Zusammenhang als besonders hartnäckig: Er erreichte, daß im Bereich der Strukturpolitik für den Förderzeitraum von 2007 bis 2013 weiterhin einstimmige Beschlüsse notwendig waren, Spanien, der Hauptnutznießer des Strukturfonds, bis dahin also jede Veränderung zu seinen Lasten verhindern konnte.


  Neu eingeführt wurde in Nizza das Prinzip der mehrfachen Mehrheit: Wo qualifizierte Mehrheiten für die Beschlußfassung in der EU der 27 ausreichten, war es erforderlich, daß die mindestens 14 zustimmenden Staaten über mindestens 74,8Prozent der Ratsstimmen verfügten und mindestens 62Prozent der EU-Bevölkerung repräsentierten. Die verstärkte Zusammenarbeit der besonders integrationswilligen Staaten wurde durch die Beschlüsse von Nizza erleichtert. Außerdem stimmten die Staats- und Regierungschefs der von einem zweiundsechzigköpfigen Konvent unter Vorsitz des früheren deutschen Bundespräsidenten Roman Herzog vorgelegten, aus 54 Artikeln bestehenden Grundrechtecharta zu. Zu ihren wichtigsten Bestimmungen gehörte das Verbot der Todesstrafe. Die Charta wurde zwar nicht in die Europäischen Verträge aufgenommen, so daß die in ihr enthaltenen Rechte von den Bürgern der Mitgliedstaaten nicht eingeklagt werden konnten. Als Leitlinie für die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs kam der Charta der Grundrechte dennoch eine erhebliche Bedeutung zu.


  Die Enttäuschung über das Mißverhältnis zwischen den Erwartungen an den Gipfel von Nizza und seinem Ertrag war besonders groß bei den Gründungsmitgliedern der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die als prinzipiell europafreundlich galten. Die Ernüchterung wuchs noch, als das magere Ergebnis am 7. Juni 2001 bei einem Referendum in Irland – dem einzigen Staat, der eine solche Abstimmung durchführte – mit der knappen Mehrheit von 54Prozent abgelehnt wurde, wobei die Sorge um die Neutralität des Landes beim negativen Ausgang eine beträchtliche Rolle spielte. Bei einem zweiten Referendum stimmten die Iren, nachdem der Europäische Rat die Respektierung der Dubliner Neutralitätspolitik ausdrücklich bestätigt hatte, am 19. Oktober 2002 dem Vertrag von Nizza dann mit 62,9Prozent zu.


  Bereits eine Woche vor dem ersten irischen Referendum, am 31. Mai 2001, hatte das Europäische Parlament verlangt, die Ratifizierung des Vertrages so lange auszusetzen, bis ein Konvent aus Vertretern des Europäischen Parlaments, der nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten und der Kommission darüber befunden hatte. Daß «Nizza» nicht das letzte Wort bei der Vertiefung der Europäischen Union sein würde, war schon auf dem Gipfel selbst festgestellt worden. Auf Drängen von Bundeskanzler Schröder hatten sich die Staats- und Regierungschefs auf einen «Post-Nizza-Prozeß» verständigt, der bis 2004 mit einer weiteren Regierungskonferenz eingeleitet werden sollte. Im Dezember 2001 beschloß der Europäische Rat auf dem Gipfel von Laeken bei Brüssel, den vom Europäischen Parlament angemahnten Konvent einzuberufen, an dem auch Vertreter der Beitrittskandidaten mit beratender Stimme mitwirken sollten. Dem Konvent wurde der Auftrag erteilt, die EU demokratischer, transparenter und effizienter zu machen. Dies sollte in Form von Vorschlägen für eine Vertragsrevision, ja, wie es in der «Erklärung von Laeken» hieß, für den «Weg zu einer Verfassung für die europäischen Bürger» geschehen. Der Anstoß, den der deutsche Außenminister Joschka Fischer in seiner «Humboldt-Rede» vom Mai 2000 gegeben hatte, begann also Wirkungen zu zeitigen. Ob der Konvent sich auch Fischers Vision einer europäischen Föderation zu eigen machen würde, war freilich völlig offen – von der Zustimmung der Mitgliedstaaten zu einem derartig ehrgeizigen Projekt ganz zu schweigen.


  Ehrgeizig waren auch zwei andere Initiativen der Europäischen Union: der «Barcelona-Prozeß» und die «Lissabon-Strategie». Im November 1995 hatte sich die EU in der katalonischen Metropole mit zwölf Mittelmeeranrainern von der Türkei bis Marokko auf eine Erklärung verständigt, in der sich die Teilnehmer zu einer politischen und namentlich sicherheitspolitischen Partnerschaft auf der Grundlage von Menschenrechten und politischen Grundfreiheiten sowie zum Ziel einer mediterranen Freihandelszone bekannten, die bis 2010 verwirklicht werden sollte. Der praktische Ertrag des «Barcelona-Prozesses» war gering: Da Israel nicht bereit war, sein Verhältnis zu den Palästinensern und den arabischen Staaten auf die Tagesordnung zu setzen, konnte die EU zur Förderung der Sicherheit im Nahen Osten nicht viel beitragen, und auch sonst blieben die Folgen der Vereinbarung weit hinter den Erwartungen von 1995 zurück.


  Im März 2000 beschloß der Europäische Rat in der portugiesischen Hauptstadt die «Lissabon-Strategie». Darin legte die EU sich darauf fest, Europa zum «wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen – einem Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen». Die Gemeinschaft bekannte sich unter anderem zum Ziel der Vollbeschäftigung, zu Strukturreformen, beschäftigungspolitischen Maßnahmen und verstärkten Anstrengungen auf den Gebieten von Forschung und Bildung. Ferner wollte sie sich für einen erleichterten Zugang zum Internet einsetzen.


  Die tatsächliche Entwicklung hielt sich nicht an die Vorgaben vom März 2000. Die Ziele der «Lissabon-Strategie» wurden verfehlt. Am Ende des Jahrzehnts hatten die Schwellenländer wie Brasilien, Rußland, Indien und China, die sogenannten BRIC-Staaten, die Europäische Union an wirtschaftlicher Dynamik weit übertroffen. Im März 2010, zehn Jahre nach der Verabschiedung der «Lissabon-Strategie», beschloß die Europäische Kommission ein Folgeprojekt, «Europa 2020». Es fiel deutlich bescheidener aus. Die EU wollte sich, der neuen Erklärung zufolge, in eine «intelligente, nachhaltige und integrative Wirtschaft» mit «hohem Beschäftigungs- und Produktionsniveau sowie einem ausgeprägten sozialen Zusammenhalt» verwandeln. Konkret sollten fortan 3Prozent des Bruttoinlandsprodukts in Forschung und Entwicklung investiert, die Treibhausgasemissionen gesenkt, die Bildungschancen verbessert und Armut bekämpft werden. Obwohl die EU die entsprechenden nationalen Programme strikt überwachen wollte, sprach manches für die Annahme, daß auch das «Projekt 2020» noch zu ehrgeizig war. Reformeifer zeichnete manche Mitglieder der EU aus, aber längst nicht alle und auch nicht durchgängig jene, die einschneidende Strukturreformen am nötigsten hatten.[10]


  Wettlauf nach Westen: Die Beitrittskandidaten der EU um die Jahrtausendwende


  Von den insgesamt zehn ostmittel- und südostmitteleuropäischen Staaten, mit denen die Europäische Union zu Beginn des 21.Jahrhunderts Beitrittsverhandlungen führte, erwartete die Gemeinschaft, daß sie alles taten, um die Kopenhagener Beitrittskriterien von 1993 zu erfüllen. Was den wirtschaftlichen Teil der Anforderungen betraf, so mußten die Bewerberländer zum Zeitpunkt der Aufnahme in die EU zumindest große Anstrengungen und erhebliche Fortschritte nachweisen. Im Hinblick auf die politischen Kriterien aber galt, daß die Staaten, die Mitglieder der EU werden wollten, vor ihrem Beitritt keinen Zweifel an ihrer demokratischen und rechtsstaatlichen Integrität aufkommen ließen.


  In mehr als einem der Kandidatenländer gab es in dieser Hinsicht noch viel zu tun. In Bulgarien bedurfte es der Ablösung der regierenden Postkommunisten durch die bislang oppositionelle Union der Demokratischen Kräfte (UDK) im April 1997, damit eine ernsthafte Aufarbeitung der kommunistischen Vergangenheit und namentlich der Rolle der Staatssicherheit beginnen konnte. 1999 legte die Regierung des Ministerpräsidenten Iwan Kostow, des Vorsitzenden der UDK, den Sprachenstreit mit Mazedonien und der mazedonischen Minderheit in Bulgarien bei und schaffte die Todesstrafe ab. Im Juni 2001 gewann die «Nationale Bewegung für Simeon II.» unter dem kurz zuvor aus dem Exil zurückgekehrten ehemaligen König Simeon II. die Parlamentswahlen. Unter dem bürgerlichen Namen Simeon Sakskoburggotski wurde der frühere Monarch von Staatspräsident Petar Stojanow zum Ministerpräsidenten ernannt. Als im November 2001 der Sozialist Georgi Parwanow zum Staatspräsidenten gewählt wurde, begann für Bulgarien die Phase einer balkanischen Spielart von «Kohabitation». Die von Simeon angekündigten radikalen Wirtschaftsreformen und energischen Maßnahmen gegen Klientelismus und Korruption ließen freilich auf sich warten. Bereits ein Jahr nach seinem Regierungsantritt hatte der einstige König viel von seiner Popularität verloren.


  In Rumänien fand der eigentliche Machtwechsel erst 1996 statt. Im April jenes Jahres gewann das Oppositionsbündnis Demokratische Konvention Rumäniens unter Victor Ciorbea die Parlamentswahl. Ciorbea übernahm das Amt des Ministerpräsidenten, das er im April 1998 nach einer Regierungskrise an den Generalsekretär der Bauernpartei, Radu Vasile, übergab. Bei der Wahl des Staatspräsidenten siegte im November 1996 der konservative Emil Constantinescu über den postkommunistischen Amtsinhaber Ion Iliescu. Unter der Regierung Vasile wurde 1999 ein Gesetz verabschiedet, das den Bürgern Einsicht in die sie betreffenden Akten des einst allmächtigen Geheimdienstes, der Securitate, gewährte. Permanente Streitigkeiten innerhalb der Koalition und eine schwere Wirtschafts- und Finanzkrise, die im Zusammenbruch des Nationalen Investitionsfonds gipfelte, trugen wesentlich dazu bei, daß es Ende 2000 zu einem erneuten Machtwechsel kam. Bei den Parlamentswahlen setzte sich eine von der postkommunistischen Partei der sozialen Demokratie geführte Parteienallianz durch; auf der äußersten Rechten gewann die Großrumänienpartei mehr als ein Viertel der Stimmen (28,34Prozent) und wurde damit zur zweitstärksten Partei.


  Im Monat darauf wurde Iliescu erneut zum Staatspräsidenten gewählt. Adrian Nǎstase von den postkommunistischen Sozialdemokraten bildete eine Minderheitsregierung. Sie suchte außenpolitisch Anschluß an die USA und die EU, tat aber nichts, um einen konsequenten moralischen Bruch mit der totalitären Vergangenheit des Landes zu vollziehen und gegen die grassierende Korruption und das organisierte Verbrechen zu kämpfen: zwei Krebsübel, die sich, ähnlich wie in Bulgarien, unter aktiver Beteiligung der politischen Klasse zu Merkmalen der nachdiktatorischen Phase entwickelt hatten. Von ernsthaften Anstrengungen, die noch überwiegend agrarisch geprägte Wirtschaft international wettbewerbsfähig zu machen, konnte in Rumänien noch weniger als im südlichen Nachbarland die Rede sein.


  Von den acht Ländern Ostmitteleuropas, die sich um eine Mitgliedschaft in der EU beworben hatten, geriet in einem um die Jahrtausendwende die Demokratie in ernste Gefahr. In Ungarn führte die Parlamentswahl vom Mai 1998 zur Ablösung der Koalition aus Sozialisten und Liberalen unter Gyula Horn durch ein Bündnis der ursprünglich liberalen, mittlerweile nationalkonservativen Fidesz unter Viktor Orbán, mit zwei anderen eher konservativen Parteien und, wenn auch nur informell, mit der Kleinlandwirtepartei. Unter Orbán als Ministerpräsident gingen die regierenden Konservativen sofort auf scharfen Konfrontationskurs zu Sozialisten und Liberalen. Nach den Kommunalwahlen vom Oktober 1998 unternahm die Regierung eine finanzielle «Strafexpedition» gegen Städte, die als Hochburgen der Opposition galten. Anfang Dezember 1998 erklärte Orbán, das Parlament funktioniere auch ohne Opposition. Kurz darauf begann ein Prozeß der schleichenden Zurückdrängung des Parlaments: Die Volksvertretung, die bisher wöchentlich getagt hatte, wurde nur noch alle drei Wochen einberufen.


  Die Millenniumsfeiern, bei denen Ungarn der Krönung Stephans I. durch Papst Silvester II. am Weihnachtsfest des Jahres 1000 (oder dem Neujahrstag 1001) gedachte, wurden zum Höhepunkt der von Orbán betriebenen nationalkonservativen Geschichtspolitik. In ihrem Mittelpunkt stand der Kult um die Nation als christlich geprägte geistige Gemeinschaft. Rechtsstehende Medien profitierten davon, daß sie von der Regierung mit Staatsgeldern für politische Werbung bedacht wurden; Oppositionspolitiker, Journalisten und Intellektuelle, die im Verdacht standen, das Ansehen Ungarns zu schädigen, gerieten auf «schwarze Listen». Wann immer es gegen die Linke ging, konnte sich die Regierung Orbán der Unterstützung der radikal nationalistischen und zumindest verdeckt antisemitischen Ungarischen Partei der Gerechtigkeit und des Lebens (MIÉP) von István Csurka erfreuen. Als die Kleinlandwirtepartei im Sommer und Herbst 2001 zerfiel und schließlich aus dem Regierungslager ausschied, rückte Csurkas Partei zum faktischen Koalitionspartner auf, so daß sich Orbán auch als Chef eines Minderheitskabinetts an der Macht behaupten konnte. Ganz im Sinne von Csurka war die Fürsorge, die die Regierung den Auslandsungarn angedeihen ließ. Ein Gesetz vom 1. Januar 2002, durch das den in den Nachbarstaaten lebenden Ungarn besondere Vergünstigungen zuteil wurden, löste in Rumänien und der Slowakei scharfe Proteste aus und führte dazu, daß ein für März 2002 geplantes Treffen der Višegrad-Staaten, also außer Ungarn Polen, Tschechien und der Slowakei, abgesagt wurde. Innenpolitisch aber gelang es Orbán auf diese Weise, seine Position zu festigen.


  Auf wirtschaftspolitischem Gebiet überwog nach 1998 zunächst die Kontinuität. Wie die sozialistisch-liberale Vorgängerregierung bemühte sich die Regierung Orbán, Ungarn reif für den Beitritt zur EU zu machen. Im Jahr 2000 aber kam es zu einer Trendwende: Der Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts fiel zwischen 2000 und 2001 von 5,5 auf 3,8Prozent; das Haushaltsdefizit stieg von 3,6 auf 4,7Prozent, die Arbeitslosenrate von 5,7 auf 6,0Prozent. Zu den Gründen des Rückschlags gehörte der von der Regierung Orbán betriebene innere und äußere Protektionismus: Staatliche Aufträge wurden nicht selten unter Verzicht auf eine Ausschreibung an politisch nahestehende ungarische Unternehmen vergeben; beim Autobahnbau verzichtete die Regierung ganz auf Ausschreibungen.


  Daß die Rechte weit hinter den von ihr verkündeten Wachstumszielen zurückblieb, kam der Opposition gelegen. Ihre Chancen, bei den nächsten Wahlen, die im April 2002 anstanden, den von Orbán eingeschlagenen Kurs auch in anderen Bereichen zu korrigieren, begannen sich spürbar zu verbessern. Die Polarisierung zwischen links und rechts erreichte während des Wahlkampfes ein Ausmaß, das es bisher in Ungarn noch nicht gegeben hatte.


  Vergleichsweise geringe Probleme bereitete der EU Slowenien. Die ehemalige jugoslawische Teilrepublik galt rasch als «Musterschüler» unter den Bewerberländern: 1998 hatte es bereits 73Prozent des Bruttoinlandsprodukts des EU-Durchschnitts erreicht. Die Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts lagen im Durchschnitt der Jahre 1998 bis 2001 bei 4,4Prozent. Von den 31 Kapiteln der Beitrittsverhandlungen waren bis September 2002 bereits 28 abgehandelt. Was man in Brüssel und den westeuropäischen Hauptstädten geflissentlich übersah, war ein hohes Maß an personeller Kontinuität zwischen dem kommunistischen Partei- und Staatsapparat und den Leistungseliten in der Justiz, der Beamtenschaft und den Unternehmensführungen im postkommunistischen Slowenien. An der Spitze des Staates stand seit April 1990 der frühere KP-Chef Milan Kučan, ein erklärter Reformer; er wurde im November 1997 wiedergewählt. Regiert wurde das Land von Koalitionskabinetten, in denen bürgerliche Kräfte, obenan die Liberale Demokratie Sloweniens unter Janez Drnovšek, den Ton angaben. Im April 2000 mußte Drnovšek nach einer verlorenen Vertrauensabstimmung als Ministerpräsident zurücktreten, kehrte aber nach Neuwahlen im Oktober als Chef einer neuen Mitte-Links-Regierung in sein früheres Amt zurück. Am 1. Dezember 2002 gewann er im zweiten Wahlgang die Präsidentenwahl. Ministerpräsident wurde der bisherige Finanzminister, der Wirtschaftswissenschaftler Anton Rop, auch er ein Politiker der Liberalen Demokratie Sloweniens.


  Sloweniens Nachbarland Kroatien konnte Ende der neunziger Jahre von einem Beitritt zur Europäischen Union allenfalls träumen. Im Juni 1997 wurde der autoritär regierende Nationalist Franjo Tudjman nochmals in seinem Amt als Staatspräsident bestätigt. Unter seiner Führung nahm Kroatien keine der strukturellen Reformen in Angriff, die eine Bewerbung um eine Mitgliedschaft in der EU aussichtsreich gemacht hätten. Statt dessen tat die Partei Tudjmans, die Kroatische Demokratische Gemeinschaft (HDZ), alles, um die Justiz und die Medien ihrer Kontrolle zu unterwerfen. Soweit Unternehmen privatisiert wurden, gingen sie an Personen, die als unbedingt «loyal» galten. Für die EU besonders provozierend war die Unterstützung, die Tudjman vor und nach dem Abschluß des Abkommens von Dayton vom Dezember 1995 den kroatischen Nationalisten in Bosnien-Herzegowina zuteil werden ließ. Die dort lebenden Kroaten erhielten die Staatsbürgerschaft der Republik Kroatien und durften, wie andere Auslandskroaten, an Wahlen in Kroatien teilnehmen: eine Manipulation, die die Macht der HDZ sichern sollte, aber zu Lasten des Zusammenhalts von Bosnien-Herzegowina ging.


  Am 10. Dezember 1999 starb Tudjman. Bei den Parlamentswahlen vom Januar 2000 erhielt die HDZ nur noch 30,5Prozent der Stimmen. Die Mehrheitsverhältnisse erlaubten die Bildung einer Mitte-Links-Regierung unter dem Sozialdemokraten Ivica Račan, einem ehemaligen Kommunisten. Aus den Präsidentschaftswahlen im Februar ging der Kandidat der linksliberalen Volkspartei, Stjepan («Stipe») Mesić, als Sieger hervor: ein Politiker, der sich vom Kommunisten zum Anwalt durchgreifender Reformen und einer Öffnung nach Europa entwickelt hatte. Eine Reihe von Verfassungsänderungen machte 2000 aus dem Präsidialregime eine parlamentarische Demokratie, in der der Präsident kein selbständiger Machtfaktor mehr war. Die Regierung Račan lieferte im Sommer 2001 zwei mutmaßliche kroatische Kriegsverbrecher, unter ihnen Ante Gotovina, den Verantwortlichen für die «ethnischen Säuberungen» in der Krajina im August 1995, an das (von den Vereinten Nationen 1993 eingesetzte) Internationale Tribunal zur Ahndung von Kriegsverbrechen im ehemaligen Jugoslawien in Den Haag aus: eine Entscheidung, die in Kroatien außerordentlich umstritten war und zum Ausscheiden der vier Minister der Sozialliberalen Partei aus dem Kabinett führte.


  Die EU, die schon im Jahr zuvor den Staaten des westlichen Balkans die Perspektive der Mitgliedschaft eröffnet hatte, honorierte die positiven Signale aus Zagreb, indem sie am 29. Oktober 2001 ein Stabilitäts- und Assoziierungsabkommen mit Kroatien unterzeichnete, das am 1. Februar 2005 in Kraft trat. Im Dezember 2002 legte die Regierung Račan dem Parlament, dem Sabor, ein umfangreiches Gesetzgebungsprogramm vor, das darauf abgestellt war, Kroatien für Beitrittsverhandlungen reif zu machen. Der Schatten Tudjmans begann zu weichen: Im Februar 2003 stellte Kroatien den Antrag auf Vollmitgliedschaft in der Europäischen Union. Im Juni 2004 erhielt das Land den Status eines Beitrittskandidaten.


  Die Tschechische Republik, die seit Februar 1995 assoziiertes Mitglied der Europäischen Union war, stellte im Januar 1996 einen Antrag auf Vollmitgliedschaft in der Gemeinschaft. An der Spitze der Prager Koalitionsregierung stand zu dieser Zeit Václav Klaus, der Vorsitzende der Demokratischen Bürgerpartei (ODS), der auch nach den Parlamentswahlen vom 31. Mai und 1. Juni 1996 dieses Amt behielt. Ende November 1997 mußte die Regierung Klaus wegen eines Parteispendenskandals zurücktreten. Klaus war nur noch geschäftsführend im Amt, als die EU auf ihrem Luxemburger Gipfel im Dezember 1997 beschloß, Beitrittsverhandlungen mit Tschechien wie mit Polen, Ungarn, Estland und Slowenien aufzunehmen. Aus den vorgezogenen Neuwahlen vom Juni 1998 gingen die Sozialdemokraten mit einem Stimmenanteil von 32,3Prozent als stärkste Partei hervor. Ministerpräsident wurde ihr Vorsitzender Miloš Zeman; er stand einem Minderheitskabinett vor, das von der ODS toleriert wurde. Im März 1999 wurde Tschechien zusammen mit der Slowakei, Polen und Ungarn in die NATO aufgenommen. Zwischen den großen Parteien war der Eintritt in das Atlantische Bündnis ebenso wenig umstritten wie der Wunsch, möglichst bald Mitglied der EU zu werden.


  Anders als Tschechien erlebte die Slowakei in den neunziger Jahren eine Reihe von schweren innenpolitischen Krisen. Der autoritär regierende Ministerpräsident Vladimír Mečiar mußte, nachdem er von Staatspräsident Michal Kováč gerügt worden war und eine Vertrauensabstimmung im Parlament verloren hatte, im März 1994 zurücktreten, ging aber aus den vorgezogenen Wahlen vom 30. September und 1. Oktober wieder als Sieger hervor und konnte Mitte Dezember mit Hilfe von zwei weiteren Parteien eine Koalitionsregierung bilden. Am 1. Februar wurde die Slowakei assoziiertes Mitglied der EU; die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen aber lehnte die EU im Dezember 1997 mit der Begründung ab, daß die Kopenhagener Kriterien in der Slowakei nicht erfüllt seien. Eine unzureichend vorbereitete Volksabstimmung über das Verfahren der Präsidentenwahl und den Beitritt zur NATO scheiterte im Mai 1997 an der niedrigen Wahlbeteiligung, die unter 10Prozent lag.


  Im März des folgenden Jahres gelang es den Parteien nicht, einen Nachfolger für Staatspräsident Kováč zu finden, dessen Amtszeit abgelaufen war. Die Funktionen des Staatsoberhaupts wurden infolgedessen im Juli dem Präsidenten des Nationalrats, des Parlaments, übertragen. Bei den Wahlen zum Nationalrat Ende September 1998 erlitt Mečiars Partei, die Bewegung für eine demokratische Slowakei (HZDS), schwere Verluste, blieb aber stärkste Kraft. Zusammen verfügten die oppositionellen Parteien über eine Zweidrittelmehrheit. An die Spitze einer Koalitionsregierung trat der Vorsitzende eines christlich-liberalen Parteienbündnisses, der Slowakischen Demokratischen Koalition, Mikuláš Dzurinda, ein Verfechter radikaler marktwirtschaftlicher Reformen.


  Unter Dzurinda und dem im Mai 1999 erstmals direkt gewählten Staatspräsidenten Rudolf Schuster versuchte die Slowakei forciert, jenen Modernisierungsprozeß nachzuholen, dem sich der Populist Mečiar verweigert hatte. Vorrangig aus koalitionstaktischen Gründen kam die Regierung Dzurinda durch ein Sprachengesetz vom Juli 1999 den Forderungen der ungarischen Minderheit ein gutes Stück entgegen: Die Ungarische Koalition, eine christdemokratisch ausgerichtete Partei, war ein Koalitionspartner des Ministerpräsidenten, und sie blieb dies auch nach den Parlamentswahlen vom Oktober 2002. Im Jahr darauf beschloß das Parlament einschneidende Sparmaßnahmen, vor allem im sozialen Bereich, und die Einführung einer «flat tax», eines einheitlichen Steuersatzes von 19Prozent für die Einkommens-, Körperschafts- und Umsatzsteuer, sowie andere Steuern – eine Reform, deren vorrangiger Zweck es war, die Slowakei für Auslandsinvestitionen attraktiv zu machen. Die Anstrengungen zahlten sich aus: Die Slowakei gehörte zusammen mit Lettland und Litauen zu jenen Ländern der Ende 1999 gebildeten «Helsinki-Gruppe», der zweiten Runde von Beitrittskandidaten, die es schafften, zusammen mit den Staaten der ersten Runde am 1. Mai 2004 in die Europäische Union aufgenommen zu werden.


  Verglichen mit der Slowakei verlief die Entwicklung Polens in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre krisenarm. Was den Zusammenhalt der Koalitionsregierung von Jerzy Buzek gefährdete, war die fortschreitende Auflösung der Freiheitsunion, zu der sich wirtschaftsliberale, konservative und eher sozialdemokratisch gesinnte Politiker aus dem Solidarność-Lager zusammengeschlossen hatten. Im Mai 2000 schied die Freiheitsunion aus der Regierung aus, die fortan als Minderheitskabinett weiter amtierte. Die als rigoros empfundene Haushalts- und Sparpolitik Buzeks löste heftige Proteste aus, die aber keine Abkehr vom bisherigen Kurs bewirkten. Bei der Direktwahl des Staatspräsidenten am 8. Oktober 2000 setzte sich der sozialdemokratische Amtsinhaber Aleksander Kwaśniewski mit einem Stimmenanteil von 53,9Prozent schon im ersten Wahlgang durch. Nicht nur in Polen, sondern in der ganzen westlichen Welt erregte ein Dreivierteljahr später eine Geste des wiedergewählten Präsidenten Aufsehen: Am 10. Juli 2001 bat Kwaśniewski anläßlich des 60. Jahrstages des Massakers in dem kleinen Ort Jedwabne um Entschuldigung für das, was Polen damals jüdischen Mitbürgern angetan hatten.


  Die Parlamentswahlen vom September 2001 brachten dem sozialdemokratischen Bündnis der Demokratischen Linken und der gewerkschaftsnahen Union der Arbeit zusammen 41,04Prozent der Stimmen und 216 von insgesamt 460 Sitzen. Als Koalitionspartner kam nur die europakritische Bauernpartei, die Demokratische Volkspartei, in Frage: Auf diese ehemalige Blockpartei waren 8,98Prozent und 42 Mandate entfallen. An die Spitze des prekären Zweckbündnisses trat der Sozialdemokrat Leszek Miller. Zu den notwendigen Reformen war seine Regierung in sehr viel geringerem Maß als das vorangegangene Kabinett willens und fähig. Trotz im allgemeinen hoher Wachstumsraten bekam die Regierung Miller weder das Problem der steigenden Arbeitslosigkeit noch die Sanierung der Staatsfinanzen in den Griff. Die Zahl der Erwerbslosen machte im Jahr 2003 19,6Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung aus, womit Polen an der Spitze aller Länder lag, die in die EU strebten. Das Haushaltsdefizit belief sich 2002 auf 4,5, 2003 auf 5,5Prozent. Die Staatsverschuldung stieg zwischen 2001 und 2003 von 33,0 auf 44,5Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Dazu kam eine Serie von Korruptionsskandalen, in die vor allem Politiker der größten Regierungspartei verwickelt waren. Wenn Polen im Zuge der ersten Runde der Osterweiterung Mitglied der EU werden wollte, mußte es sich größeren Anstrengungen unterziehen als denen, die die Regierung Miller in den ersten beiden Jahren ihrer Tätigkeit dem Lande zugemutet hatte.


  Von den drei baltischen Republiken gehörte eine, Estland, zur ersten Gruppe der ostmitteleuropäischen Länder, denen die EU den Kandidatenstatus zuerkannt hatte, und zwei, Lettland und Litauen, zur zweiten Gruppe. In Estland stand von Oktober 1992 bis November 1994 und von März 1999 bis Januar 2002 Mart Laar von der konservativen Vaterlandsunion an der Spitze einer Mitte-Rechts-Koalition. Staatspräsident war von 1992 bis 2001 der konservative Lennart Meri, von 2001 bis 2006 der einstige Reformkommunist Arnold Rüütel. In Lettland stützten sich die Regierungen auf bürgerliche Koalitionen; von 1995 bis 1997 und 1999/2000 war Andris Šķēle von der rechtsliberalen Volkspartei Ministerpräsident. Staatspräsident war von 1993 bis 1999 der Wirtschaftswissenschaftler Guntis Ulmanis von der Bauernpartei; ihm folgte von 1999 bis 2007 die parteilose, aus dem kanadischen Exil in die Heimat ihrer Eltern zurückgekehrte Vaira Vīķe-Freiberga. In Litauen war von 1993 bis 1996 die Litauische Demokratische Arbeiterpartei um den ehemaligen Reformkommunisten Algirdas Brazauskas die stärkste Kraft. Brazauskas selbst war von 1992 bis 1998 Staatspräsident; in diesem Amt folgte ihm von 1998 bis 2003 der parteilose Valdas Adamkus. Aus den Parlamentswahlen vom Oktober/November 1996 ging die rechtsnationale Vaterlandsunion um den früheren Parlamentspräsidenten Vytautas Landsbergis als Siegerin hervor. Bei den Wahlen vom Oktober 2000 gewann die von Brazauskas geführte Sozialdemokratische Koalition die meisten Stimmen; sie blieb aber zunächst in der Opposition. Im Juli 2001 wurde Brazauskas zum neuen Ministerpräsidenten gewählt.


  Seit dem 12. Juni 1995 waren alle drei baltischen Republiken assoziierte Mitglieder der EU. Estland, Lettland und Litauen setzten auf eine schnelle und umfassende Privatisierung staatlicher Unternehmen und auf die forcierte Modernisierung von Landwirtschaft, Industrie und Dienstleistungen. Im Hinblick auf die Verlagerung der Gewichte auf den tertiären Sektor entwickelte sich Estland besonders dynamisch. 2001 waren hier 65,6Prozent aller Erwerbstätigen im Dienstleistungsbereich beschäftigt; in Lettland waren es 60, in Litauen 53,9Prozent. Was das Wirtschaftswachstum betraf, verzeichnete Estland 2001 ein Plus von 6,3, Litauen von 6,7 und Lettland von 7,3Prozent. Die Beitrittsverhandlungen aller drei Staaten mit der EU verliefen zügig und erfolgreich: Im Oktober 2003 konnten sie abgeschlossen werden. Was immer die Europäische Union auf einzelnen Gebieten noch zu monieren hatte, für die baltischen Republiken war das Wichtigste, daß sie alle schon bei der ersten Runde der Osterweiterung mit dabei sein konnten.[11]


  Intervention ohne Mandat: Der Kosovokrieg in der Kontroverse


  Am 15. Januar 1999 führten Einheiten von Armee und Sonderpolizei der Bundesrepublik Jugoslawien bei dem kleinen, südlich von Priština gelegenen Dorf Račak im Kosovo eine Strafaktion durch, mit der die Ermordung eines serbischen Polizisten zwei Wochen zuvor gerächt werden sollte. Bereits in der Nacht zum 13. Januar hatten bei Račak Gefechte zwischen serbischen Soldaten und Heckenschützen der kosovarischen Untergrundarmee, der UÇK, stattgefunden. Am 16. Januar fanden Inspektoren der Kosovo Verification Mission (KVM) in Račak teils in Häusern, teils in einem Graben 45 Leichen. Der Chef der KVM, der amerikanische Diplomat William Walker, sprach von einem «Massaker». Die Bilder aus Račak lösten weltweites Entsetzen aus – vergleichbar mit dem Schock, den dreieinhalb Jahre zuvor, im Juli 1995, die Massenerschießungen im bosnischen Srebrenica hervorgerufen hatten.


  Da die Bilder und Berichte aus Račak entscheidend dazu beitrugen, daß die NATO ihren Drohungen an die Adresse Belgrads Taten folgen ließ, geriet die offizielle, von Walker vorgelegte Darstellung der Ereignisse vom 16. Januar 1999 rasch in das Visier derer, die das Vorgehen der nordatlantischen Allianz für ungerechtfertigt und falsch hielten. Manche Kritiker sprachen schon bald von einer Inszenierung der UÇK. Die kosovarische Guerillaarmee war an solchen Deutungen nicht unschuldig. «Wie bei früheren nationalen Befreiungsbewegungen im ausgehenden 19. und zu Anfang des 20.Jahrhunderts waren», so urteilt der deutsche Historiker Holm Sundhaussen, «auch bei der UÇK die Grenzen zwischen Freiheitskämpfern und Räubern, zwischen Widerstand und organisierter Kriminalität fließend.» Die Clans an der Spitze der Untergrundkämpfer waren in Waffen-, Drogen-, Menschen- und wohl auch Organhandel verstrickt; sie hatten sich 1997, als in Albanien im Zuge eines betrügerischen Spekulationshandels die staatliche Ordnung zusammenbrach, aus dortigen Beständen mit Waffen aller Art versorgt und waren die Urheber der meisten Gewalttaten im Kosovo, zu denen es nach dem Zurückweichen Milošević’, des Präsidenten der Bundesrepublik Jugoslawien, vor dem NATO-Ultimatum vom 12. Oktober 1998 kam. In Račak aber hatten, wie sich aus den Ermittlungen der Chefanklägerin beim Internationalen Kriegsverbrechertribunal in Den Haag, Carla del Ponte, im Jahr 2001 ergab, tatsächlich Serben unbewaffnete kosovarische Dorfbewohner erschossen, von denen allenfalls die Hälfte zu den Helfern und Sympathisanten der UÇK zu rechnen waren.


  Die amerikanische Außenministerin Madeleine Albright reagierte auf das Massaker von Račak mit der dringenden Empfehlung, das Ultimatum der NATO vom 12. Oktober 1998 zu erneuern, stieß damit aber bei ihren europäischen Kollegen auf Widerspruch. Diese wollten sich zunächst um eine Verhandlungslösung bemühen und erst, wenn diese scheitern sollte, militärisch eingreifen. Innerhalb der EU gab es freilich durchaus unterschiedliche Positionen: Der britische Premierminister Tony Blair und der französische Staatspräsident Jacques Chirac, die sich wenige Wochen zuvor, am 3. und 4. Dezember 1998, in Saint-Malo als Vorkämpfer einer europäischen Verteidigungsidentität präsentiert hatten, erklärten am 28. Januar 1999 am Rande einer Sitzung des NATO-Rats in Brüssel, daß sie im Ernstfall auch bereit sein würden, Bodentruppen zur Befriedung des Kosovo einzusetzen – eine Option, die für Deutschland schon aus historischen Gründen nicht in Frage kam: Die Erinnerung an deutsche Untaten auf dem Balkan während des Zweiten Weltkriegs war im ehemaligen Jugoslawien noch höchst lebendig. Das, worin sich die Europäer einig waren, überzeugte schließlich auch die Amerikaner: Sie stimmten der Reaktivierung der 1994, auf der Genfer Jugoslawien-Konferenz, eingesetzten «Kontaktgruppe» zu, der die USA, Rußland, Großbritannien, Frankreich, Deutschland und, seit 1996, Italien angehörten.


  Die Kontaktgruppe traf sich am 29. Januar 1999 in London und verständigte sich auf die Einberufung einer Konferenz mit den Konfliktparteien auf Schloß Rambouillet bei Paris zum 6. Februar. Tags darauf bekräftigte der NATO-Rat die «Activation Order» (ACTOR) vom 2. Oktober 1998 und damit seine Entschlossenheit, notfalls im Kosovo militärisch einzugreifen. Zu den Besonderheiten der Konferenz von Rambouillet gehörte, daß eine der beteiligten Mächte, Rußland, zwar die militärischen Drohungen des Westens hinnahm, eine Intervention aber nicht akzeptieren wollte und keinen Zweifel daran ließ, daß es gegen einen entsprechenden Antrag im Sicherheitsrat sein Veto einlegen würde. Eine andere Eigentümlichkeit lag darin, daß Großbritannien und Frankreich sich regelmäßig miteinander abstimmten, ohne Deutschland zu beteiligen, obwohl Berlin gerade den Ratsvorsitz in der EU und den Vorsitz der G8 innehatte.


  Auf Seiten der kosovarischen und der serbischen Vertreter gab es in Rambouillet keinerlei Bereitschaft, aufeinander zuzugehen – auch nicht, als die Konferenz, die nach westlichen Vorstellungen am 13. Februar enden sollte, erst bis zum 20., dann bis zum 23. Februar verlängert wurde. Die Kosovaren forderten ein Referendum über die Unabhängigkeit des Kosovo, die Vertreter Rest-Jugoslawiens beharrten auf der uneingeschränkten Zugehörigkeit der Provinz zu Serbien. Madeleine Albright übte, als sie an den letzten drei Konferenztagen selbst an den Verhandlungen teilnahm, massiven Druck auf die Kosovo-Albaner aus, um diese zur Unterschrift zu bewegen, wirkte aber so gut wie gar nicht auf die Serben ein. Am 23. Februar endete die Konferenz, ohne daß die Vertreter aus Belgrad und Priština die vorgelegten Vertragsentwürfe unterzeichnet hätten.


  Der Text des Abkommens von Rambouillet sah ein Ende der Gewalt, den Rückzug paramilitärischer und sonstiger irregulärer Verbände aus dem Kosovo, die Entwaffnung der UÇK, die Aufhebung des Kriegsrechts, die Rückkehr der Flüchtlinge und die Zusammenarbeit mit dem Kriegsverbrechertribunal in Den Haag vor. Die territoriale Integrität der Bundesrepublik Jugoslawien wurde betont; das Kosovo erhielt das Recht auf demokratische Autonomie. Grenzveränderungen wurden ausgeschlossen. Drei Jahre nach dem Inkrafttreten des Abkommens sollte eine internationale Konferenz, gestützt auf den Volkswillen (will of the people), eine dauerhafte Lösung für das Kosovo erarbeiten. Der endgültige Status des Kosovo blieb also offen. Für Serbien war dies die eine große Zumutung des Vertragsentwurfs. Die andere lag in der Stationierung fremder Truppen auf dem Boden der Bundesrepublik Jugoslawien (und zwar, wie der umstrittene «Appendix B» zum Abkommen von Rambouillet deutlich machte, auf ihrem ganzen Territorium). Die Kosovaren hatten zwar nicht ihre Forderung nach einem Referendum über die Unabhängigkeit durchsetzen können, durften sich aber durch die Aussicht auf eine Folgekonferenz und die Berufung auf den Volkswillen ermutigt fühlen.


  Auf der in Rambouillet beschlossenen Abschlußkonferenz, die auf den 15. März nach Paris einberufen worden war und auf der das Abkommen unterzeichnet werden sollte, setzten am 18. März unter amerikanischem Druck zwar die Kosovaren, nicht aber die Serben ihre Unterschrift unter den Vertrag. Am 19. März wurden die Verhandlungen abgebrochen. Tags darauf begann die jugoslawische Armee ihre seit Februar vorbereitete Offensive im Nordwesten des Kosovo; auf dem Grenzstreifen zwischen dem Kosovo und Mazedonien wurden ganze Dörfer in Brand gesteckt. Am gleichen Tag zog die KVM ihre Mitarbeiter aus dem Kosovo ab. Die Zahl der Flüchtlinge wuchs bis zum 24. März auf 485.000 an; darunter waren 260.000 Binnenflüchtlinge, denen es nicht gelang, die Grenze nach Mazedonien oder Albanien zu überschreiten, und die deshalb in den Wäldern des Kosovo Unterschlupf suchen mußten.


  Am 22. März verhandelte der amerikanische Diplomat Richard Holbrooke in Belgrad nochmals mit Milošević und stellte dabei moderate, überdies noch weithin verhandelbare politische Forderungen, die der jugoslawische Präsident aber ebenso zurückwies wie den Vorschlag des russischen Balkan-Beauftragten Boris Majorski, nur über den politischen Teil des Abkommens in (neue) Verhandlungen einzutreten. Deutlicher hätte Belgrad sein Nein zu Zugeständnissen nicht zu Protokoll geben können. Zwei Tage später, am 24. März, begann die Operation «Allied Force», der Luftkrieg der NATO gegen die Bundesrepublik Jugoslawien, mit dem die verbündeten westlichen Demokratien den «ethnischen Säuberungen» im Kosovo ein Ende bereiten wollten. Mit 769 Flugzeugen trugen die USA dabei die Hauptlast.


  Das Vorgehen der NATO erfolgte ohne ein Mandat des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und widersprach insofern dem Völkerrecht. Ein «Völkergewohnheitsrecht» auf humanitäre Interventionen zum Schutz der Menschenrechte im allgemeinen oder zur Verhinderung eines Völkermords im besonderen gab es 1999 noch nicht (und es ist strittig, ob sich daran inzwischen etwas geändert hat). Der Generalsekretär der NATO, Javier Solana, rechtfertigte die Planungen des Atlantischen Bündnisses am 9. Oktober 1998 mit der Nichterfüllung der Resolution des Sicherheitsrats und namentlich der Resolution Nr.1199 vom 23. September 1998 durch die Bundesrepublik Jugoslawien. Die Folge war, so Solana, die «Fortdauer einer humanitären Katastrophe, weil keine konkreten Maßnahmen für eine friedliche Lösung der Krise von der BRJ ergriffen wurden». Unter den besonderen Umständen der gegenwärtigen Krise im Kosovo seien die Alliierten davon überzeugt, «daß der Allianz eine legitime Grundlage für die Androhung und, falls notwendig, für die Anwendung von Gewalt zur Verfügung steht».


  Von einer rechtspositivistischen Warte aus betrachtet, war die Inanspruchnahme einer Legitimität jenseits des geschriebenen, in der Charta der Vereinten Nationen kodifizierten Völkerrechts ein Sakrileg. Der Hamburger Professor für Strafrecht und Rechtsphilosophie Reinhard Merkel nannte den Krieg im Kosovo im Mai 1999 «illegal, illegitim und, unbeschadet seiner hohen moralischen Zielsetzung, moralisch verwerflich». Es sei ein «Nötigungskrieg, der die Gewalt seines Nötigungsmittels in hohem Maß nicht gegen dessen Adressaten, sondern gegen unbeteiligte Dritte richtete».


  Der Philosoph Jürgen Habermas kam zu einer anderen Bewertung. Nach seiner Überzeugung konnten die Interventionsmächte aus den «erga omnes (gegenüber allen, H. A. W.) verpflichtenden Grundsätzen des Völkerrechts», und nur aus ihnen, eine «Ermächtigung zur Hilfeleistung» ableiten. Solange die Menschenrechte auf globaler Ebene vergleichsweise schwach institutionalisiert seien, «kann sich die Grenze zwischen Recht und Moral, wie in dem vorliegenden Fall verwischen. Weil der Sicherheitsrat blockiert ist, kann sich die NATO nur auf die moralische Geltung des Völkerrechts berufen – auf Normen, für die keine effektiven, von der Völkerrechtsgemeinschaft anerkannten Instanzen der Rechtsanwendung und -durchsetzung bestehen … Die terroristische Zweckentfremdung staatlicher Gewalt verwandelt den klassischen Bürgerwillen in ein Massenverbrechen. Wenn es gar nicht anders geht, müssen demokratische Nachbarn zur völkerrechtlich legitimierten Nothilfe eilen dürfen.» Zum Regelfall aber dürfe die Selbstermächtigung der NATO nicht werden.


  Nicht zufällig wurde die Diskussion über mögliche Rechtfertigungen des Krieges im Kosovo in Deutschland mit besonderer Leidenschaft geführt. Als es im Juni 1995 um einen Beitrag der Bundeswehr zum Schutz und zur Unterstützung der «Schnellen Eingreiftruppe» in Bosnien-Herzegowina ging, hatten die oppositionellen Sozialdemokraten und Grünen im Bundestag mit großen Mehrheiten gegen den Einsatz gestimmt. Den 45 sozialdemokratischen Abweichlern, die mit den Regierungsparteien für die deutsche Beteiligung votierten, hatte der damalige Generalsekretär der SPD, Günter Verheugen, eine besondere deutsche Pflicht zu einer «prinzipiell gewaltfreien Außenpolitik» entgegengehalten und dieses Postulat vor allem mit dem Holocaust begründet.


  Inzwischen waren SPD und Grüne Regierungsparteien. Die Entscheidung für eine Beteiligung der Bundeswehr an einem Kosovo-Einsatz der NATO war mit der Zustimmung großer Mehrheiten beider Parteien am 16. Oktober 1998 noch vom alten Bundestag getroffen worden. Am 24. März 1999 begründete Bundeskanzler Gerhard Schröder in einer Fernsehansprache mit großem Ernst den ersten Kampfeinsatz deutscher Soldaten nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs mit der Pflicht der Deutschen, an der Seite ihrer Verbündeten für die Menschenrechte im Kosovo einzutreten und eine humanitäre Katastrophe zu verhindern. Der besonderen Situation Deutschlands meinte Schröder mit dem wenig überzeugenden Hinweis Rechnung tragen zu müssen, daß es sich bei den Kämpfen im Kosovo vonseiten der Bundeswehr nicht um einen «Krieg» handle.


  Gegen die Beteiligung deutscher Soldaten lehnten sich bei beiden Regierungsparteien starke Minderheiten auf. Auf einem Sonderparteitag der Grünen in Bielefeld wurde Bundesaußenminister Joschka Fischer, ein entschiedener Befürworter des Bundeswehreinsatzes, am 13. Mai 1999 von einem aufgebrachten Kriegsgegner mit einem Farbbeutel attackiert und verletzt. In den Begründungen der deutschen Beteiligung, die Fischer und sein sozialdemokratischer Kabinettskollege Rudolf Scharping, der Bundesminister der Verteidigung, vortrugen, spielten erneut mahnende Hinweise auf die Verbrechen des Nationalsozialismus, auf Konzentrationslager und Auschwitz, eine markante Rolle – aber diesmal, anders als 1995, im Sinne einer besonderen deutschen Verpflichtung zur humanitären Nothilfe. Habermas sprach in diesem Zusammenhang von «fragwürdigen geschichtlichen Parallelen – so als müßten Fischer und Scharping mit ihrer hämmernden Rhetorik eine andere Stimme in sich übertönen».


  Die humanitäre Katastrophe, die die NATO verhindern wollte, war bereits in vollem Gang, als das Bündnis am 24. März seine Luftangriffe auf die jugoslawische Flugabwehr, auf Radaranlagen, Flughäfen, Kasernen, Waffen- und Munitionsdepots aufnahm. Im sumpfigen Niemandsland an der serbisch-mazedonischen Grenze, in der Nähe von Blaće, entstand ein großes improvisiertes Zeltlager mit 80.000 Flüchtlingen. Die Bilder, die von dort um die Welt gingen, wirkten ähnlich erschütternd wie die aus Račak. Die Organisation des Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen, UNHCR (United Nations High Commissioner for Refugees), sorgte kurz darauf in Zusammenarbeit mit der NATO und den mazedonischen Behörden dafür, daß erst in Nord-, dann auch in Westmazedonien Auffanglager gebaut wurden, die die größte Not lindern konnten. Die Vertreibung von ethnischen Albanern durch jugoslawische Verbände aber ging mit unverminderter Brutalität weiter. Ob dies nach einem ausgeklügelten Schema, dem vom deutschen Verteidigungsminister Scharping der Öffentlichkeit präsentierten «Hufeisenplan», geschah, ist freilich strittig. In den Besitz eines entsprechenden, angeblich schon im Dezember 1998 erstellten Originalpapiers sind westliche Regierungen jedenfalls nicht gelangt.


  Das Bild, das sich die westliche Öffentlichkeit vom Krieg im Kosovo machte, wurde in hohem Maß durch die sogenannten «Kollateralschäden» bestimmt: ungewollte Nebenfolgen, die nach den Zweifeln am «Recht zum Krieg» (dem «jus ad bellum») auch Besorgnisse hinsichtlich der Beachtung des Kriegsvölkerrechts (des «jus in bello») durch die NATO aufkommen ließen. Bereits am 27. März wurden die Bombenangriffe der Verbündeten auf strategisch wichtige Ziele im gesamten Gebiet der Bundesrepublik Jugoslawien, darunter Ministerien, Brücken, Raffinerien und Kraftwerke, ausgedehnt. Am 14. April verwechselte ein alliierter Pilot einen Flüchtlingstreck mit einem Militärkonvoi: über 70 kosovarische Flüchtlinge wurden dabei getötet. Gewollt war der Angriff auf einen Belgrader Fernsehsender am 23. April, bei dem 16 Journalisten und Techniker ums Leben kamen. Der spektakulärste Irrtum der Alliierten war die Teilzerstörung der chinesischen Botschaft in Belgrad am 7. Mai durch eine amerikanische Präzisionsbombe. Drei Menschen starben dabei. Die Verwendung von panzerbrechender Munition hatte ein «toxic battlefield» (vergiftetes Schlachtfeld), die Verstrahlung der Luft durch Uran und geringe Mengen von Plutonium, zur Folge: eine Wirkung, die eine Gefahr auch für die eigenen Soldaten bedeutete.


  Die «Kollateralschäden» machten die Grenzen der Luftkriegführung deutlich. Ein Großteil der Nebenwirkungen war unkalkulierbar. Einen Bodenkrieg aber lehnten nicht nur die Deutschen, sondern zunächst auch Präsident Clinton ab. Tony Blair hingegen drängte seit Ende April auf einen Kampfeinsatz von Bodentruppen, und seit Ende Mai begann auch Bill Clinton von seinem bisherigen kategorischen Nein abzurücken. Hätte sich der britische Premierminister mit seiner Forderung durchgesetzt, wäre die Spaltung der Allianz die Folge gewesen. Gerhard Schröder tat alles, um seine Verbündeten von einem Schritt abzuhalten, den Deutschland nicht mitgehen konnte. Die beiden Regierungsparteien hatten sich auf ein Nein zum Bodenkrieg festgelegt, und sie wußten in dieser Frage nicht nur das Gros der parlamentarischen Opposition, sondern auch die Bevölkerung insgesamt hinter sich.


  Im eigenen Lande populär war hingegen eine deutsche Politik, die auf die rasche Beendigung der Kampfhandlungen und eine dauerhafte Befriedung des Kosovo hinwirkte. Dabei empfahl sich eine frühzeitige Einbindung Rußlands, das gegen den Luftkrieg der NATO scharf protestiert, aber Milošević keinerlei Unterstützung gewährt hatte. Bereits Ende März reifte in Gesprächen zwischen Außenminister Fischer und seinen engsten Mitarbeitern ein Fünf-Punkte-Plan: Er sah eine sofortige Waffenruhe, die Entwaffnung und den Abzug der serbischen Freischärler, die Rückkehr der Flüchtlinge und die Zusicherung Belgrads vor, auf der Grundlage des Abkommens von Rambouillet eine politische Lösung für das Kosovo auszuhandeln. Am 8. April billigte der Europäische Rat, am 12. April der NATO-Rat den Vorschlag und ergänzte ihn um zwei weitere Punkte: die Bildung einer Garantietruppe und die Zulassung von humanitären Hilfsorganisationen.


  Um dieselbe Zeit, am 8. und 9. April, zeichnete sich im Rahmen einer G8-Besprechung auf Direktorenebene in Dresden eine Annäherung Rußlands an die westliche Position ab: eine Kurskorrektur, die sich aus dem Interesse Präsident Jelzins an internationaler Finanzhilfe und einem guten Verlauf des G8-Gipfels in Köln Ende Juni erklärte. Am 14. April ernannte Jelzin den früheren Ministerpräsidenten Tschernomyrdin zum Sonderbeauftragten für die Beilegung des Kosovo-Konflikts. Am 6. Mai verabschiedeten die Außenminister der G8 auf dem Petersberg bei Bonn eine Grundsatzerklärung auf der Basis des erweiterten Fünf-Punkte-Plans. Sie verständigten sich darauf, daß die Souveränität und die territoriale Unversehrtheit der Bundesrepublik Jugoslawien erhalten blieben, das Kosovo substantielle Autonomierechte erhielt und die UÇK zu demilitarisieren war. Bei der internationalen Sicherheitskonferenz war eine substantielle Beteiligung der NATO vorgesehen. Die Übergangsverwaltung für den Kosovo sollte durch eine Resolution des Sicherheitsrats eingesetzt werden.


  Während die NATO unter dem Eindruck der inzwischen über eine Million Flüchtlinge im Kosovo und in Mazedonien ihre Bombenangriffe auf Serbien und hier vor allem auf Verkehrswege und Industrieanlagen steigerte, gewannen gleichzeitig die diplomatischen Bemühungen um eine Beendigung des Krieges an Intensität. Die Verhandlungsregie lag in diesen Wochen in den Händen einer Troika: des stellvertretenden amerikanischen Außenministers Strobe Talbott, eines angesehenen Rußlandkenners, des finnischen Präsidenten Martti Ahtisaari, der als Beauftragter der EU fungierte, und des russischen Sonderbeauftragten Viktor Tschernomyrdin.


  Am 28. Mai – einen Tag, nachdem beim Internationalen Kriegsverbrechertribunal in Den Haag Anklage gegen Milošević erhoben worden war – führte Tschernomyrdin elfstündige Gespräche mit dem jugoslawischen Präsidenten und weiteren Mitgliedern der Belgrader Staatsführung. Er gewann dabei den Eindruck, daß Milošević begonnen hatte, die hoffnungslose Lage seines Landes zu begreifen und sich auf die Forderungen der Gegenseite einzulassen. Vieles kam zusammen, um das Belgrader Umdenken zu bewirken: Die Infrastruktur des Landes war weithin zerstört, die wirtschaftliche Lage katastrophal; mit dem Einsatz westlicher Bodentruppen mußte gerechnet werden; die Zeichen von Kriegsmüdigkeit in der serbischen Bevölkerung waren nicht zu übersehen; die Hoffnung auf russischen Beistand hatte sich als Illusion erwiesen. Am 1. Juni reiste Tschernomyrdin erneut in die serbische Hauptstadt. Am gleichen Tag traf Ahtisaari in Belgrad ein. Beide verhandelten an diesem und dem folgenden Tag mit Milošević, dem serbischen Präsidenten Milutinović und Außenminister Jovanović und erhielten dabei die Zusicherung, daß die Bundesrepublik Jugoslawien den Friedensplan, wie er auf dem Petersberg beschlossen worden war, akzeptieren werde. Beim Treffen des Europäischen Rats in Köln am 3. und 4. Juni wurde der Bericht Ahtisaaris mit Genugtuung aufgenommen.


  Einen Tag nach dem Abschluß des EU-Gipfels begannen im mazedonischen Kumanovo die Waffenstillstandsverhandlungen. Sie wurden am 9. Juni abgeschlossen. Tags darauf begann der Abzug der jugoslawischen Truppen aus dem Kosovo. Am gleichen 10. Juni stellte die NATO ihre Luftangriffe ein. Einige Stunden nach der Beendigung der Kampfhandlungen verabschiedete der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Resolution Nr.1244. Sie autorisierte eine internationale Zivilverwaltung unter dem Dach der UNO, die United Nations Interim Administration Mission in Kosovo (UNMIK), und zwar unter Mitwirkung der EU im wirtschaftlichen Bereich und der OSZE auf dem Feld von freien Wahlen und Entwicklung der Demokratie. Neben der UNMIK stand die KFOR (Kosovo Force), die internationale Militärpräsenz, für deren «robusten» Charakter die Führung durch die NATO bürgen sollte.


  Die ersten Einheiten der KFOR rückten am 11. Juni in das Kosovo ein. Sechs Tage später verständigten sich die USA und Rußland in Helsinki auf die Art und Weise der russischen Beteiligung an der internationalen Militärpräsenz. Damit war sichergestellt, daß der G8-Gipfel, der vom 18. bis 20. Juni in Köln stattfand, für Boris Jelzin zu einem großen politischen und persönlichen Erfolg werden konnte. Sechseinhalb Wochen später, am 30. Juli 1999, wurde in Sarajewo feierlich der Stabilitätspakt für Südosteuropa unterzeichnet: ein auf deutsche Initiative zustande gekommenes, von der EU vorangetriebenes Hilfsprogramm mit dem Ziel, die wirtschaftliche Entwicklung, den staatlichen Zusammenhalt und die friedliche Zusammenarbeit im krisengeschüttelten Balkan nachhaltig zu unterstützen.


  Für das Kosovo bedeutete die Beendigung des Krieges nicht das Ende der Gewalt. Der serbischen Vertreibung der ethnischen Albaner folgten zahllose Racheakte von Kosovaren an Angehörigen der serbischen Minderheit und ein Strom von Flüchtlingen, die das Kosovo in Richtung Serbien oder Montenegro verließen: Auf insgesamt zwischen 130.000 und 200.000 Menschen wird ihre Zahl geschätzt. Die UÇK stimmte im September 1999 ihrer (nominellen) Auflösung und Entwaffnung zu; ihre Mitglieder wurden in das unter der Ägide der UNO stehende Kosovo Protection Corps, eine Art von Ersatzpolizei, übernommen.


  Doch damit verschwand die UÇK nicht von der Bildfläche. Der Chef ihres dominierenden Clans, Hashim Thaçi, fungierte mittlerweile als Führer der Demokratischen Partei des Kosovo und als einer der wichtigsten kosovarischen Ansprechpartner der UNMIK unter ihrem ersten Leiter, dem Franzosen Bernard Kouchner, dem früheren Vorsitzenden der Hilfsorganisation «Ärzte ohne Grenzen» (Médécins sans frontières). Die moderate Demokratische Liga des Kosovo unter Ibrahim Rugova erhielt zwar im Oktober 2000 bei den Kommunalwahlen mit einem Stimmenanteil von 58Prozent eine überwältigende Mehrheit, besaß aber weniger politische Durchschlagskraft als die militanten Kräfte um Thaçi.


  Die NATO sah über das, was sich hinter den UÇK-Strukturen verbarg, lange Zeit hinweg. Als es im März 2001 zu Gewaltakten ethnischer Albaner in den an das Kosovo grenzenden Gebieten im Süden Serbiens und im Nordwesten Mazedoniens kam, nahm das die «New York Times» zum Anlaß einer bitteren Zwischenbilanz. Die NATO habe sich, so hieß es in dem Artikel, gegenüber der UÇK für eine Beschwichtigungspolitik entschieden, um nicht von denen angegriffen zu werden, die sie befreit hatte. «Washington und die NATO taten so, als ob die UÇK aufgelöst und entwaffnet worden wäre. Dabei schlossen sie ihre Augen vor organisierten Bemühungen, die Nichtalbaner aus dem Kosovo zu vertreiben, gemäßigte albanische Politiker umzubringen, Zeugen und Richter zu beeinflussen und illegale Tätigkeiten wie Drogenhandel, Waffenschmuggel und Menschenhandel aufzubauen und zu beherrschen.» Sechseinhalb Jahre später, bei den dritten Parlamentswahlen im Internationalen Protektorat Kosovo, im November 2007, stieg Thaçis Partei zur stärksten politischen Kraft auf: Sie erhielt 34Prozent, die Partei des Anfang 2006 verstorbenen Rugova knapp 23Prozent der Stimmen.


  Die Bundesrepublik Jugoslawien erlebte im Jahr nach ihrer verheerenden Niederlage im letzten der jugoslawischen Nachfolgekriege einen Macht- und Regimewechsel. Am 24. September 2000 fanden Präsidenten-, Parlaments- und Kommunalwahlen statt, bei denen es zu einer großen Zahl von Unregelmäßigkeiten kam. Der Ausgang des ersten Wahlgangs der Präsidentenwahl war strittig: Der Bundeswahlkommission zufolge hatte Milošević 40,2, sein Herausforderer, der Rechtsanwalt Vojislav Koštunica von der Demokratischen Opposition Serbiens, 48,2Prozent der Stimmen erhalten, so daß ein zweiter Wahlgang erforderlich war. Die Opposition hatte anders gezählt: Demnach hatte der amtierende Präsident 38,2, ihr eigener Kandidat 51,7Prozent erhalten, so daß Koštunica der gewählte Präsident war.


  Für den Führer der oppositionellen Demokratischen Partei, Zoran Djindjić, war die Erklärung der amtlichen Kommission der Anlaß, zu Streiks und Massendemonstrationen aufzurufen. Sie begannen am 2. Oktober und erreichten am 5. Oktober ihren Höhepunkt: den Umschlag in eine der kürzesten Revolutionen der Geschichte. Empörte Massen stürmten das Parlament und einen regimetreuen Rundfunk- und Fernsehsender. Die Polizei setzte Tränengas ein und gab Warnschüsse ab; ein Teil der Sicherheitskräfte lief zu den Demonstranten über. Gegen 18 Uhr 30 verkündete Koštunica vom Balkon des Belgrader Rathauses aus vor einer riesigen Menschenmenge die Befreiung Serbiens und erklärte sich selbst zum gewählten Präsidenten der Bundesrepublik Jugoslawien. Tags darauf gestand Milošević seine Niederlage ein. Am 7. Oktober wurde Koštunica vereidigt.


  Die demokratische Opposition Serbiens war ein Zweckbündnis von höchst gegensätzlichen Kräften. Es reichte von der Serbischen Erneuerungsbewegung um den exzentrischen Monarchisten Vuk Drašković über die nationalistische Demokratische Partei Serbiens, die von Koštunica geführt wurde, bis zu der reformerischen, prowestlichen Demokratischen Partei von Zoran Djindjić, der in Deutschland, unter anderem bei Jürgen Habermas, Philosophie studiert hatte. Koštunica fehlten der Wille und die Kraft zu einem Brückenschlag in Richtung Westen und namentlich zur Europäischen Union, aber auch zur Abrechnung mit der autoritären Vergangenheit. Djindjić wurde, nachdem die Opposition die serbischen Parlamentswahlen vom Dezember 2000 gewonnen hatte, im Januar 2001 zum Ministerpräsidenten der Teilrepublik Serbien gewählt. Seine Entschlossenheit zum Bruch mit dem alten Regime unterstrich er, als seine Regierung am 28. Juni 2001 den gestürzten Präsidenten Milošević an das Internationale Kriegsverbrechertribunal in Den Haag auslieferte: eine Entscheidung, mit der sich Djindjić den erbitterten Haß der serbischen Nationalisten zuzog. Zu diesem Teil des politischen Spektrums gehörte auch das kriminelle Netzwerk, aus dessen Reihen die Attentäter kamen, die Djindjić am 12. März 2003 auf offener Straße ermordeten.


  Im Monat zuvor hatte sich die Bundesrepublik Jugoslawien aufgelöst. An ihre Stelle trat die Staatenunion Serbien und Montenegro. Diesem Gebilde war aber nur eine kurze Lebensdauer beschieden. Im Mai 2006 sprachen sich die Bürgerinnen und Bürger Montenegros für die Unabhängigkeit aus. Am 3. Juni folgten die Unabhängigkeitserklärung der Republik Montenegro und die Auflösung der Staatenunion mit Serbien. Jugoslawien gehörte endgültig der Vergangenheit an.


  Die militärische Intervention des Atlantischen Bündnisses im Kosovo ist bis heute ein umstrittenes Kapitel der jüngsten Zeitgeschichte. Die wiederholten Wellen von Gewalt gegenüber der serbischen Minderheit im Kosovo, besonders in den Jahren 2003 und 2004, und die kriminellen Machenschaften der UÇK-Erben führten dazu, daß sich die von Anfang an starken Zweifel an Zweck und Berechtigung des westlichen Vorgehens mehrten. Doch die gewaltsame Unterdrückung der ethnischen Albaner durch das Serbien Slobodan Miloševićs war keine Erfindung kosovarischer Nationalisten oder westlicher Propagandisten. Sie war eine den Frieden der ganzen Region bedrohende Herausforderung der Prinzipien, zu denen sich die Mitgliedstaaten der KSZE, auch Jugoslawien, im November 1990 in der Charta von Paris bekannt hatten. Der Westen hatte also gute Gründe, Belgrad zur Achtung der Menschenrechte der Kosovaren und zur friedlichen Beilegung eines innerstaatlichen Konflikts anzuhalten – und angesichts der Blockade im Sicherheitsrat dieser Forderung auch ohne Mandat der Vereinten Nationen mit militärischen Mitteln Nachdruck zu verleihen.


  Die treibende Kraft der Konfrontation mit Serbien waren die USA. Aus der Sicht Washingtons hätte die NATO geradezu ihre Daseinsberechtigung verloren, wenn sie den «ethnischen Säuberungen» im Kosovo nicht energisch entgegengetreten wäre. Da Rußland, anders als die Sowjetunion in der Zeit des Kalten Krieges, nicht stark genug war, das westliche Bündnis von einer Intervention abzuhalten, gab es aus der Sicht der Vereinigten Staaten nichts, was gegen sie sprach. Die führenden Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die, auf sich gestellt, im Balkan nichts zu bewirken vermochten, schlossen sich der amerikanischen Einschätzung an, was Großbritannien und Frankreich sehr viel leichter fiel als Deutschland. Was die Westeuropäer den Amerikanern Anfang 1999 abringen konnten, war der Versuch, mit Belgrad zunächst einmal zu verhandeln, statt ohne weitere Umstände das Ultimatum vom 12. Oktober 1998 zu erneuern. Für die USA waren die Gespräche von Rambouillet eher eine Pflichtübung. In den Worten des deutschen Diplomaten Günter Joetze, des Autors einer der gründlichsten Studien zum Kosovokrieg: «Die amerikanische Diplomatie hatte ein Ultimatum gegen eine Konferenz eintauschen müssen. Jetzt kam es darauf an, möglichst viele ultimative Inhalte in die Konferenz einzubringen.»


  Nichts spricht freilich dafür, daß größere Konzilianz des Westens Milošević veranlaßt haben würde, von seinen Positionen in Sachen Kosovo abzurücken. Der mythische Platz, den der serbische Nationalismus dem Kosovo, der vermeintlichen Wiege der nationalen Identität, zuwies, machte dem Belgrader Machtzentrum eine rationale Güterabwägung unmöglich. Die Folge war die Operation Allied Force. So unbefriedigend ihre Ergebnisse in vieler Hinsicht auch waren: Das Eingreifen der NATO verhalf den Kosovaren zu einem bisher ungekannten Maß an Selbstbestimmung, und es trug dazu bei, daß sich die Völker Serbiens und Montenegros im Jahr darauf von der autoritären Herrschaft Miloševićs befreien konnten.


  Im selben Jahr 2000 legte eine von dem schwedischen Ministerpräsidenten Göran Persson angeregte, von dem südafrikanischen Richter Richard Goldstone und dem Generalsekretär des Olof Palme International Center in Stockholm, Carl Tham, geleitete elfköpfige Expertenkommission ihren Bericht über Folgerungen aus dem Kosovokrieg vor. Die Verfasser hielten das Vorgehen der NATO trotz des fehlenden Mandats der Vereinten Nationen für letztlich gerechtfertigt. Sie beriefen sich bei diesem Urteil auf drei Generalsekretäre der Vereinten Nationen – Kofi Annan, Javier Pérez de Cuéllar und Boutros Boutros-Ghali –, die zu der Einsicht gelangt waren, daß die Entwicklung der internationalen Rechtsstandards inzwischen einen Stand erreicht hatte, wo Normen der Nicht-Intervention und der Achtung von Souveränitätsrechten angesichts von schweren Verstößen gegen Menschenrechte und Menschlichkeit nicht mehr dieselbe Geltung beanspruchen konnten wie früher. Die organisierte internationale Gemeinschaft verfüge demzufolge über «eine zuverlässige Option der humanitären Intervention als einen Weg, um verletzbare Völker vor schweren Verstößen gegen die Menschenrechte, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Völkermord zu schützen».


  Die Kommission empfahl infolgedessen die Ausarbeitung eines Katalogs von Prinzipien, nach denen humanitäre Interventionen zu rechtfertigen waren, sodann die Verabschiedung einer entsprechenden Erklärung der Vollversammlung der Vereinten Nationen, eine daran orientierte Interpretation der Charta der Vereinten Nationen durch den Sicherheitsrat mit dem Ziel, Souveränitätsrechte, Durchsetzung der Menschenrechte und die Verhinderung humanitärer Katastrophen in ein Gleichgewicht zu bringen, und schließlich eine Ergänzung der Charta durch eine Erklärung über das Recht und die Verantwortung humanitärer Interventionen.


  Der «Kosovo-Report» von 2000 wurde zu einer der Keimzellen des Prinzips der «Schutzverantwortung» (Responsibility to Protect), das im September 2005 vom Weltgipfel der Vereinten Nationen in New York beschlossen und von der UN-Vollversammlung in ihren Bericht über den Weltgipfel aufgenommen wurde. Im April 2006 billigte auch der Sicherheitsrat den Bericht der Vollversammlung. Der Begriff «Responsibility to Protect» geht auf die von der kanadischen Regierung im Jahr 2000 eingesetzte International Commission on Intervention and State Sovereignty zurück. Jedem Staat obliegt es demnach, die eigene Bevölkerung vor Massenverbrechen (mass atrocities) zu schützen. Die internationale Gemeinschaft trägt die Verantwortung, dem Staat hierbei zu helfen. Wenn der betreffende Staat dieser Verantwortung nicht nachkommt und friedliche Mittel versagen, muß die internationale Gemeinschaft Zwangsmaßnahmen ergreifen, was äußerstenfalls auch militärische Mittel einschließt. Der Weltgipfel nannte in seinem Beschluß als Fälle, in denen die Schutzverantwortung zum Tragen kommen sollte, Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnische Säuberungen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit.


  Ein Recht auf oder eine Pflicht zur Intervention bedeutet die «Responsibility to Protect», so wie die Vereinten Nationen sich die Lehre zu eigen gemacht haben, nicht. Sie enthält auch keine Antwort auf die Frage, was die Völkergemeinschaft zu tun hat, wenn eine oder mehrere Vetomächte den Sicherheitsrat daran hindern, seiner Verantwortung gerecht zu werden. Das Dilemma, vor das sich der Westen 1998/99 im Fall des Kosovo gestellt sah, war ohne grundlegende Reform der Vereinten Nationen nicht lösbar. Die westlichen Demokratien mußten weiterhin in jedem Einzelfall neu entscheiden, wie sie sich verhalten sollten, wenn es zu einem Konflikt zwischen dem kodifizierten Völkerrecht und ungeschriebenen humanitären Gesetzen kam, die für ihr Selbstverständnis grundlegend waren.


  Für die Westeuropäer enthielt der Kosovokrieg noch eine andere Lektion. Aus eigener Kraft hatten sie dem Morden auf dem Balkan kein Ende bereiten können. Es waren die Vereinigten Staaten, die sie zum gemeinsamen Handeln im Rahmen des Atlantischen Bündnisses veranlaßt hatten, und nur weil die USA einen entscheidenden Anteil an der Operation Allied Force hatten, wurde sie zum Erfolg. Auf die NATO war Westeuropa, wann immer es um die Abwehr von Drohungen globaler Dimension ging, weiterhin angewiesen. Bei regionalen Gefahren für Frieden und Sicherheit in Europa aber mußte es im Interesse der Europäischen Union sein, auch selbständig handeln zu können. Nach der Beilegung des Kosovo-Konflikts gab es jeden Grund, verstärkt über eine Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik nachzudenken und entsprechende Folgerungen zu ziehen.


  Einige praktische Schritte in dieser Richtung tat die EU noch im Jahr 1999, und zwar, was besonders wichtig war, unter maßgeblicher Beteiligung Großbritanniens, das seine Verteidigungspolitik bisher strikt atlantisch ausgerichtet hatte. Auf ihrem Kölner Gipfel im Juni verständigten sich die Staats- und Regierungschefs darauf, die 1954 gegründete Westeuropäische Union in die EU zu integrieren und deren (1992 neu definierte) Aufgaben zu übernehmen, darunter humanitäre Einsätze, Katastrophenhilfe, friedenserhaltende Aufgaben und gegebenenfalls auch Kampfeinsätze. Auf dem folgenden Gipfel in Helsinki im Dezember 1999 setzte sich die EU das Ziel, innerhalb von sechzig Tagen bis zu 60.000 Soldaten für einen Einsatz mobilisieren zu können, der bis zu einem Jahr dauern konnte. Verwirklicht werden sollte diese (seit dem Gipfel von Nizza im Dezember so genannte) «Eingreiftruppe der Europäischen Union» bis zum Jahr 2003. Um dieser Vorgabe Genüge zu tun, bedurfte es vor allem der politischen Einigkeit. Doch eben davon war Europa, wie wir noch sehen werden, im Zieljahr 2003 sehr viel weiter entfernt als in den ersten Monaten nach dem Kosovokrieg.[12]


  «Wir sind alle Amerikaner»: Von der Präsidentenwahl 2000 zu den Terroranschlägen vom 11. September 2001


  Für die Vereinigten Staaten von Amerika stand das Jahr 2000 ganz im Zeichen der Präsidentenwahl. Präsident Clinton hatte Grund, mit der wirtschaftlichen Bilanz seiner acht Jahre im Weißen Haus im Großen und Ganzen zufrieden zu sein. Die Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts lagen zwischen 1995 und 2000 bei durchschnittlich 4Prozent. Der Dow-Jones-Index hatte 1999 erstmals die Marke von 11.000 Punkten überschritten. Die Neuverschuldung der USA war unter Clinton zuerst Schritt für Schritt zurückgegangen und dann 1998 erstmals seit drei Jahrzehnten wieder einem Haushaltsüberschuß gewichen. Die Arbeitslosigkeit war gesunken (von 5,6Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung 1995 auf 4Prozent 2000), die Inflationsrate lag im Durchschnitt der Jahre 1995 bis 2000 bei 2,5Prozent, stieg allerdings von 1999 auf 2000 von 2,2 auf 3,4Prozent.


  Die Durchschnittseinkommen der Amerikaner waren in den achtziger und neunziger Jahren gewachsen, freilich auf sehr ungleichmäßige Weise: beim reichsten Fünftel um 20Prozent, beim nächst wohlhabenden Fünftel um 8Prozent; bei den restlichen 60Prozent hatten sich die Familieneinkommen hingegen kaum verändert. Clinton konnte sich aber zugute halten, daß in seiner Amtszeit die Zahl der in Armut lebenden Amerikaner stärker zurückgegangen war als in den letzten drei Jahrzehnten, daß er die finanziellen Grundlagen von «Social Security» und «Medicare» gefestigt und den sozialen Aufstieg durch Bildung mittels einer großzügigen Ausweitung von Krediten und Steuerbefreiungen tatkräftig gefördert hatte.


  Auch außenpolitisch konnte Clinton auf eine Reihe von Erfolgen zurückblicken. Unter seiner Präsidentschaft hatte sich das Verhältnis der USA zu Rußland und zur Volksrepublik China günstig entwickelt. 1995 hatte er diplomatische Beziehungen zum kommunistischen Vietnam aufgenommen. Von den westeuropäischen Regierungschefs waren ihm manche zu persönlichen Freunden geworden. Er hatte entscheidend zur Beendigung der blutigen «ethnischen Säuberungen» im ehemaligen Jugoslawien, zuerst 1995 in Bosnien-Herzegowina, dann 1999 im Kosovo beigetragen und im September 1999 Nordkorea zum Verzicht auf einen umstrittenen Test mit einer Langstreckenrakete bewegen können.


  Zeitweilig hatte es so ausgesehen, als ob Clinton auch im Nahen Osten für eine dauerhafte Befriedung sorgen könne. In seinem letzten Amtsjahr aber erlebte er auf diesem Gebiet fatale Rückschläge. Zwischen dem israelischen Ministerpräsidenten Ehud Barak und dem Chef der PLO, Jassir Arafat, kam es bei mehreren, von Clinton vermittelten und aktiv mitgestalteten Verhandlungsrunden – im Juli und im Dezember 2000 in den USA, im Oktober im ägyptischen Scharm El-Sheikh – zu keiner Verständigung über den Hauptstreitpunkt, den künftigen Status von Jerusalem. Aus Sicht des Präsidenten war Arafat der Hauptverantwortliche für diesen Fehlschlag. Doch einen mindestens ebenso großen Schuldanteil trug ein israelischer Nationalist: Ariel Scharon, der Führer des Likud-Blocks. Mit einem Besuch auf dem Jerusalemer Tempelberg, einem muslimischen Heiligtum, am 28. September 2000 hatte er gewalttätige Ausschreitungen der Palästinenser, die sogenannte «Zweite Intifada», provoziert. Israel antwortete mit Sanktionen, die das Wirtschaftsleben in den Autonomiegebieten faktisch zum Erliegen brachten. Am 9. Dezember trat Barak zurück, blieb aber vorerst geschäftsführend im Amt. Aus der (letzten) Direktwahl eines Ministerpräsidenten ging Scharon am 6. Februar 2001 mit einem Stimmenanteil von 62,4Prozent gegenüber 37,6Prozent für Barak als überlegener Sieger hervor. Anfang März bildete Scharon eine «Regierung der nationalen Einheit», der auch Politiker der Arbeiterpartei angehörten. Ein friedlicher Ausgleich zwischen Israel und den Palästinensern rückte damit in weite Ferne.


  Aus derselben Weltregion kam im Herbst 2000 auch eine Schreckensmeldung, die den Amerikanern erneut ihre Verletzbarkeit durch Terrorakte vor Augen führte: Am 12. Oktober verübte ein islamistisches Selbstmordkommando im Hafen von Aden einen Sprengstoffanschlag auf das Kriegsschiff «USS Cole». 17 Besatzungsmitglieder wurden dabei getötet, 40 weitere verletzt; an dem Schiff, einem der modernsten der US-Marine, entstand ein Schaden in Höhe von 250Millionen Dollar. Alle Anzeichen sprachen dafür, daß das Attentat auf das Konto von Al Qaida ging. Ein stichhaltiger Beweis für die Urheberschaft Osama Bin Ladens aber ließ sich nicht erbringen. Vergeltungsschläge auf Ausbildungslager der Terrororganisation in Afghanistan unterblieben infolgedessen. Sie wären auch innenpolitisch gefährlich gewesen: Wurden bei einem amerikanischen Raketenangriff unschuldige Dritte, etwa afghanische Kinder, getötet oder verletzt, so hätte das nicht nur Clinton, sondern auch seine Partei, die Demokraten, und ihren Präsidentschaftsbewerber, Vizepräsident Al Gore, in eine schwierige Lage gebracht.


  Zu seinem Kandidaten für das Amt des Vizepräsidenten hatte Al Gore den demokratischen Senator Joseph Liebermann aus Connecticut gemacht, den ersten jüdischen Bewerber um das zweithöchste Amt der USA. Bei den Republikanern war der Gouverneur von Texas, George W. Bush, der älteste Sohn des früheren Präsidenten George H. W. Bush, als Sieger aus den Vorwahlen hervorgegangen. Sein «running mate» war der Vorstandsvorsitzende des eng mit dem Ölgeschäft verbundenen Konzerns Halliburton, Dick Cheney, der unter dem älteren Bush Verteidigungsminister gewesen war. Der bisherige Vizepräsident Al Gore hatte sich einen Namen als vorausschauender Umweltpolitiker gemacht und galt als Intellektueller: für konservative Republikaner ein hinreichender Grund, ihn während des Wahlkampfes mit einer Schmutzkampagne zu überziehen. Sein republikanischer Konkurrent präsentierte sich als «mitfühlender Konservativer» (compassionate conservative), womit er dem bei seiner «aristokratischen» Herkunft naheliegenden Verdacht der sozialen Kälte entgegenwirken wollte. Er erteilte humanitären Interventionen in Regionen, die für die USA nicht von strategischem Interesse waren, eine Absage und erweckte so den Eindruck eines harten «Realpolitikers». Als unabhängiger Bewerber trat der Verbraucheranwalt Ralph Nader an: eine Bewerbung, die nach Lage der Dinge nur zu Lasten des demokratischen Tickets gehen konnte.


  George Walker Bush, am 6. Juli 1946 in New Haven, Connecticut, geboren, studierte von 1964 bis 1968 als Undergraduate Geschichte in Yale und verdankte es dem Einfluß seines Vaters, daß er 1972 trotz unterdurchschnittlicher akademischer Leistungen das Studium an der Harvard Business School aufnehmen konnte, wo er den Titel eines Master of Business Administration erwarb. Bush senior war auch hilfreich, als es darum ging, seinem Sohn 1968 eine militärische Ausbildung und den Dienst als Pilot bei der Nationalgarde erst von Texas, dann von Alabama zu ermöglichen, wodurch der spätere Präsidentschaftskandidat einer Einberufung zum Kriegsdienst in Vietnam entging. Ein religiöses Erweckungserlebnis, das ihn zu einem evangelikalen «reborn Christian» machte, und der Einfluß seiner späteren Frau Laura halfen ihm, seine zeitweilige Trunksucht zu überwinden. Sein persönliches Vermögen erwarb Bush im texanischen Ölgeschäft und als Anteilseigner und Manager der Texas Rangers, einer Baseballmannschaft. Die politische Karriere von George W. Bush begann 1978 mit der erfolglosen Kandidatur für das Repräsentantenhaus in Washington. 1995 wurde er erstmals, 1999 ein zweites Mal zum Gouverneur von Texas gewählt. Sein wichtigster Mitarbeiter war in dieser Zeit der konservative Politikberater Karl Rove, den er auch zum Manager seines Präsidentschaftswahlkampfs machte.


  Bei der Präsidentenwahl vom 7. November 2000 gewann Al Gore rund 544.000 Stimmen mehr als Bush. Sein Stimmenanteil belief sich auf 48,38, der seines republikanischen Widersachers auf 47,87Prozent. Ralph Nader kam auf 2,74Prozent. Wahlsieger aber war Gore damit noch nicht. Alles hing davon ab, wer die meisten Wahlmänner und Wahlfrauen hinter sich bringen konnte, und diese Frage blieb noch lange offen. Sie mußte sich in Florida entscheiden, wo Jeb Bush, der jüngere Bruder des republikanischen Kandidaten, das Amt des Gouverneurs innehatte.


  Der Ausgang des Rennens im «Sunshine State» war am Ende des Wahlabends noch ungewiß. Sehr rasch aber stellte sich heraus, daß irreführend gestaltete Stimmzettel und das Versagen von altmodischen und notorisch unzuverlässigen Zählmaschinen, auffallenderweise gerade in Hochburgen der Demokraten, zu erheblichen Verzerrungen der Wahlergebnisse geführt hatten. Eine erste, von den Demokraten erwirkte Gerichtsentscheidung hatte eine Nachzählung in einigen Counties zur Folge. Am 8. Dezember ordnete der Oberste Gerichtshof von Florida auf Antrag der Demokraten eine Nachzählung von etwa 45.000 umstrittenen Stimmen in ganz Florida an. Tags darauf entschied der von den Republikanern eingeschaltete Oberste Gerichtshof der USA mit 7 zu 2 Stimmen, daß die Nachzählung in Florida auf Grund einzelstaatlicher Bestimmungen einzustellen war. Am späten Abend des 12. Dezember beschloß der Supreme Court mit 5 zu 4 Stimmen, daß nach dem Recht des Staates Florida die Frist für eine Nachzählung am gleichen Tag um Mitternacht endete. Da bis dahin ein Ergebnis nicht vorlag und nicht vorliegen konnte, lief das Urteil auf die Bestätigung des (angeblichen) Wahlsiegs von Bush in Florida hinaus: Der republikanische Bewerber hatte demnach 537 Stimmen mehr erhalten als der Kandidat der Demokraten.


  Der Protest der überstimmten Richter war ebenso vergeblich wie die empörten Reaktionen der liberalen Öffentlichkeit. Die Mehrheit der Richter bestand aus Konservativen, und die hatten so entschieden, wie es ihrer politischen Überzeugung entsprach. Abgesehen von der berüchtigten Dred-Scott-Entscheidung von 1857, mit der die obersten Richter die Sklaverei in den Südstaaten legitimiert hatten, war kaum je ein Urteil des Supreme Court derart von Willkür geprägt gewesen wie das vom 12. Dezember 2000. Das häufig zu hörende Wort vom «Gerichtsputsch» spiegelte diesen verbreiteten Eindruck wider. Im Gremium der Wahlmänner und Wahlfrauen lag das Stimmenverhältnis nunmehr fest: 271 für Bush, 266 für Gore. Der unterlegene Kandidat fügte sich in das Unvermeidliche und gestand am 13. Dezember in einer eindrucksvollen Fernsehansprache seine Niederlage ein.


  Das Ergebnis der Kongreßwahlen war ohnehin nicht strittig gewesen: Im Repräsentantenhaus hatten die Republikaner 9 Sitze mehr als die Demokraten; im Senat gab es ein Patt von 50 zu 50, das sich einige Monate später, nach dem Parteiaustritt des liberalen Republikaners Jim Jeffords aus Vermont Ende Mai 2001, zugunsten der Demokraten auflöste. Am 20. Januar 2001 leistete der 43. Präsident der Vereinigten Staaten seinen Amtseid. Die Zweifel an der Legitimität seiner Wahl überdauerten bei nicht wenigen Amerikanern den Machtwechsel im Weißen Haus.


  Vizepräsident Dick Cheney war nicht der einzige aus dem engeren Kreis um den Präsidenten George H. W. Bush, der der Administration seines Sohnes angehörte. Stabschef im Weißen Haus wurde der ehemalige Verkehrsminister Andrew («Andy») Card. Außenminister Colin Powell, der erste Afroamerikaner an der Spitze des State Department, war von Oktober 1989 bis September 1993 Chef des Generalstabs und zuvor unter Ronald Reagan von Ende 1987 bis Anfang 1989 Sicherheitsberater gewesen. Die neue Sicherheitsberaterin, die Politikwissenschaftlerin Condoleezza Rice, wie Powell afroamerikanischer Herkunft, hatte unter dem älteren Bush zeitweilig als Sowjetexpertin im Stab des damaligen Sicherheitsberaters Brent Scowcroft gearbeitet. Verteidigungsminister Donald Rumsfeld war bereits einmal, von November 1975 bis Januar 1977 unter Gerald Ford, Chef des Pentagon und zuvor Stabschef im Weißen Haus gewesen. Rumsfelds Stellvertreter Paul Wolfowitz hatte dasselbe Amt schon unter dem Vater des neuen Präsidenten innegehabt und war in dieser Funktion Anfang 1992 «spiritus rector» eines Strategiepapiers gewesen, das es den USA zur Aufgabe machte, das Aufkommen einer neuen Supermacht und die Entstehung neuer Atommächte unter allen Umständen zu verhindern.


  Ähnlich wie Wolfowitz dachten der Under Secretary of Defense for Policy, Douglas Feith, und Richard Perle, der unter Reagan von 1981 bis 1987 Assistant Secretary of Defense gewesen war und jetzt die Funktion des Vorsitzenden der einflußreichen Defense Policy Advisory Commission innehatte. Wolfowitz, Feith und Perle waren Brückenköpfe der «Neokonservativen» in der Regierung Bush. Dazu kamen auch der Stabschef von Vizepräsident Cheney, Lewis «Scooter» Libby, und der von Cheney protegierte stellvertretende Minister für Rüstungskontrolle und internationale Sicherheit im Pentagon und nachmalige Botschafter bei der UNO, John Bolton. Während des Golfkrieges von 1991 hatte er, wenn auch vergeblich, darauf gedrängt, Bagdad zu erobern und das Regime Saddam Husseins zu stürzen. Das amerikanische Sendungsbewußtsein der «Neocons» war nicht minder militant als das der christlichen Fundamentalisten, denen der Präsident zuzurechnen war. Aus ebendieser Affinität erklärte sich die Unterstützung, die George W. Bush von Anfang an seitens der Neokonservativen erfuhr.


  Die ersten praktischen Schritte der Regierung Bush junior stießen bei allen Richtungen des konservativen Lagers auf Zustimmung. Steuersenkungen in Höhe von 1,35 Billionen Dollar (der Präsident hatte ursprünglich sogar 1,6 Billionen gefordert) erfreuten vor allem die wohlhabenden Amerikaner, die eher den Republikanern als den Demokraten nahestanden. Daß die USA damit zur Politik der Haushaltsdefizite und der wachsenden Staatsschulden zurückkehrten, nahm Bush billigend in Kauf: Die Etatlücke belief sich 2002 auf 2,6 und 2003 auf 3,8Prozent des Bruttoinlandsprodukts; die Staatsschuldenquote der USA stieg von 55Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2001 auf 68Prozent im Jahr 2005. Angesichts eines Rückgangs der Konjunktur seit Ende 2000 und verstärkt seit dem Kurssturz bei dem jahrelang rapide gewachsenen «dotcom»-Sektor der amerikanischen Wirtschaft, der «New Economy» der Internetunternehmen, im April 2001, erschien Bush und seinen Beratern ein Abbau der Steuerlasten als ein Stück aktiver Konjunkturpolitik. Das Wirtschaftswachstum sank von 4,2Prozent im Jahr 2000 auf 1,1Prozent im Jahr 2001. Im Herbst 2001 geriet die Wirtschaft in eine kurze Rezession; im Dezember brach das texanische Energieunternehmen Enron zusammen; die in diesem Zusammenhang bekannt gewordenen betrügerischen Manipulationen erregten weltweites Aufsehen. 2002 begann sich die Konjunktur wieder zu erholen. Die Wachstumsraten der späten neunziger Jahre erreichten die USA aber nicht mehr.


  Ein sozial- und bildungspolitisches Vorhaben der Regierung Bush war die Initiative «No Child Left Behind» (Kein Kind zurücklassen), mit der der Präsident die Benachteiligung von Kindern einkommensschwacher Familien im höheren Schulwesen korrigieren wollte. Dank der Unterstützung prominenter Demokraten wie des Senators Edward Kennedy erlangte der Vorstoß im Januar 2002 Gesetzeskraft. Kritiker bemängelten aber zu Recht, daß die finanziellen Grundlagen des Projekts alles andere als solide waren. Eine andere innenpolitische Entscheidung des Präsidenten wurde überwiegend so interpretiert, daß er damit seinen Unterstützern aus dem Lager der christlichen Fundamentalisten entgegenkommen wollte. Sie war aber wohl eher ein pragmatischer Kompromiß in einer hochumstrittenen ethischen Frage: Am 9. August 2001 gab Bush in einer Fernsehansprache bekannt, daß er sich nach reiflicher Überlegung und vielen Gesprächen entschlossen habe, unter restriktiven Bedingungen die Forschung an embryonalen Stammzellen zu gestatten.


  Die erste umweltpolitische Entscheidung der Regierung Bush löste in vielen Ländern der Welt, und nicht zuletzt in Europa, heftige Empörung aus. Am 13. März verkündeten die USA ihren Ausstieg aus dem Klimaschutzprotokoll von Kyoto vom Dezember 1997. Der Präsident leugnete nicht die globale Erderwärmung, erklärte es aber zur offenen Frage, ob dieser Prozeß tatsächlich auf den wachsenden Ausstoß von Treibhausgasen zurückzuführen, also von Menschen verursacht sei. Der Zustimmung des Senats, der sich schon vier Jahre zuvor, im Juli 1997, einstimmig gegen jede Belastung der amerikanischen Wirtschaft durch internationale Vereinbarungen zum Klimaschutz ausgesprochen hatte, konnte sich Bush sicher sein, desgleichen des Beifalls der Ölkonzerne der USA – derjenigen Branche, die seit dem Machtwechsel von 2001 in Washington über größeren politischen Einfluß verfügte als jeder andere Wirtschaftszweig.


  Bei seinem ersten Zusammentreffen mit den Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union in Göteborg am 14. Juni 2001 stieß der amerikanische Präsident mit seiner Absage an das Kyoto-Protokoll auf völliges Unverständnis und deutliche Kritik. Ähnlich waren die europäischen Reaktionen auf einen anderen Akt des neuen amerikanischen Unilateralismus: das Nein der Regierung Bush zur Errichtung eines ständigen Internationalen Strafgerichtshofs, dessen Aufgabe die strafrechtliche Verfolgung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und Verbrechen des Angriffskriegs sein sollte – eine Haltung, die freilich in Übereinstimmung mit der schon von Clinton bezogenen Position stand. Auf die Etablierung eines solchen Gerichts hatte im Juni 1993 die Weltkonferenz der Vereinten Nationen über Menschenrechte in Wien gedrängt. Zehn Jahre später, im März 2003, nahm der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag seine Arbeit auf – ohne die Mitwirkung der größten unter den westlichen Demokratien.


  Die aktive Friedenspolitik im Nahen Osten, der sich Bill Clinton immer wieder mit großem Engagement gewidmet hatte, fand nach dem Januar 2001 keine Fortsetzung. Bush senior und Clinton hatten einen Chefunterhändler für den Friedensprozeß im Nahen Osten berufen; Bush junior besetzte diese Funktion nicht neu. Auch im Hinblick auf das geteilte Korea tat Bush nichts zum Abbau von Spannungen. Er gab zu erkennen, daß er von der auf nationale Aussöhnung abzielenden «Sonnenscheinpolitik» des südkoreanischen Präsidenten Kim Dae Jung nichts hielt. Im Februar 2001 wurde das kommunistische Nordkorea von den USA erneut als «Schurkenstaat» (rogue state) eingestuft, woraufhin Pjöngjang den Vertrag von 1994 in Frage stellte, durch den es sich zur Schließung von Anlagen verpflichtet hatte, in denen waffenfähiges Plutonium hergestellt werden konnte. Im März brach Nordkorea seine laufenden Verhandlungen mit Südkorea ab. Die USA zeigten sich unbeeindruckt. Im August 2001 legte Präsident Bush dem Kongreß zusätzliche Haushaltsforderungen für das Verteidigungsressort vor. Der Etat des Pentagon sollte 2002 auf 343,3Milliarden Dollar erhöht werden und es den Vereinigten Staaten so ermöglichen, das Projekt einer Nationalen Raketenabwehr (National Missile Defense, abgekürzt NMD) zu verwirklichen. Die Aufkündigung des 1972 mit der damaligen Sowjetunion abgeschlossenen ABM-Vertrags (Anti-Ballistic Missiles Treaty) im Dezember 2001 lag ganz auf der Linie dieser konfrontativen, unilateralen Sicherheitspolitik.


  Die Herausforderung durch den internationalen Terrorismus stieß in den ersten sieben Monaten der Regierung Bush auf keine besondere Aufmerksamkeit. Am 6. August 2001 erhielt der Präsident bei seinem täglichen «Briefing» durch die CIA ein Dokument unter der Überschrift «Bin Laden entschlossen, innerhalb der USA loszuschlagen» (Bin Laden Determined to Strike Inside U. S.). Doch die alarmierende Nachricht fand weder bei Bush noch bei seinen engsten Beratern die gebührende Beachtung. Die Mitteilung sei eher von «historischer» Natur und enthalte nichts Neues: Das war die unmittelbare Reaktion des Präsidenten auf die Analyse seines Auslandsgeheimdienstes.


  Am Morgen des 11. September 2001 brachten 19 islamistische Selbstmordattentäter vier amerikanische Passagierflugzeuge in ihre Gewalt, um sie als fliegende Bomben gegen vier ausgesuchte strategische Ziele einzusetzen: die Zwillingstürme des World Trade Center (WTC) in New York, ein Symbol des amerikanischen Kapitalismus, sowie das Pentagon und das Kapitol in Washington. Um 8 Uhr 46 erreichte die erste, vollbetankte Maschine ihr von den Terroristen angesteuertes Ziel: Die «American 11», die von Boston nach Los Angeles fliegen sollte, rammte mit einer Geschwindigkeit von 630Kilometern in der Stunde den Nordturm des WTC auf halber Höhe. Das zweite, ebenfalls aus Boston kommende Flugzeug, United Airlines Nr.175, das gleichfalls auf dem Weg nach Los Angeles war, schlug um 9 Uhr 03 in den Südturm ein. Eine halbe Stunde später stürzte eine vom Washington Dulles International Airport in Virginia abgeflogene Boeing 752 in den Westflügel des Verteidigungsministeriums. Die vierte Maschine, die in Newark aufgestiegen war, gelangte nicht in den Luftraum über der amerikanischen Hauptstadt. Passagiere, die über ihre Mobiltelefone von den Angriffen auf das WTC erfahren hatten, drangen in das Cockpit ein, um die Pläne der Entführer zu vereiteln, und brachten das Flugzeug kurz nach 10 Uhr in der Nähe von Shanksville, Pennsylvania, über einem Acker zum Absturz. Alle 33 Fluggäste, die sieben Besatzungsmitglieder und die vier Entführer waren sofort tot.


  Wenige Minuten zuvor war vor laufenden Fernsehkameras der 500Meter hohe Südturm des WTC zusammengestürzt. Eine halbe Stunde später geschah dasselbe mit dem Nordturm. Zwischen 16.000 und 19.000 Menschen hielten sich zum Zeitpunkt der Terrorakte in den beiden Wolkenkratzern auf. Über 2600 Menschen kamen dabei ums Leben, darunter die vielen, die, um nicht zu verbrennen, in die Tiefe sprangen, die Insassen der beiden entführten Flugzeuge und Hunderte von Einsatzhelfern, Feuerwehrmännern und Polizisten. Die Gesamtzahl der Opfer der Anschläge vom 11. September lag bei knapp 3000.


  Urheberin des Massenmords war die Al Qaida Osama Bin Ladens. Von den 19 Flugzeugentführern stammten 15 aus Saudi-Arabien, dessen Dynastie den radikalen Islamisten seit langem als Werkzeug Washingtons galt. Fünf der Attentäter, darunter der Todespilot der «American 11», der Ägypter Mohammed Atta, gehörten der «Hamburger Zelle» von Al Qaida an; sie hatten zum Teil jahrelang in Deutschland gelebt. Die Motive der Terroristen waren eine Mischung aus religiösem und politischem Fanatismus. Zu der Überzeugung, durch den Märtyrertod für die Sache Allahs sogleich der ewigen Glückseligkeit des Paradieses teilhaftig zu werden, kam abgrundtiefer Haß auf Amerika, auf Israel, ja auf den Westen schlechthin: Gegen ihn in seiner Gesamtheit richtete sich der Vorwurf der Islamisten, er strebe danach, die arabischen Völker wirtschaftlich, politisch und kulturell zu unterjochen, also ihrer Identität zu berauben. Die Anschläge sollten die USA zu einer massiven Reaktion herausfordern, von der sich Al Qaida eine mobilisierende Wirkung versprach: Je gewaltiger der amerikanische Gegenschlag ausfiel, desto größer war auch die Chance, neue Kämpfer für den Dschihad, den Heiligen Krieg, zu gewinnen.


  George W. Bush erhielt die Nachricht vom Angriff auf den Nordturm des World Trade Center in einer Elementarschule in Sarasota, Florida, wo er Zweitklässlern aus einem Buch vorlas, von seinem Berater Karl Rove. In seiner ersten öffentlichen Erklärung um 9 Uhr 30 sprach der Präsident von einem Terroranschlag, dessen Urheber aufgespürt werden müßten. «Wir sind im Krieg», bemerkte er kurz darauf telefonisch gegenüber Vizepräsident Cheney. In einer Fernsehansprache, mit der er sich um 20 Uhr 30 an die schockierte Nation wandte, kündigte er an, die USA würden keinen Unterschied machen «zwischen denen, die diese Taten geplant haben, und denen, die sie beherbergen». In der Nacht zum 12. September diktierte Bush einen Eintrag in sein Tagebuch: «Heute fand das Pearl Harbor des 21.Jahrhunderts statt.»


  Der Vergleich mit dem japanischen Überfall vom 7. Dezember 1941 lag nahe. Die Anschläge vom 11. September 2001 waren der erste Angriff eines auswärtigen Gegners auf das Territorium der Vereinigten Staaten seit 60 Jahren. Auf dem amerikanischen Festland lagen die letzten Kampfhandlungen einer feindlichen Macht noch sehr viel weiter zurück: Sie hatten 1814 während des Krieges mit Großbritannien stattgefunden und ihren Höhepunkt am 24./25. August erreicht, als britische Truppen Washington besetzten und das Kapitol, das Weiße Haus und andere Regierungsgebäude niederbrannten. Der Krieg, von dem Bush am 11. September sprach, war freilich von anderer Art als der von 1814 oder der Zweite Weltkrieg. Der Feind war diesmal kein Staat, sondern eine internationale Terrororganisation, die auf extrem unkonventionelle, alle Regeln des Kriegsvölkerrechts mißachtende, «asymmetrische» Weise Krieg führte. Die Urheberschaft von Al Qaida festzustellen war einfach, ihre Kommandozentren zu orten und zu treffen sehr viel schwieriger. Und selbst wenn es gelang, den Verschwörerkreis um Osama Bin Laden auszuschalten und Afghanistan daran zu hindern, weiter dem internationalen Terrorismus als Aktionsbasis zu dienen, war die Gefahr damit noch nicht gebannt: Der islamistische Terror war längst zu einer Hydra geworden, der Köpfe nachwuchsen, wenn ihr einer oder mehrere abgeschlagen wurden.


  Das Afghanistan der Taliban war zudem nicht der einzige staatliche Adressat, der in Washington im Verdacht stand, Helfer der Terroristen zu sein. Bereits am 12. September warf Verteidigungsminister Rumsfeld im Nationalen Sicherheitsrat in Gegenwart des Präsidenten die Frage auf, warum die USA nur Al Qaida und nicht auch den Irak angreifen sollten. Er machte sich damit die Position seines Stellvertreters Paul Wolfowitz zu eigen: Der Staat Saddam Husseins müsse ein Hauptziel schon der ersten Runde im Krieg gegen den Terror sein. Am folgenden Tag bezeichnete es Wolfowitz in einer Pressekonferenz des Pentagon als Absicht der USA, «Staaten, die den Terrorismus fördern, ein Ende (zu) bereiten». Außenminister Powell, der eine möglichst breite Anti-Terror-Koalition schmieden, also multilateral vorgehen wollte, distanzierte sich sofort öffentlich von dieser Äußerung: «Dem Terrorismus ein Ende machen, dabei würde ich es belassen. Mr. Wolfowitz spricht seine persönliche Meinung aus.»


  Präsident Bush neigte jedoch eher den «Falken» um Cheney, Rumsfeld und Wolfowitz zu, die bereit waren, im Zweifelsfall auch unilateral zu handeln. Am 17. September verlangte er im Nationalen Sicherheitsrat die baldige Vorlage von Invasionsplänen gegen den Irak. Zwei Tage später wies er den Chef der CIA, George Tenet, an, ihm Informationen über Verbindungen zwischen Saddam Hussein und der Al Qaida zu besorgen. Eine entsprechende Behauptung hatte Vizepräsident Cheney aufgestellt: Demnach sollte sich der Todespilot Mohammed Atta im Frühjahr 2001 in Prag mit einem Agenten des irakischen Geheimdienstes getroffen haben. Tatsächlich hielt sich Atta, wie der Geheimdienst rasch herausfand, zum fraglichen Zeitpunkt in den USA auf. Für ein Zusammenspiel zwischen Saddam Hussein und Osama Bin Laden gab es einstweilen keinerlei Beweise. Ein Krieg gegen den Irak kam daher auch nach der Meinung von Bush und Cheney im September 2001 noch nicht in Frage.


  Seit dem 14. September verfügte Bush über eine von ihm beantragte, vom Senat einstimmig, vom Repräsentantenhaus mit allen gegen eine Stimme gebilligte Vollmacht: Sie autorisierte den Präsidenten, «alle notwendigen Zwangsmaßnahmen gegen jene Nationen, Organisationen oder Personen einzusetzen, die seiner Meinung nach die Terrorakte des 11. September geplant, in Auftrag gegeben, durchgeführt oder unterstützt oder die solchen Organisationen oder Personen Unterschlupf gewährt haben». Bushs Unterhändler waren ursprünglich noch weiter gegangen. Sie hatten eine Blankovollmacht für weltweite Militäraktionen auf bloßen Verdacht hin gefordert, waren damit aber im Senat auf energischen Widerstand gestoßen. Doch auch in der beschlossenen Fassung war die «Authorization for the Use of Military Force» (AUMF) die weitestgehende Ermächtigung für Militäreinsätze, die ein amerikanischer Präsident jemals vom Kongreß erhalten hatte.


  Am 20. September hielt George W. Bush vor beiden Häusern des Kongresses eine Rede, in der er den Kampf gegen den Terror einen «Kampf der Zivilisation» (a civilization’s fight) nannte und die Nation auf einen langwierigen Feldzug einschwor. «Jede Nation, in jedem Winkel der Erde muß sich jetzt entscheiden: Entweder Ihr steht auf unserer Seite, oder Ihr steht auf der Seite der Terroristen … Von heute ab werden die Vereinigten Staaten jede Nation, die weiterhin Terroristen Unterschlupf gewährt oder sie unterstützt, als feindliche Nation behandeln … Unser Krieg gegen den Terror (war on terror) beginnt mit Al Qaida, hört dort aber nicht auf. Er wird nicht aufhören, ehe jede Terrorgruppe von weltweiter Ausdehnung gefunden, gestoppt und geschlagen ist.» Der Kongreß dankte dem Präsidenten mit einer «standing ovation». Die Amerikaner standen in ihrer überwältigen Mehrheit ebenfalls hinter George W. Bush. Hatte er vor dem 11. September in den Meinungsumfragen Zustimmungsraten um die 50Prozent erreicht, so stiegen diese nach «Nine-Eleven» auf 90Prozent. Bis Anfang März 2002 sanken sie nicht mehr unter 80Prozent.


  Im Verhältnis zwischen Europa und den Vereinigten Staaten hatte sich in den neunziger Jahren vieles verändert. Die gemeinsamen Sicherheitsinteressen hatten nach dem Ende des Ost-West-Konflikts nicht mehr dieselbe Bedeutung wie in den vorangegangenen vier Jahrzehnten. Statt dessen trat vermehrt Trennendes ins Blickfeld: unterschiedliche Auffassungen in Bezug auf die Todesstrafe etwa, auf die Rolle der Religion in der Gesellschaft oder auf die soziale Verantwortung des Staates. Dazu kamen tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten in Sachen Freihandel, namentlich bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen, und, verstärkt seit dem Wechsel von Clinton zum jüngeren Bush, in den Bereichen des Umweltschutzes, der Haltung zu den Vereinten Nationen und der Schaffung einer internationalen Strafgerichtsbarkeit. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union waren alle, ob sie es wahrhaben wollten oder nicht, postklassische Nationalstaaten, die einige ihrer Hoheitsrechte gemeinsam ausübten oder auf supranationale Einrichtungen übertragen hatten. Die Vereinigten Staaten waren die globale Supermacht und als solche nicht bereit, irgendwelche Abstriche an ihrer nationalstaatlichen Souveränität hinzunehmen. Schon 1996 warnte der deutsche Politikwissenschaftler Werner Weidenfeld vor der Gefahr eines «transatlantischen Kulturbruchs», geboren aus Identitätskrisen auf beiden Seiten – eine Warnung, zu der es nach dem Einzug von George W. Bush ins Weiße Haus noch sehr viel mehr Anlaß gab als in der Ära Clinton.


  Die Tragödie des 11. September 2001 ließ den alten und den neuen Westen plötzlich wieder ganz nahe zusammenrücken. Europa empfand die Terroranschläge in New York und Washington als Angriff nicht nur auf die USA, sondern mit vollem Recht auf den Westen insgesamt. «Wir sind alle Amerikaner» (Nous sommes tous Américains) lautete die berühmte Titelschlagzeile von «Le Monde» vom 13. September. Der deutsche Bundeskanzler Gerhard Schröder versicherte den USA am 12. September vor dem Bundestag das «tief empfundene Beileid des gesamten deutschen Volkes» und versprach ihnen die «uneingeschränkte – ich betone: die uneingeschränkte – Solidarität Deutschlands» – eine Feststellung, die der Berliner Regierungschef eine Woche später durch die Erklärung relativierte, zu «Abenteuern» sei die Bundesrepublik nicht bereit. Der britische Premierminister Tony Blair war der erste unter den westeuropäischen Regierungschefs, der, einer persönlichen Einladung des amerikanischen Präsidenten folgend, Bush nach «9/11» traf. Am 20. September besprach er mit seinem Gastgeber im Weißen Haus die Lage nach den Anschlägen und die Folgerungen, die Washington daraus zu ziehen gedachte. Anschließend nahm Blair als Ehrengast an der Sitzung des Kongresses teil, in der Bush seine Vorstellungen vom «Krieg gegen den Terror» erläuterte.


  Auch außerhalb der westlichen Welt gab es Bekundungen der Solidarität mit den USA. Präsident Putin ließ Bush wissen, daß Rußland im Kampf gegen den islamistischen Terror auf der Seite Amerikas stehe. Ähnlich äußerte sich die Volksrepublik China. Die solidarische Haltung der beiden nichtwestlichen Großmächte ermöglichte so die Annahme der Resolutionen 1368 und 1373 des Sicherheitsrats vom 12. und 28. September 2001, die die Anschläge vom 11. September als Angriff im Sinne des Artikels 51 der Charta der Vereinten Nationen werteten und damit den Vereinigten Staaten das Recht auf Selbstverteidigung zusprachen. Versicherungen des Mitgefühls kamen auch von zahllosen Staatsoberhäuptern und Regierungen von Ländern der Dritten Welt. In vielen muslimischen Staaten gab es allerdings auch ganz andere Reaktionen. Nicht nur in den Metropolen der arabischen Welt, sondern auch in Istanbul, der größten Stadt des NATO-Mitgliedslands Türkei, lösten die Fernsehbilder von den einstürzenden Twin Towers Freudentänze auf den Straßen aus. Der türkische Schriftsteller Orhan Pamuk kommentierte dieses Echo auf die Anschläge mit den Worten: «Was den Terrorismus nährt, … ist weder der Islam noch die Armut selbst, sondern es sind die Gefühle von Hilflosigkeit und Minderwertigkeit, die sich wie ein Krebsgeschwür in den Ländern der Dritten Welt verbreitet haben.»


  Die Börsen reagierten auf die Nachrichten aus New York und Washington mit Kursstürzen, die jedoch nicht zu dem befürchteten Niedergang der Weltwirtschaft führten. Was blieb, war, über den Bereich der Ökonomie hinaus, ein Gefühl tiefer Verunsicherung. Terroranschläge hatte die Welt schon viele erlebt, auch solche von islamistischen Selbstmordattentätern. Aber das, was am 11. September in den USA geschah, war von neuer Qualität und insofern eine Zäsur: Es enthüllte die Verletzbarkeit der westlichen Gesellschaften im allgemeinen und der mächtigsten von ihnen im besonderen. Das Gefühl der Demütigung und der Ohnmacht, hervorgerufen durch einen unberechenbaren, als extrem wahrgenommenen, fanatischen Feind, war in den Vereinigten Staaten zunächst schlechthin überwältigend. Das trotzige Bekenntnis zum «American way of life», das Präsident Bush der terroristischen Herausforderung entgegensetzte, sprach fast allen seiner Landsleute aus dem Herzen und half ihnen aus der kollektiven Depression heraus. Für die Zukunft hing alles davon ab, wie die USA den Angriff der islamistischen Verschwörer auf das Mutterland der modernen westlichen Demokratie beantworten würden – ob unter Beachtung der Normen des Völkerrechts und der Regeln des Rechtsstaates, also von Errungenschaften, die die Vereinigten Staaten selbst mit hervorgebracht hatten, oder nach dem ungeschriebenen Motto aller Machtstaaten, daß Not kein Gebot kenne. «9/11» hatte das Zeug, zu einer großen Bewährungsprobe nicht nur der USA, sondern des Westens und seines normativen Projekts zu werden.[13]


  2.

  Vom «Krieg gegen den Terror» zur Weltfinanzkrise: 2001–2008


  Von Kabul nach Bagdad: Bushs «war on terror» und die Spaltung des Westens


  Schon im Juni 1993, wenige Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges, hatte der Vorsitzende des Außenpolitischen Ausschusses des amerikanischen Senats, der republikanische Senator Richard Lugar, dem nordatlantischen Bündnis eine neue, weltweite Aufgabe zugewiesen: Die NATO müsse, wenn sie nicht funktionslos werden wolle, auch zu Einsätzen außerhalb des Bündnisgebiets bereit und fähig sein. «Out of area» oder «out of business», so lautete seine einprägsame Formel.


  Ganz im Sinne Lugars versuchten die USA ihre widerstrebenden westeuropäischen Partner auf dem NATO-Gipfel in Rom im November 1993 auf diese Linie, die Umgestaltung des Bündnisses in eine weltweite Interventionsallianz, festzulegen. Doch erst beim Washingtoner Gipfel vom April 1999 konnte die westliche Führungsmacht einen Beschluß durchsetzen, der die Bekämpfung des internationalen Terrorismus zur vordringlichen Aufgabe der NATO machte. Die Anschläge von Al Qaida in New York und Washington machten die Debatte um «out of area»-Einsätze vollends obsolet: Am 12. September 2001 beschloß die NATO erstmals in ihrer Geschichte den Bündnis- und damit den Verteidigungsfall nach Artikel 5 des Gründungsvertrags.


  Der «Krieg gegen den Terror» begann in Afghanistan – dem Land, von dem aus Osama Bin Laden unter dem Schutz der Taliban die internationalen Aktivitäten von Al Qaida steuerte und wo die Kämpfer der Terrororganisation ausgebildet wurden. Am 15. September 2001 schlug der Direktor der CIA, George Tenet, dem «Kriegskabinett» des Präsidenten vor, 115 Agenten des Auslandsgeheimdienstes und 300 Elitesoldaten der Special Operation Force in Afghanistan abzusetzen und diese in enger Zusammenarbeit mit den wichtigsten einheimischen Widersachern der Taliban, der Nordallianz, die Bombenziele für den strategischen Luftkrieg gegen Al Qaida und die Taliban festlegen zu lassen. Die Erwartung, auf diese Weise einen Bodenkrieg der Alliierten vermeiden zu können, gab den Ausschlag für die Annahme des Plans. Der CIA wurden 1 Milliarde Dollar für ihre verdeckten Aktivitäten, darunter die Bestechung von Stammesfürsten und «Warlords», zur Verfügung gestellt. Am 20. September richtete George W. Bush in seiner Rede vor dem Kongreß ein Ultimatum an die Taliban: Entweder lieferten sie alle führenden Mitglieder von Al Qaida an die USA aus und schlossen sofort und auf Dauer alle Ausbildungslager dieser Organisation oder sie würden dasselbe Schicksal erleiden wie die Terroristen. Da die Taliban auf die Forderung aus Washington nicht eingingen, unterschrieb der Präsident am 2. Oktober den Kriegsplan «Operation Enduring Freedom» (OEF).


  Fünf Tage später begann der amerikanische Bombenkrieg in Afghanistan mit Angriffen auf Übungslager der Al Qaida und militärische Einrichtungen der Taliban. Dabei konnten die USA dank der Fürsprache des russischen Präsidenten Putin auch Flugplätze der zentralasiatischen Republiken nutzen und mit ausdrücklicher Genehmigung des Kreml den russischen Luftraum überqueren. Die Bodenkämpfe überließen die USA, wie geplant, der Nordallianz. Obwohl ihr wichtigster Führer, Ahmed Scheich Massud, zwei Tage vor «9/11» einem Attentat zum Opfer gefallen war, gelang es der Nordallianz und den mit ihr verbündeten «Warlords» dank massiver Luftunterstützung der Amerikaner innerhalb weniger Wochen, die Taliban aus der Macht zu vertreiben. Am 13. November fiel Kabul in die Hände der Nordallianz; am 8. Dezember mußten die Taliban ihre letzte Hochburg im Süden Afghanistans, Kandahar, räumen. Osama Bin Laden aber konnte zusammen mit etwa 800 seiner Kämpfer aus seinem Unterschlupf im Tunnellabyrinth von Tora Bora nach Pakistan entkommen. Eben dorthin konnten auch zahlreiche andere Aktivisten des Terrornetzwerkes flüchten, da Präsident Bush ohne Rücksprache mit dem Pentagon und dem State Department auf die Bitte des pakistanischen Präsidenten Pervez Musharraf eingegangen war, neben Offizieren des Geheimdienstes ISI auch pakistanische Soldaten und sogenannte «Freiwillige» aus dem Kessel von Kundus ausfliegen zu lassen.


  Auf eine Teilnahme der europäischen NATO-Verbündeten am Luftkrieg in Afghanistan hatten die USA auf Grund der aus ihrer Sicht negativen Erfahrung im Kosovokrieg von 1999 verzichtet: Washington wollte eine unerwünschte Beschränkung bei der Zielauswahl vermeiden. Gefragt war die Mitwirkung der Alliierten hingegen bei den eher «weichen» Missionen des «peacekeeping» und des «nation building» – das letztere eine Aufgabe, der sich nach der schon im Wahlkampf von 2000 mehrfach geäußerten Meinung von George W. Bush die USA möglichst nicht widmen sollten. Die Arbeitsteilung zwischen den Vereinigten Staaten und den europäischen Mitgliedern der NATO kam besonders den Wünschen eines Landes entgegen: der Bundesrepublik Deutschland. Bundeskanzler Gerhard Schröder hatte sich, um die Zahl der zu erwartenden Gegenstimmen gegen einen Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr aus den Reihen der rot-grünen Koalition möglichst klein zu halten, entschlossen, die Abstimmung über das entsprechende Mandat des Bundestags mit der Vertrauensfrage zu verknüpfen. Am 16. November 2001 stimmten 336 der insgesamt 345 Abgeordneten der SPD und der Grünen mit Ja. Damit wurde die «Kanzlermehrheit», die bei 335 Stimmen lag, mit nur einer Stimme übertroffen. Das Ergebnis ermöglichte es der Bundesregierung, ihren Beschluß vom 7. November in die Tat umzusetzen: Die Bundeswehr sollte sich mit 3900 Soldaten an der Operation «Enduring Freedom» beteiligen.


  Auf deutschem Boden, nämlich auf dem Petersberg bei Bonn, fand vom 27. November bis 5. Dezember die von den Vereinten Nationen einberufene Konferenz statt, die die Modalitäten des Friedensprozesses in Afghanistan aushandeln sollte. Aus Afghanistan nahmen Vertreter der Nordallianz und zahlreicher Ethnien teil. Am Ende wurde Einigkeit über die Bildung einer Übergangsregierung unter dem vierundvierzigjährigen Paschtunenführer Hamid Karsai, einem Vertrauensmann ursprünglich der Briten, dann der Amerikaner, erzielt. Innerhalb von sechs Monaten sollte eine Loya Dschirga, eine Versammlung der Stammesfürsten, einberufen werden; innerhalb von zwei Jahren sollten freie Wahlen stattfinden. Kurz nach Abschluß der Petersberger Konferenz beschloß die UNO am 20. Dezember die Bildung der International Security Assistance Force (ISAF). 22 Regierungen sagten ihre Beteiligung zu; Großbritannien stellte mit 1500 Männern und Frauen das größte Kontingent. Die Hauptaufgabe der Schutztruppe sollte darin bestehen, die afghanische Übergangsregierung zu schützen und den Großraum Kabul zu sichern.


  Die raschen militärischen Erfolge der USA und der Nordallianz im Herbst 2001 hatten vielen Politikern den Blick getrübt: Sie machten sich ein viel zu optimistisches Bild von den Chancen, das Land am Hindukusch zu befrieden, die Taliban dauerhaft zu vertreiben und den «failed state» in ein leidlich demokratisches, pluralistisches, westlichen Werten gegenüber aufgeschlossenes Gemeinwesen zu verwandeln. Die Operationen Enduring Freedom und ISAF hatten getrennte Kommandostrukturen; ihre Funktionen aber waren kaum trennbar, so daß sich die NATO im August 2003 genötigt sah, die Führung und Koordination der Internationalen Schutztruppen zu übernehmen. Im Oktober 2003 billigte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Ausweitung des Tätigkeitsbereichs der ISAF über Kabul und Umgebung hinaus.


  Die Taliban begannen sich schon bald wieder von ihrer Niederlage zu erholen. Ihr prominentester Führer, Mullah Omar, baute im pakistanischen Quetta eine neue Führungsstruktur auf und weitete die Macht der Taliban in den pakistanischen Grenzgebieten zu Afghanistan so weit aus, daß diese sich der Kontrolle der Regierung in Islamabad zunehmend entzogen. Aus dem einstigen Zögling des pakistanischen Geheimdienstes war ein selbständiger Machtfaktor geworden, der sich von seinem Förderer nicht mehr zügeln ließ. 2002 wurden die Taliban auch in den südlichen afghanischen Provinzen Helmand und Zabul wieder aktiv. Neu errichtete Schulen und Krankenhäuser wurden zerstört, die Zivilbevölkerung systematisch eingeschüchtert. Im August 2003 fielen rund 200 Afghanen den Angriffen der Taliban zum Opfer. Von einer nachhaltigen Entmachtung der islamistischen «Koranschüler» oder «Gotteskrieger» konnte zwei Jahre nach der Intervention der USA noch keine Rede sein.


  Im «Krieg gegen den Terror» gab es auch eine Heimatfront: Die Regierung Bush war fest entschlossen, bis an die äußersten Grenzen des von der Verfassung Erlaubten und notfalls auch darüber hinaus zu gehen, um weitere Terroranschläge zu verhindern. Am 25. Oktober 2001 verabschiedete das Repräsentantenhaus, am Tag darauf der Senat unter massivem Zeitdruck den «Uniting and Strengthening America by Providing Appropriate Tools Required to Intercept and Obstruct Terrorism Act» – ein Begriffsungetüm, das allein zu dem Zweck geschaffen wurde, eine einprägsame und populäre Abkürzung, nämlich «Patriot Act», zu ermöglichen. Das Gesetz, das am 26. Oktober vom Präsidenten unterzeichnet wurde, schränkte die Rechte der amerikanischen Bürger drastisch ein und unterwarf Einreisende strikten Kontrollen. Das FBI erhielt auf diesem Gebiet deutlich mehr Befugnisse als zuvor. Hausdurchsuchungen ohne Wissen der Betroffenen wurden möglich. Ausländer konnten auf Grund einer Mitgliedschaft in einer von Justiz- und Außenministerium als «terroristisch» eingestuften Organisation abgeschoben werden. Die CIA erhielt das Recht, auch im Inland zu ermitteln.


  Auf der Grundlage des Patriot Act erließ Präsident Bush am 13. November 2001 eine Anordnung, die die Bestimmungen des Gesetzes noch verschärfte: Über Terrorverdächtige, die nicht die Staatsbürgerschaft der USA besaßen, konnte eine unbeschränkte Haft ausgesprochen werden. Das rechtsstaatliche Grundprinzip der englischen Habeas-Corpus-Akte von 1679, wonach niemand ohne richterlichen Haftbefehl verhaftet und ohne gerichtliche Untersuchung in Haft gehalten werden durfte, galt für diesen Personenkreis nicht mehr. Aus dem Kongreß wurde kaum Kritik laut: Die Furcht, als «soft» gegenüber dem Terror und damit als unpatriotisch gebrandmarkt zu werden, wirkte lähmend. Liberale, die die Rückkehr zur umfassenden Geltung der «rule of law» forderten, hatten im Schatten von «9/11» einen schweren Stand.


  Die Terroranschläge vom 11. September 2001 führten zu einer Wiederbelebung jener «imperialen Präsidentschaft», von der Arthur M. Schlesinger 1973 auf dem Höhepunkt des Watergate-Skandals gesprochen hatte. Wie drei Jahrzehnte zuvor unter Nixon der Vietnamkrieg, so diente jetzt «9/11» als Argument zugunsten einer Verselbständigung der Exekutivgewalt, die sich der Fesseln normativer Prinzipien und institutioneller «checks and balances» zu entledigen strebte. Zum Machtzentrum dieser Variante des amerikanischen Präsidialsystems gehörten unter dem jüngeren Bush außer dem Präsidenten und seinem engeren Stab der Kreis um Vizepräsident Dick Cheney, Verteidigungsminister Donald Rumsfeld und seine wichtigsten Berater, obenan der Under Secretary of State im Pentagon, Douglas Feith, sowie zunächst auch Justizminister John Ashcroft.


  Eine besondere Bedeutung innerhalb des amerikanischen Regierungssystems kam dem Office of Legal Counsel (OLC), der für die Rechtsberatung des Weißen Hauses zuständigen Behörde, zu. Unter seinem Leiter John Yoo legitimierte das OLC faktisch alle Maßnahmen, die der Präsident als Verkörperung der «einheitlichen Exekutive» (unitary executive) für notwendig oder zweckmäßig hielt, um den Terror ein für allemal zu unterbinden. Dazu gehörte seit dem Inkrafttreten des Patriot Act im Oktober 2001 auch die Inlandsüberwachung amerikanischer Staatsbürger durch die für die weltweite Sammlung und Auswertung von Daten der elektronischen Kommunikation zuständige National Security Agency (NSA), im Zuge der Raster- und Schleppnetzfahndung. Die für die Telefon- und Internetüberwachung von Verdächtigen erforderliche richterliche Genehmigung wurde nahezu automatisch erteilt: Das dafür zuständige, auf Grund des Foreign Intelligence Surveillance Act (FISA) von 1978 geschaffene, geheim tagende Gremium aus elf Bundesrichtern nahm die entsprechenden Anträge von FBI und NSA bis auf wenige Ausnahmen umstandslos an.


  Das Justizministerium unter John Ashcroft bestätigte das Überwachungsprogramm bis zum März 2004 alle 45 Tage schriftlich. Zu diesem Zeitpunkt aber legte der neue Leiter des OLC, Jack Goldsmith, Einspruch gegen das Vorgehen der NSA ein. Dem stellvertretenden Justizminister James B. Comey und FBI-Direktor Robert Mueller gelang es, den schwer erkrankten Justizminister von der Richtigkeit dieser Rechtsauslegung zu überzeugen. Der Rechtsberater des Vizepräsidenten, David Addington, erklärte daraufhin die Mitwirkung des Justizministeriums für nicht notwendig, da dem Präsidenten ohnehin die letzte Entscheidung zustehe. Der Rechtsberater des Präsidenten, Alberto Gonzales, schloß sich dieser Position an, und entsprechend wurde fortan verfahren.


  Ein internationales Pendant zur inneramerikanischen Kontrolle von Telefonaten, Faxverbindungen, Mails und anderen Kommunikationsformen war «Echelon»: ein keinerlei gerichtlicher Aufsicht unterliegendes, in den siebziger Jahren entstandenes, aus der Zusammenarbeit der «Five Eyes», der Geheimdienste der USA, Großbritanniens, Kanadas, Australiens und Neuseelands im Zweiten Weltkrieg hervorgegangenes globales Überwachungssystem. Am 5. September 2001, sechs Tage vor «9/11», hatte ein Sonderausschuß des Europäischen Parlaments das Vorhandensein dieses weltumspannenden Abhörnetzes einwandfrei und umfassend belegt und dabei besonders die amerikanische Wirtschaftsspionage in Europa moniert. Die Terroranschläge von New York und Washington beraubten den Bericht vorerst der Chance, praktische Wirkungen zu zeitigen. Im Zeichen des «War on terror» entstanden zusätzliche, neue Programme zur Überwachung des Internet: «Prism» von Seiten der NSA, «Tempora» in Großbritannien. Erst durch die Enthüllungen eines abtrünnigen Mitarbeiters der NSA-Zentrale in Fort Mead in Maryland, Edward Snowden, im Sommer 2013 wurden der Welt die gigantischen Ausmaße des amtlichen Ausspähens vor Augen geführt.


  Eine extensive, die Grenze zum Verfassungsbruch überschreitende Auslegung präsidialer Vollmachten hatte in den Vereinigten Staaten durchaus Tradition. In einer extremen Notsituation wie dem amerikanischen Bürgerkrieg von 1861 bis 1865 war auch Abraham Lincoln nicht davor zurückgeschreckt, sich über geltendes Recht hinwegzusetzen. Richard Nixon hatte sich auf ein vermeintliches «executive privilege» berufen, um einen von ihm behaupteten übergesetzlichen Notstand bewältigen zu können. George W. Bush ging von derselben Konstruktion aus, als er Rechtsprinzipien außer Kraft setzte, die nach angelsächsischem Verständnis für einen Rechtsstaat schlechthin konstitutiv waren. Vom Kongreß wurde er bei diesem Vorgehen einstweilen nicht behindert. In ihrem Bemühen, nicht weniger «amerikanisch» zu erscheinen als der Präsident, betrieben Republikaner und Demokraten im Senat und Repräsentantenhaus eine Politik, die letztlich auf eine weitgehende Selbstentmachtung der gesetzgebenden Gewalt hinauslief.


  Um die Jahreswende 2001/2002 hätte bei nüchterner Betrachtung alles dafür gesprochen, im Kampf gegen den Terror einer nachhaltigen Befriedung Afghanistans oberste Priorität einzuräumen. Doch in Washington sah man das anders. Bush, Cheney und Rumsfeld verließen sich darauf, daß das, was am «nation building» unvermeidbar war, im wesentlichen von den europäischen Verbündeten erledigt werden konnte und, soweit es um militärische Antworten auf Angriffe der «Gotteskrieger» ging, die Nordallianz und die von den USA unterstützten Warlords das Nötige tun würden. Das Hauptaugenmerk des amerikanischen Machtzentrums galt inzwischen längst einem anderen Land der islamischen Welt: dem Irak Saddam Husseins – einem Staat, den der konservative Kolumnist Charles Krauthammer schon 1990 als Inbegriff eines hochgefährlichen «weapon state» bezeichnet hatte.


  Irgendwelche Verbindungen zwischen dem Diktator in Bagdad und Al Qaida waren zwar auch ein Vierteljahr nach «9/11» nicht ans Tageslicht gekommen. Aber der Verdacht, daß im Irak Massenvernichtungswaffen hergestellt und gelagert würden, bestand nach wie vor. Zudem hielten es nicht nur Neokonservative wie Paul Wolfowitz, sondern auch der Präsident selbst für einen Fehler seines Vaters, daß dieser beim Golfkrieg von 1991 nicht reinen Tisch gemacht und einen Regimewechsel erzwungen hatte. Daß eine amerikafreundliche Regierung im Interesse der Versorgung der USA mit Erdöl lag und insoweit die Abhängigkeit von Saudi-Arabien gemindert hätte, war ein weiterer Grund, der für ein Vorgehen gegen Saddam Hussein sprach. Zu bedenken war ferner, daß ein den Vereinigten Staaten wohlgesinntes Regime im Irak für das verbündete Israel eine große Erleichterung bedeutet hätte. Wichtiger als alles andere aber war der psychologische Faktor: Ein Sieg über den verhaßten Saddam, militärisch gesehen ein vergleichsweise leicht erreichbar erscheinendes Ziel, versprach den USA jene Genugtuung zu verschaffen, derer die Supermacht zu bedürfen glaubte, um sich von dem Gefühl der Demütigung und Erniedrigung durch 19 islamistische Selbstmordattentäter frei zu machen.


  In seiner «State of the Union»-Rede vor beiden Häusern des amerikanischen Kongresses am 29. Januar 2002 zählte Bush den Irak neben Iran und Nordkorea zu den Ländern, die er die «Achse des Bösen» (axis of evil) nannte und von denen er behauptete, daß sie sich bewaffnet hätten, um den Frieden der Wellt zu bedrohen. «Der Irak stellt weiterhin seine Feindseligkeit gegenüber Amerika zur Schau und unterstützt den Terror. Das irakische Regime plant insgeheim seit über zehn Jahren die Herstellung von Milzbranderregern, Nervengas und von Nuklearwaffen. Dies ist ein Regime, das bereits Giftgas zur Ermordung von Tausenden der eigenen Bürger einsetzte … Dies ist ein Regime, das internationalen Inspektionen zustimmte – und dann die Inspektoren hinauswarf. Dies ist ein Regime, das etwas vor der zivilisierten Welt zu verstecken hat … Auf jeden Fall wäre der Preis der Gleichgültigkeit katastrophal.»


  In den folgenden Monaten bestimmte die konzeptionelle Vorbereitung eines Krieges gegen den Irak die Tagesordnung der amerikanischen Außen- und Verteidigungspolitik. Um eine militärische Intervention am Golf zu rechtfertigen, galt es, sie zum ersten und exemplarischen Anwendungsfall einer umfassenden neuen Sicherheitsstrategie zu machen. Zu den Grundannahmen, in denen Bush und seine engsten Berater sich einig waren, gehörte die Überzeugung, daß die Vereinigten Staaten sich weder durch die Vereinten Nationen noch durch Bündnisse mit anderen Staaten davon abhalten lassen durften, entsprechend dem «American interest» zu handeln. Sie und nur sie waren dazu berufen, die globale Sicherheitsarchitektur so zu gestalten, wie sie es für richtig hielten, und deshalb verpflichtet, weltpolitische Rivalen, wie die Sowjetunion vor der Epochenwende von 1989/91 einer gewesen war, gar nicht erst wieder aufkommen zu lassen.


  Am 1. Juni 2002 legte George W. Bush in einer Rede vor der Militärakademie in West Point die Umrisse der neuen Sicherheitsstrategie erstmals zusammenhängend dar. Abschreckung und Eindämmung, wie man sie in der Zeit des Kalten Krieges praktiziert hatte, taugten nach Meinung des Präsidenten nicht für den Kampf gegen den Terror und verrückte Diktatoren, wenn diese über Massenvernichtungswaffen und Raketen als Träger dieser Waffen verfügten. Den Krieg gegen den Terror könne man nicht aus einer Verteidigungshaltung heraus gewinnen. «Wir müssen die Schlacht zum Feind bringen, seine Pläne durchkreuzen und den schlimmsten Bedrohungen begegnen, bevor sie auftreten. In der Welt, in der wir leben, ist der einzige Weg zur Sicherheit der Weg des Handelns. Und dieses Land wird handeln … Unsere Sicherheit wird von allen Amerikanern erfordern, daß sie vorausschauend und entschlossen handeln, daß sie bereit sind, Präemptivmaßnahmen (preemptive action) zum Schutz unserer Freiheit und zur Verteidigung unseres Lebens zu ergreifen.»


  Die Bedeutung, die Bush dem Begriff «preemptive» gab, war durchaus eigenwillig. Üblicherweise meinte «preemptive» eine vorbeugende Reaktion auf eine unmittelbare, akute Bedrohung (imminent threat), «preventive» hingegen eine Aktion, die von der bloßen Möglichkeit eines irgendwann zu erwartenden Angriffs ausging. Das letztere aber war die Gefahr, die der Präsident im Auge hatte. Eine «preemptive action» in seinem Sinne zielte darauf ab, «Schurkenstaaten» (rogue states) und ihre terroristischen Handlanger daran zu hindern, sich zu einer direkten Bedrohung für die USA zu entwickeln. Es ging also darum, eine Möglichkeit auszuschalten, bevor sie zur Wirklichkeit werden konnte.


  Was Bush postulierte, war ein strategischer Freibrief für Amerika und damit für ihn selbst: eine Selbstermächtigung zu souveränem Handeln, das keiner legitimatorischen Bestätigung durch die Vereinten Nationen oder der politischen Zustimmung der Verbündeten bedurfte. Die Vereinigten Staaten waren die globale Supermacht schlechthin, die restriktive Bedingungen ihrer Außen- und Sicherheitspolitik nicht mehr anzuerkennen bereit war. Das war der Kern der «Bush-Doktrin», in deren Kategorien der Präsident und seine engere Umgebung auch schon vor «9/11» gedacht hatten, die aber ohne den Schock dieses Ereignisses kaum Chancen gehabt hätte, zur offiziellen Richtschnur des Regierungshandelns zu werden.


  Ihre ausgefeilte Form erhielt die Bush-Doktrin durch die Nationale Sicherheitsstrategie der USA, die der Präsident am 17. September 2002 unterzeichnete und am 20. September im Kongreß erläuterte. Die Eingangsworte des Dokuments waren eine Demonstration des amerikanischen Selbstbewußtseins: «Die Stärke und der Einfluß der Vereinigten Staaten sind beispiel- und konkurrenzlos.» Die USA würden sich ständig um die Unterstützung der internationalen Organisationen bemühen, aber auch nicht zögern zu handeln, wenn es notwendig werden sollte, ihr Recht auf Selbstverteidigung wahrzunehmen, indem sie präemptiv gegen Terroristen vorgingen, die Amerika schaden wollten. «Wir müssen darauf vorbereitet sein, Schurkenstaaten und ihre terroristische Klientel aufzuhalten, bevor sie in der Lage sind, die Vereinigten Staaten und ihre Bündnispartner und Freunde mit Massenvernichtungswaffen zu bedrohen und gegen sie einzusetzen … Die Unfähigkeit, einen potentiellen Angreifer abzuschrecken, die Unmittelbarkeit der heutigen Gefahren und das Ausmaß des möglichen Schadens, das aus der Waffenwahl unserer Gegner erwachsen könnte, lassen diese Option nicht zu. Wir dürfen unsere Feinde nicht zuerst zuschlagen lassen.» An Mächte, die versucht sein könnten, die militärische Vormachtstellung Amerikas in Frage zu stellen, erging eine unüberhörbare Warnung: Die Vereinigten Staaten versicherten aller Welt, daß ihre Kräfte immer stark genug sein würden, um solche Versuche zu unterbinden.


  Die Federführung bei der Ausarbeitung der neuen Sicherheitsstrategie hatte bei Condoleezza Rice, der Sicherheitsbeauftragten des Präsidenten, gelegen. Rice neigte der multilateralen Denkrichtung zu, der auch Außenminister Powell zuzurechnen war, hatte sich nach «9/11» aber gehütet, den Unilateralisten wie Cheney und Rumsfeld oder den Neokonservativen wie Wolfowitz, Feith und Perle allzu deutlich zu widersprechen. Was es an multilateralen Elementen in dem Dokument vom 17. September gab, ging auf das Konto der Sicherheitsberaterin. Ansonsten hatte sie sich den «Falken» inzwischen so weit angenähert, daß diese mit dem Ergebnis zufrieden sein konnten.


  Vieles, was die neue Sicherheitsdoktrin zur singulären Machtposition der USA und zu deren weltpolitischen Rivalen sagte, erinnerte an jenes interne Strategiepapier aus dem Pentagon vom März 1992, das unter der Ägide von Paul Wolfowitz, damals, unter der Präsidentschaft von Bush dem Älteren, Undersecretary of Defense for Policy, verfaßt worden war. Im Ziel, das Aufkommen einer neuen feindlichen Supermacht unter allen Umständen, notfalls auch unter vollem Einsatz des amerikanischen Waffenarsenals, zu verhindern, stimmten beide Papiere völlig überein. Auch frühere Präsidenten, von Truman über Eisenhower, Nixon und Reagan bis hin zu Clinton, hatten nie einen Zweifel daran gelassen, daß sie sich im Ernstfall vom Völkerrecht und von Beschlüssen der Vereinten Nationen nicht davon abhalten lassen würden, das zu tun, was aus ihrer Sicht ein Gebot der Staatsräson der USA war. So gesehen, war das Septembermanifest keine revolutionäre Neuerung. Doch mit einer derartig provozierenden Schärfe wie in der Bush-Doktrin hatten die Vereinigten Staaten ihre Bereitschaft zu unilateraler Großmachtpolitik noch nicht zu Protokoll gegeben. Folgte man den Autoren der neuen Sicherheitsstrategie, so waren zwar alle Staaten souverän, die USA aber souveräner als die anderen. Daß Washington damit nicht nur potentielle Gegner, sondern auch seine europäischen Verbündeten herausforderte, nahmen Bush und seine Berater billigend in Kauf.


  Eine besonders scharfe Absage erhielt der amerikanische Präsident am 24. September 2002 vom französischen Staatspräsidenten. Auf einer Konferenz der 15 Mitgliedstaaten der Europäischen Union und von 10 asiatischen Staaten in Kopenhagen erklärte Chirac, Frankreich lehne die Bush-Doktrin «total» ab (totalement opposée), weil die Rechtfertigung vorbeugender Militärschläge zu den «schlimmsten Exzessen» (les pires excès) führen könne. Bundeskanzler Schröder, der im Sommer 2002 um seine Wiederwahl kämpfte, hatte schon am 5. August in einer Rede in Hannover vor «Spielereien mit Krieg und militärischer Intervention» gewarnt und angekündigt, Deutschland werde sich an einem Irakkrieg weder militärisch noch finanziell beteiligen. (In zwei persönlichen Gesprächen mit Bush Ende Januar 2002 in Washington und Ende Mai in Berlin hatte sich der deutsche Regierungschef weniger klar geäußert.) Eine kriegerische Rede von Vizepräsident Cheney vom 26. August veranlaßte den Kanzler, noch deutlicher zu werden. In einem Interview mit der «New York Times» legte er sich am 5. September, zweieinhalb Wochen vor der Bundestagswahl, darauf fest, daß Deutschland auch dann nicht an einem Krieg gegen den Irak teilnehmen werde, wenn dieser sich auf ein Mandat des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen stützen könne. Der entschiedenste Interventionist unter den europäischen Regierungschefs war der britische Premierminister. Aber auch Blair stellte Bush gegenüber klar, daß er, schon aus innenpolitischen Gründen, ein Mandat des Sicherheitsrats für ein bewaffnetes Vorgehen gegen den Irak für unerläßlich hielt.


  Neben Blair drängte auch Außenminister Powell den Präsidenten zu einem klaren Bekenntnis zum Multilateralismus. Gegen den Widerstand von Cheney und Rumsfeld bewog der Chef des State Department Bush dazu, in seine Rede vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen am 12. September eine Passage aufzunehmen, in der er ausdrücklich ankündigte, die USA würden in Sachen Irak die notwendigen Resolutionen gemeinsam mit dem Sicherheitsrat erarbeiten und dafür sorgen, daß diese auch umgesetzt würden. In der amerikanischen Bevölkerung gab es breite Zustimmung für einen Krieg gegen Saddam Hussein – allerdings nur unter der Voraussetzung, daß ihr Land gemeinsam mit den Bündnispartnern tätig wurde. Für diesen Fall sprachen sich fast zwei Drittel (64Prozent) für eine Militäraktion gegen den Irak aus, für den Fall eines isolierten Vorgehens der Vereinigten Staaten nur ein Drittel (33Prozent). Am 10. und 11. Oktober 2002 ließ sich der Präsident vom Kongreß eine Blankovollmacht erteilen. Mit der Mehrheit von 296 zu 133 Stimmen billigte das Repräsentantenhaus, mit 77 zu 23 Stimmen der Senat eine Resolution, die Bush ermächtigte, im Interesse der Verteidigung der Sicherheit der USA gegenüber der vom Irak ausgehenden Gefahr das Militär so einzusetzen, wie er es für «notwendig und angemessen» (necessary and appropriate) erachte, und alle einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrates in die Tat umzusetzen.


  Die Begründung des Kongresses unterstellte, daß der Irak über bedeutende Bestände an chemischen und biologischen Waffen verfüge und weiterhin solche Waffen entwickle, daß er sich Nuklearwaffen zuzulegen versuche und terroristische Organisationen beherberge. Diese Einschätzung war eine überaus gewagte Schlußfolgerung aus einer streng geheimen Stellungnahme der Geheimdienste, die in Gänze nur den Mitgliedern des zuständigen Senatsausschussses zugänglich gemacht worden war und die unsichere Quellenlage durchaus nicht unerwähnt ließ. Den übrigen Senatoren und den Abgeordneten lag lediglich eine vergröbernde, die Gefahr aus dem Irak dramatisierende Zusammenfassung vor: ein Sachverhalt, der den Ausschußvorsitzenden, den demokratischen Senator Bob Graham, zu dem Vorwurf an CIA-Direktor George Tenet veranlaßte, dieser habe damit geheimdienstliche Erkenntnisse politisiert. Parallelen zur Golf-von-Tonkin-Resolution vom August 1964 lagen auf der Hand. Damals hatte der Kongreß auf der Grundlage von falschen Informationen Präsident Johnson freie Hand für den Krieg in Südostasien gegeben.


  In den Nein-Stimmen vom 10. und 11. Oktober 2002, die zum allergrößten Teil von den Demokraten kamen, spiegelte sich Unbehagen, ja Mißtrauen gegenüber dem von der Regierung eingeschlagenen Kurs wider. Doch die Opposition war gespalten: Im Repräsentantenhaus stimmten 81 Demokraten für und 126 gegen die Resolution; im Senat war das Stimmenverhältnis 29 zu 21. Zu den Senatoren, die mit Nein votierten, gehörten Edward Kennedy aus Massachusetts und der junge Barack Obama aus Illinois. Die demokratischen Senatorinnen und Senatoren, die sich Chancen für eine Präsidentschaftskandidatur im Jahre 2004 ausrechneten, stimmten mit Ja, unter ihnen Mehrheitsführer Tom Daschle, Hillary Clinton, John Kerry, John Edwards und Joe Biden. Angesichts der Tatsache, daß Präsident Bush laut Meinungsumfragen immer noch Zustimmungswerte von über 60Prozent genoß, war ein Nein zu seinem Antrag mit dem Risiko behaftet, von breiten Teilen der amerikanischen Öffentlichkeit als «unpatriotisch» bewertet zu werden. Die Zwischenwahlen vom 5. November 2002 konnte Bush jedenfalls als Plebiszit zugunsten seiner Politik begreifen. Die Demokraten erlitten hohe Verluste, die Republikaner gewannen die Mehrheit im Senat zurück.


  Drei Tage später, am 8. November, verabschiedete der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen einstimmig die Resolution 1441. Sie stellte fest, daß der Irak die Auflagen des Waffenstillstands vom April 1991 erheblich verletzt habe und weiterhin verletze, und räumte dem Land eine «letzte Chance» ein, seinen Abrüstungsverpflichtungen aus den früheren Entschließungen des Gremiums nachzukommen. Den Beauftragten der United Nations Monitoring, Verification and Inspection Commission (UNMOVIC) und der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA) hatte der Irak die Wiederaufnahme ihrer Inspektionstätigkeit innerhalb von 45 Tagen zu ermöglichen und uneingeschränkt mit ihnen zu kooperieren. Andernfalls drohte die Resolution dem Irak «ernsthafte Konsequenzen» (serious consequences) an.


  Der Sicherheitsrat tat damit nichts anderes, als Saddam Hussein beim Wort zu nehmen: Am 16. September hatte dieser angekündigt, er werde den Waffeninspektoren, denen er knapp vier Jahre zuvor, im Dezember 1998, jede Zusammenarbeit aufgekündigt hatte, ohne Bedingungen die Rückkehr in den Irak gestatten. Einen Automatismus für Sanktionen sah die Resolution 1441 trotz ihres ultimativen Charakters nicht vor. Der französische Außenminister Dominique de Villepin hatte mit Erfolg auf der Verletzung beider Bedingungen des Sicherheitsrats, der Wiederaufnahme der Tätigkeit der Inspektoren und der Zusammenarbeit mit ihnen, als Voraussetzung für die Verhängung von militärischen Zwangsmaßnahmen bestanden und damit erst die Zustimmung seines Landes wie auch Rußlands und Chinas zu dem Beschluß vom 8. November ermöglicht. Für den Fall, daß Saddam gegen beide Bedingungen verstieß, versprach Villepin seinem Kollegen Powell ein französisches Ja zu einer zweiten Resolution – der Resolution, die dann einen Krieg gegen den Irak legitimieren würde.


  Die eigentliche Entscheidung wurde mit der Resolution des Sicherheitsrates noch einmal vertagt: Alles hing nunmehr davon ab, wie sich der Irak gegenüber der Völkergemeinschaft verhielt und wie die Großmächte, allen voran die USA, auf dieses Verhalten reagieren würden. Eine demonstrative Verstärkung der amerikanischen Streitkräfte im Persischen Golf trug dazu bei, daß Saddam den Forderungen des Sicherheitsrates nachkam – oder zumindest nachzukommen schien. Am 27. November nahmen die beiden Inspektorengruppen der UNMOVIC unter dem schwedischen Diplomaten Hans Blix und der IAEA unter dem Ägypter Mohamed El Baradei ihre Arbeit im Irak auf. Am 7. Dezember legte die Bagdader Regierung einen umfangreichen Dokumentenband vor, der belegen sollte, daß das Land keine Massenvernichtungswaffen (Weapons of Mass Destruction, abgekürzt WMD) besitze. Die unvollständige und teilweise veraltete Materialsammlung erbrachte weder einen Beweis für die Richtigkeit dieser Behauptung noch für das Gegenteil. Entsprechend unterschiedlich fielen die Bewertungen der Vetomächte aus: Die USA und Großbritannien sahen in der irakischen Dokumentation einen Verstoß gegen die Auflagen des Sicherheitsrates, Rußland und Frankreich gelangten dagegen zu dem Schluß, es gebe keinen Beleg für den Verdacht der Vereinigten Staaten in Sachen WMD.


  Für den amerikanischen Präsidenten kam es darauf auch nicht mehr an. Anfang Januar 2003 teilte er Rumsfeld, am 13. Januar Powell mit, daß er sich zum Krieg gegen Saddam entschlossen habe. Der französische Staatspräsident war diametral anderer Meinung. Am 17. Januar erklärte er in einem Gespräch mit Hans Blix, der Krieg sei die schlechteste Lösung, weil er die antiwestliche Stimmung in der muslimischen Welt schüren würde; Frankreich werde sich deshalb an einer solchen Militäraktion nicht beteiligen. Bundeskanzler Schröder, der die Bundestagswahl vom 22. September nicht zuletzt dank seiner klaren Anti-Kriegs-Position gewonnen hatte und sicher sein konnte, daß es für eine andere Politik in der rot-grünen Koalition keinen Rückhalt gab, nahm eine Kundgebung seiner Partei, der SPD, im niedersächsischen Landtagswahlkampf am 21. Januar in Goslar zum Anlaß, aller Welt zu versichern, Deutschland werde «einer den Krieg legitimierenden Resolution» nicht zustimmen. (Im ersten Halbjahr 2003 war Deutschland nichtständiges Mitglied des Sicherheitsrates.) Tags darauf teilte Präsident Chirac anläßlich der Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag des Élysée-Vertrages in Paris nach einem Gespräch mit Schröder mit, Deutschland und Frankreich seien sich in ihrem Urteil über die Krise im Irak einig.


  Die Antwort aus Washington kam prompt. Verteidigungsminister Rumsfeld tat noch am 22. Januar auf einer Pressekonferenz Frankreich und Deutschland als Vertreter des «alten Europa» ab. Das «neue Europa» repräsentierten für ihn vor allem die ehedem kommunistisch regierten Länder Ostmitteleuropas, die sich auf die Seite der USA und Großbritanniens gestellt hatten. Eine Woche später, am 30. Januar, veröffentlichten das «Wall Street Journal» und mehrere europäische Zeitungen einen vom spanischen Ministerpräsidenten José Maria Aznar und dem britischen Premierminister Tony Blair in der Kanzlei des spanischen Ministerpräsidenten konzipierten offenen Brief von acht europäischen Staats- und Regierungschefs, in dem die Solidarität mit den Vereinigten Staaten und die gemeinsamen Werte beschworen wurden. Neben Blair und Aznar hatten Silvio Berlusconi für Italien, José Manuel Barroso für Portugal, Anders Fogh Rasmussen für Dänemark, Leszek Miller für Polen, Václav Havel für Tschechien und Péter Medgyessy für Ungarn den Brief unterzeichnet. Drei der Unterzeichner, nämlich Miller, Havel und Medgyessy, sprachen für Staaten, die erst vier Jahre zuvor dem Atlantischen Bündnis beigetreten waren. (Im Fall Havels geschah dies freilich ohne Rücksprache mit der Regierung und kurz vor dem Ende seiner Amtszeit.) Am 5. Februar bezogen zehn weitere Länder Ostmittel- und Südosteuropas, die allesamt Anwärter auf die Mitgliedschaft in der NATO waren und sich in der sogenannten «Vilnius-Gruppe» zusammengeschlossen hatten, dieselbe Position wie sechs Tage zuvor die «Acht». Die belgische Regierung unter dem Liberalen Guy Verhofstadt, ein Koalitionskabinett aus Liberalen, Sozialisten und Grünen, stellte sich hingegen mit aller Entschiedenheit auf die Seite Deutschlands und Frankreichs. Dasselbe tat der luxemburgische Ministerpräsident Jean-Claude Juncker, seit 1995 Chef einer Koalitionsregierung aus Christlichsozialen und Sozialisten.


  Europa und die Europäische Union präsentierten sich Anfang 2003 mithin als tief gespalten. Die Hoffnung auf eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik hatte sich als Illusion erwiesen; die Osterweiterung der EU wurde belastet durch das Verhalten einiger der künftigen neuen Mitglieder, das man in Paris und Berlin als unsolidarisch empfand. Für die Regierungen jener Staaten Ostmittel- und Südosteuropas, die den Vereinigten Staaten ihre unbeugsame Verbundenheit bekundeten, stellte sich die Lage anders dar. Für sie waren die USA die Schutz- und Führungsmacht schlechthin – das Land, das im Ernstfall als einziges eine gewisse Sicherheit vor einem unberechenbaren Rußland gewähren konnte. In Polen kam noch ein anderer Faktor hinzu: die alte emotionale Bindung an den großen Förderer des eigenen Freiheitsdranges auf der anderen Seite des Atlantiks. Allen Staats- und Regierungschefs Ostmittel- und Südosteuropas wie einigen ihrer westeuropäischen Kollegen gemeinsam war der Wunsch, dem «Tandem» Chirac-Schröder die von diesen zumindest implizit beanspruchte Rolle als Sprecher ganz Europas streitig zu machen.


  Die westeuropäischen Regierungschefs unter den «Acht» waren, bis auf einen, Politiker der Rechten. Die Ausnahme war der Premierminister des Vereinigten Königreichs. Für Blair war die Pflege der «special relationship» mit den USA ein Gebot britischer Staatsräson – und der Irak ein Gebiet, für das die ehemalige Mandatsmacht Großbritannien nach wie vor eine besondere Verantwortung trug. Dazu kam seine Neigung, sich zumindest auf einem Gebiet als prinzipientreuer Moralist zu präsentieren: Sein Rigorismus gegenüber diktatorischen, die Menschenrechte mißachtenden Regimen konnte als ein Versuch gedeutet werden, den Ruf des bedenkenlosen Opportunisten loszuwerden, den er sich auf anderen Gebieten der Politik erworben hatte.


  Gespalten war aber nicht nur Europa, sondern auch die NATO und damit der transatlantische Westen insgesamt. Was Rumsfeld über das «alte Europa» bemerkt hatte, rief vor allem in Frankreich und Deutschland leidenschaftlichen Widerspruch hervor. Unter den zwanzig deutschen und französischen Intellektuellen, die von der «Frankfurter Allgemeinen Zeitung» um eine Stellungnahme gebeten worden waren, war auch Jürgen Habermas. Nach dem Urteil des deutschen Philosophen begegneten Rumsfeld in der Kritik seiner europäischen Freunde die «preisgegebenen eigenen, die amerikanischen Ideale des 18.Jahrhunderts. Aus dem Geist der Aufklärung sind ja die Menschenrechtserklärung und die Menschenrechtspolitik der Vereinten Nationen, sind jene völkerrechtlichen Innovationen hervorgegangen, die heute in Europa eher Anhang zu finden scheinen als in der ziemlich alt aussehenden Neuen Welt». Schärfer und treffender hätte sich die geistige Tragweite des transatlantischen Zerwürfnisses kaum beschreiben lassen.


  Am 27. Januar legten die Chefs der beiden Inspektorengruppen, Hans Blix und Mohamed El Baradei, dem Sicherheitsrat ihre Berichte über die ersten beiden Monate ihrer Tätigkeit im Irak vor. Blix äußerte sich deutlich skeptischer als sein Kollege: Er hatte den Eindruck gewonnen, daß der Irak seinen Verpflichtungen auf dem Gebiet der biologischen und chemischen Waffen nicht aufrichtig nachkam, konnte aber mit keinem Beweis aufwarten, der diesen Verdacht bestätigte. El Baradei war sich hingegen ziemlich sicher, daß der Irak sein Atomwaffenprogramm nicht wieder aufgenommen habe.


  Einen Tag nach der Sitzung des Sicherheitsrates, am 28. Januar 2003, stimmte Präsident Bush in seiner «State of the Union»-Rede vor dem Kongreß die amerikanische Öffentlichkeit auf den bevorstehenden Krieg mit dem Irak ein. Es sei keine Strategie und keine Option, auf die Zurechnungsfähigkeit und Zurückhaltung Saddam Husseins zu vertrauen. Die USA würden den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen bitten, am 5. Februar zu einer Sitzung zusammenzutreten, um über die Tatsache der andauernden Mißachtung der Welt zu beraten. Außenminister Powell werde Informationen und Geheimdienstbelege über das illegale Waffenprogramm des Irak vorlegen, desgleichen über Saddams Versuch, diese Waffen vor den Inspektoren zu verstecken, und über seine Verbindungen zu terroristischen Gruppen. «Wir werden konsultieren. Aber lassen Sie kein Missverständnis aufkommen: Wenn Saddam Hussein nicht völlig abrüstet, werden wir für die Sicherheit unseres Volkes und für den Frieden in der Welt eine Koalition anführen, um ihn zu entwaffnen.»


  Nach dieser Rede konnte es kaum noch Zweifel daran geben, daß Bush entschlossen war, gegebenenfalls auch ohne Mandat des Sicherheitsrates gegen den Irak in den Krieg zu ziehen. Die Beweismaterialien, die der Präsident dem Sicherheitsrat vorzulegen versprach, waren keineswegs neu oder gar durchschlagend. Was die CIA dem Weißen Haus geliefert hatte, waren zum größten Teil eigenwillige Deutungen von Informationen, die sie teils von fragwürdigen Vertrauensleuten aus den Reihen der Exiliraker wie dem zur Hochstapelei neigenden Präsidenten des Irakischen Nationalkongresses, Ahmed Tschalabi, teils aus Deutschland und Großbritannien erhalten hatte. Eine zentrale Rolle spielten dabei Berichte eines irakischen Flüchtlings («Curveball»), der dem Bundesnachrichtendienst gegenüber im Jahr 2000 behauptet hatte, er sei Projektleiter für Saddams Biowaffenprogramm gewesen und habe mobile Labors gesehen, in denen diese Waffen hergestellt würden. Über die deutschen Zweifel an der Glaubwürdigkeit dieses «Zeugen», der wenig später als notorischer Lügner entlarvt werden sollte, hatte der BND seine amerikanischen Gesprächspartner sehr wohl informiert; bei der Vorbereitung des «Beweismaterials» in Sachen irakische Massenvernichtungswaffen aber waren diese Vorbehalte als unerheblich beiseite geschoben worden. Ein anderes Konstrukt war der angebliche Versuch des Irak, in Nigeria Uran zu kaufen. Die CIA hatte entsprechende Berichte vom britischen Geheimdienst erhalten, aber nicht verifizieren können. Dennoch fanden sie Eingang in Bushs Rede vom 28. Januar.


  Am 5. Februar fand die historische Sitzung des Sicherheitsrates statt, in der Außenminister Powell die von Bush angekündigten Beweise für die illegalen Aktivitäten des Irak im Bereich der Massenvernichtungswaffen vorlegen sollte. Was der Chef des State Department dem Gremium unterbreitete, waren indes lediglich anfechtbare Indizien, darunter Satellitenaufnahmen von angeblichen mobilen Versuchslaboren für biologische und chemische Waffen. Die wichtigste «Quelle» für seine Deutung der Bilddokumente waren die Aussagen von «Curveball». Damit konnte Powell zwar viele seiner Landsleute beeindrucken: Umfragen zufolge hielten 71Prozent der Amerikaner die Ausführungen des Außenministers für stichhaltig. Die Vertreter der skeptischen Regierungen im Sicherheitsrat aber überzeugte Powell nicht. Der französische Außenminister de Villepin widersprach ihm vehement; in sehr viel zurückhaltenderer Form tat dies auch der deutsche Außenminister Joschka Fischer, der die Sitzung leitete.


  In der folgenden Sitzung des Sicherheitsrates am 14. Februar legte Blix einen neuen Bericht über die Inspektionen im Irak vor, der weniger kritisch ausfiel als der vorangegangene vom 27. Januar. Während die USA, Großbritannien und Spanien keine Änderungen in der Haltung Saddams erkennen konnten oder wollten, warnten die Vertreter Rußlands, Chinas, Frankreichs und Deutschlands vor Zwangsmaßnahmen. Tags darauf fanden in vielen europäischen Städten, darunter London, Paris, Berlin, Rom, Madrid und Barcelona, aber auch in den USA und Australien, Massenkundgebungen gegen einen neuen Golfkrieg statt. Es waren die größten Demonstrationen seit den Protesten gegen die Nachrüstung der NATO in den frühen achtziger Jahren, ja seit 1945.


  Offen war zu diesem Zeitpunkt noch, ob es den USA nicht doch noch gelingen würde, im Sicherheitsrat jene zweite, den Krieg legitimierende Resolution durchzubringen, auf die vor allem Tony Blair unter dem Druck einer überwiegend kriegsfeindlichen Bevölkerung und starken Widerstands in der Labour Party drängte. Das State Department tat alles, um Rußland in das Lager der Befürworter zu ziehen. Hätten die amerikanischen Bemühungen Erfolg gehabt, wäre ein chinesisches Veto unwahrscheinlich und Frankreich in seiner ablehnenden Haltung isoliert gewesen: eine Konstellation, die Chirac möglicherweise veranlaßt hätte, von einem Veto abzusehen. Doch auf Putin wirkten nicht nur die Amerikaner ein, sondern auch Deutsche und Franzosen, und Ende Februar schien es so, daß Schröder und Chirac bei diesem Ringen bessere Karten hatten als Bush.


  Anfang März erhielten die Kriegsgegner durch neue Berichte über die Inspektoren im Irak Auftrieb. El Baradei konnte in der Sitzung des Sicherheitsrates am 7. März nachweisen, daß die von den USA beargwöhnten Aluminiumröhren nicht als Zentrifugen für die Anreicherung von Uran dienten und ein angeblicher Vertrag mit Nigeria über die Lieferung von Uran an den Irak eine Fälschung war. Auch Blix stellte fest, daß es Fortschritte bei den Inspektionen gab, eine zuverlässige Verifikation aber erst in einigen Monaten möglich sein würde. Aus Washingtoner und Londoner Sicht stieg nun die Gefahr einer ablehnenden Mehrheit im Sicherheitsrat. Am 10. März legte sich Chirac in einem Fernsehgespräch auf ein französisches Nein fest. In den folgenden Tagen appellierten Bush und Blair an die unentschiedenen nichtständigen Mitglieder des Sicherheitsrates – darunter Mexiko, Chile und Pakistan –, einer zweiten, den Krieg legitimierenden Resolution zuzustimmen, hatten damit aber keinen Erfolg. Am 16. März trafen sich Bush, Blair und Aznar mit dem portugiesischen Ministerpräsidenten Barroso auf der Azoreninsel Terceira, um ihr weiteres Vorgehen zu besprechen. Auf einer anschließenden Pressekonferenz stellte Bush Saddam Hussein in ultimativer Form vor die Alternative, entweder die Forderungen der Resolution 1441 zu erfüllen oder sich mit Gewalt dazu zwingen zu lassen.


  Am folgenden Tag stellte der Präsident in einer Fernsehansprache fest, da der Sicherheitsrat seiner Verantwortung nicht nachgekommen sei, würden die USA die ihre wahrnehmen. Saddam Hussein und seine Söhne müßten den Irak innerhalb von 48 Stunden verlassen. Andernfalls werde Krieg die Antwort sein. Von einer zweiten Resolution war keine Rede mehr: Da sie keine Mehrheit gefunden hätte, wurde sie nicht eingebracht. Den Präsidenten Rußlands und der Volksrepublik China, Wladimir Putin und Hu Jintao, versicherte Bush am 18. März telefonisch, daß der Krieg gegen den Irak sich nicht negativ auf die bilateralen Beziehungen der USA zu den beiden Staaten auswirken würde.


  Seit dem 17. März stand unwiderruflich fest, daß der Krieg gegen den Irak nicht von der Völkergemeinschaft, sondern von einer «Koalition der Willigen» (coalition of the willing) geführt werden würde. Der Krieg war kein klassischer Angriffskrieg, bei dem ein Land Truppen aufbot, um ein anderes Land ganz oder teilweise zu erobern oder auf andere Weise zu unterwerfen. Der Krieg war aber auch keine «humanitäre Intervention», die den Zweck verfolgte, schweren Verletzungen der Menschenrechte ein Ende zu bereiten. Der Krieg gegen den Irak war eine Militäraktion, die die vermutete Verletzung von Auflagen der Vereinten Nationen ahnden und für die Zukunft unterbinden sollte. Das dazu erforderliche Mandat der Vereinten Nationen aber gab es nicht. Der Krieg war infolgedessen völkerrechtswidrig – ein Rechtsbruch, begangen auf Veranlassung und unter Führung eines Landes, das sich kraft seiner Machtfülle legitimiert fühlte, in souveräner Entscheidung selbst zu bestimmen, was rechtens war und was nicht.


  Der Krieg gegen den Irak begann am 20. März 2003. Die Vereinigten Staaten stellten mit 245.000 Mann das Gros der Koalitionsstreitkräfte. Es folgten die Briten mit 45.000, die Australier mit 2000 und die Polen mit 200 Soldaten. Da sich die Türkei geweigert hatte, der «Koalition der Willigen» eine Invasion von ihrem Territorium aus zu gestatten, mußte die Militäraktion überwiegend vom Süden, von Saudi-Arabien, Kuwait und vom Persischen Golf, aus erfolgen. Rein militärisch gesehen, war die Operation «Iraqui Freedom», zunächst vor allem ein Bombenkrieg, ein durchschlagender Erfolg. Der erbitterte Widerstand der paramilitärischen Fedayin konnte die Amerikaner und ihre Verbündeten nicht davon abhalten, rasch auf die Hauptstadt vorzurücken. Am 5. April begann der Sturm auf Bagdad. Am 7. April nahmen die Briten Basra ein. Zwei Tage später brach das Regime Saddam Husseins zusammen. Der Diktator erklärte seinen Amtsverzicht und verschwand von der Bildfläche. Eine überlebensgroße Statue des Diktators im Stadtzentrum von Bagdad wurde noch am 9. April von einer Gruppe seiner irakischen Gegner mit Hilfe eines Panzers umgestürzt: ein symbolträchtiger Abschluß der 24 Jahre, in denen Saddam das Land mit den Mitteln brutaler Einschüchterung und Unterdrückung regiert hatte.


  Der amerikanischen Besetzung der Hauptstadt folgten sechs lange Wochen der Anarchie, der Plünderungen und der Brandstiftungen. In den Plänen des Pentagon war dieser Fall schlicht nicht vorgesehen gewesen. So gab es auch keine Bewachung der Depots der irakischen Armee, aus denen sich Milizen, Aufständische und Kriminelle mit Waffen und Sprengstoff versorgten. Dessen ungeachtet erklärte Verteidigungsminister Rumsfeld am 30. April, die Bedingungen im Irak würden von Tag zu Tag besser. Am 1. Mai verkündete Präsident Bush in militärischer Fliegermontur an Bord des Flugzeugträgers «USS Abraham Lincoln», der vor der kalifornischen Küste lag, unter einem Transparent mit den Worten «Mission Accomplished», die größeren Kampfhandlungen im Irak seien beendet. Der Tyrann sei gestürzt, der Irak frei, die amerikanische Nation sicherer als zuvor.


  Die Siegesmeldung sollte sich schon bald als verfrüht erweisen. Die USA hatten sich auf den Krieg, aber kaum auf die Bewältigung seiner Folgen vorbereitet. «Nation building» war für Bush immer noch ein Fremdwort. Ein amerikanischer Diplomat, Paul Bremer, übernahm die Leitung der Provisorischen Koalitionsbehörde, die über diktatorische Machtbefugnisse verfügte. Seine Weisungen erhielt Bremer zunächst vom Staatssekretär (Under Secretary) des Verteidigungsministeriums, Douglas Feith. Mitte Juli setzte Bremer einen irakischen Übergangsrat ein, dem Exiliraker wie Ahmed Tschalabi und Ayad Allawi und die Kurdenführer Jalal Talabani und Massoud Barzani angehörten, der aber keine realen Kompetenzen besaß. Grundsätzliche Entscheidungen fällte Bremer meist ohne Absprache mit sachkundigen Irakern. Das galt auch für die Auflösung der Baath-Partei und, entgegen den Plänen des amerikanischen Militärs, der irakischen Armee noch im Mai 2003: zwei Maßnahmen, die wesentlich dazu beitrugen, daß der Irak immer tiefer im Chaos versank und über längere Zeit hinweg unregierbar blieb.


  Wenige Tage nach der Auflösung der irakischen Armee kam es zu einem ersten terroristischen Anschlag auf die US-Truppen. Im Juli stieg die Zahl der Angriffe auf die Amerikaner auf 500 an. Im August folgte eine Terrorwelle, darunter ein Anschlag auf das Hauptquartier der Vereinten Nationen, bei dem 22 Menschen, unter ihnen Sérgio Vieira de Mello, der Sondergesandte des Generalsekretärs, ums Leben kamen. Die Vereinten Nationen zogen daraufhin ihre etwa 600 Mitarbeiter aus dem Irak ab. Dasselbe taten in den folgenden Monaten auch andere Hilfsorganisationen. Im November 2003 erreichte die Zahl der bei Anschlägen getöteten GIs mit 82 ihren Jahreshöchststand. Als Erfolg konnten es die USA verbuchen, daß es amerikanischen Soldaten am 13. Dezember gelang, Saddam Hussein in einem Erdloch in der Nähe seiner Heimatstadt Tikrit festzunehmen. Es sollten noch fast zwei Jahre vergehen, bis es im Oktober 2005 zum Prozeß gegen ihn wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit kam. Saddam wurde zum Tode verurteilt und am 30. Dezember 2006 gehängt.


  Bei der Suche nach den angeblichen Massenvernichtungswaffen Saddams wurden die USA nicht fündig. Der Diktator hatte sein Nuklearprogramm 1995 eingestellt und auch nicht wieder versucht, biologische und chemische Waffen herzustellen. Daß er diesen Sachverhalt selbst verschleiert und damit den Verdacht genährt hatte, er verstoße gegen die Auflagen der Vereinten Nationen, hatte einen taktischen Grund: Er wollte dem feindlichen Nachbarn Iran weiterhin als gefährlicher Gegner erscheinen. Verbindungen zwischen Saddam und Al Qaida gab es auch keine: Der säkulare Diktator und die fundamentalistische Terrororganisation hatten außer der Skrupellosigkeit in der Wahl ihrer Mittel nichts miteinander gemein.


  Eine andere Rechtfertigung des Krieges blieb von der Widerlegung dieser Behauptung unberührt: Schon vor dem Einmarsch der Koalitionstruppen hatten Präsident Bush und seine Berater die Vorteile einer Demokratisierung des Irak beschworen. Wie nach 1945 in Deutschland und Japan sollten jetzt im Irak die amerikanischen Truppen als Aufbauhelfer einer Demokratie wirken, um danach so rasch wie möglich wieder abzuziehen. («Nachdem wir den Feind besiegt hatten, ließen wir keine Besatzungsarmee zurück, sondern Verfassungen und Parlamente», hieß es in Bushs Rede vor dem konservativen American Enterprise Institute in Washington am 26. Februar 2003 im Hinblick auf die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg.) Ein demokratischer Irak mochte sogar zu einem leuchtenden Vorbild für andere arabische Länder, ja für den gesamten Nahen und Mittleren Osten werden. Doch auch diese Begründung des Irakkriegs war nicht stichhaltig. Sie beruhte auf einer Verkennung unterschiedlicher historischer Ausgangslagen. Die politischen Systeme, die Deutschland und Japan nach dem Zweiten Weltkrieg hervorbrachten, knüpften an ältere Traditionen und Institutionen an, die es im Irak nicht gab. Das Vorhandensein einer irakischen Nation wurde von den USA unterstellt, aber nicht hinterfragt. Die Vision eines demokratischen, dauerhaft befriedeten Irak war nicht mehr als eine vage Hoffnung. Selten hatte eine Besatzungsmacht sich auf ihre Aufgaben so wenig vorbereitet wie die Vereinigten Staaten, als sie 2003 die Macht im Irak übernahmen.


  Für das Ansehen der USA im Irak war nichts so schädlich wie die Fotografien aus dem Bagdader Gefängnis Abu Ghraib, die Ende April 2004 über das Fernsehen weltweit verbreitet wurden. Sie zeigten Häftlinge, die von ihren amerikanischen Bewacherinnen und Bewachern auf grausame Weise gedemütigt und erniedrigt wurden. Es war durchaus nicht nur die persönliche Laune einzelner Soldatinnen und Soldaten, die zu solchen Exzessen führte. Vielmehr entsprach das, was in Abu Ghraib geschah, weithin den Anweisungen des Oberkommandierenden im Irak, Generalleutnant Ricardo Sanchez. Mitte September 2003 hatte er Befragungsmethoden genehmigt, die sich an Folterpraktiken orientierten, wie sie seit Januar 2002 auch in dem Gefangenenlager auf dem exterritorialen US-Stützpunkt Guantánamo auf Kuba gegenüber zeitweilig rund 600 dort einsitzenden, der Teilnahme an Terrorakten verdächtigten angeblichen oder wirklichen Islamisten angewandt wurden. In den Worten des Politikwissenschaftlers Stephan Bierling: «Schlafentzug, Anketten, Nacktheit, Kapuzenüberzug, Stresspositionen, Erschöpfungsübungen und der Einsatz von Hunden gehörten bald zum Standardverfahren.»


  Sanchez handelte nicht auf eigene Faust. Folter von Gefangenen, die der Beteiligung an Terrorakten verdächtig waren, war vom Verteidigungs- und Justizministerium in Washington autorisiert worden – unter anderem durch eine Umdefinition von Folter, die auch das schon 1898 im Krieg auf den Philippinen angewandte, berüchtigte «waterboarding» in Form von Scheinertränkungen als intensive Form der Befragung legitimierte. Die maximale von der CIA erlaubte Dauer des Schlafentzugs belief sich auf 180 Stunden. Abu Ghraib, Guantánamo und die vielen Lager der CIA auf dem Territorium fremder Staaten galten als rechtsfreie Räume, was damit begründet wurde, daß die Angehörigen der Al Qaida, die Taliban und die irakischen Widerstandskämpfer der Logik des «asymmetrischen Krieges» entsprechend keine Kombattanten im Sinne des Kriegsvölkerrechts und folglich auch keine Kriegsgefangenen im Sinne der Genfer Konvention von 1929 seien. Ebenso wenig konnten sich die Insassen dieser Lager auf das rechtsstaatliche Prinzip berufen, daß niemand ohne richterlichen Befehl verhaftet oder in Haft gehalten werden durfte. Für den unbefristeten Freiheitsentzug reichte im Fall der Terrorismusverdächtigen nach Meinung der Regierung Bush der Verdacht aus, ein Sicherheitsrisiko zu sein. Washington fühlte sich in einer Art von permanentem Ausnahmezustand, und entsprechend agierte es.


  Um dieselbe Zeit, in der die Berichte aus Abu Ghraib für weltweites Entsetzen sorgten, nahm der antiamerikanische Aufstand im Irak eine neue Qualität an. Unter Saddam Hussein war die sunnitische Minderheit dem Machtzentrum näher gewesen als die schiitische Mehrheit; die im Mai 2003 eingeleitete «Entbaathifizierung» hatte die Folge, daß sich viele Sunniten ausgegrenzt und diskriminiert fühlten. Aus ihren Reihen kam ein erheblicher Teil der militanten Bewegung, die sich gegen die Anwesenheit von US-Truppen im Irak richtete. Die Hochburg der Aufständischen war Falludscha, eine Stadt im sogenannten «sunnitischen Dreieck» im Westen des Irak. Die von Präsident Bush Anfang April 2004 angeordnete Eroberung von Falludscha stieß auf massiven Widerstand. Die dabei eingesetzten Angehörigen der von den Amerikanern improvisiert ins Leben gerufenen Miliz erwiesen sich großenteils als unzuverlässig. Eine andere «Front» bildeten die Kämpfe mit der «Mahdi-Miliz» des schiitischen Klerikers Muqtada al Sadr. Insgesamt kamen im April 2004 im Irak 138 US-Soldaten ums Leben, 1200 wurden verletzt.


  Wenig später verständigten sich Bremers provisorische Koalitionsbehörde, der irakische Übergangsrat und die Vereinten Nationen auf die Bildung einer Interimsregierung, die in der Zeit zwischen dem für Ende Juni geplanten Ende der Besatzungsherrschaft und der Wahl einer Nationalversammlung Anfang 2005 die Amtsgeschäfte übernehmen sollte. Am 28. Juni wurde die Übergangsregierung unter Ayad Allawi eingesetzt, womit die Souveränität des Irak formell wiederhergestellt war. Die wirtschaftliche Lage des Landes hatte sich bis dahin kaum verbessert; die Ölförderung erreichte allenfalls vier Fünftel des Standes vor der Besetzung, mehr denn je grassierte die Korruption. Die Sicherheitslage verschlechterte sich in den folgenden Monaten immer weiter. Die Städte Samara und Falludscha fielen in die Hände der Aufständischen. Im September fiel der 1000. Amerikaner. Insgesamt wurden im Irak 2004 26.500 Anschläge gezählt.


  Knapp eineinhalb Jahre nach der Besetzung durch die «Koalition der Willigen», ein ad-hoc-Bündnis von zeitweilig 33 Staaten, und dem von diesem herbeigeführten «regime change» konnte von einer Befriedung des Irak noch immer keine Rede sein. Private Sicherheitsunternehmen wie «Blackwater USA», die die zahlenmäßige Schwäche der amerikanischen Truppen vor und nach dem Ende der Besatzungsherrschaft ausgleichen sollten, erhöhten durch häufigen und oft vorschnellen Schußwaffengebrauch die Spannungen eher, als daß sie pazifizierend wirkten. Strafrechtliche Folgen von Gewaltexzessen mußten die Söldner nicht befürchten: Der Chef der provisorischen Koalitionsbehörde, Paul Bremer, hatte ihnen in seiner letzten Direktive volle Immunität zugesagt.


  Da die Kriegsgründe, die Präsident Bush den Amerikanern und der Weltöffentlichkeit genannt hatte, sich entweder als vorgeschoben oder als falsch, in jedem Fall aber als nicht stichhaltig erwiesen hatten, sahen sich die USA dem Vorwurf ausgesetzt, Fälschungen aufgesessen zu sein und Lügen verbreitet zu haben. Im April 2004 mußte Außenminister Powell einräumen, daß er am 5. Februar 2003 im Sicherheitsrat von ungesicherten Tatsachenbehauptungen ausgegangen war. Am 3. Juni trat CIA-Direktor Tenet wegen der anhaltenden Kritik an seinem Verhalten in der Irakkrise zurück.


  Für das internationale Prestige der Vereinigten Staaten fast noch schlimmer aber war die Bedenkenlosigkeit, mit der die Regierung des mächtigsten Landes der Welt im Innern wie nach außen die Werte in Frage stellte, in deren Zeichen die USA einst ihre Unabhängigkeit erkämpft hatten. Am 28. Juni 2004 rügte der Oberste Gerichtshof die Praxis der Regierung Bush, Terrorverdächtige im Lager Guantánamo ohne anwaltlichen Beistand, rechtliches Gehör und ordentlichen Prozeß auf unbestimmte Zeit festzuhalten. Die Insassen des Lagers, darunter vier britische Staatsbürger, die die Klage eingereicht hatten, erhielten das Recht zugesprochen, ihre Fälle amerikanischen Richtern vorzulegen. Praktische Folgen hatte die Entscheidung des Supreme Court nicht.


  Vier Jahre, nachdem George W. Bush zum Präsidenten gewählt worden war, befand sich Amerika in einer weltweiten Glaubwürdigkeitskrise, wie es sie in den 228 Jahren seiner bisherigen Geschichte noch nie erlebt hatte. Es waren indes nicht nur europäische Intellektuelle wie Jürgen Habermas und Jacques Derrida, die den «burschikosen Bruch des Völkerrechts» durch die Regierung Bush anprangerten. Auch in den USA erhoben liberale Wissenschaftler und Publizisten frühzeitig scharfen Widerspruch gegen das, was der Washingtoner Politologe G. John Ikenberry im September 2002 in der Zeitschrift «Foreign Affairs» eine «allgemeine Geringschätzung von internationalen Regeln, Verträgen und Sicherheitspartnerschaften» (a general depreciation of international rules, treaties and security partnerships) nannte.


  Der zweifache Pulitzer-Preisträger Anthony Lewis schrieb im November 2002 in der «New York Review of Books», Präsident Bush wünsche offenbar, «mit den Regeln zu brechen, die das internationale Leben in den letzten fünfzig Jahren bestimmt haben». Die Politikwissenschaftlerin Samantha Power sprach 2003 von mehreren Widersprüchen, die mittlerweile das Erscheinungsbild der USA prägten. Sie nannte unter anderem «die Diskrepanz zwischen den Rechten und Freiheiten, die der amerikanische Liberalismus der Mehrheit der Amerikaner im eigenen Land gewährleistet, und der Vernachlässigung dieser Prinzipien für Nicht-Amerikaner in anderen Ländern» und die «Diskrepanz zwischen den Werten, die amerikanischen Politikern zufolge das Verhalten Amerikas motivieren, und der Tatsache, daß die amerikanische Außenpolitik diese Werte offenkundig ignoriert».


  Power wurde noch deutlicher. Sie warf den amerikanischen Medien vor, sie «schliefen» und verzichteten inzwischen auf investigativen Journalismus. (Die «New York Times», die, ebenso wie die «Washington Post», den Irakkurs des Präsidenten unterstützt hatte, übte am 20. Mai 2004 an ihrer einschlägigen Berichterstattung immerhin offene Selbstkritik.) Das schärfste Verdikt der Harvard-Professorin aber traf ein Verfassungsorgan. «Der Kongreß nickte oder winselte vor sich hin. In Sachen Irakkrieg gab es im Kongreß keine bedeutenden Gegenstimmen – eine Bankrotterklärung der Institution, die für Überprüfung, für Gesetzgebung und für Kontrolle der Finanzen zuständig ist.» Zu keiner Zeit, so Power weiter, hätten sich die Vereinigten Staaten zu ihrer früheren Unterstützung von Saddam Husseins genozidalem Regime bekannt; sie unterwürfen sich nicht der Jurisdiktion des Internationalen Strafgerichtshofs. Die amerikanische Politik bedürfe einer Generalüberholung. «An die Stelle eines pseudoliberalen Nationalismus von heute muß ein genuiner Liberalismus treten … Die Macht Amerikas in ein internationales System einzubetten und Bescheidenheit zu demonstrieren – das sind schmerzliche und äußerst ungewohnte Schritte für ein Empire, vom mächtigsten Empire in der Geschichte der Menschheit ganz zu schweigen. Doch mehr Schmerz heute heißt sehr viel weniger Schmerz morgen.»


  Ikenberry, Lewis und Power sprachen 2002/03 für eine kleine Minderheit. Aber sie machten deutlich, daß die Regierung Bush und die Vereinigten Staaten nicht ein und dasselbe waren. Es gab noch ein anderes, das liberale Amerika, das die Gründungsideen von 1776 ernst nahm.[1]


  Pax Americana: Ein «informal Empire» stellt seine Grundlagen in Frage


  Die Machtstellung, über die die Vereinigten Staaten nach dem Ende des Ost-West-Konflikts verfügten, war einzigartig. Die USA waren kraft ihrer Wirtschaftsleistung, ihres militärischen Potentials und ihrer Allianzen die Supermacht schlechthin. Kein anderes Land konnte ihnen diesen hegemonialen Rang streitig machen. Seit der Auflösung erst des Ostblocks, dann der Sowjetunion gab es kein «Reich des Bösen» mehr, von dem sich Amerika als Vormacht des Guten hätte abheben müssen. Die von den Vereinigten Staaten mit hervorgebrachten und verkörperten «westlichen Werte» galten zwar noch längst nicht weltweit, sie mußten aber auch nicht länger gegen ein geschlossenes ideologisches Konkurrenzprojekt wie den Marxismus-Leninismus verteidigt werden. Viele Zeitgenossen sprachen in den neunziger Jahren von der «Pax Americana» und spielten damit auf die «Pax Romana» an: die internationale, ja im damaligen Maßstab globale Friedensordnung, die das Römische Reich nach der Zerstörung Karthagos im Jahr 146 vor Christus errichtet hatte.


  Die Terroranschläge vom 11. September 2001 änderten die Weltlage schon deshalb, weil sie das Selbstbild der Vereinigten Staaten radikal veränderten. Jene kurze Phase seit der Epochenwende von 1989/91, in der die USA eine Weltmacht ohne ideologischen Widerpart gewesen waren, gehörte der Vergangenheit an. Seit «9/11» gab es einen neuen Feind, der das manichäische Selbstverständnis und das darauf gegründete missionarische Sendungsbewußtsein der USA in ähnlicher Weise herausforderte wie in den Zeiten des Kalten Krieges der Sowjetkommunismus: den internationalen Terrorismus. Der Glaube der Gründerväter an Amerika als das «neue Jerusalem», die «City upon a hill», erlebte im Zeichen des «Kriegs gegen den Terror» eine Wiedergeburt.


  Zwar war nichts von dem, was die Regierung von George W. Bush tat, wirklich «neu». An ihrer Entschlossenheit, bei Bedarf auch unilateral zu handeln, hatte sie schon vorher kaum Zweifel gelassen, und die Absicht, das Problem Saddam notfalls gewaltsam aus der Welt zu schaffen, entstand auch nicht erst unter dem Eindruck der Attacken von Al Qaida auf New York und Washington. Ohne den Schock der Terroranschläge aber wären die «Falken» in der Regierung Bush, an ihrer Spitze der Präsident selbst, schwerlich in der Lage gewesen, die innen- und außenpolitischen Hindernisse aus dem Weg zu räumen, die einem derart aggressiven Vorhaben im Weg standen. Versuche, den Zäsurcharakter von «9/11» unter Hinweis auf unbestreitbare Kontinuitäten in der amerikanischen Außenpolitik zu relativieren, stoßen daher rasch an ihre Grenzen.


  Die Debatte über die «Pax Americana» erhielt durch die amerikanische Antwort auf die Herausforderung des 11. September 2001 neuen Auftrieb. Einige eher konservative Autoren, unter ihnen der amerikanische Publizist Max Boot, riefen die Vereinigten Staaten auf, die Rolle des «wohlwollenden Hegemons» zu übernehmen und die Welt dadurch sicherer zu machen. Der britische, in den USA lehrende Historiker Niall Ferguson sah in Amerika den legitimen Nachfolger des britischen Empires und erhoffte sich von ihm eine Politik, die seiner Verantwortung als globale Ordnungsmacht gerecht wurde. Sogar ein führender amerikanischer Linksliberaler, der Philosoph Richard Rorty, kam zu dem Schluß, in der gegenwärtigen Lage sei eine «Pax Americana» das Beste, worauf die Welt hoffen könne.


  Anforderungen, sich am Vorbild früherer Weltreiche wie des römischen oder des britischen zu orientieren und sich selbst als «Empire» zu verstehen, stießen in den USA aber traditionell auf erhebliche Vorbehalte. Die Vereinigten Staaten verdankten ihre Existenz der Auflehnung gegen ein Kolonialreich, das britische. Ein gutes Jahrhundert später betätigten sich die USA zwar selbst als Kolonialmacht, als sie im Gefolge des Krieges mit Spanien 1898 unter anderem Puerto Rico annektierten, die Philippinen ihrer Herrschaft unterwarfen und Kuba in ein Protektorat verwandelten. Doch der unverhüllte Kolonialismus widersprach dem amerikanischen Selbstverständnis so sehr, daß er eine Episode blieb.


  Sehr viel attraktiver war für die USA der Gedanke informeller Herrschaft über andere Staaten durch Schaffung von wirtschaftlichen, politischen und militärischen Abhängigkeiten. Ein solches «informal Empire» hatte Großbritannien im 19.Jahrhundert errichtet, indem es sich die handelspolitische Kontrolle über Portugal, Argentinien und Brasilien sicherte. Dem britischen «imperialism of free trade» entsprach die amerikanische «open door policy», die um die Wende vom 19. zum 20.Jahrhundert gegenüber China mit militärischen Mitteln durchgesetzt wurde. Eine andere Spielart des informellen Imperialismus war die immer wieder von militärischen Interventionen flankierte «Dollar diplomacy», die die USA vor allem gegenüber mittelamerikanischen Staaten betrieben. Nach dem Sieg über die Achsenmächte im Zweiten Weltkrieg bauten die Vereinigten Staaten in Westeuropa ein wirtschaftliches, politisches und militärisches Beziehungsnetz auf, das der norwegische Historiker Geïr Lundestad «Empire by invitation» genannt hat: einen Zusammenschluß marktwirtschaftlich verfaßter Demokratien, der sich auf einen normativen Konsens, das Bekenntnis zu den «westlichen Werten», berufen konnte und seine Legitimation aus freien Wahlen empfing.


  Die Zustimmung, die die amerikanische Hegemonie auf der Ostseite des Atlantiks fand, beruhte, um es in dem Begriffspaar von Joseph S. Nye zu sagen, weniger auf der «hard power» der militärischen Überlegenheit als auf der «soft power» der Werte, für die Amerika stand, und der Ausstrahlungskraft seiner Kultur, nicht zuletzt in Form seiner «popular culture». Das amerikanische Interesse an der Vermeidung direkter Herrschaft traf sich mit dem Interesse der betroffenen Nationen, so selbständig wie möglich zu bleiben (oder wieder zu werden). Soweit Westeuropa Teil eines Imperium Americanum war, präsentierte sich dieses als «Empire lite – eine globale Hegemonie, deren Merkmale freie Märkte, Menschenrechte und Demokratie sind, durchgesetzt mit Hilfe der abschreckendsten Militärmacht, die es jemals gegeben hat» (so der kanadische Politikwissenschaftler Michael Ignatieff). Wo immer die Vereinigten Staaten außerhalb des alten europäischen Westens oder von hochentwickelten Industriegesellschaften wie der japanischen ihre Werte durchzusetzen versuchten, mußte die «weiche Macht» meist rasch vor der «harten» zurückweichen. Der Vietnamkrieg hätte die USA belehren können, daß die Erfahrungen, die sie beim Wiederaufbau in Europa gemacht hatten, sich nicht einfach auf kulturell völlig anders geprägte Gesellschaften übertragen ließen. Der Irakkrieg von 2003 zeigte, daß große Teile der «politischen Klasse» Amerikas diese Lektion nicht gelernt hatten.


  Die Kritik, die europäische Regierungen und Intellektuelle an der imperialen Politik von George W. Bush übten, wurde von amerikanischen Neokonservativen selbstbewußt gekontert. Zwischen den Vereinigten Staaten und Europa habe sich in den neunziger Jahren ein Machtungleichgewicht herausgebildet, schrieb Robert Kagan 2003 in seinem Buch «On Paradise and Power. America and Europe in the New World Order». Europa sei ein postmodernes Paradies. «Die Europäer haben die Hobbessche Welt der Gesetzlosigkeit verlassen und sind in die kantische Welt des ewigen Friedens eingetreten.» Die USA seien hingegen dabei, sich auf ihre «einzigartige amerikanische Form des universalistischen Nationalismus» zurückzubesinnen. Unter George W. Bush sei «‹der Westen› als verbindliches Konzept der amerikanischen Außenpolitik zur Bedeutungslosigkeit» herabgesunken. «Amerika hat sich am 11. September nicht verändert. Es hat nur zu sich selbst gefunden.» Dennoch müsse es «innerhalb dessen, was einst ‹der Westen› genannt wurde, nicht zu einem ‹Zusammenstoß der Kulturen› kommen. Europäer und Amerikaner müssen sich an die neue Realität der amerikanischen Vorherrschaft anpassen.»


  Kagans Behauptung, die Amerikaner seien vom Mars, die Europäer von der Venus, war eine gewollte Provokation, seine Europakritik aber in vielem berechtigt. Viele Staaten des alten Kontinents, obenan Deutschland, verließen sich, was den militärischen Bereich betraf, darauf, daß die USA im Zweifelsfall tun würden, was sie selbst zu tun nicht bereit oder nicht fähig waren. Frankreich und Großbritannien waren alles andere als pazifistisch; vor allem Frankreich hatte bei internen Konflikten in seinen ehemaligen Kolonien immer wieder militärisch interveniert. Aber weder Paris noch London dachten daran, ihr militärisches Potential zu «europäisieren», was mit dazu beitrug, daß ein Projekt wie die Schaffung einer gemeinsamen europäischen Eingreiftruppe nicht verwirklicht werden konnte. Bei den Versuchen, die Balkankonflikte der neunziger Jahre zu überwinden, war nichts ohne die Initiative und die Mitwirkung der Vereinigten Staaten zustande gekommen; Europa hatte einmal mehr sein Unvermögen bewiesen. In den Auseinandersetzungen um den Irakkrieg von 2003 gab es nicht nur kein Europa, das mit einer Stimme sprach. Die Mehrzahl der europäischen Regierungen nahm aktiv teil an der von der Regierung Bush betriebenen politischen Spaltung Europas.


  Was Kagan die «amerikanische Vorherrschaft» nannte, war also zu einem guten Teil eine Folge europäischen Versagens. Aber wie andere Neokonservative verkannte der Autor von «On Paradise and Power» die bröckelnde materielle Basis des imperialen Anspruchs der USA: Die Kriege, die die Vereinigten Staaten unter George W. Bush führten, rissen riesige Löcher in den Haushalt; sie trieben die öffentliche Verschuldung weiter in die Höhe und trugen mit dazu bei, daß die USA finanziell immer mehr von einem weltpolitischen Rivalen, der Volksrepublik China, abhängig wurden: Entwicklungen, auf die zurückzukommen sein wird.


  Mehr als alles andere aber schwächte den Westen und damit auch seine Führungsmacht die Infragestellung jener transatlantischen Wertegemeinschaft, die Amerikaner und Europäer in der Vergangenheit so oft beschworen hatten. Das «informal Empire», das die USA nach 1945 aufgebaut hatten, hätte ohne dieses normative Fundament gar nicht entstehen können. Mit der transatlantischen Entfremdung, die die Vereinigten Staaten unter dem jüngeren Bush teils billigend in Kauf nahmen, teils bewußt betrieben, untergruben sie die eigene Weltgeltung ebenso wie durch die Art, wie sie ihre imperiale Politik finanzierten. Nutzen aus der Auseinanderentwicklung des Westens zogen zwei nichtwestliche Großmächte: Rußland, das im Zuge des Irakkonflikts durch das Zusammenspiel von Putin, Schröder und Chirac diplomatisch und politisch aufgewertet wurde, und China, das von Europäern und Amerikanern gleichermaßen umworben wurde. Die Welt wurde im ersten Jahrzehnt des 21.Jahrhunderts multipolarer, als sie es vor «9/11» gewesen war. Die USA waren immer noch das mächtigste Land der Welt, aber in ihrer Hegemonie weniger unangefochten als zuvor.


  Der französische Soziologe Emmanuel Todd meinte in seinem 2002 erschienenen Buch «Après l’empire. Essay sur la décomposition du système américain», Zeuge eines «Kampfes der Kulturen zwischen Europa und den Vereinigten Staaten» (conflit de civilisation entre l’Europe et les États-Unis) zu sein, und er sah in diesem Konflikt einen Beweis dafür, daß «der Westen» nicht mehr war als ein amerikanisches, vor allem von Samuel Huntington gepflegtes Konstrukt. Das war eine Schlußfolgerung, die Kagan aus seiner Analyse nicht zog. Auf den letzten Seiten seines Buches verwies er vielmehr auf den «gemeinsamen westlichen Wertekanon», den Amerika und Europa teilten, und appellierte an sein Land, wieder mehr das an den Tag zu legen, was die Gründerväter in der Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776 «geziemende Rücksichtnahme auf die Meinung der Menschheit» (a decent respect to the opinion of mankind) genannt hatten. Angesichts der Hybris, mit der die Regierung Bush der Außenwelt immer wieder gegenübergetreten war, mußte man bezweifeln, daß sie diese Aufforderung fortan beherzigen würde.[2]


  Die Linke verliert an Boden: Westeuropa zu Beginn des 21.Jahrhunderts


  Der wichtigste europäische Unterstützer der amerikanischen Irakpolitik, der britische Premierminister Tony Blair, sah sich von Anfang an heftigem Widerspruch gegen seinen «bellizistischen» Kurs ausgesetzt, und das sowohl innerhalb wie außerhalb der Labour Party. Zu den innerparteilichen Widersachern Blairs gehörte der Außenminister der Jahre 1997 bis 2001, Robin Cook, der nach der Unterhauswahl vom Juni 2001 wegen seiner (nach Meinung des Premierministers) allzu europafreundlichen Politik auf den weniger bedeutsamen Kabinettsposten des «Leader of the House» abgeschoben worden war. Am 17. März 2003 legte Cook aus Protest gegen die britische Beteiligung am Irakkrieg dieses Amt nieder. Seine Rücktrittsrede löste eine «standing ovation» von Abgeordneten aller Fraktionen und Besuchern auf der Galerie aus – ein in der Geschichte des britischen Parlaments beispielloser Vorgang. Bei einer Abstimmung in den Commons votierten tags darauf 139 von insgesamt 412 Labour-Abgeordneten gegen die Irakpolitik des Premierministers.


  Ende Mai 2003 erhob ein Reporter der BBC, Andrew Gilligan, einen schweren Vorwurf gegen die Regierung Blair. Sie habe Geheimdienstberichte über die angeblichen Massenvernichtungswaffen Saddam Husseins künstlich aufgebauscht («sexed up»), um den geplanten Krieg besser rechtfertigen zu können. Damit begann eine andere Art von «Krieg»: ein erbitterter Kampf um die öffentliche Meinung zwischen der Regierung, gesteuert von Blairs Pressesprecher Alastair Campbell, und der BBC. Gilligans mutmaßlicher Informant, der in Regierungsdiensten stehende Waffenexperte David Kelly, fühlte sich so sehr in die Enge getrieben, daß er sich schließlich Mitte Juli das Leben nahm. Eine vom Unterhaus eingesetzte Untersuchungskommission unter Lord Hutton entlastete die Regierung zwar von den Beschuldigungen Gilligans und übte scharfe Kritik an der Informationspolitik der BBC. Alastair Campbell aber, Blairs maßgebender «spin doctor», sah sich gezwungen, Ende August 2003 zurückzutreten. Die von der Kommission angeordnete Auswertung seiner Tagebuchaufzeichnungen zur BBC-Affäre hatte seinem öffentlichen Ansehen Schaden zugefügt und ihn zu einer Belastung für den Premierminister werden lassen.


  Neben dem Irak nahm in den Jahren 2002 und 2003 vor allem Nordirland die Aufmerksamkeit der britischen Öffentlichkeit in Anspruch. Da die IRA ihr Versprechen, sich zu entwaffnen, nicht einlöste, entschloß sich die Regierung Blair im Oktober 2002, die Selbstverwaltung in Ulster zu suspendieren und die Provinz wieder von London aus zu regieren. Gut ein Jahr später, Ende November 2003, gingen die Gegner eines friedlichen Ausgleichs, die protestantische Democratic Union Party unter Ian Paisley und die katholische Sinn Féin, als Sieger aus den nordirischen Regionalwahlen hervor, was die Regierung Blair veranlaßte, die Direktverwaltung beizubehalten. Erst im Mai 2007 kam es nach erneuten Regionalwahlen zu einer gemeinsamen Regierung beider Parteien. Die Selbstverwaltung Ulsters wurde wiederhergestellt, von einer dauerhaften Beruhigung der Provinz aber konnte man noch lange nicht sprechen.


  Unter den innenpolitischen Erfolgen der Regierung Blair in den ersten Jahren des neuen Jahrhunderts rangierte weit oben das Verbot der Fuchsjagd im November 2004, womit ein jahrelanger, erbitterter Streit zwischen Jägern und Tierfreunden zu Ende ging. Zahlreiche Ausnahmeregelungen sorgten aber dafür, daß der Bruch mit der alten Tradition nicht allzu radikal ausfiel. Zu den innenpolitischen Niederlagen der Labour-Regierung gehörte das Scheitern des Versuchs, das Oberhaus grundlegend zu reformieren. Im November 1999 war zwar die Zahl der erblichen Sitze auf vorläufig 92 vermindert worden. Im März 2004 aber sprach sich das House of Lords mit 216 zu 183 Stimmen gegen eine Vorlage aus, die die erblichen Sitze vollständig abschaffen wollte.


  Anlaß zur Zufriedenheit sah die Regierung Blair hingegen alles in allem im Hinblick auf die Wirtschaftspolitik. Das Bruttoinlandsprodukt und die Höhe der Löhne stiegen über die Jahre hinweg an; die Arbeitslosenzahlen sanken; das Pfund Sterling blieb stabil; London konnte seine Stellung als internationales Finanzzentrum weiter ausbauen. Der Anteil der industriell Beschäftigten schrumpfte währenddessen: von 26,7Prozent im Jahr 1997 auf 22,1Prozent im Jahr 2005. Im gleichen Jahr mußte der letzte britische Automobilhersteller, die Rover-Gruppe, Konkurs anmelden. Die Regierung Blair leistete eine Übergangshilfe in Höhe von 6Millionen Pfund. Rover wurde kurz darauf von chinesischen Unternehmen gekauft und die Produktion zum größten Teil nach China verlagert.


  Als ein Zeichen wachsenden Wohlstands galten um diese Zeit die steigenden Immobilienpreise: Sie lagen 2007 um 28Prozent höher als 1997, während die Haushaltseinkommen in dieser Zeit nur um durchschnittlich 2,5Prozent pro Jahr wuchsen. Die Liberalisierung der Finanzmärkte ging einher mit einer Politik des leichten Geldes. Diese führte, wie der Historiker Franz-Josef Brüggemeier schreibt, dazu, «daß Banken nicht länger das Drei-, sondern das Sechsfache des Einkommens als Hypothek vergaben, kein eigenes Kapital verlangten und es schließlich sogar ermöglichten, sowohl ein Haus zu erwerben wie auch mehr zu konsumieren». Vorübergehend profitierten, so Brüggemeier, fast alle von den höheren Immobilienpreisen, den günstigen Krediten, den zusätzlichen Arbeitsplätzen und den höheren Löhnen. «Das Vorhaben von New Labour schien aufzugehen. Eine eigene Industriepolitik, größere Eingriffe des Staates oder eine Umverteilung durch Steuern schienen nicht erforderlich zu sein.»


  Ihre Absicht, die soziale Ungleichheit zu vermindern, versuchte die Regierung nicht durch höhere Steuern für die Wohlhabenden, sondern durch den schon erwähnten, 1997 eingeführten, gesetzlichen Mindestlohn zu verwirklichen. In der Folgezeit wurde der Mindestlohnsatz mehrfach erhöht, im Oktober 2007 schließlich auf 5,52 Pfund pro Stunde, was bei 1,7Millionen Briten das Einkommen steigen ließ. Dazu kamen Lohnzuschüsse (tax credits), für die 2004 insgesamt 13,5Milliarden Pfund ausgegeben wurden. Die Kluft zwischen Arm und Reich aber blieb tief. Wohlhabende Briten suchten eigene Ärzte und Krankenhäuser auf, ihre Kinder besuchten Privatschulen. Vernachlässigt wurde von der Labour-Regierung wie von den vorausgegangenen konservativen Kabinetten die Berufsausbildung: ein Versäumnis, das die Gefahr in sich barg, daß bei einem Rückgang der Konjunktur die Jugendarbeitslosigkeit überproportional anstieg.


  Im Frühjahr 2005 hielt Blair angesichts günstiger Wirtschaftsdaten den geeigneten Zeitpunkt für Neuwahlen gekommen. Die Labour Party blieb am 5. Mai zum dritten Mal in Folge die stärkste Partei. Sie verlor aber gegenüber 2001 5,5Prozentpunkte; sie kam auf 35,2Prozent und erlangte 355 statt wie bisher 412 Sitze. Die Konservativen verbesserten sich lediglich um 0,7Prozentpunkte und erreichten 32,4Prozent und 198 Sitze, die Liberalen mit einem Zugewinn von 3,7Prozentpunkten 22Prozent und 62 Sitze. Die Popularität Blairs hatte, nicht zuletzt wegen seiner Irakpolitik, beträchtlich nachgelassen. Die Tories aber hatten aus den Schwächen der Regierung bislang kaum Nutzen ziehen können. Die Zeit für einen Machtwechsel schien den meisten Briten noch nicht gekommen.


  Zwei Monate nach der Unterhauswahl, am 7. Juli 2005, wurde London von einer Reihe von Terroranschlägen heimgesucht. Es war nicht das erste Mal, daß islamistische Extremisten einen solchen Akt in einer europäischen Hauptstadt verübten: Am 11. März 2004 waren bei Anschlägen in drei Madrider Bahnhöfen 191 Menschen getötet worden. Bei den Londoner Anschlägen islamistischer Selbstmordattentäter auf drei U-Bahn-Züge und einen Doppeldeckerbus kamen 56 Menschen ums Leben; etwa 700 wurden verletzt. Zwei Wochen später kam es zu vier weiteren Anschlägen auf öffentliche Verkehrsmittel, wobei aber kein größerer Schaden entstand. Von den vier Tätern des 7. Juli waren drei in Großbritannien geboren, einer im Kindesalter eingewandert. Die Attentäter des 21. Juli, die fliehen konnten, kamen aus Krisenregionen in Afrika.


  Beide Anschlagserien erfüllten die Briten mit tiefer Sorge. Sie mußten damit rechnen, daß im Vereinigten Königreich eine beträchtliche Zahl von potentiellen Terroristen lebte und daß unter den vielen Menschen, die in Großbritannien um Asyl nachsuchten, einige bereit waren, Gewalt gegen das Gastland anzuwenden. Die Briten gingen bald wieder zur Tagesordnung über, und sie waren fest entschlossen, sich auch von der neuen, anonymen Kategorie von Feinden nicht einschüchtern zu lassen. Daß Großbritannien trotz der massiven Bedrohung durch den islamistischen Terror gewillt war, ein liberaler Rechtsstaat zu bleiben, bewies es am 9. November 2005. Eine Regierungsvorlage, die die Frist, innerhalb derer Terrorverdächtige ohne Anklage in Haft bleiben konnten, auf 90 Tage verlängern sollte, fand im Unterhaus keine Mehrheit: 291 Abgeordnete stimmten für, 322 gegen den Gesetzentwurf; unter den Nein-Stimmen waren die von 49 Abgeordneten der Labour Party. Es war die erste parlamentarische Niederlage Blairs seit seinem Amtsantritt im Mai 1997.


  Für Blairs Labour-Regierung war es 2001 leicht gewesen, durch Wahlen im Amt bestätigt zu werden. Die Regierung Schröder-Fischer mußte 2002 hingegen lange Zeit um ihre Wiederwahl bangen. Die beiden Regierungsparteien hatten seit 1999 fast jede Landtagswahl verloren; bis in den Sommer 2002 hinein hatte Rot-Grün den Umfragen zufolge kaum Chancen, erneut eine Mehrheit zu erhalten. Zwei Ereignisse trugen zu einem späten Stimmungsumschwung bei den Wählerinnen und Wählern bei. Starke Regenfälle führten im August zu riesigen Überschwemmungen an Donau und Elbe, der alsbald so genannten «Jahrhundertflut», und boten dem Bundeskanzler die unverhoffte Gelegenheit, sich als tatkräftiger und allgegenwärtiger «Krisenmanager» zu präsentieren. Dazu kam das überaus populäre Nein, das Schröder seit Anfang August einer deutschen Teilnahme an einem möglichen Irakkrieg entgegensetzte.


  Bei der Bundestagswahl vom 22. September wurde die SPD erneut stärkste Partei: Sie kam auf 38,5Prozent, was einen Verlust von 2,4Prozentpunkten gegenüber 1998 bedeutete. Die Grünen gewannen 1,9Prozentpunkte hinzu und erreichten 8,6Prozent. Mit 306 von insgesamt 603 Mandaten verfügten die beiden Parteien über eine hauchdünne parlamentarische Mehrheit. Die Unionsparteien, die mit dem bayerischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber als gemeinsamem Kanzlerkandidaten in den Wahlkampf gezogen waren, erreichten 38,5Prozent (und nur 6027 Stimmen weniger als die Sozialdemokraten). Gegenüber 1998 war das ein Gewinn von 3,4Prozentpunkten. Die FDP verbesserte ihr Ergebnis um 1,2Prozentpunkte und erzielte 7,4Prozent. Die PDS konnte mit 4Prozent (einem Minus von 1,1Prozentpunkten) die Fünf-Prozent-Hürde nicht mehr überspringen, eroberte aber zwei Direktmandate. Am 22. Oktober wurde Gerhard Schröder ein zweites Mal zum Bundeskanzler gewählt. Die Justizministerin seines ersten Kabinetts, die Sozialdemokratin Herta Däubler-Gmelin, gehörte der neuen Regierung nicht mehr an: Sie hatte in einem Zeitungsgespräch kurz vor der Wahl George W. Bush mit Hitler verglichen und damit dem amerikanischen Präsidenten Anlaß zu berechtigter Empörung gegeben.


  Von einem furiosen Neustart von Rot-Grün konnte keine Rede sein. Die Koalitionsverhandlungen verliefen zäh: Ihr Ertrag wurde allgemein als uninspiriertes Sammelsurium empfunden. Der Bundeskanzler hatte durch seine Konfrontation mit dem amerikanischen Präsidenten außenpolitisch an Statur gewonnen, seinem neuen Kurs aber auch eine irritierend «national» klingende Note verliehen, indem er im Wahlkampf von dem «deutschen Weg» sprach, den er zu gehen gewillt sei: eine Wortwahl, die, soweit sie sich auf die Außenpolitik bezog, sogleich innerhalb wie außerhalb Deutschlands Erinnerungen an antiwestliche Traditionen, den sogenannten «deutschen Sonderweg», wachrufen mußte.


  Daß Schröder ein persönliches Freundschaftsverhältnis zum russischen Präsidenten Putin entwickelte, während seine Beziehung zu George W. Bush über einen geschäftsmäßigen Charakter nicht mehr hinauskam, verstärkte den Eindruck einer schleichenden Umorientierung der deutschen Politik. Kritik an der zunehmend illiberalen, ja autoritären Politik Putins wurde, solange Schröder Kanzler war, aus dem offiziellen Berlin nicht mehr laut. Am 22. November 2004 beantwortete der sozialdemokratische Regierungschef die Frage des Journalisten Reinhold Beckmann, ob er, Schröder, Putin für einen «lupenreinen Demokraten» halte, mit Ja. In seinen 2006 erschienenen Memoiren glaubte Schröder von «christlichen Überzeugungen» Putins und seinem «ernsthaften» Verhältnis zur Orthodoxie ausgehen zu können. «Putin denkt abendländisch. Mit anderen Worten, er sieht eine Mission Rußlands als Teil Europas, zwar mit einer asiatischen Komponente, das ist ihm sehr bewußt, aber kulturell, emotional und vom Lebensgefühl und von den Wertvorstellungen her eben als ein Teil Europas.»


  Das überragende innenpolitische Thema der zweiten Legislaturperiode von Rot-Grün war die «Agenda 2010»: ein Programm zur Reform des Sozialstaats und zur Wiedererlangung der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Zu Beginn des zweiten Jahrzehnts nach der Wiedervereinigung wurde Deutschland immer wieder als der «kranke Mann Europas» bezeichnet: ein Begriff, den erstmals der britische «Economist» 1999 verwendet hatte. 2002 wuchs das deutsche Bruttoinlandsprodukt so gut wie gar nicht (0,1Prozent), im Jahr darauf sank es um 0,2Prozent; alle anderen entwickelten Industriestaaten wiesen bessere Werte auf.


  Ein wesentlicher Grund der deutschen Wachstumsschwäche lag offen zutage: Es waren die innerdeutschen West-Ost-Transferzahlungen in Höhe von rund 90Milliarden Euro jährlich, die die Europäische Kommission in einem Bericht vom Mai 2002 zu zwei Dritteln für den von ihr beklagten Sachverhalt verantwortlich machte. Der Lebensstandard in den neuen Ländern hatte inzwischen zwar 80Prozent des Standards der alten Länder erreicht, die Arbeitslosigkeit aber lag im Osten im April 2002 mit 19,1Prozent immer noch um 10,3Prozentpunkte höher als im Westen. Am 1. Januar 2005 sollte der im Jahr 2001 zwischen Bund und Ländern vereinbarte «Solidarpakt II» in Kraft treten, der bis 2019 galt und den Bund verpflichtete, für den Aufbau Ost 156,5Milliarden Euro zur Verfügung zu stellen. Da die Transferzahlungen zu einem guten Teil zu Lasten der sozialen Sicherungssysteme gingen, trieben sie die ohnehin hohen Lohnnebenkosten weiter nach oben und wirkten damit zusätzlich wachstumshemmend. Dazu kam noch der Beschluß der Regierung Schröder, den Wiederaufbau in den durch die «Jahrhundertflut» verwüsteten Gebieten durch den Aufschub der für 2003 geplanten Steuerreform um ein Jahr zu finanzieren: eine von der Opposition und den Unternehmerverbänden scharf kritisierte Entscheidung.


  Am 16. August 2002, fünf Wochen vor der Bundestagswahl, legte der Personalvorstand des Volkswagenwerks, Peter Hartz, im Französischen Dom zu Berlin den abschließenden Bericht der von ihm geleiteten Kommission «Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt» vor. Mit der Bildung der «Hartz-Kommission» im Februar 2002 hatte die Bundesregierung die Konsequenz daraus gezogen, daß es Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden und Regierung im Rahmen einer anderen, dem niederländischen «Poldermodell» nachempfundenen Gesprächsrunde, des «Bündnisses für Arbeit», nicht gelungen war, sich auf eine gemeinsame Modernisierungsstrategie zu verständigen. Was Hartz im August 2002 vorlegte, bildete den Grundstock der «Agenda 2010», die Bundeskanzler Schröder am 14. März 2003 in einer Regierungserklärung vor dem Bundestag erläuterte. Sie sollte zur wichtigsten Rede seiner Amtszeit werden.


  Der Ausgangspunkt des Reformwerks war die Einsicht, daß es volkswirtschaftlich fatal war, die Kosten von Sozialleistungen, die der Gesellschaft zugute kamen, einseitig dem Faktor Arbeit aufzubürden. Dem entsprach die Ankündigung Schröders: «Wir werden die Leistungen des Staates kürzen, Eigenverantwortung stärken und mehr Eigenleistung von jedem Einzelnen abfordern müssen.» Entsprechend dem Motto «Fördern und fordern» sollten erwerbslos gewordene Arbeitnehmer in dem Bestreben unterstützt werden, möglichst rasch eine neue, «zumutbare», das heißt gegebenenfalls auch weniger gut bezahlte Beschäftigung aufzunehmen. Zu diesem Zweck wurde die Höchstdauer der Zahlung des Arbeitslosengeldes, das an die Höhe des Einkommens der letzten Monate gekoppelt war, auf 12 Monate (bei über 55 Jahre alten Arbeitnehmern auf 18 statt bisher 32 Monate) beschränkt beziehungsweise verkürzt, und das, anders als bisher, unabhängig von der Dauer der bis dahin geleisteten Beiträge zur Arbeitslosenversicherung. Die anschließend gezahlte Arbeitslosenhilfe wurde abgeschafft und mit der Sozialhilfe zum «Arbeitslosengeld II» vereinigt; sie wurde im Bedarfsfall auf Antrag gewährt und entsprach den bisherigen Wohlfahrtssätzen. An die Stelle der Arbeitsämter traten «Jobcenter»; die Bundesanstalt für Arbeit verwandelte sich in die «Bundesagentur für Arbeit». Existenzgründungen wurden erleichtert, die Weiterbildung von Arbeitssuchenden gefördert, der Kündigungsschutz gelockert, die Handwerksordnung dadurch liberalisiert, daß eine Betriebsgründung in vielen Fällen auch ohne Meisterprüfung möglich wurde.


  Die Gesetze zur Umsetzung der «Agenda 2010» bedeuteten eine tiefe Zäsur in der Geschichte des deutschen Sozialstaates. Mit dem Abbau staatlicher Leistungen und der Stärkung des Prinzips der Eigenverantwortung forderte die Regierung Schröder große Teile des eigenen politischen Lagers heraus. Nach einer zeitlich knapp bemessenen innerparteilichen Debatte stimmte ein Sonderparteitag der SPD am 1. Juni 2003 mit einer Vierfünftelmehrheit einem vom Parteivorstand vorgelegten Leitantrag zu, in dem die Reformen gebilligt wurden. In einigen Landesverbänden, obenan der traditionell linken hessischen Parteiorganisation, formierte sich jedoch hartnäckiger Widerstand. In den Gewerkschaften waren die Befürworter der Reformen von Anfang an in der Minderheit und die Bereitschaft zu außerparlamentarischen Protestaktionen groß. Kein Teil der «Agenda 2010» war so umstritten wie die «Hartz IV»-Gesetze, in deren Zentrum das neue «Arbeitslosengeld II» stand. In den ostdeutschen Ländern, wo die Arbeitslosenzahlen besonders hoch waren und die PDS über eine starke Anhängerschaft verfügte, kam es 2004 zu regelmäßigen Massenprotesten, die in bewußter Anlehnung an den Herbst 1989 vorzugsweise in Form von «Montagsdemonstrationen» stattfanden. Wo immer Bundeskanzler Schröder und andere prominente Sozialdemokraten auf Gewerkschaftskundgebungen die Reformgesetze verteidigten, wurden sie ausgebuht und niedergeschrien.


  Zur Kritik bot die «Agenda 2010» vielfältigen Anlaß. Daß die Dauer der Beitragsleistungen zur Arbeitslosenversicherung unberücksichtigt blieb, wenn nach 12 Monaten die Zahlung von «Arbeitslosengeld I» aufhörte, verletzte das Gerechtigkeitsgefühl massiv. Daß die Förderung von Leiharbeit, Zeitarbeit und «Minijobs» einen großen Niedriglohnsektor entstehen ließ, war gewollt. Tatsächlich reichten die dort gezahlten Löhne oft nicht einmal an die Sätze des «Arbeitslosengeldes II» heran, so daß sie aus Mitteln der Bundesagentur für Arbeit aufgestockt werden mußten. Die Art, wie das «Arbeitslosengeld II» berechnet wurde, war so mechanisch und anfechtbar, daß sie eine wahre Prozeßflut auslöste. Es gab auch keine sozialen Gegengewichte zu den Härten, die die «Agenda 2010» vielen zumutete – eine wie immer geartete Vermögensbelastung oder eine höhere Erbschaftssteuer etwa. Der Niedriglohnsektor hätte, die erforderlichen parlamentarischen Mehrheiten vorausgesetzt, durch einen flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn eingedämmt werden können. Doch hiergegen gab es gerade auch bei den Gewerkschaften starke Bedenken: Eine solche Neuerung erschien großen Teilen der organisierten Arbeitnehmerschaft als Gefahr für die Tarifautonomie.


  Für die rot-grüne Koalition fatal war eine durchaus nicht überraschende Nebenfolge von «Hartz IV»: der Anstieg der Arbeitslosenzahlen durch die Zusammenlegung der bisherigen Arbeitslosenhilfe mit der Sozialhilfe. Zusammen mit der darniederliegenden Konjunktur trug dieser Effekt dazu bei, daß die Zahl der Arbeitslosen im Januar 2005 die 5-Millionen-Grenze überstieg und damit den höchsten Stand seit dem Zweiten Weltkrieg erreichte. Im gleichen Monat gründeten Gewerkschafter, linke Sozialdemokraten und Angehörige linker Splittergruppen eine neue Partei, die Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit (WASG). Ein knappes Jahr zuvor, im Februar 2004, war Bundeskanzler Schröder als Vorsitzender der SPD zurückgetreten, um den Fraktionsvorsitzenden Franz Müntefering zu seinem Nachfolger wählen zu lassen: einen überzeugten Verteidiger der «Agenda 2010», dem Schröder eine sehr viel höhere innerparteiliche Integrationskraft zutraute als sich selbst. Die vom größten Boulevardblatt, der «Bild-Zeitung» aus dem Verlagshaus Springer, entfachte Anti-Agenda-Kampagne konnte aber auch Müntefering nicht eindämmen. SPD und Grüne kamen aus den schlechten Umfragewerten nicht mehr heraus.


  Als Anfang März 2005 die Arbeitslosenzahlen auf 5,2Millionen kletterten, entschloß sich die Regierung Schröder zu einer folgenreichen finanzpolitischen Kurskorrektur. Um das anhaltende Haushaltsdefizit zu schließen, hatte Finanzminister Hans Eichel zunächst eine Erhöhung der Mehrwertsteuer befürwortet. Wolfgang Clement, seit 2005 Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, setzte jedoch, im Zusammenspiel mit dem Kanzler, ein höheres Defizit und damit eine höhere Neuverschuldung durch, wobei die Beteiligten die Verletzung eines der Maastricht-Kriterien, nämlich die abermalige Überschreitung der Defizitgrenze von 3Prozent des Bruttoinlandsprodukts, bewußt in Kauf nahmen.


  Deutschland hatte die Dreiprozentmarke seit 2002 verfehlt, zuletzt 2004 mit 3,8Prozent, und verfehlte sie 2005 erneut mit 3,7Prozent. Ein drohendes Defizitverfahren der Europäischen Kommission hatte Berlin im Dezember 2004 nur durch die Ankündigung abwehren können, 2005 die Neuverschuldungsquote auf 2,9Prozent zu senken. Den Bruch dieser Zusage vollzog die Bundesregierung in enger Abstimmung mit der französischen Regierung, der ebenfalls an einer Aufweichung der im Vertragswerk von Maastricht festgelegten Restriktionen lag. Schon 2003 hatten Berlin und Paris gemeinsam verhindert, daß die Kommission die Eurostaaten, die die Dreiprozentmarke überschritten hatten, durch einen «Blauen Brief» zur Haushaltsdisziplin ermahnte. Die beiden größten Volkswirtschaften der EU setzten damit ein Beispiel, das Schule machen sollte. Aus der Sicht Schröders war der Regelverstoß jedoch legitim: Der Bundeskanzler glaubte den Deutschen nach den Einschnitten der Agendapolitik nicht noch weitere Härten zumuten zu können.


  Die finanzpolitische Kehrtwende zeitigte nicht die Wirkungen, die sich Rot-Grün erhofft hatte. Am 22. Mai erlitten die beiden Düsseldorfer Koalitionsparteien, die SPD und die Grünen, bei den Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen eine schwere Niederlage: Sie verloren ihre parlamentarische Mehrheit an CDU und FDP. Damit gab es in ganz Deutschland keine rot-grüne Landesregierung mehr. So wie Schröder die Lage beurteilte, war es für die SPD geradezu eine politische Überlebensfrage, nach dem Verlust ihres «Stammlandes» an Rhein und Ruhr wieder in die politische Offensive zu gehen. Noch am gleichen Abend kündigte der Kanzler daher in Absprache mit Müntefering an, er strebe nunmehr Neuwahlen an. Die «unechte» Vertrauensfrage, über die der Bundestag am 1. Juli abzustimmen hatte, führte zum erwünschten Ergebnis: Dank 148 Enthaltungen aus den Reihen der Koalition wurde der Antrag abgelehnt. Am 21. Juli löste Bundespräsident Horst Köhler (CDU), der im Mai 2004 als Nachfolger des Sozialdemokraten Johannes Rau in das höchste Staatsamt gewählt worden war, den 15. Deutschen Bundestag auf. Klagen von zwei Bundestagsabgeordneten gegen die Auflösung des Bundestags wies das Bundesverfassungsgericht am 25. August 2005 als unbegründet zurück.


  Im Wahlkampf hatte es Schröder nicht nur mit den Oppositionsparteien CDU/CSU und FDP und den sie unterstützenden Medien zu tun, sondern auch mit einem erstarkten Gegner von links: WASG und PDS hatten sich unter aktiver Beteiligung des ehemaligen SPD-Vorsitzenden Oskar Lafontaine zum Wahlbündnis «Die Linke» zusammengeschlossen. Kanzlerkandidatin der Unionsparteien war die Vorsitzende der CDU, Angela Merkel. Sie trat mit einem wirtschaftsfreundlichen Programm zur Reform des Sozialstaats an, wozu die auf dem Leipziger Parteitag der CDU vom Dezember 2003 beschlossene Umstellung der Kranken- und Pflegeversicherung auf die Kapitaldeckung in Form einer Kopfpauschale in Höhe von 200 Euro gehörte. Als Kandidaten für das Amt des Finanzministers hatte Merkel den früheren Bundesverfassungsrichter Paul Kirchhof gewonnen, den Verfechter eines radikal vereinfachten Steuersystems, das Schröder in seinen Wahlreden als extrem unsozial anprangerte. Den meisten Umfragen zufolge hatten CDU/CSU und FDP gute Chancen, eine sichere Mehrheit zu erobern. Doch als Wahlkämpfer zeigten Gerhard Schröder und Joschka Fischer noch einmal, welche mobilisierenden Fähigkeiten in ihnen steckten. Am Abend des Wahltages, des 18. September, lagen die Unionsparteien mit 35,2Prozent nur knapp vor der SPD, die auf 34,2Prozent kam. Die FDP erhielt 9,8, die Linke 8,7, Bündnis 90/Die Grünen 8,1Prozent.


  Eine Mehrheit gab es weder für Schwarz-Gelb noch für Rot-Grün. Rot-Rot-Grün war eine ebenso undenkbare Konstellation wie eine «Ampel» aus SPD, FDP und Grünen. Es blieb nur eine Große Koalition aus Union und Sozialdemokraten, wie es sie schon einmal, in den Jahren 1966 bis 1969, in der «alten» Bundesrepublik gegeben hatte. An der Spitze einer solchen Regierung konnte nach Lage der Dinge, ungeachtet des drittschlechtesten Ergebnisses in der Geschichte der Unionsparteien, nur die in der DDR aufgewachsene und ausgebildete Vorsitzende der CDU stehen. Am 22. November 2005 wurde sie zur Bundeskanzlerin gewählt. Vizekanzler und Bundesminister für Arbeit und Soziales wurde Franz Müntefering. Zu den sozialdemokratischen Kabinettsmitgliedern gehörten auch Außenminister Frank-Walter Steinmeier, der unter Schröder Chef des Bundeskanzleramtes gewesen war, und Finanzminister Peer Steinbrück, bis zur verlorenen Landtagswahl vom Mai Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen. Der prominenteste unter den Ministern der CDU war Wolfgang Schäuble, der erneut das von ihm schon unter Kohl von 1989 bis 1991 geleitete Innenressort übernahm.


  Rot-Grün war abgewählt worden, aber viele Entscheidungen der Jahre 1998 bis 2005 wirkten noch lange nach. Durch die Beteiligung am Kosovo- und am Afghanistankrieg hatte Deutschland sein außenpolitisches Verhalten dem der anderen westlichen Demokratien angenähert und sich, so betrachtet, «normalisiert»; durch das Nein zum Irakkrieg hatte es sich von den USA emanzipiert und an politischem Selbstbewußtsein gewonnen. Das enge persönliche Verhältnis zwischen dem deutschen Bundeskanzler und dem russischen Präsidenten, das sich in den Jahren nach 2000 entwickelt hatte, überdauerte die Amtszeit des dritten sozialdemokratischen Regierungschefs: Ende 2005 verschaffte Putin Schröder den gutdotierten Posten des Vorsitzenden des Aufsichtsrates der Nord Stream AG – der Betreiberin jener Gaspipeline durch die Ostsee, deren Errichtung im September 2005, kurz vor der Bundestagswahl, zwischen Berlin und Moskau vereinbart worden war. Mehrheitsaktionär von Nord Stream (North European Gas Pipeline) war der russische Konzern Gazprom, Minderheitsaktionäre waren die deutschen Energiekonzerne E. ON-Ruhrgas und BASF. Ihren Firmensitz legte Nord Stream in ein schweizerisches «Steuerparadies», nach Zug.


  Von den inneren Reformen von Rot-Grün prägten sich den Zeitgenossen der Ausstieg aus der Kernenergie, die Ökosteuer, das neue Staatsbürgerschaftsrecht und die eingetragene Lebenspartnerschaft am stärksten ein. Unter Rot-Grün hatte Deutschland, um nicht allzu weit hinter die Pionierländer, die USA und Großbritannien, zurückzufallen, die Liberalisierung der Finanzmärkte vorangetrieben, indem es durch das Investmentmodernisierungsgesetz vom Dezember 2003 relativ restriktive Voraussetzungen für die Zulassung von Hedgefonds schuf. Verglichen mit den angelsächsischen Ländern wirkte dieser Tribut an den «neoliberalen» Zeitgeist moderat. Deutschland entindustrialisierte sich nicht; es modernisierte seine Industrie und entwickelte sich mehr und mehr zur industriellen Dienstleistungsgesellschaft: ein Trend, der sich als zukunftsträchtig erweisen sollte.


  Die «Agenda 2010» war, als die Regierungszeit Gerhard Schröders endete, die bei weitem umstrittenste Leistung des rot-grünen Bündnisses. Es sollten noch mehrere Jahre vergehen, bis in Deutschland die Einsicht reifte, daß die Reformen von 2003 Deutschland wirtschaftlich gestärkt und seinen Sozialstaat gefestigt hatten. Deutschland war aus Traditionen ausgebrochen, die sich als Fesseln erwiesen hatten. So reformbedürftig das Reformwerk in mancher Hinsicht auch war, in der Summe legte es den Grund dafür, daß Deutschland die Erschütterungen im Zeichen der Weltfinanzkrise von 2008 besser überstand als die meisten anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union.


  Wie für Deutschland war auch für Frankreich 2002 ein Wahljahr. Am 21. April stand der erste Wahlgang der Präsidentenwahlen an. Gegen den Amtsinhaber Jacques Chirac, der wieder antrat, schickten die Sozialisten Premierminister Lionel Jospin ins Rennen. Außerdem bewarben sich 14 weitere Kandidaten um das höchste Amt im Staat, unter ihnen Jean-Marie Le Pen für den Front National, Robert Hue für die Kommunisten, François Bayrou, der Vorsitzende der giscardistischen Union pour la démocratie française, und der linksnationale Jean-Pierre Chevènement, der Vorsitzende des Mouvement des citoyens, der Ende August 2000 vom Amt des Innenministers zurückgetreten war.


  Die Vielzahl der Bewerber führte dazu, daß keiner von ihnen im ersten Wahlgang die Marke von 20Prozent erreichte. Die eigentliche Sensation aber bestand darin, daß der aussichtsreichste Bewerber der Linken gar nicht erst in die Stichwahl gelangte. Auf Chirac waren 19,9Prozent entfallen, auf Le Pen 16,9, auf Jospin 16,2Prozent. Der Premierminister sprach selbst von einem «Donnerschlag» (coup de tonnère). Er verdankte die demütigende Erfahrung des 21. April den politisch aberwitzigen Zählkandidaturen von Politikern der Linken, darunter Chevènement, der 5,3Prozent erreichte. Chirac mußte damit fertig werden, daß von allen bisherigen Präsidenten der fünften Republik, die sich zur Wiederwahl stellten, noch keiner in einem ersten Wahlgang so schlecht abgeschnitten hatte wie er.


  Beim zweiten Wahlgang am 5. Mai mußten die Wähler der Linken den Preis von Zerstrittenheit und Verblendung zahlen: Es blieb ihnen nur, dem ungeliebten Amtsinhaber zum Sieg über seinen rechtsradikalen Konkurrenten zu verhelfen. Bei einer Wahlbeteiligung von 80,2Prozent erhielten Chirac 82,2 und Le Pen 17,8Prozent. Chirac berief tags darauf Jean-Pierre Raffarin, der ursprünglich von den Giscardisten kam und unter Juppé von 1995 bis 1997 Minister für kleinere und mittlere Unternehmen gewesen war, zum Premierminister. Aus der zweiten Runde der anschließenden Wahlen zur Nationalversammlung ging am 16. Juni die bürgerliche Sammlungspartei Union pour la majorité présidentielle (UMP) mit einem Stimmenanteil von 47,3Prozent und der absoluten Mehrheit der Sitze als triumphale Siegerin hervor. Die Sozialisten erreichten 35,3Prozent. Die Kommunistische Partei wurde fast völlig zerrieben: Sie kam auf 3,3Prozent. Der Front National, der im ersten Wahlgang noch 11,1Prozent erhalten hatte, mußte sich im zweiten mit 1,9Prozent begnügen. Fünf Monate später, am 17. November 2002, verwandelte sich die Präsidialpartei unter Beibehaltung ihres Kürzels in die Union pour un mouvement populaire. Den Vorsitz übernahm der frühere Premierminister Alain Juppé.


  Im Kabinett Raffarin ragten neben der Verteidigungsministerin Michèle Alliot-Marie zwei Politiker heraus, die sich in scharfer Rivalität gegenüberstanden: Außenminister Dominique de Villepin und Innenminister Nicolas Sarkozy. Der letztere konnte sein Prestige als Mann von «Recht und Ordnung» beträchtlich steigern, als er sich im Dezember 2002 in einem vom Fernsehen übertragenen Streitgespräch mit Jean-Marie Le Pen sehr viel besser schlug als sein Kontrahent. Villepin erlangte weltweite Prominenz, als er in der historischen Sitzung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen am 5. Februar 2003 dem amerikanischen Außenminister Colin Powell eloquent entgegentrat und dessen Behauptungen über irakische Massenvernichtungswaffen wirkungsvoll in Frage stellte. Die Federführung auf dem Feld der Außenpolitik lag freilich nach wie vor bei Staatspräsident Chirac. Zusammen mit Bundeskanzler Schröder und Präsident Putin schmiedete er eine Achse, die den Gegnern der Irakpolitik von George W. Bush einen festen diplomatischen Rückhalt bot.


  Zu den umstrittenen innenpolitischen Themen des Jahres 2003 gehörte der vom Minister für soziale Angelegenheiten, Arbeit und Solidarität, François Fillon, vorgelegte Pensionsplan, der die Altersversorgung im öffentlichen Dienst jener in der Privatwirtschaft anzupassen strebte, was von den Betroffenen als Privilegienabbau empfunden wurde und auf heftigen Widerstand stieß, aber dennoch Gesetzeskraft erlangte. Zu Reformen nach der Art der deutschen «Agenda 2010» kam es in Frankreich nicht. Der Arbeitsmarkt blieb unflexibel, was vor allem zu Lasten junger Arbeitnehmer ging. Die Arbeitslosenquote lag zwischen 2001 und 2005 bei durchschnittlich 8,8Prozent und damit nur knapp unter dem EU-Durchschnitt von 8,9Prozent. Das Haushaltsdefizit lag seit 2002 über der in Maastricht vereinbarten Obergrenze von 3Prozent des Bruttoinlandsprodukts – am höchsten 2003 mit 4,1, im Jahr darauf mit 3,6Prozent.


  Im April 2003 verabschiedete die Nationalversammlung eine Wahlrechtsreform, die stabile Mehrheiten gewährleisten sollte und darum für die zweite Runde eine Zehnprozenthürde einführte. Im Herbst galt die gebannte Aufmerksamkeit der Franzosen dem Prozeß um Schmiergeldzahlungen bei der Privatisierung des staatlichen Erdölkonzerns Elf Aquitaine. Am 12. November 2003 wurden in diesem bislang größten Korruptionsverfahren in der Geschichte der Fünften Republik 37 Beschuldigte verurteilt, einige von ihnen, darunter der deutsche Geschäftsmann Dieter Holzer, zu hohen Haftstrafen. Offen blieb, ob im Zusammenhang mit der Rolle von Elf Aquitaine bei der Privatisierung der ostdeutschen Leunawerke 1992 auch Bestechungsgelder an deutsche Politiker geflossen waren. Akten aus dem Bundeskanzleramt, die Material dazu enthalten haben könnten, waren nach dem Machtwechsel von 1998 nicht mehr auffindbar.


  Im Februar 2004 legte Frankreich in Gestalt eines Beschlusses beider Kammern des Parlaments ein Bekenntnis zu seinem strikt laizistischen Staatsverständnis ab: Nationalversammlung und Senat verabschiedeten ein Gesetz, das es verbot, auffällige religiöse Symbole wie das traditionelle Kopftuch muslimischer Frauen und Mädchen an Schulen zu tragen. Im Monat darauf mußte die größte Partei erfahren, daß es um ihren Rückhalt in der Wählerschaft nicht mehr gut bestellt war. Bei den Regionalwahlen vom 21. und 28. März war die einzige Region, in der sich die UMP an der Macht behaupten konnte, das Elsaß. In den übrigen Regionen waren die linken Oppositionsparteien erfolgreich.


  Staatspräsident Chirac reagierte auf die Niederlage mit einer Kabinettsumbildung. Villepin wechselte ins Innenministerium, Sarkozy löste den parteilosen Francis Mer als «Superminister» für Wirtschaft und Finanzen ab. Er blieb es aber nur einige Monate lang. Ende November 2004 mußte er, nachdem er sich kurz zuvor zum Vorsitzenden der UMP hatte wählen lassen, unter dem Druck des Staatspräsidenten von seinem Ministeramt zurücktreten. Zum Zerwürfnis mit dem Staatspräsidenten, dem Sarkozy inzwischen zu mächtig geworden war, kam ein weiteres mit Villepin. Seinen Nachfolger im Innenministerium hatte Sarkozy im Verdacht, ihn, den innerparteilichen Widersacher, in den Mittelpunkt der «Clearstream-Affäre» rücken zu wollen. Dabei ging es um (wie sich wenig später herausstellte) gefälschte Kundendateien eines in Luxemburg ansässigen Bankhauses und Gerüchte, daß Sarkozy bei ebendieser Bank ein Konto für Schmiergelder im Zusammenhang mit dem Verkauf französischer Fregatten an Taiwan unterhalten habe oder unterhalte. Der Machtkampf zwischen Villepin und Sarkozy sollte zu einem bestimmenden Merkmal der letzten Jahre der Ära Chirac werden. Sein Ausgang war zu dem Zeitpunkt, als der kurzzeitige «Superminister» aus der Regierung ausschied, noch völlig offen.


  In Italien hatten die Wahlen vom Mai 2001 erneut eine Koalition der Rechtsparteien unter Silvio Berlusconi an die Macht gebracht. Als Ministerpräsident tat der einflußreichste Medienunternehmer des Landes alles, um sein Imperium auszubauen und sich selbst vor Strafverfolgung zu schützen. Im März 2002 ließ sich der Regierungschef nach kontroverser Debatte vom Parlament das Recht zubilligen, auch als Ministerpräsident die Kontrolle über seine Unternehmen zu behalten. Ihren Höhepunkt erreichte die Instrumentalisierung des Staatsapparats für persönliche Zwecke im Juni 2003 mit einem Immunitätsgesetz, das die Inhaber der fünf höchsten Staatsämter vor Ermittlungen und Anklagen bewahrte und zur unmittelbaren Folge hatte, daß ein laufendes Verfahren gegen Berlusconi wegen Richterbestechung ausgesetzt wurde. Im Januar 2004 hob das Verfassungsgericht dieses Gesetz jedoch auf, so daß die einschlägigen Verfahren fortgesetzt werden konnten. Im Dezember ging der Bestechungsprozeß gegen den Ministerpräsidenten zu Ende – mit einem Freispruch.


  Die meisten Beobachter waren sich einig, daß Berlusconi nicht in den Besitz staatlicher Macht gelangt wäre, wenn er nicht zuvor als Herr über das italienische Privatfernsehen eine Art «Kulturrevolution» ausgelöst hätte: eine Formung des Bewußtseins breiter Schichten durch seichte Unterhaltung und eine meist geschickt verbrämte politische Indoktrination. Als Ministerpräsident konnte Berlusconi auch das öffentlich-rechtliche Fernsehen, die Radiotelevisione Italiana (RAI), unter seine Kontrolle bringen, so daß er in diesem für Italien mit Abstand wichtigsten Mediensektor der Position eines «Meinungsmonopolisten» nahekam. Was die Printmedien betraf, gehörte die Tageszeitung «Il Giornale» zum Imperium Berlusconis (was freilich nicht bedeutete, daß er mit der Linie des Blattes durchgängig zufrieden sein konnte). Durch eine Mischung von Lockungen und Drohungen gelang es Berlusconi darüber hinaus, Einfluß auf weitere überregionale Zeitungen wie den Mailänder «Corriere della Sera» und die Turiner «La Stampa» zu erlangen. Auf einem entschieden regierungskritischen Kurs blieben hingegen die linksliberale «La Repubblica», die ehedem kommunistische «Unità» und der einst linksradikale «Il Manifesto», von denen die beiden letzteren aber Auflagen weit unter 100.000 Exemplaren hatten.


  In der Wirtschaftspolitik verfolgte die Regierung Berlusconi einen liberalen Kurs. Sie setzte die Bemühungen der Regierungen D’Alema und Amato um eine Deregulierung und Flexibilisierung des Arbeitsmarktes fort, wich aber beim Versuch, den Kündigungsschutz zu lockern, vor dem Widerstand der Gewerkschaften zurück. Die Wirkungen waren alles in allem bescheiden. Die Arbeitslosenquote sank von 2001 bis 2006 von 9,8 auf 6,6Prozent. Die Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts aber lagen in den Jahren 2001 bis 2006 kontinuierlich unter dem Durchschnitt der EU-Länder; das Haushaltsdefizit lag in den Jahren 2003 bis 2005 mit erst 3,6, dann 3,5 und schließlich 4,4Prozent über dem Maastricht-Kriterium von 3Prozent. Der Anteil Italiens am weltweiten Außenhandel war weiterhin rückläufig. Was die Strategien Berlusconis für die Förderung des Wirtschaftswachstums angeht, so gelangte Alexander Stille, der Verfasser einer kritischen Biographie des «Medienmoguls», zu dem Urteil, diese hätten sich im wesentlichen beschränkt auf «Amnestien für Steuersünder, die Ermutigung für kleine Geschäftsleute, weiterhin das Finanzamt zu betrügen, und staatliche Dienstleistungen und Bauaufträge für Großunternehmen, die sich der Gunst der Regierung erfreuten». Das war zwar eine sarkastische Übertreibung, aber ein im Kern zutreffendes Verdikt.


  Zur innenpolitischen Bilanz der zweiten Regierung Berlusconi gehörte auch eines der makabersten Gesetze, die je von einer westlichen Demokratie verabschiedet wurden: das von den Führern der Lega Nord und der Alleanza Nazionale, Umberto Bossi und Gianfranco Fini, eingebrachte und im Juli 2002 beschlossene Gesetz zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung und des Asylmißbrauchs. Es bedrohte nicht nur Flüchtlinge, die auf gesetzwidrige Weise, etwa auf kaum seetüchtigen Booten von Nordafrika aus, nach Italien kamen, sondern auch alle, die ihnen im Falle von Seenot halfen, Fischer und Schiffskapitäne zum Beispiel, mit Geld- und Freiheitsstrafen. Für die Helfer konnte das die Vernichtung der materiellen Existenz zur Folge haben. Hatte bislang unterlassene Hilfeleistung als Straftat gegolten, so machte das neue Gesetz die geleistete Hilfe zum Delikt und jeden, der sich am neutestamentlichen Gleichnis des barmherzigen Samariters orientierte, zum Straftäter.


  Im übrigen Europa fand diese Umkehrung überlieferter moralischer Grundsätze wenig Beachtung. Erst als Anfang Oktober 2013 vor der Küste der italienischen Mittelmeerinsel Lampedusa weit über 300 schiffbrüchige Bootsflüchtlinge aus Afrika ums Leben kamen, obwohl manche von nahen Fischerbooten hätten gerettet werden können, setzte in Europa eine ernsthafte Diskussion über die unmenschlichen Konsequenzen dieser Art von Asyl- und Flüchtlingspolitik ein. Unter der Regierung Letta änderte Rom seine Haltung radikal: Im Zeichen der Operation «Mare Nostrum» begann die italienische Marine im Oktober 2013 im Mittelmeer gezielt nach Flüchtlingen zu suchen, die in Seenot geraten waren, und sie zu retten.


  Außenpolitisch legte Berlusconi Wert darauf, im Rahmen der EU als «salonfähig» anerkannt zu werden. Angesichts der neofaschistischen Vergangenheit der Alleanza Nazionale Gianfranco Finis und des immer offener zutage tretenden fremdenfeindlichen Rassismus eines anderen Koalitionspartners, der Lega Nord Umberto Bossis, bedurfte es dazu einiger Anstrengungen. Im Januar 2002 trat der europafreundliche Außenminister Renato Ruggiero aus Protest gegen die europafeindliche Haltung seiner Kabinettskollegen von der Lega Nord zurück. Sein Nachfolger wurde der Berufsdiplomat Bruno Bottai. Daß Italien sich in der Irakkrise auf die Seite von George W. Bush stellte und damit zur Spaltung Europas beitrug, war für Berlusconi eine Frage der Zweckmäßigkeit: Es empfahl sich nach seiner Meinung nie, sich mit dem mächtigsten Verbündeten anzulegen. Die Italiener hatte der Ministerpräsident in dieser Frage aber nicht auf seiner Seite: Ein bis zwei Millionen von ihnen gingen am 15. Februar 2003 allein in Rom auf die Straße, um sich an weltweiten Protestaktionen gegen den Irakkrieg zu beteiligen.


  Im zweiten Halbjahr 2003 fiel Italien turnusmäßig die Ratspräsidentschaft der EU zu. Bei seinem ersten Auftritt in dieser Funktion vor dem Europäischen Parlament am 2. Juli sah sich Berlusconi kritischen Kommentaren vieler Abgeordneter ausgesetzt. Als der deutsche Sozialdemokrat Martin Schulz auf die Gefahr von Interessenkonflikten zwischen dem Amt des Ministerpräsidenten und dem eines Konzernchefs verwies, antwortete der «Cavaliere» mit der Bemerkung, in Italien werde gerade ein Film über Konzentrationslager gedreht, und er werde Schulz für die Rolle des Kapos vorschlagen. Schulz konterte, sein Respekt vor den Opfern des Faschismus verbiete ihm, dazu Stellung zu nehmen. Anschließend nannte er es problematisch, wenn ein Ratspräsident auf Grund einer Debatte derartig die Contenance verliere. Die meisten Abgeordneten quittierten diese Entgegnung mit anhaltendem Beifall.


  Im Frühjahr 2005 mehrten sich die Anzeichen, daß die Italiener mit Berlusconi unzufrieden zu werden begannen. Im April 2005 konnten die Parteien der Rechtskoalition bei Wahlen in 13 von 20 Regionen nur in zweien, der Lombardei und Venetien, die Mehrheit behaupten. Die Regierung geriet in eine schwere Krise; nur durch einen dringlichen Appell von Präsident Carlo Azeglio Ciampi konnte Berlusconi vom Rücktritt abgehalten werden. Im Dezember gelang es dem Ministerpräsidenten, ein Wahlgesetz verabschieden zu lassen, das einen Bonus für die stärkste Partei einführte (sie erhielt automatisch 55Prozent der Sitze in der Abgeordnetenkammer) und Wahlabsprachen von Parteien begünstigte, sofern diese einzeln mindestens 2 und zusammen mindestens 10Prozent der Wähler auf sich vereinigten.


  Bei den Parlamentswahlen vom April 2006 zahlte sich dieses Gesetz für das rechte Parteienbündnis, die Casa delle Libertà, nicht aus. In der Abgeordnetenkammer erhielt das Mitte-Links-Bündnis, das von ehemaligen Christdemokraten bis zu kommunistischen Gruppen reichte, eine knappe Mehrheit, im Senat jedoch nicht. Zum Ministerpräsidenten wurde der Spitzenkandidat des heterogenen Bündnisses, der frühere Regierungschef und nachmalige Präsident der Europäischen Kommission, Romano Prodi, gewählt; das Amt des Außenministers übernahm der Exkommunist und zeitweilige Ministerpräsident Massimo D’Alema. Im Mai wurde der einstige Reformkommunist Giorgio Napolitano zum Staatspräsidenten gewählt.


  Ob der Machtwechsel vom Frühjahr 2006 das Ende der Ära Berlusconi bedeuten würde, war angesichts der prekären Mehrheitsverhältnisse alles andere als sicher. Berlusconi hatte Italien seit 2001 grundlegend verändert. Der offizielle Antifaschismus war einem Anti-Antifaschismus gewichen, der sich von einem apologetischen Verhältnis zum faschistischen Kapitel der italienischen Geschichte kaum noch unterscheiden ließ. Die demokratischen Institutionen der Nachkriegsrepublik waren erhalten geblieben, von der politischen Kultur einer westlichen Demokratie hatte sich Italien in den Jahren 2001 bis 2006 aber zusehends entfernt. Die politische Korruption, die schon seit langem ein Teil des italienischen Alltags gewesen war, hatte Berlusconi in den Rang des Selbstverständlichen erhoben und damit staatlich legitimiert. Ein annäherndes Meinungsmonopol im Bereich des Fernsehens besaß der «Cavaliere» seit seiner Abwahl zwar nicht mehr, seinen Einfluß auf die öffentliche Meinung aber konnte er sich durch seine Allgegenwart auf den privaten Kanälen bewahren. Daß er diese Machtposition zu nutzen verstand, hatte er mehrfach bewiesen. Er mußte nur auf Fehler der Regierung und Streit zwischen ihren Trägern warten, um sich den Italienern erneut als Alternative zum bestehenden System zu präsentieren. Für politische Nachrufe auf den Mann, der fünf Jahre lang an der Spitze des Kabinetts gestanden hatte, war es im Frühjahr 2006 jedenfalls noch zu früh.


  Wie Berlusconi, so stellte sich auch sein spanischer Kollege José Maria Aznar in der Irakkrise von Anfang an auf die Seite der USA. Der konservative Madrider Regierungschef schien es geradezu darauf anzulegen, den beiden führenden kontinentaleuropäischen Mächten, Deutschland und Frankreich, das spanische Selbstbewußtsein in möglichst provozierender Form vor Augen zu führen, und das nicht nur in Sachen Irak, sondern auch dadurch, daß er bei den Verhandlungen über den Europäischen Verfassungsvertrag die nationalen Interessen Spaniens in kompromißloser Schärfe vertrat. Daß die Spanier sich in Umfragen zu neun Zehnteln gegen eine Beteiligung ihres Landes an einem Irakkrieg aussprachen und drei Millionen von ihnen am 15. Februar 2003 gegen die Politik von Bush und Aznar demonstrierten, glaubte der Ministerpräsident als irrelevant abtun zu können. Ende Juli 2003 traf ein spanisches Vorauskommando im Irak ein. Insgesamt trug Spanien mit einem Kontingent von 1300 Soldaten zu der Besatzungsmacht der «Koalition der Willigen» bei.


  Die Wirtschaftspolitik Aznars stand ganz im Zeichen der niedrigen Zinsen, zu denen Staat und Privatwirtschaft nach dem Übergang zum Euro im bargeldlosen Zahlungsverkehr am 1. Januar 1999 Kredite aufnehmen konnten. Die Regierung des Partido Popular stimulierte mittels einer Liberalisierung des Grundstücksverkaufs durch die Kommunen einen Bauboom, der dazu beitrug, die Küsten des Landes zuzubetonieren, und sich binnen weniger Jahre zu einer gefährlichen Immobilienblase entwickeln sollte. Der Arbeitsmarkt wurde dadurch liberalisiert, daß die Neuregelung außertarifliche Arbeitsverträge unterhalb des Mindestlohnes gestattete. Innenpolitisch blieb der Terror der baskischen ETA das beherrschende Problem. Im Juli 2002 wurde das Vermögen der Baskenpartei Batasuna durch Gerichtsurteil beschlagnahmt, Ende August ein Betätigungsverbot gegen die Partei erlassen. Im Januar 2004 bestätigte das Verfassungsgericht das eineinhalb Jahre zuvor ergangene Verbot.


  Zwei Monate später, am 11. März 2004, wurde Madrid durch Bombenanschläge auf die Bahnhöfe Atocha, Santa Eugenia und El Pozo erschüttert. 191 Menschen starben dabei, über 2000 wurden teilweise schwer verletzt. Die Regierung Aznar machte sofort die ETA für die Attentate verantwortlich und hielt an dieser Behauptung fest, obwohl von Anfang an starke Indizien für eine Urheberschaft von radikalen Islamisten mit Verbindung zu Al Qaida sprachen. Wäre die Lesart der Regierung richtig gewesen, hätte das ihre Position bei den unmittelbar bevorstehenden Wahlen gestärkt: Der Partido Popular galt als unbeugsamer Vertreter von «law and order». Die These vom islamistischen Terroranschlag, die sich binnen kurzem als die zutreffende erwies, war hingegen für die Konservativen gefährlich: Sie konnte als Beleg für die naheliegende Vermutung betrachtet werden, daß die Bombenattentate eine Vergeltungsaktion für die spanische Beteiligung am Irakkrieg waren. Die Untersuchungen der folgenden Monate führten zu dem Ergebnis, daß die Regierung Aznar aus ebendiesem Grund ihr vorliegende Erkenntnisse zurückgehalten und falsche Darstellungen verbreitet hatte, um den Wahlausgang in ihrem Sinne zu beeinflussen.


  Erfolg war diesem Versuch nicht beschieden. Aus den Wahlen vom 14. März, drei Tage nach den Anschlägen und zwei Tage nach landesweiten Demonstrationen gegen die Terrorakte, ging der Partido Socialista Obrero Español unter José Luis Zapatero mit einem Stimmenanteil von 42,6Prozent als Sieger hervor. Die Volkspartei kam auf 37,6Prozent. Gestützt vom linken Parteienbündnis Izquierda Unida und regionalen Gruppierungen, konnte Zapatero eine Regierung bilden; am 17. April wurde er mit 183 von 350 Stimmen zum Ministerpräsidenten gewählt. Eines seiner Wahlversprechen löste der neue Regierungschef sofort ein: Am 27. Mai wurden die letzten spanischen Soldaten aus dem Irak abgezogen.


  Zu den Neuerungen, die der Machtwechsel mit sich brachte, gehörte ein tiefgreifender Wandel der Ausländerpolitik: Illegale Einwanderer aus Afrika, die inzwischen Arbeit gefunden hatten, erhielten ein Bleiberecht. Im Mai 2005 bot die Regierung Zapatero der ETA für den Fall, daß diese die Waffen niederlegte, Verhandlungen an. Im Jahr darauf nahm die Madrider Führung, nachdem die baskische Terrororganisation im März einen dauerhaften Waffenstillstand verkündet hatte, die angekündigten Gespräche auf. Im Juni 2005 verabschiedeten die Cortes gegen den erbitterten Widerstand der katholischen Kirche ein Gesetz, das Ehen von gleichgeschlechtlichen Paaren gestattete und diesen auch das innenpolitisch besonders umstrittene Adoptionsrecht gewährte.


  Den Bauboom förderte Zapatero, ungeachtet ernster Warnungen vor einer drohenden Immobilienblase, mit demselben Eifer wie sein Vorgänger. Das Gesamtvolumen der Immobilienkredite vervielfachte sich in der achtjährigen Regierungszeit des sozialistischen Ministerpräsidenten. Die Liberalisierung des Arbeitsmarktes setzte Zapatero nicht fort, sondern baute vielmehr den Kündigungsschutz aus. (Arbeitnehmer im Alter zwischen 31 und 45 Jahren, die bislang nur befristet beschäftigt gewesen waren, erhielten durch ein Gesetz von 2006 eine unbefristete und damit geschützte Beschäftigung, wenn entsprechende Anträge vor Ende 2007 gestellt wurden.) Unangetastet blieb auch der aufgeblähte Staatssektor. So sehr sich Zapatero in seiner Europafreundlichkeit von Aznar abhob: Im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit Spaniens innerhalb der EU und der Eurozone verdient seine Regierungszeit das Etikett «verlorene Jahre».


  Während Spanien in den ersten acht Jahren der gemeinsamen europäischen Währung nie mit dem Maastrichter Defizitkriterium in Konflikt geriet und häufig sogar Handelsüberschüsse erzielte, erhielt sein Nachbar Portugal im März 2001 eine formelle Abmahnung der EU-Kommission, Haushaltsdisziplin zu wahren und Sparmaßnahmen einzuleiten. 2001 belief sich das portugiesische Kassendefizit auf 4,1Prozent; in den Jahren 2002 bis 2008 überschritt das Land die Marke von 3Prozent noch dreimal, am stärksten 2005 mit 5,5Prozent. Das spanische Wirtschaftswachstum lag regelmäßig über dem Durchschnitt der EU-Staaten, das portugiesische darunter. 2003 verzeichnete Portugal sogar einen Rückgang um 0,9Prozent.


  Allgemeine Unzufriedenheit der Portugiesen führte im März 2002 zu vorgezogenen Neuwahlen und zu einem Machtwechsel. Der sozialistische Ministerpräsident António Guterres, der nach schweren Verlusten seiner Partei bei den Kommunalwahlen im Dezember seinen Rücktritt erklärt hatte, aber geschäftsführend im Amt geblieben war, wurde vom Wahlsieger Manuel Durão Barroso, dem Spitzenkandidaten des liberalkonservativen Partido Social Democrata (PSD), auf den 40,2Prozent der Stimmen entfallen waren, abgelöst. Barroso bildete ein Koalitionskabinett mit dem rechten Partido Popular und schlug sich kurz darauf zusammen mit Aznar, Berlusconi und Blair auf die Seite der Unterstützer von George W. Bush im Irakkonflikt.


  Von einer energischen Reform- und Konsolidierungspolitik konnte unter dem neuen Ministerpräsidenten keine Rede sein. Die Fördermittel aus dem Struktur- und Kohäsionsfonds der EU in Höhe von 81Milliarden Euro, die Portugal zwischen 1986 und 2011 erhielt, wurden weiterhin zum größten Teil für den aufwendigen Ausbau des Verkehrsnetzes, das heißt für Autobahnen, Straßen, Brücken, Schienen, Flughäfen und Häfen, verwandt, flossen aber kaum in den dringend innovationsbedürftigen Bildungs- und Ausbildungssektor oder in Investitionen, die schon auf kürzere Sicht gesamtwirtschaftliches Wachstum zu erzeugen versprachen. Dessen ungeachtet beschlossen die in der Europäischen Volkspartei vereinigten konservativen und christdemokratischen Parteien nach ihrem Wahlerfolg bei der Direktwahl des Europäischen Parlaments auf Betreiben der CDU-Vorsitzenden Angela Merkel im Juni 2004, Barroso als ihren Kandidaten für die Nachfolge von Romano Prodi im Amt des Präsidenten der Europäischen Kommission zu nominieren. (Ein anderer Kandidat, der belgische Ministerpräsident Guy Verhofstadt, ein leidenschaftlicher Europäer, war zuvor am Veto Tony Blairs gescheitert.) Der Europäische Rat folgte der Linie der EVP, und am 22. November wurde Barroso vom Europäischen Parlament zum Kommissionspräsidenten gewählt.


  Seinem Nachfolger im Amt des portugiesischen Ministerpräsidenten, Pedro Santano Lopes, war nur eine kurze Amtszeit beschieden. Einen Ausweg aus der Wirtschaftskrise und der Misere der Staatsfinanzen vermochte auch das neue Kabinett nicht zu weisen, so daß der sozialistische Staatspräsident Jorge Branco de Sampaio im November 2004 das Parlament auflöste und abermals vorgezogene Neuwahlen anordnete. Aus den Wahlen vom 20. Februar 2005 gingen die Sozialisten unter José Sócrates mit 45Prozent als stärkste Partei hervor; im Parlament verfügten sie sogar über die absolute Mehrheit. Unter Sócrates erlangten die Sanierung der öffentlichen Finanzen und die Integration von Ausländern oberste Priorität. An dieser Ausrichtung der portugiesischen Politik änderte sich auch nichts, als im März 2006 erstmals ein bürgerlicher Politiker, Aníbal Cavaco Silva, der Kandidat des PSD, zum Präsidenten gewählt wurde. Portugal erlebte eine neue Spielart von «Kohabitation»: das Zusammenwirken eines konservativen Staatsoberhaupts und eines sozialistischen Regierungschefs.


  Vier Wochen vor Portugal, am 12. Februar 2001, hatte Irland als erster Mitgliedstaat der Europäischen Union eine Abmahnung von der Kommission in Brüssel erhalten – nicht wegen eines zu hohen Haushaltsdefizits, sondern zum einen wegen einer Inflationsrate von 5,6Prozent, rund 2,5Prozentpunkte über dem Durchschnitt der EU, zum anderen wegen einer prozyklisch wirkenden Politik der niedrigen Steuern, die die Gefahr der konjunkturellen Überhitzung in sich barg. Die Rüge wirkte: Die Geldwertstabilität wurde schrittweise wiederhergestellt; 2005 lag die Inflationsrate bei 2,4Prozent, knapp unter dem EU-Durchschnitt von 2,5Prozent. Das irische Wirtschaftswachstum aber bewegte sich in den Jahren 2001 bis 2007 zwischen 4,2 und 5,3Prozent – weit über dem Durchschnitt der Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung lag 2005 bei 39.000 Euro – rund 12.000 Euro über dem deutschen und nur übertroffen vom luxemburgischen (62.200 Euro).


  Zu den Gründen der auf den ersten Blick günstigen Wirtschaftsentwicklung Irlands wird mitunter ein dem niederländischen Poldermodell ähnlicher Sozialpakt gerechnet, den Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände und Staat im März 2000 geschlossen hatten. Wichtiger aber waren ausländische, namentliche deutsche Kredite für irische Banken, die damit einen gewaltigen Bauboom finanzierten – ein «Geschäftsmodell», dem der Staat durch eine extrem niedrige Besteuerung von Unternehmen und Kapitaleinkünften seine besondere Förderung angedeihen ließ. Daß das Eigenkapital der irischen Banken für diese Art von spekulativer Kapitalanlage viel zu klein war, sollte sich in der Weltfinanzkrise von 2008 zeigen, von der wenige europäische Länder so hart getroffen wurden wie Irland. Eine sehr viel solidere Basis für wirtschaftliches Wachstum wäre eine angemessene Beteiligung des Fiskus an den riesigen Öl- und Gasressourcen vor der irischen Küste gewesen. Diese Chance aber hatten die konservativen Regierungen der achtziger und neunziger Jahre verspielt, als sie den Ölkonzernen die offshore-Funde, anders als zuvor, ungeschmälert überließen und die Steuern auf die Gewinne halbierten – ein «Deal», bei dem vermutlich Korruption im Spiel war.


  Die konservative Regierungspartei Fianna Fáil unter Ministerpräsident (Taoiseach) Bertie Ahern, die durch geschickte Nachverhandlungen mit der EU dafür sorgte, daß die Iren im Oktober 2002 in einem zweiten Referendum dem im Juni des Vorjahres zunächst abgelehnten Vertrag von Nizza doch noch zustimmten, verlor bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni 2004 gegenüber der vorangegangenen Wahl von 1999 9,1Prozentpunkte. Ihre Regierungsfähigkeit büßte Fianna Fáil dadurch aber nicht ein. Bei den Parlamentswahlen vom Mai 2002 hatte sie 41,5Prozentpunkte erhalten. Im Mai 2007 wurde sie mit 41,6Prozent erneut stärkste Partei. Gestützt auf ein Bündnis mit dem bisherigen Koalitionspartner, den Progressive Democrats und den Grünen, konnte Ahern abermals an die Spitze der Regierung treten.


  Zwischen 2001 und 2006 ging in einer Reihe von europäischen Ländern die Vorherrschaft der Sozialdemokraten zu Ende. Von Frankreich und Deutschland war in diesem Zusammenhang schon die Rede. Den Anfang aber machte Dänemark. Bei den Wahlen zum Folketing am 20. November 2001 wurde die liberale Venstre-Partei unter Anders Fogh Rasmussen mit 31,2Prozent die stärkste Partei. Der liberale Parteiführer löste als Ministerpräsident seinen Namensvetter, den sozialdemokratischen Reformer Poul Nyrup Rasmussen, ab, den Pionier der «flexicurity», also einer Mischung von «flexibility» und «security»: der Kombination von tendenzieller Beseitigung des Kündigungsschutzes, weitgehender längerfristiger Lohnfortzahlung, aktiver staatlicher Arbeitsmarktpolitik und hohen Mindestlöhnen.


  Die neue Kopenhagener Koalitionsregierung bestand aus den Liberalen, den Konservativen und der rechtspopulistischen, von Pia Kjærsgaard geführten Dänischen Volkspartei, die mit einem Stimmenanteil von 12Prozent drittstärkste Partei geworden war und fortan der Einwanderungs- und Asylpolitik des Königreichs ihren, einen restriktiven Stempel aufdrückte. Außenpolitisch schlug sich der Rechtsruck in einer Unterstützung der Irakpolitik von Bush und Blair und der dänischen Teilnahme an der «Koalition der Willigen» nieder.


  Ende September 2005 veröffentlichte die Zeitung «Jyllands Posten» zwölf Mohammed-Karikaturen des Zeichners Kurt Westergaard, die mit erheblicher Verzögerung Anfang 2006 organisierte, von Gewaltakten und Boykottaufrufen begleitete Proteststürme in der muslimischen Welt auslösten. Bis zum Februar 2006 kamen bei antidänischen Ausschreitungen 139 Menschen ums Leben. Noch im Sommer 2008 starben in der pakistanischen Hauptstadt Islamabad bei einem Anschlag auf die dänische Botschaft, der mit den Mohammed-Karikaturen begründet wurde, sechs Menschen. Forderungen von Muslimen, die Meinungs- und Pressefreiheit aus Respekt vor den heiligen Geboten des Islam einzuschränken, wies der liberale Ministerpräsident Rasmussen dennoch entschieden zurück.


  Ein anderer Wechsel von einer Mitte-Links- zu einer Mitte-Rechts-Regierung vollzog sich in den Niederlanden. Am 16. April 2002 trat die Regierung des Sozialdemokraten Wim Kok, des eigentlichen Vaters des «Polder-Modells», zurück. Kok übernahm damit die politische Verantwortung für das in einem Untersuchungsbericht dokumentierte und kritisch bewertete Versagen niederländischer Blauhelmsoldaten bei dem Massaker serbischer Freischärler an Bosniaken in Srebrenica vom Juli 1995. Drei Wochen später, am 6. Mai 2002, wurde der rechtspopulistische Parteiführer Pim Fortuyn, der entschiedenste Widersacher der liberalen, von ihm als gescheitert betrachteten Einwanderungs- und Integrationspolitik der Regierung Kok, von einem fanatischen Umweltaktivisten ermordet. Die Erschütterung, die dieses Ereignis – das erste politische Attentat in den Niederlanden seit 1672 – auslöste, zeigte sich auch im Ausgang der Parlamentswahlen vom 15. Mai. Der Christlich-Demokratische Appell errang einen Stimmenanteil von 27,9Prozent und 43 von 150 Sitzen und wurde damit stärkste Partei. Zweitstärkste Partei wurde mit 17Prozent und 26 Sitzen die Liste Pim Fortuyn.


  Am 22. Juli trat der Christdemokrat Jan Peter Balkenende das Amt des Ministerpräsidenten an. Seinem Kabinett gehörten neben den Rechtsliberalen auch Mitglieder der Liste Pim Fortuyn an. Bereits ein Vierteljahr später, Mitte Oktober, zerbrach die Regierung an inneren Gegensätzen der rechtspopulistischen Partei. Bei vorgezogenen Neuwahlen im Januar 2003 verloren die Christdemokraten rund 14Prozentpunkte, blieben aber mit 28,6Prozent stärkste Partei, dicht gefolgt von den Sozialdemokraten, die 27,3Prozent erhielten. Die Liste Pim Fortuyn fiel auf 5,7Prozent zurück. Erst nach mehrmonatigen Verhandlungen gelang Balkenende Mitte Mai die Bildung einer Koalitionsregierung aus Christdemokraten, Rechts- und Linksliberalen. Gesellschaftspolitisch knüpfte die neue Regierung an das korporatistische «Polder-Modell», die enge Zusammenarbeit zwischen Tarifpartnern und Staat, an. In der Migrations- und Asylpolitik rückte das Kabinett Balkenende hingegen deutlich nach rechts. Das wurde besonders deutlich, als sie im Februar 2004 die Abschiebung von 26.000 Asylbewerbern beschloß.


  Im Herbst 2004 erlebten die Niederlande das zweite politische Attentat innerhalb von zweieinhalb Jahren. Am 2. November wurde der Regisseur und Satiriker Theo van Gogh, ein scharfer Kritiker des Islam, von einem aus Marokko eingewanderten muslimischen Fanatiker auf offener Straße ermordet. Die Gewalttat gab jenen Kräften in der niederländischen Gesellschaft Auftrieb, die den Glauben an die Möglichkeit eines friedlichen, «multikulturellen» Zusammenlebens mit muslimischen Immigranten inzwischen verloren hatten. Die liberale politische Kultur der Niederlande geriet dadurch in eine schwere Krise. Betroffen war davon auch das Verhältnis der Niederländer zur Europäischen Union, die zunehmend als Bedrohung der eigenen nationalen Identität empfunden wurde. Nachdem schon die Franzosen am 29. Mai 2005 in einem Referendum dem Europäischen Verfassungsvertrag ihr «Non» entgegengesetzt hatten, folgte drei Tage später das «Nee» der Niederländer – ein Ereignis, auf das zurückzukommen sein wird.


  Eine Ablösung von sozialdemokratisch geführten Regierungen durch bürgerliche Parteienbündnisse erlebten im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts auch Finnland und Schweden: In Finnland folgte nach den Parlamentswahlen vom März 2003 auf das Kabinett des Sozialdemokraten Paavo Lipponen eine Koalitionsregierung unter der Zentrumspolitikerin Anneli Jäättenmäki, in Stockholm nach den Wahlen vom September 2006 auf die sozialdemokratische Minderheitsregierung unter Göran Persson ein bürgerliches Kabinett unter Führung des Konservativen Fredrik Reinfeldt. Die Reformbegeisterung der neunziger Jahre, von der die Sozialdemokraten profitiert hatten, war länderübergreifend einer skeptischen Grundstimmung gewichen. Was sozialdemokratische Reformer ihren Stammwählern an Einsichten und Einschnitten zumuteten, veranlaßte Teile ihrer Anhängerschaft, der Führung die Unterstützung zu verweigern. Nutzen zogen daraus linke oder populistische Konkurrenten oder, sofern sich der Protest in einem Wahlboykott äußerte, konservative oder liberale Parteien.


  Ein anderes transnationales Phänomen waren zu Beginn des 21.Jahrhunderts Identitätsängste breiter Schichten, ausgelöst durch Migrationsbewegungen, die ihrerseits eine Folge der Globalisierung waren. Die geballte Begegnung mit Menschen aus fremden Kulturen rief vielfach Abwehrreflexe gegen den «Multikulturalismus» hervor, darunter eine verstärkte Hinwendung zu den vertrauten Denkkategorien des Nationalstaats. Daß dieser, auf sich allein gestellt, den Herausforderungen der Globalisierung nicht mehr gewachsen war, war den aufgeklärten Vertretern der «politischen Klasse» in den meisten Ländern durchaus bewußt. Die Frage war freilich, ob sie diese Erkenntnis auch denen vermitteln konnten, von deren Vertrauen sie abhingen.[3]


  Erweiterung vor Vertiefung: Die Europäische Union 2001–2008


  Am 28. Februar 2002 fand in Brüssel die feierliche Eröffnung des auf dem EU-Gipfel von Laeken im Dezember 2001 beschlossenen Konvents über die Zukunft Europas statt. Zu seinem Präsidenten hatten die Staats- und Regierungschefs auf Vorschlag von Jacques Chirac den früheren französischen Staatspräsidenten Valéry Giscard d’Estaing bestellt, zu seinen Stellvertretern die ehemaligen Ministerpräsidenten von Belgien und Italien, Jean-Luc Dehaene und Giuliano Amato. Dem Präsidium gehörten neun weitere Mitglieder des Konvents an, und zwar überwiegend Regierungsvertreter. Im Plenum des Konvents überwogen hingegen die Parlamentarier. Seine insgesamt 105 Mitglieder setzten sich zusammen aus dem Präsidenten und den beiden Vizepräsidenten, 16 Repräsentanten des Europäischen Parlaments, jeweils zwei Vertretern der nationalen Parlamente und je einem Abgesandten der Regierungen der 15 Mitgliedstaaten sowie 39 nach demselben Muster bestellten Vertretern von 13 Beitrittskandidaten mit nominell nur beratender Stimme. Zu den 13 gehörte auch die Türkei, nicht jedoch Kroatien, das erst im Juni 2004 den Kandidatenstatus erhielt.


  Der Konvent verständigte sich rasch auf das Ziel, den Regierungen den Entwurf einer «Verfassung für die europäischen Bürger» vorzulegen, von der in der «Erklärung von Laeken» die Rede war. Als der deutsche Außenminister Joschka Fischer im Mai 2000 in seiner «Humboldt-Rede» den Gedanken einer europäischen Verfassung ins Spiel brachte, hatte er diesen Vorschlag an eine Voraussetzung geknüpft: Die EU oder zumindest eine Avantgarde ihrer Mitglieder sollte sich zuvor auf die Umwandlung des bestehenden Staatenverbundes in eine Föderation, also für einen qualitativen Sprung im Integrationsprozeß, entscheiden. Diese Voraussetzung war nicht gegeben: Es gab keinen derartigen Beschluß.


  Ob der Begriff einer europäischen Verfassung sinnvoll war, wenn es beim Staatenverbund blieb, war durchaus strittig. Schon 1995 hatte der Bundesverfassungsrichter Dieter Grimm dem Ruf nach einer europäischen Verfassung mit dem Argument widersprochen, daß die EU genau genommen ja bereits eine Verfassung habe, nämlich ihre Verträge. Solange die Europäische Union ein Staatenverbund sei, blieben die Mitgliedstaaten die Herren der Verträge. Es gebe kein europäisches Staatsvolk, keine europäische Öffentlichkeit und keine europäischen Parteien, die diesen Namen verdienten. Ohne eine solche demokratische Substanz aber sei eine volle Parlamentarisierung der EU nicht möglich. «Eine europäische Verfassung könnte die bestehende Kluft nicht überbrücken und müßte folglich die mit ihr verbundenen Erwartungen enttäuschen. Die durch die sie vermittelte Legitimation wäre eine Scheinlegitimation.»


  Von solchen Einwänden unbeeindruckt, machte sich der Konvent ans Werk. Nach knapp eineinhalb Jahre währenden Beratungen legte er im Juli 2003 den Entwurf eines «Vertrags über eine Verfassung für Europa» vor. Der erste Teil befaßte sich mit Zuständigkeiten, Zielen und Werten und dem institutionellen Aufbau der Europäischen Union. Es folgte im zweiten Teil die in Nizza feierlich proklamierte «Charta der Grundrechte», die ein Konvent unter dem Vorsitz des ehemaligen deutschen Bundespräsidenten Roman Herzog erarbeitet hatte. Der dritte Teil enthielt die Regelungen, die die Arbeitsweise und die Politikbereiche der EU betrafen.


  Zu den wichtigsten Neuregelungen gehörte die Stärkung und «Politisierung» der Stellung des Kommissionspräsidenten: Er sollte künftig «unter Berücksichtigung der Wahlen zum Europäischen Parlament» vom Europäischen Rat dem Europäischen Parlament zur Wahl vorgeschlagen werden und die Mitglieder der Kommission sollten aus einer Liste von drei Kandidaten pro Land auswählen können. Die Kommission sollte aus 15 stimmberechtigten und 15 nicht stimmberechtigten Kommissaren bestehen. Die EU erhielt einen «Außenminister», der in Personalunion Vorsitzender des Rats der Außenminister und zugleich Vizepräsident der Europäischen Kommission war. Dem europäischen Außenminister unterstellt war der Europäische Auswärtige Dienst, den es freilich erst noch zu schaffen galt.


  Einschneidenden Charakter hatte, worauf sich der Konvent im Hinblick auf Rat und Parlament verständigt hatte. Im Europäischen Rat sollte, sofern mit qualifizierter Mehrheit abgestimmt wurde, das Prinzip einer vereinfachten doppelten Mehrheit gelten: Erforderlich war demnach eine einfache Mehrheit der Staaten, die aber zugleich zusammen drei Fünftel der Unionsbevölkerung repräsentieren mußten. Im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik blieb es beim Prinzip der Einstimmigkeit. An die Stelle der halbjährlich wechselnden Ratspräsidentschaft eines Mitgliedstaates trat, soweit es um die Ebene der Staats- und Regierungschefs ging, ein Ratspräsident, der mit qualifizierter Mehrheit für einen Zeitraum von zweieinhalb Jahren gewählt wurde und einmal wiedergewählt werden konnte. (Auf der Ministerratsebene blieb es hingegen beim bisherigen Rotationssystem.) Mitgliedstaaten, die im Rahmen der nicht ausschließlichen Zuständigkeiten der Union «verstärkt» zusammenarbeiten wollten, konnten hierfür unter bestimmten Voraussetzungen die Organe der EU in Anspruch nehmen.


  Das Europäische Parlament durfte künftig über alle Einzelbereiche des Haushalts mitentscheiden. Es stieg zum regulären Gesetzgeber auf, womit der Weg zu einem Zweikammersystem, einer Legislative aus Ministerrat und Europäischem Parlament, beschritten wurde. Zu Symbolen der Union bestimmte der Entwurf erstmals offiziell die Flagge aus einem Kreis von zwölf goldenen Sternen auf blauem Hintergrund und Beethovens «Ode an die Freude» als Hymne. Als Währung der Union wurde der Euro bezeichnet.


  Was der Konvent vorschlug, lief zum einen auf eine Demokratisierung der Europäischen Union durch Parlamentarisierung innerhalb der Grenzen eines Staatenverbundes und damit fast auf die Quadratur des Kreises hinaus. Zum anderen orientierte sich der Entwurf am Ziel der Effizienzsteigerung. Mit dem Europäischen Verfassungsvertrag wollte der Konvent jenes Maß an Vertiefung erreichen, das die EU brauchte, um die Erweiterung in Richtung Osten und Südosten institutionell bewältigen zu können. Daß der Vertrag von Nizza nicht ausreichen würde, um die Funktionsfähigkeit der größeren Union zu sichern, war die Einsicht, die den Anstoß zum Verfassungsprozeß gegeben hatte. Der Konvent hatte sein Bestes getan, um die Europäische Union «fit» für den größten Mitgliederzuwachs ihrer Geschichte zu machen. Was aus dem Verfassungsentwurf werden würde, mußten nun die Regierungen entscheiden.


  Die Reaktion des Europäischen Rats fiel anders aus als vom Konvent erwartet. Anstatt den Vertragstext unverändert anzunehmen, verkündeten die Staats- und Regierungschefs auf ihrem Treffen in Thessaloniki im Juni 2003 lediglich ihre grundsätzliche Zustimmung. Auf einer im Oktober beginnenden Regierungskonferenz, an der auch die Beitrittskandidaten erstmals voll gleichberechtigt teilnahmen, wurden einige wesentliche Änderungen beschlossen. Die Unterscheidung von stimmberechtigten und nicht stimmberechtigten Kommissaren entfiel. Stattdessen sollte die Zahl der Kommissionsmitglieder ab 2014 bei zwei Dritteln der Zahl der Mitgliedstaaten liegen. Bei der finanziellen Vorausschau und der Außen- und Sicherheitspolitik galt weiterhin das Prinzip der Einstimmigkeit. Spanien und Polen kämpften geradezu erbittert um die in Nizza vereinbarte, für sie günstige Stimmengewichtung. («Nizza oder der Tod» lautete der Schlachtruf des oppositionellen polnischen Abgeordneten Jan Rokita.) An ebendieser Kontroverse scheiterte schließlich im Dezember 2003 der Brüsseler Gipfel, der unter der Ratspräsidentschaft Italiens unter dem (weithin als unglücklich empfundenen) Vorsitz Silvio Berlusconis stattfand.


  Im ersten Halbjahr 2004 erhielten sowohl Spanien als auch Polen neue Regierungen. In Madrid trat im April an die Stelle des konservativen Nationalisten José Maria Aznar der europafreundliche Sozialist José Luis Zapatero; in Warschau wurde der Sozialist Leszek Miller, der durch einen Beschluß des Sejm auf die Formel von Nizza festgelegt worden war, durch den parteilosen Ökonomen Marek Belka abgelöst. Beide zeigten sich in Verhandlungen mit dem neuen Ratspräsidenten, dem irischen Ministerpräsidenten Bertie Ahern, kompromißbereit. Das Ergebnis intensiver Beratungen war eine Variante, die die doppelte Mehrheit wie folgt definierte: Erforderlich war nunmehr ein Quorum von 55Prozent der Staaten, die mindestens 65Prozent der Unionsbevölkerung vertreten mußten. Dazu kamen noch einige weitere Erschwerungen von Mehrheitsentscheidungen. Am 18./19. Juni 2004, wenige Wochen nach der Aufnahme von zehn neuen Mitgliedern, wurde der Europäische Verfassungsvertrag auf dem Gipfel in Brüssel angenommen. Am 29. Oktober 2004 folgte die feierliche Unterzeichnung in Rom – der Stadt, in der am 25. März 1957 sechs europäische Regierungschefs die Römischen Verträge unterzeichnet hatten.


  Damit war eine wichtige Etappe auf dem Weg zum Inkrafttreten des Verfassungsvertrags erreicht, aber auch nicht mehr als das. Der Ratifizierungsprozeß begann erst. Am 20. Februar 2005 fand die erste Volksabstimmung über den Vertrag statt: In Spanien votierten bei einer Wahlbeteiligung von 41Prozent 78,5Prozent der Abstimmenden mit Ja. Ein Referendum setzte, obwohl es verfassungsrechtlich nicht erforderlich war, auch Präsident Chirac in Frankreich an. Er erhoffte sich davon eine Bestätigung seiner Politik ganz allgemein und wohl auch eine Spaltung der Sozialisten. Tatsächlich gab es im Parti Socialiste sowohl Befürworter als auch Gegner des Verfassungsvertrags; unter den letzteren war der frühere Premierminister Laurent Fabius. Zu den Widersachern gehörten auch die radikalen Parteien am rechten und linken Rand: der Front National und die Kommunisten. Am 29. Mai 2005 fand die Abstimmung statt: Sie erbrachte bei einer Wahlbeteiligung von 69,3Prozent eine Mehrheit von 54,7Prozent gegen den Europäischen Verfassungsvertrag.


  Die Mehrheit für das «Non» hatte vielfältige Gründe. Viele der Neinsager gönnten dem Präsidenten aus innenpolitischen Gründen keinen Erfolg; viele wollten aus Sorge um die nationale Identität Frankreichs kein staatsähnliches Gebilde namens Europäische Union und nahmen daher bereits am Begriff «Verfassung» Anstoß; viele fürchteten eine wachsende Fremdbestimmung Frankreichs durch die Brüsseler Bürokratie und steigende Arbeitslosigkeit infolge eines Massenzustroms von Arbeitskräften aus Ostmitteleuropa, vor allem aus Polen; auf der Linken war vielen das Europa des Verfassungsvertrags zu wenig sozial. Eine eher negative Rolle spielte bei nicht wenigen Franzosen auch die Zustimmung Chiracs zu Beitrittsverhandlungen mit einem islamischen Land, der Türkei. Der Logik eines Plebiszits entsprechend, konnten sich bei dem «Nein» vom 29. Mai auch Kräfte zusammentun, die zu positiver Zusammenarbeit niemals bereit gewesen wären. Der Staatspräsident hatte sich von politischem Wunschdenken leiten lassen, als er den «appel au peuple» anordnete. Die Folgen hatte nicht nur er zu tragen, sondern ganz Europa.


  Die proeuropäischen Kräfte in den Staaten der EU waren schockiert und ratlos, als die Zahlen aus Frankreich bekannt wurden. Manche mochten hoffen, daß die Niederländer, die drei Tage später, am 1. Juni, zu einem (verfassungsrechtlich ebenfalls nicht erforderlichen) Referendum, dem ersten in ihrer Geschichte, aufgerufen waren, das französische Votum durch ein deutliches Ja nachträglich in einen «Ausrutscher» verwandeln würden. Aber das «Nee» fiel mit 61,6Prozent noch sehr viel massiver aus als das «Non». Obwohl das Referendum rechtlich nicht bindend war, fühlte sich die Regierung Balkenende, die bis zuletzt auf einen positiven Ausgang gehofft hatte, daran gebunden. Die führenden Politiker des niederländischen Parlaments hatten zuvor erklärt, das Votum der Bürger würde Bestand haben, wenn die Wahlbeteiligung 30Prozent überschreite. Tatsächlich lag sie bei 62,8Prozent.


  Die nationalen Überfremdungsängste waren in den Niederlanden seit den politischen Attentaten vom Mai 2002 und November 2004 so stark wie in kaum einem anderen europäischen Land. Der Gedanke an eine weitere Übertragung von Hoheitsrechten an «Brüssel» erfüllte daher viele Niederländer mit Sorge. Dazu kam die Angst vor einer Überflutung des Landes mit billigen Arbeitskräften im Zuge der Osterweiterung der EU: eine Entwicklung, von der viele meinten, daß sie die ohnehin steigende Arbeitslosenquote weiter anschwellen lassen würde. Wie in Frankreich gab es solche Befürchtungen in allen politischen Lagern. Am wirksamsten artikulierte der parteilose Populist Geert Wilders die einschlägigen Besorgnisse seiner Landsleute. Die Extreme von rechts und links aber spielten, der unterschiedlichen Parteienlandschaften wegen, beim niederländischen Referendum eine geringere Rolle als beim französischen.


  Jenseits aller nationalen Besonderheiten verwiesen die beiden Volksabstimmungen vom Mai und Juni 2005 aber auch auf ein sehr viel allgemeineres Phänomen: Die europäische Einigung war ein Elitenprojekt geblieben; die Regierenden hatten über alle wichtigen Fragen unter sich und hinter verschlossenen Türen entschieden; die demokratische Legitimation der meisten Brüsseler Vorhaben erschien trotz der wachsenden Bedeutung des Europäischen Parlaments schwach: Was man «Euroskepsis» nannte, war auch eine Reaktion hierauf. Der Europäische Verfassungsvertrag wollte hier ansetzen und das Demokratiedefizit der EU wenn nicht beheben, so doch deutlich vermindern. Er scheiterte am Widerwillen derer, die die Wende zum Besseren nicht wahrhaben wollten.


  Obwohl elf Staaten, darunter Litauen, Ungarn, Italien und Deutschland, den Vertrag bereits ratifiziert hatten, verordnete sich der Europäische Rat im Juni 2005 zunächst einmal eine unbefristete «Denkpause». Es blieb folglich beim Vertrag von Nizza, der am 1. Februar 2003 in Kraft getreten war. Daß die Luxemburger am 10. Juli 2005 dem Verfassungsvertrag in einem Referendum mit einer Mehrheit von 56,5Prozent zustimmten, blieb für die weitere Entwicklung ebenso unerheblich wie die parlamentarische Ratifizierung des Vertrags durch Zypern, Malta, Belgien und Estland zwischen Juni 2005 und Mai 2006.


  Das Scheitern des Verfassungsvertrags war nach der Spaltung Europas während der Irakkrise die zweite schwere Niederlage des europäischen Projekts im neuen Jahrhundert. Die Erfolge wurden dadurch nicht ausgelöscht: Seit dem 1. Januar 2002 war in zwölf Staaten die gemeinsame Währung, der Euro, auch als Bargeld im Umlauf; zwischen 2003 und 2005 wurde die EU im Rahmen der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik bei nicht weniger als sieben Rechtsstaats-, Polizei- und Militärmissionen in Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Georgien und in der Demokratischen Republik Kongo tätig; die EU war schließlich am 1. Mai 2004 von 15 auf 25 Mitglieder angewachsen. Aber dem Ziel, in wichtigen Fragen mit einer Stimme zu sprechen, waren die Europäer nicht näher gekommen. Der Europäische Verfassungsvertrag hätte ihnen diese Chance geboten. Nach dem französischen «Non» und dem niederländischen «Nee» war völlig offen, ob die Regierungen der EU die Kraft zu einem neuen Anlauf aufbringen würden.


  Die Osterweiterung, auf die die Europäische Union sich seit den neunziger Jahren vorbereitete, war für den «alten» Westen keineswegs nur ein Gegenstand freudiger Erwartungen. In vielen Ländern ging die Angst vor einer Überflutung des Arbeitsmarkts durch Billigarbeiter aus Ostmitteleuropa um, besonders stark in Ländern wie Deutschland und Österreich, die den künftigen Neumitgliedern räumlich am nächsten waren. Es waren daher vor allem die Regierungen in Berlin und Wien, die den «Neuen» die mit der EU-Mitgliedschaft verbundene Freizügigkeit erst nach einer längeren Übergangsfrist zugestehen wollten. Sie konnten sich damit durchsetzen: Die EU verständigte sich 2001 darauf, daß die bisherigen Mitgliedstaaten die volle Freizügigkeit für Arbeitskräfte aus den Bewerberländern Ostmitteleuropas erst nach Ablauf von zwei, gegebenenfalls auch fünf, höchstens aber von sieben Jahren in Kraft setzen konnten. Tatsächlich öffneten nach dem Beitritt von acht ostmitteleuropäischen Staaten zunächst nur Großbritannien, Irland und Schweden ihre Arbeitsmärkte vollständig für die neuen Mitglieder.


  Die Zahl der Staaten, die sich Hoffnungen machen konnten, bei der ersten Erweiterungsrunde der EU im neuen Jahrhundert mit dabei zu sein, war deutlich kleiner als die der Bewerberländer insgesamt. Der engere Kreis bestand aus den drei baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen, aus Polen, Tschechien, der Slowakei, Ungarn sowie Malta und Zypern. Daß Zypern mit dazugehörte, verdankte es massivem Druck aus Athen. Die Insel war infolge völkerrechtswidriger Akte von griechischer und türkischer Seite seit 1974 gespalten: Der Republik Zypern, die den griechischsprachigen Süden umfaßte, stand die (nur von der Türkei diplomatisch anerkannte) Türkische Zypriotische Gemeinschaft im Norden gegenüber. Wäre Zypern 1997 nicht in den Kreis der Beitrittskandidaten aufgenommen worden, hätte Griechenland die Aufnahme der ehedem kommunistisch regierten Staaten Ostmittel- und Südosteuropas in die EU durch sein Veto verhindert.


  Eine von der Union erwirkte Einladung des Präsidenten der Republik Zypern, Glafkos Klerides, an die Türkische Zypriotische Gemeinschaft, an den 1998 aufgenommenen Beitrittsverhandlungen als «full member» mitzuwirken, stieß im Norden auf Ablehnung. Gespräche über einen von der UNO vorgelegten Friedens- und Wiedervereinigungsplan zwischen Vertretern der griechischen und der türkischen Ethnie führten Anfang 2004 in New York zu keinem Ergebnis. Ein von den Vereinten Nationen angesetztes Referendum über den Friedensplan erbrachte am 24. April 2004 eine knappe Zweidrittelmehrheit im türkischen Norden; der griechische Süden lehnte den Plan mit Dreiviertelmehrheit ab. Eine Woche später, am 1. Mai 2004, wurde nominell ganz Zypern, tatsächlich nur die Republik Zypern Mitglied der Europäischen Union.


  Fast gleichzeitig mit Zypern, nämlich im Juli 1990, hatte sich Malta um die Mitgliedschaft in der EU beworben. Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung lag in Malta 2005 mit knapp über 11.000 Euro deutlich unter dem von Zypern, das im gleichen Jahr auf etwas über 17.000 Euro kam. Anders als in der Republik Zypern war auf Malta die Bewerbung um die Mitgliedschaft in der EU innenpolitisch hoch umstritten. Die Labour Party, die 1996 in La Valetta an die Macht kam, brach die von der konservativen Vorgängerregierung eingeleiteten Bemühungen um den Beitritt ab. Als die konservative National Party 1998 wieder die parlamentarische Mehrheit gewann, nahm die neue Regierung die Gespräche mit der EU wieder auf. Ende 2002 konnten die Beitrittsverhandlungen erfolgreich beendet werden. In einem Referendum sprachen sich die Malteser am 8. März 2003 mit der knappen Mehrheit von 53,6Prozent für den Beitritt zur Europäischen Union aus.


  Die ehemalige jugoslawische Teilrepublik Slowenien lag 2005 mit einem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von 17.128 Euro knapp unter dem Niveau Portugals (17.133 Euro) und deutlich über dem Griechenlands (16.315 Euro). Das Bruttoinlandsprodukt Sloweniens erreichte 2005 73Prozent des Durchschnitts der EU der 15, womit dieses Bewerberland unter allen exkommunistischen Kandidatenstaaten mit Abstand am besten abschnitt. Ein sehr hohes Maß an Elitenkontinuität vor und nach der historischen Wende der Jahre 1989 bis 1991 schien die EU nicht zu stören. Am 23. März 2003 stimmten die Slowenen in zwei Referenden mit 89,6Prozent für den Beitritt zur Europäischen Union und mit 66Prozent für den Beitritt zur NATO. Ein seit langem schwelender Streit mit Kroatien um die Grenzziehung in der Bucht von Piran konnte erst im Juni 2010 beigelegt werden, als sich die Slowenen in einer Volksabstimmung mit knapper Mehrheit für ein internationales Schiedsverfahren aussprachen und damit ein Hindernis auf dem Weg Kroatiens in die Europäische Union beiseite räumten. Dem Beitritt Sloweniens zur EU am 1. Mai 2004 folgte am 1. Januar 2007 die Einführung des Euro. Auch auf diesem Feld fiel Slowenien damit eine Pionierrolle unter den früher kommunistisch regierten Ländern zu.


  Wie Slowenien gehörte auch Ungarn zu den ostmitteleuropäischen Ländern, mit denen die EU 1998 Beitrittsverhandlungen aufgenommen hatte. Wirtschaftlich war das ehemalige Ostblockland sehr viel weniger weit entwickelt als die frühere jugoslawische Teilrepublik. Das ungarische Bruttoinlandsprodukt pro Kopf war 2005 mit 8713 Euro nur rund halb so groß wie das slowenische. Die Privatisierung von Staatsunternehmen wurde unter wechselnden Regierungen so weit vorangetrieben, daß um 2005 bereits 80Prozent des Bruttoinlandsprodukts vom Privatsektor erzeugt wurden. Um die gleiche Zeit entfielen über 40Prozent des in Ostmittel- und Südosteuropa investierten Auslandskapitals auf Ungarn. Seine Behörden galten als vergleichsweise unbürokratisch.


  Im April 2002 setzte sich nach einem erbittert geführten Wahlkampf die bisherige Opposition aus Sozialisten und Liberalen im zweiten Wahlgang der Parlamentswahlen mit einem Mandatsanteil von 51Prozent gegenüber dem nationalkonservativen Parteienbündnis unter Viktor Orbán durch. Ministerpräsident wurde der parteilose Finanzexperte Péter Medgyessy. Unter seiner Regierung fand am 12. April 2003 eine Volksabstimmung statt, in der sich 83,8Prozent der Wähler für einen Beitritt Ungarns zur Europäischen Union aussprachen. Das sozialistisch-liberale Koalitionskabinett Medgyessy verordnete dem Land einen energischen Sparkurs; es stellte die unter Orbán gefährdete Unabhängigkeit der Justiz wieder her und bekämpfte die weitverbreitete Korruption. Im August 2004, wenige Monate nach dem Beitritt Ungarns zur EU, trat Medgyessy auf Grund massiver Vorwürfe wegen seiner früheren Tätigkeit für den Geheimdienst des Innenministeriums zurück. Das Amt des Ministerpräsidenten übernahm der Vorsitzende der Sozialistischen Partei, der erfolgreiche Unternehmer Ferenc Gyurcsány, der den Modernisierungskurs seines Vorgängers fortsetzte.


  Anders als Ungarn war Tschechien ein «altes» Industrieland. Sein Bruttoinlandsprodukt pro Kopf lag mit 9560 Euro um rund 850 Euro über dem ungarischen. Die Privatisierung verlief anders als in Ungarn: Während dort «echte» Eigentümer den Privatsektor bestimmten, wurden hier bei der Privatisierung der Staatsbetriebe Anteilsscheine gegen eine Verwaltungsgebühr an die Bevölkerung verteilt. Zum größten Teil konzentrierten sich die Coupons jedoch bei Investitionsfonds, die ihrerseits den häufig im Staatsbesitz befindlichen Banken gehörten, so daß die «Coupon-Privatisierung» auf weiten Strecken ein Scheintransfer blieb. Nach einer Rezession in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre begann die tschechische Wirtschaft ab 1998 wieder zu wachsen, was mit dazu beitrug, daß die Beitrittsverhandlungen mit der EU erfolgreich abgeschlossen werden konnten. Am 14. Juni 2003 sprachen sich 77,3Prozent der Wähler in einem Referendum für den Beitritt aus. Am 1. Mai 2004 wurde die Tschechische Republik zusammen mit sieben anderen ostmitteleuropäischen Staaten Mitglied der Europäischen Union.


  An der Spitze der Prager Regierung standen seit Juli 2002 Politiker der Sozialdemokratischen Partei, die aus den Parlamentswahlen vom 14./15. Juni mit 30,2Prozent als stärkste Partei hervorgegangen war: Auf Vladimír Špidla folgte zunächst, ab Juli 2004, der bisherige Innenminister Stanislav Gross und dann, von April 2005 bis September 2006, Jiři Paroubek. Die Koalitionspartner der Sozialdemokraten waren die Christlichen Demokraten und die aus der Bürgerrechtsbewegung hervorgegangene Freiheitsunion. Der zweitstärksten Partei, der oppositionellen Demokratischen Bürgerpartei, gelang am 28. Februar 2003 ein teilweises Comeback: Ihr Kandidat, der ehemalige Ministerpräsident Václav Klaus, konnte sich bei der Wahl des Staatspräsidenten durch beide Kammern des Parlaments gegen den mit seiner Partei zerstrittenen Sozialdemokraten Miloš Zeman durchsetzen. Von seinem Vorgänger, dem aller Parteipolitik abholden, auf eine romantisch anmutende Weise europäisch gesinnten Václav Havel, unterschied sich Klaus in vielem: Der neue Staatspräsident war ebenso entschieden wirtschaftsliberal wie national und «euroskeptisch» gesinnt. Wenn Margaret Thatcher je einen Nachfolger im Geist gefunden hat, war es der Mann, der am 7. März 2003 in den Prager Hradschin einzog.


  Die Slowakei, die am 1. Januar 1993 aus dem tschechoslowakischen Staatsverbund ausgeschieden war, gehörte 2005 mit einem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von 6900 Euro zu den ärmsten Ländern Ostmitteleuropas. Wegen der illiberalen Politik des Ministerpräsidenten Vladimír Mečiar, der von 1990 bis 1998, von Unterbrechungen abgesehen, das Amt des Regierungschefs innehatte, hatte sie länger als andere Staaten der Region mit der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der EU warten müssen: Diese begannen erst im Februar 2000, knapp zwei Jahre nach dem Start der Verhandlungen mit Estland, Polen, Slowenien, Tschechien und Ungarn. Es lag zu einem guten Teil, aber nicht ausschließlich an der rigorosen Liberalisierungspolitik der christlich-liberalen Koalition unter Mikuláš Dzurinda, daß die Slowakei schon bald in die Staatengruppe aufrückte, die als erste in die EU aufgenommen werden sollte. Hinzu kamen geostrategische und finanzielle Überlegungen auf westeuropäischer Seite: Wurden nur Polen, Tschechien und Ungarn, nicht aber die Slowakei in die Union aufgenommen, wäre ein etwa 1000Kilometer langes, überaus kostspieliges Grenzregime der EU um die Slowakei herum notwendig geworden.


  Im Mai 2003 stimmten bei einer Wahlbeteiligung von 52,2Prozent 92,5Prozent der Slowaken für den Beitritt zur Europäischen Union. Im Juli ratifizierte das Parlament in Bratislava den Beitrittsvertrag. Am 1. Mai 2004 wurde die Slowakei Mitglied der EU – am gleichen Tag, an dem auch ihr im März 2003 beschlossener Beitritt zur NATO wirksam wurde. Am 1. Januar 2009, dem zehnten Jahrestag des Euro, wurde die Slowakei Mitglied der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion.


  Von den drei baltischen Republiken wiesen zwei 2005 ein höheres Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung auf als die Slowakei: Lettland mit 10.624 Euro und Estland mit 7823 Euro; Litauen lag mit 6030 Euro darunter. Daß die EU mit Estland schon im März 1998, zwei Jahre früher als mit den beiden anderen baltischen Staaten, Beitrittsverhandlungen aufnahm, lag an der rigorosen Reformpolitik Tallinns. Nach dem erfolgreichen Abschluß der Verhandlungen im Oktober 2002 sprachen sich die Esten am 14. September 2003 mit 66,8Prozent für den Beitritt zur Europäischen Union aus. Lettland und Litauen, die zur zweiten Gruppe der Beitrittskandidaten gehörten, konnten ihre Beitrittsverhandlungen ebenfalls im Oktober 2002 abschließen. Das litauische Referendum vom 10./11. Mai 2003 erbrachte eine Mehrheit von 91Prozent, das lettische vom 20. September eine Mehrheit von 67Prozent für den Beitritt. Am 29. März 2004 wurden alle drei baltischen Republiken in die NATO aufgenommen: das Ergebnis intensiver Bemühungen um wirksamen Schutz vor einem als unberechenbar empfundenen Rußland. Viereinhalb Wochen später, am 1. Mai 2004, wurden Estland, Lettland und Litauen Mitglieder der Europäischen Union. Als erstes baltisches Land trat Estland am 1. Januar 2011 der Eurozone bei; Lettland folgte 2014, Litauen 2015.


  Als der schwierigste Beitrittskandidat der ersten Runde erwies sich das größte Land Ostmitteleuropas. Mit einem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von 5113 Euro war Polen das Schlußlicht unter den Bewerberländern, mit denen seit 1998 verhandelt wurde. Der Anteil der im Agrarsektor Beschäftigten war höher als in irgendeinem anderen der Bewerberländer: 2002 lebten 27,4Prozent aller Polen in Haushalten, die mit landwirtschaftlichen Betrieben verbunden waren. Der Wertschöpfungsanteil der Landwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt betrug 2003 aber nur 2,6Prozent. Die Arbeitslosenquote belief sich 2004 auf 19,6 und 2005 auf 18,2Prozent. (In Tschechien und Ungarn lagen die entsprechenden Werte zur gleichen Zeit bei etwas über 7Prozent.) Die Infrastruktur auf dem Lande war unterentwickelt; die wirtschaftliche Liberalisierung stieß immer wieder auf gesetzliche Hindernisse und bürokratische Widerstände. Dazu kam die grassierende Korruption: ein Hauptthema des Wahlkampfs von 2005. Der EU-Kommission waren die Probleme Polens wohl bewußt: Der Monitoring-Bericht für 2003 übte deutliche Kritik an der Warschauer Finanzpolitik und stellte unumwunden fest, daß der Reformkurs seit dem Vorjahresbericht so gut wie gar nicht fortgeführt worden sei.


  An der Regierung war in Polen seit den Wahlen vom September 2001 eine Linkskoalition aus dem postkommunistischen Bündnis der Demokratischen Linken (SLD) und der europakritischen Polnischen Volkspartei, einer ehemaligen Blockpartei; Ministerpräsident war Leszek Miller vom SLD. Im Dezember 2002 wurde Polen durch einen politischen Skandal erschüttert: Der Chefredakteur der linksliberalen «Gazeta Wyborcza», der ehemalige Bürgerrechtler Adam Michnik, enthüllte ein millionenschweres Korruptionsangebot, das ihm der Filmproduzent Lew Rywin im Namen ungenannt bleibender «Machthaber» unterbreitet hatte: eine den Interessen der Zeitung dienliche Fassung des geplanten Pressegesetzes als Gegenleistung für eine regierungsfreundliche Linie des Blattes. Michnik informierte sofort Ministerpräsident Miller und ließ die Journalisten der «Gazeta Wyborcza» Recherchen zur Aufhellung der Bestechungsversuche durchführen; eine Strafanzeige erstattete er merkwürdigerweise nicht. Am 26. April 2004 wurde Rywin wegen aktiver Bestechung zu zweieinhalb Jahren Gefängnis verurteilt. Der im September 2004 veröffentlichte Bericht eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses fiel für führende Politiker des SLD kompromittierend aus, konnte die von Rywin erwähnten «Machthaber» aber nicht identifizieren.


  Dem linken Regierungsbündnis versetzte die Rywin-Affäre einen schweren Schlag, der Opposition, angeführt von der nationalkonservativen und betont «euroskeptischen» Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) um die Zwillingsbrüder Lech und Jarosław Kaczyńki, gab sie starken Auftrieb. Daß die Beitrittsverhandlungen mit der EU ungeachtet aller Brüsseler Mängelrügen, aller Verärgerung der meisten westeuropäischen Regierungen über die konfrontative Haltung Warschaus in den Verhandlungen über den Vertrag von Nizza und den Europäischen Verfassungsvertrag sowie aller innenpolitischen Krisen in Polen Ende 2002 mit einem positiven Ergebnis endeten, war übergeordneten politischen Erwägungen geschuldet: Die Mehrheit der Mitgliedstaaten wollte das Land, das mehr als jedes andere zur friedlichen Revolution von 1989 beigetragen hatte, nicht durch einen Aufschub seines Beitritts demütigen. Deutschland hatte aber gleichzeitig auch das größte Interesse daran, daß seine Ostgrenze nicht länger die Ostgrenze der Europäischen Union bildete. Eine erste Runde der Osterweiterung ohne Polen hätte das Vorhaben eines «big bang» am 1. Mai 2004 um einen Großteil seiner Wirkung gebracht und erschien deshalb den wichtigsten Akteuren als unerwünschte Option. Folglich schloß der Europäische Rat im Dezember 2002 entsprechend einer Empfehlung der Kommission vom Oktober die Beitrittsverhandlungen auch mit Polen offiziell ab. Am 7./8. Juni 2003 stimmten die Polen in einer Volksabstimmung bei einer Beteiligung von knapp 59Prozent mit 77,5Prozent dem Beitritt Polens zur Europäischen Union zu.


  Am 2. Mai 2004, einen Tag nach der Aufnahme Polens in die EU, trat Ministerpräsident Leszek Miller zurück. Vorausgegangen war am 24. März die Entscheidung eines bisherigen «Parteifreundes» von Miller, des Sejmmarschalls (Parlamentspräsidenten) Marek Borowski, eine neue oppositionelle Partei, die Sozialdemokratische Partei Polens, zu gründen. Am 2. Mai ernannte Kwaśniewski den parteilosen Wirtschaftsprofessor Marek Belka zum neuen Regierungschef. Die Reihe der Korruptionsskandale riß auch unter seiner Führung nicht ab. Am 25. September 2005 ging die nationalkonservative PiS aus den Wahlen zum Sejm mit einem Stimmenanteil von 26,99Prozent als stärkste Partei hervor. Die liberale Bürgerplattform (PO) unter Donald Tusk, auch sie ein Zweig des «Solidarność»-Lagers, kam auf 24,4, die weit rechtsstehende Selbstverteidigung (Samoobrona) auf 11,41, die gleichfalls rechtsorientierte Liga polnischer Familien auf 7,97Prozent. Das Linksbündnis erlitt mit einem Anteil von 11,31Prozent eine vernichtende Niederlage.


  Die Präsidentenwahlen vom Oktober 2005 vervollständigten den Rechtsruck. Im zweiten Wahlgang am 23. Oktober obsiegte der Warschauer Stadtpräsident Lech Kaczyński mit einem Stimmenanteil von 54Prozent über seinen stärksten Konkurrenten Donald Tusk, der knapp 46Prozent erhielt. Am 31. Oktober bildete die PiS eine Minderheitsregierung unter Kazimierz Marcinkiewicz. Am 23. Dezember trat Lech Kaczyński sein Amt als Staatspräsident an. Die EU mußte zur Kenntnis nehmen, daß sich Polen von einem schwierigen Beitrittskandidaten zu einem schwierigen Mitgliedsland entwickelt hatte.


  Die Osterweiterung der Europäischen Union von 2004 war, historisch betrachtet, eigentlich eine Erweiterung des Westens: Mit der Aufnahme in die EU und, in manchen Fällen zeitgleich, in die NATO wurden acht Länder am östlichen Grenzsaum des alten Okzidents mit jenem Teil des europäischen Westens zusammengeschlossen, der nach dem Zweiten Weltkrieg nicht unter kommunistische Herrschaft gefallen war. Der Zerfall des Ostblocks und der Sowjetunion hatte die Korrektur jener Teilung Europas ermöglicht, die kurz vor Kriegsende in Jalta beschlossen worden war. Nicht nur die neuen Mitglieder der Europäischen Union und des Atlantischen Bündnisses hatten Grund, sich über die Wiedergutmachung des Unrechts von 1945 zu freuen, sondern der europäische und atlantische Westen insgesamt.


  Die Europäische Union umfaßte nicht erst seit 2004 Länder von höchst unterschiedlicher wirtschaftlicher Leistungskraft. Unter diesem Gesichtspunkt steigerte sich ihre Heterogenität durch die erste Runde der Osterweiterung lediglich quantitativ. Neu war der Zusammenschluß von Staaten mit radikal verschiedenen politischen Erfahrungshorizonten und historischen Erinnerungskulturen. Für die alten Mitglieder der EU war der Holocaust im Verlauf der Jahrzehnte zum Inbegriff des totalitären Schreckens und zu der Menschheitskatastrophe des 20.Jahrhunderts geworden. Die neuen Mitglieder hatten nicht nur, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, unter der Herrschaft Hitlers zu leiden gehabt, sie hatten auch unter kommunistischen Diktaturen leben müssen, und das über viele Jahrzehnte hinweg. Für viele bedeutete die Einbeziehung in das sowjetische Imperium die Erfahrung von Fremdherrschaft. Am stärksten ausgeprägt war dieses Empfinden im Baltikum, das 1940 und erneut 1944 der Sowjetunion unmittelbar einverleibt worden war. Die Erinnerung hieran überlagerte die Erinnerung an die deutsche Herrschaft zwischen 1941 und 1944 und an die verbreitete Kollaboration mit Wehrmacht und SS einschließlich der Mitwirkung von Esten, Letten und Litauern an der Judenvernichtung.


  Wenn die Europäische Union so etwas wie ein «Wir-Gefühl» entwickeln wollte, mußte sie die kommunistische Diktaturerfahrung als Teil ihres gemeinsamen Erbes begreifen, ohne daß sie die unterschiedlichen Erscheinungsformen von totalitärer Herrschaft, der nationalsozialistischen beziehungsweise faschistischen und der kommunistischen, gleichsetzte. Die neuen Mitglieder der EU standen ihrerseits vor der Herausforderung, sich selbstkritisch mit ihrer doppelten Diktaturerfahrung auseinanderzusetzen und dabei der Frage einer Mitschuld an der Schoah nicht auszuweichen. Die Einsicht, daß die Ermordung der europäischen Juden das Zentralereignis des 20.Jahrhunderts war, hatte sich im Westen, auch im Westen Deutschlands, erst allmählich durchgesetzt. Die auf Einladung des schwedischen Ministerpräsidenten Göran Persson im Januar 2000 nach Stockholm einberufene Internationale Holocaust-Konferenz war eine wichtige Station auf dem Weg zu einer Europäisierung des Gedenkens an den Judenmord im Zweiten Weltkrieg. Teile Ostmitteleuropas waren in diesem Europa noch nicht angekommen. Die Arbeit an einem gesamteuropäischen Bild vom «Zeitalter der Extreme», wie Eric Hobsbawm das 20.Jahrhundert genannt hat, würde noch viel Zeit beanspruchen: Soviel stand schon 2004 fest.


  Die Westeuropäer hatten sich inzwischen mehr oder minder daran gewöhnt, in postklassischen Nationalstaaten zu leben, die Teile ihrer Hoheitsrechte gemeinsam ausübten oder auf supranationale Einrichtungen übertragen hatten. Für manche Neumitglieder der EU, allen voran Polen, war der Gedanke, im Rahmen des Staatenverbundes, dem sie nun angehörten, Abstriche an der erst vor kurzem wiedergewonnenen Souveränität hinnehmen zu müssen, unerträglich. Auf die Europäische Union kamen also Konflikte zu, auf die sich kaum jemand im Westen vorbereitet hatte.


  Die Bereitschaft, auf Hoheitsrechte zu verzichten, war freilich auch unter den alten Mitgliedern der EU unterschiedlich stark entwickelt. Am föderalistischsten war das selbst föderalistisch verfaßte Belgien: Der liberale Brüsseler Ministerpräsident der Jahre 1999 bis 2008, Guy Verhofstadt, war der entschiedenste Verfechter einer bundesstaatlichen Weiterentwicklung der Union unter den Staats- und Regierungschefs der Gemeinschaft. Im wiedervereinigten Deutschland war die föderalistische Tendenz zu Beginn des 21.Jahrhunderts längst nicht mehr so stark wie in der alten Bundesrepublik. Frankreich wünschte eine Vertiefung der intergouvernementalen Zusammenarbeit, aber keine Parlamentarisierung der europäischen Institutionen. Daß die etatistische Art von Kooperation in einer EU der 25 schwieriger werden würde als in der bisherigen Gemeinschaft, war ein wichtiger Grund, weshalb Paris die Osterweiterung mehr hinnahm als vorantrieb.


  Großbritannien stand jeder Form von vertiefter Integration nach wie vor skeptisch bis ablehnend gegenüber und war schon deshalb für eine möglichst große EU: Je mehr Staaten der Gemeinschaft angehörten, desto unwahrscheinlicher wurde eine europäische Föderation. Die skandinavischen Staaten Schweden und Dänemark dachten ähnlich: Beide Länder hatten inzwischen von ihrem «opt-out»-Recht Gebrauch gemacht und sich in Referenden gegen eine Mitgliedschaft in der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion entschieden: in Dänemark im September 2000 mit einer Mehrheit von 53Prozent, in Schweden drei Jahre später, im September 2003, mit einer Mehrheit von 56Prozent. Von einem Konsens in Sachen «Finalität» des Einigungsprozesses war die EU, ungeachtet der Unterzeichnung des Europäischen Verfassungsvertrags im Oktober 2003, also schon vor der ersten Runde der Osterweiterung weit entfernt gewesen. Seit dem Mai 2004 gab es noch mehr Grund, an raschen Fortschritten auf dem Weg der Vertiefung zu zweifeln.


  Von einem Nachlassen der Erweiterungsbereitschaft konnte nach dem «big bang» vom 1. Mai 2004, der Aufnahme von zehn neuen Mitgliedern der EU, keine Rede sein. Bereits im Juni verlieh der Europäische Rat Kroatien offiziell den Status des Beitrittskandidaten. Viereinhalb Jahre nach dem Ende der autoritären Ära Tudjman schien «Brüssel» die Zeit gekommen, der ehemaligen jugoslawischen Teilrepublik ein hinreichend großes Maß an Reformwillen und tatsächlichen Verbesserungen zu bescheinigen. Mit einem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung von 8655 Euro (dies der Stand von 2005) stand Kroatien wirtschaftlich sogar sehr viel besser da als Polen und auf einem Niveau, das in etwa dem Ungarns entsprach.


  Ein gutes halbes Jahr vor der Verleihung des Kandidatenstatus an Kroatien, Ende Dezember 2003, hatte in Zagreb die Regierung gewechselt: Der Führer der nationalkonservativen Kroatischen Demokratischen Gemeinschaft (HDZ), Ivo Sanader, löste, nachdem seine Partei bei den Parlamentswahlen die meisten Stimmen erhalten hatte, den Sozialdemokraten Ivica Račan als Ministerpräsident ab. Wie für seinen Vorgänger erwies es sich auch für Sanader als innenpolitisch überaus schwierig, auf die wichtigste Forderung der EU, die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Kriegsverbrechertribunal in Den Haag, einzugehen. Am 16. März 2005 setzte die Gemeinschaft, mit der Haltung Zagrebs unzufrieden, den Beginn der Beitrittsverhandlungen aus. Sie bewirkte damit eine kooperativere Haltung Kroatiens, so daß die Gespräche schließlich am 3. Oktober 2005 aufgenommen werden konnten.


  Ein halbes Jahr, nachdem sie Kroatien zum Beitrittskandidaten gemacht hatten, verständigten sich die Staats- und Regierungschefs der EU im Dezember 2004 nach knapp vierjähriger Verhandlungsdauer auf die Unterzeichnung der Beitrittsverträge mit Bulgarien und Rumänien im April 2005. Beide Länder waren wirtschaftlich noch sehr viel weniger entwickelt als die ärmsten unter den Neumitgliedern von 2004: Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf lag 2005 in Bulgarien bei 2778 Euro, in Rumänien bei 3459 Euro. Der Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigten belief sich in Bulgarien auf 25,6Prozent; in Rumänien, dem Land mit der schlechtesten Transformationsbilanz, war er mit 36,4Prozent noch sehr viel höher. Beide Länder gehörten, anders als die 2004 der EU beigetretenen acht ostmitteleuropäischen Staaten und anders auch als Kroatien, nicht zum lateinischen, sondern zum orthodoxen Europa; beide waren jahrhundertelang Teil des Osmanischen Reiches gewesen, wobei Rumänien sich frühzeitig eine gewisse innere Selbständigkeit hatte sichern können. An den Emanzipationsprozessen des alten Westens vom Humanismus über die Reformation bis zur Aufklärung hatten Bulgarien und Rumänien ebenso wenig Anteil gehabt wie zuvor an der mittelalterlichen Trennung von geistlicher und weltlicher Gewalt, der Urform der politischen Gewaltenteilung überhaupt. Beiden Ländern fehlten infolgedessen die Traditionen des Rechtsstaats und des gesellschaftlichen Pluralismus: Hypotheken, die auf der politischen Kultur Bulgariens und Rumäniens lasteten und es ihnen erschwerten, das Erbe der kommunistischen Diktatur abzuschütteln.


  Fast zeitgleich mit dem EU-Beitritt von acht ostmitteleuropäischen Staaten, am 29. März 2004, wurden Bulgarien und Rumänien in die NATO aufgenommen. Beide Länder erlebten 2004/05 kurz hintereinander Regierungswechsel. In Rumänien ging aus den Parlamentswahlen im November 2004 die Sozialistische Partei um Ministerpräsident Adrian Năstase zwar als stärkste Partei hervor, zu einem Regierungsbündnis aber schlossen sich die Nationalliberale Partei, die Demokratische Partei, die Ungarische Demokratische Union für Rumänien und die Humanistische Union zusammen. Ministerpräsident wurde der nationalliberale Călin Popescu-Tăriceanu. Im Monat darauf löste der nationalliberale Traian Băsescu den konservativen Emil Constantinescu im Amt des Staatspräsidenten ab. Rund ein halbes Jahr später, im Juni 2005, führten die Parlamentswahlen in Bulgarien zu einer Kurskorrektur in der umgekehrten politischen Himmelsrichtung: Die Sozialistische Partei wurde stärkste Partei; ihr Vorsitzender Sergej Stanischew bildete zusammen mit der Nationalen Bewegung um den bisherigen Ministerpräsidenten Simeon Sakskoburggotski und der Partei der türkischen Minderheit eine Koalitionsregierung.


  Die Europäische Kommission tat sich mit der Bewertung der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung der beiden südosteuropäischen Länder schwer. Die Fortschritte Rumäniens bei der Erfüllung seiner Verpflichtungen nach dem «Acquis communitaire», dem Gesamtbestand des Unionsrechts, wurden im Mai 2006 erstmals positiver eingeschätzt als diejenigen Bulgariens. Im Fall Rumäniens machte die Kommission im Hinblick auf 4 von 14 beanstandeten Bereichen «ernste Bedenken» geltend, im Fall Bulgariens geschah dies bei 6 von 16 Bereichen. Sofia wurde vor allem gerügt, weil es bei der Ermittlungsarbeit und in der Strafverfolgung in Sachen organisierte Kriminalität und bei der Bekämpfung von Korruption und Geldwäsche keine greifbaren Ergebnisse vorweisen konnte. Gesondert hob die Kommission hervor, daß bislang noch keine hochrangigen Politiker angeklagt, nur wenige Beamte verurteilt und keiner der in den letzten Jahren begangenen 70 Auftragsmorde aufgeklärt worden seien. Der Regierung in Bukarest bescheinigte die Kommission Fortschritte auf dem Gebiet der Korruptionsbekämpfung und erste Erfolge beim Aufbau einer effizienten und transparenten Justiz, mahnte aber weitere Verbesserungen an.


  Ihr endgültiges Votum – eine Empfehlung an den Europäischen Rat, Rumänien und Bulgarien am 1. Januar 2007 in die EU aufzunehmen – gab die Kommission in ihrem Fortschrittsbericht vom 26. September ab. Sie knüpfte diese Empfehlung aber an Vorbehalte: Um ihren Auflagen nachzukommen, sollten Rumänien und Bulgarien auch nach dem Beitritt einem «Monitoring-Prozeß» unterworfen bleiben. Am 1. Januar 2007 wurden beide Länder in die EU aufgenommen, wobei hinsichtlich der Freizügigkeit dieselben Übergangsfristen galten wie für die 2004 beigetretenen Staaten Ostmitteleuropas. Die ersten von vielen Fortschrittsberichten über die beiden Neumitglieder legte die Kommission Ende 2007 vor. Sie betrafen vor allem gravierende Mißstände in den Bereichen Justiz sowie Bekämpfung der Korruption und der organisierten Kriminalität.


  Gemessen an den Kopenhagener Beitrittskriterien von 1993, waren weder Rumänien noch Bulgarien reif für die Mitgliedschaft in der EU. Die politischen Kriterien, die auf die volle Verwirklichung von Rechtsstaat und Demokratie zielten, hätten schon bei der Aufnahme der Beitrittsverhandlungen im Jahr 2000 erfüllt sein müssen. Zum Zeitpunkt des Beitritts waren sie auf weiten Strecken immer noch ein Desideratum. Da der rumänische und der bulgarische Justizapparat zum größten Teil in den Händen von alten Kadern der kommunistischen Ära war, bot selbst die formale Unabhängigkeit der rechtsprechenden Gewalt keine Garantie für Rechtsstaatlichkeit. Auch auf dem Gebiet von Wirtschaft und Finanzen, wo ebenfalls Altkader aus Partei und Geheimdienst das Sagen hatten, waren beide Länder weit davon entfernt, die Bedingungen der Kommission zu erfüllen. Die Entscheidung für die Aufnahme Rumäniens und Bulgariens war ein politischer Willensakt: Die Union wollte sich glaubhaft als Ordnungsmacht in Südosteuropa präsentieren und damit eine Rolle übernehmen, die die USA nicht ausüben wollten und die Rußland nicht übernehmen sollte.


  Das Ziel der Stabilisierung hatte für die Europäische Union inzwischen Vorrang vor der Absicht, die Erfüllung der Beitrittsbedingungen zur Vorbedingung der Mitgliedschaft zu machen. Der Prioritätenwechsel war vor allem der Erfahrung der jugoslawischen Nachfolgekriege geschuldet. Es blieb die Hoffnung, daß der Beitritt Rumäniens und Bulgariens die Reformen beschleunigen würde, die eigentlich schon vorher hätten durchgeführt werden müssen. Die Fortschrittsberichte der Kommission in den folgenden Jahren sollten jedoch zeigen, daß das eine allzu optimistische Erwartung war.


  Das mit Abstand umstrittenste Kapitel der Erweiterungspläne der EU betraf die Türkei: Über den Status eines Beitrittskandidaten verfügte sie seit dem Gipfel von Helsinki im Dezember 1999. Auf dem Gipfel von Kopenhagen im Dezember 2002 beschloß die EU, im Dezember 2004 über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen zu entscheiden, wenn die Türkei bis dahin die politischen Beitrittskriterien erfülle. Auf dem Weg zu diesem Ziel gab es tatsächlich beträchtliche Fortschritte: Unter Ministerpräsident Bülent Ecevit waren zwischen 1999 und 2002 das Zivilrecht sowie das Versammlungs- und Demonstrationsrecht reformiert worden. Im März 2003 übernahm der Wahlsieger der Parlamentswahlen vom November 2002, der Gründer und Vorsitzende der gemäßigt islamistischen Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung, Recep Tayyip Erdoğan, das Amt des Ministerpräsidenten. Unter seiner Führung beschleunigte sich der Reformprozeß: Die Todesstrafe, grundsätzlich schon im August 2002 aufgehoben, wurde nun auch für Kriegszeiten abgeschafft, die Folter verboten, die Straffreiheit für Polizisten beseitigt, die Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit gestärkt und die Diskriminierung der kurdischen Minderheit zumindest auf dem Papier beendet.


  Am 17. Dezember 2004 beschloß der Europäische Rat auf Empfehlung der Kommission, die politischen Beitrittskriterien für erfüllt zu betrachten und mit den Beitrittsverhandlungen am 3. Oktober 2005 zu beginnen, sofern der Reformprozeß fortgesetzt werde und die Menschenrechtssituation sich weiter verbessere. Eine weitere Bedingung war die Unterzeichnung eines Zusatzprotokolls zum Assoziierungsabkommen zwischen der Türkei und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft von 1963 betreffend die Ausdehnung der seit 1996 bestehenden Zollunion auf die zehn neuen Mitglieder der EU, also einschließlich der von der Türkei nicht anerkannten Republik Zypern. Dieser Forderung kam Erdoğan am 28. Juli 2005 nach, allerdings unter dem Vorbehalt, daß damit keine Anerkennung der Republik Zypern verbunden sei. Zudem gab es einstweilen auch keine Zustimmung des türkischen Parlaments zur Erklärung des Ministerpräsidenten, so daß sich die EU am 22. September zu der Feststellung genötigt sah, daß Erdoğans Verlautbarung keine rechtliche Bedeutung habe. Dennoch beschlossen die Außenminister der 25 Mitgliedstaaten der EU am 3. Oktober, nachdem auch Österreich seinen Widerstand gegen die Festlegung auf das Ziel Vollmitgliedschaft aufgegeben hatte, mit den Beitrittsverhandlungen noch am gleichen Tag zu beginnen. Die Wiener Zustimmung wurde durch die Vereinbarung erleichtert, daß am Ende der Beitrittsverhandlungen nicht nur die Erfüllung der Beitrittskriterien zu prüfen war, sondern auch die Frage, ob die Europäische Union in der Lage war, die Aufnahme der Türkei politisch und wirtschaftlich zu bewältigen.


  An der Spitze der Befürworter eines türkischen EU-Beitritts standen der deutsche Bundeskanzler Gerhard Schröder, der französische Staatspräsident Jacques Chirac sowie das zuständige Mitglied der Europäischen Kommission, der Erweiterungskommissar Günter Verheugen, ein deutscher Sozialdemokrat. Die wesentlichen Argumente für die Vollmitgliedschaft Ankaras faßte Schröder 2006 in seinen Memoiren prägnant zusammen. Er nannte die strategische Bedeutung eines Beitritts der Türkei noch wichtiger als die politischen Versprechen, die ihr seit 1963 von der damaligen EWG und späteren EU gemacht worden seien. «Für die Europäische Union ist die einzigartige geopolitische Lage der Türkei an der Schnittstelle zwischen Asien und Europa, ihre Bedeutung für die Sicherheit von Europas Energieversorgung und ihr politisches, wirtschaftliches und militärisches Gewicht ein großer Gewinn. Darüber hinaus kann eine fest in der Europäischen Union verankerte Türkei eine maßgebliche Rolle in den Beziehungen Europas zur islamischen Welt spielen.»


  Die Kritiker von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei, unter ihnen der österreichische Bundeskanzler Wolfgang Schüssel und die Ministerpräsidenten der Niederlande und Dänemarks, Jan Peter Balkenende und Anders Fogh Rasmussen, leugneten nicht die hohe strategische Bedeutung des Landes am Bosporus, warnten aber vor der Gefahr einer Überdehnung der Europäischen Union. Einige hielten die Zugehörigkeit der Türkei zur islamischen Welt für einen hinreichenden Grund, ihre Aufnahme in die christlich geprägte EU abzulehnen. Andere legten den Akzent auf das autoritäre und nationalistische Erbe des Kemalismus: Die Türkei sei ein souveränitätsstolzes Land, von dem die in den Kopenhagener Kriterien geforderte Bereitschaft zur Mitwirkung an einer Politischen Union, einer gesteigerten Form der gemeinsamen Ausübung von Hoheitsrechten oder ihrer Übertragung auf supranationale Einrichtungen, nicht erwartet werden könne. Angesichts ihres starken Bevölkerungswachstums werde die Türkei bald Deutschland als größtes Mitgliedsland der EU ablösen und den Charakter der Gemeinschaft grundlegend verändern: weg vom Gedanken der immer engeren Union, hin zum losen Staatenbund und der bloßen Freihandelszone. Einer Vollmitgliedschaft der Türkei war aus dieser Sicht eine vertraglich geregelte enge Zusammenarbeit, etwa in Gestalt einer «privilegierten Partnerschaft», vorzuziehen: ein Begriff, den der Historiker Heinrich August Winkler im November 2002 in die öffentliche Debatte einführte und der in Deutschland von den Unionsparteien, in Frankreich von der Präsidialpartei UMP übernommen wurde.


  Wirtschaftlich gesehen machte die Türkei im ersten Jahrzehnt des 21.Jahrhunderts große Fortschritte: Ihr Bruttoinlandsprodukt wuchs im Durchschnitt der Jahre 2004 bis 2006 um 8,2Prozent; das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner stieg von 2004 bis 2006 von 5300 auf 6000 Euro; das Haushaltsdefizit lag im gleichen Zeitraum bei durchschnittlich 2,1Prozent. Der politische Reformeifer der Regierung Erdoğan ließ jedoch nach der Aufnahme der Beitrittsverhandlungen im Herbst 2005 nach. Der Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission für 2006 verwies auf Mängel bei der Abschaffung der Folter, bei der politischen Kontrolle des Militärs und der Gewährleistung des Rechts auf freie Meinungsäußerung. Einen Stein des Anstoßes bildete vor allem der Artikel 301 des Strafgesetzbuches. Er bedrohte die Herabsetzung des Türkentums, der Republik, ihrer Institutionen und Organe mit Gefängnisstrafen bis zu drei Jahren. Unter Geltung dieses Artikels wurde immer wieder angeklagt und verurteilt, wer etwa den Völkermord an den Armeniern im Ersten Weltkrieg einen Völkermord nannte oder der Türkei in diesem Zusammenhang Verbrechen gegen die Menschlichkeit vorwarf. Im Oktober 2005 wurde der armenischstämmige Journalist Hrant Dink wegen eines solchen Vorstoßes zu sechs Monaten Haft auf Bewährung verurteilt; ein Dreivierteljahr nach der Ermordung Dinks durch einen türkischen Nationalisten im Januar 2007 wurde sein Sohn Arat auf Grund desselben Artikels zu einem Jahr Haft ohne Bewährung verurteilt. Insgesamt gab es allein 2006 über 800 Verfahren nach Artikel 301. Eine im April 2008 verabschiedete Neufassung ersetzte den Begriff «Türkentum» durch «türkische Nation» und minderte das Strafmaß auf höchstens zwei Jahre. Die Europäische Kommission hatte allen Anlaß, von einer fortdauernden Beeinträchtigung der Meinungsfreiheit zu sprechen. Auch in Sachen Religionsfreiheit waren kaum Fortschritte zu verzeichnen.


  Als stärkstes Hemmnis der Beitrittsverhandlungen erwies sich jedoch die türkische Haltung in der Zypernfrage. Eine Öffnung ihrer Häfen und Flughäfen für Schiffe und Flugzeuge der Republik Zypern lehnte die Türkei weiterhin ab, und das Parlament in Ankara weigerte sich beharrlich, das Zypern betreffende Zusatzprotokoll zum Assoziierungsabkommen von 1963 zu ratifizieren. Die EU entschloß sich daraufhin im Dezember 2006, acht Verhandlungskapitel zu suspendieren, unter anderem die über den freien Warenverkehr, die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsverkehr, die Zollunion und die Außenbeziehungen. Zu diesem Zeitpunkt war lediglich ein Kapitel, das über Wissenschaft und Forschung, abgeschlossen. Die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei steckten in einer Sackgasse: Daran gab es bereits ein Jahr nach ihrem Beginn keinen Zweifel mehr.


  Rund zwei Jahre, nachdem er sich eine «Denkpause» verordnet hatte, unternahm der Europäische Rat einen neuen Anlauf zur Reform der Institutionen und Entscheidungsprozesse der größer gewordenen EU. Es ging zu guten Teilen auf das Drängen der Bundeskanzlerin Angela Merkel zurück, daß sich die Staats- und Regierungschefs im Juni 2007 in Brüssel darauf verständigten, die Substanz des gescheiterten Verfassungsvertrags durch einen «Änderungsvertrag» zu ersetzen, der auf alle staatsähnlichen Elemente demonstrativ verzichtete. Von einer «Verfassung» war im neuen Vertrag infolgedessen keine Rede mehr; die Bestimmungen über Symbole der Union entfielen ebenso wie der Titel «Europäischer Außenminister». Inhaltlich aber sollte es bei den wesentlichen Neuerungen bleiben, die der Europäische Verfassungsvertrag gebracht hätte, wenn er denn in Kraft getreten wäre.


  In den Beratungen der Regierungskonferenz, die auf Grund der Brüsseler Beschlüsse Ende Juli ihre Arbeit aufnahm, bestanden Großbritannien und Polen mit Erfolg auf einem «opt-out»-Recht ihrer Länder in Sachen Grundrechtecharta. Diese war nicht Teil des Änderungs- oder Grundlagenvertrags; vielmehr wurde sie lediglich durch einen Verweis für rechtsverbindlich erklärt. Polen erreichte des weiteren, daß Abstimmungen nach dem Prinzip der «doppelten Mehrheit» nicht schon ab 2009, sondern erst ab 2014 möglich wurden. Darüber hinaus sollte auf Antrag eines Landes bis zum 31. März 2017 weiterhin nach den Regeln des Vertrags von Nizza abgestimmt werden können. Eine weitere Schutzvorkehrung für die mittelgroßen Mitgliedsländer bestand darin, daß auf Antrag rund eines Drittels der Staaten oder von Staaten, die zusammen rund ein Viertel der Unionsbevölkerung repräsentierten, Verhandlungen im Europäischen Rat verlängert, Entscheidungen also verzögert werden konnten. Auf dem nächsten Gipfel, der im Oktober 2007 unter der Ratspräsidentschaft Portugals in Lissabon stattfand, wurde der Vertragstext, nachdem Italien und Polen noch einige weitere Änderungen durchgesetzt hatten, verabschiedet. Am 13. Dezember folgte die feierliche Unterzeichnung in Lissabon. Damit stand auch der Name des Änderungsvertrages fest: Es war der Vertrag von Lissabon.


  Die Regierungen der inzwischen 27 Mitgliedstaaten der EU hatten sich für einen gänzlich unpathetischen Vertragstext im Stil eines Organisationsstatuts entschieden, weil sie hofften, auf diese Weise das Risiko neuer Referenden auszuschalten. Dieses Kalkül ging weitgehend auf. In Irland, wo die Verfassung eine Volksabstimmung erforderlich machte, hatten sich alle großen Parteien für den Vertrag von Lissabon ausgesprochen, so daß die Gefahr eines plebiszitären Nein gering erschien. Doch dann trat die Plattform «Libertas» auf den Plan – organisiert und finanziert von dem Multimillionär Declan Ganley, der enge Verbindungen zum «military-industrial complex» der USA unterhielt. Ganley gelang es, mit einer betont nationalen, gegen «Brüssel» gerichteten Kampagne eine große Zahl von Iren für seine Ablehnungsfront zu gewinnen. Die Behauptung Ganleys, daß der Vertrag von Lissabon Steuererhöhungen durch die Hintertür bringen werde, erwies sich als besonders wirkungsvoll. Die Regierung tat wenig, um dem Propagandafeldzug der Plattform entgegenzutreten. Die Folge war, daß bei dem Referendum am 12. Juni 2008 bei einer Wahlbeteiligung von nur 53,1Prozent das «No» mit 53,4Prozent den Sieg davontrug.


  Zum Zeitpunkt der irischen Volksabstimmung hatten bereits die Parlamente von 14 Mitgliedstaaten, darunter Frankreich, Großbritannien, Polen und Deutschland, den Vertrag von Lissabon ratifiziert. In Polen stand allerdings noch die Unterzeichnung der Ratifizierungsurkunde durch den Präsidenten aus. Nach dem Referendum in Irland erklärte Lech Kaczyński, daß der Vertrag nunmehr gegenstandslos sei. In Deutschland hatte der CSU-Abgeordnete Peter Gauweiler unmittelbar nach der Ratifizierung des Vertrags durch den Bundesrat am 23. Mai eine Klage beim Bundesverfassungsgericht eingereicht, woraufhin dieses Bundespräsident Köhler bat, den Vertrag nicht vor der Urteilsverkündung zu unterzeichnen: ein Ersuchen, dem das Staatsoberhaupt nachkam. Was das irische Nein betraf, so war die überwältigende Mehrheit der Staats- und Regierungschefs entschlossen, es nicht als endgültig hinzunehmen. Im Dezember 2008 vereinbarten sie mit der Regierung in Dublin, daß die Iren zu einem zweiten Referendum aufgerufen werden sollten. Das wichtigste Zugeständnis, das Irland erhielt, bestand in der Zusicherung, daß weiterhin jedes Land ein Kommissionsmitglied stellen durfte. Außerdem ließ sich Dublin bestätigen, daß die irischen Gesetze in Sachen Abtreibung und Besteuerung sowie die militärische Neutralität des Landes von der Ratifizierung des Vertrags von Lissabon unberührt blieben.


  Währenddessen spitzte sich die Auseinandersetzung um den Vertrag von Lissabon in Tschechien zu. Nach heftigen Debatten stimmte im Februar 2009 das Abgeordnetenhaus, im Mai auch der Senat dem Vertrag zu. Staatspräsident Václav Klaus aber legte sich quer: Er erklärte, er werde die Ratifizierungsurkunde nur unterzeichnen, wenn das zweite irische Referendum positiv ausfallen sollte. Am 30. Juni 2009 erging das mit Spannung erwartete Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Vertrag von Lissabon. Das Gericht bescheinigte dem Vertrag, mit dem Grundgesetz vereinbar zu sein, erklärte das Begleitgesetz aber insofern für verfassungswidrig, als es Bundestag und Bundesrat keine hinreichende Beteiligung an den Entscheidungsprozessen sicherte. Eine weitere, substantielle Übertragung von Hoheitsrechten auf die Europäische Union band das Bundesverfassungsgericht an die Zustimmung des deutschen Volkes nach Artikel 146 des Grundgesetzes: die Verabschiedung einer neuen Verfassung durch Volksabstimmung. Bundestag und Bundesrat verabschiedeten daraufhin neue Begleitgesetze, die der vom Bundesverfassungsgericht geforderten parlamentarischen «Integrationsverantwortung» Genüge taten. Am 23. September unterzeichnete der Bundespräsident alle einschlägigen Gesetze. Am 1. Oktober traten sie in Kraft.


  Tags darauf fand das zweite irische Referendum statt. Es erbrachte bei einer Wahlbeteiligung von 59Prozent eine Mehrheit von 67,1Prozent für den Vertrag. Die Befürworter hatten diesmal ihre Anhänger frühzeitig mobilisiert; die Glaubwürdigkeit des Plattform-Organisators Ganley war inzwischen durch Enthüllungen über finanzielle Unregelmäßigkeiten seiner Kampagne erschüttert worden. Das irische Ja hatte zur unmittelbaren Folge, daß der polnische Staatspräsident Kaczyński am 10. Oktober die Ratifizierungsurkunde zum Vertrag von Lissabon unterzeichnete.


  Der entschiedenste Gegner des Vertrags unter den europäischen Staats- und Regierungschefs, der tschechische Präsident Klaus, gab seinen Widerstand aber immer noch nicht auf. Erst nachdem der Europäische Rat am 29. Oktober auf sein Drängen hin einem Zusatzprotokoll zugestimmt hatte, wonach die Grundrechtecharta keine Regreßansprüche von 1945 enteigneten Sudetendeutschen und Ungarn begründete (also die «Beneš-Dekrete» von 1946 unangetastet ließ), und das tschechische Verfassungsgericht am 3. November die Verfassungskonformität des Vertrags bestätigt hatte, unterzeichnete Klaus die Ratifizierungsurkunde. Damit hatte der Vertrag von Lissabon die letzte Hürde genommen. Am 1. Dezember 2009 trat er in Kraft. Zehn Tage zuvor, am 20. November, hatten die Staats- und Regierungschefs den belgischen Ministerpräsidenten Herman van Rompuy einstimmig zum ersten Ständigen Ratspräsidenten der EU nominiert. Hohe Repräsentantin für Außen- und Sicherheitspolitik wurde die Kommissarin für Handel, die frühere Labour-Politikerin Lady Catherine Ashton.


  Der Vertrag von Lissabon enthielt das Minimum an Reformen, das die EU der 27 brauchte, um funktionsfähig zu bleiben, und er stand zugleich für das Maximum an Integration, zu dem die Mitgliedstaaten bereit waren. Der Vertrag war ein klassisches Produkt der Exekutivsphäre, in der europäische Politik immer noch ausgehandelt wurde. Auf alle «volkstümlichen» Elemente hatten die Regierungen verzichtet, weil, wie es schien, gerade diese dem Europäischen Verfassungsvertrag zum Verhängnis geworden waren. Die Kluft zwischen dem Europa der «politischen Klasse» und dem Europa der Bürgerinnen und Bürger vermochte der Vertrag vom Dezember 2009 infolgedessen nicht zu schließen. Eine effektive Kontrolle der Regierenden war nur im Rahmen der demokratisch verfaßten Nationalstaaten möglich, und dort mußte sie fortan verstärkt ausgeübt werden.


  Sollten sich die Regierungen eines Tages auf die Übertragung weiterer Hoheitsrechte auf die Europäische Union verständigen, würde dies nicht ohne ausdrücklichen Auftrag des Souveräns, des eigenen Staatsvolks, möglich sein: So hatte es das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zum Vertrag von Lissabon im Hinblick auf die Bundesrepublik Deutschland postuliert, und nur für sie war das Urteil bindend. Doch es lag auf der Hand, daß auch die anderen Mitgliedstaaten der EU auf eine vergleichbare Legitimation, einen «appel au peuple», gegebenenfalls nicht würden verzichten können. Ob es den qualitativen Sprung im Integrationsprozeß, die Umwandlung des Staatenverbundes in eine supranationale politische Union, ja letztlich in eine Föderation, jemals geben würde, war freilich völlig ungewiß: Ein abermaliges Ringen um einschneidende Vertragsänderungen oder gar einen neuen Grundlagenvertrag konnte sich Ende des Jahres 2009 keine der europäischen Regierungen vorstellen.


  Mit der Einführung des Euro in zunächst elf, seit 2002 zwölf Mitgliedstaaten der EU war das vielzitierte «Europa der zwei Geschwindigkeiten» zur Realität geworden. Der Euro hatte bei seiner Einführung als bargeldloses Zahlungsmittel keinen einfachen Start. Am ersten Handelstag, dem 1. Januar 1999, lag er bei 1,18 Dollar. Bis zum Jahresende sank er auf Parität mit dem Dollar ab. 2001 kam es sogar zu Stützungskäufen der G7.


  Nach der Einführung des Euro auch als Bargeld am 1. Januar 2002 häuften sich, vor allem in Deutschland, die Klagen über beträchtliche Preissteigerungen, die dem neuen Zahlungsmittel, alles in allem zu Unrecht, den Spottnamen «Teuro» eintrugen. Tatsächlich gelang es der Europäischen Zentralbank, die Geldentwertung niedrig zu halten: Zwischen 2001 und 2007 lag die Inflationsrate der Eurozone bei durchschnittlich knapp 2,2Prozent. Der Dollarkurs lag 2002 bei 0,8956 Euro; 2007 mußte man 1,3705 Dollar für einen Euro bezahlen. Gegenüber dem japanischen Yen stieg sein Kurs von 108,68 auf 161,25, gegenüber dem britischen Pfund von 0,52.187 auf 0,68.434 Euro. Der Euro hatte sich also im internationalen Vergleich sehr günstig entwickelt. Er war unbestritten eine der großen Währungen der Welt, und zwar eine besonders stabile.


  Hatten der Währungsunion 2002 12 Mitglieder der EU angehört, so waren es 2009 bereits 16: 2007 war Slowenien beigetreten, 2008 folgten Zypern und Malta, 2009 die Slowakei. 2011 kam Estland hinzu, 2014 Lettland, 2015 Litauen. Die EU insgesamt schnitt, was die Geldwertstabilität anging, nicht wesentlich schlechter ab als die Eurozone: Die Inflationsrate lag 2007 mit 2,3Prozent nur um 0,2Prozentpunkte über dem Wert der Währungsunion. Einzelne Länder aber gaben Anlaß zur Sorge. Lettland wies 2007 die höchste Geldentwertungsrate auf (10,1Prozent), gefolgt von Ungarn (7,9Prozent), Bulgarien (7,6Prozent) und Estland (6,7Prozent). Das Wirtschaftswachstum der EU lag zwischen 2001 und 2007 bei durchschnittlich 2,29Prozent (in der Eurozone bei 1,96, in den USA bei 2,41Prozent). Beunruhigend hohe Haushaltsdefizite verzeichneten durchgängig das Euroland Griechenland sowie, außerhalb der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion, Ungarn und Polen. Bei der Staatsverschuldung lag Zypern (180,6Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2005) an der Spitze, gefolgt von Griechenland und Italien (125,4 beziehungsweise 112,8Prozent). Aber auch drei andere Euroländer hatten Staatsschulden vorzuweisen, die oberhalb der in den Maastricht-Kriterien genannten Obergrenze lagen: Belgien (im Jahr 2005 89,2Prozent), Frankreich (72,9Prozent) und Portugal (70,3Prozent).


  Im Juni 2005 verständigten sich die Staats- und Regierungschefs der EU auf eine Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts von 1996. Angesichts der Schwierigkeiten vieler der Mitgliedsländer, darunter Frankreich und Deutschland, das Maastricht-Kriterium einer Obergrenze für Haushaltsdefizite bei 3Prozent des Bruttoinlandsprodukts einzuhalten, sollten fortan keine Defizitverfahren mehr gegen Länder eingeleitet werden, die ein negatives Wachstum aufwiesen. (Bis dahin hatte die Regel gegolten, daß auf Sanktionen nur dann zu verzichten war, wenn die Wirtschaftsleistung um mehr als 2Prozent jährlich schrumpfte.) Außerdem konnten noch weitere Gründe geltend gemacht werden, um ein Defizitverfahren zu vermeiden.


  Es gab plausible Gründe, bei der Stabilitätspolitik, wenn es um akute Haushaltsdefizite ging, mehr Elastizität walten zu lassen. Das weitaus ernstere Problem aber war die langfristige Staatsverschuldung. Die Währungsunion hatte Länder aufgenommen, die in dieser Hinsicht überaus großzügig waren. Von einer Disziplinierung der Staaten, die die Vorgaben von Maastricht beharrlich mißachteten, konnte 2005 keine Rede sein. Die Europäische Union sah über eine Entwicklung hinweg, die das Potential in sich barg, sich zu einer Bedrohung der Eurozone und der Union insgesamt auszuwachsen. Unter diesem Blickwinkel betrachtet, war es Mitte des ersten Jahrzehnts des neuen Jahrhunderts noch zu früh, von einer Erfolgsgeschichte der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion zu sprechen.[4]


  Belgrad, Kiew, Moskau: Das Europa jenseits der Europäischen Union


  Am 21. Juli 2008 wurde einer der am meisten gesuchten Kriegsverbrecher aus dem ehemaligen Jugoslawien, Radovan Karadžić, in Belgrad festgenommen und kurz darauf an das Kriegsverbrechertribunal der Vereinten Nationen in Den Haag ausgeliefert. Dem früheren Präsidenten der Republika Srpska wurden Völkermord und andere Verbrechen gegen die Menschlichkeit zur Last gelegt. Drei Jahre später, am 26. Mai 2011, folgte die Festnahme des bosnisch-serbischen Generals Ratko Mladić, der derselben Verbrechen beschuldigt und im Juli überstellt wurde. Der frühere serbische Präsident Slobodan Milošević war bereits im Juni 2001 an das Kriegsverbrechertribunal ausgeliefert worden. Er starb vor Abschluß seines Prozesses am 11. März 2006.


  Die Festnahme und Auslieferung von Karadžić gab den Verhandlungen über ein Stabilitäts- und Assoziierungsabkommen zwischen Serbien und der EU entscheidenden Auftrieb. Erste Gespräche hatte es im November 2005 gegeben, den Beginn von Verhandlungen aber setzte Brüssel wegen der fehlenden Bereitschaft Belgrads zur Zusammenarbeit in der Kriegsverbrecherfrage im Frühjahr 2006 wieder aus und nahm sie erst Anfang 2007, nach einer Umbildung der serbischen Regierung unter Vojislav Koštunica, erneut auf. Im September 2008 ratifizierte die Skupština, das serbische Parlament, einseitig das vorläufige Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen mit der EU. Wegen des Widerstands der Niederlande konnte es aber vorerst nicht in Kraft treten. Im Dezember 2009 wurde es von der EU durch ein Interimsabkommen ersetzt, das Serbien eine Reihe von Handelserleichterungen brachte. Montenegro, das im Juni 2006 seine Staatenunion mit Serbien aufgelöst und seine Unabhängigkeit erklärt hatte, gelangte schon früher in den Genuß eines regulären Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens: Es wurde im Oktober 2007 unterzeichnet und trat im Mai 2010 in Kraft.


  Was die Beziehungen Serbiens zur Europäischen Union weiterhin belastete, war die Belgrader Weigerung, sich mit dem Verlust des Kosovo abzufinden. Im März 2004 war es im Treuhandgebiet der Vereinten Nationen zu pogromartigen Ausschreitungen von ethnischen Albanern gegenüber ethnischen Serben gekommen: Über 30 orthodoxe Kirchen und Klöster gingen in Flammen auf; bis zu 39 Menschen kamen ums Leben. Zwei Jahre später, im Februar 2006, begannen unter dem Dach der UNO Verhandlungen über den endgültigen Status des Kosovo, wie sie in der Resolution 1244 des Sicherheitsrates vom Juni 1999 in Aussicht genommen worden waren. Serbien unterstrich seinen Rechtsstandpunkt, wonach das Kosovo einen integralen Bestandteil des eigenen Landes bilde, in einem Referendum vom 20. September 2006, in dem eine entsprechende Verfassungsnovelle bei einer Wahlbeteiligung von knapp 55Prozent von einer überwältigenden Mehrheit von 97,3Prozent angenommen wurde. Im Februar 2007 legte der Sonderbevollmächtigte der Vereinten Nationen, der ehemalige finnische Staatspräsident Martti Ahtisaari, den Regierungen in Belgrad und Priština einen Plan vor, der zwar einen unabhängigen Status des Kosovo vorsah, diesen aber für eine Übergangszeit durch die Völkergemeinschaft überwachen lassen wollte. Serbien wies den Vorschlag sofort entschieden zurück; die serbische Minderheit im Kosovo reagierte empört. Enttäuscht äußerte sich auch die kosovarische Seite, angeführt von Ministerpräsident Hashim Thaçi. Die Regierung in Priština bestand auf möglichst sofortiger und vollständiger Unabhängigkeit, und diese Forderung erfüllte der Ahtisaari-Plan nicht.


  Am 17. Februar 2008 erklärte das Parlament in Priština die Unabhängigkeit des Kosovo. Serbien und Rußland sprachen von einem illegalen Akt und wandten sich, wenn auch vergeblich, an den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen: Generalsekretär Ban Ki-moon erklärte, die Unabhängigkeit von Staaten werde von Staaten und nicht von Sekretariaten der Vereinten Nationen anerkannt. Die USA und die meisten Mitgliedstaaten erkannten das Kosovo als unabhängigen Staat an, woraufhin Belgrad seine Botschafter unter anderem aus Washington, Paris, Berlin und Wien abberief. Einige EU-Staaten aber verweigerten sich der Anerkennung eines unabhängigen Kosovo, darunter Spanien, das im Hinblick auf Sezessionsbestrebungen bei den Basken und Katalanen keinen Präzedenzfall schaffen wollte, und Griechenland, das sich auf Grund der gemeinsamen orthodoxen Religion Serbien besonders verbunden fühlte. Der Internationale Gerichtshof, von Serbien angerufen, befand in einem Gutachten vom 22. Juli 2010, daß die kosovarische Unabhängigkeitserklärung nicht gegen das Völkerrecht verstoße.


  Faktisch war das unabhängige Kosovo ein Protektorat der Europäischen Union und des Atlantischen Bündnisses. Die von der NATO geführte UN-Friedenstruppe (KFOR) verblieb im Lande, um Kämpfe zwischen den verfeindeten Ethnien zu verhindern. Die neugebildete European Union Rule of Law Mission (EULEX), die bislang größte zivile Mission im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, hatte die Aufgabe, das Kosovo beim Aufbau einer multiethnischen Polizei, Justiz und Verwaltung zu unterstützen. Rasche Erfolge durfte die EU freilich nicht erwarten. In seiner 2012 erschienenen Geschichte Jugoslawiens und seiner Nachfolgestaaten kam Holm Sundhaussen zu dem Ergebnis: «Nationalismus, Korruption, organisierte Kriminalität, Nepotismus, Mißwirtschaft haben das Land fest im Griff …. Gelingt es ihnen (den Kosovaren, H. A. W.) nicht, sich von den Fesseln der Kriminalität zu befreien, wird oder bleibt das Kosovo ein ‹failed state›.»


  Zur Protektoratsmacht war die Europäische Union zuvor schon in einem anderen Teil des ehemaligen Jugoslawien, in Bosnien-Herzegowina, geworden: Im Juni 2000 hatte die EU den nominell selbständigen Staat wie allen anderen Staaten des westlichen Balkan den Status eines Beitrittskandidaten in Aussicht gestellt. Anfang 2003 trat die neugebildete, dem Hohen Beauftragten der EU für Bosnien-Herzegowina unterstellte European Police Mission (EUPM) die Nachfolge der 1995 eingesetzten International Police Task Force (IPTF) an und wurde damit für den Aufbau einer gesamtstaatlichen Polizei zuständig; im Dezember 2004 ging das Kommando der internationalen Friedenstruppe SFOR von der NATO an den europäischen Truppenverbund EUFOR über. Der innere Zusammenhalt Bosnien-Herzegowinas aber blieb äußerst fragil: Im April 2006 scheiterte eine Verfassungsreform daran, daß im Gesamtparlament zwei Stimmen zur notwendigen Zweidrittelmehrheit fehlten. Besonders wenig kooperativ zeigten sich nach wie vor die bosnischen Serben. Was die UNO und die EU in Bosnien-Herzegowina hervorgebracht hatten, war, um nochmals Sundhaussen zu zitieren, ein «Institutionen-Moloch …, der wenig oder gar nicht koordiniert, schwer durchschaubar und noch schwerer zu steuern ist und der die politische Verantwortung in den Augen der Bürgerinnen und Bürger bis zur Unkenntlichkeit verwischt».


  Gewisse Parallelen zu Bosnien-Herzegowina wies die Entwicklung Mazedoniens auf. Dort hatten Anfang 2001 Kämpfer der albanischen Nationalen Befreiungsarmee, der UÇK, Polizeistationen angegriffen und mehrere Dörfer im überwiegend albanisch besiedelten Landesteil besetzt. Im August jenes Jahres bereitete ein Friedensabkommen den Auseinandersetzungen zwischen slawischen und albanischen Mazedoniern ein vorläufiges Ende. Die Entwaffnung der UÇK übernahm auf Bitten von Präsident Boris Trajkovski im September 2001 eine von der NATO geführte Friedenstruppe der Vereinten Nationen. Im März 2003 ging deren Kommando an die EU über.


  Zwei Jahre später verlieh die Europäische Union Mazedonien den Status eines Beitrittskandidaten. Die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen aber wurde von Griechenland blockiert, das bereits bei der Aufnahme der Republik Mazedonien in die Vereinten Nationen im April 1993 mit Erfolg darauf bestanden hatte, daß diese nicht unter ihrem selbstgewählten Namen, sondern als Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien (Former Yugoslav Republic of Macedonia, abgekürzt FYROM) registriert wurde: ein Ansinnen, das damit begründet wurde, daß der Staatsname «Mazedonien» einen potentiell annexionistischen Anspruch auf griechisches Gebiet, die Provinz Mazedonien, in sich schließen könnte. Da die Regierung in Skopje sich dem Athener Veto im Hinblick auf Beitrittsverhandlungen mit der EU nicht beugte, blieb der Kandidatenstatus auf absehbare Zeit folgenlos. Analog verhielt sich Griechenland gegenüber dem mazedonischen Wunsch nach einer Mitgliedschaft in der NATO: Auch er blieb unerfüllt.


  Eine Mitgliedschaft in der Europäischen Union strebte auch Albanien an. Seine wirtschaftliche Unterentwicklung und gravierende Mängel bei der Durchsetzung rechtsstaatlicher und demokratischer Strukturen aber ließen dieses Vorhaben allenfalls als ein Fernziel erscheinen. Im Juni 2006 gelang es der Regierung von Ministerpräsident Sali Berisha immerhin, ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen mit der EU zu schließen. Am 1. April 2009 folgte die Aufnahme in die NATO, zusammen mit der Kroatiens: ein Erfolg, den Albanien auch der Tatsache verdankte, daß es sich 2003 während der Irakkrise auf die Seite der USA gestellt hatte.


  Noch größeren Schwierigkeiten auf dem Weg nach Westen sah sich ein anderes südosteuropäisches Land gegenüber: Moldawien. Die ehemalige Sowjetrepublik hatte 1990/91 die Abspaltung Transnistriens hinnehmen müssen; 1992 war es darüber zu einem Krieg zwischen Moldawien und der «Moldawischen Republik am Dnjestr» gekommen, bei dem die dort stationierte 14. russische Armee auf der Seite der Separatisten in die Kämpfe eingegriffen hatte. Im September 2006 stimmten die Transnistrier in einem international nicht anerkannten Referendum für die Unabhängigkeit und einen künftigen Beitritt zur Russischen Föderation. Die stärkste politische Kraft Moldawiens blieben die Kommunisten, aus deren Reihen auch der 2001 gewählte Präsident Wladimir Woronin kam. Mit der EU gab es seit 1995 ein Partnerschafts- und Kooperationsabkommen; seit dem gleichen Jahr war die Republik Moldau auch Mitglied des Europarats. Eine Vollmitgliedschaft in der Europäischen Union aber war angesichts der wirtschaftlichen Rückständigkeit und der wenig entwickelten politischen Kultur kein Ziel, mit dessen Verwirklichung Moldawien in absehbarer Zeit rechnen durfte.


  Eine andere ehemalige Sowjetrepublik stand auch im ersten Jahrzehnt des 21.Jahrhunderts immer noch in dem wohlbegründeten Ruf, die letzte Diktatur Europas zu sein: Weißrußland. Im September 2001 erklärte sich Präsident Aljaksandr Grigorjewitsch Lukaschenka zum Sieger der Präsidentschaftswahlen, die nach Einschätzung unparteiischer Beobachter wenn nicht unfrei, so doch unfair gewesen waren. Im Oktober 2002 erklärten die Außenminister der EU, im April 2004 die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen ihre Besorgnis über die anhaltende Verletzung der Menschenrechte in Weißrußland. Im November 2002 führten Schikanen gegen die Vertreter der OSZE in Minsk zu einem Einreiseverbot für Lukaschenka durch die EU und die USA. Als der Präsident einlenkte und den Abgesandten der OSZE die Bewegungsfreiheit zurückgab, wurde das Verbot wieder aufgehoben.


  Ein Referendum vom Oktober 2004, in dem sich Lukaschenka über eine Verfassungsänderung die Möglichkeit einer dritten Amtszeit sicherte, wurde außerhalb Weißrußlands überwiegend als manipuliert betrachtet. Dementsprechend galt die zweite Wiederwahl Lukaschenkas mit einer Mehrheit von 83Prozent im März 2006 als usurpatorischer Akt. Doch möglicherweise mußte der Diktator gar keine Wahlergebnisse fälschen. Vieles sprach dafür, daß eine Mehrheit der Weißrussen seine Herrschaft, die nun fast schon zwölf Jahre währte, als wohltätigen Schutz vor politischer Instabilität und sozialen Unruhen empfand. Im Mai 2009 wurde Weißrußland von der EU zusammen mit Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Moldau und der Ukraine in das neue multilaterale Programm der «Östlichen Partnerschaft» einbezogen, das von der Förderung des privaten Wirtschaftssektors bis zur Zusammenarbeit beim Umweltschutz reichte. Falls die Union sich von diesem Schritt eine innenpolitische Lockerung in Weißrußland erhoffte, wurden solche Erwartungen in der Folgezeit nicht erfüllt.


  Weißrußlands südlicher Nachbar, die Ukraine, erlebte nach der Jahrhundertwende eine Reihe von schweren Erschütterungen. Am Anfang stand ein politischer Mord: Im September 2000 wurde der Journalist Georgij Gongadse entführt; kurz darauf fand man seine Leiche. Die Tonbandaufzeichnung eines Geheimdienstoffiziers deutete darauf hin, daß Präsident Leonid Danilowitsch Kutschma in den Fall verwickelt, möglicherweise sogar der Auftraggeber war. Der Präsident bestritt jede Art von Beteiligung, sein Ansehen aber litt schwer unter der Affäre.


  Im Jahr 2001 spitzte sich die innenpolitische Krise zu. Im Januar entließ Kutschma die für die Energiepolitik zuständige Vizeministerpräsidentin Julija Timoschenko, die zuvor als Managerin in der erdölverarbeitenden Industrie und als Leiterin eines Energiekonzerns zu einem großen Vermögen gelangt war und sich im Staatsamt dem Kampf gegen die Korruption, auch im engsten Umfeld des Präsidenten, widmete. Dasselbe Ziel verfolgte der seit Dezember 1999 amtierende Ministerpräsident Viktor Juschtschenko, der ehemalige Präsident der Nationalbank, und auch aus diesem Grund mußte er am 29. Mai, nachdem ihm das Parlament mit den Stimmen der Kommunisten und der oligarchenfreundlichen Kräfte das Mißtrauen ausgesprochen hatte, aus dem Amt scheiden. Beide Politiker begannen anschließend (Timoschenko freilich erst nach der Entlassung aus einer sechswöchigen Untersuchungshaft), ihre Anhängerschaft zu organisieren, um mit einer gewissen Erfolgsaussicht bei den Parlamentswahlen vom März 2002 antreten zu können. Das Wahlergebnis fiel jedoch nicht eindeutig aus: Juschtschenkos Liste «Unsere Ukraine» wurde mit 110 Sitzen stärkste Partei; Kutschmas Liste «Für eine einige Ukraine» kam auf 102 Mandate, die Kommunistische Partei auf 65, der «Block Julija Timoschenko» auf 22. Dank der Unterstützung der Kommunisten konnte sich das Lager Kutschmas zunächst an der Regierungsmacht behaupten.


  Im Herbst 2004 endete die zweite Amtszeit Kutschmas; eine Wiederwahl war nach der ukrainischen Verfassung nicht möglich. Das Regierungslager stellte als Kandidaten für die Nachfolge Ministerpräsident Viktor Janukowitsch auf: einen Vertrauensmann der rußlandfreundlichen Industrieoligarchie der Ostukraine, der in seiner Jugend wegen krimineller Gewaltdelikte zweimal Gefängnisstrafen verbüßt hatte. Aussichtsreichster Bewerber der Oppositionsgruppen war Viktor Juschtschenko. Janukowitsch erfreute sich massiver russischer Wahlhilfe und öffentlicher Sympathiebekundungen von Präsident Putin, während Juschtschenko die großzügige Unterstützung westlicher, namentlich amerikanischer Stiftungen und «NGOs» genoß. Den Umfragen zufolge war ein Machtwechsel zu erwarten: eine Perspektive, die die gouvernementalen Kräfte in Panik versetzte. Anfang September wurde Juschtschenko bei einem Abendessen mit dem Chef des staatlichen Geheimdienstes zum Opfer eines Giftanschlags: Ihm wurde eine Speise mit Beimischung von Dioxin vorgesetzt. Der Oppositionspolitiker überlebte das Attentat; er trug jedoch schwere gesundheitliche Schäden davon; sein Gesicht und sein Körper blieben durch Narben entstellt.


  Beim ersten Wahlgang der Präsidentenwahl am 31. Oktober entfielen den amtlichen Angaben zufolge auf Juschtschenko 39,9, auf Janukowitsch 39,3Prozent der Stimmen; die Kandidaten der Sozialisten und der Kommunisten erhielten 5,8 beziehungsweise 5Prozent. Nach dem zweiten Wahlgang am 21. November wurde offiziell ein Sieg des bisherigen Ministerpräsidenten gemeldet: Demnach hatte Janukowitsch 49,5Prozent, Juschtschenko 46,6Prozent erhalten: ein Resultat, das, wie sich bald herausstellte, auf umfangreichen Manipulationen bei der Abstimmung und plumpen Fälschungen beruhte. Die Empörung der um den Sieg betrogenen Opposition äußerte sich in Protestdemonstrationen, wie sie die Ukraine noch nicht erlebt hatte. Aus den Massenkundgebungen, vor allem auf dem Majdan, dem Unabhängigkeitsplatz in Kiew, wurde binnen kurzem die «orangene Revolution» – benannt nach den orangefarbenen Flaggen und Schals der Anhänger von Juschtschenko und Timoschenko. Die Regierungsseite wehrte sich mit Gegendemonstrationen, zu denen Anhänger aus der Ostukraine zu Zehntausenden nach Kiew gebracht wurden. Sie konnte aber nicht verhindern, daß das Parlament am 27. November die Wahlfälschungen verurteilte und Janukowitsch das Mißtrauen aussprach. Am 3. Dezember erklärte das Oberste Gericht die Stichwahl für ungültig und ordnete eine Wiederholung am 26. Dezember an.


  Aus der echten Stichwahl ging Juschtschenko mit 52Prozent als Sieger hervor, Janukowitsch erhielt 44Prozent. Das Ergebnis enthüllte die tiefe regionale Spaltung des Landes: Im überwiegend russischsprachigen Osten hatte der bisherige Ministerpräsident die Mehrheit erobert, im Westen der oppositionelle Bewerber. Am 23. Januar 2005 wurde Juschtschenko als Präsident vereidigt. Am 4. Februar bestätigte das Parlament die neue, von Julija Timoschenko geführte Regierung.


  Ob die «orangene Revolution» wirklich den Namen «Revolution» verdient, ist zweifelhaft. Nach dem Urteil des Historikers Andreas Kappeler brachte sie «keine fundamentale Umwälzung in Staat und Gesellschaft. Zwar wurde die Führungsmannschaft ausgewechselt, das seit 1991 etablierte politische System blieb aber ebenso erhalten wie die Stellung der wirtschaftlichen und politischen Eliten.» Die Einheit des neuen Regierungslagers zerfiel schon wenige Monate nach der Präsidentenwahl. Timoschenko suchte ihren öffentlichen Rückhalt durch die Anhebung von Gehältern und Renten sowie höhere Sozialleistungen zu vergrößern. Das Ergebnis waren eine steigende Inflationsrate, rückläufige ausländische Investitionen und ein sinkendes Wirtschaftswachstum. Dazu kamen eine politisch motivierte Erhöhung der Erdgaspreise durch den russischen Konzern Gazprom. Das Verhältnis zwischen dem Präsidenten und der Ministerpräsidentin wurde zu einer Serie von Kraftproben. Ein Juschtschenko nahestehender Oligarch, Petro Poroschenko, intrigierte als Sekretär des Nationalen Sicherheits- und Verteidigungsrats gegen Timoschenko. Seine Minierarbeit war von Erfolg gekrönt. Am 8. September 2005 wurde die Regierungschefin entlassen und durch den politisch konturlosen Jurij Jechanurow ersetzt.


  Vom Zwist innerhalb des «orangenen» Lagers profitierte Janukowitschs neugegründete «Partei der Regionen». Bei den Parlamentswahlen vom März 2006 wurde sie mit einem Stimmenanteil von 32,1Prozent stärkste Partei. Es folgten der «Block Julija Timoschenko» mit 22,3 und Juschtschenkos «Unsere Ukraine» mit 13,9Prozent. Die «orangenen» Kräfte verfügten zwar über eine parlamentarische Mehrheit, verloren diese aber in den folgenden Monaten, weil sich die Sozialisten, eine bislang gouvernementale Partei, ebenso wie die Kommunisten der «Partei der Regionen» annäherten. Im Sommer 2006 bildeten sie mit dieser eine «Antikrisenkoalition», der sich, zumindest punktuell, auch die Partei Juschtschenkos anschloß. Am 4. August 2006 war Janukowitsch am Ziel: Er trat als Ministerpräsident an die Spitze einer Koalitionsregierung, der zunächst auch fünf Vertreter von «Unsere Ukraine» angehörten.


  Die ukrainische Spielart von «Kohabitation» erwies sich jedoch schon bald als unfähig, mit den wirtschaftlichen und politischen Problemen des Landes fertig zu werden. Aus vorgezogenen Neuwahlen im September 2007 ging die «Partei der Regionen» mit einem Stimmenanteil von 34,4Prozent erneut als stärkste Partei hervor; der «Block Julija Timoschenko» erzielte erhebliche Stimmengewinne, während «Unsere Ukraine» weiter an Rückhalt in der Wählerschaft verlor. Nach langwierigen Verhandlungen wurde am 18. Dezember Julija Timoschenko erneut zur Ministerpräsidentin gewählt. Dank einer noch unter Kutschma eingeleiteten, während der «orangenen Revolution» beschlossenen und Anfang 2006 in Kraft getretenen Verfassungsänderung, die die Rechte des Präsidenten beschnitt und die des Ministerpräsidenten erweiterte, war Timoschenkos Position nunmehr stärker als in ihrer ersten Amtszeit.


  Eine politische Stabilisierung der Ukraine aber gelang ihr auch diesmal nicht. Die Machtkämpfe zwischen Präsident, Regierung und Parlament gingen weiter und führten im September 2008 zu einer neuen Umkehrung der Allianzen. Der «Block Julija Timoschenko» verband sich mit der «Partei der Regionen», um die Stellung des Präsidenten weiter zu schwächen und ein Amtsenthebungsverfahren gegen ihn zu erleichtern. Die Ministerpräsidentin sprengte damit die bestehende Koalition mit der Partei Juschtschenkos, konnte sich aber im Dezember nochmals mit dem Präsidenten auf die Erneuerung dieses Bündnisses verständigen und danach noch über ein Jahr lang an der Macht behaupten. Im Februar 2010 unterlag sie mit einem Stimmenanteil von 45,47Prozent im zweiten Wahlgang der Präsidentenwahl Viktor Janukowitsch, auf den 48,95Prozent entfielen. Einer Fortführung der «orangenen Revolution» war damit auf absehbare Zeit der Boden entzogen.


  Außenpolitisch hatte die Ukraine bis zum Amtswechsel von 2005/06 zwischen einer östlichen und einer westlichen Orientierung geschwankt. Daß sie sich in der Irakkrise 2003 auf die Seite der USA stellte und mit 1650 Mann an der «Koalition der Willigen» beteiligte, entsprang rein machttaktischem Kalkül. Im Zeichen der «orangenen Revolution» schien sich das Land auf eine dauerhafte Westbindung festlegen zu wollen. Präsident Juschtschenko bekannte sich zu den Zielen der Mitgliedschaft in der EU wie in der NATO, und Janukowitsch versprach als Ministerpräsident der Jahre 2006/07, die europäische und westliche Ausrichtung der Außenpolitik beizubehalten. Die Europäische Union verhielt sich abwartend: Im Februar 2005 wurde ein Partnerschaftsabkommen aus dem Jahr 1995 durch einen bilateralen Aktionsplan ersetzt, im Jahr 2008 der Ukraine eine Assoziierung in Aussicht gestellt. Eine Mitgliedschaft im Atlantischen Bündnis war auch in der Ukraine höchst umstritten: Bei Meinungsumfragen sprach sich nur ein Drittel der Befragten für sie aus. Auf ihrem Bukarester Gipfel stellten die NATO-Staaten der Ukraine ebenso wie Georgien die Mitgliedschaft in Aussicht. Zu dem von beiden Staaten gewünschten, von den USA und von Polen nachdrücklich unterstützten Membership Action Plan (MAP) aber kam es nicht, weil Deutschland und Frankreich ihn nicht zuletzt aus Rücksicht auf russische Sicherheitsinteressen ablehnten.


  Die Zurückhaltung wichtiger Länder des Westens war auch ein Reflex der inneren Zerrissenheit der Ukraine. Das Land war sich seines außenpolitischen Standorts selbst nicht sicher: In seinem Ostteil war es Rußland, in seinem Westteil mehr Europa und dem Westen zugewandt. So etwas wie eine gemeinsame politische Kultur der Ukraine gab es zu Beginn des 21.Jahrhunderts noch nicht; ihre Nationsbildung war unabgeschlossen. Der Kiewer Wunsch nach einer Vollmitgliedschaft in der EU fand zwar in Polen und im Baltikum viel Unterstützung. Bei den Gründungsmitgliedern der Gemeinschaft überwog hingegen die Skepsis. Der fehlende Grundkonsens der Ukraine fand sein Gegenstück in der Unentschiedenheit des Westens, was die Haltung zur Ukraine betraf.


  Viel eindeutiger als die Ukraine bewegte sich Rußland, der Haupterbe des Sowjetimperiums, zu Beginn des neuen Jahrhunderts in eine Richtung, die wegführte von dem, was die westlichen Demokratien unter ihren gemeinsamen Werten verstanden. Unter der Präsidentschaft Boris Jelzins hatte die Russische Föderation 1993 zusammen mit 170 anderen Staaten an der von den Vereinten Nationen einberufenen Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien teilgenommen und zu deren Abschluß eine Erklärung und ein Aktionsprogramm zur Durchsetzung der Menschenrechte, des Selbstbestimmungsrechts der Völker und der Demokratie unterzeichnet. 1996 war Rußland in den Europarat aufgenommen worden, womit ein Bekenntnis zur Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten verbunden war. Im Dezember 1997 trat ein Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit der EU in Kraft, das ebenfalls eine Festlegung auf die rechtsstaatlichen und demokratischen Normen enthielt.


  Das Abkommen mit der Europäischen Union sollte einstweilen das letzte offizielle russische Bekenntnis zu den «westlichen Werten» bleiben. Als die EU im Juni 1999 Rußland in einem Dokument mit dem Titel «Gemeinsame Strategie der Europäischen Union» eine verstärkte Zusammenarbeit im Zeichen gemeinsamer demokratischer Werte anbot, fiel die russische Antwort ernüchternd aus. Die Moskauer Stellungnahme unter dem Titel «Mittelfristige Strategie für die Entwicklung der Beziehungen zwischen der Russischen Föderation und der Europäischen Union im Zeitraum von 2000 bis 2010» erwähnte die demokratischen Werte nicht. Vielmehr betonten die Verfasser den Groß- und Weltmachtstatus ihres Landes, das sich über zwei Kontinente erstrecke und seine Unabhängigkeit und seine Aktivitäten in internationalen Organisationen selbst bestimmen müsse.


  Die russische Erwiderung wurde am 22. Oktober 1999 auf einem EU-Rußland-Gipfel in Helsinki vom neuen Regierungschef Wladimir Putin vorgestellt und erläutert. Im Oktober 1952 im damaligen Leningrad geboren, hatte Putin seit 1975 im Dienst des KGB gestanden, von 1985 bis 1990 in dessen Residentur in Dresden. Von 1990 bis 1994 war er in der Leningrader, ab 1991 wieder Sankt Petersburger Stadtverwaltung tätig. 1998 stieg er zum stellvertretenden Chef der Präsidialverwaltung unter Boris Jelzin und zum Direktor des russischen Inlandsgeheimdienstes FSB auf; Ende März 1999 wurde er Sekretär des Sicherheitsrates der Russischen Föderation. Ministerpräsident seit dem 9. August, übernahm Putin nach dem überraschenden Rücktritt Jelzins am 31. Dezember 1999 das Amt des Interimspräsidenten. Am 26. März 2000 wurde er im ersten Wahlgang der vorgezogenen Präsidentschaftswahlen zum Präsidenten der Russischen Föderation gewählt.


  Putins übergeordnetes Ziel war es, Rußland wieder einen weltpolitischen Platz zu verschaffen, der sich mit dem der Sowjetunion vergleichen ließ. Deren Untergang bezeichnete er im April 2005 in der Duma als die «größte geopolitische Katastrophe des 20.Jahrhunderts». Schon im ersten Jahr seiner Amtszeit, im Dezember 2000, verfügte er eine «neue» russische Nationalhymne – zu singen nach der Melodie der Sowjethymne, wenn auch mit einem anderen, von Putin in Auftrag gegebenen Text. Die innenpolitische Konsequenz des Strebens nach imperialer Größe war der Aufbau eines Systems der «gelenkten Demokratie» (oder, wie es seit 2006 hieß, der «souveränen Demokratie»), mit dem das irreguläre, teilweise chaotische Regime Jelzins endgültig überwunden werden sollte. Putin sprach von einer «Vertikale der Macht» und meinte damit, in den Worten von Margareta Mommsen, «eine strikte Kommandokette, die sich, vom Kreml ausgehend, über alle staatlichen Organe erstreckt». Dahinter stand die Annahme, daß die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und der staatliche Zusammenhalt Rußlands nur durch systematische Disziplinierung der Gesellschaft und des gesamten politischen Lebens gesichert werden konnten.


  Diesem Ansatz entsprechend, entmachtete Putin bereits im ersten Jahr seiner Präsidentschaft die Regionen und Anfang 2002 ihr Vertretungsorgan, den Föderationsrat. Die Staatsduma wurde solange gegängelt, bis auch sie keinen Fremdkörper mehr im «System Putin» bildete. Die Justiz wurde in eine willfährige Handlangerin des Kreml verwandelt, wobei sich die Drohung, einen allzu unabhängig agierenden Gerichtsvorsitzenden nicht im Amt zu bestätigen, als äußerst wirksames Lenkungsmittel erwies. Die orthodoxe Kirche wurde hofiert und zugleich instrumentalisiert, um die Bevölkerung zum Patriotismus anzuhalten und gegen westliche Ideen und vermeintliche westliche «Dekadenz» zu immunisieren: ein Dienst, dem sich vor allem Patriarch Alexej aus tiefer Überzeugung und mit wahrer Inbrunst widmete. Im April 2001 übernahm der halbstaatliche Energiekonzern Gazprom die Kontrolle über den bis dahin regierungskritischen Fernsehsender NTW: ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Einschränkung der Medienfreiheit. Mitte 2003 standen alle nationalen Fernsehkanäle unter staatlicher Kontrolle. Im März 2003 baute Putin die Sicherheitsbehörden um, wobei er die Befugnisse des Inlandsgeheimdienstes stark erweiterte: Maßnahmen, die ganz auf der Linie der «silowiki», der ehemaligen Geheimdienstmitarbeiter in Putins engster Umgebung, lagen. Drei Jahre nach der Präsidentenwahl von 2000 waren die Konturen eines neuen Polizei- und Überwachungsstaates nicht mehr zu übersehen.


  Ein halbes Jahr später folgte ein weiterer, weltweit beachteter Schlag gegen Meinungsfreiheit und politischen Pluralismus. Am 25. Oktober 2003 wurde der Chef des Ölkonzerns Jukos, Michail Chodorkowski, in Sibirien mit der Begründung eines dringenden Verdachts auf Steuerhinterziehung und Steuerbetrug festgenommen. Chodorkowskij hatte in den neunziger Jahren wie alle Oligarchen Steuerschlupflöcher ausgenutzt und vermutlich auch Politiker bestochen; 1996 war er einer der aktivsten Förderer der Wiederwahl Boris Jelzins gewesen. Dem «System Putin» fiel er vor allem durch seine politischen Aktivitäten in der Gegenwart auf: Chodorkowskij förderte mit Hilfe einer von ihm errichteten Stiftung zivilgesellschaftliche Initiativen, die sich für den Ausbau von Rechtsstaat und Demokratie in Rußland engagierten, sowie Parteien, die zu Putin in Opposition standen, darunter neben liberalen Kräften auch die Kommunisten. Gleichzeitig ging es dem Kreis um Putin um eine Umverteilung von Eigentum und damit von wirtschaftlicher Macht in großem Stil: Die Frühkapitalisten der neunziger Jahre sollten, wie es Margareta Mommsen ausdrückt, «von einer neuen Klasse neuer Oligarchen aus der Hochbürokratie», der oligarchische durch einen bürokratischen Kapitalismus abgelöst werden, die herkömmliche Symbiose von Macht und Eigentum im wesentlichen aber unangetastet bleiben.


  Die Justiz tat, was der Präsident erwartete: Am 31. Mai 2005 wurden Chodorkowskij und der Jukos-Manager Platon Lebedew von einem Moskauer Gericht zu neun Jahren Haft in einem Straflager verurteilt. Im September 2005 verringerte ein Revisionsgericht das Strafmaß auf acht Jahre. Ein knappes halbes Jahr vor dem ersten Urteil, am 19. Dezember 2004, war Juganskneftegas, ein wichtiger Teil des Jukos-Konzerns, in den Besitz einer bislang unbekannten, von der Regierung gesteuerten Fördergesellschaft übergegangen.


  Die meisten internationalen Schlagzeilen rief Rußland im ersten Jahrzehnt nach der Jahrtausendwende mit der Art und Weise hervor, wie der Tschetschenienkonflikt von beiden Seiten ausgetragen wurde. Im April 2001 warf die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen Rußland fortdauernde schwere Menschenrechtsverletzungen in Tschetschenien vor. Der Ständige Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg verurteilte die Russische Föderation mehrfach wegen der Mißachtung des Folterverbots und des Rechts auf Leben und erlegte ihr hohe Strafzahlungen auf. Daß es im Zuge der Bekämpfung des islamistischen Terrorismus in Tschetschenien zu Verbrechen gegen die Menschlichkeit von seiten des russischen Militärs gekommen war, konnte auch das offizielle Rußland nicht bestreiten. Im Juli 2003 wurde ein russischer Offizier, Jurij Budanow, wegen der Ermordung eines tschetschenischen Mädchens zu zehn Jahren Haft in einer Arbeitskolonie unter strengen Haftbedingungen verurteilt. Es war das erste Mal, daß ein russisches Gericht im Zusammenhang mit dem Tschetschenienkrieg eine derartige Strafe verhängte. Der Militärrichter, der das Urteil sprach, wurde wenig später wegen Korruption angeklagt: Ihm wurde vorgeworfen, Bestechungsgelder in Höhe von 40.000 Dollar angenommen zu haben. Unabhängige Beobachter vermuteten sogleich einen Zusammenhang mit dem innenpolitisch hochumstrittenen Urteil gegen Budanow.


  Am 23. Oktober 2002 stürmten tschetschenische Terroristen während einer Aufführung das Moskauer Musicaltheater «Nord-Ost». Die Befreiungsaktion eines russischen Spezialkommandos wurde zum Blutbad: Neben den 41 Geiselnehmern kamen 129 der insgesamt etwa 800 Geiseln ums Leben. Ein halbes Jahr später, am 23. März 2003, ließ Putin in Tschetschenien ein Referendum über eine neue Verfassung durchführen, deren Zweck es war, Tschetschenien enger in die Russische Föderation zu integrieren. Am repräsentativen Charakter des amtlichen Ergebnisses, einer Zustimmung von angeblich 85Prozent bei einer Wahlbeteiligung von 80Prozent, äußerte die OSZE sogleich Zweifel. Die westliche Presse sprach von umfangreichen Manipulationen bei der Registrierung von Wählern.


  Dem Ansehen Putins in Rußland schadete die Härte, mit der er gegen die tschetschenischen Separatisten vorging, in keiner Weise. Bei den Dumawahlen vom Dezember 2003 wurde die Kremlpartei «Einiges Rußland» mit 38Prozent stärkste Partei. Dank der Unterstützung der rechtsradikalen Liberaldemokratischen Partei Schirinowskijs und einer weiteren Partei namens «Heimat» konnte sich der neue, im März 2004 eingesetzte Ministerpräsident Michail Jefimowitsch Fradkow auf eine breite parlamentarische Mehrheit stützen. Bei der Präsidentenwahl vom 14. März 2004 wurde Putin schon im ersten Wahlgang mit einem Stimmenanteil von 71,2Prozent wiedergewählt.


  Wenige Monate später eskalierte der Tschetschenienkonflikt. Im Mai 2004 wurde der moskautreue tschetschenische Präsident Ahmed Kadyrow bei einem Attentat getötet. Am 24. August verübten tschetschenische Terroristinnen Sprengstoffanschläge auf zwei russische Flugzeuge und rissen damit 90 Menschen in den Tod. Eine Woche später sprengte sich eine schwarzgekleidete Kaukasierin am Eingang einer Moskauer Metrostation in die Luft; 10 Menschen kamen dabei ums Leben. Am 1. September stürmten 33 aus Inguschetien eingedrungene islamistische Terroristen, fast zur Hälfte Tschetschenen, eine Schule im nordossetischen Beslan und nahmen etwa 1100 Geiseln. Bei einer Befreiungsaktion von Sicherheitskräften wurden die Geiselnehmer bis auf einen und 330 Zivilisten, darunter 176 Kinder, getötet. Etwa 600 Kinder und Erwachsene wurden teilweise schwer verletzt.


  Putin reagierte mit einem weiteren Zentralisierungsschub: Er kündigte die Abschaffung der Volkswahl der Gouverneure an; in Zukunft sollten an der Spitze der Regionen und Republiken der Russischen Föderation Personen stehen, die vom Präsidenten vorgeschlagen und von den regionalen Parlamenten bestätigt wurden. Den Vorwurf liberaler Kritiker, er begehe damit einen Verfassungsbruch, wischte Putin beiseite. Außerdem sollte die Duma künftig nach einem reinen Verhältniswahlrecht gewählt werden, wovon sich der Präsident eine Schwächung der regionalistischen Kräfte und eine Stärkung des Regierungslagers versprach. Der deutsche Rußlandhistoriker und sozialdemokratische Politiker Gernot Erler vergleicht Putins Antwort auf Beslan mit der innenpolitischen Instrumentalisierung von «9/11» durch den amerikanischen Präsidenten George W. Bush. Die Stärkung der Exekutivgewalt war in der Tat in beiden Fällen eine Reaktion of Terroranschläge. Gewissermaßen als Kompensation der Machtkonzentration bei der Zentralgewalt führte Putin durch ein Gesetz vom April 2005 ein neues Gremium, die «Gesellschaftskammer», eine Art von beratendem Ständeparlament, ein. Zu einem Machtfaktor entwickelte sich die Gesellschaftskammer nicht. Kritiker sprachen von einem weiteren Versuch Putins, die Zivilgesellschaft durch den Staat zu gängeln.


  Im Kampf gegen den tschetschenischen Terrorismus gelangen der russischen Seite 2005/06 einige bemerkenswerte Erfolge. Am 8. März 2005 wurde der Rebellenführer Aslan Maschadow in der Nähe der Hauptstadt Grosny von Angehörigen des russischen Militärs erschossen. Am 10. Juli 2006 kam der Rebellenführer Schamit Bassajew, der mutmaßliche Urheber der Terroranschläge von Moskau und Beslan, auf mysteriöse Weise ums Leben – ob durch einen Anschlag des russischen Geheimdienstes oder durch einen Unfall, wurde nicht endgültig geklärt. Ein Dreivierteljahr später, Anfang März 2007, wurde Ramsan Kadyrow, der Sohn des ermordeten Ahmed Kadyrow und selbst Führer einer Terrorgruppe, zum Präsidenten von Tschetschenien gewählt. Der Kreml konnte mit dem Erreichten zufrieden sein: Fürs erste war die Gefahr eines weiteren Vordringens des islamistischen Terrorismus im Kaukasus gebannt.


  Im Herbst 2006 kamen zwei bekannte russische Kritiker Putins auf eine Weise ums Leben, die weltweites Entsetzen auslöste. Am 7. Oktober wurde die Journalistin Anna Stepanowna Politkowskaja auf offener Straße erschossen. Der mutmaßliche Täter, der aus Tschetschenien stammte, wurde im März 2011 festgenommen, ein mutmaßlicher Drahtzieher, ein Oberst der Kriminalpolizei, Ende 2012 zu elf Jahren Straflager verurteilt. Mögliche geheimdienstliche und politische Hintergründe blieben unaufgeklärt. Dasselbe galt für die Umstände, unter denen am 23. November der ehemalige Geheimagent Alexander Walterowitsch Litwinenko in London mit Hilfe des radioaktiven chemischen Elements Polonium getötet wurde. Als Täter ermittelte Scotland Yard Andrej Lugowoj, einen ehemaligen Agenten des KGB, der anschließend nach Rußland zurückgereist war; die vom Vereinigten Königreich verlangte Auslieferung Lugowojs lehnte Moskau ab. Das Verhältnis zwischen Rußland und Großbritannien wurde durch den Vorfall über längere Zeit hinweg schwer belastet.


  Putin ließ sich von westlichen Protesten und westlicher Kritik nicht beeindrucken. Am 10. Februar 2007 nutzte er das internationale Forum der Münchner Sicherheitskonferenz, um in Gegenwart prominenter Teilnehmerinnen und Teilnehmer, darunter die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel, der Generalsekretär der NATO, Jaap de Hoop Scheffer, und der amerikanische Senator John McCain, ein möglicher Präsidentschaftsbewerber der Republikaner, den westlichen Demokratien heftige Vorhaltungen wegen der Ausdehnung der NATO bis an die Grenzen Rußlands zu machen und das dominante Auftreten der USA, ihr Streben nach «monopolarer Weltherrschaft», zu brandmarken. Zugleich betonte der russische Präsident wieder einmal die Rolle seines Landes als Weltmacht. Im August nahm die russische Luftwaffe die 1992 eingestellten Dauerflüge ihrer Langstreckenbomber wieder auf. Mitte Dezember stornierte Rußland den im November 1990 zwischen NATO und Warschauer Pakt geschlossenen Vertrag über konventionelle Abrüstung in Europa. Putin begründete diesen Schritt mit den amerikanischen Plänen für die Errichtung eines Raketenschildes in Ostmittel- und Südosteuropa.


  Wirtschaftlich sprach manches für ein derart selbstbewußtes Auftreten. Rußland war unter Putin zum wichtigsten Energielieferanten Europas und vor allem Deutschlands aufgestiegen. In den letzten Wochen der Kanzlerschaft Gerhard Schröders war am 8. September 2005 eine Vereinbarung über eine russisch-deutsche Erdgaspipeline durch die Ostsee unterzeichnet worden. Rußland profitierte vom starken Wachstum der Weltmarktpreise für Rohöl und Erdgas, die das Nachlassen des materiellen Umfangs der russischen Exporte weithin ausglichen. Das russische Bruttoinlandsprodukt stieg zwischen 2000 und 2005 um 35Prozent, die russischen Auslandsschulden sanken in dieser Zeit um ein Drittel. 2005 machten sie nur noch 15Prozent des Bruttoinlandsprodukts gegenüber 60Prozent im Jahr 2000 aus. Unausgelastete Kapazitäten und hohe Arbeitslosenzahlen deuteten aber auf strukturelle Schwächen der russischen Wirtschaft hin: Mitte der Nullerjahre begann sich die Erschöpfung der Ressourcen des russischen Wirtschaftswachstums abzuzeichnen; der Effekt der Rubelabwertung von 1998 hatte sich verbraucht. Ohne einen gewaltigen Innovationsschub konnte Rußland, im Juli 2006 der Gastgeber der G8 in Sankt Petersburg, seine weltpolitischen Ambitionen ökonomisch nicht untermauern.


  Ende 2007 stand Putins Ansehen in Rußland auf einem Höhepunkt. Zu ihren Institutionen hatten die Russen im allgemeinen wenig Vertrauen, wohl aber zu ihrem Präsidenten. Seine Zustimmungsraten lagen meist bei etwa 75Prozent. Anfang Dezember errang die Kremlpartei «Einiges Rußland» bei der Dumawahl mit einem Stimmenanteil von 64,3Prozent einen triumphalen Erfolg. Putin hatte sich als ihr Spitzenkandidat aufstellen lassen. Da seine zweite Amtszeit im Mai 2008 endete und die Verfassung eine dritte Amtszeit, jedenfalls im unmittelbaren Anschluß an die zweite, ausschloß, lag ein zumindest vorübergehender Wechsel in das zweithöchste Staatsamt nahe. Als Nachfolger im Präsidentenamt hatte Putin den bisherigen stellvertretenden Regierungschef Dmitrij Anatoljewitsch Medwedew ausersehen, der innerhalb des engsten Kreises um den Präsidenten, den «Petersburgern», zur Gruppe der «Wirtschaftsliberalen» gehörte. (Die anderen beiden Gruppen waren die «Juristen» und die «Sicherheitsleute», die «silowiki».) Putin sicherte sich damit die Aussicht auf eine Rückkehr ins Präsidentenamt, und zwar frühestens nach Ablauf der vierjährigen Amtszeit Medwedews im März 2012. Am 2. März 2008 gewann Medwedew die Präsidentenwahl im ersten Wahlgang mit einem Stimmenanteil von 70,3Prozent. Putin ließ sich Mitte April zum Vorsitzenden der Partei «Einiges Rußland» und am 8. Mai zum russischen Ministerpräsidenten wählen.


  In das erste halbe Jahr von Medwedews Amtszeit fiel ein schwerer Konflikt zwischen Rußland und Georgien. Das Verhältnis zwischen Moskau und Tiflis war seit der Proklamation der Unabhängigkeit Georgiens im Jahr 1990 belastet. Rußland stützte die Regierungen der abtrünnigen, ethnisch überwiegend nichtgeorgischen Autonomiegebiete Abchasien und Südosssetien, deren Anspruch auf Unabhängigkeit weder von Georgien noch international anerkannt wurde. Unter der Präsidentschaft des ehemaligen Außenministers Eduard Schewardnadse, der erstmals im Oktober 1992 in sein Amt gewählt worden war, hatte sich Georgien ungeachtet seines Beitritts zur Gemeinschaft Unabhängiger Staaten im März 1994 den USA angenähert. Schewardnadses Nachfolger Michail Saakaschwili, der im Zuge der «Rosenrevolution» von 2003/04 ins Amt des Präsidenten gelangt war und Anfang 2008 wiedergewählt wurde, setzte den Kurs der Annäherung an die Vereinigten Staaten und die Europäische Union verstärkt fort. Im Oktober 2004 billigte der NATO-Rat einen «Individual Partnership Action Plan» mit Georgien. Anfang 2006 kam es zu mehreren Sabotageanschlägen auf die russisch-georgische Gaspipeline, wodurch sich die Beziehungen zwischen beiden Ländern verschlechterten. Ein südossetisches Referendum, in dem sich die Bevölkerung für die Unabhängigkeit ihres «Staates» aussprach, wurde von Georgien, aber auch international nicht als rechtmäßig anerkannt.


  Am 5. August 2008 ließ die russische Regierung angesichts drohender Töne aus Tiflis erklären, sie werde die russischen Bürger in Südossetien schützen, falls diese angegriffen würden. In der Nacht vom 7. zum 8. August begann Georgien mit einer großangelegten Offensive, die das Ziel hatte, Südossetien wieder unter seine Kontrolle zu bringen. Begründet wurde dieses Vorgehen von Präsident Saakaschwili mit Angriffen auf georgische Friedenstruppen im Grenzgebiet zu dem von den Separatisten kontrollierten, ethnisch überwiegend von Osseten besiedelten Teil von Südossetien sowie auf Dörfer im eigentlichen Georgien, das heißt einem überwiegend von ethnischen Georgiern bewohnten Gebiet. Ob Saakaschwili mit seiner Aktion in eine russische Falle lief, ist strittig. Manches deutet aber in diese Richtung. Nach der Eroberung der südossetischen Hauptstadt Zchinwali durch georgische Truppen schickte Rußland am 9. August Infanterie- und Luftlandetruppen nach Südossetien und begann mit Luftschlägen auf georgische Truppen dort sowie militärische Ziele in Georgien. Am gleichen Tag blockierte die russische Flotte einen Teil der georgischen Schwarzmeerküste und setzte Marinesoldaten in Abchasien an Land. Einen Gegenschlag der georgischen Flotte wehrte sie in einem kurzen Seegefecht ab. Die Kämpfe zwischen georgischen und russischen Truppen in Südossetien dauerten fünf Tage und endeten mit dem Rückzug der Georgier. Russische Verbände drangen daraufhin bis ins eigentliche Georgien vor, wo sie mehrere Städte besetzten.


  Am 12. August vermittelte der französische Staatspräsident Nicolas Sarkozy in seiner Eigenschaft als Präsident des Europäischen Rates einen vorläufigen Waffenstillstand zwischen Georgien und Rußland. Einige Wochen später begann der Rückzug der russischen Truppen aus Georgien. An den Grenzen der beiden sezessionistischen Autonomiegebiete wurden Pufferzonen, im vorgelagerten Gebiet zeitweilig russische Kontrollpunkte errichtet. Da der auch innenpolitisch höchst umstrittene, von einer erstarkenden Opposition bedrängte Präsident Saakaschwili den militärischen Konflikt mit Rußland offensichtlich vom Zaun gebrochen hatte, hielt sich die westliche Unterstützung für ihn in engen Grenzen. Rußland hatte auf eine Weise reagiert, die im Westen den berechtigten Vorwurf der Unverhältnismäßigkeit auslöste. Interesse an einer weiteren Konfrontation hatten aber weder Rußland noch die Staaten des Atlantischen Bündnisses. Der Fünftagekrieg vom August 2008 blieb infolgedessen eine Episode der Weltpolitik.[5]


  Vorboten der großen Krise: «Altes» und «neues» Europa in der zweiten Hälfte der Nullerjahre


  Angela Merkel, die erste Frau im Kanzleramt der Bundesrepublik Deutschland, entstammte einem evangelischen Pfarrhaus. 1954 in Hamburg geboren, wuchs sie in der DDR auf. Sie wurde Physikerin, arbeitete zwölf Jahre lang am Zentralinstitut für Physikalische Chemie der Akademie der Wissenschaften der DDR in Berlin, wurde im Herbst 1989 Mitglied des Demokratischen Aufbruchs und nach den Volkskammerwahlen vom März 1990 stellvertretende Pressesprecherin der Regierung de Maizière. Nachdem der Demokratische Aufbruch im Oktober 1990 in der gesamtdeutschen CDU aufgegangen war, wurde sie im Kabinett Kohl zuerst Bundesministerin für Frauen und Jugend, dann, 1994, für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 1998, nach der Abwahl der schwarz-gelben Koalition, wurde sie Generalsekretärin der CDU, im April 2000 dann unter turbulenten Umständen, von denen weiter oben die Rede war, Bundesvorsitzende der CDU und schließlich nach der Bundestagswahl von 2002 in Personalunion Vorsitzende der Bundestagsfraktion der CDU/CSU.


  Die Große Koalition, an deren Spitze Angela Merkel seit dem 22. November 2005 stand, konnte nach Lage der Dinge nur eine Politik der Diagonale treiben: Worauf sich Unionsparteien und Sozialdemokraten einigten, wurde umgesetzt, alles andere ausgeklammert. Dank ihrer verfassungsändernden Mehrheit hatte die Große Koalition aber auch die Chance, Reformen zu verwirklichen, die kleineren und homogeneren Regierungsbündnissen kaum gelungen wären. Unter Gerhard Schröder war der Versuch einer von allen Seiten für notwendig erachteten Neuordnung des Bund-Länder-Verhältnisses an unvereinbaren Positionen von Regierungs- und Oppositionsparteien auf dem Gebiet der Bildungspolitik gescheitert. Die Große Koalition bewältigte diese Herausforderung in zwei Etappen: Das vorrangige Ziel der «Föderalismusreform I», die im September 2006 in Kraft trat, war es, die Zuständigkeitsbereiche von Bund und Ländern strikter als bisher zu trennen, um so die Zahl der Gesetze zu vermindern, für die die Zustimmung des Bundesrats notwendig war (was leicht zu einer «Blockade» des Bundestages durch den Bundesrat führen konnte).


  Im Zuge der «Föderalismusreform I» wurde die Bildungspolitik weitgehend zur Ländersache; dem Bund verblieben Kompetenzen zur Regelung der Hochschulzulassung und der Hochschulabschlüsse sowie für den betrieblichen Teil der «dualen» Berufsausbildung. Der Bund verlor zudem seine Rahmenkompetenz beim Beamtenrecht. Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung war er aber für die Statusrechte und -pflichten der Angehörigen des öffentlichen Dienstes auf allen Ebenen zuständig. Die Nachteile dieser Neuerungen sollten nur allzu bald deutlich werden: Die wachsenden Unterschiede im Schulwesen machten den Wechsel von einem in das andere Land schwieriger und erschwerten die Vergleichbarkeit der Abschlüsse; bei der Beamtenbesoldung bildete sich ein Gefälle zwischen «reichen» und «armen» Ländern heraus, das der Bund nicht auszugleichen vermochte.


  Im Mittelpunkt der «Föderalismusreform II», die im Juli 2009 in Kraft trat, standen die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern. Kern war die Einführung einer verbindlichen Obergrenze der öffentlichen Verschuldung, wobei die entsprechende Regelung der Schweiz als Vorbild diente. Der Bund durfte sich von 2016 ab nur noch mit höchstens 0,35Prozent des Bruttoinlandsprodukts verschulden; den Ländern wurde ab 2020 die Nettokreditaufnahme ganz verboten. Ausnahmen waren bei schweren Rezessionen und Naturkatastrophen gestattet. Die bisherige Bestimmung, wonach die Schulden des Bundes seine Investitionen nicht übersteigen durften, wurde damit zugunsten einer strengen Regel aufgegeben. Die «Schuldenbremse» sollte Bund und Länder zu strikter Haushaltsdisziplin zwingen, weil andernfalls die Auflagen des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes nicht einzuhalten waren. (2009 lag die deutsche Staatsverschuldung bei 75,7Prozent des Bruttoinlandsprodukts und damit deutlich über der im Vertrag von Maastricht vorgesehenen Obergrenze von 60Prozent.) Abweichungen vom Gebot eines verfassungskonformen Haushalts, wie sie im Gefolge der Wiedervereinigung zur Regel geworden waren, sollten endgültig der Vergangenheit angehören.


  Der Sanierung der Staatsfinanzen diente auch die Erhöhung des Spitzensteuersatzes auf 45Prozent vom 1. Januar 2007 ab und die Erhöhung der Mehrwertsteuer von 16 auf 19Prozent, ebenfalls vom 1. Januar 2007 ab. (Für Lebensmittel, Bücher und Zeitungen galt weiterhin der verminderte Steuersatz von 7Prozent.) Ausgesprochen wirtschaftsfreundliche Züge trug hingegen die Anfang 2008 in Kraft getretene Unternehmenssteuerreform, die die Körperschaftssteuer auf 30Prozent senkte und eine Abgeltungssteuer von 25Prozent auf Kapitalerträge einführte, desgleichen die Teilprivatisierung der Deutschen Bahn im September 2007. Das Schienennetz blieb im Staatsbesitz.


  Besonders lange wurde um die Gesundheitsreform gerungen, wobei Union und Sozialdemokraten von höchst unterschiedlichen Zielvorstellungen ausgingen: jene von einer Kopfsteuer (auch «Gesundheitsprämie» genannt), diese von einer allgemeinen Bürgersteuer. Verständigen konnten sich die Koalitionspartner schließlich auf eine allgemeine Pflichtversicherung in einer gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung und auf die Errichtung eines Gesundheitsfonds. In diesen flossen die nunmehr bundeseinheitlich geregelten Beiträge zu den gesetzlichen Krankenversicherungen sowie Bundesmittel ein; aus ihm erhielten die Krankenkassen neben einem Pauschalbetrag pro Versichertem «morbiditätsorientierte» Risikozuschläge: Maßnahmen mit dem Zweck der Kostendämpfung und der Förderung des Wettbewerbs zwischen den Kassen, die mehr Spielräume für die Ausgestaltung ihrer Tarife erhielten.


  Nicht in der Bundesregierung, wohl aber innerhalb der SPD leidenschaftlich umstritten war die vom Bundestag im März 2007 beschlossene schrittweise Anhebung des Renteneintrittsalters von 65 auf 67 Jahre bis 2029: eine von dem sozialdemokratischen Arbeitsminister Franz Müntefering betriebene Reform, die der gestiegenen Lebenserwartung Rechnung trug und das Rentensystem langfristig funktionsfähig halten sollte. Vor allem bei den Gewerkschaften stieß diese Neuerung auf ebenso entschiedenen Widerstand wie Teile der «Agenda 2010», obenan die «Hartz IV»-Gesetze.


  Was der eine Teil der Großen Koalition ablehnte, konnte der andere nicht durchsetzen. Arbeitsminister Müntefering vermochte die Union nicht von der Notwendigkeit eines flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohnes zu überzeugen; sein Parteifreund Sigmar Gabriel, der Bundesumweltminister, scheiterte mit dem Projekt eines einheitlichen Umweltgesetzbuches. In einigen anderen kontroversen Fragen gelang dagegen der Brückenschlag zwischen Union und Sozialdemokraten: Im Februar 2006 beschloß die Bundesregierung die Einführung eines Einbürgerungstests, bei dem es vor allem um Sprachbeherrschung, Bildung und Integrationsbereitschaft der Bewerber ging. Im November 2006 verständigten sich die Innenminister der Länder auf ein Bleiberecht für geduldete Ausländer, die seit mindestens sechs Jahren in Deutschland lebten und in einem dauerhaften Beschäftigungsverhältnis standen. Im November 2007 sank auch die Zahl der Arbeitslosen erstmals seit 2001 wieder unter die Vier-Millionen-Marke. Die Reformen der rot-grünen Koalition begannen zu wirken. Ob die Sozialdemokraten daraus bei der nächsten Bundestagswahl, die im September 2009 anstand, Nutzen ziehen würden, war allerdings eine offene Frage.


  Außenpolitisch gab es zwischen CDU/CSU und SPD ein breites Feld der Übereinstimmung: Beide Koalitionspartner bejahten die europäische Integration und die transatlantische Zusammenarbeit. Die Kanzlerin setzte freilich durchaus eigene Akzente. Anders als ihr Vorgänger pflegte sie, die in ihrer Zeit als Oppositionsführerin Schröders Irakpolitik scharf kritisiert hatte, ein gutes persönliches Verhältnis zu George W. Bush. Zu Wladimir Putin hielt sie hingegen Distanz. Als es 2008 um eine NATO-Mitgliedschaft der Ukraine und Georgiens ging, widersprach sie den einschlägigen Plänen der Amerikaner aber kaum weniger deutlich als der sozialdemokratische Außenminister Frank-Walter Steinmeier. Zu einem offenen Dissens zwischen Merkel und Steinmeier kam es im September 2007, als die Kanzlerin den Dalai Lama zu einem Gespräch im Bundeskanzleramt empfing und damit neben Pekinger Protesten auch den öffentlich geäußerten Widerspruch des Außenministers provozierte.


  Zwischen den Koalitionspartnern unumstritten war die Beteiligung der Bundeswehr an den friedenserhaltenden UN-Missionen im Kosovo und im Libanon im Jahr 2006, desgleichen die Entsendung von Tornado-Aufklärungsflugzeugen nach Afghanistan im November jenes Jahres. In Sachen Türkei nahm Merkel die von Schröder und den Sozialdemokraten befürworteten Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union hin, bekannte sich aber weiterhin zum Ziel einer «privilegierten Partnerschaft».


  Wie alle ihre Vorgänger machte Merkel die Außenpolitik schon rasch zu ihrer Domäne. Das wurde besonders deutlich beim G8-Gipfel im mecklenburgischen Heiligendamm im Juni 2007, wo sie als Gastgeberin auftrat und Deutschland als einen der «global players» repräsentieren konnte. Ihr Vorhaben, konkrete Klimaschutzziele in die Abschlußerklärung aufzunehmen, scheiterte jedoch am Widerstand der USA. Washington und London verhinderten auch eine Einigung auf einen freiwilligen Verhaltenskodex für Hedgefonds. Die G8-Staaten legten sich, einer Initiative von Präsident Bush folgend, auf ein Programm zur Bekämpfung der Immunschwächekrankheit AIDS, von Malaria und Tuberkulose in Afrika fest, wofür bis 2015 Ausgaben in Höhe von 45Milliarden Euro vorgesehen waren. Mit den großen Schwellenländern China, Indien, Brasilien, Mexiko und Südafrika sollten regelmäßige, institutionalisierte Gesprächsrunden stattfinden. Begleitet wurde der Gipfel von Massenprotesten von Globalisierungsgegnern in Rostock. Nach der friedlich verlaufenen Abschlußkundgebung kam es zu Straßenschlachten zwischen «Autonomen» und der Polizei: eine Konfrontation, mit der inzwischen bei jedem Treffen der führenden Industrienationen zu rechnen war.


  Für den britischen Premierminister Tony Blair begann mit seinem dritten Wahlsieg im Mai 2005 ein teils erfolgreiches, teils überaus schwieriges Kapitel seiner politischen Karriere. Zu den Ereignissen, die ihm sehr gelegen kamen, gehörte das Scheitern des Europäischen Verfassungsvertrages in den Referenden in Frankreich und den Niederlanden Ende Mai und Anfang Juni 2005. Blair hatte den überwiegend «eurokritischen» Briten ebenfalls ein Referendum über den Vertrag versprochen. Ob er dabei eine Mehrheit hätte gewinnen können, war ungewiß. Das Nein der Franzosen und Niederländer enthob ihn dieser Kraftprobe.


  Auf dem G8-Gipfel im schottischen Gleneagles im Juli 2005 trat Blair als engagierter Kämpfer gegen einen Klimawandel infolge der von Menschen erzeugten Erderwärmung, für verstärkte Entwicklungshilfe, vor allem zugunsten Afrikas, und einen Schuldenerlaß für die ärmsten Nationen der Welt auf: Ziele, für die er, vom Klimawandel abgesehen, auch die Unterstützung von George W. Bush erhielt. Der in Gleneagles beschlossene Schuldenerlaß belief sich auf 40Milliarden Dollar. Was die Entwicklungshilfe betraf, so sollte sie bis 2010 um 50Milliarden Dollar pro Jahr erhöht werden.


  Mit als sein Verdienst konnte es sich Blair auch anrechnen, daß es im Mai 2007 nach langwierigen Verhandlungen in Belfast zur Bildung einer gemeinsamen Regierung der radikalen protestantischen Unionisten und der katholischen Sinn Féin unter ihren Führern Ian Paisley und Martin McGuinness kam. Fortschritte (obschon nicht unbedingt die von Blair gewünschten) machte auch die von der Labour-Regierung geforderte «devolution» des Vereinigten Königreichs. Bei den Neuwahlen zum schottischen Regionalparlament im Mai 2007 verlor Labour erstmals die Mehrheit an die schottischen Autonomisten. Die Scottish National Party übernahm die Regierung; an die Spitze eines von ihr gestellten Minderheitskabinetts trat der Parteivorsitzende Alex Salmond. Innenpolitisch widmete sich Blair in den Jahren nach 2005 vor allem Reformen im Bereich des Nationalen Gesundheitsdienstes (NHS), des Schul- und Wohlfahrtswesens und des Strafvollzugs. In keiner Phase seiner Regierungszeit war Blair derart konsequent und umfassend als Erneuerer der Gesellschaft tätig wie zwischen 2005 und 2007.


  Zur gleichen Zeit mehrten sich aber auch Zeichen für einen Autoritätsverfall des Premierministers. Schatzkanzler Gordon Brown, seit langem Weggefährte und Rivale Blairs, drängte immer offener auf einen Wachwechsel in No. 10 Downing Street. Im Hinblick auf eine von Blair angestrebte Rentenreform zerstritten sich beide bis hin zu einem persönlichen Zerwürfnis. Die Umfrageergebnisse fielen für die Labour Party und ihren Regierungschef zunehmend schlecht aus; bei den Kommunalwahlen im Mai 2006 mußte Labour schwere Verluste hinnehmen. Im Frühjahr 2006 machte ein für die regierende Partei überaus peinlicher Skandal Schlagzeilen: Eine Reihe von Persönlichkeiten, die vom Premierminister für die Erhebung in den Adelsstand (peerage) vorgeschlagen worden waren, hatten zuvor der Labour Party großzügige Darlehen zukommen lassen. (Anders als Spenden mußten Darlehen der Wahlkommission nicht gemeldet werden.) Der wichtigste Spendeneintreiber der Labour Party, Lord Michael Levy, ein persönlicher Freund Blairs, wurde verhaftet und auf Kaution wieder freigelassen. Blair wurde, möglicherweise nicht ohne das Zutun von Brown, dreimal in seiner Amtszeit von der Staatsanwaltschaft als Zeuge vernommen: ein in der britischen Geschichte einmaliger Vorgang. Insgesamt hatte die Labour Party im Zuge der «cash-forhonours»-Affäre Anleihen in Höhe von 13,95Millionen Pfund erhalten. Anklagen wurden nicht erhoben, weil der Zusammenhang zwischen Kreditgewährung und Vorschlag des «peerage» angeblich nicht eindeutig nachzuweisen war. Dem Ansehen Blairs fügten die Enthüllungen jedoch schweren Schaden zu. Vieles spricht dafür, daß der gesundheitlich geschwächte Regierungschef sich nicht zuletzt deswegen im Frühjahr 2007 entschloß, als Premierminister zugunsten von Gordon Brown zurückzutreten. Am 2. Mai 2007, auf den Tag genau zehn Jahre nach seiner Wahl zum Regierungschef, gab Blair diese Absicht öffentlich bekannt. Am 27. Juni 2007 zog Brown in Downing Street ein.


  Brown war erst wenige Wochen im Amt, als im August 2007 Northern Rock, eine international vernetzte Hypothekenbank, in Zahlungsschwierigkeiten geriet. Ursache war das noch zu erörternde Platzen einer kreditfinanzierten Immobilienblase in den USA. Um eine Ausweitung der Krise zu verhindern, erhielt Northern Rock im September eine Liquiditätshilfe der Bank of England. Diese Notmaßnahme löste eine Panik unter den Kunden der Bank aus: Sie hoben ihre Guthaben ab und trieben damit Northern Rock an den Rand des Bankrotts. Im Februar 2008 wurde die Bank «vorübergehend» verstaatlicht, was nichts anderes hieß, als daß die Steuerzahler für ihre Schulden aufzukommen hatten, wenn die Sanierung nicht anderweitig gelang. Im März 2008 konnte Northern Rock den ihr gewährten Staatskredit zurückzahlen. Verlierer waren die Anteilseigner, die leer ausgingen. Im Jahr 2011 übernahm das Finanzunternehmen Virgin Money die Bank.


  Der Fall Northern Rock warf ein Schlaglicht auf ein tieferliegendes Problem: die wachsende Verschuldung der privaten Haushalte im Vereinigten Königreich. Ende November 2007 belief sich die Summe der Privatschulden auf 1400Milliarden Pfund, was eine Steigerung um 9,5Prozent innerhalb eines Jahres bedeutete. Davon entfielen 223Milliarden Pfund auf Konsumentenkredite. Hypothekenkredite mitgerechnet, war jeder britische Haushalt Ende 2007 mit 56.324 Pfund verschuldet, ohne diese Kredite mit 8956 Pfund. Die öffentliche Schuld war von Ende 2006 bis Ende 2007 von 487,6 auf 519,4Milliarden Pfund (oder von 36,4 auf 36,7Prozent des Bruttoinlandsprodukts) gestiegen. Schatzkanzler Alistair Darling setzte im März 2008, um die Staatseinnahmen zu verbessern, eine Anhebung der Alkoholsteuer durch. Die ebenfalls geplante Anhebung der Benzinsteuer schob er jedoch wegen der allgemeinen Hausse der Rohölpreise auf.


  Im Mai 2008 sah sich Gordon Brown genötigt, die Verantwortung für die schwersten Verluste seiner Partei bei Kommunalwahlen seit vierzig Jahren zu übernehmen. Als die Konservativen Ende Mai eine Nachwahl in Crewe und Nantwich in Cheshire, nahe bei Manchester haushoch gewannen, prophezeite der Parteivorsitzende David Cameron das Ende von «New Labour». Cameron führte die Tories seit Dezember 2005. Er griff gezielt «grüne» Themen auf, umwarb ethnische Minderheiten und deutete an, daß er nach einem Wahlsieg an den Grundzügen der Politik von Blair und Brown festhalten würde. Hoffnungen auf einen Wahlerfolg machten sich auch die Liberalen unter ihrem neuen, im Dezember 2007 gewählten Vorsitzenden Nick Clegg. Labour hatte 1997, 2001 und 2005 überzeugende Wahlsiege errungen. Die nächste Unterhauswahl stand spätestens im Mai 2010 an. Die Chancen Gordon Browns, aus ihr als Sieger hervorzugehen, galten 2008 als ziemlich gering.


  Für den französischen Staatspräsidenten Jacques Chirac bedeutete das «Non» seiner Landsleute zum Europäischen Verfassungsvertrag vom 29. Mai 2005 die schwerste Niederlage seiner Amtszeit. Für seinen Biographen Franz-Olivier Giesbert war Chirac seit jenem Tag sogar «politisch tot». Der Präsident reagierte auf das Debakel mit einer Umbildung seiner Regierung. Dominique de Villepin, der bisherige Innenminister, löste Jean-Pierre Raffarin als Premierminister ab; der Vorsitzende der Präsidialpartei UMP, Nicolas Sarkozy, wurde Innenminister. Er kehrte damit in ein Amt zurück, das er schon einmal, vom Mai 2002 bis März 2004, innegehabt hatte. Wenige Wochen nach seiner Ernennung zum Innenminister erklärte Sarkozy bei einem Besuch in der Pariser Vorstadt Courneuve, man müsse diese «mit dem Kärcher», einem Hochdruckreiniger, säubern: eine Kampfansage an die hohe Kriminalitätsrate unter arbeitslosen Jugendlichen nordafrikanischer Herkunft, die er pauschal als «racaille» (Gesindel) bezeichnete.


  Sarkozys «law-and-order»-Rhetorik trug zur weiteren Eskalation in den Vorstädten bei. Im Oktober 2005 kam es, zuerst in den Pariser «banlieues», dann auch in denen anderer französischer Großstädte wie Dijon, Lyon, Toulouse, St. Étienne und Marseille zu gewalttätigen Ausschreitungen, wobei Tausende von Autos in Flammen aufgingen. Anfang November verhängte die Regierung Villepin den Ausnahmezustand und ermöglichte es auf diese Weise den Präfekten der von den Unruhen besonders betroffenen Départements, nächtliche Ausgangssperren anzuordnen.


  Ein knappes halbes Jahr später, im Februar 2006, protestierten Studenten und Schüler gegen einen Gesetzentwurf der Regierung, der den Kündigungsschutz für Berufsanfänger weitgehend beseitigte. Im März nahmen die Protestaktionen, die inzwischen von den Gewerkschaften und den Parteien der Linken unterstützt wurden, generalstreikähnliche Züge an. Die Regierung gab nach: Anfang April zog sie den umstrittenen Gesetzentwurf (Contrat première embauche) zurück.


  Die Initiative der Regierung zur Lockerung des Kündigungsschutzes entsprach einer realistischen Einschätzung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung. Frankreich war dabei, den Wettlauf um Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit zu verlieren. Die Amerikaner arbeiteten 872 Stunden pro Jahr, die Briten 792, die Franzosen nur 597. Die Staatsverschuldung belief sich 2007 auf 64,2Prozent des Bruttoinlandsprodukts und lag damit zwar um einen Prozentpunkt unter dem deutschen Wert, aber deutlich über der Maastricht-Obergrenze von 60Prozent. Das Wirtschaftswachstum war 2007 mit 2,3Prozent niedriger als das deutsche (3,3Prozent) und als das der EU insgesamt (3,2Prozent). Im Hinblick auf den Pro-Kopf-Anteil am Bruttoinlandsprodukt hatte Frankreich 1970 den 11. Platz in der OECD eingenommen; 2006 war es auf den 16. Platz abgerutscht. Was die öffentliche Verschuldung anging, kündigte Villepin eine Senkung auf 60Prozent bis 2012 an; 2007 wollte er damit beginnen, das Personal des aufgeblähten öffentlichen Dienstes abzubauen. Es blieb bei Versprechungen. Zu einem in sich schlüssigen Reformprogramm konnte sich die Regierung Villepin nicht durchringen.


  Am 16. Mai 2006 mußte sich der Premierminister in der Nationalversammlung einem Mißtrauensantrag der Sozialisten stellen, der auch von François Bayrou, dem Vorsitzenden eines Koalitionspartners der UMP, der giscardistischen UDF, unterstützt wurde. Grund des Antrags war der schon erwähnte Clearstream-Skandal. Villepin wurde verdächtigt, den Geheimdienst auf angebliche Schmiergeldkonten seines Rivalen Sarkozy angesetzt zu haben. Der Premierminister wies die Vorwürfe als Lüge und Verleumdung zurück und überstand die Abstimmung souverän: Nur 190 der 577 Abgeordneten stimmten für den Mißtrauensantrag. Die Spannungen zwischen dem Regierungschef und seinem Innenminister aber blieben bestehen. Innerhalb wie außerhalb des Regierungslagers gab es Vermutungen, daß Sarkozy demnächst aus dem Kabinett ausscheiden würde, um sich bei den Präsidentenwahlen von 2007 als Kandidat präsentieren zu können, der für den Bruch mit dem alten System stand.


  Doch Sarkozy blieb im Amt, was seinen Chancen für die «présidentielles» nur nutzte. Chirac wünschte sich Villepin als Nachfolger, drang damit aber bei seiner eigenen Partei, der Union pour un mouvement populaire, nicht durch. Bei der parteiinternen Vorwahl war Sarkozy, nachdem alle anderen Bewerber, auch Villepin, ihre Bewerbung zurückgezogen hatten, der einzige Kandidat. Er erhielt über 98Prozent der Stimmen. Im ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen vom 22. April 2007 erhielt Sarkozy 31,18Prozent, die Kandidatin der Sozialisten, Ségolène Royal, 25,87Prozent. Auf François Bayrou von der UDF entfielen 18,57, auf Jean-Marie Le Pen, den Chef des Front National, 10,44Prozent. In der Stichwahl am 6. Mai setzte sich Sarkozy mit 53,06Prozent gegenüber Royal durch, die 46,94Prozent erhielt.


  Nicolas Sarkozy, im Januar 1955 in Paris geboren, war der Sohn eines ungarischen Immigranten und einer Mutter, die aus einer Familie sephardischer Juden aus Thessaloniki stammte. Sein erstes Ministeramt hatte er 1993 als der für den Haushalt zuständige Ressortchef unter Édouard Balladur übernommen. Sein Verhältnis zu Chirac war gespannt, seit er 1995 nicht diesen, sondern Balladur als gaullistischen Bewerber um das Präsidentenamt unterstützt hatte. Unmittelbar nach seiner Wahl zum Präsidenten löste Sarkozy die Nationalversammlung auf. Die Neuwahlen am 10. und 17. Juni erbrachten eine Mehrheit der UMP von 314 (von insgesamt 577) Sitzen. Die erstrebte Zweidrittelmehrheit erreichten die UMP und ihr Koalitionspartner, das Centre Nouveau, aber nicht; die gouvernementale Mehrheit fiel sogar etwas geringer aus als zuvor. Zum Premierminister ernannte Sarkozy seinen Vertrauten und Berater François Fillon. Finanz- und Wirtschaftsministerin wurde Christine Lagarde, Innenministerin Michèle Alliot-Marie, beide vom UMP. Das Amt des Außenministers übernahm der parteilose Bernard Kouchner, der Gründer und frühere Präsident der Hilfsorganisation «Ärzte ohne Grenzen».


  In der Außenpolitik setzte Sarkozy teilweise andere Akzente als Chirac. Er bemühte sich um ein gutes Verhältnis zu den USA, das sich unter Chirac dramatisch verschlechtert hatte. Eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU lehnte er ab; stattdessen befürwortete er, wie die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel, eine «privilegierte Partnerschaft». Im Juli 2007 unternahm er eine Afrikareise, in deren Verlauf er die Kolonialisierung als schweren Fehler bezeichnete und eine Entwicklungspolitik kritisierte, die als Prämie auf schlechtes Regieren wirkte. Eine demonstrative Geste war sein Besuch bei Papst Benedikt XVI., dem Nachfolger des im April 2005 verstorbenen Johannes Paul II., im Vatikan. Bei dieser und anderen Gelegenheiten betonte er das christliche Erbe des laizistischen Frankreich. Im Juni 2008 besuchte er Israel und sprach als zweiter französischer Präsident vor der Knesset (der erste war François Mitterrand im März 1982). Ein innenpolitisches Signal war die Ankündigung eines Plans zur Sanierung der «banlieues» im Januar 2008. Für die Zukunft hing indes alles davon ab, ob es Sarkozy gelingen würde, die wirtschaftliche und gesellschaftliche Modernisierung Frankreichs voranzubringen – also sich der Aufgabe zu stellen, die sein Vorgänger de Villepin zwar erkannt, aber nicht mehr systematisch in Angriff genommen hatte.


  Der verfassungsrechtliche Rahmen für die Politik des Präsidenten war seit dem 21. Juli 2008 ein anderer. An diesem Tag verabschiedeten Nationalversammlung und Senat in einer gemeinsamen Sitzung im Schloß von Versailles eine Neufassung der 50 Jahre alten Verfassung der Fünften Republik. Vorbereitet hatte die Revision eine von Sarkozy im Juli 2007 eingesetzte Kommission unter dem Vorsitz des früheren Premierministers Édouard Balladur. Die erforderliche Dreifünftelmehrheit wurde nur knapp, gegen den nahezu geschlossenen Widerstand der Sozialisten unter ihrem Vorsitzenden François Hollande, erreicht.


  Zu den bemerkenswertesten Neuerungen gehörten die Beschränkung der Amtszeit des Präsidenten auf zwei Mandate, also entsprechend der Verfassungsänderung vom September 2000, die die Amtsperiode von sieben auf fünf Jahre verkürzt hatte, auf höchstens zehn Jahre, und das Recht des Präsidenten, vor dem Gesamtparlament nach amerikanischem Vorbild zur Lage der Nation zu sprechen. Der Präsident war bei Nominierungen für hohe Staatsämter künftig auf die Mitwirkung von Parlamentskommissionen angewiesen. Das Parlament mußte fortan Auslandseinsätzen, wenn sie die Dauer von drei Monaten überstiegen, zustimmen. Referenden hatten nicht nur auf Anordnung des Staatspräsidenten, sondern auch dann stattzufinden, wenn ein Zehntel der eingetragenen Wähler oder ein Fünftel der Parlamentarier dies verlangten. Die außerordentlichen Befugnisse des Präsidenten nach Artikel 46 der Verfassung wurden nach 30 Tagen der parlamentarischen Kontrolle unterworfen. In der Summe ergab sich daraus noch keine Parlamentarisierung der Fünften Republik, doch ein deutlicher Schritt in diese Richtung – ein Stück Emanzipation vom Geist des Staatsgründers Charles de Gaulle.


  Für Italien bedeutete die Abwahl der Mitte-Rechts-Regierung Silvio Berlusconis im April 2006 den Beginn einer neuen Phase politischer Instabilität. Das Mitte-Links-Kabinett unter Romano Prodi verfügte zwar in der Kammer, nicht aber im Senat über eine relativ sichere Mehrheit. Die Koalition war überdies in sich so heterogen, daß es ihr häufig nicht möglich war, sich auf eine gemeinsame Linie zu verständigen. Besonders die Rifondazione Comunista und die Comunisti Italiani erwiesen sich als schwierige Partner.


  Im Dezember 2006 gelang es der Regierung zwar, ein höchst umstrittenes Gesetz zur Sanierung der Staatsfinanzen zur Verabschiedung zu bringen. Mit ihren Vorstößen zur Reform des Wahlrechts, der Umwandlung des Senats in eine Kammer der Regionen und der Verkleinerung der Deputiertenkammer kam das Koalitionskabinett aber nicht voran. Nach einer Abstimmungsniederlage im Senat im Februar 2007 reichte Prodi bei Staatspräsident Giorgio Napolitano sein Rücktrittsgesuch ein, das dieser jedoch zurückwies. Nachdem er Ende Februar und Anfang März Vertrauensabstimmungen in beiden Kammern gewonnen hatte, blieb Prodi zunächst im Amt. Im Januar 2008 aber zerbrach seine Koalition endgültig an inneren Konflikten: Eine christdemokratische Partei, die Popolari – Unione Democratici per l’Europa, schied aus dem Regierungsbündnis aus, so daß das Kabinett seine parlamentarische Mehrheit verlor. Prodi trat zurück; die von Staatspräsident Napolitano angestrebte Übergangsregierung kam nicht zustande, so daß sich das Staatsoberhaupt schließlich gezwungen sah, vorgezogene Neuwahlen auszuschreiben.


  Aus den Wahlen am 13. und 14. April 2008 gingen die Parteien des Mitte-Rechts-Lagers – Berlusconis Popolo delle Libertà, eine Verbindung seiner Forza Italia mit der postfaschistischen Alleanza Nazionale, die Lega Nord und das Movimento per l’Autonomia – mit 46,81Prozent bei den Kammerwahlen und 47,31Prozent bei den Senatswahlen als Sieger hervor. Die Linksparteien unter Walter Veltroni vom postkommunistischen Partito Democratico kamen auf 37,54 beziehungsweise 38,01Prozent. In beiden Kammern des Parlaments verfügten die Parteien rechts der Mitte über die Mehrheit, so daß Silvio Berlusconi keine Mühe hatte, ein drittes Mal zum Ministerpräsidenten gewählt zu werden.


  Das Land, das der «Cavaliere» zu regieren hatte, befand sich zu diesem Zeitpunkt in einem Zustand, der der Europäischen Union und besonders der Währungsunion Anlaß zur Sorge gab. Nach den Angaben von Eurostat, der für Statistik zuständigen Behörde der EU, bildete Italien 2007 mit einem Wirtschaftswachstum von 1,7Prozent das Schlußlicht des gemeinsamen Währungsraumes; innerhalb der EU der 27 wies nur Ungarn (0,1Prozent) einen noch schlechteren Wert auf. Die öffentliche Verschuldung belief sich auf 103,3Prozent des Bruttoinlandsprodukts, womit Italien die zweitschlechteste Position unter allen Ländern der EU innehatte. (Noch höher war die Verschuldung Griechenlands mit 107,4Prozent.) Im zweiten und dritten Quartal von 2008 war das Wirtschaftswachstum negativ, so daß sich Italien den offiziellen Kriterien gemäß im Herbst jenes Jahres in einer Rezession befand.


  Im April 2008 scheiterten die Übernahmeverhandlungen zwischen Air France – KLM und der finanziell maroden Luftfahrtgesellschaft Alitalia am Widerstand der Gewerkschaften: Sie lehnten jedwede Art von Personalabbau kategorisch ab. Im August mußte Alitalia Konkurs anmelden. Berlusconi gewann kurz darauf führende italienische Industrieunternehmer für eine Kapitalbeteiligung an der Luftfahrtgesellschaft; 25Prozent der Aktien wurden anschließend an Air France – KLM verkauft. Den entlassenen Mitarbeitern von Alitalia zahlte der italienische Staat acht Jahre lang 80Prozent ihres Gehalts fort. Für die meistbeflogene Flugstrecke Europas zwischen Rom und Mailand erhielt die Gesellschaft ein Monopol. Alitalia war fürs erste gerettet – um einen Preis, der in Europa die Zweifel wachsen ließ, ob die Regierung Berlusconi willens und fähig war, Italien aus der Krise herauszuführen, in der das Land seit vielen Jahren steckte.


  Ungarn, im Sinne Donald Rumsfelds ein Land des «neuen», nicht das «alten» Europa, das im Hinblick auf das Wirtschaftswachstum 2007 noch schlechter dastand als Italien, hatte im April 2006 Neuwahlen erlebt, in denen erstmals seit dem Umbruch von 1989/90 eine Regierung im Amt bestätigt wurde: Die Sozialisten unter Ministerpräsident Ferenc Gyurcsány gewannen zusammen mit ihrem liberalen Koalitionspartner eine Mehrheit im Parlament und konnten erneut eine Regierung bilden. Gyurcsány kündigte anschließend einen rigorosen Sparkurs zur Sanierung der Staatsfinanzen an. Wenig später, Mitte September, wurde über den Rundfunk der Mitschnitt einer parteiinternen Rede des Regierungschefs bekannt, in der dieser Ende Mai in zum Teil unflätiger Form zugegeben hatte, daß er die Bevölkerung vor der Wahl über den Ernst der wirtschaftlichen Lage getäuscht, ja sie schlicht belogen hatte. Eine empörte Menschenmenge stürmte daraufhin das Rundfunkgebäude und forderte den Rücktritt des Ministerpräsidenten; beim anschließenden Polizeieinsatz gab es Hunderte von Verletzten. Gyurcsány blieb bis April 2009 im Amt, sein politisches Ansehen und das der Sozialisten aber hatte durch die Ausstrahlung seiner Rede irreparablen Schaden genommen. Im April 2010 errang die nationalkonservative Fidesz unter Viktor Orbán einen triumphalen Wahlsieg, ja eine Zweidrittelmehrheit im Parlament: ein Machtwechsel, der für die Geschichte der Demokratie in Ungarn zu einer fatalen Zäsur werden sollte.


  Vergleichsweise undramatisch verliefen in der zweiten Hälfte der Nullerjahre die Machtverschiebungen in einigen anderen Ländern Ostmitteleuropas. In Tschechien ging die konservative Partei des Staatspräsidenten Václav Klaus als Siegerin aus den Parlamentswahlen vom Juni 2006 hervor. Die bisherige, von den Sozialdemokraten geführte Koalition wurde durch eine Minderheitsregierung von ODS und Grünen unter Ministerpräsident Mirek Topolánek abgelöst, die aber erst Anfang 2007 eine parlamentarische Mehrheit hinter sich bringen konnte. Im September 2008 wurde Václav Klaus vom Parlament erneut zum Staatspräsidenten gewählt: angesichts seiner betont «euroskeptischen» Haltung für die EU kein Anlaß zur Genugtuung.


  In der Slowakei, wo im Juni 2006 ebenfalls Parlamentswahlen stattfanden, verlor die Mitte-Rechts-Regierung unter Mikuláš Dzurinda die Mehrheit. Der Wahlsieger, der linkspopulistisch auftretende Vorsitzende der Sozialdemokraten, Robert Fico, bildete eine Koalitionsregierung mit der Partei des früheren Regierungschefs Vladimír Mečiar und der nationalistischen Slowakischen Nationalen Partei: ein Bündnis, das wegen der befürchteten negativen Auswirkungen auf die ungarische Minderheit und die Roma in der EU große Besorgnis auslöste; die Sozialdemokratische Partei Europas suspendierte zeitweilig sogar die Mitgliedschaft der Partei Ficos, der SMER. Fico versprach jedoch eine entschieden proeuropäische Politik und verfolgte auf wirtschaftlichem und finanziellem Gebiet einen Kurs der Kombination von Stabilität und Wachstum, der der Slowakei den Beitritt zur Eurozone am 1. Januar 2009 ermöglichte. Im Februar 2008 wurde die SMER wieder in die Sozialdemokratische Partei Europas aufgenommen.


  In Polen konnte die nationalkonservative Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) die Machtstellung ausbauen, die ihr durch ihren Wahlsieg vom Oktober 2005 zugefallen war. Im Juli 2006 ernannte Staatspräsident Lech Kaczyński seinen Zwillingsbruder Jarosław Kaczyński zum Ministerpräsidenten. Jarosław Kaczyński verfolgte innenpolitisch einen scharfen Rechtskurs, der nicht nur zur Konfrontation mit den postkommunistischen Sozialdemokraten, sondern auch mit liberalen Exponenten des Solidarność-Lagers, darunter dem früheren Außenminister und nachmaligen Abgeordneten des Europäischen Parlaments, Bronisław Geremek, führte. Europaweites Aufsehen erregten mehrfache Verbote von Demonstrationen von Schwulen und Lesben. Beide Kaczyńskis betonten die enge Verbindung und die alte Freundschaft zwischen Polen und den USA, verhielten sich aber gegenüber der EU distanziert bis ablehnend; ihr Verhältnis zu Deutschland war nicht sehr viel besser als das zu Rußland. Beim Ringen um den Europäischen Verfassungsvertrag machte sich die Warschauer Regierung vergeblich für einen Gottesbezug in der Präambel stark; im Streit um die Stimmengewichtung im Europäischen Rat konnte sie den anderen Regierungen immerhin beträchtliche Zugeständnisse abringen.


  Im Hochsommer 2007 zerbrach das Regierungsbündnis der PiS mit den Rechtsparteien Samoobrona und Liga der polnischen Familien. Der Sejm löste sich daraufhin am 7. September auf. Aus den Neuwahlen vom 21. Oktober ging die liberale Bürgerplattform (PO) Donald Tusks, eine ausgeprägt proeuropäische Partei, mit einem Stimmenanteil von 41,51Prozent als Siegerin hervor. Tusk bildete eine Koalitionsregierung mit der Polnischen Bauernpartei Waldemar Pawlaks. Damit trat Polen wie schon einmal, von 1993 bis 1995, in eine Phase der «Kohabitation» ein. Sie fand ein jähes Ende, als am 10. April 2010 das Flugzeug einer polnischen Delegation mit Staatspräsident Lech Kaczyński an der Spitze beim Flug zu einer Gedenkfeier für die 1940 ermordeten polnischen Offiziere in Katyn infolge eines Pilotenfehlers kurz vor der beabsichtigten Landung bei Smolensk abstürzte, wobei alle Insassen ums Leben kamen: ein tragisches Ereignis, das in Polen bald zum Gegenstand antirussischer Verschwörungstheorien wurde. Bei den Präsidentenwahlen obsiegte der Kandidat der Bürgerplattform, Bronisław Komorowski, im zweiten Wahlgang am 4. Juli 2010 über seinen konservativen Mitbewerber Jarosław Kaczyński.


  Wirtschaftlich wie politisch entwickelte sich Polen unter Tusk zu einem Stabilitätsanker der Europäischen Union in Ostmitteleuropa. Im März 2012 nannte die OECD Polen das in Sachen Wirtschaftswachstum erfolgreichste ihrer Mitgliedsländer (the best growth performer within the OECD) in der globalen Wirtschaftskrise, die 2008 begonnen hatte. Im Jahr 2008 wuchs die polnische Wirtschaft um 5,1Prozent gegenüber einem EU-Durchschnitt von 0,5Prozent. An der europäischen Zusammenarbeit nahm die Regierung Tusk, anders als ihre Vorgängerin, aktiven Anteil. Am 21. Dezember 2007 trat Polen zusammen mit Tschechien, der Slowakei, Ungarn, Slowenien und den drei baltischen Staates dem Schengen-Abkommen bei. Unter den ostmitteleuropäischen Ländern, die am Ende des ersten Jahrzehnts des neuen Jahrhunderts noch nicht der Eurozone angehörten, ragte neben Estland, Lettland und Litauen Polen in Sachen Stabilität und Wachstum besonders hervor. Für eine Bilanz der Osterweiterung der Europäischen Union war es 2010 noch zu früh. Daß die Entwicklung Polens Anlaß zu Optimismus gab, war jedoch unstrittig.[6]


  Multipolarität statt Machtmonopol: Die USA in der zweiten Amtszeit von George W. Bush


  Für die Vereinigten Staaten stand das Jahr 2004 ganz im Zeichen der Präsidentenwahlen, die im November anstanden. Der Amtsinhaber, George W. Bush, erfreute sich immer noch hoher Zustimmungsraten, die über 50Prozent lagen. Einiges von dem, was er in den letzten Jahren durchgesetzt hatte, war von unterschiedlichen Gruppen der amerikanischen Gesellschaft begrüßt worden: die Verminderung der Dividendensteuer auf 15Prozent und die Steuersenkungen in Höhe von 350Milliarden Dollar im Jahr 2003 von der Ober- und Mittelschicht, eine Reform des Gesundheitswesens, die Rentnern und Sozialhilfeempfängern gewisse Erleichterungen brachte, im Dezember 2003 von der Unterschicht. Die Entschlossenheit, mit der Bush auf «9/11» reagiert hatte, war von der Bevölkerung positiv aufgenommen worden; die Kämpfe zu unterstützen, die amerikanische Soldaten in Afghanistan und Irak auszufechten hatten, galt nach wie vor als patriotisch. Die Wirtschaft der USA war 2003 um 2,5Prozent gewachsen; 2004 wuchs sie nochmals um 3,5Prozent. Die Arbeitslosigkeit war 2008 mit 5,5Prozent um einen halben Prozentpunkt niedriger als im Vorjahr: für die Republikaner Gründe, dem Wahlausgang mit überwiegend positiven Erwartungen entgegenzusehen.


  Für den Wahlkampf des Jahres 2004 hatte der engste politische Berater des Präsidenten, Karl Rove, Bush eine entschieden konservative Linie empfohlen, die ihm die Zustimmung der Evangelikalen einzubringen versprach. Der Präsident beherzigte diesen Rat und sprach sich gegen eine Verschärfung des Waffenrechts und gegen Abtreibungen aus. Außerdem forderte er eine Verfassungsänderung, durch die gleichgeschlechtliche Ehen verboten werden sollten. Gegen den Kandidaten der Demokraten, den liberalen Senator John Kerry aus Massachusetts, einen hochdekorierten Vietnamkämpfer, der anschließend zu einem der prominentesten Sprecher der Friedensbewegung geworden war, führten die Republikaner eine Schmutzkampagne, die der gegen Al Gore vier Jahre zuvor in nichts nachstand. Bush gewann die Wahl am 2. November 2004 relativ knapp: 50,73Prozent entfielen auf ihn, auf Kerry 48,27Prozent. Bei den Wahlmännern und Wahlfrauen hatte der bisherige Präsident 286, der demokratische Bewerber 251 hinter sich. In Senat und Repräsentantenhaus verfügten die Republikaner über die Mehrheit.


  Wenige Tage nach der Wahl erklärte Außenminister Colin Powell, der als «Taube» innerhalb der Administration galt, daß er der neuen Regierung nicht mehr angehören werde. Er kam damit, wie die Presse sogleich vermutete, einem Wunsch des Präsidenten nach. Seine Nachfolgerin wurde die bisherige Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice, die in dem Ruf stand, eine anpassungsfähige «Realpolitikerin» zu sein. Ein weiterer Wechsel betraf das Justizministerium. An die Stelle von John David Ashcroft trat der Bush treu ergebene Alberto Recuerdo Gonzales.


  Die zweite Amtszeit von George W. Bush schien unter keinem guten Stern zu stehen. Ende August 2005 wurde die Golfküste von Louisiana und Mississippi von «Katrina», einem der verheerendsten Hurrikans der amerikanischen Geschichte, heimgesucht. Fast ganz New Orleans mußte evakuiert werden. Die Opfer, Hunderte an der Zahl, waren meist arme Afroamerikaner, die kein Auto besaßen, mit dem sie den Fluten entkommen konnten. Der Präsident reagierte nach Meinung vieler Amerikaner zu langsam auf die gigantischen Verwüstungen; vor allem traf ihn der Vorwurf, den Katastrophenschutz trotz zahlreicher Warnungen vernachlässigt zu haben. Tatsächlich war die zuständige Bundesbehörde, die Federal Emergency Management Agency (FEMA), mit fachlich unqualifizierten Parteigängern der Republikaner besetzt worden, was sich in der Zeit der größten Not bitter rächte.


  «Katrina» fügte dem Ansehen von Bush schweren, ja irreparablen Schaden zu. Es folgten eine Reihe von Skandalen, in die führende Republikaner, unter ihnen der einflussreiche Lobbyist Jack Abramoff und der Mehrheitsführer im Repräsentantenhaus, Tom DeLay, verwickelt waren. Der letztere mußte schließlich wegen illegaler Parteienfinanzierung in Texas sein Mandat niederlegen. Im Zusammenhang mit einer Verleumdungskampagne gegen den früheren Botschafter in Nigeria, Joseph Wilson, einen Kritiker von Bushs Irakpolitik, wurde I. Lewis «Scooter» Libby, der Stabschef von Vizepräsident Dick Cheney, wegen Meineids angeklagt und von einer Jury zu 13 Monaten Gefängnis verurteilt.


  Das wichtigste innenpolitische Vorhaben von Bush im ersten Jahr seiner zweiten Amtszeit, eine Teilprivatisierung der Rentenversicherung, scheiterte im Oktober 2005 vollständig. Eine vom Präsidenten angestrebte Steuerreform erlitt dasselbe Schicksal. Im folgenden Jahr bezog der Präsident in den Auseinandersetzungen um das Aufenthaltsrecht von «Latinos», meist aus Mexiko, eine eher liberale Position: Er sprach sich unter Hinweis auf die Tradition der USA als Einwanderungsland für die Legalisierung des Status von Personen aus, die auf ungesetzlichem Weg nach Amerika gelangt waren. Den Erwartungen seiner konservativen Landsleute entsprach hingegen die Unterzeichnung eines Gesetzes, das den Ausbau der Grenze zu Mexiko vorsah, im Oktober 2006. Die Proteste der Regierung des südwestlichen Nachbarlandes fielen ungewöhnlich massiv aus. Als Erfolg konnte es Bush verbuchen, daß der Kongreß Anfang März 2006 nach monatelangen Auseinandersetzungen zwischen Repräsentantenhaus und Senat einer unbefristeten Verlängerung der meisten Bestimmungen des Patriot Act vom Oktober 2001 zustimmte. Einige Einschränkungen ihres Anspruchs auf fortdauernde telefonische und elektronische Überwachung von amerikanischen Bürgern mußte die Exekutive zwar hinnehmen. In der politischen Praxis sollten sich diese Auflagen aber als wenig wirksam erweisen.


  Die für Bush gefährlichste Entwicklung zu Beginn seiner zweiten Amtszeit war die Verschlechterung der Lage im Irak. Bereits im Sommer 2004 hatten die Geheimdienste vor einem Bürgerkrieg im Zweistromland gewarnt. Aus den ersten Wahlen im Irak seit Saddams Sturz ging eine lose Koalition aus schiitischen und kurdischen Parteien als Siegerin hervor. Im April 2005 wählte das Parlament den Kurden Jalal Talabani zum Übergangspräsidenten, im selben Monat den Religionsgelehrten Ibrahim al Jaafari zum Premierminister. Im Mai begannen die Amerikaner zusammen mit irakischen Polizisten und Soldaten eine Großoffensive gegen die überwiegend sunnitischen Aufständischen. Im Oktober fiel im Irak der zweitausendste amerikanische Soldat. Meinungsumfragen zufolge wurde die Irakpolitik von Präsident Bush um diese Zeit nur noch von 30Prozent der Amerikaner unterstützt. Ende des Jahres belief sich die Zahl der Zivilisten, die seit Beginn des Krieges im März 2003 ums Leben gekommen waren, auf mindestens 40.000. Ein Verfassungsentwurf, den der Verfassungsausschuß des irakischen Parlaments im August vorgelegt hatte, wurde im Oktober in einem Referendum von fast vier Fünfteln der Abstimmenden gebilligt. Die sunnitische Minderheit hatte die Teilnahme nahezu geschlossen verweigert. An der Parlamentswahl vom 15. Dezember hingegen beteiligte sie sich. Bush sprach von einem «glorreichen Tag», einem «Wendepunkt», ja vom «Anfang des Endes des Terrorismus im Irak». Doch das war, wie sich bald zeigen sollte, ein Ausdruck von Wunschdenken.


  Ende Februar 2006 verübte ein Kommando von Al Qaida einen Bombenanschlag auf den Askariya-Schrein in Samara, eines der wichtigsten Heiligtümer der Schiiten. Der Terrorakt wurde zum Auftakt eines offenen Bürgerkrieges zwischen Sunniten und Schiiten. Hunderte von sunnitischen Moscheen gingen in Flammen auf; über 1000 Menschen kamen bei den Gegenangriffen der Schiiten um. Im Mai setzten die Amerikaner die Wahl eines neuen Regierungschefs durch: Ibrahim al-Jaafari wurde von dem schiitischen Politiker Nuri al-Maliki abgelöst, der eine Regierung der nationalen Einheit unter Beteiligung einiger Sunniten bildete, in der Folgezeit aber eindeutig die Sache der schiitischen Mehrheit vertrat. Der Bürgerkrieg ging währenddessen unvermindert weiter. Im Oktober stieg die Zahl der seit Kriegsbeginn getöteten Zivilisten auf 60.000. Das Fehlen einer durchdachten Nachkriegsplanung auf amerikanischer Seite war offenkundig: ein Sachverhalt, für den mehrere ehemalige Generäle, aber auch der Sicherheitsberater des älteren Bush, Brent Scowcroft, vor allem Verteidigungsminister Donald Rumsfeld verantwortlich machten. Einen Wechsel im Pentagon aber lehnte Bush mit der Begründung ab, daß Rumsfeld ihm gegenüber stets loyal gewesen sei.


  Am 7. November 2006 fanden die «midterm elections» statt. Die Republikaner verloren dabei im Senat wie im Repräsentantenhaus die Mehrheit. Die Niederlage löste beim Präsidenten einen Prozeß des Umdenkens aus, der auch dadurch befördert wurde, daß Bushs persönliche Zustimmungswerte um diese Zeit mit 19Prozent einen Tiefpunkt erreichten. Er ersetzte Rumsfeld durch den parteilosen früheren CIA-Direktor Robert Gates, der allgemein als nüchterner Realist galt. Er war Mitglied der vom Kongreß eingesetzten Iraq Study Group, die im Dezember ihren abschließenden Bericht vorlegte. Unter anderem empfahl sie eine diplomatische Initiative, zu der auch Gespräche mit Iran und Syrien, zwei «Schurkenstaaten» im Sinne Washingtons, gehören sollten. Eine Truppenverstärkung, wie sie der frühere stellvertretende Oberbefehlshaber des Heeres, General Jack Keane, befürwortete, lehnten Ende 2006 Gates und die führenden Militärs ab – nicht aber Bush. Am 10. Januar 2007 gab er im Fernsehen einen Kurswechsel seiner Irakpolitik bekannt. Er kündigte das Projekt «Surge» an: die Aufstockung der amerikanischen Truppen im Irak um 20.000 Soldaten.


  Die neue Strategie war in der Bevölkerung unbeliebt und wurde vom Repräsentantenhaus wie vom Senat mißbilligt. Sie erwies sich jedoch letztlich als wirkungsvoll. Der neue Befehlshaber der amerikanischen Truppen im Irak, General David Petraeus, konnte Waffenstillstände mit Hunderten von örtlichen Milizen schließen und diese zu faktischen Verbündeten machen. Der neue amerikanische Botschafter in Bagdad, der Orientkenner Ryan Crocker, zog mit Petraeus von Anfang an an einem Strang. Bis Mitte Juni 2007 wuchsen die amerikanischen Streitkräfte auf 160.000 Mann an. Nach einem weiteren Bombenanschlag auf die Goldene Moschee von Samara im Juni riefen alle religiösen Führer die Gläubigen zur Mäßigung auf. Die Zahl der Anschläge ging seit Mitte des Jahres zurück. Die Regierung Maliki aber verstand es nicht, die relative Beruhigung für eine energische Reformpolitik zu nutzen. Im Juli schied die größte sunnitische Gruppierung aus dem Koalitionskabinett aus. Im August wurden bei einem Bombenanschlag in Mossul, der sich gegen die Jesiden, eine religiöse Minderheit der Kurden, richtete, über 500 Menschen getötet.


  Eine politische Lösung für den Irak lag Ende 2007 noch in weiter Ferne. Doch die Zahl der Toten unter den irakischen Sicherheitskräften und Zivilisten war rückläufig: Sie betrug im November und Dezember etwa 550; im Februar und März waren es noch 3000 gewesen. Im April 2008 berichtete Petraeus den außenpolitischen Ausschüssen von Senat und Repräsentantenhaus über eine weitere Verbesserung der Sicherheitslage. Als seine Tätigkeit im Irak im September 2008 zu Ende ging, war der taktische Erfolg der «Surge»-Strategie nicht mehr zu bestreiten. Am 14. Dezember 2008 unterzeichneten Bush und Maliki in Bagdad ein Kooperationsabkommen, das einen schrittweisen Rückzug der amerikanischen Kampftruppen bis Ende 2011 vorsah. Ob es den USA gelingen würde, den Irak bis dahin soweit zu stabilisieren, daß er danach aus eigener Kraft mit der Bedrohung durch den Terrorismus fertig werden konnte, war freilich höchst ungewiß.


  Konnte man im Hinblick auf den Irak gegen Ende der Nullerjahre von einer abnehmenden Kampftätigkeit sprechen, so war es auf einem anderen Schauplatz des «Kriegs gegen den Terror» umgekehrt: in Afghanistan. Hier führten im Frühjahr 2005 Schändungen des Koran durch amerikanische Soldaten zu einer Welle gewaltsamer Proteste. Im September 2006 kamen in der Region Kandahar im Süden Afghanistans im Zuge der NATO-Operation «Medusa», die sich gegen von Süden her eingesickerte Taliban-Kämpfer richtete, Hunderte von afghanischen Zivilisten ums Leben. Insgesamt wurde die Zahl der getöteten Afghanen im Süden des Landes für 2006 auf 1500 geschätzt. Das regionale Gewaltgefälle – gefährlicher Süden, relativ ruhiger Norden – erklärte sich aus der Nähe der südlichen Provinzen zu Pakistan. Dorthin hatten sich die Taliban nach ihrer Vertreibung aus Afghanistan Ende 2001 zurückgezogen, dort hatten sie sich reorganisiert. Dabei spielte der pakistanische Geheimdienst ISI eine überaus zwielichtige Rolle: Er fungierte einerseits als Instrument einer Regierung, die mit den USA verbündet war, andererseits als Protektor der islamischen «Religionsschüler». Ohne die Hilfe der ISI wären die Taliban auch schwerlich in der Lage gewesen, ihre Positionen vom pakistanisch-afghanischen Grenzgebiet aus immer weiter nach Norden vorzuschieben.


  Politisch war Afghanistan seit Anfang 2004 eine «Islamische Republik»: Darauf hatte sich die Loya Dschirga, die Große Ratsversammlung der Stämme, im Januar jenes Jahres festgelegt. Die von der Loya Dschirga beschlossene Verfassung war ein Versuch, islamische Traditionen mit demokratischen Elementen zu verbinden. Im Oktober 2004 war der Chef der Übergangsregierung, Hamid Karzai, zum Präsidenten gewählt worden; seit Dezember 2005 gab es ein gewähltes Parlament. Zu Konflikten mit den «Geberländern», die den Wiederaufbau Afghanistans mit einem Milliardenprogramm unterstützten, kam es immer wieder, wenn afghanische Gerichte auf der Grundlage der Scharia, des islamischen Rechts, Urteile sprachen. Die Korruption grassierte, und sie machte auch vor den Spitzen der Ministerien in Kabul nicht halt. Was den Westen noch mehr beunruhigte, war der Mohnanbau zum Zweck der Erzeugung von Opium. Über 90Prozent der Weltproduktion von Opium kamen 2007 aus dem Land am Hindukusch. 10Prozent der Bevölkerung standen nach westlichen Schätzungen mit der Herstellung und Verbreitung von Drogen in Verbindung. Die afghanische Polizei bildete geradezu, wie Stefan Kornelius schreibt, das «Rückgrat des Opiumhandels»; sie war der «Inbegriff der Korruption».


  Eine härtere Linie der NATO gegen das Heroingeschäft wurde durch Deutschland verhindert. Eine Vernichtung der Mohnernte hätte anhaltende militärische Einsätze erfordert, was im Widerspruch zu der offiziellen deutschen Lesart stand, wonach die Bundeswehr in Afghanistan keinen Krieg führte, sondern eine besondere Art von Entwicklungshilfe leistete und nur im Fall konkreter Selbstverteidigung zur Waffe greifen durfte. Das deutsche Vorgehen war ein besonders krasser Fall von «Vorbehaltspolitik», der für den Afghanistan-Einsatz typischen nationalen «Caveats». Der Krieg, um den es sich in Wirklichkeit von Anfang an handelte, war auf diese Weise nicht zu gewinnen. Doch es ist fraglich, ob die westlichen Demokratien überhaupt je eine Chance hatten, aus den Kämpfen am Hindukusch als Sieger hervorzugehen.


  Von den Staaten, die die USA als «Schurkenstaaten» (rogue nations) zu bezeichnen pflegten, wurde einer 2006 offiziell aus dieser Liste gestrichen: Libyen. Muammar al-Gaddafi, der libysche Diktator, habe öffentlich dem Terrorismus abgeschworen, so lautete die Begründung. Tatsächlich gab es seit längerer Zeit entsprechende Signale aus Tripolis. Im April 1999, mehr als zehn Jahre nach dem libyschen Anschlag auf ein amerikanisches Passagierflugzeug über dem schottischen Lockerbie am 21. Dezember 1988, bei dem alle 259 Insassen und 11 Bewohner von Lockerbie getötet wurden, erklärte sich Gaddafi bereit, die beiden mutmaßlichen Urheber an das Vereinigte Königreich auszuliefern. Nachdem er dieses Versprechen eingelöst hatte, hob der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die gegen Libyen verhängten Sanktionen vorläufig auf. Die EU schloß sich diesem Beispiel an, während die Vereinigten Staaten ihr Embargo in vollem Umfang aufrechterhielten. 2003 richtete Libyen, nachdem es sich auch offiziell zu seiner Verantwortung für den Anschlag von Lockerbie bekannt hatte, einen Fonds zur Entschädigung der Hinterbliebenen ein. Im Jahr darauf folgte die Ratifizierung des Atomteststoppabkommens von 1963 und des Nonproliferationsvertrags von 1968, woraufhin die EU ihr Waffenembargo gegen Libyen aufhob. Im Mai 2006 nahmen die USA wieder diplomatische Beziehungen zu Libyen auf, womit das nordafrikanische Land aufhörte, ein «Schurkenstaat» zu sein.


  Knapp eineinhalb Jahre später, im Oktober 2008, büßte auch das kommunistische Nordkorea den Status des «Schurkenstaates» ein. Im Oktober 2002, als die Irakkrise dem Höhepunkt zustrebte, hatte Staatspräsident Kim Jong-Il, der Sohn und Nachfolger des 1994 verstorbenen Staatsgründers Kim Il-Sung, öffentlich eingestanden, daß sein Land entgegen den Zusagen von 1994 die Arbeit an seinem Atomwaffenprogramm wieder aufgenommen habe. Um die Jahreswende 2002/03 folgten die Ausweisung der Inspektoren der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA) in Wien und der Widerruf der nordkoreanischen Unterschrift unter den Atomwaffensperrvertrag. Im Februar 2005 verkündete Kim Jong-Il, daß die Demokratische Republik Korea im Besitz von Atomwaffen sei. Im Oktober 2006 ließ er im Norden des Landes eine nukleare Testzündung vornehmen. Daß Nordkorea zwei Jahre später auf die weitere Entwicklung von Atomwaffen verzichtete und in entsprechende Kontrollen der IAEO einwilligte, war vor allem der Volksrepublik China zu verdanken: Im Rahmen der 1994 eingerichteten «Sechs-Parteien-Gespräche», an denen außer China die USA, Rußland, Japan, Nord- und Südkorea beteiligt waren, hatte Peking massiven Druck auf Pjöngjang ausgeübt, um eine Beilegung des internationalen Konflikts, gewissermaßen vor der chinesischen «Haustür», zu erreichen. Im Gegenzug erhielt Nordkorea die dringend benötigte Zusage internationaler Energielieferungen.


  Ein anderer «Schurkenstaat», Iran, schlug die entgegengesetzte Richtung ein. Im Oktober hatte sich Teheran bereit erklärt, mit der IAEO zusammenzuarbeiten und auf die Anreicherung von Uran, eine Voraussetzung für den militärischen Gebrauch der Kernenergie, zu verzichten. Im November 2004 wurde diese Zusage wieder zurückgezogen. Der im Juni 2005 gewählte Präsident Mahmud Ahmadinedschad ging von Anfang an auf einen Konfrontationskurs zum Westen. Gestützt auf ein neues Gesetz, erklärte er im Dezember 2005, daß Iran internationale Kontrollen seiner nuklearen Anlagen jederzeit aussetzen könne. Im Januar 2006 wurden die Anlagen zur Urananreicherung wieder in Betrieb genommen. Die USA antworteten im April mit einem Programm zur Förderung eines «regime change», also von Umsturzbestrebungen im Iran, für das 75Millionen Dollar zur Verfügung gestellt wurden. Zusätzlich belastet wurden die Beziehungen Irans zum Westen durch wiederholte Aufrufe Ahmadinedschads zur Vernichtung Israels und seine Behauptung, der Holocaust seine eine zionistische Propagandalüge.


  Israel hatte im Frühjahr 2002 als Antwort auf die Terroranschläge im Zuge der «Zweiten Intifada», eines von der PLO im September 2000 ausgelösten Aufstands der Palästinenser, den größten Teil der Autonomiegebiete militärisch besetzt und im Juni desselben Jahres mit dem Bau eines elektronisch gesicherten Grenzzaunes begonnen, der es palästinensischen Terroristen erschweren sollte, in israelisches Gebiet einzudringen. Der unter Rabin zu demselben Zweck begonnene Bau einer Schutzmauer schritt währenddessen immer weiter voran. Ein Dreivierteljahr später, Ende März 2003, nahm die israelische Regierung unter Ariel Scharon einen Friedensplan des «Nahostquartetts», bestehend aus den USA, Rußland, der EU und den Vereinten Nationen, die sogenannte «Roadmap», an. Der Vorschlag, der auf eine Initiative des damaligen deutschen Außenministers Joschka Fischer zurückging, sah einen Drei-Stufen-Prozeß zur Schaffung eines palästinensischen Staates und einer international garantierten Friedensordnung für den Nahen Osten vor.


  Doch die «roadmap» blieb ein Stück Papier. Der amerikanischen Unterschrift zum Trotz fehlte es an einer nachhaltigen Unterstützung für den Friedensplan durch Washington. Im Mai 2004 scheiterte ein Plan Scharons für einen weitgehenden Rückzug Israels aus den besetzten Gebieten an seiner eigenen Partei, dem Likud-Block: In einem internen Referendum votierten die Mitglieder mit knapp 60Prozent dagegen. Am 11. November 2004 starb der Präsident der Palästinensischen Autonomiebehörde, PLO-Chef Jassir Arafat, in einem Krankenhaus in der Nähe von Paris – wahrscheinlich eines natürlichen Todes und nicht, wie sogleich vermutet wurde, als Opfer eines Giftanschlags des israelischen Geheimdienstes Mossad. Arafats Nachfolger Mahmud Abbas vereinbarte im Februar 2005 mit Scharon einen Waffenstillstand. Im August begann Israel mit dem Abzug seiner Truppen aus dem Gazastreifen – ein Schritt, der in Israel leidenschaftlich umstritten war und zum Rücktritt von Finanzminister Netanjahu führte. Im November verließ Scharon den Likud-Block und gründete eine eigene Partei, die Kadima. Im Dezember 2005 erlitt er einen Herzanfall, Anfang Januar einen Gehirnschlag, der ihn ins Koma versetzte. Am 11. April 2006 wurde er vom israelischen Kabinett für dauernd amtsunfähig erklärt. Knapp acht Jahre später, am 11. Januar 2014, starb er, inzwischen 85 Jahre alt, ohne je wieder zu Bewußtsein gelangt zu sein.


  Scharons Nachfolger wurde Ehud Olmert, der bisherige stellvertretende Ministerpräsident und Sieger der Parlamentswahlen vom 28. März 2006. Er stand an der Spitze eines Koalitionskabinetts, dem Olmerts Kadima, die Arbeiterpartei, die ultra-orthodoxe Schas-Partei und die Rentnerpartei Gil angehörten. Im Juni 2006 entführte die radikale Palästinenserorganisation Hamas, die das Existenzrecht Israels bestritt und faktisch die Kontrolle über den Gazastreifen ausübte, einen israelischen Soldaten. Israel sperrte daraufhin den Gazastreifen ab und schickte Truppen in das Gebiet, die den entführten Soldaten suchen sollten (aber nicht fanden). Im Juli flog die israelische Luftwaffe schwere Angriffe auf Südlibanon: die Antwort auf die Entführung von zwei israelischen Soldaten durch die schiitische Hisbollah. Diese feuerte ihrerseits wochenlang Kurzstreckenraketen auf Nordisrael ab. Den israelischen Luftangriffen folgte ein begrenzter Einsatz von Bodentruppen, denen es aber nicht gelang, ihre entführten beiden Kameraden zu befreien.


  Am 11. August rief der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mit den Stimmen aller seiner Mitglieder beide Seiten zum sofortigen Waffenstillstand und Israel zum Rückzug aus dem Libanon auf. Der Waffenstillstand sollte von der libanesischen Armee und Friedenstruppen der UNO überwacht werden. Am 1. Oktober zog sich Israel aus dem Libanon zurück, ohne seine beiden Ziele, die Befreiung der entführten Soldaten und die Zerschlagung der militärischen Macht der Hamas, erreicht zu haben. Am 26. November verständigte sich Israel mit den Palästinensern auf einen Waffenstillstand im Gazastreifen sowie auf einen Rückzug seiner Truppen aus diesem Gebiet. Die Zahl der seit Ende Juni getöteten Palästinenser wurde auf 300 geschätzt.


  Auf den Tag genau ein Jahr später, am 26. November 2007, trafen Ministerpräsident Olmert, PLO-Chef Abbas und die Vertreter von 16 arabischen Staaten, darunter erstmals Syrien, auf Einladung von Präsident Bush in Annapolis, der Hauptstadt von Maryland, zu einer eintägigen Nahostkonferenz zusammen. Die umstrittensten Fragen – der Status von Jerusalem, die Räumung der israelischen Siedlungen in den besetzten Gebieten, die Rückkehr der palästinensischen Flüchtlinge und die Struktur des künftigen Palästinenserstaates – wurden wie bei früheren Nahostkonferenzen ausgeklammert. Verständigen konnten sich Olmert und Abbas auf einen allgemeinen Zeitplan: Die Friedensgespräche auf der Grundlage einer Zwei-Staaten-Lösung sollten bis Ende 2008 abgeschlossen werden. Vom «Nahostquartett» war in Annapolis keine Rede mehr: Die USA beanspruchten eine alleinige Vermittlerrolle, der sie aber in der Folgezeit in keiner Weise gerecht wurden. Auf israelischer wie auf palästinensischer Seite war das bescheidene Ergebnis des Treffens in Maryland höchst umstritten. Als Benjamin Netanjahu am 31. März 2009 erneut zum israelischen Ministerpräsidenten gewählt wurde, war klar, daß eine Zwei-Staaten-Lösung in weiter Ferne lag.


  Zweimal im Verlauf seiner achtjährigen Amtszeit besuchte Präsident Bush Afrika: zuerst im Juli 2003, dann erneut im Februar 2007. Stationen der ersten Reise waren Senegal, Südafrika, Uganda und Botswana, die der zweiten Benin, Tansania, Ruanda und Liberia. Im Vordergrund stand beide Male der Kampf gegen die Verbreitung der Immunseuche AIDS, von der kein Erdteil so massiv betroffen war wie Afrika: Experten rechneten damit, daß die Krankheit, wenn keine Trendwende eintrat, bis 2020 68Millionen Menschen auf dem «schwarzen Kontinent» dahinraffen würde – eine Zahl, die jene der Opfer des Zweiten Weltkriegs, etwa 60Millionen, noch übertraf. Bushs Initiative war der im Frühjahr 2003 vom Kongreß verabschiedete President’s Emergency Plan for AIDS Relief (PEPFAR) zu verdanken, für den die USA 500Millionen Dollar innerhalb von fünf Jahren bereitstellten. Bereits 2001 hatte sich Bush zusammen mit dem Generalsekretär der Vereinten Nationen, Kofi Annan, für einen globalen Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Malaria und Tuberkulose eingesetzt; im März 2002 kündigte er den Millennium Challenge Account (MCA) an, der demselben Ziel diente. Daß sich die G8 auf ihrem Gipfel in Heiligendamm im Juni 2007 entsprechende Verpflichtungen auferlegten, war wesentlich sein Verdienst.


  Ansonsten nahm Afrika keinen herausgehobenen Platz in der Agenda von George W. Bush ein. Hinter den Kulissen bemühte sich das State Department 2003 darum, dem Diktator von Liberia, Charles Taylor, zum Exil in einem afrikanischen Land zu verhelfen und den Einsatz einer Friedenstruppe der Vereinten Nationen in dem vom Bürgerkrieg zerrissenen westafrikanischen Staat zu ermöglichen. Tatsächlich begab sich Taylor, dem zahllose Verbrechen gegen die Menschlichkeit und die Finanzierung des Bürgerkriegs in Sierra Leone zur Last gelegt wurden, im August 2003 ins Exil nach Nigeria; im Dezember begann die Entwaffnung der Anti-Taylor-Rebellen durch eine UN-Friedenstruppe. Taylors gesamtes Vermögen, soweit es auf Auslandskonten lag, wurde auf Beschluß des Sicherheitsrates vom Juni 2004 eingefroren. Im Juni 2007 begann der Prozeß gegen ihn vor dem Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag. Im Mai 2012 wurde er zu 50 Jahren Haft verurteilt.


  Einer der gefährlichsten Unruheherde im Afrika südlich der Sahara war zu Beginn des neuen Jahrhunderts die Demokratische Republik Kongo, die sich von 1971 bis 1997 Zaire genannt hatte. Eine Rebellion von Teilen des Militärs gegen das korrupte Regime von Präsident Laurent-Désiré Kabila wurde 1998 von Uganda, Ruanda und Burundi unterstützt, während Angola, Simbabwe und Namibia den Regierungstruppen zu Hilfe kamen. An einem von den Vereinten Nationen vermittelten Friedensabkommen vom Januar 2001 waren die Rebellen nicht beteiligt; die Aufrufe des Sicherheitsrates an die Nachbarstaaten, ihre Truppen aus dem Kongo zurückzuziehen, blieben vergeblich. Im Januar 2001 fiel Kabila einem Attentat zum Opfer; ihm folgte als Präsident sein Sohn Joseph. Der Bürgerkrieg, der längst Züge eines zentralafrikanischen Staatenkrieges angenommen hatte, ging auch unter dem jüngeren Kabila weiter. Friedenstruppen der Vereinten Nationen konnten angesichts der Kämpfe zwischen unterschiedlichen Fraktionen des kongolesischen Militärs nur wenig ausrichten. Die USA traten im Kongo kaum in Erscheinung: Das rohstoffreiche Land, ein internationaler Zankapfel zur Zeit des Ost-West-Konflikts, hatte offenkundig aufgehört, ein Brennpunkt der Weltpolitik zu sein.


  Deutlich mehr internationale und amerikanische Aufmerksamkeit als die Tragödie des Kongo fand eine gleichzeitige humanitäre Katastrophe im Sudan – was wohl auch daran lag, daß evangelikale Christen in den USA sich seit längerem stark für ihre von der muslimischen Zentralregierung diskriminierten Glaubensgenossen im Südsudan engagierten. Die Geschichte des Sudan seit der Erlangung seiner Unabhängigkeit im Januar 1956 war zu großen Teilen eine Geschichte von Staatsstreichen und Bürgerkriegen. Anfang 2003 brach ein Krieg aus zwischen arabischstämmigen Reitermilizen, den Janjaweed, die von der Regierung in Khartum unterstützt wurden, und dem Sudan Liberation Movement (SLM), der Befreiungsbewegung von Darfur im Westen des Sudan. Im Mai 2004 befanden sich eine Million Menschen, rund ein Fünftel der überwiegend nomadischen Bevölkerung von Darfur, auf der Flucht. Den Janjaweed und den Regierungstruppen hielt der Menschenrechtskommissar der Vereinten Nationen in einem Bericht vom Mai 2004 schwerste Menschenrechtsverletzungen gegenüber der Zivilbevölkerung vor; ähnliche Beschuldigungen wurden aber auch gegenüber den Rebellen laut. Ein im Mai 2006 von der sudanesischen Zentralregierung und einer Gruppierung des SLM unterzeichnetes Friedensabkommen hatte keinen Bestand. Im Juni sah sich das World Food Program gezwungen, seine Arbeit in Darfur einzustellen. Erst ein Jahr später, am 13. Juni 2007, stimmte die Regierung in Khartum unter Präsident Omar Hassan al-Baschir nach zähem Widerstand der Entsendung einer internationalen Friedenstruppe nach Darfur zu. Am 1. August gelang es den USA, einen Beschluß des Sicherheitsrates herbeizuführen, der eine gemeinsame Friedensmission der UNO und der Afrikanischen Union, die UNAMID, in einer Sollstärke von 26.000 Mann vorsah.


  Die Hilfe der Weltgemeinschaft hätte sehr viel früher einsetzen können und wäre wohl auch wirksamer gewesen, wenn das Regime von Präsident Baschir sich nicht des Rückhalts der Volksrepublik China erfreut und Peking scharfe Sanktionen des Sicherheitsrates verhindert hätte. Der Sudan war der wichtigste afrikanische Erdöllieferant Chinas und ein Paradebeispiel chinesischer «Entwicklungspolitik» in Gestalt von Investitionen und einer Wirtschaftshilfe, die, anders als die des Westens, ohne alle humanitären Auflagen gewährt wurde. Militärische Risiken wollten die westlichen Demokratien im Sudan freilich ohnehin nicht eingehen. Das Pentagon lehnte einen amerikanischen Truppeneinsatz strikt ab. Die UNAMID umfaßte im Frühjahr 2008 erst 9000 Mann, etwas mehr als ein Drittel der vom Sicherheitsrat beschlossenen Größenordnung. Die Menschenrechtsverletzungen im Sudan gingen auch nach dem Sommer 2007 weiter, wenn sie auch nicht mehr dieselben Ausmaße hatten wie in den Jahren zuvor. Die Zahl der Menschenleben, die Krieg und Hunger in Darfur gefordert hatten, wurde von der UNO 2012 auf 300.000 geschätzt. Anfang März 2009 erhob der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag Anklage gegen Staatspräsident Baschir wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen. Im Juli 2010 wurde auch das Verbrechen des Völkermordes in den Haftbefehl aufgenommen. Daß er vollstreckt werden würde, war allerdings kaum zu erwarten.


  Dem Verhältnis zur Volksrepublik China hatte George W. Bush in seiner ersten Amtszeit keine überragende Bedeutung beigemessen. Am 1. April 2001, knapp ein Vierteljahr nachdem der 43. Präsident der USA ins Weiße Haus eingezogen war, stieß ein amerikanisches Aufklärungsflugzeug über dem Südchinesischen Meer mit einem chinesischen Kampfflugzeug zusammen. Die amerikanische Besatzung wurde nach einer Notlandung ihrer Maschine auf der Insel Hainan festgenommen und erst im Juni wieder freigelassen. Daß Peking damit einen Schlußstrich unter den Vorfall zog, erleichterte den Vereinigten Staaten die Zustimmung zur Aufnahme der Volksrepublik China in die Welthandelsorganisation im Dezember 2001. Einen Monat zuvor war die Republik China, Taiwan, Mitglied der WTO geworden.


  Eine erste Begegnung zwischen Präsident Bush und dem chinesischen Staats- und Parteichef Jiang Zemin fand im Oktober 2001 beim Gipfel der Asia-Pacific Economic Cooperation (APEC), eines 1989 in Canberra gegründeten Forums für wirtschaftliche Zusammenarbeit im asiatisch-pazifischen Raum, in Shanghai statt. Der erste Mann der Volksrepublik äußerte sich bei dieser Gelegenheit zustimmend zu dem Beitrag, den die USA durch ihr Vorgehen in Afghanistan zum Kampf gegen den islamistischen Terrorismus leisteten. Im Februar 2002, genau dreißig Jahre nach Richard Nixons historischer Visite in der chinesischen Hauptstadt, besuchte Bush Peking; im Dezember 2003 reiste der chinesische Premierminister Wen Jiabao nach Washington. In seiner Gegenwart distanzierte Bush sich öffentlich von der Politik des taiwanesischen Präsidenten Chen Shui-bian, der im März 2000 als Kandidat der oppositionellen Demokratischen Fortschrittspartei in das höchste Staatsamt gelangt war und seitdem, amerikanische Warnungen in den Wind schlagend, die chinesische Führung immer wieder durch Bekenntnisse zur endgültigen Loslösung Taiwans von der Volksrepublik China provoziert hatte. In Bushs zweite Amtszeit fiel die Zuspitzung des Konflikts um die nordkoreanische Atomrüstung. Daß Peking Pjöngjang nachdrücklich und schließlich erfolgreich zum Einlenken bewegte, brachte ihm anerkennende Worte des amerikanischen Präsidenten ein. Im Dezember 2006 erklärte Bush, die Beziehungen zwischen den USA und China seien besser denn je.


  Wann immer hochrangige Regierungsvertreter der Vereinigten Staaten und Chinas zu Beginn des 21.Jahrhunderts zusammentrafen, brachte die amerikanische Seite auch das Trennende zur Sprache: die chinesische «Produktpiraterie» und den Diebstahl von geistigem Eigentum, die Mißachtung elementarer Menschenrechte wie der Meinungs- und Religionsfreiheit, die unterschiedlichen Positionen in der Taiwan-Frage. Scharfe Kritik forderte China auch mit seiner Blockade internationaler Hilfe für Darfur heraus, desgleichen mit seiner Weigerung, den Atomplänen Teherans massiv entgegenzutreten. In beiden Fällen spielte das chinesische Interesse an billigem Erdöl eine entscheidende Rolle: Sudan und Iran gehörten zu Chinas wichtigsten Lieferländern. Mit Beunruhigung wurde in Washington überdies die forcierte Aufrüstung der Volksrepublik beobachtet, die auf weitreichende weltpolitische Ambitionen Chinas schließen ließ.


  Im Hinblick auf die Wirtschaftsbeziehungen zu China beklagten die USA immer wieder die gewollte Unterbewertung des Renminbi Yuan, die einer gewaltigen Prämie auf chinesische Exporte gleichkam und dazu beitrug, daß die amerikanische Handelsbilanz gegenüber China passiv blieb. Anlaß zur Besorgnis gab auch, daß die Volksrepublik inzwischen zum zweitgrößten Besitzer amerikanischer Staatspapiere nach Japan geworden war; 2009 kehrte sich das Verhältnis zwischen den beiden größten Gläubigernationen sogar um: Auf China entfielen 26Prozent, auf Japan 20Prozent der amerikanischen Auslandsschuld. Zwischen 1999 und 2007 war der Gesamtwert der in chinesischer Hand befindlichen Schuldverschreibungen der USA von 51,8 auf 386,6Milliarden angestiegen. Der Anteil Chinas an der Gesamtsumme der Auslandsschulden hatte sich in dieser Zeit vervierfacht. (1997 hatte er 4,1Prozent betragen, Ende 2007 belief er sich auf 16,6Prozent.)


  Die Befürchtung lag nahe, daß Peking eines Tages versucht sein könnte, seine Besitztitel als Hebel zu benutzen, um wirtschaftliche und politische Forderungen durchzusetzen. Stellte China den Kauf amerikanischer Staatsanleihen ein oder verkaufte es einen beträchtlichen Teil seiner Forderungen, waren der Dollarkurs und, ausgelöst durch steigende Leitzinsen, das Wirtschaftswachstum nicht nur der USA in Gefahr. Freilich hätte sich China durch eine solche Wende auch selbst schweren wirtschaftlichen Schaden zugefügt: ein Grund, den Nutzen der wechselseitigen Abhängigkeit höher einzuschätzen als die Gefahren.


  War China in der Regierungszeit von George W. Bush zu einem ernsthaften weltpolitischen Rivalen der USA aufgestiegen, so galt dasselbe auch von Rußland. Putin hatte sich nach «9/11» solidarisch mit den Vereinigten Staaten gezeigt, indem er sich im Kampf gegen den islamistischen Terrorismus demonstrativ auf ihre Seite stellte, der amerikanischen Luftwaffe für den Krieg in Afghanistan die Nutzung des russischen Luftraums gestattete und auf die zentralasiatischen Republiken Usbekistan, Tadschikistan und Kirgistan einwirkte, damit diese den USA zum selben Zweck die Nutzung ihrer Flughäfen erlaubten.


  Vor diesem Hintergrund erschien es Putin geradezu als ein unfreundlicher Akt, daß Bush die unter Clinton begonnene Ostausdehnung der NATO fortsetzte und sich 2008 sogar für eine Aufnahme der ehemaligen Sowjetrepubliken Ukraine und Georgien in das Atlantische Bündnis einsetzte. Als bedrohlich empfand der Kremlchef auch die amerikanischen Pläne für einen Raketenabwehrschirm in Ostmittel- und Südosteuropa, obwohl diese eher eine antiiranische als eine antirussische Spitze hatten. Die unverhältnismäßige Härte, mit der Rußland im August 2008 unter der Präsidentschaft Medwedews auf die Militäraktion des georgischen Präsidenten Saakaschwili in Südossetien reagierte, war auch als Signal an die Vereinigten Staaten gedacht: Rußland, das sich nach dem Ende der Ära Jelzin wirtschaftlich und politisch erholt und politisch stabilisiert hatte, wollte als eine den USA ebenbürtige Weltmacht wahrgenommen werden und war deshalb, wann immer es dies für angebracht hielt, auch zu einer Politik der offenen Konfrontation bereit.


  Wie China, Brasilien und Indien gehörte Rußland zu den Ländern, die die global agierende amerikanische Investmentbank Goldman Sachs erstmals Ende November 2001, nach den Anfangsbuchstaben der Staaten geordnet, im Kürzel BRIC zusammenfaßte. Das Bruttoinlandsprodukt wuchs in den genannten Ländern deutlich stärker als in den «alten» Industrienationen des Westens und in Japan. Die chinesischen Wachstumsraten lagen zwischen 2003 und 2007 im zweistelligen Bereich. Im guten Konjunkturjahr 2007 verzeichnete China ein Wirtschaftswachstum von 14,2Prozent, gefolgt von Indien mit 9,8Prozent, Brasilien mit 6,1 und Rußland mit 8,5Prozent. Die entsprechenden Daten für die USA lauteten 2007 1,9, für die EU 3,2 und für Japan 2,2Prozent. Was China betraf, so prognostizierten die New Yorker Experten, daß es Deutschland bis 2007, Japan bis 2015 und bis 2050 auch die USA wirtschaftlich überholen würde. Indien würde innerhalb von 20 Jahren zur drittgrößten Volkswirtschaft der Welt aufsteigen. Bei Rußland dauerte der Aufholprozeß dieser Analyse zufolge deutlich länger: Um 2050 hatte es aber gute Aussichten, Deutschland, Frankreich, Italien und Großbritannien wirtschaftlich zu übertreffen.


  Auch jenseits der ökonomischen Sphäre verwies der Befund von Goldman Sachs auf globale Machtverschiebungen, die sich im ersten Jahrzehnt des 21.Jahrhunderts beschleunigt vollzogen. Die unipolare Konstellation der neunziger Jahre gab es nicht mehr. Der Traum der «Neokonservativen» vom letztinstanzlichen Machtmonopol Amerikas war ausgeträumt. Die Welt war auf eine Weise wieder multipolar geworden, wie sie es seit Beginn des Kalten Krieges nicht mehr gewesen war. Die USA waren zwar immer noch eine globale Supermacht, aber der Preis, den sie für ihre hegemoniale Politik und namentlich für den Krieg im Irak zahlten, war unübersehbar. Unter George W. Bush war die Staatsverschuldung der Vereinigten Staaten, wesentlich bedingt durch die Kriege in Afghanistan und im Irak, aber auch durch die Politik der Steuersenkungen, von 32,4Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2001 auf 46,8Prozent im Jahr 2007 gestiegen. 2001 hatten die USA noch einen Haushaltsüberschuß von 0,5Prozent des Bruttoinlandsprodukts erzielt; im Durchschnitt der Jahre 2002 bis 2007 lagen die Haushaltsdefizite bei 2,8Prozent. Die amerikanische Handelsbilanz war seit langem passiv, die Leistungsbilanz, die den Handel mit Waren und Dienstleistungen umfaßte, ebenso. Die USA zehrten von ihrer Substanz und davon, daß sie als sicherer Kapitalanlageplatz galten und der Dollar sich der Konkurrenz des Euro zum Trotz als Weltreservewährung hatte behaupten können.


  Zu den Zeichen des wirtschaftlichen Niedergangs der Vereinigten Staaten kam ein Verfall ihrer moralischen Autorität. Bushs unilaterales, völkerrechtswidriges Vorgehen im Fall Irak hatte den transatlantischen Westen tief gespalten und das Vertrauen in die politische Integrität der Führungsmacht des Atlantischen Bündnisses nachhaltig erschüttert. Die Europäische Union war zwar weit davon entfernt, mit einer Stimme zu sprechen. Aber nach Frankreich hatte auch Deutschland gezeigt, daß es sich nicht länger von Washington bevormunden lassen wollte. Daß beide Staaten sich in der Irakkrise zusammen mit dem Rußland Putins gegen die USA stellten, war ein weltpolitisches Novum und ein Warnzeichen: Amerika sprach nicht mehr für den Westen insgesamt. Nicht nur die Welt, auch der Westen war mittlerweile multipolar geworden.[7]


  Eine Blase zerplatzt: Vom Beginn der Weltfinanzkrise zur Wahl Barack Obamas


  Am 9. August 2007 kam aus den USA ein alarmierendes Krisenzeichen: Die Zinsen für Interbankenfinanzkredite stiegen sprunghaft an. Die Folge waren Zusammenbrüche von kleineren und Milliardenverluste von großen Investmentbanken wie Merill Lynch und Citigroup. Mehrere Unternehmen der Finanzdienstleistungsbranche, die sich auf das Hypothekengeschäft spezialisiert hatten, mußten Gläubigerschutz beantragen.


  Der Kern des Problems, das im August 2007 schlagartig deutlich wurde, waren aber die schon erwähnten «Subprimekredite»: die von der Regierung Clinton massiv geförderten Kredite zur Schaffung von Wohneigentum bei Angehörigen einkommensschwacher Gruppen, nicht zuletzt Afroamerikanern und «Hispanics» (oder «Latinos») Ende der neunziger Jahre. Nach dem ebenfalls schon erörterten Platzen der «Dotcom-Blase» im März 2000 war die amerikanische Notenbank, um die Konjunktur anzukurbeln, zu einer Niedrigzinspolitik übergegangen, womit sie zu einem massiven Anstieg der Verschuldung der privaten Haushalte (von 68Prozent des verfügbaren Einkommens im Jahr 1980 auf 128Prozent im Jahr 2007 und von 49Prozent des Bruttoinlandsprodukts 1980 auf 97Prozent 2009) und zur nächsten Blase, diesmal auf dem Immobiliensektor, beitrug. Als die «Fed» im Juni 2006 den Leitzins auf 5,25Prozent anhob, setzte jener Prozeß ein, vor dem manche Beobachter schon Ende der neunziger Jahre gewarnt hatten: Schuldner «geringer Bonität» waren vielfach nicht mehr in der Lage, die variablen Zinsen ihrer Immobilienkredite zu bedienen, und mußten infolgedessen ihre Häuser verkaufen. Die Folge war ein rapider Verfall der Immobilienpreise, der rasch in eine Krise bei den Hypothekenfinanzierern umschlug: Banken und Investmentfonds saßen auf einem Berg von «faulen» Krediten. Im Juni 2007 mußte die im Hypothekengeschäft tätige Investmentbank Bear Stearns den Kunden zweier ihrer Hedgefonds mitteilen, daß ihre Einlagen in Höhe von zuvor 1,5Milliarden Dollar ihren Wert fast vollständig verloren hatten.


  Im ersten Quartal des Jahres 2008 versuchte die Federal Reserve Bank dem befürchteten Niedergang der Konjunktur mit einer Senkung des Hauptzinssatzes, der zuvor bei 4,25Prozent gelegen hatte, in drei Stufen, zuletzt im März auf 2,25Prozent, entgegenzuwirken. Im gleichen Monat unterbreitete das Bankhaus J. P. Morgan Chase and Co. Bear Stearns ein von der «Fed» mitgetragenes Übernahmeangebot. Im Juli verabschiedete der Kongreß ein Gesetz, das das Finanzministerium ermächtigte, die beiden Hypothekenvermittler Fannie Mae und Freddie Mac, wenn erforderlich, mit Krediten oder direkter Kapitalbeteiligung vor dem Zusammenbruch zu bewahren. Die Obergrenze der zulässigen Staatsverschuldung wurde zu diesem Zweck um 800Milliarden Dollar auf 10,6 Billionen Dollar angehoben. Kurz darauf wurde die Indy Mac Bank der Kontrolle einer Bundesbehörde, der Federal Deposit Insurance Corporation, unterstellt, was einen «Run» auf andere Banken zur Folge hatte. Anfang September übernahm die Federal Housing Finance Agency die Kontrolle über Fannie Mae und Freddy Mac, die zusammen Hypothekenkredite in Höhe von 5,3Milliarden Dollar vermittelt hatten. Das bedeutete nichts anderes als die Verstaatlichung der beiden Hypothekenbanken und die Übernahme ihrer Schulden durch die Steuerzahler.


  Auf der Linie dieser Maßnahmen hätte es gelegen, auch die viertgrößte Investmentbank der USA, Lehman Brothers, zu retten, die im Zuge der Immobilienkrise in schwere Bedrängnis geraten war. Aber das geschah nicht – den Memoiren von George W. Bush zufolge, weil es in diesem Fall, anders als bei Bear Stearns, keinen zahlungskräftigen Käufer gab, der bereit gewesen wäre, das marode Unternehmen zu sanieren. Wichtiger war aber wohl, daß die Gläubiger von Lehman Brothers überwiegend ausländische Banken waren. Am 15. September 2008 meldete Lehman Brothers Insolvenz an. Die Schulden der Bank sollen sich zu diesem Zeitpunkt auf 700Milliarden Dollar belaufen haben. Die weltweiten Dimensionen dieses Bankrotts lagen mithin offen zutage.


  «Herr Präsident, wir sind Zeugen einer finanziellen Panik», war der Kommentar von Ben Bernanke, der seit Februar 2006 als Nachfolger von Alan Greenspan an der Spitze der Federal Reserve Bank stand, zum Kollaps von Lehman Brothers. Die Situation sei außerordentlich ernst, bestätigte Finanzminister Hank Paulson. Um eine amerikanische und damit globale Finanzkatastrophe zu verhindern, schlug der Chef der «Treasury» ein ehrgeiziges Projekt, das Troubled Asset Relief Program (TARP), mit einem Volumen von 700Milliarden vor: ein Vorhaben, dem Bush nur widerstrebend zustimmte, weil es ihm allzu staatswirtschaftlich, um nicht zu sagen sozialistisch, erschien. Das Repräsentantenhaus aber lehnte die Vorlage am 28. September mit 228 zu 205 Stimmen ab, wobei 96 Nein-Stimmen von den Demokraten und 133 von den Republikanern kamen. Die Antwort der Anleger war ein Kurssturz: Der Dow-Jones-Index sank innerhalb eines Tages um 777 Punkte – ein Rekord in der über hundertjährigen Geschichte der New Yorker Börse. Unter dem Eindruck dieser gigantischen Kapitalvernichtung nahm das Repräsentantenhaus am 3. Oktober eine sehr viel umfassendere Vorlage des Finanzministeriums, den Emergency Economic Stabilization Act, an: 263 Abgeordnete stimmten mit Ja, 171 dagegen. Der Senat hatte den Entwurf, zu dessen Bestandteilen auch TARP gehörte, bereits zwei Tage vorher mit 74 zu 25 Stimmen gebilligt.


  Durch Interventionen der Federal Reserve Bank wurden in den folgenden Wochen Banken und Geldmarktfonds in einem Umfang mit Krediten unterstützt, der die ursprünglich genannte Obergrenze der TARP, 700Milliarden Dollar, bald obsolet machte. Der größte amerikanische Versicherungskonzern, die weltweit tätige American International Group (AIG), erhielt 85Milliarden Dollar und wurde durch die Übernahme der Aktienmehrheit verstaatlicht. Um die Banken liquide zu halten, kaufte die Notenbank in großem Umfang Wertpapiere auf; Mitte Dezember senkte sie, um die Wirtschaft zu beleben, den Leitzins von zuletzt 1 auf 0,25Prozent, dem niedrigsten Satz aller Zeiten. Die «Fed» stellte damit die Weichen in Richtung einer Politik des billigen Geldes. Diese ging eindeutig zu Lasten der Sparer, die für ihre Guthaben kaum noch Zinsen erhielten, verhinderte aber einstweilen ein Abgleiten der amerikanischen und der Weltwirtschaft in eine tiefe Depression.


  Die Frage nach den Ursachen der Weltfinanzkrise, die im Herbst 2008 mit voller Wucht einsetzte, hat der deutsche Ökonom Max Otte in folgendem Verdikt beantwortet: «Die Finanzkrise ist durch ein System der organisierten Verantwortungslosigkeit ausgelöst worden, bei dem zumindest im Ursprungsland USA die Grundsätze soliden Finanz- und Rechtsgebarens flächendeckend ausgehebelt waren.»


  Zu den Verursachern der Krise rechnet der Autor erstens die Federal Reserve Bank unter ihrem langjährigen Chef Alan Greenspan, die sich an der Doktrin orientierte, daß die Ausdehnung der Geldmenge und künstlich niedrig gehaltene Zinsen geeignete Mittel seien, das Wirtschaftswachstum zu fördern; zweitens die amerikanischen Investmentbanken, die die Verbriefung von großteils schlecht abgesicherten Hypothekenkrediten, den sogenannten «subprime loans», zu ihrer wichtigsten Einnahmequelle machten; drittens die Demokraten und Republikaner im amerikanischen Kongreß, die das Wohneigentum einkommensschwacher Gruppen und damit die Verschuldung der privaten Haushalte trotz Warnungen von Experten bedenkenlos förderten; viertens die amerikanischen Hypothekenbanken, die Kredite fast schon automatisch vergaben oder vermittelten; fünftens die Hauskäufer, die auf Grund des amerikanischen Rechts nur mit ihren Immobilien und nicht mit ihrem gesamten Vermögen für Hypothekenschulden hafteten; sechstens die großen Ratingagenturen Moody’s, Standard & Poor’s und Fitch Ratings, die sich von den Emittenten der verbrieften Produkte für deren Bewertung bezahlen ließen; siebtens die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die die Praktiken der Banken und Investmentfonds fast ausnahmslos sanktionierten; achtens ausländische, namentlich europäische Banken, die, von den Regierungen ihrer Länder häufig dazu ermuntert, durch den Kauf riskanter Produkte zur Langlebigkeit der amerikanischen Spekulationsblase beitrugen; schließlich neuntens die Wirtschaftswissenschaften, die die schon um 2004/05 erkennbaren und in der amerikanischen Presse diskutierten Krisenzeichen ignorierten.


  Der Zusammenbruch von Lehman Brothers konfrontierte die Welt mit den Folgen jener Entfesselung der Finanzmärkte, die unter den Regierungen von Margaret Thatcher in Großbritannien und Ronald Reagan in den USA in den achtziger Jahren eingesetzt hatte. Die Politik der Deregulierung auf diesem Sektor bedeutete nichts anderes als die Kapitulation des Staates vor dem internationalen Finanzkapital. Die Rückkehr des Staates erfolgte erst, nachdem die Krise unübersehbar geworden war, und dann zunächst zögerlich und inkonsequent. Die Rettung von Lehman Brothers hätte die amerikanischen Steuerzahler zwar Hunderte von Milliarden Dollar gekostet, wäre aber für sie immer noch sehr viel billiger gewesen, als es die Folgekosten der unterlassenen Hilfeleistung waren. Lehman Brothers hätte, mit anderen Worten, als «too big to fail» eingestuft werden müssen.


  Die Rettungsmaßnahmen der Vereinigten Staaten ließen die Staatsschulden, die unter George W. Bush, wie erwähnt, von 32,4Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2001 auf 46,8Prozent im Jahr 2007 angewachsen waren, abermals gewaltig in die Höhe steigen: 2008 beliefen sie sich bereits auf 55Prozent; 2009 kletterten sie auf 67,7, 2010 auf 77Prozent. Das Haushaltsdefizit, das 2007 bei 2,2Prozent gelegen hatte, lag 2008 bei 5,3 und 2010 bei 10,1Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Die Bilanzsumme der amerikanischen Notenbank stieg zwischen September und Dezember 2008 von rund 900Milliarden auf 2,2 Billionen Dollar.


  Die internationalen Auswirkungen der amerikanischen Immobilienkrise zeichneten sich schon im Sommer 2007 ab, als die eng mit Finanzinstituten der USA verflochtene britische Hypothekenbank Northern Rock in Zahlungsschwierigkeiten geriet und schließlich zusammenbrach. In Spanien, wo billige Kredite in großem Umfang in den Bausektor geflossen beziehungsweise von den Regierungen dorthin gelenkt worden waren, platzte die Immobilienblase ebenfalls 2007, wodurch das Land in eine Rezession geriet und die Arbeitslosenzahlen stiegen. Bedroht waren aber auch alle anderen europäischen Staaten. 2008 verstießen sechs Mitgliedstaaten der EU gegen das Maastricht-Kriterium, das bei der Neuverschuldung eine Obergrenze bei 3Prozent des Bruttoinlandsprodukts zog. Anfang November 2008 senkte die Europäische Zentralbank den Leitzins von 3,75 auf 3,25Prozent, Anfang Dezember auf 2,5 und Mitte Januar 2009 auf 2Prozent. Zwischen Oktober 2008 und Juli 2009 genehmigte die Europäische Kommission Staatsbürgschaften für bedrohte Banken in Höhe von 2,9 Billionen Euro.


  In Deutschland hatten zwei große Landesbanken, die Bayern LB und die West LB, bereits 2007 im Zuge der Subprime-Krise in den USA milliardenschwere Verluste verbuchen müssen. Im September 2008 drohte die Hypo Real Estate Group in München zum Opfer des spekulativen Engagements ihrer «Tochter», der Deutschen Pfandbriefbank (Depfa), auf dem irischen Immobilienmarkt zu werden. Sie wurde mit Hilfe des Bundesverbandes Deutscher Banken und des deutschen Staates, der dafür 36Milliarden Euro aufbrachte, vor dem Kollaps gerettet und im Oktober 2009 verstaatlicht. Um die zunehmend nervösen deutschen Bankkunden zu beruhigen, gaben Bundeskanzlerin Merkel und Finanzminister Steinbrück am 5. Oktober 2008 im Fernsehen eine Garantie für die Spareinlagen der Deutschen ab.


  Zwölf Tage später erfolgte die Verabschiedung eines Gesetzes über den Finanzstabilisierungsfonds durch die Regierung der Großen Koalition. Der neue Fonds durfte Bürgschaften bis zu einer Gesamthöhe von 400Milliarden Euro aussprechen. Flankiert wurden die Maßnahmen zur Rettung von Banken durch mehrere Konjunkturprogramme, von denen das Bundeskabinett das erste im November 2008, das zweite im Januar 2009 beschloß. Mit am wirksamsten waren das Kurzarbeitergeld, das den Arbeitslohn um 60Prozent des Betrages aufstockte, der im Monat der Kurzarbeit ausfiel, und die «Abwrackprämie»: ein großzügiger Staatszuschuß zu den Kosten eines Neuwagens, wenn das bisherige, mindestens neun Jahre alte, besonders umweltschädliche Auto verschrottet wurde. Der von der Bundesregierung in den Jahren zuvor betriebene Schuldenabbau wurde erst einmal unterbrochen: Die öffentliche Verschuldung stieg von 65,2Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2007 auf 82,5Prozent im Jahr 2010.


  Im Nachbarland Österreich konnte die Insolvenz der Constantia Privatbank im Oktober 2008 nur dadurch verhindert werden, daß fünf große Banken sie übernahmen und der Staat und die Österreichische Nationalbank mit Bürgschaften von 400 beziehungsweise 50Millionen Euro in die Bresche sprangen. Knapp zwei Wochen später beschloß die Regierung in Wien, wie in Berlin eine Große Koalition, ein Bankenhilfsprogramm in Höhe von 100Milliarden Euro, von denen 85Milliarden auf Aushilfsbürgschaften und 15Milliarden auf direkte Kapitalhilfen entfielen. In Irland erhöhte die Regierung am 20. September 2008 die Garantie für Einlagen von 20.000 auf 100.000 Euro. Noch im gleichen Monat folgte eine Garantie aller Einlagen bei den sechs größten Banken, die zunächst bis September 2010 befristet war. Die Anglo Irish Bank, die sich auf die riskantesten Spekulationsgeschäfte, vor allem im Immobiliensektor, eingelassen hatte, wurde im Januar 2009 verstaatlicht.


  Zu außergewöhnlichen Maßnahmen mußten auch europäische Länder schreiten, die nicht zur Eurozone gehörten. Im September 2008 entschloß sich die britische Regierung, die im Hypothekengeschäft tätige Privatbank Bradford and Bingley, deren Verbindlichkeiten sich auf 63Milliarden Pfund beliefen, zu verstaatlichen. Der Leitzins der Bank of England wurde zwischen November 2008 und Januar 2009 mehrfach gesenkt, zuletzt auf 1,5Prozent. Sehr viel prekärer war die Lage in Island, das nicht zur EU gehörte. Seine drei größten Banken hatten ihr Kapital durch spekulatives Geschäftsgebaren aufs Spiel gesetzt und dabei verloren. Im Oktober 2008 wurden sie verstaatlicht. Als sich die Regierung in Reykjavik kurz darauf zu der Erklärung genötigt sah, daß sie die fällige Anleihe einer dieser Banken über 750Millionen Dollar nicht zurückzahlen könne, schien der Zustand der Zahlungsunfähigkeit gegeben. Nur mit Hilfe neuer Auslandskredite, vor allem aus Staaten der EU, konnte der Ernstfall doch noch abgewendet werden. Wie Island stand auch Ungarn im Herbst 2008 am Rande eines finanziellen Zusammenbruchs. Um den Staatsbankrott zu verhindern, sprangen Ende Oktober der Internationale Währungsfonds, die Weltbank und die Europäische Union ein, die zusammen ein Kreditvolumen von 20Milliarden Euro aufbrachten.


  Die Hilfe des Internationalen Währungsfonds mußte auch ein außereuropäisches Land in Anspruch nehmen. Mexiko, das Anfang 2009 vom Staatsbankrott bedroht war, erhielt im April 2009 die Zusage des IWF, Kredite bis zu einer Höhe von 47Milliarden Dollar aufnehmen zu können. Rußland, seit 1998 Mitglied der G8, war ebenfalls von der Weltfinanzkrise stark betroffen. Als einer der größten Gas- und Ölexporteure litt es erheblich darunter, daß im Zuge der Erschütterungen der Weltwirtschaft der Rohölpreis zwischen 2007 und 2008 von 95,9 auf 42,5 Dollar pro Barrel abgestürzt war. Gleichzeitig floß Auslandskapital in großem Umfang aus Rußland ab. Um der Krise entgegenzuwirken, versprach Präsident Medwedew den Banken Kredite der Staatsbank, durch die das Eigenkapital der Institute verstärkt werden sollte. Tatsächlich erholte sich Rußland rasch von der Rezession: 2009 ging sein Bruttoinlandsprodukt um 7,8Prozent zurück, 2010 wuchs es bereits wieder um 4,5Prozent. Japan, ebenfalls Mitglied der G8, verzeichnete 2009 einen Rückgang seines Bruttoinlandsprodukts um 5,5Prozent; 2010 stieg es wieder um 4,65Prozent an, was auch darauf zurückzuführen war, daß die Notenbank den Leitzins Ende Oktober 2008 auf 0,3Prozent, seinen bislang niedrigsten Stand, gesenkt hatte. Als globale Konjunkturlokomotive betätigte sich China. Im November 2008 beschloß seine Regierung ein Konjunkturprogramm über 450Milliarden Dollar. Die Steigerungsrate des chinesischen Bruttoinlandsprodukts lag 2008 bei 9,6, 2009 bei 9,2 und 2010 bei 10,4Prozent. Daß die Welt 2009 nicht in eine Depression abglitt, war nicht zuletzt der fernöstlichen Großmacht zu verdanken.


  Die globalen Dimensionen der Finanzkrise drängten den westlichen Regierungen frühzeitig den Gedanken an einen möglichst weltweiten Krisengipfel förmlich auf. Der Rahmen der G8 war dafür entschieden zu klein. Einen größeren und darum besser geeigneten Rahmen bot ein Treffen im Rahmen der G20 – einer Runde, die es auf der Ebene der Finanzminister bereits seit 1999 gab. Zur G20 gehörten neben den Mitgliedstaaten der G8, also den USA, Kanada, Deutschland, Großbritannien, Frankreich, Italien, Japan und Rußland, die BRIC-Staaten China, Indien und Brasilien. Dazu kamen auf Grund ihres wirtschaftlichen Potentials Südafrika, Australien, Indonesien, Südkorea, die Türkei, Saudi-Arabien, Argentinien und Mexiko. Hinzu trat die Europäische Union, die zwar kein Staat, sondern ein Staatenverbund war, aber zu den Schwergewichten der Weltwirtschaft gehörte.


  Das erste Treffen der G20 fand auf Einladung des amerikanischen Präsidenten am 15. November 2008 in Washington statt. Die Staats- und Regierungschefs verständigten sich auf eine Reihe von allgemeinen Grundsätzen, darunter ein Bekenntnis zur Marktwirtschaft, zu einem offenen Welthandel und einer investitionsfreundlichen Politik, zu einer Regulierung der Finanzmärkte, zu Innovationen und Unternehmertum als Voraussetzungen für Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und Zurückdrängung der Armut. In Sachen Regulierung der Finanzmärkte wurden in der Abschlußerklärung eine bessere Kontrolle von Ratingagenturen, Hedgefonds und bestimmten komplexen Finanzprodukten genannt, ferner die Trockenlegung von Steueroasen, die Erhöhung der Eigenkapitalpuffer der Banken und ein besserer Verbraucherschutz. Die Umsetzung der entsprechenden Maßnahmen oblag den Nationalstaaten.


  Ob die Teilnehmer der G20-Runde das tun würden, wozu sie sich in Washington verpflichtet hatten, stand auf einem anderen Blatt. Eine gewisse Kontrollmöglichkeit bestand immerhin darin, daß sie sich auch künftig regelmäßig treffen wollten (was 2009 und 2010 zweimal, danach einmal jährlich geschah). Entscheidend war, daß mit den Gipfeln der G20 eine Gesprächsrunde geschaffen wurde, die eine globale Koordination von Maßnahmen zur Krisenbekämpfung erlaubte. Der Unterschied zur Weltwirtschaftskrise von 1929, mit der die Weltfinanzkrise nicht grundlos häufig verglichen wurde, war offenkundig. Damals gab es nur nationale, und das hieß oft protektionistische Reaktionen auf den Niedergang der Weltwirtschaft – Reaktionen, die die Gefahr der Krisenverschärfung, ja militärischer Konflikte in sich bargen.


  Ein anderer gravierender Unterschied lag in der Geldpolitik der Notenbanken. Sie war, anders als nach 1929, konsequent expansiv – eine Art von monetärem Keynesianismus. Ob die Niedrigzinspolitik und die Vermehrung der Geldmenge längerfristig inflationsträchtig waren, blieb umstritten. Auf kürzere Sicht wirkten sie einer Depression entgegen, und dieser Effekt sprach für sie. Dasselbe galt für das verstärkte «deficit spending» der Regierungen: Global erlebte der Keynesianismus eine, wenn auch nur zeitweilige und zögerliche, Renaissance.


  Anders als in der Zeit der Großen Depression gab es in den Jahren nach 2008 internationale Konjunkturlokomotiven. Neben China gehörte auch Indien zu dieser Kategorie. Sein Bruttoinlandsprodukt wuchs 2009 um 8,5, 2010 um 10,6 und 2011 um 6,3Prozent. Die führenden Industrienationen des Westens erlebten 2009 – dem Jahr, in dem die Finanzkrise voll auf die «Realwirtschaft» durchschlug – einen teilweise dramatischen Rückgang ihres Bruttoinlandsprodukts: die USA um 3,5, Deutschland um 5,1, Großbritannien um 4,0, Frankreich um 3,5Prozent. 2010 befanden sich diese Länder wieder im Aufwind. Die Wachstumsraten beliefen sich in den USA auf 3,0, in Deutschland auf 4,2, in Großbritannien auf 1,8 und in Frankreich auf 1,7Prozent. Für 2011 lauteten die entsprechenden Zahlen für die USA 1,7, für Deutschland 3,0, für Großbritannien 0,8 und für Frankreich 1,7Prozent – eine Entwicklung, die umso bemerkenswerter war, als die 2008 abgestürzten Rohölpreise seit 2009 wieder anstiegen (2009 um 87,25, 2010 um 14,5 und 2011 um 8,2Prozent). Die Krise für beendet zu erklären, wäre gleichwohl verfrüht gewesen. An die Unausweichlichkeit einer langanhaltenden Depression zu glauben, gab es 2010/2011 aber keinen Anlaß.


  Für die Amerikaner war das herausragende Ergebnis des November 2008 nicht der G20-Gipfel in Washington, sondern die Präsidentenwahl. Die Republikaner hatten als ihren Kandidaten den Senator von Arizona, den hochdekorierten Vietnamveteranen John McCain, aufgestellt, der sich 2000 schon einmal, wenn auch erfolglos, um die Präsidentschaftskandidatur der «Grand Old Party» bemüht hatte. An seiner Seite stand als Bewerberin um das Amt der Vizepräsidentin die außenpolitisch unerfahrene Gouverneurin von Alaska, Sarah Palin, die von einer neuen hochkonservativen Bewegung, der «Tea Party», unterstützt wurde, mit ihren kruden Positionen auf Wählerinnen und Wähler der politischen Mitte aber eher abschreckend wirkte. Die Demokraten zogen mit einem progressiv wirkenden «Ticket» in den Wahlkampf. Ihr Kandidat für das Präsidentenamt war Barack Obama, der Senator von Illinois, der als Gegner des Irakkriegs, Kritiker einer allzu häufigen und oft willkürlichen Verhängung der Todesstrafe und als Befürworter eines schärferen Waffenrechts hervorgetreten war und sich im Wahlkampf für eine Auflösung des Gefangenenlagers Guantánamo aussprach. Sein «running mate» war Joseph («Joe») Biden, der Senator von Delaware, der sich den Ruf eines moderaten Liberalen erworben hatte.


  Obama war der erste afroamerikanische Präsidentschaftskandidat in der Geschichte der USA. Er wurde am 4. August 1961 in Honolulu auf Hawaii als Sohn eines kenianischen Gaststudenten und einer amerikanischen Anthropologiestudentin geboren. Die Ehe der Eltern wurde 1964, drei Jahre nach der Hochzeit, geschieden. Barack Obama wuchs zunächst auf Hawaii, dann in Indonesien auf, wo seine Mutter ein zweites Mal, diesmal einen indonesischen Studenten, heiratete. Im Alter von zehn Jahren kehrte ihr Sohn zu den Großeltern mütterlicherseits nach Hawaii zurück. Nach dem Abschluß der High School studierte er zuerst in Kalifornien, dann an der Columbia-Universität in New York Politikwissenschaften und erwarb in diesem Fach seinen ersten Grad, den Bachelor. Nach einem Jahr, das er in einem Wirtschaftsberatungsunternehmen verbrachte, entschied er sich 1985 für praktische Sozialarbeit in einem schwarzen Ghetto in der South Side von Chicago, wo er sich als «community organizer» für das Developing Community Project, eine von örtlichen Kirchengemeinden getragene Initiative, betätigte. 1988 erhielt er ein Stipendium der Harvard Law School und stieg bereits zwei Jahre später zum Chefherausgeber der angesehenen Harvard Law Review auf. 1991 schloß Obama sein Studium der Rechtswissenschaft mit der Promotion ab. Anstatt eine juristische Karriere einzuschlagen, nahm er anschließend wieder seine Arbeit als «community organizer» in Chicago auf, diesmal als Leiter des Wahleinschreibungsprogramms «Project Vote»: einer Initiative zur Förderung der Eintragung in die Wählerlisten. 1992 heiratete er die erfolgreiche Rechtsanwältin Michelle Robinson, die ebenfalls afroamerikanischer Herkunft war.


  1996 gewann Obama seine erste politische Wahl: Er wurde als Kandidat der Demokraten in den Senat von Illinois gewählt. Beruflich war Obama inzwischen als Bürgerrechtsanwalt in einer Chicagoer Kanzlei und als Dozent für Verfassungsrecht an der Universität von Chicago tätig. 1995 erschien seine Autobiographie «Dreams from my Father. A Story of Race and Inheritance», die sofort zum Bestseller wurde. Im November 2004 gelang Obama der Sprung auf die nationale Bühne: Er zog als Senator von Illinois in den amerikanischen Senat ein. Kurz zuvor hatte er auf dem Nominierungsparteitag der Demokraten in Boston eine brillante, in den USA vielbeachtete Rede gehalten. Ihr Thema «The Audacity of Hope» wurde 2006 zum Titel seines zweiten Buches, das wiederum ein Bestseller wurde. Es war, wie die Rede von Boston, ein leidenschaftliches Plädoyer für die Überwindung der Rassenschranken und den nationalen Zusammenhalt Amerikas.


  Im Februar 2007 gab Obama seine Bewerbung um das Präsidentenamt bekannt. Er tat es in Springfield, Illinois – der Stadt, in der Abraham Lincoln am 16. Juni 1858 seine berühmte Rede gegen die Sklaverei gehalten hatte. Im Wahlkampf des Jahres 2008 konnte sich Obama gegen die von vielen Demokraten favorisierte Senatorin von New York, Hillary Clinton, die Frau Bill Clintons, durchsetzen. Auf dem Nominierungsparteitag der Demokraten in Denver wurde er am 27. August 2008 zum Präsidentschaftskandidaten gewählt. «Yes we can» lautete der optimistische, an die Rhetorik John F. Kennedys erinnernde Slogan, mit dem Obama die meisten schwarzen und viele weiße Amerikaner begeisterte. Am 4. November ging er als Sieger aus der Präsidentenwahl hervor. Barack Obama erhielt 52,9Prozent, John McCain 45,7Prozent der Stimmen. Von den Wahlfrauen und Wahlmännern hatte Obama 365, McCain 173 hinter sich. Bei den gleichzeitigen Wahlen zum Kongreß konnten die Demokraten in beiden Häusern ihre Mehrheit nicht nur behaupten, sondern ausbauen.


  Die Zeit zwischen Wahl und Amtsantritt nutzte Obama, um sein Kabinett zusammenzustellen. Zur Außenministerin machte er seine bisherige innerparteiliche Rivalin Hillary Clinton. Die Leitung des Verteidigungsministeriums beließ er in den Händen des republikanischen Amtsinhabers Robert Gates. Sicherheitsberater wurde der parteilose General James L. Jones. Für die Leitung des Finanzministeriums gewann Obama den Präsidenten der New Yorker Abteilung der Federal Reserve Bank, Timothy Geithner, einen ausgewiesenen Liberalen. Justizminister wurde der afroamerikanische Bürgerrechtsanwalt Eric Holder, der aus seiner Ablehnung der Todesstrafe keinen Hehl machte. Das für die innere Sicherheit zuständige Heimatschutzministerium übernahm die Gouverneurin von Arizona, Janet Napolitano. Der renommierte Physiker Steven Chu, ein Befürworter eines strengen Klimaschutzes, wurde Energieminister. An die Spitze des Gesundheitsministeriums trat eine Befürworterin der Legalität von Abtreibungen, die frühere Gouverneurin von Kansas, Kathleen Sebelius.


  Daß ein Politiker mit dem fortschrittlichen Profil eines Barack Obama die Nachfolge von George W. Bush antrat, erfüllte das liberale Amerika, nicht anders als große Teile der Weltöffentlichkeit, mit Genugtuung. Unter Bush hatten die Vereinigten Staaten einen internationalen Ansehensverlust erlitten wie noch nie zuvor in ihrer Geschichte, auch nicht in der Zeit des Vietnamkrieges. Der Historiker Warren I. Cohen, der Autor einer zusammenfassenden Studie über die Geschichte der amerikanisch-chinesischen Beziehungen, kommt zu dem Ergebnis, der Regierung des jüngeren Bush sei gelungen, was die Propagandisten Hitlers, Stalins und Maos nicht geschafft hätten: Sie habe aus den USA einen Paria gemacht. Als Gründe nennt Cohen den Irakkrieg, die Anwendung von Folter unter Verletzung der Genfer Konvention, das Gefangenenlager Guantánamo und die abstoßenden Bilder aus dem Bagdader Gefängnis Abu Ghraib.


  Die Liste der «Errungenschaften» der Ära von George W. Bush, die in vielen Ländern Empörung hervorriefen, ließe sich fortsetzen. Was die Freunde Amerikas nicht minder erschreckte als Guantánamo und Abu Ghraib, war die Art und Weise, wie die USA den «Krieg gegen den Terror» im eigenen Land führten. Die Vereinigten Staaten hatten sich unter George W. Bush in Richtung eines Überwachungsstaates entwickelt – hin zu einem System, das der äußeren und inneren Sicherheit im Zweifelsfall einen höheren Rang einräumte als der Bewahrung der verfassungsmäßigen Rechte der Bürgerinnen und Bürger. Demokratie und Rechtsstaat waren nicht abgeschafft, aber sie waren in Gefahr, solange nicht unabhängige Richter nach sorgfältiger Prüfung in nachvollziehbarer Form darüber zu entscheiden hatten, ob Eingriffe in die Grundrechte von Einzelnen gerechtfertigt waren oder nicht.


  Wer die Verhältnisse, wie sie sich nach «9/11» herausgebildet hatten, ändern wollte, hatte gute Gründe, in den neuen Präsidenten große Hoffnungen zu setzen. In seinen Reden und Schriften hatte sich Obama immer wieder zur Herrschaft des Rechts und zu den unveräußerlichen Menschenrechten bekannt, und auch seine Inaugurationsrede vom 20. Januar 2009 enthielt einen solchen Passus. Wenn sich der 44. Präsident der USA an seine Worte hielt, dann waren von ihm andere Prioritäten zu erwarten als die, die sein Vorgänger gesetzt hatte. Viele erhofften sich von Obama noch mehr, nämlich einen Bruch mit der inneren und äußeren Politik von George W. Bush. Barack Obama hatte vor seinem Amtsantritt eine Aufbruchstimmung erzeugt wie vor ihm nur Franklin D. Roosevelt und John F. Kennedy. Die Euphorie schloß jedoch auch Gefahren in sich. Wenn Obamas Taten nicht seinen Worten entsprachen, drohte die Begeisterung in Enttäuschung umzuschlagen. Vieles sprach dafür, daß sich der neue Präsident dieser Möglichkeit bewußt war.[8]


  3.

  Das Ende aller Sicherheit: 2008–2014


  Die überforderte Weltmacht: Obamas Amerika


  Von allen Herausforderungen, die den neuen amerikanischen Präsidenten erwarteten, war die Weltfinanzkrise die größte. Die Gefahr, daß die Welt im Gefolge der amerikanischen Bankenkrise in eine tiefe Depression, vergleichbar der nach dem Börsenkrach von 1929, abstürzen könnte, war noch längst nicht gebannt, als Barack Obama am 20. Januar 2009 in das Weiße Haus einzog. Eine Woche zuvor hatte der Präsident der amerikanischen Notenbank, Ben Bernanke, eine Fortsetzung des «credit easing», des vermehrten Ankaufs von Staats- und Hypothekenanleihen bei extrem niedrigen Zinsen, angekündigt, das die «Fed» im Herbst 2008 begonnen hatte. Fünf Wochen später, am 17. Februar 2009, unterzeichnete Präsident Obama den American Recovery and Reinvestment Act: ein Konjunkturprogramm in Höhe von 787Milliarden Dollar, das der Kongreß gegen den Widerstand der Republikaner beschlossen hatte. Einen Tag danach verkündete Obama ein Hilfsprogramm für Opfer der Immobilienkrise. Die Regierung stellte 175Milliarden Dollar zur Verfügung, um verschuldete Familien vor der Zwangsversteigerung ihrer Häuser zu bewahren.


  Ohne diese Maßnahmen wäre die amerikanische Volkswirtschaft im Jahre 2009 vermutlich um sehr viel mehr als die tatsächlichen 3,5Prozent geschrumpft und die Arbeitslosigkeit um mehr als 3,5Prozentpunkte (von 5,8 auf 9,3Prozent) gestiegen. 2010 begann sich die wirtschaftliche Lage zu verbessern. Der Dow Jones Industrial Index stieg von unter 8000 auf über 13.000 Punkte. Die Wirtschaft wuchs um 3Prozent. Die Erwerbslosenquote aber erhöhte sich nochmals von 9,3 auf 9,6Prozent, bevor sie 2011 auf 8,9Prozent fiel. «Erkauft» wurde die konjunkturelle Erhöhung mit anhaltend hohen Haushaltsdefiziten: Das Minus belief sich 2009 auf 10,4, 2010 auf 10,1 und 2011 auf 8,8Prozent. Die Staatsverschuldung stieg von 55,5Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2008 auf 77Prozent im Jahr 2010. Im Februar 2013 belief sie sich auf 73Prozent und in absoluten Zahlen auf 16,4 Billionen Dollar.


  Versuche der Regierung Obama, ihre Konjunkturpolitik durch eine höhere Besteuerung der oberen Einkommensgruppen zumindest zeitweise gegenzufinanzieren, stießen auf hartnäckigen Widerstand der Republikaner, die eine schlichte Alternative propagierten: die Sanierung der Staatsfinanzen durch Senkung der Sozialausgaben. Nach den Zwischenwahlen vom November 2010, die der «Grand Old Party» eine Mehrheit im Repräsentantenhaus einbrachten, versteifte sich die Haltung der republikanischen Opposition. Erst nach langwierigen parlamentarischen Auseinandersetzungen konnte Obama Anfang August 2011 den Budget Control Act of 2011 unterzeichnen, der die Obergrenze der zulässigen Verschuldung zum zweiten Mal innerhalb von achtzehn Monaten anhob, zum Ausgleich eine Reihe von sozialen Leistungen verminderte und auf diese Weise die Erklärung der Zahlungsunfähigkeit verhinderte.


  Eine von vielen befürchtete Folge der lockeren Geldpolitik des Federal Reserve Board, eine fortschreitende Geldentwertung, trat nicht ein: Die Inflationsrate, die 2007 auf 4,8Prozent gestiegen war, sank 2008 auf 0,1Prozent; 2010 belief sie sich auf 1,6, 2011 auf 3,2 und 2012 auf 2,1Prozent. Damit war freilich über das längerfristige Gefahrenpotential des «credit easing» oder «quantitative easing» noch nichts gesagt. Den Regierungen kam die Politik des billigen Geldes gelegen, weil die extrem niedrigen Zinssätze den Schuldendienst erleichterten und die reale Verschuldung verminderten. Die Kehrseite war unübersehbar: Die Sparer erhielten für ihre Guthaben Zinsen, die häufig unter der Inflationsrate lagen. Jede Korrektur der laxen Geldpolitik der «Fed» und in ihrem Gefolge der anderen Notenbanken war mit der Gefahr einer neuen Finanzkrise verknüpft: eine Perspektive, die für die Langlebigkeit des 2008 eingeschlagenen Kurses sprach.


  Eine andere Bedingung dieser Politik war der anhaltende Kauf amerikanischer Staatsanleihen durch ausländische Investoren, obenan der Zentralbanken von China, Japan, Brasilien und Taiwan, aber auch von Großbritannien, der Schweiz und Rußland. Die Volksrepublik China rückte 2011 zum größten Besitzer von Staatsanleihen der USA auf. Auf sie entfielen 26Prozent der auswärtigen Schuld der Vereinigten Staaten und 8Prozent der amerikanischen Gesamtschuld. Der Fall, daß den ausländischen Investoren Zweifel an der Bonität der USA als Schuldner kommen könnten, galt im amtlichen Washington als faktisch ausgeschlossen. Eine der großen amerikanischen Ratingagenturen kam am 5. August 2011, wenige Tage nach der Unterzeichnung des Budget Control Act of 2011 durch Präsident Obama, zu einer anderen Beurteilung der monetären und finanziellen Lage des mächtigsten Landes des Welt: Standard & Poor’s stufte die Kreditwürdigkeit der Vereinigten Staaten von der Höchststufe AAA auf die nächstfolgende Stufe, AA+, herab.


  Das tiefste und grundsätzliche Problem, vor das sich die USA durch die Bankenkrise von 2008 gestellt sahen, betraf die Regulierung der Finanzmärkte. Auf diesem Gebiet tätig zu werden, also Konsequenzen aus dem offenkundigen Scheitern des «neoliberalen» laisser-faire zu ziehen, hatte Obama in seinem Wahlkampf versprochen. Im Juni 2009 legten er und Finanzminister Timothy Geithner ein «White Paper» mit einer umfassenden Reformagenda vor. Sie wurde zur Grundlage des ein Jahr später, im Juni beziehungsweise Juli 2010, vom Kongreß verabschiedeten, voluminösen Dodd-Frank Wall Street Reform and Consumer Protection Act. Er schuf einen institutionellen Regulierungs- und Aufsichtsrahmen, der der «Fed» einen zentralen Platz zuwies; er enthielt detaillierte Bestimmungen zur Regulierung von Banken und anderen Finanzinstitutionen und verstärkte den Schutz der Bankkunden vor allem beim Handel mit Derivaten. Eine Ergänzung der Vorlage, das Collins Amendment, trug den vom Ausschuß der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel beschlossenen, unter dem Kürzel «Basel III» bekannt gewordenen Regeln für die Ausstattung der Banken mit einem Mindestmaß an Eigenkapital Rechnung. Die Republikaner, die den Dodd-Frank Act nicht hatten verhindern können, verlegten sich in der Folgezeit darauf, die Implementierung des Gesetzes nach Kräften zu erschweren. Das Ergebnis dieser Obstruktion war, daß die Regulierungsbilanz der Regierung Obama noch bescheidener ausfiel, als es die vom Kongreß bereits auf breiter Front abgeschwächte Regierungsvorlage hatte erwarten lassen. Erst im Dezember 2013, in Obamas zweiter Amtszeit, trat ein Gesetz in Kraft, das dem Eigenhandel der Banken mit Wertpapieren und ihrer Beteiligung an Hedgefonds einen wirksamen Riegel vorschob.


  Wer von Obama erhofft hatte, daß er auf innenpolitischem Gebiet radikal mit der Ära von George W. Bush brechen würde, sah sich in dieser Erwartung bald enttäuscht. Der neue Präsident traf entgegen dem, was er im Wahlkampf angekündigt hatte, keine Anstalten, die tiefen Eingriffe in die Grundrechte zurückzunehmen, die der Patriot Act vom Oktober 2001 ermöglicht hatte. Am 1. März 2010 unterzeichnete er ein Gesetz, das die Gültigkeit einer Reihe von zeitlich befristeten Bestimmungen des Patriot Act verlängerte. Im Mai 2011 nahm der Kongreß ein Gesetz an, das die richterliche Generalerlaubnis zur Überwachung von Kommunikationsmitteln eines Terrorverdächtigen bis zum 1. Juni 2015 verlängerte. Obama unterzeichnete auch dieses Gesetz.


  Das Abhören oblag der National Security Agency (NSA). In welchem Umfang die dem Pentagon unterstellte Agentur im In- und Ausland dieser Aufgabe nachging, wurde der amerikanischen und der Weltöffentlichkeit erst im Sommer 2013 im Zuge der Enthüllungen des «ausgestiegenen» NSA-Mitarbeiters Edward Snowden bekannt. Von dem flächendeckenden Überwachungs- und Speicherungsdrang der NSA betroffen waren nicht nur zahllose Bürgerinnen und Bürger der USA, sondern faktisch die ganze Welt jenseits des informellen Verbundes der «Five Eyes», der Geheimdienste der angelsächsischen Demokratien Vereinigte Staaten, Großbritannien, Kanada, Australien und Neuseeland. Besondere Aufmerksamkeit widmete die NSA engen Verbündeten wie der Bundesrepublik Deutschland, wo die Agentur offenbar auch intensiv Industriespionage betrieb, sowie supra- und internationalen Organisationen von der Europäischen Union über den Internationalen Währungsfonds und die Weltbank bis zu den Vereinten Nationen. (Das letztere war ein krasser Verstoß gegen die von den USA unterzeichnete völkerrechtliche Konvention, die die Immunität der UNO sichert.) Ende Oktober 2013 wurde überdies bekannt, daß die NSA auch die weltumspannenden Kommunikationskonzerne Google und Yahoo abgeschöpft hatte und weiter abschöpfte. Die richterliche Kontrolle der Inlandsüberwachung durch ein geheim tagendes, vom Präsidenten des Supreme Court berufenes Gremium, den Foreign Intelligence Surveillance Court (FISC), hatte sich als weithin fiktiv erwiesen: Die Genehmigung entsprechender Anträge der NSA wurde mehr oder minder automatisch erteilt.


  Als besonders enttäuschend empfanden es die liberalen Anhänger Obamas, daß der Präsident sein im Wahlkampf von 2008 abgegebenes Versprechen nicht einlöste, das berüchtigte extraterritoriale Gefangenenlager Guantánamo auf Kuba zu schließen, wo nach wie vor Hunderte von Terrorverdächtigen ohne Gerichtsurteil einsaßen. Die Verantwortung hierfür trug freilich in erster Linie der Kongreß, der die Mittel für die Abwicklung des Lagers nicht zur Verfügung stellte, den von Justizminister Eric Holder geplanten Prozeß gegen Khalid Scheich Mohammed, den in Guantánamo inhaftierten Hauptdrahtzieher der Anschläge von «9/11», vor einem New Yorker Zivilgericht verhinderte und die Verlegung der Insassen des Lagers in amerikanische Haftanstalten für ein untragbares Sicherheitsrisiko hielt. Dazu kamen die Weigerung verbündeter Staaten, entlassene Guantánamo-Häftlinge bei sich aufzunehmen, und der Einflußgewinn von Al-Qaida im Jemen: eine Entwicklung, die Obama Anfang 2010 veranlaßte, keine weiteren Gefangenen aus Guantánamo mehr in dieses Land zu entlassen. Obama wollte nicht als «soft» gelten: Vermutlich war das der entscheidende Grund, weshalb er an der innenpolitischen Anti-Terror-Front nicht den Kampfeswillen zeigte, den engagierte Verteidiger des Rechtsstaates innerhalb und außerhalb der USA von ihm erwarteten.


  Auf einem anderen Feld, der Gesundheitspolitik, hob sich Obama hingegen deutlich von seinem Vorgänger ab. Gegen den erbitterten Widerstand der Republikaner setzte er 2010 den (kurz «Obamacare» genannten) Patient Protection and Affordable Care Act (PPACA) durch, der in den Vereinigten Staaten mit Wirkung vom 1. Januar 2014 erstmals eine allgemeine Krankenversicherung einführte und die Rechte der Patienten gegenüber den Versicherungen beträchtlich stärkte. Durch die Reform sollten über 30Millionen bislang unversicherte Amerikaner Zugang zu einer Versicherung erhalten, wobei Kinder und Jugendliche bis zum Alter von 26 Jahren über ihre Eltern mitversichert waren. Sein ursprüngliches Ziel, eine staatsfinanzierte Versicherung, die sogenannte «public option», zu schaffen, mußte der Präsident allerdings aufgeben. Im Juni 2012 erklärte der Oberste Gerichtshof zur Enttäuschung der Republikaner PPACA für verfasssungskonform. «Obamacare» markierte nicht nur einen historischen Fortschritt, es war auch ein Erfolg, der dem Präsidenten bei seinem Bemühen um eine Wiederwahl im November 2012 höchst gelegen kam.


  Ähnlich positiv wie in der Gesundheitspolitik war Obamas Bilanz als Reformer auf dem Gebiet des Abbaus von Diskriminierungen von Homosexuellen. Im Juli 2011 unterzeichnete der Präsident ein Gesetz, das die im amerikanischen Militär geübte Praxis des «Don’t ask, don’t tell» abschaffte, wonach Schwule und Lesben nur dann als Soldaten und Soldatinnen dienen durften, wenn sie ihre sexuelle Orientierung verschwiegen. Fortan konnten also auch bekennende Homosexuelle in den Streitkräften Dienst tun. Im Mai 2012 sprach sich der Präsident erstmals ausdrücklich für die Möglichkeit gleichgeschlechtlicher Eheschließungen aus: eine Position, mit der er frühere Äußerungen zu diesem Thema revidierte. Auch auf einem anderen Gebiet konnte Obama Diskriminierungen abbauen: Kurz nach seinem Amtsantritt unterzeichnete er den Lilly Ledbetter Fair Pay Act, dessen Ziel es war, die notorische Geschlechterdifferenz bei Löhnen und Gehältern zugunsten der Frauen einzuebnen.


  Ambivalent fiel die umweltpolitische Bilanz von Obamas erster Amtszeit aus. Im November 2009 handelte er auf der Klimakonferenz der Vereinten Nationen in Kopenhagen zur Empörung der Europäer mit dem chinesischen Premierminister Wen Jiabao einen Minimalkompromiß aus, dem zufolge die Erderwärmung auf weniger als zwei Grad Celsius begrenzt werden sollte, ohne daß verbindliche Ziele zur Reduktion der Emission von Treibhausgasen festgelegt wurden. Im Juni 2010 scheiterte ein vom Repräsentantenhaus bereits verabschiedetes Klimagesetz, der American Clean Energy and Security Act, der Mindeststandards für den Anteil der erneuerbaren Energie an die Stromproduktion vorsah, am Widerstand des Senats. Im August 2012 setzte die Regierung Obama dann jedoch neue Bestimmungen für die Reduzierung des Treibstoffverbrauchs von Autos (mit dem Ziel eines «Vier-Liter-Wagens») bis zum Jahr 2025 durch.


  Auf der anderen Seite förderte Obama, um die Abhängigkeit der USA von Öl- und Gaslieferungen aus dem Ausland zu vermindern, die Ausbeutung von bisher unerschlossenen fossilen Brennstoffen. Gegen den massiven Widerstand der Umweltschutzbewegung autorisierte die Regierung Tiefseebohrungen im Golf von Mexiko und in der Arktis, und das, obwohl die Explosion einer Bohrplattform, der Deepwater Horizon, vor der Küste Louisianas im April 2000 die bisher schwerste, durch einen Unfall verursachte Ölpest der Geschichte hervorgerufen hatte. Umweltpolitisch ebenso umstritten war das sogenannte «Fracking»: das Aufspalten von Gestein mit Chemikalien und hohem Wasserdruck zur Gewinnung von Öl und Gas aus Ölschiefer. Die reichen Ölschieferressourcen der USA boten die Chance, innerhalb weniger Jahre von Erdöl- und Erdgasimporten völlig unabhängig zu werden: eine Aussicht, die in den Augen der Regierung Obama schwerer wog als die gravierenden Bedenken der Umweltschützer.


  Zu den bildungspolitischen Leistungen der Regierung gehörten Gesetze, die Bundesmittel für Community Colleges und Studienkredite bereitstellten. Weniger erfolgreich war Obama bei der Bekämpfung der Armut. Die 102Milliarden Dollar, die auf Grund des Konjunkturprogramms vom Februar 2009 für Arbeitslose und «working poors» zur Verfügung standen, konnten nicht verhindern, daß die Armutsrate in Obamas erster Amtszeit von 13,2 auf 15Prozent stieg – den höchsten Wert seit den 1960er Jahren. Gegen die illegale Einwanderung, vor allem aus Mexiko, ging Obama zunächst mit noch größerer Härte als George W. Bush vor. Erst im Wahljahr 2012 begann er die «Latinos» oder «Hispanic Americans» gezielt zu umwerben. Mit dem Vorhaben einer grundlegenden Reform des Einwanderungsrechts aber konnte er sich gegen den Widerstand der Republikaner nicht durchsetzen.


  Die Afroamerikaner, die ebenso wie die «Hispanic Americans» einen überdurchschnittlich hohen Anteil an der armen Bevölkerung stellten, sehr viel mehr als Weiße von der hohen Arbeitslosigkeit betroffen waren und die amerikanischen Gefängnisse in weit höherer Zahl als diese bevölkerten, betrachteten den ersten «schwarzen» Präsidenten der USA nach wie vor als einen der Ihren. Von einem starken Engagement Obamas zugunsten der «black community» konnte jedoch keine Rede sein. Barack Obama legte Wert darauf, als Präsident aller Amerikaner und nicht als Lobbyist einer Minderheit wahrgenommen zu werden. Deswegen brachte er das Thema «race» nur selten zur Sprache. Aus demselben Grund war wohl auch die Zahl der Afroamerikaner, die führende Positionen in der Regierung bekleideten, unter Obama geringer als unter seinem republikanischen Vorgänger.


  Der Bereich, in dem sich Obama von Anfang an am stärksten von George W. Bush abzuheben trachtete, war die Außenpolitik. Der neue Präsident war sich der Begrenztheit der amerikanischen Macht bewußt und schon deshalb militärischen Abenteuern nach Art des Irakkriegs abhold. Er setzte auf den friedlichen Ausgleich gegensätzlicher Interessen und trug doch stets dem Gedanken Rechnung, daß Amerika seine Belange nur dann wirksam vertreten konnte, wenn es militärisch stark blieb. Er versuchte, wo immer möglich, «multilateral», in Abstimmung mit den Vereinten Nationen und den Verbündeten in der NATO, vorzugehen, war aber auch entschlossen, notfalls «unilateral» zu handeln, wenn er zu dem Ergebnis kam, daß die übergeordneten Interessen der Vereinigten Staaten dies erforderten.


  Als eine Demonstration des guten Willens gegenüber der islamischen Welt war die Grundsatzrede gedacht, die Obama am 4. Juni 2009 vor der Al-Azhar-Universität in Kairo hielt. Er rief darin zu religiöser Toleranz auf, bekannte sich zur Glaubensfreiheit und zur Gleichberechtigung von Mann und Frau und wurde in einem Punkt bemerkenswert konkret: Er unterstrich das Existenzrecht Israels und den Anspruch der Palästinenser auf einen eigenen, unabhängigen Staat, also die Notwendigkeit einer Zwei-Staaten-Lösung, die innerhalb von fünf Jahren verwirklicht werden sollte, und forderte ein Ende des israelischen Siedlungsbaus im besetzten Westjordanland.


  Die Ansprache brachte dem Präsidenten Lob und Anerkennung in der arabischen Welt und auch eine positive Würdigung durch zwei israelische Politiker, Staatspräsident Schimon Peres und Verteidigungsminister Ehud Barak, ein. Von Ministerpräsident Benjamin Netanjahu aber gab es keine Zustimmung. Mit ihm war Obama schon am 19. Mai im Weißen Haus zusammengetroffen. Dabei waren die gegensätzlichen Positionen in der Palästinenserfrage und beim Siedlungsbau hart aufeinandergeprallt. Obama schien sich mit diesem Dissens ebenso abzufinden, wie das zuvor, um die Jahreswende 2008/09, sein Vorgänger George W. Bush in seinen letzten Amtstagen im Hinblick auf die israelische Invasion im Gazastreifen, eine Antwort auf anhaltende Raketenangriffe der Hamas auf israelisches Territorium, getan hatte. Während der ersten Amtszeit Obamas geschah von seiner Seite her nichts mehr, was Netanjahu zum Einlenken hätte bewegen können. Die israelische Besiedlung des Westjordanlandes ging also weiter: Um 2011 lebten rund 400.000 Israelis im besetzten Gebiet; sie stellten rund ein Fünftel der dortigen Bevölkerung, kontrollierten aber rund 60Prozent des meist entschädigungslos enteigneten Landes und verbrauchten mindestens 80Prozent einer knappen Ressource, des Wassers.


  Vielversprechend entwickelte sich hingegen zunächst das Verhältnis zu Rußland. In einer Rede in Prag kündigte Präsident Obama am 5. Juni 2009 an, daß er die zwei Monate zuvor, am 2. April, beim G20-Gipfel in London begonnenen Abrüstungsgespräche mit Moskau fortführen und möglichst noch 2009 einen neuen Vertrag zur Verringerung strategischer Atomwaffen aushandeln wolle. Am 26. März 2010 erklärten Obama und der russische Präsident Medwedew, die Anzahl der nuklearen Waffen weiter begrenzen zu wollen. Knapp zwei Wochen später, am 8. April, unterzeichneten beide Präsidenten in Prag den New-Start-Vertrag. Er sah die Verringerung der atomaren Sprengköpfe von jeweils 2200 auf 1550 und der Trägersysteme von 1600 auf 800 bis 2020 vor. Ein Entgegenkommen Obamas bestand darin, daß die USA auf die Errichtung des geplanten Raketenabwehrschirms in Ostmittel- und Südosteuropa vorerst verzichteten. Nach der Ratifizierung durch die Parlamente beider Länder trat der Vertrag im Februar 2011 in Kraft.


  Gegenüber der Volksrepublik China betrieben die USA unter Obama eine Art Doppelstrategie, die Elemente der Einbindung mit solchen der Eindämmung verband. Was beide Länder trennte, war Obama nur allzu bewußt: Wie seine Vorgänger verlangte er von China eine Aufwertung des Renminbi, dessen künstlich niedrig gehaltener Kurs die chinesischen Exporte in die USA und damit das amerikanische Handelsdefizit gegenüber China immer mehr anwachsen ließ; er forderte im Interesse der Umwelt eine Verringerung der chinesischen Treibgasemissionen; er setzte sich für eine Beendigung der Produktpiraterie und der Mißachtung fremden geistigen Eigentums durch die Volksrepublik ein; er verlangte ein Ende des «Cyberwar», also von chinesischen Hackerangriffen auf amerikanische Einrichtungen im Internet; er legte öffentlichen Protest ein, als der Mitverfasser der «Charta 08», eines Manifests zur Durchsetzung des Rechtsstaates und der Menschenrechte in China, der spätere Friedensnobelpreisträger Liu Xiaobo, im Dezember 2009 zu elf Jahren Gefängnis verurteilt wurde; er traf sich Anfang 2010 mit dem geistlichen Oberhaupt der Tibeter, dem Dalai Lama, und trat auch sonst für die Achtung der Religionsfreiheit und aller anderen unveräußerlichen Menschenrechte in China ein.


  Zu einer Konfrontation mit Peking aber wollte es Obama nicht kommen lassen. Schon auf Grund der wirtschaftlichen und finanziellen Verflechtung beider Länder war der Präsident von der Notwendigkeit einer engen politischen Zusammenarbeit mit China überzeugt. Im November 2009 stattete er der Volksrepublik einen ersten Besuch ab. Als Staats- und Parteichef Hu Jintao bei dieser Gelegenheit Tibet als Teil Chinas bezeichnete und von der Souveränität Chinas über Taiwan sprach, legte Obama keinen Widerspruch ein. Beide Staatsoberhäupter unterzeichneten eine Erklärung, die China eine wichtige Vermittlerrolle in Südostasien zusprach – eine Feststellung, die sofort Proteste in Indien auslöste, das unter George W. Bush im Oktober 2008 offiziell als Atommacht und als strategischer Partner der USA im asiatisch-pazifischen Raum anerkannt worden war. Ein Gegengewicht zur aufsteigenden Weltmacht China sollte Indien nach Meinung der Regierung Obama aber schon deswegen bleiben, weil die Volksrepublik ihre militärischen Kapazitäten immer weiter ausbaute: Im März 2011 kündigte Peking eine Steigerung seines Militärbudgets um 91Milliarden Dollar und damit um 13Prozent gegenüber dem Vorjahr an – Zahlen, die nach Einschätzung des Pentagons weit hinter der Realität zurückblieben.


  Der Gedanke an eine Eindämmung Chinas war immer präsent, wenn Mitglieder der Regierung Obama die Bedeutung des pazifisch-asiatischen Raumes für die USA betonten. Am 22. Juli 2009 unterzeichnete Außenministerin Hillary Clinton in Bangkok den ASEAN-Vertrag über Freundschaft und Zusammenarbeit – ein Abkommen mit den zehn Mitgliedstaaten der Association of South East Asian Nations, das heißt Brunei, Indonesien, Malaysia, Philippinen, Singapur, Thailand, Vietnam, Myanmar, Laos und Kambodscha. Im November 2009 nahm Präsident Obama am Gipfeltreffen der Asiatic Pacific Economic Cooperation (APEC) in Singapur teil. Hillary Clinton sprach in diesem Zusammenhang von «America’s Pacific Century». Obama selbst nannte sich in Tokio im November 2009 unter Anspielung auf seinen Geburtsort Honolulu den «ersten pazifischen Präsidenten der USA». Vor dem australischen Parlament in Canberra erklärte der Präsident am 17. November 2011, es sei eine «deutliche Gewichtsverlagerung», daß die USA nach einem Jahrzehnt mit zwei blutigen Kriegen im Mittleren Osten ihre Aufmerksamkeit nunmehr dem großen Potential der asiatisch-pazifischen Region zuwendeten. Er bezeichnete sein Land als eine «pazifische Nation» und kündigte an, daß die Vereinigten Staaten im 21.Jahrhundert im asiatisch-pazifischen Raum überall dabei sein würden.


  Was Obama und die Chefin des State Department postulierten, war nicht weniger als ein Strategiewechsel. Die Zeit, in der die europäischen Demokratien die am stärksten umworbenen Partner der USA waren, war offenkundig abgelaufen. Die Welt befand sich, wie es Richard N. Haass, der Präsident des amerikanischen Council on Foreign Affairs, ausdrückte, in der «Post-Atlantik-Ära der internationalen Beziehungen». Diese Entwicklung war seit der Epochenwende von 1989/91, die das Ende des Kalten Krieges brachte, absehbar gewesen. In den jugoslawischen Nachfolgekriegen der neunziger Jahre hatte es sich gezeigt, daß die Europäische Union die ihr von Washington zugedachte Rolle als Ordnungsmacht auf dem Balkan noch nicht übernehmen konnte, die Vereinigten Staaten also erneut einspringen mußten. Inzwischen galt Europa als befriedet und so wenig bedroht, daß man es weitgehend sich selbst überlassen konnte. Die NATO wurde durchaus noch gebraucht, aber weniger zum Schutz Europas vor einer eventuellen neuen Bedrohung aus dem Osten als zur Abwehr gemeinsamer Herausforderungen des Westens wie der durch den islamistischen Terror und Staaten, die ihm als Rückzugsräume dienten – als globales Interventionsbündnis mithin.


  Nach dem Untergang des Kommunismus in Europa und im asiatischen Teil der Sowjetunion war nicht das eingetreten, was Francis Fukuyama 1989 vorhergesagt hatte: die globale Durchsetzung des Ordnungsmodells der westlichen Demokratie. Die USA waren noch immer die mächtigste Nation der Welt, aber von einer weltumspannenden Hegemonie weit entfernt. Sie waren im Zuge der Globalisierung der Finanzmärkte mittlerweile von der Volksrepublik China ähnlich abhängig wie diese von den USA – eine Entwicklung, die inzwischen so weit gediehen war, daß man fast schon von einer wechselseitigen strukturellen Nichtangriffsfähigkeit sprechen konnte. Für Richard Haass war die «Non-Polarität» das Hauptmerkmal des 21.Jahrhunderts: «Die Welt wird von Dutzenden Akteuren geprägt, die jeweils über unterschiedlich große militärische, wirtschaftliche und kulturelle Macht verfügen.» Der Machtverlust des Westens war evident, der Triumphalismus der Ära von George W. Bush eine peinliche Erinnerung.


  Von den beiden Kriegen, die der jüngere Bush begonnen hatte, war einer, der gegen den Irak, aus Obamas Sicht ein schwerer Fehler gewesen, und das nicht zuletzt deshalb, weil er zu Lasten des amerikanischen Engagements in Afghanistan ging: jenes anderen Krieges, den Obama für legitim und notwendig hielt. Während des Wahlkampfes hatte er einen Rückzug der amerikanischen Truppen aus dem Irak innerhalb von 16 Monaten in Aussicht gestellt. Ins Weiße Haus gelangt, nannte er am 27. Februar 2009 einen Zeitraum von 19 Monaten: Bis spätestens Ende August 2010 sollten alle Kampftruppen den Irak verlassen und nur 50.000 seiner Soldatinnen und Soldaten als Ausbilder, Berater und Angehörige von Spezialeinheiten zur Terrorbekämpfung im Lande verbleiben.


  Daß Obama diesen Zeitplan einhalten konnte, verdankte er vor allem dem «surge»: jener von seinem Amtsvorgänger Anfang 2007 verfügten drastischen Aufstockung der amerikanischen Streitkräfte im Zweistromland, die er als Senator noch abgelehnt hatte. Den Vereinigten Staaten war im Zuge der neuen Strategie inzwischen eine Deeskalation der Kampfhandlungen gelungen: Die Zahl der im Irak getöteten GIs sank von 904 im Jahr 2007 auf 314 im Jahr darauf und auf 149 im Jahr 2009. Als der Irak am 30. Juni 2009 den offiziellen Rückzug der Amerikaner aus den Städten und Dörfern des Landes feiern konnte, standen noch 130.000 Angehörige der US-Streitkräfte im Irak. Auf sie konnte die Regierung Maliki zurückgreifen, wenn ihre eigenen militärischen und polizeilichen Fähigkeiten nicht ausreichten, um einen Rückfall in den offenen Bürgerkrieg zu verhindern.


  Tatsächlich musste Maliki die USA bereits Mitte August 2009 um Hilfe bitten, nachdem ein Bombenanschlag extremistischer Sunniten auf das Außen- und das Finanzministerium 95 Menschenleben gefordert hatte. Am 25. Oktober verübte eine der Al-Qaida nahestehende Gruppe zwei Bombenanschläge auf das Justizministerium und den Gouverneurspalast, wobei mindestens 155 Menschen starben. Nach weiteren Terrorakten mußten im Januar 2010 nochmals US-Truppen eingreifen, um an der Grenze zwischen den arabischen Provinzen des Irak und Kurdistan Kontrollposten einzurichten. Dessen ungeachtet gab Präsident Obama am 27. Januar 2010 bekannt, daß die Vereinigten Staaten, wie versprochen, ihre Kampftruppen vollständig aus dem Irak zurückziehen, die Regierung in Bagdad aber weiterhin unterstützen würden, wenn diese die angekündigten Parlamentswahlen abhalte – was dann im März 2010 auch geschah. Daß die USA entgegen der ursprünglichen Planung über den Abzug der Kampftruppen hinaus Ende 2011 ihr gesamtes militärisches Personal aus dem Irak abzogen, lag an einer Entscheidung der Regierung Maliki: Sie war nicht bereit, den amerikanischen Soldaten die von Washington geforderte strafrechtliche Immunität zuzusichern.


  Der Irakkrieg hatte von März 2003 bis Ende 2009 4370 amerikanische Soldaten das Leben gekostet. Die Zahl der getöteten irakischen Zivilisten wurde auf mindestens 100.000 geschätzt, von denen etwa 90.000 durch die Hand anderer Iraker oder ausländischer Terroristen umgekommen waren. Die Mittel, die die USA für den Irakkrieg aufgebracht hatten, wurden Ende 2009 mit 700Milliarden Dollar beziffert. Nach Meinung von Experten wie des Nobelpreisträgers für Wirtschaftswissenschaften Joseph Stiglitz und seiner Kollegin Linda Bilmes lagen sie weit höher – zwischen 1,8 und 2,7 Billionen Dollar.


  Erreicht hatten die Vereinigten Staaten den Sturz des Diktators Saddam Hussein. Das System, das ihm folgte, war aber weit davon entfernt, den Ansprüchen an einen funktionstüchtigen Rechtsstaat und eine pluralistische Demokratie zu genügen. Die andauernde Diskriminierung der sunnitischen Minderheit durch die Politiker und Parteien der schiitischen Mehrheit war ein wesentlicher Grund, weshalb das Land weiterhin durch Terroranschläge in großer Zahl erschüttert, ja an den Rand des Bürgerkrieges getrieben wurde. Vor dem März 2003 war der Irak keine Bastion des islamistischen Terrors der Al-Qaida gewesen; durch den von George W. Bush herbeigeführten Krieg wurde er es. Von einer politischen Stabilisierung der Golfregion konnte keine Rede sein. Zu den «Gewinnern» des Krieges gehörte ausgerechnet ein Erzfeind der USA: das iranische Mullahregime, das durch den Sturz Saddams seinen gefährlichsten externen Widersacher losgeworden war. In den arabischen Nationen, in denen meist Sunniten und damit Feinde des schiitischen Iran den Ton angaben, war das Ansehen der Vereinigten Staaten durch Bushs Vorgehen auf einen Tiefpunkt gesunken. Hätte Obama keinen Schlußstrich unter dieses Kapitel gezogen, wäre sein Bemühen, das Verhältnis zur islamischen Welt grundlegend zu verbessern, von vornherein vergeblich gewesen.


  Obamas Einschätzung, daß der Irakkrieg Amerika daran gehindert hatte, den Anti-Terror-Kampf in Afghanistan mit der notwendigen Entschlossenheit zu führen, traf zu. Der Krieg im Irak ließ, wie Stephan Bierling es formuliert, «den Konflikt in Afghanistan zunehmend vom Radar Washingtons schwinden und erlaubte es den Taliban, sich neu zu formieren und das Land von Pakistan aus zu infiltrieren». Um das Versäumte wiedergutzumachen und die nach Meinung des Oberkommandierenden der amerikanischen und der NATO-Truppen in Afghanistan, General McChrystal, andernfalls drohende Niederlage abzuwenden, setzte Obama am Hindukusch nunmehr auf die Strategie, der Bush seit 2007 im Irak gefolgt war: einem «surge» in Gestalt einer beträchtlichen Vermehrung der amerikanischen Truppen. Im Februar und März 2009 wurde die Zahl der am Hindukusch eingesetzten GIs in zwei Schüben um 210.000 aufgestockt. Ende November 2009 kündigte Präsident Obama die Entsendung von weiteren 30.000 Soldaten nach Afghanistan an, so daß ihre Gesamtzahl auf 100.000 anstieg. Strategisches Ziel dieses «surge» war es, die Taliban so zu schwächen, daß die verstärkt ausgebildeten afghanischen Militär- und Polizeikräfte innerhalb von etwa fünf Jahren fähig waren, allein mit den Aufständischen fertig zu werden.


  2009 war das Jahr, in dem erstmals seit 2003 mehr GIs in Afghanistan als im Irak fielen. Der «surge» bewirkte einen zeitweiligen Rückgang der Kampfeskraft der Taliban. Die Zahl ihrer Angriffe auf die alliierten Truppen ging seit 2011 zurück und damit auch die Zahl der Opfer auf der Seite der Verbündeten: Sie sank von 711 im Jahr 2010 auf 566 im Jahr 2011 und 402 im Jahr 2012. Eine wichtige Rolle bei den militärischen Erfolgen der Alliierten spielten unbemannte amerikanische Kampfdrohnen. Diese wurden nicht nur in Afghanistan, sondern auch im pakistanischen Grenzgebiet eingesetzt. Unter Obama gab es nach Ermittlungen des in London ansässigen Bureau of Investigative Journalism in Pakistan 315 solcher Einsätze (unter Bush waren es 52 gewesen). Dabei kamen neben gesuchten Terroristen und Aufständischen immer wieder unbeteiligte Zivilisten ums Leben.


  Ende September 2011 ließen die USA erstmals auch einen amerikanischen Staatsbürger, den von der CIA gesuchten islamistischen Extremisten Anwar al-Awlaki, der sich im Jemen versteckt hielt, durch einen Drohnenangriff töten. Zwei Wochen später ereilte seinen Sohn Abdulrahman al-Awlaki dasselbe Schicksal. Die Tötung eines Bürgers der USA ohne Gerichtsverfahren und Gerichtsurteil widersprach dem amerikanischen Verfassungsrecht und fundamentalen Prinzipien des Rechtsstaates: ein Sachverhalt, über den sich das Justizministerium unter Berufung auf übergesetzliche Befugnisse der Exekutivgewalt im Notstandsfall hinwegsetzte.


  Der schwerste Eingriff der NATO auf pakistanischem Gebiet erfolgte jedoch nicht mit Drohnen, sondern mit konventionellen Mitteln: Bei einem Angriff von Kampfhubschraubern im Stammesgebiet Mohmand nahe der afghanischen Grenze wurden nach Angaben der pakistanischen Armee Ende November 2011 mindestens 20 pakistanische Soldaten getötet. Die Regierung in Islamabad beantwortete die Aktion mit der zeitweiligen Unterbrechung der Nachschublieferungen der NATO nach Afghanistan.


  Formell ein Verbündeter, war die Atommacht Pakistan aus der Sicht Washingtons längst zum größten Sicherheitsrisiko des Mittleren Ostens geworden. Dank der zwielichtigen Haltung seiner Führung und namentlich des Geheimdienstes ISI gegenüber den Taliban hatte sich das Land immer mehr zu einem geheimen Operationsgebiet von Al-Qaida entwickelt. Ohne Wissen pakistanischer Stellen hätte sich auch Osama Bin Laden schwerlich jahrelang auf dem Territorium dieses Staates verstecken können. Als die CIA seinen Aufenthaltsort ermittelt hatte, unterließen es die USA wohlweislich, Islamabad von ihrem Plan zur Ausschaltung des Terroristenführers zu informieren. In der Nacht vom 1. zum 2. Mai 2011 gelang es einer amerikanischen Spezialeinheit, Osama Bin Laden und einige seiner Mitstreiter in einem befestigten Gebäudekomplex in Abbottabad in einer militärischen Sicherheitszone etwa 40Kilometer nördlich der pakistanischen Hauptstadt zu überwältigen, wobei Bin Laden und seine männlichen Gefährten getötet wurden. Die Verletzung der Souveränität Pakistans nahmen die USA billigend in Kauf.


  Die Tötung Bin Ladens, vermutlich von Anfang an der eigentliche Zweck des Kommandounternehmens, war der bislang größte Erfolg des Anti-Terror-Kampfes. Doch Al-Qaida war eine Hydra, die sich durch die Liquidierung ihrer Galionsfigur nicht aus der Welt schaffen ließ. Weder Obama noch seine engsten Mitarbeiter dürften sich in dieser Hinsicht Illusionen hingegeben haben.


  Was Afghanistan betraf, begann die Verringerung der amerikanischen Militärpräsenz, wie von Obama Ende 2009 angekündigt, im Juli 2011. Abgeschlossen werden sollte der Abzug der Kampftruppen der ISAF Ende 2014. Ein «Sieg» des Westens war bis dahin nicht zu erwarten, und nur wenig sprach dafür, daß das korrupte Regime von Hamid Karzai in der Lage sein würde, sich zum vorgesehenen Zeitpunkt mit Hilfe der eigenen Sicherheitskräfte gegenüber den Taliban zu behaupten. Wo immer die Alliierten ihre Truppen abzogen, verschlechterte sich die Sicherheitslage. Zwischen Ende März und Anfang September 2013 wurden nach Angaben des Kabuler Innenministeriums mehr als 1700 Angehörige der afghanischen Polizei getötet. In der ersten Hälfte des Jahres 2013 fielen über 800 afghanische Soldaten, 300 von ihnen allein im Juni. Im gleichen Zeitraum brachten die Taliban 1300 afghanische Zivilisten um. Das waren nach Angaben der Vereinten Nationen 23Prozent mehr als in den ersten sechs Monaten des Jahres 2012.


  Was Washington vorschwebte, war eine Art von «historischem Kompromiß» zwischen den Taliban und dem Karzai-Lager – eine Lösung, über die die USA seit November 2010, von der Regierung in Kabul argwöhnisch beobachtet, in Doha, der Hauptstadt von Katar, mehrfach direkt, wenn auch ergebnislos, mit Vertretern der Taliban verhandelten. Wie immer der erstrebte Ausgleich zwischen säkularen und fundamentalistischen Afghanen aussehen mochte, sehr viel mehr als eine verbindliche Absage der Taliban an eine neuerliche Förderung des Al-Qaida-Terrors konnten die USA nach Lage der Dinge von den Geheimgesprächen nicht erhoffen. Kam es zu einer erneuten Machtübernahme der Taliban, standen nicht nur die Ergebnisse des militärischen Engagements der ISAF zur Disposition. Es war auch vieles in Frage gestellt, was einige der europäischen Verbündeten der USA und Nicht-Regierungs-Organisationen in den vergangenen Jahren an ziviler Aufbauarbeit im Bereich der Infrastruktur, der Entwicklung der Landwirtschaft, im Gesundheits- und Schulwesen sowie im Hinblick auf die Herstellung der Chancengleichheit von Frauen und Männern geleistet hatten. Das Risiko eines Rückfalls in die archaischen Verhältnisse der Zeit vor 2001 war immens. Eines aber war den Regierungen aller Verbündeten bewußt: Von der Notwendigkeit einer zeitlich unbegrenzten Fortsetzung des Krieges in Afghanistan würden die Völker der westlichen Demokratien nicht zu überzeugen sein.


  Eine zweite Amtszeit von Obama war durchaus nicht sicher. Nach der Tötung von Osama Bin Laden waren die Popularitätswerte des Präsidenten im Mai 2011 auf rund 60Prozent gestiegen; während der Auseinandersetzungen um die Begrenzung der Staatsschuld im August 2011 fielen sie auf etwas über 40Prozent. Von Anfang an hatte Obama mit dem Mißtrauen, ja dem Haß vieler seiner konservativen Landsleute zu kämpfen, von denen nicht wenige der Behauptung Glauben schenkten, er sei gar nicht in den Vereinigten Staaten geboren und habe nur auf Grund gefälschter Angaben ins Weiße Haus einziehen können. Die Agitatoren der ultrarechten «Tea Party» stellten ihn als verkappten Sozialisten dar: ein Vorwurf, mit dem vor allem sein wichtigstes innenpolitisches Anliegen, die Gesundheitsreform, in Mißkredit gebracht werden sollte. Der republikanische Bewerber um die Präsidentschaft, der frühere Gouverneur von Massachusetts und vormalige Mitgründer der Private-Equity-Gesellschaft Bain Capital, Mitt Romney, der als moderat liberaler Vertreter der «Grand Old Party» galt, hätte vermutlich bessere Chancen gehabt, im November 2012 zum Nachfolger Obamas gewählt zu werden, wenn er nicht im Wahlkampf durch unbedachte Äußerungen dem Gefühl Auftrieb gegeben hätte, ein Kandidat nach dem Herzen der «Superreichen» zu sein. Sein «running mate», der Abgeordnete Paul Ryan, konnte diesen Nachteil nicht ausgleichen: Er sprach mit seinen dezidiert «rechten» Positionen eher konservative Republikaner als bisherige Wähler der Demokraten an.


  Aus den Wahlen vom 6. November 2012 ging Obama, der wie 2008 mit Joe Biden als Kandidat für das Amt des Vizepräsidenten antrat, mit einem Stimmenanteil von 51,1Prozent als Sieger hervor. Auf Romney entfielen 47,2Prozent. Von den Wahlmännern und Wahlfrauen standen 206 hinter ihm, 126 weniger als hinter Obama. Bei den gleichzeitigen Wahlen eines Drittels der Senatoren konnten die Demokraten ihre Mehrheit ausbauen: Sie gewannen zwei Sitze hinzu und kamen auf 53 Senatoren, die Republikaner auf 45, zwei weniger als zuvor. Im Repräsentantenhaus konnten die Republikaner trotz eines Verlustes von 8 Sitzen an die Demokraten ihre Mehrheit behaupten: 234 republikanischen Abgeordneten standen nunmehr 201 demokratische gegenüber.


  Fünfeinhalb Wochen nach der Wiederwahl Obamas, am 14. Dezember 2012, kam es an der Sandy Hook Elementary School in Newton, Connecticut, zum Amoklauf eines ehemaligen Schülers. 20 Kinder und 7 Erwachsene wurden dabei getötet. Der Präsident ergriff sogleich die Initiative zu einer Verschärfung des Waffenrechts. Am 16. Januar 2013 ersuchte er den Kongreß unter anderem, ein ausgelaufenes Verbot von Sturmgewehren und anderen halbautomatischen Waffen erneut zu erlassen. Doch die mächtige Lobby der Waffenbesitzer, die National Rifle Association (NRA), erwies sich als stärker. Sie trat als Verteidigerin des in der Verfassung verbrieften Rechts der Amerikaner, Waffen zu tragen, auf und gewann für diese Position eine Mehrheit im Senat. Am 17. April 2013 wies dieser mit 54 zu 46 Stimmen den Vorstoß des Präsidenten zurück und bereitete ihm damit eine schwere innenpolitische Niederlage.


  Um die Jahreswende 2012/13 erlebten die USA einen neuen Konflikt um die Begrenzung der Staatsverschuldung. Zum Beginn des neuen Jahres drohte ein «fiscal cliff»: die automatische Kombination von Steuererhöhungen und Sparmaßnahmen für den Fall, daß es nicht gelang, eine Überschreitung der gesetzlich zulässigen Obergrenze der Staatsschuld zu verhindern. Erst nach wochenlangem Ringen zwischen Präsident und Regierung kam in der Nacht vom 1. zum 2. Januar 2013 ein Kompromiß zustande: Der Präsident mußte unter dem Druck der Republikaner auf die geplante Erhöhung der Abgaben der Wohlhabenden mit einem Jahreseinkommen von mindestens 250.000 Dollar verzichten. Er konnte lediglich höhere Einkommensteuern für «Singles» ab 400.000 und Ehepaare ab 450.000 Dollar durchsetzen und mußte überdies in Kürzungen von einigen Sozialprogrammen einwilligen. Wäre der Einigungsversuch gescheitert, hätte das für die amerikanische Wirtschaft einen schlagartigen Geldentzug von einer halben Billion Dollar bedeutet. Die USA und mit ihnen die Welt wären in eine Rezession abgestürzt. Obama hatte Zeit bis zum nächsten «fiscal cliff» gewonnen: ein wichtiger, aber höchst prekärer Erfolg des Präsidenten.


  Im Herbst 2013 kam es zum nächsten Machtkampf zwischen Obama und dem Kongreß. Unter dem massiven Druck der «Tea Party» blockierte die republikanische Mehrheit im Repräsentantenhaus die rechtzeitige Verabschiedung des Staatshaushaltes bis zum 30. September, wobei sie von der Annahme ausging, daß sie Obama auf diese Weise zu einer teilweisen Rücknahme der 2012 in Kraft getretenen, den Konservativen verhaßten Gesundheitsreform («Obamacare») bewegen könne. (Am 1. Oktober begann eine neue Phase der Reform.) Da der Präsident nicht bereit war, sich dieser Erpressung zu beugen, war die Regierung gezwungen, am 1. Oktober einen großen Teil der Behörden und Einrichtungen des Bundes, darunter Museen, Bibliotheken und Nationalparks, zu schließen und die dort beschäftigten Bediensteten in einen unbezahlten Zwangsurlaub zu schicken.


  Bedrohlich und für das internationale Ansehen der Vereinigten Staaten in hohem Maß schädlich wurde die Haushaltskrise dadurch, daß die USA ohne Erhöhung der gesetzlichen Schuldenobergrenze vom 17. Oktober ab keine Kredite mehr aufnehmen durften und kurz darauf in den Zustand der Zahlungsunfähigkeit eintreten mußten. Erst am 16. Oktober, gewissermaßen in letzter Minute, kam ein Kompromiß zustande: Die Schuldengrenze wurde bis zum 7. Februar 2014 angehoben und ein Übergangshaushalt für die Zeit bis zum 15. Januar 2014 verabschiedet. Eine katastrophale Weltwirtschaftskrise, ausgelöst durch eine politische Krise in der größten Volkswirtschaft der Welt, war damit noch einmal mit knapper Not vermieden worden. Eine zeitlich weiterreichende Einigung erzielten die Unterhändler von Demokraten und Republikanern am 11. Dezember 2013: Sie verständigten sich auf die Umrisse eines Budgets, das die Zahlungsfähigkeit der USA bis Ende 2015 sicherte und der Regierung für diesen Zeitraum Planungssicherheit verschaffte. Mitte Februar 2014 folgte die Erhöhung der Schuldenobergrenze bis zum März 2015 durch beide Häuser des Kongresses.


  Auch auf der internationalen Bühne stieß Obama immer wieder an die Grenzen seiner Macht. Die Zeiten waren vorbei, in denen die Vereinigten Staaten Lateinamerika als ihren «Hinterhof» behandeln konnten, in dem sie, wenn sie Entwicklungen als bedrohlich empfanden, mit militärischer Macht eingriffen, um ihnen genehme Verhältnisse herzustellen. Die USA konnten nicht mehr wie in der Zeit des Kalten Krieges die Gefahr beschwören, daß ein Linksruck in einem mittel- oder südamerikanischen Land ein «zweites Kuba» und damit eine Veränderung des globalen Gleichgewichts zugunsten des weltpolitischen Widerparts, der Sowjetunion, nach sich ziehen würde. Sie mußten hinnehmen, daß in Venezuela der 1998 an die Macht gelangte Hugo Chávez seit 2006 die Errichtung eines «Sozialismus des 21.Jahrhunderts» propagierte, eine scharf antiamerikanische Politik betrieb und demonstrativ enge Beziehungen zu Gegnern der USA wie Kuba und Iran unterhielt. Sie hatten auch keine andere Wahl als zu tolerieren, daß der Anfang 2006 gewählte bolivianische Präsident Evo Morales seine Politik von Anfang an am Vorbild von Chávez ausrichtete. Als der Präsident von Ecuador, Rafael Correa, im Juni 2012 dem von den USA gesuchten Sprecher der Enthüllungsplattform WikiLeaks und Initiator der Veröffentlichung von etwa 800.000 amerikanischen Geheimdokumenten, Julian Assange, in der Londoner Botschaft seines Landes Asyl gewährte, blieb der Regierung in Washington nur der verbale Protest. Eine Änderung der Haltung von Correa bewirkten sie damit nicht.


  Obama war noch kein Jahr im Amt gewesen, als ihm am 10. Dezember 2009 in Oslo der Friedensnobelpreis verliehen wurde. Die überraschende Ehrung galt weniger den bisherigen Taten als den guten Absichten des amerikanischen Präsidenten und den Hoffnungen, die vor allem Europa damit verband. Obamas Dankrede war ein Balanceakt zwischen Realismus und Idealismus. Die Mittel des Krieges hätten ihren Platz bei der Bewahrung des Friedens, sagte er, aber ein noch so gerechter Krieg führe immer zu menschlichen Tragödien. «Tapferkeit und Opfermut des Soldaten sind rühmenswert, denn sie drücken die Liebe zum Heimatland, zur Sache und zu den Kameraden aus. Aber der Krieg selbst ist niemals rühmenswert, und wir dürfen ihn nie so verkaufen, als wäre er es. Also lautet eine der Herausforderungen, denen wir gegenüberstehen, diese beiden anscheinend unvereinbaren Wahrheiten miteinander in Einklang zu bringen – daß der Krieg mitunter notwendig und trotzdem in gewisser Hinsicht ein Ausdruck des menschlichen Wahns ist.»


  Obama war angetreten, um Amerika aus zwei Kriegen herauszuführen, die George W. Bush begonnen hatte: dem im Irak und dem in Afghanistan. Im Irak schien das zumindest äußerlich zu gelingen, ohne daß man von einer Befriedung des Landes sprechen konnte. Ob sich ein ähnlich fragiler «Erfolg» in Afghanistan erringen lassen würde, war zu Beginn der zweiten Amtszeit Obamas noch völlig offen. Sein Bestreben, Amerika nicht in neue Kriege zu verwickeln, konnte der Präsident nicht so konsequent beibehalten, wie er es beim Amtsantritt gehofft hatte. Bei der Behandlung der «Arabellion», der Massenbewegungen gegen die autoritären Regime in Nordafrika, der Golfregion und im Nahen Osten, wird darauf zurückzukommen sein. Daß er in Krisensituationen als «Zauderer» erschien, nahm Obama in Kauf: Er wollte nicht in die Fußstapfen seines Vorgängers treten, dessen Bedenkenlosigkeit, ja Hybris, Amerika mit einem dramatischen Verlust an Ansehen und tatsächlichem Einfluß bezahlt hatte.


  Obama hatte, was die Abkehr von Bushs inneren Anti-Terror-Kampf anging, das liberale Amerika und die Liberalen aller Länder enttäuscht. Sein Verhalten war zu einem großen Teil Ausdruck der Kräfteverhältnisse im Kongreß, der ihm mehr Liberalität, etwa in Sachen Guantánamo, nicht gestattete. Aber es war auch nie Obamas Absicht gewesen, die Sicherheitsinteressen seines Landes, so wie er sie einschätzte, der Bewahrung der Bürgerrechte unterzuordnen. Deswegen nahm er lange Zeit keinen Anstoß an den Überwachungspraktiken der NSA, gleichviel ob sie amerikanische Bürger oder verbündete Staaten betrafen. Dem Drohnenkrieg legte er sogar noch weniger Fesseln an als Bush. Der 44. Präsident der USA war immer auch Machtpolitiker, als solcher aber vom Wunschdenken sehr viel freier als sein Vorgänger. Er war ein politischer Intellektueller, der nie davon abließ, die möglichen Folgen seines Tuns sorgfältig abzuwägen. Eben darin lag ein fundamentaler Unterschied zur Politik des vorherigen Präsidenten – ein Unterschied, den auch die meisten derer nicht aus dem Auge verloren, die nach den Erfahrungen von Obamas erster Amtszeit die zweite mit großer Skepsis beobachteten.[1]


  Berlin, London, Paris: Drei Staaten im Kampf mit der Krise


  Im Jahr 2009 steckten alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union, mit der einen, bemerkenswerten Ausnahme Polens, tief in der Rezession. Von den drei größten Volkswirtschaften, der deutschen, der französischen und der britischen, war die deutsche nach den Angaben von Eurostat mit einer negativen Wachstumsrate von 5,1Prozent des Bruttoinlandsprodukts fast so schwer betroffen wie die britische (–5,2Prozent) und sehr viel stärker als die französische (–3,1Prozent). Im August 2009 zeigten sich erste Lichtblicke am deutschen Konjunkturhimmel. Für das folgende Jahr war wieder eine Zuwachsrate zu erwarten. Mit 4,0Prozent fiel sie dann überraschend kräftig aus.


  Das wichtigste politische Ereignis des Herbstes 2009 war die Bundestagswahl. Die CDU/CSU kam auf 33,8Prozent, ihr zweitschlechtestes Resultat seit 1949. Die SPD fiel auf 23Prozent: eine Einbuße von 11Prozent und das schwächste Ergebnis der Partei in der Geschichte der Bundesrepublik. Von den Verlusten der Sozialdemokraten profitierte eine scharfe Kritikerin der sozialdemokratischen Sozialstaatsreformen: die Partei Die Linke, der im März 2006 geschaffene Zusammenschluß der ostdeutschen Partei des Demokratischen Sozialismus und der in Westdeutschland aktiven Wählerinitiative Arbeit und soziale Gerechtigkeit: Sie kam auf 11,9Prozent. Die FDP erreichte mit 14,6Prozent ein geradezu triumphales Resultat. Die Grünen stießen mit 10,7Prozent erstmals in den zweistelligen Bereich vor. Zusammen verfügten Unionsparteien und Freie Demokraten mit 332 von 622 Mandaten über eine Mehrheit: Es reichte bequem für die von beiden erstrebte schwarz-gelbe Koalition. Am 28. Oktober 2009 wurde das zweite Kabinett von Bundeskanzlerin Angela Merkel vereidigt. Das Amt des Vizekanzlers übernahm der neue Außenminister, der Vorsitzende der FDP, Guido Westerwelle. An die Spitze des in der europäischen Schuldenkrise besonders wichtigen Finanzministeriums trat der bisherige Innenminister Wolfgang Schäuble von der CDU.


  Das «bürgerliche» Regierungsbündnis verscherzte sich sogleich viele Sympathien, als es zu Beginn der neuen Legislaturperiode auf Drängen von FDP und CSU den Hoteliers für Übernachtungen den niedrigen Umsatzsteuersatz von 7 (anstatt bisher 19) Prozent zugestand: ein klassischer Fall von Klientelpolitik, wie nicht nur die Opposition meinte. Im Juni 2010 schlug Verteidigungsminister Karl-Theodor zu Guttenberg von der CSU fast handstreichartig eine Bundeswehrreform mit dem Ziel vor, die Bundeswehr bis 2011 in eine Freiwilligenarmee von 150.000 bis 180.000, zuletzt 185.000 Mann zu verwandeln, um sie besser als bisher für globale Einsätze unter dem Dach der Vereinten Nationen oder der NATO fähig zu machen. Am 24. März 2011 setzte der Bundestag mit überwältigender Mehrheit die allgemeine Wehrpflicht aus. Verteidigungsminister war inzwischen der bisherige Innenminister Thomas de Maizière. Er hatte am 3. März Guttenberg abgelöst, der zwei Tage vorher wegen einer Plagiatsaffäre um seine Doktorarbeit zurückgetreten war.


  Leidenschaftlich umstritten war in der deutschen Öffentlichkeit die Entscheidung der Bundesregierung, aus dem von Rot-Grün zwischen 2000 und 2002 eingeleiteten «Atomausstieg» auszusteigen: Sie verlängerte im Oktober 2010 die Laufzeiten aller 17 «aktiven» deutschen Atomkraftwerke, wobei die sieben ältesten, vor 1980 in Betrieb gegangenen Nuklearkraftwerke 8, die übrigen 14 zusätzliche Betriebsjahre erhielten. Dem «Ausstieg aus dem Ausstieg» sollte jedoch schon bald der «Ausstieg aus dem Ausstieg aus dem Ausstieg» folgen. Am 11. März 2011 löste ein verheerender Tsunami vor der Küste des nordöstlichen Japan eine Katastrophe in vier Kernreaktoren des Atomkraftwerks Fukushima aus. Die Kernschmelze im Fernen Osten, der größte Atomunfall seit jenem von Tschernobyl im Jahr 1986, löste in Deutschland einen Schock aus und veranlaßte die Kanzlerin, drei Tage später in Abstimmung mit Umweltminister Norbert Röttgen (CDU) und Wirtschaftsminister Rainer Brüderle (FDP) ein «Atom-Moratorium» anzukündigen. Auf Druck einer umstrittenen Anwendung eines Paragraphen des Atomgesetzes wurden die älteren Atomkraftwerke zunächst für die Dauer von drei Monaten, dann Ende Mai endgültig abgeschaltet. Für die übrigen Kernkraftwerke beschloß die Bundesregierung im Juni 2011 einen stufenweisen Atomausstieg Deutschlands bis 2022. Die Grünen und die Sozialdemokraten konnten sich bestätigt fühlen: Die Regierungsparteien sahen sich genötigt, die «Energiewende», die sie eben noch zu korrigieren versucht hatten, nunmehr verstärkt zu ihrer Sache zu machen.


  Der Zickzackkurs der Koalition trug dazu bei, daß die «schwarzgelben» Regierungsparteien bei einer Reihe von Landtagswahlen schmerzhafte Niederlagen erlitten. Auf den Verlust der Regierungsmacht in Nordrhein-Westfalen im Mai 2010 folgte im März 2011 der in Baden-Württemberg, wo die Grünen zur zweitstärksten Partei aufstiegen und mit Winfried Kretschmann erstmals, und zwar in einer Koalition mit den Sozialdemokraten, den Ministerpräsidenten eines Bundeslandes stellen konnten. Die FDP mußte überall schwere Verluste hinnehmen und verfehlte bei fünf Landtagswahlen des Jahres 2011, so im März in Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz, den Wiedereinzug in den Landtag. Mitte Mai 2011 trat Guido Westerwelle nach heftigen internen Auseinandersetzungen als Parteivorsitzender zurück. Sein Nachfolger wurde der bisherige Gesundheitsminister Philipp Rösler, der ins Wirtschaftsministerium wechselte und das Amt des Vizekanzlers übernahm. Westerwelle blieb Außenminister.


  Reformen, die einen Vergleich mit denen von Rot-Grün oder auch der anschließenden Großen Koalition aushalten würden, konnte das zweite Kabinett Merkel nicht in seine Annalen schreiben, und ebensowenig eine öffentliche Debatte über die Richtung, in die sich Deutschland und Europa nach Meinung der Regierungsparteien entwickeln sollten. Das von der CSU im November 2012 durchgesetzte «Betreuungsgeld» für Eltern, die ihre Kinder im zweiten und dritten Lebensjahr selbst betreuten, ohne öffentliche Angebote wie Kindertagesstätten in Anspruch zu nehmen, war auch in den eigenen Reihen umstritten und konnte mit guten Gründen als Schritt rückwärts bezeichnet werden, der zu Lasten des neuerdings so genannten «Prekariats», das heißt im konkreten Fall einkommensschwacher und bildungsferner Familien, vor allem solcher mit «Migrationshintergrund», ging.


  Die Neuerungen der Vorgängerregierungen, obenan die «Agenda 2010», und die beharrliche «Lohnzurückhaltung» seitens der Gewerkschaften wirkten jedoch so stark nach, daß Deutschland im Wahljahr 2013 wirtschaftlich weit besser dastand als fast alle anderen Länder der Währungsunion und dank seiner florierenden Exportindustrie als Konjunkturlokomotive fungieren konnte. Die Arbeitslosenzahlen waren weiter gesunken: von 7,7Prozent im Jahr 2009 bis auf 5,4Prozent im Juli 2013. Im Jahr 2012, als die Eurozone insgesamt mit einem Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um 0,6Prozent in einer Rezession steckte, gehörte Deutschland mit 0,7Prozent zu den Ländern mit dem größten Wirtschaftswachstum. Die Art und Weise, wie Angela Merkel im Kreis der europäischen Staats- und Regierungschefs die Krise der Währungsunion zu entschärfen und gleichzeitig deutsche Interessen zu wahren versuchte, sicherte ihr anhaltend hohe Popularitätswerte. Bei der Bundestagswahl vom 22. September 2013 durfte sie infolgedessen für ihre Partei mit einem guten Ergebnis rechnen.


  Tatsächlich erhielten die CDU und die CSU 41,5Prozent der Stimmen und verfehlten mit 311 von 630 Mandaten nur knapp die absolute Mehrheit von 316 Abgeordneten. Doch die Unionsparteien verloren ihren liberalen Koalitionspartner: Die FDP, die ihr zentrales Wahlkampfversprechen von 2009, ein neues, die Bürger entlastendes, einfacheres und gerechteres Steuersystem nicht hatte einlösen können und allgemein als politisch zunehmend inhaltsleer empfunden wurde, erhielt nur 4,8Prozent, womit ihr erstmals seit 1949 der Einzug in den Bundestag nicht gelang. Die SPD, die mit dem ehemaligen Finanzminister Peer Steinbrück als Kanzlerkandidat in den Wahlkampf gezogen war und eine neue rot-grüne Koalition angestrebt hatte, erzielte mit 25,7Prozent das zweitschlechteste Ergebnis in der Geschichte der Bundesrepublik; es lag um nur 2,7Prozentpunkte über dem Stand von 2009. Drittstärkste Partei wurde die Partei Die Linke mit 8,6Prozent. Eine neue, «euroskeptische» Partei, die Alternative für Deutschland, deren Kernforderung das Ausscheiden der Krisenländer aus der Eurozone war, scheiterte mit 4,7Prozent an der Fünfprozenthürde. Da die SPD im Wahlkampf unter Hinweis auf unüberbrückbare Gegensätze in der Sicherheits-, Europa- und Wirtschaftspolitik ein Zusammengehen mit der Partei Die Linke abgelehnt hatte und die Gräben zwischen CDU/CSU und Grünen sich einstweilen als unüberwindbar erwiesen, war eine Große Koalition aus Union und Sozialdemokraten die einzig realistische Option eines mehrheitsfähigen Regierungsbündnisses.


  Am frühen Morgen des 27. November 2013 unterzeichneten die Vorsitzenden der CDU, der CSU und der SPD – Angela Merkel, Horst Seehofer und Sigmar Gabriel – nach fünfwöchigen Verhandlungen den Koalitionsvertrag. Die Unionsparteien konnten den Verzicht auf Steuererhöhungen und «Eurobonds», also gemeinsame europäische Schuldverschreibungen mitsamt gemeinsamer Haftung, als Erfolg verbuchen, desgleichen die «Mütterrente», das heißt zusätzliche Leistungen für die bisher schlechtergestellten Frauen, die vor 1992 Kinder zur Welt gebracht hatten. Die Sozialdemokraten hatten die heftig umstrittene Einführung eines flächendeckenden, einheitlichen, gesetzlichen Mindestlohns in Höhe von 8,50 Euro in ganz Deutschland bis 2017 und die «Rente mit 63» für ältere Arbeitnehmer durchgesetzt, die 45 Jahre lang Versicherungsbeiträge gezahlt hatten, außerdem die doppelte Staatsangehörigkeit für in Deutschland geborene und aufgewachsene Kinder von Migranten auch nach Vollendung des 18. Lebensjahres und damit den Wegfall des Zwangs, sich zu diesem Zeitpunkt zwischen der deutschen und der Staatsangehörigkeit der Eltern zu entscheiden.


  Kritiker sprachen von einem Schönwetterprogramm: Wie es im Fall einer ungünstigen Wirtschaftsentwicklung ohne Steuererhöhungen oder weitere Verschuldung finanziert werden solle, sei unklar. Ein anderer, ebenfalls wohlbegründeter Einwand lautete, das Wohl der Rentner liege den künftigen Regierungspartnern offenkundig mehr am Herzen als das der jüngeren Generation. Bemängelt wurde zudem, daß der Koalitionsvertrag der notorischen Vernachlässigung der Infrastruktur, vor allem von Straßen, Kanälen und Brücken, nicht die gebührende Aufmerksamkeit schenkte und kaum etwas enthielt, was geeignet war, der wachsenden Ungleichheit in der Verteilung von Einkommen und Vermögen und damit der Verfestigung des «Prekariats» entgegenzuwirken.


  Die schwerste Hürde, die der Vertrag noch nehmen mußte, war eine briefliche Urabstimmung der knapp 475.000 Mitglieder der SPD. Am 14. Dezember lag das Ergebnis vor: Bei einer Beteiligung von 77,86Prozent hatten 75,96Prozent für die Vereinbarung gestimmt. Tags darauf gaben die Parteien die Namen ihrer Kabinettsmitglieder bekannt. Die CDU stellte einschließlich des Kanzleramtsministers Peter Altmaier sechs, die SPD ebenfalls sechs, die CSU drei Minister. Von den CDU-Mitgliedern des bisherigen Kabinetts behielt Wolfgang Schäuble das Finanzministerium; Thomas de Maizière wechselte vom Verteidigungs- ins Innenministerium; die bisherige Arbeitsministerin Ursula von der Leyen wurde Verteidigungsministerin. Hans-Peter Friedrich von der CSU, seit 2011 Innenminister, wurde neuer Landwirtschaftsminister, Alexander Dobrindt, bislang Generalsekretär der CSU, übernahm das Verkehrsministerium. Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel wurde Vizekanzler und Bundesminister für Wirtschaft und Energie; Frank-Walter Steinmeier, der bisherige Fraktionsvorsitzende der SPD, kehrte an die Spitze des Auswärtigen Amts zurück, das er schon einmal, von 2005 bis 2009, geleitet hatte. Andrea Nahles, bislang Generalsekretärin der SPD, wurde Arbeitsministerin, ihr Parteifreund Heiko Maas, der Wirtschaftsminister des Saarlands, Justizminister.


  Am 17. Dezember 2013 wurde Angela Merkel zum dritten Mal zur Bundeskanzlerin gewählt. Sie erhielt 462 von 621 abgegebenen Stimmen – 42 weniger, als die Große Koalition über Sitze verfügte und 39 weniger, als Abgeordnete von CDU/CSU und SPD an der Abstimmung teilnahmen. Am gleichen Tag wurden die Mitglieder des dritten Kabinetts Merkel von Bundespräsident Joachim Gauck ernannt und von Bundestagspräsident Norbert Lammert im Bundestag vereidigt. Die längste Regierungsbildung in der Geschichte der Bundesrepublik war damit zwölf Wochen nach der Bundestagswahl an ihr Ende gelangt.


  Ein rundes Jahr nach Bildung der Großen Koalition waren die meisten ihrer innenpolitischen Vorhaben in Gesetzesform gebracht und verabschiedet worden. In den Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit rückte seit September 2014 ein Problem der äußeren Sicherheit, dessen Ausmaße erst im Zusammenhang mit dem Vormarsch der Terrormiliz Islamischer Staat in Syrien und im Irak sichtbar wurden: Die Bundeswehr war allenfalls bedingt einsatzbereit.


  Von den langfristig angelegten Rüstungsprojekten waren viele auf Grund industrieller Fehlplanungen nicht zum Abschluß gelangt, die Kosten aber explodiert; infolge gravierender technischer Mängel stand ein großer Teil der vorhandenen Transportflugzeuge, Eurofighter und Hubschrauber nicht zur Verfügung: ein nur durch jahrzehntelange Vernachlässigung und letztlich eine fast schon «pazifistisch» anmutende Distanz zu allem Militärischen erklärbarer Zustand, der schlecht mit den offiziellen Bekenntnissen zusammenpaßte, Deutschland müsse künftig mehr internationale Verantwortung übernehmen.


  Das Verteidigungsministerium bedurfte infolgedessen einer durchgreifenden Umorganisation und vor allem einer Begrenzung des Einflusses der sogenannten «Afghanistan Connection», einer Gruppe von Offizieren des Heeres, der Experten es anlasteten, daß die Bundeswehr auf die eigentliche Landesverteidigung kaum vorbereitet und die Ausrüstung von Marine und Luftwaffe in den vergangenen Jahren gegenüber der des Heeres benachteiligt worden war. Die Bundesrepublik mußte lernen, daß sie auch auf militärischem Gebiet eine ihrer Wirtschaftskraft entsprechende Leistung zu erbringen hatte. Verweigerte sie sich dieser Einsicht, stand ihre Glaubwürdigkeit als Mitglied des westlichen Bündnisses und damit ihr außenpolitisches Ansehen auf dem Spiel.


  Anders als Deutschland hatte das Vereinigte Königreich in der Blütezeit des Neoliberalismus einen Prozeß der radikalen Entindustrialisierung durchlaufen. Während der Anteil des produzierenden Gewerbes am Bruttoinlandsprodukt in Deutschland den Daten von Eurostat zufolge zwischen 2000 und 2011 von 22,27 auf 22,63Prozent anstieg, sank er in Großbritannien, dem Mutterland der Industriellen Revolution, von 15,59 auf 10,86Prozent. Die Zahl der industriellen Arbeitsplätze fiel im gleichen Zeitraum von 8,7 auf 2,5Millionen. Die Weltfinanzkrise enthüllte die Schwächen der britischen Volkswirtschaft, die im wesentlichen zu einer Dienstleistungsökonomie geworden war. Das Vereinigte Königreich hatte sehr viel größere Schwierigkeiten, einen Weg aus der Rezession zu finden, als Deutschland.


  Die Labour-Regierung unter Gordon Brown trieb, um den konjunkturellen Niedergang aufzuhalten, die Staatsausgaben in die Höhe. Das Haushaltsdefizit stieg von 5,1Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2008 auf 11Prozent im Jahr 2009; im Jahr 2010 belief es sich auf 10,2Prozent. Die Staatsschuld wuchs von 57,3Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2008 auf 82,7Prozent im Jahr 2010 an. Die Arbeitslosigkeit stieg von 5,6Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung im Jahr 2008 auf 7,8Prozent im Jahr 2010. Am 8. Juni 2009 bekam die Labour Party den Zorn der Wähler zu spüren: Bei den Direktwahlen zum Europäischen Parlament fiel die Partei Gordon Browns hinter die «euroskeptischen» Konservativen und die United Kingdom Independence Party (Ukip), die den Austritt Großbritanniens aus der EU forderte, auf den dritten Platz zurück. Auch in den folgenden Monaten schnitten die Konservativen in den «opinion polls» sehr viel besser ab als die regierende Partei.


  Im Januar 2010 zeigten die Konjunkturdaten nach einer Rezessionsphase von eineinhalb Jahren wieder einen Trend nach oben. Die Labour Party sah Anlaß zur Hoffnung, bei den Unterhauswahlen, die spätestens im Mai fällig waren, zum vierten Mal in Folge über die Tories zu obsiegen. Im Februar registrierten die Meinungsforscher einen schrumpfenden Vorsprung der Konservativen von nur noch zwei Prozentpunkten vor der Labour Party. Am 6. April legte der Premierminister den Wahltermin auf den 6. Mai fest. Bei den Fernsehdebatten der drei Spitzenkandidaten schlug sich der Führer der Liberaldemokraten, Nick Clegg, besonders brillant – und so überzeugend, daß Brown, dem es zwar nicht an Sachkompetenz, wohl aber an der Eloquenz und dem Charisma eines Tony Blair fehlte, sich mehrfach dafür entschied, den Ausführungen seines Mitbewerbers einfach zuzustimmen.


  Die Wahl vom 6. Mai 2010 endete mit einem «hung parliament»: Erstmals seit 1974 erhielt keine der beiden großen Parteien eine Sitzmehrheit im Unterhaus. Die Konservativen unter dem dreiundvierzigjährigen David Cameron kamen auf 307, die Labour Party auf 258, die Liberaldemokraten auf 57 Mandate. Das Stimmenverhältnis der drei Parteien lautete 36,1 zu 29 zu 23Prozent. Konservative und Liberale verfügten zusammen über eine ausreichende Mehrheit. Labour und Liberale hätten der Unterstützung regionaler Parteien bedurft, um eine Mehrheit der insgesamt 650 Abgeordneten hinter sich zu bringen.


  Ein Bündnis mit Labour, dem Wahlverlierer, wäre für die Liberalen auf Grund ihres Verständnisses von parlamentarischer Demokratie nur schwer zu rechtfertigen gewesen. Von den Konservativen trennte sie vieles und nicht zuletzt die Europapolitik. David Cameron, der innenpolitisch bisher als Vertreter moderat fortschrittlicher Positionen hervorgetreten war, hatte 2009, um dem starken rechten, europakritischen Flügel seiner Partei entgegenzukommen, die Abgeordneten der Tories im Europäischen Parlament veranlaßt, aus der gemeinsamen Fraktion der christdemokratischen und konservativen Parteien, der Europäischen Volkspartei, auszuscheiden und sich mit der polnischen Partei Recht und Gerechtigkeit und der tschechischen ODS, den Parteien der Brüder Kaczyński und von Václav Klaus, zu einer neuen Gruppierung, den Europäischen Konservativen und Reformisten, zusammenzuschließen. Im Wahlkampf hatte Cameron zudem ein Referendum über die weitere Mitgliedschaft seines Landes in der EU angekündigt. Die Liberalen waren dagegen die mit Abstand proeuropäischste Partei Großbritanniens. Eine Koalition mit den Konservativen kam für sie nur in Frage, wenn die größere Regierungspartei sich zu einer positiven Rolle des Vereinigten Königreichs in Europa bekannte. Zu einer solchen Erklärung war Cameron bereit. Die Liberalen mußten im Gegenzug der Festlegung zustimmen, daß es keine weitere Übertragung von Hoheitsrechten an die EU ohne Abhaltung eines Referendums geben durfte.


  Ein anderes Hindernis einer konservativ-liberalen Koalitionsregierung konnte in den Verhandlungen ebenfalls aus dem Weg geräumt werden: Die Konservativen stimmten einem Referendum über die Einführung des Verhältniswahlrechts zu, das die bisherige Diskriminierung der Liberalen bei der Sitzverteilung beendet hätte. (Die Volksabstimmung, die im Mai 2011 stattfand, endete mit einer Verwerfung dieser von den Konservativen abgelehnten Neuerung.) Im übrigen verständigten sich beide Parteien auf einen strengen Sparkurs, der die Haushaltsdefizite abbauen und die Staatsverschuldung senken sollte. Die Liberaldemokraten versprachen sogar, eine von ihnen abgelehnte Erhöhung der Studiengebühren hinzunehmen, und behielten sich lediglich das Recht vor, sich bei einer Abstimmung darüber der Stimme zu enthalten. Einigkeit erzielten die beiden Parteien auch darin, daß Unterhauswahlen künftig regelmäßig alle fünf Jahre stattfinden sollten, so daß der Premierminister das Parlament nicht mehr nach Belieben schon vorher auflösen konnte. Das Renteneintrittsalter von 65 Jahren sollte nicht mehr unter allen Umständen gelten, das Pensionierungsalter von 65 auf 66 Jahre angehoben werden. Die Steuerfreibeträge waren zugunsten der einkommensschwachen Schichten anzuheben.


  Das Abkommen der beiden Parteien zog einen Schlußstrich unter die 13 Jahre, in denen «New Labour» das Land regiert und Großbritannien zu einer Art von Thermidor der «Thatcher Revolution» verholfen hatte. Die Vereinbarung vom 11. Mai 2010 legte den Grund für die erste Koalitionsregierung des Vereinigten Königreiches seit 1945. David Cameron übernahm das Amt des Premierministers, Nick Clegg wurde sein Stellvertreter und erhielt die Zuständigkeit für politische Reformen, darunter die des Wahlrechts. In das Foreign Office zog der als «Euroskeptiker» bekannte William Hague ein; Schatzkanzler wurde George Osborne, Innenministerin Theresa May – alle drei Politiker der Konservativen Partei. Die prominentesten Liberalen des Kabinetts nach Clegg waren Vince Cable als Minister für Unternehmen, Innovation und Qualifikationen und Danny Alexander als Chefsekretär des Schatzamtes.


  Eine der wichtigsten innenpolitischen Entscheidungen des Koalitionskabinetts Cameron – Clegg betraf den künftigen Status von Schottland. Sie schlug sich im Oktober 2012 in einer Vereinbarung mit der Regierung von Alex Salmond in Edinburgh nieder, dessen Scottish National Party bei den Regionalwahlen von 2011 eine absolute Sitzmehrheit erobert hatte. Das Abkommen ebnete den Weg für ein Referendum über eine klare Ja-oder-Nein-Frage zur Unabhängigkeit Schottlands; stattfinden sollte die Abstimmung vor Ende des Jahres 2014. Cameron, der väterlicherseits selbst einer schottischen Familie entstammte, ließ keinen Zweifel daran, daß er entschlossen war, alles zu tun, um Schottland im Verbund des Vereinigten Königreichs zu halten.


  Zu den weiteren innenpolitischen Reformen gehörten die heftig umstrittene Erhöhung der Studiengebühren und ein organisatorischer Umbau des staatlichen Gesundheitswesens, des National Health Service, im Sinne von Entbürokratisierung, Dezentralisierung und teilweiser Reprivatisierung. Ein Versuch, eine Obergrenze der Sozialleistungen für Familien bei 26.000 Pfund im Jahr zu ziehen, scheiterte am Widerstand der anglikanischen Kirche und des Oberhauses. Die sozialen Härten, die die Regierung Cameron den Briten zumutete, führten im August 2011 zu schweren Unruhen, unter anderem in Manchester, Birmingham und Gloucester. Die Regierung reagierte mit massiven Polizeieinsätzen auf die ausgedehnten Plünderungen und Zerstörungen, die ein grelles Licht auf ein düsteres Erbe der Ära Thatcher, aber auch auf Folgen der fahrlässigen Einwanderungspolitik der Regierung von «New Labour» warfen: die Verelendung und Perspektivlosigkeit einer breiten städtischen Bevölkerungsschicht, die sich zu großen Teilen aus Immigranten aus dem Commonwealth und anderen Ländern der Dritten Welt rekrutierte.


  Die konservative Austeritätspolitik, die mit einer lockeren Geldpolitik der Bank of England einherging, bewirkte zunächst keine wirtschaftliche Besserung. Das Haushaltsdefizit ging zwar von 10,2Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2010 auf 7,8 und 6,3Prozent in den beiden folgenden Jahren zurück, war damit aber noch immer eines der höchsten in Europa. Die Arbeitslosigkeit lag mit 8,9Prozent im Jahr 2012 um einen Prozentpunkt über dem Stand von 2010. Die britische Wirtschaft, die 2010 um 1,7 und 2011 um 1,1Prozent gewachsen war, wuchs 2012 nur noch um 0,2Prozent. Im Frühjahr 2013 entzogen zwei führende Ratingagenturen dem Vereinigten Königreich die Höchststufe AAA und bewerteten seine Kreditwürdigkeit nur noch mit der zweithöchsten Note AA+.


  Im Spätsommer 2013 aber zeichnete sich überraschend eine konjunkturelle Erholung ab: Die OECD wagte die Prognose, daß die britische Wirtschaft im laufenden Jahr nicht nur wie bisher vorhergesagt, um 0,8, sondern um 1,5Prozent wachsen würde – etwa doppelt so kräftig wie die deutsche. Tatsächlich stiegen die Immobilienpreise seit Juni 2013 so stark wie seit 2006 nicht mehr, und die Banken hatten sich soweit stabilisiert, daß der Kreditkreislauf, der lange Zeit gestockt hatte, wieder in Gang kam. Der Aufschwung war freilich in starkem Umfang auf vermehrte Staatsausgaben und wachsenden Konsum der nach wie vor hochverschuldeten privaten Haushalte zurückzuführen; die Regierung Cameron förderte massiv den Erwerb von Wohnungen und Häusern durch einkommensschwache Familien, als ob es nie eine Immobilienblase und ihre katastrophalen Folgen gegeben hätte. Die Investitionen und Exporte der Unternehmen aber stagnierten, obwohl das britische Pfund seit 2009 um rund ein Viertel abgewertet worden war. Aus den positiven Konjunkturdaten ließ sich daher keine wirkliche Trendwende ablesen: Großbritannien hatte sich noch nicht von dem «postindustriellen» Geschäftsmodell verabschiedet, durch das es in die schwere Krise von 2007/08 geraten war.


  In der Europapolitik legte sich die Regierung Cameron durch den European Union Act von 2011, der Koalitionsvereinbarung entsprechend, darauf fest, daß jede weitere, über den Vertrag von Lissabon hinausgehende Übertragung von Souveränitätsrechten an die EU der Zustimmung der Briten in einem Referendum bedurfte. Am 23. Januar 2013 ging der Premierminister erstmals ausführlich in einer Grundsatzrede auf seine Vorstellungen vom künftigen Verhältnis des Vereinigten Königreiches zur Europäischen Union ein. Er lobte die Errungenschaften des gemeinsamen Binnenmarktes und bestritt, ein britischer Isolationist zu sein, der die Zugbrücke hochziehen wolle. Ihm gehe es vielmehr um ein besseres Arrangement sowohl für Großbritannien wie für die EU («I don’t just want a better deal for Britain. I want a better deal for Europe, too»). Er sprach von einer Krise der europäischen Wettbewerbsfähigkeit («a crisis of European competitiveness») und einem Mangel an demokratischer Zurechenbarkeit («democratic accountability») europäischer Entscheidungen. Er verlangte mehr Flexibilität im Hinblick auf divergierende Interessen der Mitgliedsländer und, wo immer möglich und sinnvoll, eine Rückverlagerung von Kompetenzen von der Gemeinschaft auf die Staaten. Für die Unterhauswahlen von 2015 kündigte er die Bitte der Konservativen um ein Mandat für ein Referendum an, bei dem es um die Frage «in or out» gehen solle. Er, Cameron, wolle den Briten den Verbleib in der Union empfehlen, wenn die Ergebnisse der Verhandlungen über einen neuen Vertrag dies rechtfertigten. Seine Bedingungen für eine Reform der EU und einen Verbleib Großbritanniens in der Gemeinschaft lagen damit auf dem Tisch.


  Camerons Rede war ein Balanceakt: Sie war mindestens so sehr an die Antieuropäer in der eigenen Partei wie an die europäischen Partner gerichtet. Offenbar orientierte sich der Premierminister am Vorbild Harold Wilsons, der im Juni 1975 nach positiv verlaufenen Neuverhandlungen die Widerstände in seiner Partei, der Labour Party, gegen eine weitere Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft überwunden und in einem Referendum eine Mehrheit der Briten für ein Ja gewonnen hatte. Ob die Partner auf dem Kontinent erneut unter ultimativem Druck sich auf die schwer kalkulierbaren Risiken von Verhandlungen über einen Nachfolgevertrag für den Vertrag von Lissabon einlassen würden, war jedoch höchst fraglich.


  Auf Unterstützung für seine Pläne durfte Cameron am ehesten in Stockholm und Den Haag setzen. Aus Paris kam ein schroff ablehnendes, aus Berlin ein vergleichsweise verständnisvolles Echo, und das auch mit Blick auf Camerons Vorschlag, Befugnisse der Kommission auf die Nationalstaaten zurückzuübertragen. Der überwiegende Eindruck auf dem Kontinent aber war der, daß es dem britischen Premier weniger um eine Reform von Zuständigkeiten und Entscheidungsprozessen als um ein «Europa à la carte», um «Rosinenpickerei» oder, auf englisch, um «cherrypicking» ging – also darum, die materiellen Vorteile der Zugehörigkeit zum europäischen Binnenmarkt zu genießen, ohne die Lasten der Gemeinschaft tragen zu müssen. Insofern erschien der Inhalt der Rede nicht neu, und es sah nicht danach aus, daß sich die Mehrheit der europäischen Staaten dazu durchringen könnte, in den Vorschlägen des Londoner Regierungschefs einen «better deal» für Europa zu sehen.


  Am 18. September 2014 fand das mit großer Spannung erwartete Referendum in Schottland statt. In den letzten Umfragen hatten mal die Befürworter, mal die Gegner der Unabhängigkeit einen knappen Vorsprung vor der jeweils anderen Seite erzielt. In der Straßenwerbung dominierte jedoch eindeutig das «Yes». Mit 85Prozent lag die Beteiligung an der Abstimmung ungewöhnlich hoch. Der Abstand zwischen beiden Lagern war sehr viel größer als erwartet: Die Nein-Sager erhielten 55,3, die Ja-Sager nur 44,7Prozent.


  Vermutlich war es so, daß die «schweigende Mehrheit» vor den vielen Unsicherheiten zurückschreckte, die mit einer Trennung vom übrigen Königreich verbunden gewesen wären. Es war ungewiß, ob ein unabhängiges Schottland das britische Pfund als Währung würde behalten können und ob es mit einer raschen Aufnahme in die Europäische Union rechnen durfte – einer Entscheidung, die der Zustimmung aller 28 Mitgliedstaaten bedurfte. Da wichtige Akteure für den Fall der Unabhängigkeit mit einem Abzug gedroht hatten, war die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Schottland und namentlich die des Finanzplatzes Edinburgh in Frage gestellt. Das Argument des «Yes»-Lagers, daß ein unabhängiges Schottland über die reichen Ölreserven vor seiner Küste souverän verfügen würde, war demgegenüber von geringerem Gewicht.


  Das Nein wurde vielen dadurch erleichtert, daß die Regierung Cameron Schottland für den Fall des Verbleibs im Vereinigten Königreich eine substantielle Erweiterung der Autonomierechte, vor allem in den Bereichen Finanz-, Steuer- und Sozialpolitik, in Aussicht gestellt hatte: ein Versprechen, das er am 19. September in der Gewißheit erneuerte, daß er damit auch die Autonomisten in Wales, Nordirland und in England selbst ermutigte, ähnliche Forderungen zu stellen, ja nicht umhin konnte, eine grundlegende Dezentralisierung des Vereinigten Königreiches in Angriff zu nehmen. Der Führer der «Yes»-Kampagne, Alex Salmond, kündigte wenige Stunden nach der Bekanntgabe des Ergebnisses seinen Rücktritt als Ministerpräsident und als Vorsitzender der Scottish National Party an. Gleichzeitig versicherte er, der Kampf um die Unabhängigkeit würde bis zum Sieg weitergehen.


  Hätte sich Salmond am 18. September durchgesetzt, wäre die Folge die Auflösung der Realunion von 1707 gewesen: für Großbritannien wohl eine noch tiefere Zäsur als der Verlust des Empires. Entsprechend groß war die Erleichterung über das Scheitern der Sezession. Erfreut zeigten sich aber auch europäische Regierungen, die für den Fall eines Sieges des «Yes» einen Nachahmungseffekt in ihren Ländern befürchtet hatten. Am größten war diese Gefahr in Spanien, wo die katalonische Autonomiebewegung ihrerseits auf ein (nach Madrider Rechtsauffassung illegales) Referendum hinarbeitete. Anzunehmen war, daß ein Erfolg der schottischen Nationalisten auch den separatistischen Kräften in Flandern, auf Korsika, im norditalienischen «Padanien» und in Südtirol Auftrieb gegeben hätte. Befriedigung empfanden angesichts des Ausgangs der Abstimmung in Schottland also auch die Regierungen in Brüssel, Paris und Rom. Dasselbe galt für die EU-Kommission: Ihr blieben komplizierte Verhandlungen über einen schottischen Beitrittsantrag erspart.


  Die ethnisch heterogenen Nationalstaaten Europas hatten viel von ihrer integrierenden Kraft verloren, seit sie wichtige Hoheitsrechte mit anderen Staaten gemeinsam ausübten oder auf die supranationalen Einrichtungen der Europäischen Union übertragen hatten. Auf der anderen Seite hatte die EU den in ihr zusammengeschlossenen Nationalstaaten das Überleben in einer globalisierten Welt erleichtert, wenn nicht erst ermöglicht. Die postklassischen Nationalstaaten Europas wurden aber weiterhin als die Autoritäten empfunden, die den Schutz der Bürgerrechte und neben der inneren auch die äußere Sicherheit des Landes verbürgten. Nach dem Ausgang des schottischen Referendums durfte man erwarten, daß das auf absehbare Zeit so bleiben würde – vorausgesetzt, die «multinationalen» Nationalstaaten fanden konstruktive Antworten auf regionales Autonomiestreben.


  Wie Großbritannien hatte auch Frankreich seit dem späten 20.Jahrhundert einen Prozeß der Entindustrialisierung erlebt. Im Jahr 2000 hatte das produzierende Gewerbe 15,22Prozent zum Bruttoinlandsprodukt beigetragen; 2011 waren es nur noch 10,10Prozent. Insgesamt gingen zwischen 2003 und 2013 750.000 industrielle Arbeitsplätze verloren. 2011 stieg das Außenhandelsdefizit auf 70Milliarden Euro an. Der Rückgang der Wettbewerbsfähigkeit der französischen Industrie war offenkundig. Ihre Betriebsergebnisse lagen im Schnitt um ein Drittel niedriger als die der deutschen.


  Zu Versäumnissen und Fehlentscheidungen der Unternehmen kamen Strukturprobleme, für die «die Politik» die Verantwortung trug. Der Anteil des Staates am Wirtschaftsleben war in Frankreich traditionell überdurchschnittlich hoch. Die Staatsquote lag 2012 bei 56Prozent, verglichen mit knapp 45Prozent in Deutschland. In Frankreich war jeder fünfte Erwerbstätige im öffentlichen Dienst beschäftigt, in Deutschland jeder achte. Die Lebensarbeitszeit der Franzosen war mit 60 Jahren die niedrigste in der EU. Für die 2002 unter der sozialistischen Regierung von Lionel Jospin eingeführte 35-Stunden-Woche galt, wenn man von Finnland absieht, dasselbe. Unternehmer klagten über erdrückende Steuerlasten, hohe Sozialausgaben und einen erstarrten Arbeitsmarkt. Die Lohnstückkosten, an denen die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes vor allem gemessen wird, waren von der Einführung des Euro im Jahr 1999 bis 2012 in Frankreich um 26Prozent gestiegen, in Deutschland, dem wichtigsten Handelspartner Frankreichs aber nur um 8Prozent. Im Durchschnitt des Euroraums belief sich die Steigerung auf 21,7Prozent.


  Der Staatspräsident der Jahre 2007 bis 2012, Nicolas Sarkozy, war sich des Ernstes der Lage durchaus bewußt. Im Jahr 2010 wagte er die Kraftprobe mit der linken Opposition und den Gewerkschaften: Er setzte eine Erhöhung des Renteneintrittsalters von 60 auf 62 Jahre durch. Gegen diesen Plan hatten die Gewerkschaften ihre Anhänger mobilisiert und das französische Wirtschaftsleben, unter anderem durch Stillegung von Tankstellen, zeitweilig schwer beeinträchtigt. Am Tag der Abstimmung in der Nationalversammlung, dem 8. September, fanden Massenproteste statt, an denen sich über eine Million, nach Angaben der Gewerkschaften mehr als 2,5Millionen Menschen beteiligten. Die Streikaktionen verebbten erst nach dem Inkrafttreten des Reformgesetzes im Oktober. Die Neuerung war ein wichtiger Beitrag zur Entlastung der öffentlichen Kassen und zur Senkung der Lohnnebenkosten. Die gesetzliche Wochenarbeitszeit von 35 Stunden aber galt weiterhin als sakrosankt. Globale Wettbewerbsfähigkeit konnte Frankreich unter diesen Umständen schwerlich erreichen.


  Sehr viel weniger Widerspruch seiner Landsleute als bei der Rentenreform fand Sarkozy, als er im August 2010 illegale Lager von Roma räumen ließ, die aus Rumänien und Bulgarien nach Frankreich eingereist waren. Da die Aktion gegen das europäische Gemeinschaftsrecht verstieß, drohte die für Justiz zuständige EU-Kommissarin, die Luxemburgerin Viviane Reding, Frankreich mit Sanktionen und erreichte es auf diese Weise, daß sich Paris verpflichtete, fortan die einschlägige Direktive der Europäischen Union von 2002 zu respektieren. Aufsehen erregte Frankreich im Frühjahr 2011 auch mit dem über lange Zeit hinweg kontrovers diskutierten Verbot der Vollverschleierung von muslimischen Frauen. Das von der Regierung von Premierminister François Fillon vorgelegte Gesetz wurde mit dem laizistischen Selbstverständnis der Französischen Republik begründet und auch von einigen Politikern der Opposition unterstützt.


  Das ernsteste Problem des Landes blieb währenddessen die Entwicklung seiner Finanzen. Das Defizit im Staatshaushalt, das 2009 den Rekordstand von 7,6Prozent des Bruttoinlandsprodukts erreicht hatte, fiel nur langsam: 2010 belief es sich auf 7,1, 2011 auf 5,2 und 2012 auf 4,8Prozent, womit das Maastricht-Kriterium von 3Prozent abermals verfehlt wurde. Die Regierung Fillon beschloß in mehreren Schüben Einsparungen mit einem Gesamtvolumen von über 75Milliarden Euro, die zum Teil aber erst 2012 und 2013 wirksam wurden. Die Staatsschuld stieg von 68,2Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2008 auf 86Prozent im Jahr 2011. Die Arbeitslosenzahlen verharrten bei etwas über 9Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung. Die französische Wirtschaft wuchs 2010 und 2011 jeweils um 1,7Prozent; 2012 wurde zu einem Jahr des Nullwachstums. Im September 2011 stufte die Ratingagentur Moody’s die Kreditwürdigkeit der beiden größten französischen Banken, Crédit Agricole und Société Générale, im Zusammenhang mit der noch zu erörternden griechischen Schuldenkrise herab. Im Januar 2012 verlor Frankreich zusammen mit Spanien und Italien den höchsten Rang in der Hierarchie der Ratingagentur Standard & Poor’s, die Stufe AAA – ein Schicksal, wie es ein Jahr später auch Großbritannien widerfahren sollte.


  Auf außenpolitischem Feld bemühte sich Sarkozy um ein gutes Verhältnis zu den USA und zu Großbritannien. Im März 2009 kündigte er zur Freude Washingtons die Rückkehr Frankreichs in die Militärorganisation der NATO und damit eine Revision jenes Schrittes an, mit dem Charles de Gaulle 1966 der Idee der uneingeschränkten Souveränität seines Landes vor aller Welt Ausdruck verliehen hatte. Die französische Atomstreitmacht, die diesen Anspruch unterstreichen sollte, stand auch bei Sarkozy in hohem Kurs. Im November 2010 schloß er ein Militärabkommen mit Großbritannien ab, das eine enge Zusammenarbeit der beiden Atommächte, die zusammen fast die Hälfte aller Militärausgaben der EU-Staaten bestritten, auf konventionellem wie auf nuklearem Gebiet, so auch bei der Erprobung atomarer Sprengköpfe, vorsah. Die Vereinbarung war ganz der herkömmlichen Sicherheitslogik verhaftet und offenkundig von Paris wie von London außerdem als politische Demonstration gedacht: Die beiden ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen hoben ihre Rolle als Großmächte hervor – einen Status, der angesichts der wirtschaftlichen Dominanz Deutschlands in der EU und ihrer eigenen ökonomischen Schwäche nur zu leicht in Vergessenheit geraten konnte.


  Von der Idee der nationalen «grandeur» war auch das Projekt einer Mittelmeerunion geprägt, das Sarkozy im Oktober 2007 den Staats- und Regierungschefs der betroffenen Region vorlegte. Nach seinen Vorstellungen sollten nur Anrainer des Mittelmeeres dieser Regionalorganisation zur Förderung von Frieden und Sicherheit angehören. Der von der EU 1995 eingeleitete Barcelona-Prozeß, der dasselbe Ziel verfolgte, wäre damit durch eine von Frankreich dominierte neue Formation abgelöst worden: ein Gebilde, das sich zu einem Gegengewicht zu dem 1992 unter Beteiligung der EU-Kommission geschaffenen, eher «deutsch» geprägten Ostseerat entwickeln konnte. Der Widerspruch der von diesem Vorhaben ausgeschlossenen Regierungschefs, an ihrer Spitze Bundeskanzlerin Angela Merkel, verhinderte die Verwirklichung dieser Absicht. Der Mittelmeerunion, die dann im Juli 2008 tatsächlich zustande kam, gehörten alle damaligen 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie 17 Mittelmeeranrainer aus Südosteuropa, Kleinasien und Nordafrika, einschließlich der Palästinensischen Autonomiebehörde, an. Die praktische Wirksamkeit der neuen Organisation blieb allerdings ähnlich begrenzt wie die des Barcelona-Prozesses. Die Gegensätze zwischen vielen der Mitglieder erwiesen sich als zu groß, als daß sie innerhalb der Mittelmeerunion hätten ausgeglichen werden können.


  Im Frühjahr 2012 standen in Frankreich Präsidentschaftswahlen an. Um potentielle Wähler des Front National zu sich herüberzuziehen, bemühte sich Nicolas Sarkozy im Wahlkampf um ein scharf rechtes «law and order»-Profil, während der Kandidat der Sozialisten, François Hollande, durch soziale Versprechungen möglichst viele Wähler des linken Spektrums für sich zu gewinnen versuchte. Im ersten Wahlgang am 22. April erhielten Hollande 28,6 und Sarkozy 27,2Prozent der Stimmen. Auf die Kandidatin des Front National, Marine Le Pen, die Tochter des Parteigründers Jean-Marie Le Pen, entfielen 17,9Prozent. Es folgten Jean-Luc Mélenchon vom Front de gauche mit 11,1 und François Bayrou vom Mouvement Démocrate mit 9,1Prozent.


  Die Stichwahl am 6. Mai gewann François Hollande mit 51,64Prozent; Nicolas Sarkozy kam auf 48,36Prozent und wurde dadurch nach Valéry Giscard d’Estaing im Jahr 1981 zum zweiten Präsidenten der Fünften Republik, der beim Kampf um die Wiederwahl scheiterte. Der neue Präsident löste die Nationalversammlung auf und berief seinen Parteifreund, den Abgeordneten und Bürgermeister von Nantes, Jean-Marc Ayrault, einen studierten Germanisten, der wie Hollande selbst zu den «Sozialdemokraten» innerhalb des Parti Socialiste gerechnet wurde, an die Spitze seiner Übergangsregierung. Aus der Wahl der Nationalversammlung ging im zweiten Wahlgang am 17. Juni der PS zusammen mit kleineren verbündeten Gruppen mit 40,91Prozent und 280 Sitzen als Sieger hervor. Die zerstrittene Union pour un Mouvement Populaire (UMP) kam auf 37,95Prozent und 194 Mandate. Den dritten Platz eroberte der Front National mit 3,66, den vierten die Partei der Grünen (Europe Écologie – Les Verts).


  Zu den wichtigsten Ressortchefs der endgültigen Regierung von Jean-Marc Ayrault gehörten der frühere Premierminister und Gegner des Europäischen Verfassungsvertrags Laurent Fabius als Außenminister und Pierre Moscovici als Wirtschafts- und Finanzminister. Justizministerin war Christiane Taubira vom Parti Radical de Gauche, die aus Guayana stammte, Innenminister der eher «rechte» Manuel Valls, ein gebürtiger Katalane, Verteidigungsminister Jean-Yves Le Drian, Industrieminister Arnaud Montebourg, ein Vertreter des traditionalistischen Flügels des PS. Aus den Reihen des grünen Koalitionspartners stammte die Ministerin für Regionalentwicklung und Wohnen, Cécile Duflot.


  Eine der ersten sozialpolitischen Entscheidungen der Ära Hollande betraf rund 110.000 Französinnen und Franzosen: Die Regierung Ayrault machte die unter Sarkozy erfolgte Anhebung der Lebensarbeitszeit von 60 auf 62 Jahre für diejenigen rückgängig, die 41 Jahre lang Beträge in die Rentenkasse gezahlt hatten – angesichts des hohen Schuldenstandes und des Haushaltsdefizits eine politisch höchst umstrittene Maßnahme. Die Erfüllung eines Wahlversprechens war die Ermöglichung von Eheschließungen gleichgeschlechtlicher Paare. Aus den Reihen kirchentreuer Katholiken und entschiedener Konservativer rekrutierte sich binnen kurzem eine Protestbewegung, die über Monate hinweg Massendemonstrationen gegen den Gesetzesentwurf aus dem Hause von Justizministerin Taubira durchführte, die Verabschiedung der Vorlage durch die Nationalversammlung am 12. April 2013 aber nicht verhindern konnte.


  Zur eigentlichen Herausforderung des sozialistischen Präsidenten und seiner Regierung mußte die wirtschaftliche und finanzielle Krise Frankreichs werden. Das Land befand sich in einer Rezession: 2012 ging das Bruttoinlandsprodukt um 2,4Prozent zurück; für 2013 drohte nochmals ein Rückgang um 0,1Prozent. Der Parti Socialiste war, verglichen mit der deutschen Sozialdemokratie, eine im traditionellen Sinn sozialistische, der Marktwirtschaft und dem Privatunternehmertum gegenüber skeptisch eingestellte Partei. Die Agitation des linkssozialistischen Parti de gauche unter Jean-Luc Mélenchon erschwerte es den reformistisch gesinnten Kräften um Hollande und Ayrault zusätzlich, die eigene Partei von der Notwendigkeit starker sozialer Einschnitte zu überzeugen. Vor diesem Hintergrund war es durchaus bemerkenswert, daß es der Regierung Ayrault im Januar 2013 gelang, ein Abkommen zwischen den Arbeitgebern und dem gemäßigten Flügel der Gewerkschaften in Gestalt der mitgliederstärksten Gewerkschaft, der CFDT, zustande zu bringen, das für Frankreich neuartige Ansätze einer Tarifpartnerschaft enthielt: Litt ein Unternehmen am Mangel an Aufträgen, konnte es leichter als bisher Arbeitszeiten und Löhne senken, Produktionsstandorte schließen, Beschäftigte innerhalb der Firma versetzen und Kündigungen «gerichtsfest» machen. Obwohl die Absprache darauf abzielte, den Abschluß unbefristeter Arbeitsverträge zu fördern und die (bislang sehr viel höhere) Zahl befristeter Verträge zu senken, kündigten die beiden radikaleren Gewerkschaften, die CGT und die Force Ouvrière, sofort ihren Widerstand gegen die Neuerung an.


  Eine andere Entscheidung der Regierung Ayrault entsprach sehr viel eher der klassenkämpferischen Tradition der Sozialisten: die «Reichensteuer» in Form der Anhebung des Spitzensteuersatzes auf 75Prozent für alle Franzosen, die mehr als eine Million Euro im Jahr verdienten. Das Wirksamwerden der Neuregelung wurde zwar vom Verfassungsrat Ende Dezember 2012 verhindert, in modifizierter Form, als direkte Unternehmensabgabe, trat die Reichensteuer im Jahr darauf aber doch noch in Kraft. Umsetzen konnte die Regierung Ayrault auch eine beträchtliche Erhöhung der Kapitalertragsteuern vom Jahr 2014 ab. Besonders hart waren davon innovative, auf Beteiligungskapital angewiesene Jungunternehmer betroffen. Manche derer, von denen künftig sehr viel höhere Steuerleistungen erwartet wurden, entzogen sich dieser Belastung dadurch, daß sie ihren Wohn- oder Geschäftssitz ins Ausland verlegten. Durch die Steuerflucht von prominenten Franzosen wie dem Filmschauspieler Gérard Depardieu, erst nach Belgien, dann nach Rußland, wurde die neue Pariser Fiskalpolitik zu einem europa-, ja weltweit diskutierten Streitthema.


  Eine Lockerung der strikten Vorgaben der EU-Kommission für die Konsolidierung der Staatsfinanzen konnte Hollande nur insofern erreichen, als Frankreich im Mai 2013 für die Herstellung eines ausgeglichenen Haushalts ein Aufschub von zwei Jahren gewährt wurde: Die Defizitgrenze von 3Prozent mußte erst 2015 erreicht werden. Einen Richtungswechsel der EU-Politik, vom Sparkurs hin zu einer höheren Verschuldung zwecks Förderung des Wirtschaftswachstums, vermochte Hollande gegen den Widerstand der finanziell stabileren Länder, obenan Deutschlands, jedoch nicht durchzusetzen.


  Die konkreten Erwartungen, die die Kommission mit ihrem Zugeständnis verband, wies Hollande unter Hinweis auf die Souveränität Frankreichs brüsk zurück. Um einen sichtbaren Anlauf in Richtung der von Brüssel dringend empfohlenen Strukturreform aber kamen Präsident und Regierung schon deswegen nicht länger herum, weil die Arbeitslosenquote im Jahr 2013 mit 12,2Prozent einen historischen Höchststand erreichte und die amtliche Wachstumsprognose für 2014 nach unten korrigiert werden mußte: von 1,2 auf 0,9Prozent. Zu alledem ging Frankreich am 12. Juli 2013, zwei Tage vor seinem Nationalfeiertag, auch noch des Prädikats AAA von Fitch verlustig – jener letzten Höchststufe der Kreditwürdigkeit, die ihm bis dahin von einer der drei führenden Ratingagenturen noch gewährt worden war.


  Mitte September 2013 leitete die Regierung Ayrault der Nationalversammlung einen mit der CFDT und dem Arbeitgeberverband abgestimmten Gesetzesentwurf zur Rentenreform zu. Er ließ das gesetzliche Rentenalter von 62 Jahren ebenso unangetastet wie die privilegierenden Sonderregelungen für die Beamten. Dagegen wurden die Sozialbeiträge, also auch die der Arbeitgeber, erhöht und die Anhebung der Renten aufgeschoben. Dazu kam eine Neuregelung, die die radikaleren Gewerkschaften CGT und Force Ouvrière sowie die linke Opposition besonders empörte: Die Zahl der Arbeitsjahre, die erforderlich waren, um in den Genuß einer Vollrente zu kommen, sollte von 2020 ab bis 2035 von 41,5 auf 43 Jahre steigen. Wer mit 24 Jahren zu arbeiten begonnen hatte, mußte folglich für eine Vollrente bis zur Vollendung des 67. Lebensjahres arbeiten. Ein Beitrag zur Sanierung der Staatsfinanzen war von dieser Reform nur in bescheidenem Umfang und das auch erst auf längere Sicht zu erwarten.


  Am 11. September 2013 mußte Finanzminister Moscovici einräumen, daß Frankreich sein im April gegenüber der Kommission gegebenes Versprechen, das Defizit 2013 auf 3,7Prozent zu senken, nicht einlösen könnte, sondern nur die Marke von 4,1Prozent erreichen würde. Für 2014 wurden 3,6Prozent statt der zuvor angekündigten 2,9Prozent angepeilt. Von einem Kurswechsel in Richtung einer langfristig angelegten Haushalts- und Strukturpolitik konnte einstweilen keine Rede sein. Eineinhalb Jahre nach dem Pariser Machtwechsel mehrten sich unter den europäischen Partnern Frankreichs die Zweifel, ob die regierenden Sozialisten des zweitgrößten Mitgliedslandes der Währungsunion den Ernst der Lage und die Größe der Herausforderung überhaupt schon begriffen hatten. Einen Richtungswechsel von der Art, wie ihn François Mitterrand 1983, knapp zwei Jahre nach seiner Wahl ins Präsidentenamt, vollzogen hatte, erwartete kaum noch jemand.


  Doch es kam anders. Am 14. Januar 2014 vollzog Präsident Hollande auf seiner ersten Pressekonferenz im neuen Jahr eine dramatische Kurskorrektur, die von einem führenden deutschen Blatt, der «Süddeutschen Zeitung», sogleich als «kopernikanische Wende» gewertet wurde: Er kündigte einen «Pakt der Verantwortung» und eine neue, angebotsorientierte Wirtschaftspolitik an, bekannte sich offen als «Sozialdemokrat» und hob die Notwendigkeit von einschneidenden Strukturreformen hervor. Er versprach die Senkung der Lohnnebenkosten durch Abschaffung der von den Arbeitgebern bezahlten Familienleistungen bis 2017 und in der Summe eine Nettoentlastung der Unternehmen in Höhe von 10 bis 15Milliarden Euro in den Jahren 2015 bis 2017. Im Gegenzug sollten sich die Arbeitgeber Branche für Branche auf konkrete Pläne für Neueinstellungen und Lohnerhöhungen festlegen. Der Staat verpflichtete sich, den Erneuerungsprozeß durch eine umfassende Entbürokratisierung, vor allem durch Personalabbau im öffentlichen Dienst auf den Ebenen der Kommunen, Départements und Regionen, voranzutreiben und so Einsparungen in Höhe von 50Milliarden Euro bis 2017 zu ermöglichen. Hollande gab zu, daß die sozialistische Regierung und er selbst das Ausmaß der Krise lange Zeit unterschätzt hatten, und betonte geradezu demonstrativ die Bedeutung der deutsch-französischen Zusammenarbeit, namentlich auf dem Gebiet der Außen- und Sicherheitspolitik sowie bei großen Zukunftsprojekten wie der Energiewende.


  Das Echo auf den vom Präsidenten propagierten großen «sozialen Kompromiß» bei den Unternehmern war positiv, bei den Gewerkschaften, außer bei der gemäßigten CFDT, überwiegend negativ, desgleichen bei Mélenchons Linkspartei und den Kommunisten. Vonseiten der rechten Opposition gab es neben verhaltener Zustimmung auch starke Zweifel, ob den Worten diesmal Taten folgen würden. Einhellig freundlich war die Resonanz beim umworbenen deutschen Nachbarn, am deutlichsten artikuliert vom sozialdemokratischen Außenminister, Frank-Walter Steinmeier: Seit Mitte Januar 2014 gab es Grund zu der Hoffnung, daß Berlin und Paris sich auch in den großen Fragen der europäischen Politik wieder auf gemeinsame Positionen würden verständigen können.


  Die französische Wählerschaft aber vermochte Hollande durch seine Kehrtwende nicht für sich einzunehmen. Die Kommunalwahlen vom 23. und 30. März 2014 wurden für die Sozialisten zu einem Debakel, während die konservative UMP und der rechtsradikale Front National unter Marine Le Pen hohe Gewinne verbuchten. Der Präsident reagierte, wie zu erwarten, mit einer Umbildung der Regierung. Nachfolger des glücklosen Premierministers Jean-Marc Ayrault wurde der bisherige Innenminister Manuel Valls, der auf dem rechten Flügel des Parti Socialiste stand, als Mann von «law and order», aber auch als ein entschiedener Wirtschaftsreformer galt.


  Die Grünen, die Valls’ harte Politik gegenüber den illegal in Frankreich lebenden Sinti und Roma scharf kritisiert hatten, zogen daraufhin ihre beiden Minister aus der Regierung zurück – mit der Folge, daß diese sich nur noch auf eine hauchdünne parlamentarische Mehrheit stützen konnte. Der bisherige Arbeitsminister Michel Sapin, ein enger Vertrauter Hollandes, wurde neuer Finanzminister; seine Nachfolge als Arbeitsminister trat der Bürgermeister von Dijon, François Rebsamen, vom rechten Flügel des PS an. Der Parteilinke Arnaud Montebourg, ein erklärter Protektionist, der bis dahin das Industrieministerium geleitet hatte, avancierte zum Wirtschaftsminister. Ein anderer Vertreter des linken Parteiflügels war der neue Bildungsminister, Benoît Hamon. Hollands ehemalige Lebensgefährtin und Mutter seiner vier Kinder, Ségolène Royal, übernahm das Umweltministerium. Die Minister für Äußeres, Verteidigung und Justiz behielten ihre Ressorts. Den Franzosen stellte sich die neue Regierung als «Kampfkabinett» vor.


  Am 25. August wurde die französische Öffentlichkeit von der Meldung überrascht, die Regierung Valls sei zurückgetreten. Grund war ein Interview von Wirtschaftsminister Montebourg mit «Le Monde», in dem dieser die deutsche Austeritätspolitik scharf kritisiert hatte. Hollande und Valls ließen keinen Zweifel daran, daß das neue Kabinett, das am 26. August gebildet wurde, den Reformkurs konsequenter als sein Vorgänger vertreten müsse.


  Valls blieb Premierminister. Neuer Wirtschaftsminister wurde ein enger Vertrauter Hollandes, der bisherige Generalsekretär des Élysée, Emmanuel Macron, der berufliche Erfahrungen als Bankier gesammelt hatte und als überzeugter «Liberaler» galt. Ausgewechselt wurden auch zwei andere Repräsentanten des linken Flügels der Sozialisten: Erziehungsminister Benoît Hamon und Kulturministerin Aurélie Filippetti. Hamons Nachfolger war die bisher für Frauenrechte und Sport zuständige Najat Vallaud-Belkacem, neue Kulturministerin wurde Fleur Pellerin, die zuvor Außenhandelsministerin gewesen war. Ungewiß war, ob die neue Regierung nach diesem «Rechtsruck» noch über eine verläßliche Mehrheit in der Nationalversammlung verfügte. Die Erfolgschancen des zweiten Kabinetts Valls wurden daher nicht nur in Frankreich mit einer erheblichen Portion Skepsis beurteilt.


  Die neue Regierung war gerade einmal zwei Wochen im Amt, als der alte und neue Finanzminister Michel Sapin am 10. September mitteilen mußte, daß es Frankreich erneut nicht gelingen würde, die Neuverschuldung 2014 im angekündigten Rahmen zu halten: Statt 4,0Prozent des Bruttoinlandsprodukts würden es 4,4Prozent sein, 0,2Prozentpunkte mehr als 2013. Gleichzeitig senkte Sapin die Wachstumsprognose für 2014 von 0,5 auf 0,4Prozent, für 2015 lautete sie 1,0Prozent. Das Maastricht-Kriterium von 3Prozent als Obergrenze der Neuverschuldung sollte nunmehr erst 2017 erreicht werden, zwei Jahre später als geplant.


  Die Regierung Valls konnte davon ausgehen, daß die Europäische Kommission, obschon widerstrebend, auch dem neuen Antrag auf Aufschub, also Verzicht auf Sanktionen, stattgeben würde. Zu groß war die Gefahr, daß «Brüsseler» Härte gegenüber Paris dem Front National, der bei der Europawahl Ende Mai mit einem Stimmenanteil von 25Prozent zur stärksten Partei aufgestiegen war, weiteren Auftrieb geben würde. Ein Sieg der Parteiführerin Marine Le Pen bei den französischen Präsidentschaftswahlen von 2017 würde die Gemeinschaft wohl kaum überleben: Es war dieser «größte anzunehmende Unfall», den die EU um nahezu jeden Preis vermeiden mußte.[2]


  Währungsunion in der Zerreißprobe: Die EU unter dem Druck des Schuldenproblems


  Für die Europäische Währungsunion mußte die Weltfinanzkrise zur Stunde der Wahrheit werden. Die Schaffung einer gemeinsamen Währung war ein altes Projekt der Europäischen Gemeinschaft, und von Anfang an hatte es als Vehikel der politischen Einigung Westeuropas gegolten. Als nach dem Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989 die deutsche Frage erneut auf die Tagesordnung der Weltpolitik kam, drängte der französische Staatspräsident François Mitterrand auf die rasche Verwirklichung der monetären Einheit: Ging die Deutsche Mark in einer gemeinsamen europäischen Währung auf, so verminderte sich nach seiner Überzeugung die Gefahr erheblich, daß einem wiedervereinigten Deutschland binnen kurzem die Hegemonie über Europa zufallen würde.


  Bundeskanzler Helmut Kohl, für den Währungsunion und Politische Union immer zwei Seiten ein und derselben Medaille gewesen waren, ließ sich auf die Entkoppelung der beiden Projekte ein, um die deutsche Einheit nicht mit einem deutsch-französischen Zerwürfnis zu belasten. Anders gewendet: Damit die deutsche Frage im Einvernehmen mit Europa gelöst werden konnte, blieb die europäische Frage 1989/90 offen. Im Verlauf der neunziger Jahre wurde die Europäische Währungsunion für Kohl dann so sehr zu einem Zweck an sich, daß er die Verwirklichung der Politischen Union dahinter zurückzustellen bereit war. Die deutschen Unterhändler hatten sich in den Brüsseler Verhandlungen bei der Gestaltung der Befugnisse der Europäischen Zentralbank, der Sicherung ihrer Unabhängigkeit gegenüber den nationalen Regierungen und der Kommission durchgesetzt. Daß Deutschland im Hinblick auf die politische Einigung Europas den Kürzeren zog und Frankreich von seinem Ideal des «Europas der Staaten» kaum Abstriche machen mußte, erschien der deutschen Seite unter diesen Umständen ein hinnehmbarer Kompromiß.


  Die monetäre Einheit wurde also eingeführt, ohne daß die Staaten der Währungsunion eine Fiskalunion gebildet hätten. Die Eurozone umfaßte Länder mit sehr unterschiedlichen politischen Kulturen und Staatsverständnissen, und das hieß auch: Länder von traditionell hoher und solche von traditionell niedriger Haushaltsdisziplin. Die einheitlichen Leitzinsen der Europäischen Zentralbank wurden dieser Vielfalt nicht gerecht. Für mediterrane Länder, die zu einem lockeren Umgang mit Geld neigten, bedeuteten die objektiv zu niedrigen Zinsen der EZB eine Versuchung, über ihre Verhältnisse zu leben. Die Nutznießer waren jene Staaten, die wie Deutschland ihre Ausfuhren in die wirtschaftlich schwächeren Staaten steigern konnten, weil diese ihre Einfuhren mit billigen Krediten zu finanzieren vermochten. Die wachsenden Ungleichgewichte durch Auf- und Abwertungen der nationalen Währungen zu korrigieren, war nach der Einführung des Euro nicht mehr möglich. Den Ländern, die man nach 2008 bald die «Krisenländer» zu nennen begann, blieb nur die Option der inneren «Abwertung» in Gestalt der Absenkung der Staatsausgaben und namentlich des Sozialniveaus. Schwere politische und soziale Verwerfungen in den betroffenen Ländern und Konflikte zwischen «armen» und «reichen» Staaten, «have-nots» und «haves», waren damit vorgezeichnet.


  Im April 2009, ein gutes halbes Jahr nach dem offenen Ausbruch der Weltfinanzkrise, mahnte die Europäische Kommission die Regierungen von neun Mitgliedstaaten, ihre Defizite zügig abzubauen. Fünf dieser Staaten gehörten der Eurozone an, nämlich Frankreich, Griechenland, Irland, Spanien und Malta. Im Dezember wuchs die Zahl der Staaten, gegen die Defizitverfahren liefen, auf 23 an. Darunter waren Belgien, Deutschland, Italien, die Niederlande, Österreich, die Slowakei und Slowenien. Gegen Großbritannien und Ungarn hatte die Kommission schon 2008 Defizitverfahren eingeleitet.


  Daß das Haushaltsdefizit in Griechenland mit 15,6Prozent im Jahr 2009 am höchsten lag, stellte sich erst später heraus: Aus Athen waren bis zum Herbst 2009 sehr viel niedrigere Zahlen nach Brüssel gemeldet worden. Im Oktober 2009 wechselte in Griechenland die Regierung. Aus den Parlamentswahlen ging die sozialistische PASOK unter Georgios Papandreou, dem Enkel des gleichnamigen Regierungschefs der Jahre 1944/45, 1963 und 1964/65 und Sohn von Andreas Papandreou, dem Ministerpräsidenten von 1981 bis 1989 und 1993 bis 1996, als triumphale Siegerin über die konservative Nea Dimokratia unter Kostas Karamanlis hervor, die zum Inbegriff von Korruption und Mißwirtschaft geworden war. Ende 2009 belief sich die griechische Staatsschuld auf fast 130Prozent des Bruttoinlandsprodukts; sie lag damit um mehr als das Doppelte über dem EU-Richtwert von 60Prozent. Im Februar 2010 erging von einem Sondergipfel der EU in Brüssel an Griechenland die ernste Ermahnung zu drastischen Sparmaßnahmen, da sonst ein Staatsbankrott nicht abwendbar erschien. Zwei Monate später, am 23. April, bat die Regierung Papandreou offiziell um finanzielle Unterstützung der EU.


  Anfang Mai verständigten sich dann die EU, die Europäische Zentralbank und der Internationale Währungsfonds, die alsbald so genannte «Troika», auf ein Hilfsprogramm in Form von Kreditbürgschaften mit einem Volumen von 110Milliarden Euro, das an strenge Auflagen gebunden war: Die einzelnen Tranchen des Hilfspakets wurden nur ausgezahlt, wenn Griechenland die Forderungen seiner Retter erfüllte. Die EZB kam Athen dagegen weit entgegen: Sie akzeptierte zum Zweck der Stützung bankrottgefährdeter Banken auch griechische Staatsanleihen als Sicherheit. Die Herabstufung der griechischen Kreditwürdigkeit durch die großen Ratingagenturen, zuletzt durch Standard & Poor’s am 27. April 2010, auf Schrottniveau wurde bei dieser Art indirekter Staatsfinanzierung ebensowenig berücksichtigt wie das «no-bailout»-Prinzip des Maastricht-Vertrags, wonach die Mitgliedstaaten der Währungsunion nicht für die Schulden anderer Mitgliedstaaten hafteten.


  Gut ein Jahrzehnt lang hatte Griechenland die Misere seiner Staatsfinanzen gegenüber der EU verschleiert und sich auf diese Weise die Aufnahme in die Eurozone erschlichen. Über die tieferen strukturellen Gründe der gigantischen Staatsverschuldung hatten Kommission und Rat allzu lange hinweggesehen. Die klientelistische Patronagewirtschaft der beiden großen Parteien, die den öffentlichen Dienst als Anstalt zur Versorgung ihrer meist fachlich unqualifizierten Anhänger betrachteten; der aufgeblähte Militäretat, ein archaisches Grundbuchwesen, die faktische Steuerbefreiung der Reeder und der orthodoxen Kirche, der größten Grundeigentümerin des Landes, die Ineffizienz der Justiz und der Steuerverwaltung, die systematische Steuerhinterziehung nicht nur seitens der besonders Wohlhabenden, sondern breiter Schichten – all das waren Übel, die keinem aufmerksamen Beobachter des Landes verborgen bleiben konnten. Doch es bedurfte erst des drohenden Staatsbankrotts, um das Augenmerk «Brüssels» und der finanzstarken Mitgliedstaaten der Währungsunion auf die Mißstände in Griechenland zu lenken.


  Was für die Erben von Hellas galt, traf auch auf andere Krisenländer zu: «Europa» hatte die Warnzeichen lange ignoriert. In Irland stieg das Haushaltsdefizit von 13,7Prozent im Jahr 2009 auf 30,6Prozent im Jahr 2010 an: eine Folge des Zusammenbruchs der Grundstückspreise im Jahr 2009, der seinerseits eine Folge des hochspekulativen Immobilienbooms der vorangegangenen Jahre war. Portugal, nach wie vor das ärmste Land Westeuropas, hatte 2009 einen Rückgang seines Bruttoinlandsprodukts um 5,2Prozent verzeichnet. Nach der Herabstufung seiner Kreditwürdigkeit durch die Ratingagentur Standard & Poor’s stiegen die Risikoaufschläge auf portugiesische Staatsanleihen steil an – europaweit auf den zweiten Platz hinter Griechenland. Spanien befand sich infolge des Platzens seiner Immobilienblase seit Ende 2007 in einer Rezession. Sein Defizit lag 2009 bei 7,5 und 2010 bei 7,1Prozent. Seine Arbeitslosenquote war die höchste in der EU: Sie belief sich 2009 auf 18 und 2010 auf 20,1Prozent.


  Das (erste) Hilfspaket für Griechenland war der Sorge geschuldet, daß ein Staatsbankrott und ein Ausscheiden des Landes aus der Eurozone einen Lawineneffekt auslösen würden – eine Spekulation «der Märkte» gegen andere Krisenländer und gegen den Euro als solchen. Dazu kam die Furcht vor einer Bankenkrise in den Ländern, deren Banken sich in Griechenland besonders engagiert hatten, darunter Frankreich und Deutschland. Um diesen Gefahren entgegenzuwirken, entschlossen sich Regierungen und Kommission zu einem offensiven Vorgehen. Im Juni 2011 spannte die EU einen provisorischen, auf zwei Jahre angelegten Rettungsschirm auf, bestehend aus dem Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) und der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF). Der EFSM steuerte 60Milliarden Euro, die aus Mitteln des EU-Haushalts stammten, zum vorläufigen Rettungsschirm bei. Die EFSF sollte gegebenenfalls gegen klar definierte Auflagen Eurostaaten durch Kredite mit einem Volumen von 440Milliarden Euro helfen, um deren Zahlungsfähigkeit und die Finanzstabilität des Euroraums zu sichern. Das Geld für ihre Kredite lieh sie sich am Kapitalmarkt aus, wofür die Mitgliedstaaten anteilmäßig hafteten – Deutschland als wirtschaftlich stärkster Staat mit 20Prozent. Zusammen mit den Mitteln des IWF in Höhe von 250Milliarden Euro verfügte die neue vorläufige Konstruktion über ein Ausleihvolumen von 750Milliarden Euro.


  Das erste Land, das den Schutz des provisorischen Rettungsschirms in Anspruch nahm, war im November 2010 Irland. Es erhielt von der EU, der EFSF und durch bilaterale Anleihen europäischer Staaten einen «bailout», also eine Art Kaution, von 67,5Milliarden, zusammen mit Krediten des IWF in Höhe von 85Milliarden Euro – eine Hilfe, die wesentlich dadurch motiviert war, daß sich viele europäische und nicht zuletzt deutsche Banken am spekulativen Immobiliengeschäft in Irland beteiligt hatten. Das nächste Land, das um die Hilfe des provisorischen Rettungsschirms und des IWF bat und sie im Mai 2011 erhielt, war Portugal. Sein «bailout» belief sich auf 78Milliarden Euro. Die Gegenleistung bestand aus rigorosen Sparmaßnahmen, zu denen sich die sozialistische Regierung unter Ministerpräsident José Sócrates zuvor verpflichtet hatte.


  Um dieselbe Zeit zeichnete sich bereits ab, daß Griechenland ein zweites Hilfspaket benötigen würde. Die griechische Wirtschaftsleistung war 2010 um 4,5Prozent geschrumpft, die Arbeitslosenquote von 12,5Prozent im Jahr 2010 auf 17,4Prozent im Jahr darauf gestiegen. Gegen weitere Sparmaßnahmen lehnte sich nicht nur die oppositionelle Nea Dimokratia, sondern auch ein Teil der PASOK auf. Ende Mai fand ein entsprechender Antrag der Regierung Papandreou keine Mehrheit im Parlament. Die EU machte daraufhin die Annahme eines weiteren Sparpakets zur Bedingung weiterer Hilfe und erreichte, daß die einschlägige Vorlage des Kabinetts trotz zweier vierundzwanzigstündiger Generalstreiks und heftiger Massenproteste am 29. Juni 2011 eine knappe Mehrheit fand.


  Am 21. Juli beschlossen die Euroländer auf einem Sondergipfel in Brüssel ein zweites Hilfspaket für Griechenland. Athen wurde von EFSF und IWF Kredite in Höhe von 109Milliarden Euro bis 2014 in Aussicht gestellt. Dazu sollten noch Mittel privater Banken und Versicherungen in Höhe von 17Milliarden Euro kommen, die über einen «Schuldenschnitt» (hair cut), also einen Teilverzicht der Gläubiger, zu erbringen waren. Ob das Bündel von Hilfsmaßnahmen in Kraft treten konnte, hing freilich von seiner Ratifizierung durch die Einzelstaaten ab – wobei es vor allem um die Zustimmung eines Mitgliedslandes der Eurozone, Deutschlands, und seines Parlaments, des Bundestages, ging.


  Die Furcht vor einem Übergreifen der griechischen Schuldenkrise auf andere Länder des Mittelmeerraums wurde durch die Festlegung auf ein zweites Hilfspaket für Athen nicht ausgeräumt. Im Sommer 2011 stiegen die Risikozuschläge auf spanische und italienische Staatsanleihen beträchtlich an. Daraufhin entschloß sich die Europäische Zentralbank zum Handeln. In einer Erklärung vom 7. August begrüßte sie die Spar- und Reformpläne der Regierungen in Madrid und Rom und äußerte die Erwartung, daß diese ihre Absichten zügig umsetzen würden. Gegenüber Italien hatten der scheidende EZB-Präsident Jean-Claude Trichet und sein designierter Nachfolger, der Italiener Mario Draghi, diese Forderung schon kurz zuvor in einem dringlich gehaltenen Brief an Ministerpräsident Silvio Berlusconi erhoben. In bewußt allgemeiner Form kündigte die EZB sodann an, sie werde ihr Programm zum Kauf von Anleihen aktiv umsetzen.


  Da der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union in Artikel 123 den unmittelbaren Erwerb von Schuldentiteln auf dem Primärmarkt, also von den Regierungen der Eurostaaten, verbot, erfolgte der Kauf von Staatsanleihen auf dem Sekundärmarkt über Geschäftsbanken und Versicherungen: eine Vorgehensweise, für die sich die EZB schon im Vorjahr gegenüber Griechenland entschieden hatte, die aber rechtlich und politisch höchst umstritten war. Dasselbe galt für das sogenannte «Target 2»-System, durch das die Deutsche Bundesbank über zinslose Kredite zur Finanzierungsquelle anderer Notenbanken der Eurozone geworden war: ein Sachverhalt, aus dem sich bereits Ende 2010 Forderungen der Bundesbank von weit über 300Milliarden Euro ergaben. (Bis September 2013 sollte dieser Betrag auf 732Milliarden Euro steigen.)


  Der von der EZB erstrebte unmittelbare Erfolg stellte sich sogleich ein: Die Zinsen der spanischen und der italienischen Staatsanleihen gingen zurück, wodurch auch die Kurse der deutschen Staatspapiere unter Druck kamen. Die Erwartung der Zentralbank, ihre Intervention werde den Reformprozessen Auftrieb geben, erfüllte sich im Fall Italiens nicht. Italien wies mit einer öffentlichen Verschuldung von 120,8Prozent des Bruttoinlandsprodukts nach Griechenland die höchste Schuldenquote des Euroraumes und der EU auf; am 20. September 2011 wurde es von der Ratingagentur Standard & Poor’s von der Stufe A+ auf A herabgestuft. Nur durch einschneidende Strukturreformen konnte das Land seine chronisch gewordene Krise zu überwinden hoffen. Doch Silvio Berlusconi, der Mann an der Spitze seiner Regierung, politisch geschwächt durch den Verlust seiner parlamentarischen Mehrheit (eine Folge des Ausscheidens der Gruppe um Gianfranco Fini aus der Regierungskoalition im Juli 2010), durch eine schwere Niederlage bei den Kommunalwahlen vom Mai 2011 sowie durch mehrere Gerichtsverfahren und persönliche Affären, hatte offenkundig weder den Willen noch die Kraft, das Notwendige zu tun. Am 15. September nahm die Deputiertenkammer ein Sparpaket mit einem Volumen von 54Milliarden Euro an, zu dem die Anhebung der Mehrwertsteuer von 20 auf 21Prozent gehörte. (Die Inkraftsetzung dieser Steuererhöhung wurde in der Folgezeit dann von Quartal zu Quartal verschoben.) Der Unternehmerverband beklagte, daß die Regierung Berlusconi sich auf Steueränderungen beschränke und nichts für das Wirtschaftswachstum tue. Unbeeindruckt zeigten sich auch die Märkte.


  Am 15. Oktober 2011 kam es in Rom wie in vielen Metropolen der Welt zu Massenprotesten der global agierenden, antikapitalistischen «Occupy Wall Street»-Bewegung gegen das Geschäftsgebaren der Banken, die Macht der Finanzmärkte und die Politik des Sozialabbaus. Während die Aktionen andernorts meist gewaltfrei verliefen, schlugen sie in der italienischen Hauptstadt in Brandstiftungen und Zerstörungen um; zahlreiche Personen wurden dabei verletzt. Am 9. November kündigte Ministerpräsident Berlusconi nach einer haushaltspolitischen Abstimmungsniederlage seinen Rücktritt an. Am 11. November stimmte der Senat, am folgenden Tag die Deputiertenkammer einem unter massiven Druck der EU zustande gekommenen weiteren Sparpaket zu. Zu den wesentlichen Bestandteilen gehörten eine (teilweise) Anhebung des Rentenalters auf 67 Jahre und das Einfrieren der Beamtengehälter. Am 16. November machte Berlusconi seine Ankündigung wahr und legte sein Amt nieder.


  Da es eine alternative parlamentarische Mehrheit nicht gab, entschied sich Staatspräsident Giorgio Napolitano für die Berufung eines «Technokratenkabinetts» unter dem ehemaligen EU-Kommissar Mario Monti, einem international angesehenen Finanzfachmann, das bis zu den im April 2013 fälligen Wahlen die Regierungsgeschäfte ausüben sollte. Monti trat sein Amt am 16. November an und legte dem Parlament wenig später ein Sparpaket mit einem Volumen von 33Milliarden Euro vor, das unter anderem Kürzungen bei den Pensionen, Steuererhöhungen und Maßnahmen zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung vorsah. Am 15. Dezember gewann er dank breiter Unterstützung durch das bisherige Regierungslager und des oppositionellen Partito Democratico die entscheidende, mit der Vertrauensfrage verbundene Abstimmung. Daß sein Amtsvorgänger sich nach seinem abermaligen Scheitern aus der Politik zurückziehen würde, war nicht zu erwarten: Was Berlusconi Ende des Jahres 2011 über seine Zukunftspläne verlauten ließ, klang widersprüchlich. Sicher war nur, daß er angesichts mehrerer schwebender Verfahren seine parlamentarische Immunität nicht verlieren wollte, weil sie ihn vor der Verbüßung eventueller Freiheitsstrafen schützte.


  Spanien, das andere mediterrane Krisenland, das von den Anleihekäufen der EZB im August 2011 profitierte, tat im September einen gewichtigen Schritt zur Konsolidierung seiner Staatsfinanzen: Die Cortes beschlossen eine von der sozialistischen Regierung unter José Zapatero und der konservativen Opposition unter Mariano Rajoy befürwortete Verfassungsänderung, die Spanien zu einer Schuldenbremse nach deutschem Vorbild verhalf. Im Mai des Vorjahres hatte das Parlament Sparmaßnahmen im Umfang von 15Milliarden Euro gebilligt. Dringende Strukturreformen aber wie die des starren Kündigungsschutzes, der es Jugendlichen außerordentlich schwer machte, unbefristete Arbeitsverträge zu erhalten, blieben aus, desgleichen eine praxisbezogene Erneuerung des Ausbildungssektors. Die Folge war, daß die Jugendarbeitslosigkeit noch stärker zunahm als die Erwerbslosigkeit insgesamt.


  Aus der wachsenden Unzufriedenheit mit der Regierung Zapatero zog Rajoys Partido Popular Nutzen. Aus den Wahlen vom 20. November 2011 gingen die Konservativen mit einem Stimmenanteil von 44,6Prozent als überlegene Sieger hervor. Entgegen den Hoffnungen vieler ihrer Wähler ließ die im Dezember gebildete Regierung Rajoy sogleich die öffentlichen Ausgaben um 16,5Milliarden Euro kürzen, konnte damit aber nicht verhindern, daß das Haushaltsdefizit von 9,4Prozent im Jahr 2011 auf 9,6Prozent im Jahr darauf stieg. Im ersten Quartal des Jahres 2012 schrumpfte die spanische Wirtschaft um 0,3, im zweiten um 0,4Prozent. Die Arbeitslosigkeit kletterte im August auf 25,1Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung. Von den jungen Spanierinnen und Spaniern im Alter zwischen 16 und 24 Jahren waren 52,9Prozent erwerbslos (wobei freilich zu bedenken ist, daß diese Ziffer auch Schüler und Studierende enthält, die einen Nebenerwerb suchen).


  Im Juni 2012 sah sich die Regierung Rajoy genötigt, die EU um Hilfe bei der Sanierung des teilweise maroden Bankensektors zu ersuchen. Spanien erhielt die erbetene Hilfe in Höhe von 100Milliarden Euro, mußte aber neben anderen Auflagen die Errichtung einer «bad bank» akzeptieren, in die alle «toxischen» Werte zu konzentrieren waren. Sich unter den Schutz des Rettungsschirms zu begeben lehnte Rajoy jedoch ab: Der damit verbundene Verlust an Souveränität erschien ihm mit der Würde Spaniens unvereinbar.


  Was die Eurostaaten in der ersten Jahreshälfte des Jahres 2010 an Instrumenten zur Stabilisierung der gemeinsamen Währung erarbeitet hatten, stand unter Provisoriumsvorbehalt. Zeitgleich mit der Schaffung des vorläufigen, für die Zeit bis 2013 konzipierten Rettungsschirms begannen die Arbeiten an einem endgültigen Rettungsschirm und einem Stabilitätspakt, durch den sich die Währungsunion zu einer Fiskalunion weiterentwickeln sollte. Am 18. Oktober 2010, wenige Tage vor dem Gipfel der Staats- und Regierungschefs der EU in Brüssel, trafen sich Staatspräsident Sarkozy und Bundeskanzlerin Merkel im normannischen Seebad Deauville. Die deutsche Position war es bis dahin gewesen, automatische Strafen, bis hin zum Entzug des Stimmrechts im Europäischen Rat für hartnäckige «Defizitsünder», einzuführen, um der Währungsunion immer wiederkehrende Zerreißproben zu ersparen. Frankreich plädierte hingegen für einen großzügigeren Umgang mit Staaten, die gegen die Maastrichter Stabilitätskriterien verstießen, also für Sanktionen, die das Prinzip der nationalen Souveränität nicht allzu stark verletzten.


  In Sachen Automatik gab Merkel in Deauville nach und verprellte damit die bisherigen Verbündeten Deutschlands, die besonders stabilitätsbewußten Länder, die es nicht den Finanzministern der Krisenländer überlassen wollten, über Sanktionen zu entscheiden. Die Drohung des Stimmrechtsentzugs erschien hingegen den meisten Staats- und Regierungschefs unangemessen rigoros. Zu solchen Einwänden kam auf dem Brüsseler Gipfel vom 28. und 29. Oktober 2010 ein allgemeines Unbehagen angesichts des Versuchs des deutsch-französischen «Tandems», das Ergebnis des Ratstreffens vorwegzunehmen, also die übrigen Mitglieder zu bevormunden.


  Zu einem Streitgegenstand entwickelte sich in der Folgezeit der von Frankreich unterstützte Gedanke der Kommission, zur Lösung des Schuldenproblems «Eurobonds» einzuführen, die Schulden also teilweise zu vergemeinschaften. Die Bundesregierung lehnte diese Forderung, die vor allem zu Lasten der deutschen Sparer gegangen wäre, kategorisch ab. Das Bekenntnis zu einer Schuldenhaftungs- und Transferunion hätte nicht nur die Unterstützung des «Projekts Europa» durch die deutsche Bevölkerung gefährdet, sondern auch das Bundesverfassungsgericht auf den Plan gerufen, das das erste Hilfspaket für Griechenland im September 2011 nur unter strikten Auflagen hinsichtlich der Mitwirkung des Bundestages an Zahlungen an die europäischen Institutionen gebilligt hatte. Zudem war zu befürchten, daß Signale in Richtung einer unbedingten Haftungsbereitschaft der finanzstarken Länder den Reformwillen der Krisenländer schwächen, die Krise also verlängern würden. So gesehen sprach alles für ein Junktim von «Solidarität» und «Solidität», für die Bindung der Fremdhilfe an den Willen zur Selbsthilfe, der Wachstumsförderung durch die finanziell kräftigeren Euroländer an die Durchführung dringend erforderlicher Strukturreformen in den finanziell schwächeren Mitgliedstaaten der Währungsunion.


  Die «Eurobonds» konnte Deutschland, unterstützt unter anderem von den Niederlanden, Finnland und Österreich, zwar verhindern. Den vom Präsidenten der Bundesbank, Jens Weidmann, mit zunehmender Sorge betrachteten und offen kritisierten Kauf von Staatsanleihen der Krisenländer durch die Europäische Zentralbank aber nahm die Bundesregierung nicht nur hin, sie unterstützte ihn faktisch sogar. Ob die Praxis der indirekten Staatsfinanzierung, die wenn nicht dem Buchstaben, so doch dem Geist des Vertragswerks von Maastricht widersprach, auf lange Sicht Inflationsrisiken in sich barg, war strittig. Die EZB konnte für sich beanspruchen, durch ihren Anleihenkauf beruhigend auf «die Märkte» einzuwirken. In gewisser Weise füllte sie damit das exekutive Vakuum, das die Regierungen der Eurostaaten durch ihren fehlenden Konsens mit Blick auf die Krisenbekämpfung geschaffen hatten. Der Wirkung nach lief die Politik der EZB, die mindestens ebenso sehr Fiskal- wie Geldpolitik war, auf die Schaffung einer Schulden- und Haftungsunion durch die Hintertür hinaus – verbunden mit der längerfristigen Gefahr der Umwandlung der Zentralbank in eine «bad bank».


  Im Herbst 2011 rückte Griechenland wieder in den Mittelpunkt erregter europäischer Debatten. Das zweite Hilfspaket war noch längst nicht unter Dach und Fach; die Verhandlungen mit den privaten Gläubigern über einen Schuldenschnitt zogen sich hin; die griechische Schuldenquote stieg 2011 auf 170Prozent des Bruttoinlandsprodukts; die Arbeitslosenquote wuchs 2011 auf 17,5Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung an. Ende Oktober 2011 vereinbarten die Euroländer einen Plan mit dem Ziel, die griechische Schuldenquote bis 2020 auf 120Prozent, einem mit der «Schuldentragfähigkeit» des Landes gerade noch für vereinbar gehaltenen Stand, zu senken und das Land damit in die Lage zu versetzen, seine Finanzprobleme aus eigener Kraft zu lösen. Der Umfang des zweiten Hilfspakets wurde von 109 auf 130Milliarden Euro angehoben. Gebunden war das Angebot an weitere Sparanstrengungen Athens und eine Vereinbarung mit den privaten Gläubigern, die durch einen Schuldenschnitt auf über die Hälfte (53,5Prozent) ihrer Forderungen «freiwillig» verzichten sollten.


  Für allseitige Verwirrung sorgte kurz darauf, am 1. November, Ministerpräsident Papandreou mit seinem Plan, über die Ergebnisse des Brüsseler Gipfels eine Volksabstimmung abzuhalten. Im Parlament verfügte der Regierungschef nur noch über eine hauchdünne Mehrheit von zwei Stimmen. Durch ein Plebiszit mochte er hoffen, seine innenpolitische Position zu stärken und zugleich Druck auf die Großen der Währungsunion ausüben zu können. Für Griechenland wie für die Eurozone schloß ein Referendum jedoch immense Risiken in sich. Ein Protestvotum gegen weitere Sparmaßnahmen war nicht unwahrscheinlich. In diesem Fall hätte Griechenland keine Finanzhilfen mehr erhalten; eine ungeordnete Insolvenz und ein Ausscheiden aus dem Euro wären die Folge gewesen – mit unabsehbaren Konsequenzen für die anderen Krisenländer und die Eurozone insgesamt. Politischen Sinn hätte nur eine Abstimmung ergeben, die die Griechen vor die Alternative Erfüllung der Reformauflagen oder Preisgabe des Euro stellte. Aber diese Fragestellung hatte der Ministerpräsident offenbar zunächst nicht im Sinn.


  Am 3. November kam Papandreou auf Bitten von Sarkozy und Merkel nach Cannes, wo zu dieser Zeit ein Gipfel der G20-Staaten stattfand. Von beiden mit den möglichen Konsequenzen eines Referendums ohne klare Alternative – Ja oder Nein zum Euro – konfrontiert, war der griechische Regierungschef auch zu einem Entweder-Oder-Plebiszit bereit. Innerhalb der PASOK brach daraufhin eine Rebellion aus, die Papandreou veranlaßte, kurz nach seiner Rückkehr nach Athen die Volksabstimmung abzusagen. Im Parlament stellte er tags darauf die Vertrauensfrage, die er mit 153 zu 145 Stimmen gewann. Am 6. November folgte dann völlig überraschend die Ankündigung seines Rücktritts vom Amt des Ministerpräsidenten. Die Aufgabe, die Sparbeschlüsse der EU zu erfüllen, fiel nun dem Nachfolger zu. Zu diesem berief Staatspräsident Karolos Papoulias einen parteilosen Finanzexperten, den ehemaligen Vizepräsidenten der EZB, Lucas Papademos. Er bildete ein Kabinett, dem neben 13 Ministern der PASOK, unter ihnen der Anführer des «Aufstandes» gegen Papandreou, der bisherige und neue Finanzminister Evangelos Venizelos, zwei der Nea Dimokratia, einer der rechtskonservativen LAOS und ein Parteiloser angehörten. Die von der EU geforderte Festlegung aller Parteien auf neue Sparanstrengungen scheiterte am Widerstand des Vorsitzenden der ND, Antonis Samaras.


  Anfang Februar 2012 einigten sich Griechenland und das Institute of International Finance als Vertreter der privaten Gläubiger auf einen Schuldenschnitt in Höhe von 100Milliarden Euro. Damit war eine der Voraussetzungen für das Wirksamwerden des zweiten Hilfspakets erfüllt. Was die Reformauflagen betraf, blieb Athen aber weit hinter den Erwartungen der Geberländer zurück. Statt 50Milliarden Euro aus Erlösen aus der Privatisierung von öffentlichem Besitz konnte Griechenland lediglich 5Milliarden vorweisen. Die Renten- und Lohnkürzungen entsprachen ebenfalls nicht den Brüsseler Forderungen. Andere Reformzusagen standen einstweilen nur auf dem Papier.


  Im Februar 2012 verabschiedete das griechische Parlament ein weiteres, inzwischen das vierte Sparpaket, das unter anderem eine Absenkung des Mindestlohnes auf 586, für Jugendliche unter 25 Jahren auf 525 Euro, die Kürzung des Arbeitslosengeldes auf 322 Euro, Rentenkürzungen um 10 bis 15Prozent, Gehaltskürzungen um 20Prozent für bestimmte Gruppen des öffentlichen Dienstes und die Ankündigung umfangreicher Entlassungen von Staatsangestellten brachte (bis 2015 sollten es 250.000 sein). Daraufhin empfahlen die Finanzminister der Eurogruppe am 20. Februar den Mitgliedstaaten die Ratifizierung des zweiten Hilfspakets. Auf die Bundesrepublik entfiel mit einer Haftungssumme von 38Milliarden Euro der höchste Anteil. Am 27. Februar 2012 stimmte der Bundestag dem entsprechenden Gesetz mit den Stimmen auch von SPD und Grünen zu. Die 90 Gegenstimmen kamen zum größten Teil aus dem Regierungslager, so daß dieses die «Kanzlermehrheit» von 311 Stimmen verfehlte.


  Weit über Griechenland hinaus reichten die Beschlüsse, die die Staats- und Regierungschefs der EU auf ihrem «Eurogipfel» vom 8./9. Dezember 2011 faßten. Deutschland und Frankreich hatten sich mittlerweile auf die Grundzüge des geplanten Fiskalpakts, die Eurostaaten insgesamt auf die des endgültigen Rettungsschirms, des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM), verständigt. Der ESM sollte seine Arbeit im Juli 2012 aufnehmen und Mitte 2013 den EFSF endgültig ablösen. Die eng mit ihm verbundene Fiskalunion legte sich auf finanzielle Sanktionen bei Nichteinhaltungen und die Einführung einer verfassungsrechtlich abgesicherten Schuldenbremse nach deutschem Vorbild fest. Bei Nichteinführung konnte der betreffende Staat vor dem Europäischen Gerichtshof verklagt werden. Die Finanzminister der Eurogruppe sollten sich sehr viel häufiger treffen, als das im Rahmen der EU insgesamt üblich war. Das Verhältnis von endgültigem Rettungsschirm und Fiskalpolitik beschreibt Frank Illing, der Autor einer eindringlichen Studie über Deutschland in der Finanzkrise, zutreffend mit den Worten: «Der ESM ist … das Zuckerbrot, während der Fiskalpakt als Peitsche agiert. Er stellt fortan jenen Staaten Mittel zur Refinanzierung zur Verfügung, die sich den Regeln des Fiskalpakts unterwerfen.»


  Da Großbritannien und Tschechien sich dem Konsens der übrigen 25 Mitgliedstaaten der EU verweigerten, konnte das neue Regelwerk nicht durch Vertragsänderungen in den Rang von Gemeinschaftsrecht erhoben werden. Es blieb also zunächst nur der Weg eines zwischenstaatlichen Vertrags der Staaten, die sich am ESM und Fiskalpakt beteiligten. Eine Überführung des Fiskalpakts in EU-Recht sollte nach dem Willen der Unterzeichner innerhalb von fünf Jahren erfolgen. Bis dahin hingen finanzielle Sanktionen, entsprechend dem Vertragswerk von Maastricht, von einem Beschluß der Kommission ab; sie hatten also keinen wirklich «automatischen» Charakter.


  Auf einem Sondergipfel am 30. Januar 2012 konnte Bundeskanzlerin Merkel ihre Vorstellungen hinsichtlich der Fiskalunion durchsetzen. Auf einem weiteren Gipfel am 1./2. März wurden die Beschlüsse in Vertragsform gebracht. Nur Staaten, die den Fiskalpakt ratifizierten, konnten Mittel des Europäischen Stabilisierungsmechanismus in Anspruch nehmen. Die Mitgliedstaaten zahlten in fünf Raten 80Milliarden Euro in den ESM ein. Zu dem eingezahlten Kapital kamen Gewährleistungen in Höhe von 620Milliarden Euro, so daß der ESM schließlich über ein Stammkapital von 700Milliarden Euro verfügte. Er durfte maximal 500Milliarden Euro an Darlehen vergeben. Angela Merkel sah, wie sie am 14. Dezember 2011 im Bundestag erklärte, in der Fiskal- und Stabilitätsunion die Chance, die Wirtschafts- und Währungsunion zu vollenden und so den «Gründungsfehler des Euro» zu beheben. Mehr noch: Die «Vision einer wirklichen politischen Union» beginne, Konturen anzunehmen.


  Zu einer Zäsur in der Geschichte der deutsch-französischen Beziehungen und der Europäischen Union wurde die Präsidentenwahl in Frankreich vom 6. Mai 2012. Der Sieger, der Sozialist François Hollande, hatte im Wahlkampf Neuverhandlungen über den Fiskalpakt angekündigt und eine europäische Wachstums- statt der bisherigen, von Deutschland bestimmten Austeritätspolitik gefordert. Der Fiskalpakt wurde nach dem Amtsantritt Hollandes nicht neu verhandelt, auf dem Gipfel der Europäischen Union vom 28. und 29. Juni 2012 in Brüssel wurde aber zusätzlich ein Wachstumspakt beschlossen, der sich zum einen Teil (55Milliarden Euro) aus dem Strukturfonds der EU, zum anderen (60Milliarden Euro) aus projektgebundenen Krediten der Europäischen Investitionsbank speiste. Der italienische Ministerpräsident Monti trug für sein Land die Forderung vor, Mittel des ESM auch ohne besondere Sparauflagen und Überwachung durch eine «Troika» aus EU, EZB und IWF abrufen zu können. Sein spanischer Kollege Rajoy verlangte, die Banken des Landes direkt, erst durch die EFSF und dann durch den ESM, zu rekapitalisieren, die Bankschulden von den Staatsschulden also abzukoppeln, um auf diese Weise den circulus vitiosus von Bank- und Staatsrisiken zu durchbrechen. Unterstützt von François Hollande, gelang es den Regierungschefs aus Rom und Madrid, eine Lockerung der Bedingungen durchzusetzen, unter denen Staaten Hilfen des Rettungsschirms erhalten konnten: ein Vorgang, der überwiegend als Niederlage der Kanzlerin und als Erfolg des Trios Hollande-Monti-Rajoy interpretiert wurde.


  Die deutsche Seite verbuchte es ihrerseits als Erfolg, daß die Rekapitalisierung von Banken durch den ESM an eine strenge «Konditionalität» gebunden blieb und im Fall Spaniens von einem Hilfsantrag der Regierung abhängig gemacht wurde, so daß in letzter Instanz der Staat für die Bankschulden haftete. Außerdem einigten sich die Staats- und Regierungschefs auf die Schaffung einer gemeinsamen Bankenaufsicht als Kernelement einer künftigen Bankenunion – ein Projekt, dem die Bundesregierung eine deutsche Handschrift aufzudrücken hoffte. Trotz der Verwirrung, die Meldungen vom Verlauf des Gipfels und besonders von einer anschließenden Pressekonferenz Montis in Berlin angerichtet hatten, stimmten der Bundestag und der Bundesrat am 29. Juni dem Europäischen Stabilisierungsmechanismus und dem Fiskalpakt mit einer fraktionsübergreifenden Zweidrittelmehrheit zu. Auf Grund von über 100 Nein-Stimmen aus den Reihen der Koalitionsparteien verfehlte die Bundesregierung im Bundestag aber erneut die «Kanzlermehrheit».


  Unmittelbar nach der Ratifizierung der Verträge gingen beim Bundesverfassungsgericht mehrere Verfassungsbeschwerden ein. Am 12. September gestattete das Gericht in einem vorgezogenen Urteil dem Bundespräsidenten die Unterzeichnung der Verträge unter Bedingungen: Die wichtigste war, daß der ESM nicht so ausgelegt werden durfte, daß der festgelegte Anteil Deutschlands von 190Milliarden Euro ohne Zustimmung des Bundestages erhöht werden konnte. Ein entsprechender Ratifizierungsvorbehalt war den Vertragspartnern mitzuteilen. Erwies sich der Vorbehalt als unwirksam, war Deutschland an den Vertrag nicht mehr gebunden.


  In dem Euroland, das nach wie vor am stärksten vom Staatsbankrott bedroht war, Griechenland, standen am 12. Mai 2012 Neuwahlen an. Die Parteien, die die Regierung Papademos mitgetragen hatten, erlitten schwere Einbußen: Die konservative Nea Dimokratia, die mit 18,85Prozent noch am besten von allen abschnitt, und die nunmehr drittstärkste Partei, die sozialistische PASOK, die auf 13,18Prozent kam, erzielten zusammen nur ein gutes Drittel der Stimmen. Eigentliche Gewinnerin war die linksradikale Syriza unter Alexis Tsipras, einem entschiedenen Gegner der Sparprogramme und der Rückzahlung der griechischen Schulden: Sie erzielte 16,9Prozent. Mehrere Versuche der Regierungsbildung scheiterten, so daß Staatspräsident Papoulias schließlich Neuwahlen auf den 17. Juni ansetzte. Aus diesen ging die ND mit 29,66Prozent als Siegerin hervor. Ihr folgten die Syriza mit 26,89 und die PASOK mit 12,28Prozent. Die neofaschistische, genauer gesagt neonationalsozialistische Chrysi Avgi (Goldene Morgenröte), zu der auch brutale Schlägertrupps gehörten, wurde mit 6,92Prozent fünfstärkste Partei. An die Spitze einer Koalitionsregierung, der auch die PASOK angehörte, trat Antonis Samaras, der Vorsitzende der ND.


  Fiskalpakt und Rettungsschirm waren kaum ratifiziert, als der Internationale Währungsfonds angesichts des schleppenden Verlaufs des griechischen Erneuerungsprozesses, vor allem hinsichtlich der Sparauflagen, Privatisierungen und versprochenen Strukturreformen, am 22. Juli 2012 seine Bereitschaft aufkündigte, Griechenland weiter zu unterstützen. Langwierige Verhandlungen der Eurostaaten mit dem IWF, flankiert von einem neuen, dem fünften, von der Troika positiv bewerteten Athener Sparpaket, führten dazu, daß Griechenland im November dann doch ein zweijähriger Aufschub für die Verwirklichung der Sparvorgaben zugebilligt wurde; die Kosten für die Eurozone wurden mit 32Milliarden Euro veranschlagt. Im Dezember 2012 erhielt Athen eine weitere Tranche aus dem zweiten Hilfspaket. Die Meldungen über einen neuerlichen Schuldenschnitt und die Notwendigkeit eines dritten Hilfspakets rissen dennoch nicht ab. Längst war klar, daß Griechenland nicht in der Lage war, seine Schulden bis 2020 auf den erstrebten Stand von 120Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu senken.


  Ein anderes Krisenland, Portugal, erlebte in den Jahren nach 2011 ebenfalls schwere Erschütterungen. Bei den Parlamentswahlen vom Juni 2011 wurden die seit 2005 regierenden Sozialisten unter Ministerpräsident José Sócrates von den konservativen Sozialdemokraten unter Pedro Passos Coelho, den Wahlsiegern, abgelöst, die eine Koalition mit einer anderen Rechtspartei, dem Centro Democrático e Social/Partido Popular, bildeten. Die rigorose Sparpolitik des bürgerlichen Kabinetts trieb im Herbst 2011 Hunderttausende auf die Straßen; einem ersten Generalstreik gegen den Kurs der Regierung Passos Coelho im November jenes Jahres folgten weitere im März 2012 und im Juni 2013. Alle Anstrengungen der Regierung verhinderten nicht, daß die Ratingagenturen die Kreditwürdigkeit Portugals immer weiter, zuletzt Anfang 2012, auf Ramschstatus herabstuften. Die Wirtschaft schrumpfte 2012 um 0,1Prozent; die Arbeitslosigkeit stieg im gleichen Jahr auf 15,9Prozent. Die Gesamtverschuldung lag 2011 bei 108,7Prozent des Bruttoinlandsprodukts und stieg bis 2012 auf 124Prozent, die Neuverschuldung von 4,2 auf 6,4Prozent – den vierthöchsten Stand der EU nach Spanien (10,2Prozent), Griechenland (10Prozent) und Irland (7,6Prozent).


  Im April 2013 erklärte das portugiesische Verfassungsgericht wichtige Teile des Sparhaushalts der Regierung Passos Coelho, vor allem solche, die die Beamten belasteten, darunter die Streichung des 14. Monatsgehalts für Staatsbedienstete und Rentner, für verfassungswidrig. Im August 2013 folgte, ausgelöst durch eine Verfassungsbeschwerde des konservativen Staatspräsidenten Aníbal Cavaco Silva, ein Urteil mit ähnlicher Tendenz. Der Zerfall der bürgerlichen Regierungskoalition schien mehrfach unmittelbar bevorzustehen. Die Sorge vor dem Abgleiten des Landes in wirtschaftliches und politisches Chaos führte die maßgeblichen Akteure dann doch wieder zusammen. Einen Silberstreifen am wirtschaftlichen Horizont zu erkennen mußte den meisten Portugiesen im Herbst 2013 aber schwerfallen. Immerhin mochten sie es als Ermutigung empfinden, daß der OECD-Index für wachstumsfördernde Reformen im Mai 2013 Portugal ebenso wie Griechenland, Irland und Spanien zu den besonders erfolgreichen Krisenländern rechnete.


  Im Juni 2012 erweiterte sich die Zahl der europäischen Krisenländer um ein weiteres Mitglied: Zypern bat die EU offiziell um finanzielle Hilfe bei der Sanierung seines teilweise maroden Bankensektors, der infolge der starken Beteiligung griechischen Kapitals von der Krise des Nachbarlandes in hohem Maß betroffen war. Das zyprische «Geschäftsmodell» galt nicht nur innerhalb der Europäischen Union als hochgradig unsolide und spekulativ. Der Inselstaat lebte ganz überwiegend davon, daß er dank extrem niedriger Kapitalertragsteuern ein bevorzugter Anlageplatz für steuerflüchtige Millionäre, nicht zuletzt aus Rußland, war. Er stand geradezu im Ruf, ein Eldorado für Geldwäsche im großen Stil zu sein, in dem Wirtschaftskriminalität von den Behörden und der Justiz nicht ernsthaft verfolgt wurde. Eine Hilfe der EU durfte Zypern folglich nur erwarten, wenn es zu einer Radikalkur bereit war, in deren Verlauf der aufgeblähte Bankensektor drastisch schrumpfen und die Wirtschaft insgesamt auf eine solide neue Grundlage gestellt werden mußte.


  Im November 2012 meldete die Regierung in Nikosia eine grundsätzliche Einigung mit der EU, der EZB und dem IWF über die Bedingungen eines «bailout». Im Februar 2013 endete die Amtszeit des (zumindest nominell noch) kommunistischen Staatspräsidenten Demetris Christofias. Aus den Präsidentenwahlen ging der konservative Kandidat Nicos Anastasiades als Sieger hervor. Die von ihm berufene Regierung führte die Verhandlungen mit der Troika zügig weiter und erwies sich dabei als sehr viel kooperativer als das vorangegangene Kabinett.


  Im März 2013 kam ein «bailout deal» in Höhe von 10Milliarden Euro zustande, durch den erstmals die Banken, ihre Eigentümer und Anleger an den Sanierungskosten beteiligt wurden: Soweit die letzteren Guthaben über 100.000 Euro besaßen, verloren sie einen Großteil ihrer Ersparnisse. (Ein vorangegangenes «Paket», das auch die Besitzer kleiner Guthaben belastet hätte, war zuvor vom zyprischen Parlament abgelehnt worden.) Die zweitgrößte Bank des Landes, die Laiki Bank, wurde abgewickelt. Viele Großanleger hatten, über die zu erwartende Regelung offenbar frühzeitig informiert, ihre Guthaben zu diesem Zeitpunkt bereits aufgelöst. Die Angehörigen des öffentlichen Dienstes mußten Gehaltskürzungen von 15Prozent hinnehmen. Zypern stürzte in eine tiefe Wirtschaftskrise. Für die weitere Zukunft hatte es aber Grund zur Hoffnung: Sie lag in den riesigen Erdgasvorkommen auf dem Meeresgrund vor den Küsten der Insel. Die Ausbeutung dieser Bodenschätze hatte 2013 noch gar nicht begonnen.


  Italien schien sich nach der Berufung des «Technokratenkabinetts» Monti im November 2011 zunächst auf dem Weg der Besserung zu befinden. Die neue Regierung sah im Kampf gegen die drückende Schuldenlast, gegen Korruption und Steuerhinterziehung ihre vordringlichen Aufgaben, und sie errang auf diesen Gebieten auch gewisse Erfolge, desgleichen im Bemühen um eine Rentenreform. Doch die Reform des Arbeitsmarktes blieb weiterhin auf der Strecke: Der ominöse Artikel 18 des Statuts der Arbeiter von 1970, der den Arbeitnehmern faktisch, auf dem Weg über die Arbeitsgerichte, die Unkündbarkeit garantierte und damit zu Lasten arbeitssuchender Jugendlicher ging, wurde unter dem Druck der ehedem kommunistischen Gewerkschaft CGL im wesentlichen unangetastet gelassen. Der angekündigte Umbau und die Verkleinerung des Staatsapparates scheiterten an parlamentarischen Widerständen, ebenso ein Vorstoß zur Vereinfachung und Neuordnung des Steuerrechts. Im Dezember 2012 fehlten noch mehr als der Hälfte der Gesetze der Regierung Monti die Ausführungsbestimmungen.


  Die Bilanz des Jahres 2012 fiel daher ernüchternd aus. Das Haushaltsdefizit hatte der Ministerpräsident auf 1,3Prozent drücken wollen; tatsächlich lag es bei 2,7Prozent. Die Wirtschaft schrumpfte um 2,1 statt der angestrebten 0,4Prozent. Die Arbeitslosenquote stieg von 8,42Prozent im Jahr 2011 auf 10,6Prozent im Jahr darauf; die Staatsschuldenquote belief sich auf 127 statt der angepeilten 120Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Anfang Dezember kündigte die Partei Berlusconis, der Popolo della Libertà an, sie werde Monti nicht mehr das Vertrauen aussprechen, woraufhin dieser am 21. Dezember seinen Rücktritt erklärte. Der Staatspräsident bat ihn, geschäftsführend bis zu den nächsten Wahlen im Amt zu bleiben, die er gleichzeitig von April auf Februar vorverlegte.


  Die Wahlen vom 24. und 25. Februar brachten ein verwirrendes Ergebnis: In der Deputiertenkammer war der von dem ehemaligen PCI-Funktionär Pier Luigi Bersani geführte Partito Democratico, in dem sich die früheren Kommunisten und einige ehemalige linke Christdemokraten zusammengefunden hatten, zusammen mit kleineren Gruppen mit einem Stimmenanteil von 29,55Prozent und (dank eines umstrittenen, unter Berlusconi Ende 2005 eingeführten Bonus des Wahlgesetzes für die erfolgreichste Liste) 345 von 630 Sitzen die mit Abstand stärkste Kraft. Berlusconis Lager, die Coalizione di Centrodestra, kam auf 29,18Prozent und 125 Sitze. Auf die von Monti gegründete Liste Scelta civica (Bürgerliche Wahl) entfielen 10,56Prozent und 47 Mandate. Der eigentliche Wahlsieger war die Protestpartei Cinque Stelle (Fünf Sterne) des Komikers Beppe Grillo, die sich jeder politischen Einordnung zu entziehen strebte: Sie kam auf 25,55Prozent und 109 Abgeordnete. In der Kammer erreichten die Linken im weitesten Sinn eine deutliche Mehrheit, im Senat verfügte dagegen keines der beiden Lager über die Majorität.


  Die Verhandlungen über eine Regierungsbildung zogen sich wochenlang hin. Der siebenundachtzigjährige Staatspräsident Napolitano mußte sich widerstrebend zu einer zweiten Amtszeit bereit erklären, um schließlich eine Regierung der Großen Koalition unter Enrico Letta, dem stellvertretenden Vorsitzenden des PD, einem ehemaligen Christdemokraten, zustande zu bringen. Am 28. April 2013 stellte er seine Regierung vor. Ihre meisten Mitglieder entstammten dem Partito Democratico, dem Popolo della Libertà und der Scelta Civica. Außenministerin Emma Bonino gehörte dem Partito Repubblicano Italiano an, Wirtschafts- und Finanzminister Fabrizio Saccomanni war parteilos. Der Popolo della Libertà stellte sieben Minister, unter ihnen Angelino Alfano, einen der engsten Vertrauten Berlusconis, als Innenminister und stellvertretenden Ministerpräsidenten. Am 29. April sprach die Deputiertenkammer, am Tag darauf der Senat Letta das Vertrauen aus.


  Das Hauptproblem der Regierung lag, wie zu erwarten, in den scharfen Gegensätzen zwischen den beiden großen Parteien. Von der Linken mußte mit massivem Widerstand gegen eine Lockerung des Kündigungsschutzes gerechnet werden. Berlusconi bestand darauf, daß der Besitz der ersten selbstbewohnten Immobilie wieder steuerfrei und damit eine von der Regierung Monti geschaffene, für die Sanierung der Staatsfinanzen wichtige Einnahmequelle beseitigt werden sollte. (Tatsächlich wurde ihre Erhebung für 2013 ausgesetzt.) Außerdem drohte der «Cavaliere» mit der Sprengung der Koalition, wenn ihm das Amt des Senators und damit die parlamentarische Immunität entzogen werden sollte – eine gesetzlich vorgeschriebene Folge seiner rechtskräftigen Verurteilung zu vier Jahren Haft ohne Bewährung wegen Steuerbetrugs am 1. August 2013, wobei das Kassationsgericht aber das Ämterverbot auf fünf Jahre, wie es das Appellationsgericht verhängt hatte, für ein zu hohes Strafmaß erklärte. Außerdem reduzierte sich die Dauer der Strafverbüßung – altersbedingt in Form von Hausarrest oder «Sozialarbeit» – infolge einer Amnestie auf ein Jahr.


  Die Erpressungsmanöver Berlusconis trugen mit dazu bei, daß Italien wenige Monate nach der Bildung der Regierung Letta wieder in den Zustand der politischen Stagnation zurückfiel. Im Juli 2013 erreichte der Ministerpräsident von der EU-Kommission eine Ausnahmeregelung, der zufolge Italien für bestimmte Zukunftsinvestitionen etwa 6Milliarden Euro ausgeben durfte, auch wenn es sein Defizit deswegen vorerst nicht, wie zugesagt, unter 3Prozent drücken konnte. Ein ausgeglichener Haushalt rückte damit in weite Ferne. Die OECD sagte im Mai 2013 einen Anstieg der italienischen Staatsschuld für 2013 auf 132, für 2014 auf 134Prozent des Bruttoinlandsprodukts voraus. Die Schere zwischen Lohnsteigerungen und Produktivitätszuwachs ging immer weiter auseinander (sie lag 2013 um fast 40 Punkte höher als 2000 und war nahezu doppelt so hoch gestiegen wie in Deutschland). Eine Wende zum Besseren war nicht in Sicht.


  Im Frühherbst 2013 geschah etwas Erstaunliches. Am 28. September ordnete Berlusconi den Rücktritt «seiner» Minister an – angeblich aus Protest gegen die Erhöhung der Mehrwertsteuer zum 1. Oktober, tatsächlich, um seinem Ausschluß aus dem Senat durch Neuwahlen zuvorzukommen. Diesmal aber verweigerten sich die Kabinettsmitglieder des Popolo della Libertà mit Innenminister Alfano an der Spitze dem Ansinnen des Parteiführers. Am 2. Oktober erlebte dieser seine schwerste innenpolitische Niederlage: Angesichts der drohenden Spaltung seiner Partei sah sich Berlusconi genötigt, im Senat für ein Ja zur Vertrauensfrage von Ministerpräsident Letta einzutreten, also seinen Beitrag zur Rettung der Koalitionsregierung zu leisten. Am 2. Oktober sprach sich der Immunitätsausschuß für den Ausschluß Berlusconis aus dem Senat aus. Am 19. Oktober erging das noch ausstehende Urteil des Appellationsgerichts in Mailand in Sachen Länge des Ämterausschlusses von Berlusconi. Es lautete: zwei Jahre.


  Am 16. November spaltete sich der Popolo della Libertà. Berlusconi sammelte seine Anhänger unter dem erstmals 1993 gewählten Namen «Forza Italia». Alfano rief eine «Neue rechte Mitte» (Nuovo Centrodestra) ins Leben, die sich zur Fortsetzung der bestehenden Koalition bekannte. Dieser gouvernementalen Gruppierung schlossen sich alle fünf Minister sowie 27 Abgeordnete und 30 Senatoren des PdL an, was Berlusconi die Möglichkeit nahm, die Regierung Letta zu stürzen. Am 27. November sprach sich schließlich auch das Plenum des Senats für den Ausschluß seines Mitglieds Berlusconi aus.


  Die zwei Jahrzehnte, in denen Silvio Berlusconi die beherrschende Gestalt der italienischen Politik gewesen war, waren eines der trübsten und demütigendsten Kapitel in der neueren Geschichte Italiens. Was Europa zunächst als Burleske wahrgenommen hatte, war zum Albtraum geworden. Die Abstimmung vom 27. November zog einen Schlußstrich unter die Ära Berlusconi – so zumindest sahen es die meisten Beobachter und Kommentatoren.


  Die Regierung Letta überlebte den Sturz des «Cavaliere» nur um wenige Monate. Am 13./14. Februar 2014 erzwang der neue, im Dezember gewählte Vorsitzende des Partito Democratico, der Bürgermeister von Florenz Matteo Renzi, ein dynamischer Neuerer, den Rücktritt des nach seiner Meinung reformunwilligen Ministerpräsidenten. Am 22. Februar trat Renzi Lettas Nachfolge an. Als vordringlichste Reformen kündigte er die des Wahlrechts, des Senats und des Arbeitsmarkts, sodann die der Verwaltung und des Steuersystems an. Finanzminister des Kabinetts Renzi wurde der international renommierte Wirtschaftswissenschaftler Pier Carlo Padoan. Innerhalb wie außerhalb Italiens wurde der Regierungswechsel überwiegend als Chance für einen politischen Neuanfang in dem krisengeschüttelten Land bewertet.[3]


  Am 26. Juli 2012 hielt der Präsident der Europäischen Zentralbank, Mario Draghi, auf der Global Investment Conference in London eine Rede, die weltweites Aufsehen erregte. Er erklärte den Euro für «unumkehrbar» (irreversible) und fügte wörtlich hinzu: «Innerhalb unseres Mandats ist die EZB bereit, alles Erforderliche zu tun, um den Euro zu bewahren. Und glauben Sie mir, es wird ausreichen.» (Within our mandate, the ECB is ready to do whatever it takes to preserve the euro. And believe me, it will be enough.)


  Die Kernpassage der Rede erzielte die erhoffte Wirkung: Der rhetorische Paukenschlag entzog der Versuchung «der Märkte», gegen die europäische Gemeinschaftswährung zu spekulieren, den Boden. Das Presseecho war überwiegend freundlich, in Deutschland aber eher kritisch. Die «Süddeutsche Zeitung» sprach von «Machtanmaßung» und stellte fest, daß die EZB «nun mit weiteren, größeren, riskanteren Hilfsmaßnahmen Ernst machen» wolle. «Sie soll wieder unverkäufliche Staatsanleihen kaufen, die alles finanzieren, was finanziert werden muß. Sie kann dies, weil sie die Herrin des Geldes ist, sie kann drucken, was sie braucht.» Die «Frankfurter Allgemeine Zeitung» meinte sarkastisch, Draghi habe in seiner Zeit als Gouverneur der italienischen Notenbank gelernt, «wie die Zentralbank für die Staatskasse eingesetzt werden kann». Es gebe keine Grenze mehr zwischen Fiskal- und Geldpolitik. «Der Rückgriff auf die Finanzkniffe der Banca d’Italia zieht langfristig die Eurozone nur noch tiefer in den Krisensumpf.» Die Hamburger Wochenzeitung «Die Zeit» nannte Draghi den «heimlichen Regierungschef von Euroland». «Bringt er kein zusätzliches Geld in Umlauf, werden mehrere europäische Staaten und zahlreiche Finanzkonzerne den Bankrott kaum vermeiden können. Es wäre das Ende des Euro. Druckt er zu viel Geld, dürfte die Pleitewelle ausbleiben. Der Euro wäre noch da, aber er wäre womöglich bald nichts mehr wert. Das ist es, was alle jene fürchten, die jetzt ihr Geld in Gold umwandeln.»


  Die Sorge um die längerfristige Geldwertstabilität war kaum zu entkräften. Der Befürchtung, von der EZB in Aussicht gestellte «direkte monetäre Transaktionen» (Outright Monetary Transactions, kurz «OMT» genannt) könnten den Reformdruck vermindern, unter dem die Krisenstaaten standen, versuchte die EZB entgegenzutreten: Sie machte deutlich, daß sie entschlossen war, nur Länder zu stützen, die sich den von der EU geforderten schmerzhaften Modernisierungsprozessen unterzogen, konnte allerdings nicht garantieren, daß die Regierungen ihre Versprechungen erfüllten. Ein ähnlich riskantes Instrument wie die «OMT» waren die längerfristigen Refinanzierungsgeschäfte, auch «Basistender» oder «Dicke Bertha» genannt: die zu einem Zinssatz von 1Prozent vergebenen Anleihen der EZB, mit denen die Banken der Krisenländer höher verzinsliche Staatsanleihen zu kaufen pflegten, so daß diese Operationen auf eine indirekte Staatsfinanzierung durch die EZB hinausliefen.


  Der Einwand, die Zentralbank übernehme immer mehr Funktionen der Regierungen, war durchaus begründet. Doch diese Usurpation war eine Folge des Versagens nationaler Exekutiven: Die EZB handelte so, wie sie es tat, weil die Staats- und Regierungschefs sich nicht auf eine für alle Eurostaaten verbindliche Reformstrategie einigen konnten. Ein demokratisches Mandat für die Ausweitung ihrer Tätigkeiten besaß die Europäische Zentralbank nicht. Solange es um Geldpolitik ging, war ihre vertragsmäßig gesicherte Unabhängigkeit ein zwingendes Gebot finanzieller Vernunft. Für eine Fiskalpolitik, wie sie sie mit dem «OMT» ankündigte, wenn auch vorerst noch nicht betrieb, hatte sie jedoch keinen Auftrag. Die Krise habe, so lautete das Verdikt des in Düsseldorf erscheinenden «Handelsblattes», dem EZB-Rat «einen derartigen Machtzuwachs beschert, daß keine Regierung und keine andere europäische Institution ihr mehr das Wasser reichen konnte. Per Mehrheitsbeschluß kann der EZB-Rat mindestens ein halbes Dutzend Regierungen jederzeit stürzen oder stützen.» Die Verantwortung für diese Entwicklung gab der Autor des Artikels, der Frankfurter Korrespondent des Blattes, Norbert Höring, den Regierungen. Sie hätten sich für eine einfache, aber illegitime Krisenlösung entschieden – den Weg, politisch nicht durchsetzbare Vorhaben auf demokratische nicht oder schwach kontrollierte Institutionen auszulagern.


  Im Bereich der Geldpolitik folgte die Europäische Zentralbank der Linie, die die «Fed» unter ihrem Präsidenten Alan Greenspan in den neunziger Jahren betrieben hatte und unter dessen Nachfolger Ben Bernanke weiter betrieb: Sie hielt, um die Wirtschaft zu beleben, die Zinssätze auf einem niedrigen Niveau. Am 5. Juli 2012 hatte die EZB die Leitzinsen von 1 auf 0,75Prozent gesenkt, am 2. Mai 2013 setzte sie sie nochmals herab, auf 0,5Prozent, am 7. November schließlich auf 0,25Prozent, was ein Gleichziehen mit der «Fed» bedeutete, die ihre Zinsen schon am 16. Dezember 2008 auf dieses Niveau gesenkt hatte. Die Zentralbanken der USA, der Eurozone, Großbritanniens und, allen anderen voran, Japans pumpten Monat für Monat große Mengen Geld in die Wirtschaft (die «Fed» allein bis zum Dezember 2013 durch den allmonatlichen Ankauf von Staats- und Immobilienanleihen im Wert von 85Milliarden Dollar) und verhinderten so, daß aus der Großen Rezession eine Depression wurde. Die «Süddeutsche Zeitung» sprach im September 2012 von einer «riesigen Geldschwemme». «Sie mag für den Moment ein gutes Gefühl machen. Die Börsenkurse steigen, die Aktienindices signalisieren Erhöhung, die Schuldzinsen mancher klammer Staaten sinken für ein paar Tage. Doch der kurzfristigen Euphorie entspricht kein langfristiges Glück. … Welche Blase wird jetzt à la longue finanziert? Der Immobilienwahn in den Metropolen? Die Gold-Hausse? Die Kunst-Kauflust? Die Rohstoffspekulation?»


  Im Herbst 2013, fünf Jahre nach dem Zusammenbruch von Lehman Brothers, wäre es nach Meinung der meisten sachkundigen Beobachter an der Zeit gewesen, eine allmähliche, vorsichtige Abkehr von der Politik des leichten Geldes zu vollziehen. Die Konjunkturdaten der Vereinigten Staaten waren alles in allem günstig: Die Arbeitslosenzahlen, an denen sich die amerikanische Notenbank vor allem orientierte, waren rückläufig (sie lagen im August 2012 bei 7,3Prozent). Doch die «Fed» beließ es, zur Überraschung der Märkte, die nach anderslautenden Bemerkungen des Notenbankpräsidenten Ben Bernanke von Mai und Juni eine Kurskorrektur erwartet hatten, bei den extrem niedrigen Leitzinsen von 0,25Prozent. Da die Eurozone mit einem negativen Wachstum von 0,7Prozent in einer Rezessionsphase steckte, stand von vornherein fest, daß die EZB nicht gegensteuern würde. Die wichtigsten Zentralbanken der Welt waren sich darin einig, daß es in der Krise weiterhin darauf ankam, durch eine großzügige Geldpolitik Zeit zu kaufen. Die Krise, in die die Welt im Herbst 2008 eingetreten war, hatte ihre Dramatik verloren, sie war aber noch längst nicht überwunden. Daß die Regierungen die Zeit, die ihnen die Notenbanken gewährten, nutzen würden, um überfällige Reformen zu verwirklichen, durfte man allenfalls hoffen. Sicher war es durchaus nicht.[4]


  Unter den neuen Mitgliedern der Europäischen Union in Ostmittel- und Südosteuropa waren einige, die in den Jahren nach 2008 in schwere politische Krisen gerieten. In Ungarn schienen die Wahlen vom April 2010 auf den ersten Blick ein hohes Maß an Stabilität zu verbürgen: Die nationalkonservative Fidesz unter Viktor Orbán errang 52,7Prozent der Stimmen und eine Zweidrittelmehrheit der Sitze. Mit großer Besorgnis wurde aber europaweit die Tatsache registriert, daß eine rechtsextreme, an die juden- und romafeindliche Tradition der «Pfeilkreuzler» anknüpfende Partei, Jobbik, einen Stimmenanteil von 16,7Prozent und 47 Parlamentssitze verbuchen konnte.


  Orbáns zentrales Anliegen war es, die konservative Wende, die er seit langem erstrebte und die ihm seine Zweidrittelmehrheit nun erlaubte, unumkehrbar zu machen. Er huldigte einem ethnozentrischen Nationalismus, kultivierte das «Trianontrauma» seiner Nation, die durch den Friedensvertrag von 1920 zwei Drittel ihres historischen Territoriums verloren hatte, mit großungarischer Rhetorik, er bekämpfte den Einfluß liberaler und linker Medien durch restriktive Gesetze und, wo immer möglich, durch ein personelles Revirement im gouvernementalen Sinn. Im April 2011 verabschiedete das ungarische Parlament eine neue Verfassung, die eine Reihe von umstrittenen Neuerungen so festschrieb, daß sie nur noch mit einer Zweidrittelmehrheit abgeschafft werden konnten. Die Präambel erhob die Stephanskrone zum eigentlichen Träger der ungarischen Souveränität und zum Symbol der nationalen Kontinuität. Es folgten Ende 2011 ein Wahlgesetz, das ebenfalls der Machtsicherung von Fidesz diente, und ein Gesetz über die Zentralbank, das diese dem Einfluß der Regierung unterwarf, was scharfe Proteste der EU und der EZB auslöste. Den Änderungsauflagen der Kommission mußte Orbán sowohl bei der Verfassung wie bei den Medien- und Zentralbankgesetzen schon deswegen in erheblichem Umfang nachkommen, weil er im Hinblick auf die ernsten wirtschaftlichen und finanziellen Probleme Ungarns dringend der Unterstützung der EU bedurfte. Doch die politische Kultur des Landes wieder zu liberalisieren gelang den europäischen Institutionen nicht.


  Großes Aufsehen in Europa erregte der erfolgreiche Versuch der Regierung Orbán, das Verfassungsgericht zu entmachten. Vom höchsten Gericht beanstandete Gesetze hatte die nationalkonservative Parlamentsmehrheit schon zuvor dadurch äußerlich verfassungskonform gemacht, daß sie sie zum Teil der Verfassung machte. Das letzte Hindernis, das solchen Anschlägen auf den Geist einer liberalen Verfassung noch im Wege stand, war die Befugnis des Staatspräsidenten, die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen zu überprüfen und gegebenenfalls nicht zu unterzeichnen. Durch eine weitere Verfassungsänderung beschränkte das Parlament das Prüfungsrecht des Staatsoberhaupts auf das formell korrekte Zustandekommen der Gesetze.


  Flankiert wurde die gesetzgeberische Absicherung von Orbáns «konservativer Revolution» durch eine rückwärtsgewandte Kulturpolitik, die unübersehbar auf die Zurückdrängung des Einflusses liberaler und linker Juden zielte. Von judenfeindlichen Aktionen der extremen Rechten distanzierte sich die Regierung Orbán zwar, aber gleichzeitig duldete der Premierminister in seinem engsten Umfeld Wortführer des kulturellen Antisemitismus. Aus den Parlamentswahlen vom 6. April 2014 ging Fidesz mit einem Stimmenanteil von 44,5Prozent als Sieger hervor. Die Partei Viktor Orbáns verlor zwar gegenüber 2010 über 8Prozentpunkte, dank eines neuen Wahlgesetzes konnte sie aber ihre Zweidrittelmehrheit knapp behaupten. Auf das linke Parteienbündnis entfielen 26Prozent, auf die erstarkte rechtsradikale Jobbik 20,5Prozent, knapp vier Prozentpunkte mehr als vier Jahre zuvor. Neun Jahre nach der Aufnahme Ungarns in die Europäische Union gab es nichts mehr daran zu deuteln, daß das Land unter Orbáns Führung dabei war, die politische Kultur des Westens von Grund auf in Frage zu stellen.


  Sofern es an dieser Absicht des Ministerpräsidenten noch Zweifel gab, räumte er sie am 26. Juli 2014 in einer Rede im rumänischen Băile Tuşnad, auf ungarisch Tusnádfürdö, dem Sitz einer ungarischen Sommerakademie für Intellektuelle und Politiker, aus. Er bekannte sich darin zu dem Ziel, Ungarn in eine «arbeitsbasierte Gesellschaft» zu verwandeln, die die «liberale Demokratie» hinter sich lasse und sich als «illiberaler Staat» verstehe. Er rühmte als Vorbilder Staaten wie Singapur, China, Indien, Rußland und die Türkei, die deswegen erfolgreich seien, weil sie sich nicht am Modell der liberalen Demokratie orientierten. Ungarn müsse sich auch wirtschaftlich aus der einseitigen Abhängigkeit von der Europäischen Union lösen und sich gegen die von Brüssel propagierte Einwanderungspolitik wenden, die die ethnischen Grundlagen der Nationalstaaten bedrohe. Eine schärfere Kampfansage an den Geist der Kopenhagener Beitrittskriterien durch ein Mitglied der Gemeinschaft hatte es bisher nicht gegeben. Eine Zurückweisung Orbáns durch Rat, Kommission oder Europäisches Parlament blieb dennoch aus.


  Ein linkes Gegenstück zum Abbau von Rechtsstaat und Demokratie im Ungarn Viktor Orbáns bildete Rumänien unter dem «sozialdemokratischen» Ministerpräsidenten Victor Ponta. Der Regierungsbildung durch Ponta im Mai 2012 vorausgegangen waren Massenproteste gegen die Austeritätspolitik des «bürgerlichen» Koalitionskabinetts unter Emil Boc im Februar und der Sturz seines Nachfolgers Mihai Răzvan Ungureanu durch eine parlamentarische Mehrheit im April 2012.


  Ponta, ein Gefolgsmann und akademischer Schüler des früheren Ministerpräsidenten Adrian Năstase, war erst ein Vierteljahr im Amt, als ihm von der Universität Bukarest wegen erwiesenen Plagiats der juristische Doktortitel entzogen wurde. Zu diesem Zeitpunkt befand sich der Ministerpräsident bereits in einem von ihm bewußt herbeigeführten Machtkampf mit dem konservativen Staatspräsidenten Traian Băsescu – ausgelöst durch einen Streit um die Frage, wer von beiden Rumänien auf dem bevorstehenden Treffen des Europäischen Rats am 28. und 29. Juni 2012 in Brüssel vertreten solle. Ponta entschied den Konflikt putschartig zu seinen Gunsten und ließ am 3. Juli das Staatsoberhaupt durch einen Beschluß der Volksvertretung von der Ausübung seiner Amtsbefugnisse suspendieren. Ein Gutachten des Verfassungsgerichts, das Băsescu vom Vorwurf des Verfassungsbruchs entlastete, wurde dabei geflissentlich ignoriert: ein Akt, den die Justizkommissarin der EU, Viviane Reding, als «parlamentarischen Staatsstreich» charakterisierte.


  Die endgültige Amtsenthebung Băsescus sollte durch ein Referendum erfolgen. Um das gewünschte Ergebnis sicherzustellen, hob die Regierung durch eine Notverordnung die Verfassungsbestimmung auf, die für eine solche Abstimmung eine Mindestbeteiligung von 50Prozent der registrierten Wähler verlangte. Dieser Coup rief den schärfsten Protest der EU-Kommission hervor. In einem Gespräch mit dem Kommissionspräsidenten Barroso willigte Ponta am 12. Juli in die Rücknahme aller von ihm verfügten Einschränkungen der rechtsstaatlichen Ordnung ein, doch die einzig unmittelbare Konsequenz der Brüsseler Konfrontation war die Wiedereinführung des alten Quorums beim Referendum durch das rumänische Parlament. Am 29. Juli 2012 fand die Volksabstimmung statt. Sie erbrachte zwar eine breite Mehrheit von 87,5Prozent für die Amtsenthebung des Präsidenten, verfehlte ihr Ziel aber dennoch, weil sich nur 46,2Prozent der eingetragenen Wähler daran beteiligt hatten. Am 31. August erklärte das Verfassungsgericht das Referendum folgerichtig für ungültig. Ponta war mithin gezwungen, die prekäre Kohabitation mit Băsescu weiter zu ertragen.


  Seine längerfristigen Pläne gab der Regierungschef aber nicht auf. Ende Juli wurde ein von Ponta am 13. Juli mitunterzeichnetes Abkommen zwischen der von ihm geführten Sozialliberalen Union (USL), eines sozialdemokratisch-nationalliberal-konservativen Zweckbündnisses, und dem neugegründeten Nationalen Rat der Zivilgesellschaft bekannt, das die Abschaffung einer Reihe von mißliebigen Institutionen, darunter des Verfassungsgerichts in seiner bisherigen Form, der Sonderabteilung der Staatsanwaltschaft zur Bekämpfung der Korruption und des Archivs für die Unterlagen des kommunistischen Geheimdienstes, der Securitate, sowie die Rückkehr zu einer kontrollierten Wirtschaft vorsah. Vermittelt hatte das Abkommen der Vorsitzende der Gewerkschaft der mit der Securitate verbundenen ehemaligen Militärkader.


  Frühere Geheimdienstmitarbeiter waren nach wie vor in großer Zahl im Staatsapparat, in der Justiz, in den Parteien und in der Wirtschaft tätig. Das allgegenwärtige Phänomen der Korruption reichte bis ins Kabinett Ponta: Verkehrsminister Relu Fenechiu wurde im Juli 2013 wegen eines einschlägigen Delikts zu fünf Jahren verurteilt. Wie unter den Vorgängerregierungen war auch unter Ponta ein energischer Kampf gegen Korruption und organisiertes Verbrechen eine immer wiederkehrende Forderung der EU-Kommission. Das Abkommen vom 13. Juli 2012 bestätigte erneut, daß Pontas Prioritäten andere waren. Die Personalpolitik des Regierungschefs sprach ebenfalls eine beredte Sprache: Zum Generalstaatsanwalt ernannte Ponta am 5. November 2012 seinen Freund Tiberiu Nitu. Unmittelbar nach seiner Ernennung stellte dieser das Strafverfahren gegen den Ministerpräsidenten wegen Plagiatsverdachts ein.


  Die Konflikte mit der EU und die persönlichen Affären beeinträchtigten nicht die Popularität, die Ponta in Rumänien genoß. Aus den Parlamentswahlen vom 9. Dezember 2012 ging seine USL als überlegene Siegerin hervor: Bei den Wahlen zur Abgeordnetenkammer erhielt sie 58,6Prozent, bei den Senatswahlen 60,1Prozent der Stimmen, was ihr in beiden Kammern Zweidrittelmehrheiten einbrachte. Zu den vordringlichen Zielen der Regierung gehörte eine Reform der rumänischen Verfassung. Am 18. Juni 2013 legte eine Parlamentskommission unter dem Vorsitz des nationalliberalen Senatspräsidenten Crin Antonescu ihre Vorschläge vor: Das Parlament hatte danach stets, auch bei Konflikten mit dem Verfassungsgericht, das letzte Wort; es durfte Staatsanwälte und Richter zur Berichterstattung vorladen und über die Zulässigkeit von Volksentscheidungen befinden. Der überparteiliche Legislativrat äußerte scharfe Kritik an der Vorlage. Dasselbe taten unabhängige Juristen und Nicht-Regierungs-Organisationen. Wenn es für die Kritiker einen Grund zur Hoffnung gab, dann hieß er Europa: Sie durften darauf setzen, daß weder die EU-Kommission noch der Europarat eine Verfassung hinnehmen würden, die derart eklatant gegen die geschriebenen und ungeschriebenen Normen des Westens verstieß wie die Bukarester Kommissionsvorlage vom Sommer 2013.


  Im November 2014 fanden in Rumänien Präsidentenwahlen statt. Da die Verfassung nur eine einmalige Wiederwahl zuließ, konnte der bisherige Amtsinhaber Băsescu nicht mehr kandidieren. Für die Sozialdemokraten trat Victor Ponta an, für die seit Februar 2014 oppositionellen Nationalliberalen der deutschstämmige Bürgermeister von Sibiu (Hermannstadt), Klaus Johannis, der als ebenso integer wie erfolgreich galt. Im ersten Wahlgang am 2. November erhielt Ponta 40Prozent, Johannis 30Prozent. Den zweiten Wahlgang am 16. November entschied überraschend Johannis mit einem Stimmenanteil von fast 55Prozent für sich. Seine Wahl wurde allgemein als Plebiszit gegen die Korruption und für eine unabhängige Justiz gewertet, und war wohl noch mehr als das: der Beweis, daß sich eine rumänische Zivilgesellschaft herauszubilden begonnen hatte. Doch da Ponta als Ministerpräsident im Amt blieb, war mit dem Erfolg seines Herausforderers noch nicht entschieden, wie der Kampf um ein neues Rumänien ausgehen würde.


  Bulgarien, wie Rumänien seit 2007 Mitglied der Europäischen Union, galt in mancher Hinsicht als südosteuropäisches Musterland. Seine vergleichsweise geringe Verschuldung und seine strenge Haushaltsdisziplin fanden in Brüssel hohe Anerkennung. Was die EU-Kommission den Regierungen in Sofia aber immer wieder vorhielt, war fehlende Energie im Kampf gegen Korruption und organisierte Kriminalität. Dieser Befund trug denn auch wesentlich dazu bei, daß Bulgarien, ähnlich wie in Rumänien, 2008 mit materiellen Sanktionen in Höhe von 220Millionen Euro belegt und auf Betreiben Deutschlands und Frankreichs ebensowenig wie Rumänien in die visafreie Schengen-Zone aufgenommen wurde. Das organisierte Verbrechen machte in Bulgarien immer wieder mit brutalen Verbrechen Schlagzeilen. Im Januar 2010 wurde der Journalist Boris Tsankow, ein bekannter «Mafiajäger», in Sofia erschossen. Im Frühjahr 2012 wurden innerhalb von sechs Wochen fünf spektakuläre Auftragsmorde begangen.


  Bei den Präsidentenwahlen vom Oktober 2011 setzte sich der Kandidat des liberalkonservativen Parteienbündnisses GERB, Rossen Plewneliew, gegen den sozialistischen Bewerber durch. An der Spitze der Regierung stand seit den Wahlen vom Juli 2011 Bojko Borissow aus demselben politischen Lager. Im Februar 2013 führte die strenge Austeritätspolitik Borissows zu Massenprotesten, auf die die Polizei mit großer Härte reagierte. Die Folge waren 14 Tote. Borissow nahm die Tragödie zum Anlaß, seinen Rücktritt zu erklären. Staatspräsident Plewneliew berief daraufhin den bulgarischen Botschafter in Frankreich, Marin Rajkow, zum Chef einer Übergangsregierung, deren Hauptaufgabe es war, Neuwahlen vorzubereiten. Während des Wahlkampfes kam es zu mehreren spektakulären Fällen von Selbstverbrennungen. Die Wahlen vom 12. Mai brachten keine klaren Mehrheitsverhältnisse. Borissows GERB erzielte einen knappen Vorsprung vor den Sozialisten unter Sergej Stanischew, dem Ministerpräsidenten der Jahre 2005 bis 2009. Die letzteren aber wurden dadurch Regierungspartei, daß sie mit der (als besonders korrupt geltenden) Partei der türkischen Minderheit eine Koalition bildeten, die sich von der nationalistischen, ja rechtsextremen Partei Ataka tolerieren lassen wollte. Gestützt auf diese makabere Allianz, kam im Mai 2013 ein «Technokratenkabinett» unter dem parteilosen Plamen Orescharski an die Macht.


  Die neue Regierung beging sogleich einen schweren, höchst symptomatischen Fehler: Sie ernannte den umstrittenen Oligarchen Deljan Peewski, dem illegale Geschäfte und Verbindungen zur Mafia nachgesagt wurden, zum Chef des Inlandsgeheimdienstes. Die Folge waren neue Massenproteste, getragen vor allem von jungen, gebildeten Angehörigen der neuentstandenen Mittelschicht. Die Ernennung Peewskis wurde vom Parlament rasch rückgängig gemacht, die Demonstrationen aber gingen weiter. Sie erreichten ihren Höhepunkt am 23./24. Juli 2013 in der Belagerung des Parlamentsgebäudes. Die Proteste richteten sich nicht nur gegen das regierende Parteienkartell und seine stärkste Säule, die Sozialisten, sondern gegen das Krebsübel der bulgarischen Politik schlechthin: die heimliche Herrschaft korrupter, mit dem organisierten Verbrechen kooperierender «Seilschaften» unterschiedlicher Couleur. Den Sturz der Regierung Orescharski und Neuwahlen erreichten die Demonstranten zwar nicht, aber sie machten vor aller Welt deutlich, daß sich sechs Jahre nach dem Beitritt zur EU ähnlich wie in Rumänien auch in Bulgarien eine Zivilgesellschaft herauszubilden begann.


  Was die Massenproteste nicht vermochten, bewirkte die vernichtende Niederlage der Sozialisten bei den Wahlen zum Europäischen Parlament Ende Mai 2014: Die Regierung Orescharski erklärte am 23. Juli ihren Rücktritt und machte damit den Weg frei für Neuwahlen, die am 5. Oktober stattfanden. Borissows GERB erhielt rund 33Prozent der Stimmen und wurde damit zu der mit Abstand stärksten Partei. Die Sozialisten und die Partei der türkischen Minderheit kamen auf jeweils rund 15Prozent. Eine parlamentarische Mehrheit für eine Regierung Borissow aber war nicht in Sicht. Ein neues rechtes Parteienbündnis, der Reformatorenblock, der etwa 9Prozent verbuchte, lehnte den früheren Ministerpräsidenten als Regierungschef zunächst kategorisch ab, gab diese Position aber einige Wochen später auf. Im November bildete Borissow ein Minderheitskabinett mit Ministern aus GERB und Reformatorenblock, das sich von der rechtspopulistischen, radikal antitürkischen Patriotischen Front tolerieren ließ. Eine innenpolitische Stabilisierung war unter diesen Umständen nicht zu erwarten. Bulgarien ging erneut einer ungewissen Zukunft entgegen.


  Ein anderes Balkanland, Kroatien, bemühte sich zu Beginn des zweiten Jahrzehnts des 21.Jahrhunderts weiterhin um die Vollmitgliedschaft in der Europäischen Union. Im Juni 2009, zwei Monate nach der Aufnahme Kroatiens in die NATO, hatte die EU eine weitere Runde der Beitrittsverhandlungen abgesagt, weil es in dem seit langem schwelenden Streit zwischen Kroatien und Slowenien um den Verlauf der beiderseitigen Seegrenze in der Bucht von Piran und die damit eng verbundenen Fischereirechte keine Fortschritte gab. Im November desselben Jahres revidierte Slowenien seine bislang ablehnende Haltung zum Eintritt Kroatiens in die EU. Im Juni 2010 stimmten die Slowenen in einem Referendum mit der knappen Mehrheit von 51,5Prozent einer internationalen Schlichtung des Grenzstreits mit dem Nachbarland zu.


  Einen Monat später gab der kroatische Präsident Ivo Josipović, ein Sozialdemokrat, Serbien ein vielbeachtetes Signal der Versöhnung: Er besuchte Belgrad und legte damit den Grund für eine neue Ära der friedlichen Zusammenarbeit. Im November empfing er den Gegenbesuch des serbischen Präsidenten Boris Tadić in der 1991 von serbischen Truppen weitgehend zerstörten Barockstadt Vukovar. Tadić nahm das Zusammentreffen zum Anlaß, sich für das Massaker zu entschuldigen, das seine Landsleute damals an 260 kroatischen Zivilisten begangen hatten. Ein knappes halbes Jahr später wurden die kroatische und die Weltöffentlichkeit nochmals mit Kriegsverbrechen konfrontiert, die zu Beginn der neunziger Jahre Kroaten an Serben verübt hatten: Am 15. April 2011 verurteilte der Internationale Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien in Den Haag die kroatischen Generäle Ante Gotovina und Mladen Markač wegen mehrerer Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Zusammenhang mit der gewaltsamen Vertreibung der serbischen Bevölkerung aus der Krajina zu 24 beziehungsweise 18 Jahren Haft. Rechtskräftig waren die Urteile jedoch noch nicht: Das Berufungsverfahren endete am 16. November 2012 mit Freisprüchen, die vom Gericht mit dem denkbar knappen Stimmenverhältnis von drei zu zwei beschlossen wurden. Das Urteil war juristisch und politisch von Anfang an hoch umstritten, löste in Kroatien aber einen nationalen Begeisterungssturm aus.


  Im Juni 2011 konnte Kroatien seine Beitrittsverhandlungen mit der EU erfolgreich abschließen: Wenn das Land seine eingegangenen Verpflichtungen fristgerecht erfüllte, sollte es am 1. Juli 2013 als 28. Staat in die Europäische Union aufgenommen werden. Am 9. Dezember 2011 wurde der Beitrittsvertrag unterzeichnet. Am 23. Januar 2012 stimmten die Kroaten in einem Referendum mit einer Mehrheit von 66Prozent für den Beitritt. Die Beteiligung war mit 43,6Prozent jedoch bemerkenswert niedrig.


  Nach den schlechten Erfahrungen mit Bulgarien und Rumänien agierte die Kommission gegenüber Kroatien zumindest dem äußeren Anschein nach vergleichsweise streng. Für Härte in den Beitrittsverhandlungen gab es gute Gründe. Die verkrusteten Strukturen der «sozialistischen» Zeit waren nach wie vor intakt. Der Staatsapparat war, nicht zuletzt infolge des immer noch großen Umfangs des Staatssektors der kroatischen Wirtschaft, aufgebläht. Die Justiz war ineffizient und durchaus nicht so unabhängig, wie sie es in einem Rechtsstaat hätte sein müssen. Steuern und Löhne waren die höchsten in Ostmittel- und Südosteuropa. Der Arbeitsmarkt war bis zur Erstarrung abgeschottet. Die Arbeitslosenquote lag im Mai 2013 bei 16,5Prozent. Die Verschuldung wuchs rasant; das Defizit lag 2013 nach Schätzungen der EU bei 4,7Prozent des Bruttoinlandsprodukts; die Wirtschaft war 2012 um 1,9Prozent geschrumpft und stagnierte 2013. Anfang 2012 erreichte Kroatien, was das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf anging, gerade einmal 61Prozent des EU-Durchschnitts. (Portugal und Griechenland kamen auf 75, Ungarn auf 66, Rumänien auf 49 und Bulgarien auf 47Prozent.) Auf der Liste der globalen Wettbewerbsfähigkeit des Weltwirtschaftsforums Davos rangierte Kroatien 2013 auf Platz 81 von 144 Ländern, womit es noch hinter Rumänien lag.


  Was die europäischen Nachbarn besonders beunruhigte, war das Ausmaß von organisierter Kriminalität und Korruption in Kroatien. Im November 2010 verurteilte ein Zagreber Gericht sechs Männer wegen der im Mafiastil durchgeführten Ermordung des Journalisten Ivo Pukanić, der sich wie sein bulgarischer Kollege Boris Tsankow auf Enthüllungen aus der Unterwelt konzentriert hatte, im Oktober desselben Jahres zu Freiheitsstrafen zwischen 15 und 40 Jahren. Im November 2012 wurde der im Juli 2009 überraschend zurückgetretene konservative Ministerpräsident Ivo Sanader wegen schwerer Korruption zu zehn Jahren und einer Geldstrafe von 480.000 Euro verurteilt. Mangelnde Aktivität der Zagreber Regierung im Kampf gegen das organisierte Verbrechen und die Korruption waren denn auch ein beherrschendes Thema aller Fortschrittsberichte der Brüsseler Kommission, desgleichen unzureichende Erfolge auf dem Gebiet der Justizreform.


  Dennoch waren die Kommission und besonders ihr für Erweiterungsfragen zuständiges, aus Tschechien stammendes Mitglied Štefan Füle in der letzten Phase der Beitrittsverhandlungen und auch danach entschlossen, Kroatien zum vorgesehenen Termin, dem 1. Juli 2013, zum Vollmitglied der EU zu machen. Maßgeblich war dabei das politisch-strategische Argument, es gelte, den Staaten des westlichen Balkans endlich ein positives, zu größeren Anstrengungen ermunterndes Signal zu geben. Deswegen wurden die gravierenden Mißstände regelmäßig geschönt dargestellt – mit der gewünschten Folge, daß alle 27 Mitgliedstaaten, zuletzt Deutschland am 16. Mai 2013, den Beitrittsvertrag fristgerecht ratifizierten. Wie geplant, konnte daher die Aufnahme Kroatiens in die Europäische Union am 1. Juli 2013 in Zagreb feierlich begangen werden.


  Wenige Tage vor dem Beitritt, am 28. Juni 2013, hatte das kroatische Parlament auf Antrag der Regierung des sozialdemokratischen Ministerpräsidenten Zoran Milanović ein Gesetz beschlossen, das den Wirkungsbereich des Europäischen Haftbefehls einseitig auf Taten verkürzte, die nach dem 7. August 2002, das heißt nach Inkrafttreten des Europäischen Haftbefehls, begangen worden waren. Der Zweck des Gesetzes war es, die Auslieferung von Kroaten unmöglich zu machen, die von anderen Staaten der EU wegen Verbrechen in der kommunistischen Zeit angeklagt worden waren. Betroffen war namentlich der ehemalige jugoslawische Geheimdienstoffizier Josip Perković, der wegen eines Auftragsmordes an einem antikommunistischen Exilkroaten im Jahr 1983 in Deutschland unter Anklage stand. Perković war nach 1991 unter anderem Leiter des kroatischen Militärgeheimdienstes gewesen und verfügte über ein «Insiderwissen», das seine Auslieferung an Deutschland manchen Zagreber Akteuren offenbar als gefährlich erscheinen ließ.


  Die Justizkommissarin der EU, Viviane Reding, protestierte nicht nur prompt gegen die gezielte Provokation der kroatischen Regierung. Sie forderte auch Zagreb ultimativ auf, das Gesetz vom Juni bis zum 23. August aufzuheben und die konkreten Maßnahmen anzukündigen, die Kroatien ergreifen wolle, um mutmaßliche Straftäter an andere Mitgliedstaaten auszuliefern. Als die Regierung Milanović den Termin verstreichen ließ, ohne zu reagieren, kündigte Reding an, sie werde in der folgenden Woche der Kommission vorschlagen, Sanktionen entsprechend dem einschlägigen Artikel 39 des Beitrittsvertrags zu verhängen.


  Diese Drohung wirkte. Zagreb begann einzulenken, versuchte aber die Außerkraftsetzung des Gesetzes bis in den Sommer 2014 hinauszuzögern. Da Reding darauf nicht einging, kapitulierte die kroatische Regierung. Am 25. September 2013 versprach Justizminister Orsat Miljenić der Justizkommissarin in Brüssel, ein neues, mit dem Gemeinschaftsrecht konformes Gesetz vorzulegen, das spätestens am 1. Januar 2014 in Kraft treten sollte. Außerdem versicherte er, der Europäische Haftbefehl werde auf alle Verbrechen angewandt werden, wann immer sie begangen worden seien. Am 4. Oktober 2013 beschloß das Parlament in Zagreb mit großer Mehrheit das entsprechende Gesetz. Am 24. Januar 2014 wurde Perković an die Bundesrepublik Deutschland ausgeliefert. Der erste Konflikt der EU mit ihrem neuen Mitglied Kroatien war damit endgültig beigelegt.[5]


  Ein Vierteljahrhundert nach dem Fall der Berliner Mauer unterschied sich die Europäische Union mit ihren nunmehr 28 Mitgliedstaaten radikal von jenem «Europa der Zwölf», das sie bis 1995 gewesen war, als Finnland, Schweden und Österreich in die Gemeinschaft aufgenommen wurden. Von den acht ostmitteleuropäischen Staaten, die am 1. Mai 2005 zusammen mit Malta und Zypern Mitglieder der EU geworden waren, hatten sich alle, bis auf Ungarn, so entwickelt, daß um 2013/14 Zweifel an ihrer demokratischen Ausrichtung nicht mehr aufkamen. In den beiden am 1. Januar 2007 beigetretenen südosteuropäischen Ländern, Rumänien und Bulgarien, befanden sich Rechtsstaat und Demokratie in einem vergleichsweise unausgereiften Zustand, weshalb «Brüssel» sie immer wieder mit Mängelrügen, im Fall Bulgariens 2008 auch mit Sanktionen belegte. Die weitere Entwicklung Kroatiens, des 28. Mitgliedstaates, war bei seinem Beitritt am 1. Juli 2013 noch völlig offen.


  Die negative Reformbilanz Rumäniens und Bulgariens gab jenen recht, die ihre Aufnahme im Jahr 2007 für verfrüht gehalten hatten. Doch wenn irgend etwas dem Abbau von Demokratie in beiden Ländern entgegenwirkte, war es die EU-Kommission. Sie ging energischer und unparteiischer gegen die illiberalen und antidemokratischen Tendenzen in den drei neuen Mitgliedstaaten vor als die beiden großen «Parteifamilien»: Die Europäische Volkspartei, die Dachorganisation der christlich-demokratischen und konservativen Parteien, kritisierte zwar scharf das autoritäre Vorgehen des «linken» rumänischen Ministerpräsidenten Victor Ponta, sehr viel weniger deutlich aber die Demontage der Demokratie im Ungarn Viktor Orbáns, dessen Fidesz dem eigenen Parteienbündnis angehörte. Bei den europäischen Sozialdemokraten und Sozialisten war es umgekehrt: Der «Parteifreund» Ponta durfte auf ein erhebliches Maß an wohlwollendem Verständnis rechnen, während Orbáns Politik immer wieder, und während der ungarischen Ratspräsidentschaft in der ersten Hälfte des Jahres 2011 auch in Gegenwart des Budapester Regierungschefs im Europäischen Parlament, angeprangert wurde.


  Aus größerem zeitlichen Abstand betrachtet, war die Entwicklung der jungen Demokratien in Ostmittel- und Südosteuropa nach der Epochenwende der Jahre 1989 bis 1991 jedoch alles in allem eine Erfolgsgeschichte. Anders als in der Zwischenkriegszeit verwandelte sich keine von ihnen nach demokratischen Anfängen in eine Diktatur, und es gab nichts daran zu deuteln, daß das zu einem großen Teil auf das Konto der materiellen und politischen Unterstützung durch die Europäische Union ging. So sehr der Zustand der politischen Kultur in manchem der neuen Mitgliedstaaten zur Kritik herausforderte: Wäre die EU nicht gewesen, hätte die Demokratie angesichts der sozialen Erschütterungen im Zuge erst der Transformationskrisen der neunziger Jahre, dann der Weltfinanzkrise nach 2008 in einigen postkommunistischen Staaten schwerlich überlebt.


  Die Europäische Währungsunion war, entgegen den Erwartungen mancher Skeptiker, in den Stürmen der Schuldenkrise nicht auseinandergebrochen, der Euro inzwischen eine der stärksten Währungen der Welt. Fünf Jahre nach dem Kollaps von Lehman Brothers konnte der Bestand der Eurozone aber auch noch längst nicht als dauerhaft gesichert gelten. Niemand vermochte vorherzusagen, welche Auswirkungen ein Machtwechsel in Griechenland im Zuge eines Wahlsieges der Reformgegner oder unzureichender Strukturreformen in anderen Staaten der Gemeinschaftswährung, obenan so großen wie Frankreich und Italien, haben würden.


  Wer gehofft hatte, der Euro würde die Bürgerinnen und Bürger der Teilnehmerstaaten enger zusammenführen und die politische Einigung Europas beschleunigen, mußte ernüchtert feststellen, daß das Gegenteil eingetreten war. Die Schuldenkrise ließ in den von der Austeritätspolitik besonders betroffenen Mittelmeerländern politische Ressentiments gegenüber dem vermeintlich ebenso reichen wie hartherzigen Deutschland aufkommen, dem Kritiker vorwarfen, daß es Europa erneut, wenn auch mit anderen Mitteln als unter Hitler, unter seine Herrschaft zu bringen versuche. Umgekehrt machte sich in Deutschland nicht nur in der Boulevardpresse ein Wohlstandschauvinismus breit, dessen polemische Klischees gegenüber anderen Völkern mitunter an wilhelminische Zeiten erinnerten.


  Auch eine andere Hoffnung hatte sich nicht erfüllt: die Erwartung François Mitterrands und anderer Franzosen, mit der gemeinsamen europäischen Währung den wirtschaftlichen und politischen Einfluß des wiedervereinigten Deutschland neutralisieren zu können. Tatsächlich hatte der Euro keinem europäischen Land so genützt wie der Exportnation Deutschland. Anders als 1999 war die Bundesrepublik Deutschland dank der tiefgreifenden Reformen im ersten Jahrzehnt des 21.Jahrhunderts nicht mehr «der kranke Mann Europas», als der sie damals vom britischen «Economist» beschrieben worden war, sondern die Konjunkturlokomotive der Währungsunion, ja, wie dasselbe Blatt im Juni 2013 feststellte, «das mächtigste Land Europas»: «Der wirtschaftliche Abstand zwischen Deutschland und Frankreich ist größer denn je. Die französische Wirtschaft stagniert, sie ist dirigistisch und nicht wettbewerbsfähig, sie bedarf dringend der Reform. … In Peking oder Washington ist die Frage ‹Wohin geht Europa?› gleichlautend mit der Frage ‹Was wollen die Deutschen?›». «Der widerstrebende Hegemon» (The reluctant hegemon) lautete die Überschrift des Artikels – ein Begriff, der auf den in Birmingham lehrenden Politologen William Paterson zurückging, freilich mit der Struktur der Europäischen Union unvereinbar war und von der Tatsache abstrahierte, daß jedwede Hegemonie eines Mitgliedslandes der Akzeptanz seitens der anderen Mitglieder entbehrt hätte.


  In den Jahren nach 2008 hatten nicht nur Deutschland, sondern auch die Europäische Union insgesamt und der Internationale Währungsfonds die Krisenländer zur Konsolidierung ihrer Haushalte und zum Abbau ihrer Schuldenlast aufgefordert. Für die breiten Massen in den betroffenen Staaten bedeutete der Übergang zur Austerität Sozialabbau, Einkommenssenkung und steigende Arbeitslosigkeit, vor allem unter Jugendlichen. Anders als die Transformationsgesellschaften Ostmitteleuropas nach 1989 hatten Griechenland, Italien, Spanien, Portugal und Irland die Erfahrung einer langen Zeit einer relativen, wenn auch weithin durch Pump finanzierten Prosperität hinter sich. Die Proteste gegen die sozialen Zumutungen aus Berlin, Brüssel und New York fielen deswegen in den Krisenländern der Eurozone viel massiver aus als, beispielsweise, in den baltischen Staaten, Polen oder Tschechien in den neunziger Jahren. Die Sparmaßnahmen der Regierungen in Athen, Rom, Madrid, Lissabon und Dublin wirkten überdies zunächst krisenverschärfend: Das Bruttosozialprodukt der Krisenländer ging weiter zurück.


  Das Argument der Kritiker des Austeritätskurses, mit Sparen allein lasse sich die Krise nicht bewältigen, die Konsolidierung müsse vielmehr durch eine gezielte Wachstums- und Investitionspolitik ergänzt werden, war wohlbegründet. Ebenso plausibel war freilich die These, daß zusätzliche Mittel verpuffen mußten, wenn sie nicht von seit langem überfälligen Strukturreformen begleitet wurden. Die Liberalisierung des Arbeitsmarktes und des Zugangs zu freien Berufen, die Modernisierung des öffentlichen Dienstes und die Erneuerung des Gerichtswesens, eine nachhaltige Bekämpfung von Steuerflucht und Steuerhinterziehung, von Korruption und organisierter Kriminalität, die Reform des Bildungswesens und namentlich der Berufsausbildung, eine Anpassung des Renteneintrittsalters an die gestiegene Lebenserwartung, eine elastischere Gestaltung der Wochenarbeitszeit, die Harmonisierung von Lohnzuwächsen und Produktivitätssteigerung – nichts von alledem hatte während der Rezession an Dringlichkeit verloren. Die Schuldenkrise konfrontierte vielmehr alle Beteiligten mit der Notwendigkeit, der Logik der gemeinsamen Währung entsprechend den tieferen Ursachen von überdurchschnittlicher Verschuldung und relativer Rückständigkeit auf den Grund zu gehen und daraus praktische Schlußfolgerungen zu ziehen. Geschah das nicht, war der Fortbestand der Eurozone in Frage gestellt.


  Die Rolle, die Deutschland im Ringen um eine Bewältigung der Schuldenkrise spielte, war nicht nur in Europa umstritten. Aus den USA war ebenso wie aus Großbritannien, Frankreich und erst recht aus den mediterranen Krisenländern der Vorwurf zu hören, die Deutschen ließen sich von ihrem Inflationstrauma zu einer Deflationspolitik zu Lasten Dritter verleiten, die Europa und der Weltwirtschaft schweren Schaden zufüge. Dazu kam immer häufiger die Unterstellung, Deutschland gehe es mit seinem harten Stabilitätskurs letztlich darum, ein «Deutsches Reich mit der Peripherie als Hinterland» (a German empire with the periphery as the hinterland) zu schaffen – eine plakative Formel des Finanzmagnaten George Soros. Der britische Publizist Timothy Garton Ash, alles andere als ein Gegner Deutschlands, sprach im Sommer 2013 von der «neuen deutschen Frage».


  Die zweimalige totale Geldentwertung im 20.Jahrhundert prägte das Kollektivbewußtsein der Deutschen in der Tat immer noch nachhaltig. Aber auch ohne diese Erfahrung hätten die deutschen Sparer eine für sie negative Folge der gemeinsamen Währung bemerkt: Die extrem niedrigen Sparzinsen, die oft unter der Inflationsrate lagen, liefen letztlich auf einen schleichenden Vermögensverlust hinaus. Mit dem rückläufigen Ertrag der Ersparnisse schmolzen zugleich die Rücklagen für die private Altersversicherung dahin – für viele ein Anlaß zu ernster Besorgnis. So sehr die deutsche Regierung in der Niedrigzinspolitik der EZB die Chance sah, den staatlichen Schuldenberg abzutragen, ignorieren durfte sie die Ängste der Bürgerinnen und Bürger nicht. Auch von daher sprachen gute Gründe dafür, sich der fortschreitenden Umwandlung der Währungsunion in eine Schulden- und Haftungsunion entgegenzustellen.


  Das deutsche Argument, es ergebe keinen Sinn, eine Strukturkrise mit den Mitteln einer keynesianischen Konjunkturpolitik und die Folgen hoher Schulden mit noch mehr Schulden zu bekämpfen, war zudem kaum zu entkräften. Daß die Währungsunion den Deutschen große Vorteile gebracht hatte, war in der «politischen Klasse» Deutschlands unumstritten, desgleichen die Einsicht, daß ein Zusammenbruch des Euro für Deutschland, Europa und die Welt unkalkulierbare, ja katastrophale Folgen haben würde. Weitgehenden Konsens unter den maßgeblichen politischen Kräften Deutschlands gab es auch darin, daß die Bildung einer Währungsunion ohne gleichzeitige Schaffung einer Fiskalunion ein schwerer Fehler gewesen war, den es zu korrigieren galt. Doch von einer Politischen Union war 2013 in Berlin nur noch selten die Rede.


  Im Januar 2012 hatte Bundeskanzlerin Angela Merkel in einem Zeitungsinterview erklärt, im Laufe eines langen Prozesses würden die Mitgliedstaaten der EU mehr Kompetenzen an die Kommission abgeben, «die dann für die europäischen Zuständigkeiten wie eine europäische Regierung funktioniert. Dazu gehört ein starkes Parlament. Die gleichsam zweite Kammer bildet der Rat mit den Regierungschefs. Und schließlich haben wir den Europäischen Gerichtshof als oberstes Gericht. Das könnte die Gestalt der Politischen Union Europas sein, in einiger Zukunft, wie gesagt, und nach vielen Zwischenschritten.»


  Im August 2013, während des Bundestagswahlkampfes, setzte die Berliner Regierungschefin in einem Gespräch mit dem öffentlich-rechtlichen Fernsehsender «Phoenix» und dem ebenfalls öffentlich-rechtlichen Deutschlandfunk deutlich andere Akzente: «Mehr Europa ist mehr als nur Verlagerung einer Kompetenz vom Nationalstaat nach Europa, sondern ich kann auch mehr Europa haben, indem ich mich in meinem nationalen Handeln strenger und intensiver darauf einlasse, das mit anderen zu koordinieren. Das ist eine andere Form von mehr Europa. Und so werden wir darüber reden: Brauchen wir mehr Kompetenzen für Europa? Wir können auch überlegen: Geben wir mal wieder was zurück (von Europa an die Nationalstaaten, H. A. W.)?»


  Vierzehn Jahre nach dem Inkrafttreten der Währungsunion schien sich die deutsche Position in Sachen Europa der britischen anzunähern. Großbritannien in der EU zu behalten dürfte auch eine Nebenabsicht gewesen sein, die die Kanzlerin mit ihrer intergouvernementalen Wendung verfolgte. Die Kurskorrektur war vermutlich auch ein Signal an den französischen Staatspräsidenten François Hollande, mit dem sich bisher keine Übereinstimmung in Sachen Politische Union und Reformpolitik hatte herstellen lassen. Offenkundig war zudem, daß Angela Merkel die neueste Entwicklung in den Niederlanden aufmerksam verfolgte; in dem Fernsehgespräch nahm sie darauf ausdrücklich Bezug. Der Vorsitzende der niederländischen Sozialdemokraten und Außenminister der Koalitionsregierung unter dem rechtsliberalen Mark Rutte, Frans Timmermans, hatte im Juli 2013 in einem Brief an das Parlament in Den Haag die Parole ausgegeben: «Die Zeit einer immer engeren Union in jedem möglichen Politikfeld liegt hinter uns.» Für die Zukunft sollte die Devise gelten: «National, wo es möglich ist, europäisch, wenn es sein muß.»


  Doch es gab noch andere Gründe für die wachsende deutsche Zurückhaltung gegenüber «Brüssel». Die Kommission hatte im Zuge der Schuldenkrise ihre Kontrolle über die Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten zwar durch neue Prozeduren und Mechanismen verstärken können («Europäisches Semester», «Six Pack» und «Two Pack» waren die Leitbegriffe der einschlägigen Maßnahmenpakete), aber das eigentliche Krisenmanagement lag in den Händen des Europäischen Rats und namentlich in denen der Finanzminister der Eurogruppe. Noch größer war die Macht der Europäischen Zentralbank, auf deren Unabhängigkeit Deutschland in den Verhandlungen über das Vertragswerk von Maastricht mit Erfolg gedrungen hatte, allerdings kaum in der Erwartung, im EZB-Rat so häufig überstimmt zu werden, wie das inzwischen geschah. Im Europäischen Rat hatte die deutsche Stimme dagegen Gewicht, und deshalb lag es aus Merkels Sicht im deutschen Interesse, diese Position zu behaupten und zu festigen.


  Die frühere deutsche Forderung nach «Mehr Europa» im Sinne einer Übertragung weiterer Hoheitsrechte an die Europäische Union war stets flankiert worden von dem Postulat einer verstärkten Kontrolle der Kommission durch das Europäische Parlament. Im gleichen Maß, wie sich die Eurozone aus der EU herausdifferenzierte, verschärfte sich das Dilemma, das daraus erwuchs, daß das Europäische Parlament auch Staaten vertrat, die an der gemeinsamen Währung keinen Anteil hatten. Eine parlamentarische Kontrolle der Kommission hätte, soweit es um Fragen der Währungsunion ging, durch eine Art von engerem Parlament, bestehend aus den Abgeordneten der Eurostaaten, erfolgen können. Eine denkbare Alternative war ein Sonderparlament der Eurozone, das sich aus Delegierten der nationalen Parlamente zusammensetzte. Der Nachteil dieser Konstruktion lag auf der Hand: Das Europäische Parlament wäre geschwächt, die Spaltung der Europäischen Union vertieft worden. Solange den Staats- und Regierungschefs und den Finanzministern der Eurozone kein gemeinsames parlamentarisches Kontrollgremium gegenüberstand, konnten nur die nationalen Parlamente die Aufgabe der demokratisch legitimierten Aufsicht wahrnehmen: ein rasche Entscheidungen erschwerendes, gleichwohl unentbehrliches Korrektiv zur Neigung der Regierenden, hinter verschlossenen Türen vollendete Tatsachen zu schaffen.


  Vom Ziel der Politischen Union war die EU fünf Jahre nach dem Beginn der Weltfinanzkrise noch ähnlich weit entfernt wie zur Zeit der Maastrichter Verträge. Die Krise hatte nicht den Integrationsschub gebracht, den sich Optimisten zeitweilig von ihr erhofft hatten. In den Jahren der Rezession rächte sich vielmehr der politische Voluntarismus, von dem sich die Kommission und der Europäische Rat hatten leiten lassen, als sie eine Währungsunion ohne Fiskal- und Politische Union schufen und sich über die Nichterfüllung verbindlicher Kriterien hinwegsetzten, wenn es um die Aufnahme neuer Mitglieder in die Währungsunion oder die EU ging. Die Akteure der Europapolitik hatten die Beharrungskraft höchst unterschiedlicher nationaler Traditionen unterschätzt und die eigene Gestaltungskraft überschätzt.


  Eine Politische Union war an eine Reihe von Voraussetzungen gebunden. Eine dieser Vorbedingungen war eine gemeinsame politische Kultur, die Kultur der westlichen Demokratie, so wie sie in den Kopenhagener Beitrittskriterien von 1993 umrissen wurde. Die Fälle Ungarn, Rumänien und Bulgarien zeigten, daß von einem solchen Konsens im Rahmen der EU der 28 nicht gesprochen werden konnte. Eine Politische Union verlangte überdies eine grundlegende Übereinstimmung der Mitglieder im Hinblick auf die wichtigsten Ziele einer wirtschaftlichen und fiskalischen Reformagenda. Einen solchen Gleichklang der Positionen gab es nicht einmal im engeren Kreis der 18 Staaten der Währungsunion. Es mangelte daran auch im Verhältnis ihrer beiden größten Mitglieder, Deutschland und Frankreich.


  Die EU hatte sich zu einer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik bekannt, konnte sich aber, als es 2011 um den Libyen- und 2013 um den Syrienkonflikt ging, nicht auf ein einheitliches Vorgehen verständigen. Von den drei größten Mitgliedstaaten war keiner an einer europäischen Außen- und Sicherheitspolitik wirklich interessiert. Deutschland nahm unter Berufung auf seine Geschichte und die daraus abgeleitete «Kultur der militärischen Zurückhaltung» eine Sonderrolle für sich in Anspruch, die von seinen Partnern in der EU und im Atlantischen Bündnis als nicht mehr zeitgemäß und als verantwortungsscheu empfunden wurde. Großbritannien und Frankreich beharrten auf ihrem Status als Atommächte und als ständige Mitglieder des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen: zwei Attribute, die an ihre Großmachtzeiten erinnerten. Ein Europa, das in wichtigen Fragen mit einer Stimme sprach, wäre eine überzeugendere Antwort auf die Herausforderungen der globalisierten Welt der Gegenwart gewesen als der in sich gespaltene Staatenverbund postklassischer Nationalstaaten, als den sich die Europäische Union präsentierte.[6]


  Enttäuschte Hoffnungen: Der «arabische Frühling»


  Am 17. Dezember 2010 ereignete sich in der tunesischen Provinzstadt Sidi Bouzid, etwa 250Kilometer von der Hauptstadt Tunis gelegen, ein Vorfall, der die gesamte arabische Welt erschüttern sollte: Aus Protest gegen Willkür und Demütigungen durch die Polizei übergoß sich der sechsundzwanzigjährige Gemüsehändler Mohammed Bouazizi vor dem Gebäude der Stadtverwaltung mit Benzin und zündete sich an. Am 4. Januar 2011 starb er an seinen schweren Verletzungen. Sein Selbstmord löste eine Welle von Demonstrationen im ganzen Land aus, die binnen kurzem in eine Revolution umschlugen und unzufriedenen Massen in anderen arabischen Ländern, darunter Ägypten, Libyen, Syrien, Bahrain, Oman und Jemen, den Anstoß gaben, ebenfalls gegen ihre Regierungen auf die Straße zu gehen.


  In Tunesien herrschte seit der endgültigen Entmachtung des Staatsgründers Habib Bourguiba im November 1987 Zine al-Abidine Ben Ali, der Führer des Rassemblement Constitutionnel Démocratique (RCD), der sich links und sozialistisch gab und seit 1989 der Sozialistischen Internationale angehörte. Die Familien Ben Alis und seiner Frau Leïla, geborene Trabelsi, hatten sich während der Amtszeit des Staatspräsidenten ein riesiges Vermögen zugelegt; das Regime Ben Alis war ebenso korrupt wie repressiv. Die seit Jahren aufgestaute Erbitterung über die Verhältnisse, in die der Präsident und seine Partei das Land gebracht hatten, machte sich im Januar 2011 in landesweiten, häufig gewaltsamen Demonstrationen Luft. Die Sicherheitskräfte gingen mit großer Brutalität, unter Einsatz von Schußwaffen, gegen die Demonstranten vor; es gab zahlreiche Tote und Verletzte. Eine wichtige Rolle bei den Protesten spielten junge Tunesierinnen und Tunesier, die im Internet aktiv waren und über soziale Netzwerke wie Facebook oder Twitter untereinander kommunizierten. Am 10. Januar rief die bislang regierungsnahe Einheitsgewerkschaft, die Union Générale Tunisienne du Travail (UGTT), zum Generalstreik auf. Vier Tage später gab Ben Ali auf: Er flüchtete außer Landes und begab sich, nachdem Frankreich ihm eine Landeerlaubnis in Lyon verweigert hatte, nach Saudi-Arabien, wo er politisches Asyl erhielt.


  Mit der Bildung einer Übergangsregierung hatte Ben Ali zuvor Ministerpräsident Mohamed Ghannouchi beauftragt. Am 16. Januar kündigte das neue Kabinett, dem auch einige Vertreter zugelassener Oppositionsparteien angehörten, eine Amnestie für politische Gefangene an und legalisierte Parteien, die bisher nicht zugelassen waren. Alle Minister traten aus dem RCD aus; dessen Zentralkomitee löste sich am 19. Januar auf. Am gleichen Tag gab die Justiz bekannt, daß in Bälde ein Ermittlungsverfahren gegen Ben Ali und einige seiner Verwandten eröffnet werde. Am 27. Februar wurde Ghannouchi nach heftigen Protesten der Bevölkerung durch den früheren Minister Béji Caïd Essebsi abgelöst. Die Armee, die in die Unruhen nicht eingegriffen hatte, verhielt sich gegenüber der neuen Führung loyal. Aus den Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung am 23. Oktober 2011 ging die moderat islamistische Ennahda mit 41,5Prozent als Siegerin hervor. Sie bildete eine Koalitionsregierung mit der säkularen, sozialdemokratisch geprägten Ettakatol, die mit Mustafa Ben Jaafar den Präsidenten der Verfassunggebenden Versammlung stellte, und dem ebenfalls säkularen, häufig als sozialliberal bezeichneten Congrès pour la République (CPR), aus dessen Reihen der Übergangspräsident, der Bürgerrechtsaktivist Moncef Marzouki, kam. Ministerpräsident wurde Hamadi Jebali von der Ennahda.


  Die Ausgangslage in Ägypten wies manche Ähnlichkeiten mit der in Tunesien auf. Staatspräsident Hosni Mubarak war seit der Ermordung seines Vorgängers Anwar as-Sadat im Oktober 1981 an der Macht. Wie die Familie Ben Alis hatte sich auch die seine bedenkenlos bereichert; ihr Vermögen wurde auf 40 bis 70Milliarden Dollar geschätzt. Mubaraks Macht stützte sich auf drei Säulen: seine Nationaldemokratische Partei (NDP), die dank manipulierter Wahlen die absolute Vormacht im Parlament besaß, die Armee, die ein hohes Ansehen in der Bevölkerung genoß und über ein eigenes Wirtschaftsimperium verfügte, sowie einen ausgedehnten Sicherheitsapparat, der seinerseits ein Heer von Spitzeln unterhielt. In den drei Jahrzehnten, die Mubarak an der Spitze des Staates stand, soll sich die Zahl der Ägypter, die unter der Armutsgrenze lebten, auf mindestens 20Prozent verdoppelt haben. Die Korruption galt als Krebsübel des Landes.


  Die Massenproteste begannen am 25. Januar 2011 in Kairo, ausgelöst durch die Umwälzung, die sich inzwischen in Tunesien vollzogen hatte. Auch in Ägypten war die «Generation Facebook» die treibende Kraft des Protestes, so daß schon bald von einer «digitalen Revolution» die Rede war. Die seit Jahrzehnten unterdrückten islamistischen Muslimbrüder verhielten sich dagegen zunächst überwiegend abwartend. Am 28. Januar, dem «Tag des Zorns», kamen bei Zusammenstößen zwischen Demonstranten und Polizei 35 Menschen ums Leben; das Hauptquartier der NDP ging in Flammen auf. Offenbar in der Absicht, ein Chaos herbeizuführen und dadurch die Protestierenden in ein schlechtes Licht zu rücken, wurden Tausende von Kriminellen, darunter Schwerverbrecher, aus den Gefängnissen entlassen. Die Armee hielt sich zunächst zurück; es lag aber auf der Hand, daß ihr vor allem daran lag, nicht durch Mubaraks Starrsinn in einen Bürgerkrieg hineingezogen zu werden. Am 31. Januar ließ sie die Forderungen der Demonstranten durch ihren Sprecher für legitim erklären und versicherte, sie würde nicht mit Gewalt gegen das eigene Volk vorgehen. Mubarak wandte sich mehrfach über das Fernsehen an die Bevölkerung. Am 1. Februar kündigte er an, daß er 2013 nicht erneut für das Präsidentenamt kandidieren werde. Am folgenden Tag erhielten seine Unterstützer auf dem zentralen Kairoer Tahrir-Platz Verstärkung durch eine größere Gruppe von Männern in Zivil, die auf Pferden und Kamelen in die Menge ritten und dabei zahllose Menschen verletzten oder töteten.


  Am 11. Februar begab sich Präsident Mubarak mit seiner Familie nach Scharm El-Scheich. Wenige Stunden später erklärte Vizepräsident Omar Suleiman, daß der Präsident sein Amt aufgebe und der Oberste Rat der Streitkräfte die Macht übernehme; dieser hatte zuvor eine Reform der Verfassung und freie Wahlen versprochen. Der Rücktritt Mubaraks wurde auf den Straßen und Plätzen Kairos und anderer Städte mit Jubel aufgenommen, die Armee als Verbündete des Volkes gefeiert. Bis zu jenem Tag waren nach offiziellen Angaben 846 Menschen bei den Protesten ums Leben gekommen und über 6400 verletzt worden. Am 19. März 2012 nahmen die Ägypter in einem Referendum mit einer Mehrheit von 77Prozent einige Verfassungsänderungen an, die demokratische Parlaments- und Präsidentschaftswahlen ermöglichen sollten. Drei Wochen später, am 9. April, kam es auf dem Tahrir-Platz zu schweren Zusammenstößen zwischen Armee und Demonstranten, wobei zwei Menschen starben; beteiligte Frauen wurden, wenn sie unverheiratet waren, einem demütigenden «Jungfräulichkeitstest» unterzogen. Am 13. April wurden Mubarak und seine Söhne Gamal und Alaa in Untersuchungshaft genommen, drei Tage später die NDP aufgelöst. Der Prozeß gegen Mubarak begann am 3. August.


  In der zweiten Hälfte des November kam es im Vorfeld der Parlaments- und Präsidentenwahlen zum Mißfallen der Armee fast täglich zu Demonstrationen und Straßenschlachten. Aus der dritten und letzten Runde der Parlamentswahlen ging am 20. Januar 2012 die islamistische Freiheits- und Gerechtigkeitspartei, die Partei der Muslimbrüder und als solche auch die des flachen Landes, mit 45,7Prozent als Siegerin hervor. Ihr folgte die salafistische, also gleichfalls islamistische Partei des Lichts mit 24,6Prozent. Die säkulare Wafd-Partei kam auf 8,4, das ebenfalls säkulare Bündnis Ägyptischer Block auf 6,6Prozent. In der zweiten Runde der Präsidentenwahl setzte sich am 16. und 17. Juni 2012 der Kandidat der Muslimbrüder, Mohammed Mursi, der Vorsitzende der Freiheits- und Gerechtigkeitspartei, mit 51,7Prozent der abgegebenen Stimmen gegenüber dem früheren, von Mubarak im Januar 2011 ernannten Ministerpräsidenten Ahmad Schafiq durch.


  Zwischen dem neuen Präsidenten, dem Obersten Rat der Streitkräfte und dem Verfassungsgericht entbrannte sogleich ein Machtkampf um die Auflösung des Parlaments und des Verfassungskomitees, den Mursi in der Hauptsache, was den Fortbestand des Verfassungskomitees betraf, für sich entscheiden konnte. An der Auflösung des Parlaments durch das Verfassungsgericht im Juli aber vermochte der Präsident nichts zu ändern. Die Gesetzgebungsbefugnisse lagen fortan ausschließlich beim Oberhaus, dem im Januar und Februar 2012 gewählten Schura-Rat.


  Am 29. November 2012 beschloß das Verfassungskomitee im Eilverfahren einen Verfassungsentwurf, der die Grundsätze der Scharia und damit des islamischen Rechts verbindlicher als bisher als Hauptquelle der Gesetzgebung bezeichnete, bei ihrer Auslegung den Gelehrten der islamischen Al-Azhar-Universität eine Art Vetorecht einräumte und die Pressefreiheit nur mit Einschränkungen garantierte – ein Anlaß zu empörten Reaktionen der säkularen Kräfte sowie der koptischen Christen und zu heftigen Zusammenstößen zwischen Befürwortern und Gegnern der Vorlage. Die Mehrheitsmeinung aber war eindeutig: Am 15. Dezember 2012 wurde der Entwurf des Verfassungskomitees in einem Referendum mit 63,8Prozent der abgegebenen Stimmen angenommen. Die Beteiligung an der Abstimmung belief sich auf 32,9Prozent.


  Im März 2011 griff der «arabische Frühling» oder die «Arabellion» – zwei bei westlichen Journalisten beliebte Begriffe zur Kennzeichnung der Umwälzungen im Maghreb und im Nahen Osten – auch auf Syrien über. Am 15. März schrieben Jugendliche in Darʿā, einer Kleinstadt nahe der Grenze zu Jordanien, die Parole «Das Volk will den Sturz des Regimes» an die Mauern. Sie wurden sofort von Sicherheitskräften verprügelt und ins Gefängnis geworfen. Drei Tage später forderten die Bürgerinnen und Bürger von Darʿā die Freilassung der Jugendlichen, woraufhin die Polizei das Feuer eröffnete und vier Menschen tötete. In der folgenden Woche kam es auch in anderen Städten zu Protestdemonstrationen. Wiederum schlugen die Sicherheitskräfte mit brutaler Härte zurück; mancherorts, so in Darʿā, wurden Panzer eingesetzt. An einem einzigen Tag, dem 4. April, kamen 26 Demonstranten ums Leben.


  Wie in Tunesien und Ägypten hatte sich in Syrien viel Zorn auf das herrschende Regime angesammelt. Präsident Baschar al-Assad, seit 2000 als Nachfolger seines verstorbenen Vaters Hafiz al-Assad im Amt, hatte einiges für die Liberalisierung der Wirtschaft getan, war aber nach kurzem Zögern vor einer politischen Lockerung des autoritären Systems zurückgeschreckt. Seit 2002 wurden Regimegegner wieder gnadenlos verfolgt, öffentliche Kritik an der regierenden Baath-Partei und am Präsidenten von der Polizei wirksam unterbunden. Assad entstammte der alawitischen Minderheit; auf sie und zwei andere religiöse Minderheiten, die Schiiten und die Christen, stützte sich seine Herrschaft vor allem. Die sunnitische Mehrheit, die rund drei Viertel der Bevölkerung ausmachte, hatte keinen Zugang zu den Schaltstellen der Macht, ebensowenig die kurdische Minderheit. Zu den Verbündeten Assads gehörten die schiitische Hisbollah im Libanon, das iranische Mullahregime und nicht zuletzt Rußland, das seit 1971 in der Hafenstadt Tartus seinen einzigen Militärstützpunkt im Mittelmeer unterhielt und Syrien seit den Zeiten der Sowjetunion großzügig mit Munition, Waffen und Militärgerät belieferte. Da Assad ein geschworener Gegner des islamistischen Fundamentalismus war und als kalkulierbar galt, hatten sich auch die USA und Israel mit ihm arrangiert, und bei der EU und ihren größeren Mitgliedstaaten war es nicht anders.


  Von einer Zivilgesellschaft wie zumindest ansatzweise in Tunesien oder, in sehr viel geringerem Maß, in Ägypten konnte man in Syrien kaum sprechen; dazu war das Land ethnisch und religiös zu gespalten und zu verfeindet. Die Opposition gegen Assad zerfiel in den zugelassenen, im Parlament in Damaskus vertretenen Teil in Gestalt der Volksfront für Wandel und Freiheit, die von den radikaleren Regimegegnern als mehr oder minder gouvernemental angesehen wurde, und die in sich zerstrittenen außerparlamentarischen Kräfte. Von der Türkei aus operierte der im Oktober 2011 in Istanbul gegründete Syrische Nationalrat unter Georges Sabra; ein Jahr später fügte er sich in die neue Dachorganisation, die Nationale Koalition der syrischen Oppositions- und Revolutionskräfte ein. Mit dem Nationalrat arbeitete trotz mancher Differenzen das im September 2011 in Syrien selbst gegründete Nationale Koordinationskomitee für demokratischen Wandel zusammen. Zur bewaffneten Opposition gehörten die in der zweiten Hälfte des Jahres 2011 ins Leben gerufene, sunnitisch geprägte Freie Syrische Armee und zahlreiche kleinere, radikalere dschihadistische Gruppen, die private finanzielle Unterstützung aus den Golfstaaten und von Saudi-Arabien erhielten. Al-Qaida stand auch nicht abseits: Mit ihr war die Al-Nusra-Front (Dschabhat-al-Nusra oder Unterstützungsfront) zum Schutz der Levante liiert, die im Verlauf der Kämpfe an Einfluß gewann. Frühe regionale Schwerpunkte der außerparlamentarischen Opposition waren die kurdischen Gebiete im Nordosten des Landes sowie Städte wie Homs und Banias, Hochburgen der Muslimbrüder und der Salafisten.


  Im Sommer 2011 eskalierte der innersyrische Konflikt zum offenen Bürgerkrieg. Im September war bereits von weit über 2000 Toten auf beiden Seiten die Rede. In die benachbarten Staaten, den Libanon, Jordanien, die Türkei, den Irak und auch nach Ägypten ergoß sich ein immer weiter anschwellender Strom von Flüchtlingen. Im September 2013 waren fundierten Schätzungen zufolge in Syrien selbst und den nahegelegenen Staaten 4,25Millionen Menschen auf der Flucht. Im April 2012 wurde ein Flüchtlingslager auf türkischem Gebiet von syrischem Territorium aus beschossen. In der Folgezeit kam es zu weiteren Granateneinschlägen im türkischem Grenzgebiet, die von Ankara mit Gegenangriffen der eigenen Luftwaffe beantwortet wurden und die NATO veranlaßten, um die Jahreswende 2012/13 im Südosten der Türkei Abwehrraketen aufzustellen, die das Assad-Regime von einem Angriff auf ihr vorderasiatisches Mitgliedsland abschrecken sollten.


  Im Verlauf des Jahres 2012 gelangen den oppositionellen Verbänden große Geländegewinne, etwa im Grenzgebiet zum Irak; sie eroberten Teile von Aleppo einschließlich des Flughafens und drangen bis in die Vororte von Damaskus vor. Im März 2013 nahmen sie die großen Ölfelder im Nordosten Syriens ein. Doch die Regimetruppen schlugen die Rebellen auch immer wieder zurück, wobei unter anderem die Altstadt von Aleppo, die zum Weltkulturerbe gehörte, weitgehend zerstört wurde. Neben dem regulären Militär kämpften auch paramilitärische Verbände wie die schiitische Hisbollah aus dem Libanon und die berüchtigten Schabiha-Milizen auf Assads Seite gegen die Aufständischen. Auf das Konto der letzteren ging mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit eines der schrecklichsten Massaker des syrischen Bürgerkriegs: die Ermordung von weit über 100 Menschen, darunter 49 Kindern und 25 Frauen, im Dorf Al-Hula am 25./26. Mai 2012.


  Appelle des Sicherheitsrates und der Vereinten Nationen an beide Seiten zeitigten keine nachhaltigen Folgen. Sanktionen gegen die Regierung Assad scheiterten immer wieder an den Vetomächten Rußland und China. Die Arabische Liga setzte im November die Mitgliedschaft Syriens aus und verhängte Sanktionen, darunter ein Handelsverbot. Ähnliche Schritte unternahmen die USA und die EU. Spätestens seit dem Sommer 2012 floß auch Geld von der CIA an die gemäßigten syrischen Rebellen, zum Teil auch an deren arabische Unterstützer. Eine direkte militärische Intervention aber galt im Westen als zu riskant: Ein Sieg der sunnitisch dominierten Opposition und ihrer extremen Mitstreiter konnte Massaker unter den Unterlegenen, nicht zuletzt den Christen, zur Folge haben, der syrische Bürgerkrieg auf andere Teile der Region übergreifen und den gesamten Nahen Osten ins Chaos stürzen, ein schwerer Konflikt mit Rußland und China unabsehbare weltpolitische Konsequenzen zeitigen. Auf der anderen Seite gab es bereits 2012 Hinweise auf den Einsatz von Giftgas durch Regimetruppen. Am 20. August 2012 sprach Präsident Obama in diesem Zusammenhang von einer «roten Linie», die Assad nicht überschreiten dürfe. Ein Jahr später sollte der Verdacht zur annähernden Gewissheit werden – ein Ereignis, auf das zurückzukommen sein wird.


  In Libyen kam es Mitte Februar 2011 in mehreren Städten, darunter Tripolis, Bengasi und Al-Baida nach entsprechenden Aufrufen im Internet zu ersten Protestdemonstrationen gegen das Regime von Muammar al-Gaddafi. Die Sicherheitskräfte reagierten sofort und massiv und bewirkten damit eine Welle der Solidarisierung in weiteren Städten. Am 17. Februar schossen neben Polizisten auch bewaffnete Söldner in die Menschenmassen. Die Straßenschlachten weiteten sich binnen weniger Tage zum Bürgerkrieg aus. Am 20. Februar fiel als erste Stadt Bengasi in die Hände der Aufständischen; zwei Tage später kontrollierten sie schon die ganze Kyrenaika.


  Wie in Tunesien, Ägypten und Syrien speiste sich der Widerstand auch in Libyen aus unterschiedlichen Quellen. Religiöse, auch fundamentalistische Gegnerschaft zum säkularen Regime Gaddafis war nur eines der Motive. Auflehnung gegen die politische Repression, gegen willkürliche Verhaftungen und standrechtliche Hinrichtungen trat hinzu, ebenso die Unzufriedenheit vieler Stämme angesichts ihrer Zurücksetzung gegenüber den privilegierten Stämmen der Gaddafa, der Warfalla und der Magarha, außerdem Wut auf die Konzentration allen Reichtums aus den Erdölexporten bei der Familie Gaddafi und einem kleinen Kreis ihrer ebenso korrupten und kleptokratischen Freunde – eine Wut, die besonders unter jüngeren, aufstrebenden Libyern weit verbreitet war.


  Im westlichen Ausland hatte Gaddafi seit seiner demonstrativen Abkehr vom Terror ein gewisses Maß an Prestige gewonnen. Das galt für die USA ebenso wie für Großbritannien und Frankreich. Doch der Aufstand gegen den Diktator machte es demokratischen Staaten unmöglich, den libyschen Machthaber weiterhin als ehrenwerten, weil wirtschaftlich wertvollen Partner zu betrachten. Vor allem in Frankreich warben Intellektuelle, an ihrer Spitze der Philosoph Bernard-Henri Lévy, für eine nicht nur moralische Unterstützung der Rebellen. Nach einem Besuch bei den Aufständischen gelang es Lévy, Staatspräsident Sarkozy der noch vor kurzem Gaddafi in Paris diplomatisch hofiert hatte, in einem Telefongespräch von der Notwendigkeit einer militärischen Intervention ohne Einsatz von Bodentruppen zu überzeugen. Daß ein solches Unternehmen innenpolitisch populär war, dürfte für Sarkozy, der unter seinen schlechten Umfragewerten litt, kein abwegiger Gedanke gewesen sein.


  David Cameron, der britische Premierminister, kam zu derselben Zeit aus ähnlichen Gründen zur gleichen Schlußfolgerung. Präsident Obama wollte dagegen die USA aus dem Konflikt in Nordafrika heraushalten. Erst als die Truppen Gaddafis Mitte März im Zuge ihrer Gegenoffensive die Rebellenhochburg Bengasi einzuschließen begannen, schwenkte er auf den eher «bellizistischen» Kurs seiner Außenministerin Hillary Clinton ein. Die deutsche Bundesregierung hatte sich, in Übereinstimmung mit der demoskopisch ermittelten Mehrheitsmeinung und den Spitzen der parlamentarischen Opposition, darauf verständigt, Deutschland nicht in einen Krieg in Libyen verwickeln zu lassen – eine Linie, die Bundeskanzlerin Merkel, Außenminister Westerwelle und Verteidigungsminister de Maizière auch deswegen sinnvoll erschien, weil sie die Chancen der Regierungsparteien bei den bevorstehenden Landtagswahlen in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz nicht schmälern wollten.


  Anders als der syrische Präsident Assad konnte sich Gaddafi keiner Bundesgenossen unter den Vetomächten des Sicherheitsrats erfreuen. Die drei ständigen westlichen Mitglieder, die USA, Großbritannien und Frankreich, durften also hoffen, auf einen entsprechenden Antrag hin das erstrebte Mandat der Vereinten Nationen zu erhalten. Die mit dem russischen Vertreter abgestimmte Vorlage, über die der Sicherheitsrat am 17. März 2011 abzustimmen hatte, forderte einen sofortigen Waffenstillstand und ein Ende der Gewalt gegenüber libyschen Zivilisten, sodann verstärkte Bemühungen um eine Lösung, die den legitimen Anliegen des libyschen Volkes Rechnung trug. Als Sanktionen sah die Resolution 1973 die Errichtung einer Flugverbotszone zum Schutz der Zivilbevölkerung sowie andere zu diesem Zweck erforderliche Maßnahmen vor. Außerdem wurde das bereits in der Resolution 1970 vom 26. Februar verhängte allgemeine Waffenembargo für Libyen bestätigt, ein Einsatz von «Besatzungstruppen» aber ausgeschlossen.


  Die unmittelbar drohende Gefahr eines Gemetzels der libyschen Regierungstruppen und ihrer Söldner unter den Verteidigern von Bengasi verlieh der Abstimmung eine dramatische Note. Das Ergebnis lautete: 10 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen und 5 Enthaltungen. Die letzteren kamen von Rußland, China und drei nichtständigen Mitgliedern, Indien, Brasilien und Deutschland. Mit seiner Stimmenthaltung begab sich Deutschland in eine Gegenposition zu allen drei Staaten, die es als seine engsten und wichtigsten Verbündeten betrachtete – ein in der Geschichte der Bundesrepublik bisher einmaliger Akt von außenpolitischer Selbstmarginalisierung. Der Kern der Begründung, die deutschen Kapazitäten reichten für einen weiteren «out of area»-Einsatz nicht aus, konnte die drei Alliierten nicht überzeugen, und das umso weniger, als Berlin kurz darauf auch seine beiden vor der tunesischen Küste kreuzenden, an Hilfsaktionen für libysche Flüchtlinge beteiligten Fregatten dem NATO-Befehl entzog, so daß sie für die Seeüberwachung des Waffenembargos ausfielen. Auch seine für die Einhaltung des Flugverbots strategisch wichtigen AWACS-Flugzeuge stellte Deutschland nicht zur Verfügung. Diese wurden vielmehr, im Sinn einer Ausgleichsmaßnahme, nach Afghanistan verlegt, der dortige Einsatz der Bundeswehr also ausgeweitet.


  Was ein koordiniertes Vorgehen der NATO anging, war Deutschland nicht das einzige Mitgliedsland, das Schwierigkeiten bereitete. Frankreich wollte das Atlantische Bündnis ursprünglich nicht einschalten; die Türkei äußerte schwerwiegende Bedenken; andere Staaten verwiesen auf ihre durch den Einsatz in Afghanistan eingeengten Kapazitäten. Am 19. März flog die französische Luftwaffe Angriffe auf Stellungen der Gaddafi-Truppen nahe Bengasi. Am 20. März folgten trotz Gegenfeuers der libyschen Luftabwehr amerikanisch-britisch-französische Angriffe auf Ziele in Tripolis und tags darauf amerikanische Angriffe auf Bodentruppen und Einrichtungen der libyschen Armee. Am 22. März kam schließlich ein Beschluß der NATO zustande, dem zufolge sie die Umsetzung des Waffenembargos gegen Libyen im Mittelmeer übernahm. Am 24. März einigten sich die USA, Großbritannien, Frankreich und die Türkei auf die Übernahme des gesamten Militäreinsatzes durch die NATO: ein Beschluß, der am 31. März in Kraft trat. Ebenfalls am 24. März kündigte der Generalstabschef der USA, Admiral Michael Mullen, an, die Vereinigten Staaten würden ihre Kampfeseinsätze am 3. April beenden und danach nur noch auf Bitten der NATO wiederaufnehmen. Ansonsten wollten sie unterstützend tätig sein.


  Nachdem die libysche Luftwaffe schon am 26. März ausgeschaltet war, konzentrierten sich die beteiligten Streitkräfte – unter ihnen auch die eines arabischen Staates, nämlich Katars – auf die Ausschaltung von Panzern und die Zerstörung von Bunkern und Munitionsdepots. Unter dem Schirm der alliierten Luftschläge konnten die Rebellen den Truppen des Regimes beträchtliche Geländegewinne abtrotzen. Am 26. März fiel die westlich von Bengasi gelegene, für die Ölausfuhr wichtige Stadt Brega, wenn auch nur vorübergehend, in die Hände der Aufständischen. In ihrem Stützpunkt Misrata hatten sie sich dagegen weiterhin heftiger Artillerie-Angriffe der Gaddafi-Kräfte zu erwehren. In anderen Abschnitten der Bürgerkriegsfront gelang es den Verbänden des Regimes, ihre Gegner zurückzudrängen. Die Alliierten verstärkten daraufhin ihre Angriffe – nunmehr eindeutig mit dem Ziel des Regimewechsels, was eine Überdehnung des UN-Mandats bedeutete. In direktem Widerspruch zu den Resolutionen Nr.1970 und 1973 stand die Belieferung der Rebellen mit Waffen durch Frankreich – ein Sachverhalt, den Paris sich am 29. Juni einzuräumen genötigt sah.


  Am 30. April wurden bei einem Bombardement von Gaddafis Residenz in Tripolis sein Sohn Saif al-Arab und drei seiner Enkel getötet. Ende Juli folgte die Zerstörung eines anderen zivilen Zieles, die von drei Satellitenanlagen des libyschen Fernsehens. Um den vorrückenden Rebellen die Einnahme von Tripolis zu erleichtern, wurden Ende August systematisch militärische Anlagen der Hauptstadt angegriffen. Am 23. August eroberten die Aufständischen die Residenz Gaddafis, womit sie die Einnahme von Tripolis abschließen konnten. Gaddafi selbst hatte sich zuvor in seine Heimatstadt Sirte östlich von Tripolis begeben. Am 20. Oktober wurde er von Rebellen gefangen genommen und unter nicht völlig aufgeklärten Umständen getötet – offenkundig ein Fall von politischer Lynchjustiz. Drei Tage später erklärte der von den Aufständischen eingesetzte Nationale Übergangsrat (NTC) den Krieg offiziell für beendet und kündigte demokratische Wahlen innerhalb von acht Monaten an.


  Von einem Ende der Feindseligkeiten konnte jedoch noch längst keine Rede sein. Vielmehr entwickelte sich in den folgenden Monaten ein Vielfrontenkampf zwischen bewaffneten Anhängern des alten Regimes und den Verbänden des NTC, zwischen diesen und regionalistischen und zugleich islamistischen Milizen, unter anderem im Raum Bengasi, zwischen extremen dschihadistischen Gruppen, die zum Teil mit Al-Qaida in Verbindung standen, und den Anhängern eines säkularen Libyen, zwischen kriminellen Gangs und Ordnungskräften der neuen Machthaber. Im Januar 2012 gelang es Parteigängern Gaddafis, Teile von Bengasi zu erobern. Um dieselbe Zeit stürmten unzufriedene Revolutionsgardisten das Hauptquartier des NTC. Im September wurden im amerikanischen Konsulat in Bengasi Botschafter J. Christopher Stevens und drei weitere US-Bürger ermordet: ein Anschlag, der die Handschrift von Al-Qaida trug.


  Aus den Wahlen zum Allgemeinen Nationalkongreß im Juli 2012 ging die Liste der säkular ausgerichteten Allianz der Nationalen Kräfte, ein überaus heterogenes Zweckbündnis, mit einen Stimmenanteil von 48Prozent als Siegerin hervor. Auf sie vor allem stützte sich die nach schwierigen Verhandlungen gebildete Regierung des als «liberal» geltenden Ali Seidan, eines prominenten Angehörigen der Opposition gegen Gaddafi. Eine rasche Befriedung Libyens war von der neuen Regierung nicht zu erwarten. Die Waffenarsenale der gestürzten Diktatur waren zu großen Teilen geplündert worden; aus ihnen bedienten sich alle, die aus den unterschiedlichsten Gründen der Regierung Ali Seidan keine Chance geben wollten. Ein Jahr nach dem Sturz Gaddafis befanden sich große Teile Libyens im Zustand der Anomie. Vor allem im Osten des Landes, in und um Bengasi gaben radikale islamistische Milizen den Ton an; die Autorität der Regierung in Tripolis tendierte gegen Null.


  Anfang 2014 gelang es autonomistischen Milizen, den Ölhafen Al-Sidra im Osten Libyens unter ihre Kontrolle zu bringen. Im März nahmen sie den Ölexport in eigene Regie und beluden ein Schiff, das unter nordkoreanischer Flagge fuhr, mit Öl. Flugzeuge der libyschen Streitkräfte versuchten zwar, das Auslaufen des Frachters zu verhindern, scheiterten damit aber: Von Fischerbooten begleitet, die mit Flugabwehrkanonen ausgerüstet waren, entkam er aufs offene Meer. Der Nationalkongreß reagierte am 11. März mit einem Mißtrauensvotum gegen Ministerpräsident Ali Seidan, der daraufhin zurücktrat und sich tags darauf auf dem Luftweg in die Schweiz begab. Zum provisorischen neuen Regierungschef wurde Verteidigungsminister Abdullah Thenni bestellt. Er konnte sich nach einem chaotischen Intermezzo, der vom Verfassungsgericht für illegal erklärten Wahl des islamistischen Geschäftsmannes Ahmed Miitik zum Ministerpräsidenten, vorerst im Amt behaupten.


  Bei den Parlamentswahlen vom Juni 2014, bei denen nur unabhängige Bewerber kandidieren konnten, schnitten die Islamisten schlecht ab. Die Folge waren verschärfte Kämpfe zwischen islamistischen Milizen auf der einen, Regierungstruppen und paramilitärischen Verbänden unter dem Befehl des früheren Generals Khalifa Haftar, eines einstigen Gaddafi-Anhängers, auf der anderen Seite. In Tripolis war die Lage Ende Juli so unsicher, daß fast alle auswärtigen Mächte ihre diplomatischen Vertreter aus der Hauptstadt abzogen und das neugewählte Parlament sich in Tobruk, im Osten des Landes, konstituieren mußte.


  Die islamistischen Mitglieder des Nationalkongresses betrachteten diesen Akt als illegitim und schlossen sich zu einem eigenen «Parlament» zusammen. Nachdem Kämpfer der ihnen nahestehenden Misrata-Miliz am 23. August den Flughafen von Tripolis erobert hatten, sahen sie sich in der zweiten Augusthälfte plötzlich heftigen Luftangriffen ausgesetzt, hinter denen die USA sogleich aus guten Gründen die Vereinigten Arabischen Emirate und Ägypten vermuteten. Haftars antiislamistischen Verbänden kam die Unterstützung von außen höchst gelegen. Ihre Chancen, die Errichtung eines islamistischen Staates in Libyen doch noch zu verhindern, hatten sich spürbar verbessert.


  Ein Epiphänomen der libyschen Wirren war die Sezessionsbewegung der Tuareg im Norden der Republik Mali, dem Azawad. Tuareg aus Mali, die jahrelang als Söldner für das Gaddafi-Regime gekämpft hatten, kehrten 2011 nach dem Sturz des Diktators mitsamt einem riesigen Waffenarsenal in ihre Heimat zurück, wo sie sich mit anderen Stammesgenossen zum Mouvement National pour la Libération de l’Azawad (MNLA) zusammenschlossen, einem milizartigen Verband, der den Azawad von Mali abtrennen wollte. Im Januar 2013 begann die offene Rebellion der Tuareg gegen die Regierung in Bamako. Nachdem sie das von ihnen beanspruchte Gebiet, darunter die Städte Timbuktu, Gao und Kidal, erobert hatten, erklärten sie am 6. April 2013 den Kampf für beendet und den Azawad für unabhängig. Teile der malischen Armee unter Hauptmann Amadou Sanogo reagierten auf den Vormarsch der Tuareg am 21. März mit einem Putsch gegen Präsident Amadou Toumani Touré, dem die Frondeure vorwarfen, er habe es versäumt, eine politische Lösung für den Norden von Mali mit den Tuareg auszuhandeln. Die Vereinten Nationen, die Afrikanische Union und die Wirtschaftsgemeinschaft Westafrikanischer Staaten (ECOWAS) verurteilten den Umsturz auf das Schärfste; die beiden letzteren suspendierten die Mitgliedschaft Malis; die USA, die Weltbank und die Afrikanische Entwicklungsbank unterbrachen die Entwicklungshilfe für Mali.


  Im Juni 2012 entbrannte ein offener Konflikt zwischen dem MNLA und drei radikal islamistischen Gruppen: der Ansar Dine, die die sezessionistischen Tuareg zuvor unterstützt hatte, der Bewegung für Einheit und Dschihad in Westafrika (MUJAO) und der Al-Qaida des Islamischen Maghreb (AQMI), die sich alle die Errichtung eines islamistischen Staates in ganz Mali zum Ziel gesetzt hatten. Bereits Mitte Juli waren die drei wichtigsten Städte von Nordmali – Gao, Kidal und Timbuktu – in den Händen der Islamisten. Dort widmeten sie sich sogleich der zwangsweisen Einführung der Scharia, wozu öffentliche Hinrichtungen und das Abhacken von Händen verurteilter Delinquenten gehörten. In Timbuktu wurden Archive, Bibliotheken und andere weltberühmte Kulturdenkmäler zerstört.


  Im Herbst 2012 drangen die islamistischen Rebellen immer weiter nach Süden, in Richtung Bamako vor. Im Januar 2013 wandte sich Präsident Dioncounda Traoré, der im April 2012 im Gefolge des Militärputsches ins Amt gelangt war, mit der Bitte um militärische Hilfe an Frankreich, die ehemalige Kolonialmacht. Mit der vollen Rückendeckung der Vereinten Nationen und der materiellen, militärischen und logistischen Unterstützung durch die USA, Kanada, mehrere westeuropäische Staaten, aber auch Rußland und die Vereinigten Arabischen Emirate ging Präsident Hollande auf das Ersuchen ein. Französische Truppen eroberten, unterstützt von Soldaten aus Mali, dem Tschad und einigen westafrikanischen Staaten, binnen weniger Wochen Timbuktu, Kidal und Gao. Im April begann Frankreich seine Truppen weiter zurückzuziehen. Mali erhielt internationale Mittel in Höhe von 4Milliarden Dollar für den Wiederaufbau; an der Ausbildung seiner desorganisierten Armee beteiligte sich die deutsche Bundeswehr. Im Juli 2013 schloß die Regierung von Mali ein Friedensabkommen mit dem MNLA und ebnete so den Weg für Präsidentschaftswahlen im Juli und August, die für die Geberländer eine zentrale politische Bedingung ihrer Hilfe waren. Die islamistischen Rebellen hatten sich inzwischen in entlegenere Wüstengebiete zurückgezogen, von wo aus sie immer wieder Anschläge auf die malischen Ordnungskräfte verübten. Von einer dauerhaften Befriedung war Mali im Herbst 2013 noch weit entfernt.


  In Tunesien rief die Art und Weise, wie die moderat islamistische Ennahda die ihr Ende 2011 zugefallene Macht ausübte, vielfältigen Widerspruch hervor. Im Mai 2012 kam es, ausgelöst durch einen Streit um den Verkauf alkoholischer Getränke, zu heftigen Zusammenstößen zwischen radikalen Salafisten und der Polizei. Im Juni – dem Monat, in dem der gestürzte Präsident Ben Ali in Abwesenheit zu lebenslanger Haft verurteilt wurde – reagierte die Regierung von Ministerpräsident Jebali auf neuerliche Ausschreitungen von Salafisten, diesmal im Zusammenhang mit einer umstrittenen Kunstausstellung, mit der Verhängung einer nächtlichen Ausgangssperre. Im August wandten sich die säkularen Kräfte zu Tausenden gegen die Regierung und die sie tragenden Islamisten. Anlaß war diesmal der Entwurf einer neuen Verfassung, der, den Vorgaben der Scharia folgend, die Rechte der Frauen schmälerte. Hatte die Verfassung von 1959 die Gleichberechtigung von Mann und Frau postuliert, so hieß es nun, die Frauen seien den Männern «komplementär».


  Am 6. Februar 2013 wurde ein prominenter Politiker der säkularen Oppositionspartei Bewegung Demokratischer Patrioten, Chokri Belaïd, vor seinem Haus in Tunis erschossen. Unmittelbar danach kam es in mehreren Städten zu Demonstrationen, so in der Hauptstadt vor dem Innenministerium. Die Protestierenden machten die Ennahda mitverantwortlich für die Bluttat und forderten den Rücktritt der Regierung. Die größte Gewerkschaft des Landes, die UGTT, organisierte einen Generalstreik. Ministerpräsident Jebali schlug seinerseits die Bildung eines Technokratenkabinetts vor, was die Ennahda ablehnte, woraufhin er seinen Rücktritt erklärte. Seine Nachfolge trat am 14. März der Ennahda-Politiker Ali Larajedh an. Der Vorsitzende der Ennahda, Rachid al-Ghannouchi, bestritt jede Schuld seiner Partei an dem Mord. Tatsächlich deutete alles auf eine Urheberschaft der radikal islamistischen Salafisten von Ansar al-Scharia, die auch in der Folgezeit häufig gewaltsame Zusammenstöße mit der Polizei provozierten.


  Am 25. Juli 2013 ereignete sich ein weiteres Attentat auf einen Oppositionspolitiker: Mohamed Brahmi, der Vorsitzende der linken Bewegung des Volkes, wurde auf offener Straße erschossen. Erneut kam es zu spontanen Demonstrationen, auf denen der Rücktritt der Regierung gefordert wurde, und abermals rief die UGTT zum Generalstreik auf. In den folgenden Wochen bemühte sich die Gewerkschaft dann um eine Verständigung zwischen Regierung und Opposition. Sie hatte damit schließlich Erfolg. Am 6. Oktober unterzeichneten beide Seiten eine Vereinbarung, der zufolge innerhalb von drei Wochen eine Regierung aus parteilosen Fachleuten gebildet und innerhalb von vier Wochen eine neue Verfassung erarbeitet werden sollte. Mit ihrer Zustimmung zur Berufung einer Übergangsregierung sprang die Ennahda gewissermaßen über ihren eigenen Schatten: ein Zugeständnis, das auch von entschiedenen linken Oppositionsparteien als bemerkenswert anerkannt wurde. Am 27. Januar 2014 nahm die Konstituierende Nationalversammlung mit überwältigender Mehrheit gegen wenige Gegenstimmen eine neue Verfassung an, die den Islam als Religion des Landes, die Scharia aber nicht mehr als Grundlage der Gesetzgebung bezeichnete und einen umfassenden Katalog von Grundrechten, darunter der Religions-, Gewissens- und Meinungsfreiheit sowie der Gleichberechtigung von Männern und Frauen, enthielt. Tunesien hatte damit gute Gründe, für die Zukunft auf weiteren evolutionären Wandel zu hoffen.


  Es war nicht zuletzt der unübersehbare Niedergang der tunesischen Wirtschaft, der die bislang regierenden Kräfte zu einem Ausgleich mit der säkularen Opposition bereitmachte. Hinzu kam der abschreckende Anschauungsunterricht, den die jüngste, sogleich noch zu erörternde Entwicklung in Ägypten vermittelte: der Sturz des islamistischen Präsidenten Mursi durch eine Allianz von Armee und säkularer Opposition. In Tunesien war das Militär freilich in sehr viel geringerem Maß ein «Staat im Staat» und weniger populär als in Ägypten. Auf der anderen Seite war das Bildungssystem in Tunesien höher entwickelt als in Ägypten, was sich auch in einem höheren Alphabetisierungsgrad (77,6 gegenüber 66,4Prozent im Jahr 2012) niederschlug. Es gab in Tunesien eine relativ breite Mittelschicht und eine große Zahl westlich, genauer gesagt französisch geprägter Intellektueller. Es kam also vieles zusammen, was in Tunesien etwas ermöglichte, was in der politischen Kultur arabischer Länder ansonsten kaum anzutreffen war: die Einsicht in die Notwendigkeit von Kompromissen als Voraussetzung von Demokratie.


  Am 26. Oktober 2014 fanden in Tunesien Parlamentswahlen statt. Als Siegerin ging mit einem Anteil von 39Prozent die säkulare Partei Nidaa Tounes (Ruf Tunesiens) um den siebenundachtzigjährigen ehemaligen Minister und Parlamentspräsidenten Béji Caïd Essebsi aus dem Kräftemessen hervor – eine Partei, in der auch viele frühere Anhänger und Unterstützer des Präsidenten Bourguiba und Ben Ali aktiv waren. Die gemäßigt islamistische Ennahda wurde mit knapp 32Prozent zweitstärkte Partei. Es folgte mit weniger als 8Prozent das liberale Parteienbündnis Union Patriotique Libre. Da keine Partei über eine parlamentarische Mehrheit verfügte, mußte eine Koalition gebildet werden. Relative Stabilität versprach allein ein Zusammengehen der beiden größten Parteien, für das sich Ennahda schon während des Wahlkampfes ausgesprochen hatte. Die Regierungen der westlichen Demokratien reagierten erleichtert: Tunesien blieb das arabische Land, dem die besten Prognosen für seine weitere Entwicklung gestellt wurden.


  In Ägypten förderte die Verschlechterung der Wirtschaftslage, ablesbar an steigenden Arbeitslosenzahlen und zunehmender Geldentwertung, ebenfalls die Unzufriedenheit mit der Regierung. Im Januar 2013 wurden während anhaltender Straßenproteste mindestens 45 Menschen getötet, was den Armeechef, General Abd al-Fattah as-Sisi, der zugleich Verteidigungsminister war, zu der Warnung veranlaßte, das Land stehe kurz vor dem Zusammenbruch. Präsident Mursi antwortete mit der Verhängung des Ausnahmezustands in den von Unruhen und Gewaltexzessen besonders erschütterten Städten Port Said, Sues und Ismailia und übertrug der Armee mit Zustimmung des Oberhauses, des Schura-Rats, polizeiliche Befugnisse.


  Ende Juni 2013, ein Jahr nach dem Amtsantritt Mursis, eskalierten die Proteste. Eine neugebildete Bewegung der säkularen Kräfte, Tamarod, zu deutsch Rebellion, behauptete, sie habe bereits 22Millionen Unterschriften für einen Rücktritt des islamistischen Präsidenten gesammelt. Am 1. Juli steckten radikale Mursi-Gegner das Hauptquartier der Muslimbrüder in Brand. Bei Demonstrationen kamen am gleichen Tag 16 Menschen um; fast 800 wurden verletzt. Präsident Obama, der zwei Jahre zuvor Mubarak zum Dialog mit der Opposition aufgefordert hatte, trug jetzt Mursi telefonisch dasselbe Anliegen vor. Das Militär verlangte am späten Nachmittag eine Lösung des Konflikts zwischen den regierenden Islamisten und der säkularen Opposition binnen 48 Stunden. Mehrere hochrangige Angehörige der Regierung, unter ihnen Außenminister Mohamed Kamel Amr, reichten ihren Rücktritt ein.


  Am späten Abend des 2. Juli wies Mursi in einer Fernsehansprache das Ultimatum der Generäle zurück und bekräftigte seine Absicht, als freigewählter Präsident im Amt zu bleiben, auch wenn ihn das sein Leben kosten sollte. Nach Ablauf der Frist am 3. Juli um 17 Uhr riegelten Einheiten der Armee die Kaserne ab, in der sich Mursi aufhielt. Wenige Stunden später enthob General Sisi Mursi namens der Armee seines Amtes, setzte eine neue Regierung ein und die Verfassung vom Dezember 2012 außer Kraft. Der Präsident des Verfassungsgerichts, Adli Mansur, übernahm die Funktion des Übergangspräsidenten. Die Demonstranten auf dem Tahrir-Platz bejubelten den Staatsstreich, der aus ihrer Sicht kein Putsch, sondern nur der Vollzug des Volkswillens war.


  Einige Kommentare aus dem westlichen Ausland klangen ähnlich. Der amerikanische Außenminister John Kerry, der am 1. Februar 2013 die Nachfolge von Hillary Clinton angetreten hatte, erklärte am 1. August, man könne nicht von einer Machtübernahme der Militärs sprechen, denn es gebe eine zivile Regierung; die Militärs stellten tatsächlich die Demokratie wieder her. Der taktische Hintergrund dieser Bewertung war offenkundig: Hätte Washington den Umsturz als Putsch bezeichnet, hätte es auf Grund der amerikanischen Rechtslage die Militärhilfe für Kairo einstellen müssen, mit der bislang, unter den Präsidenten Sadat und Mubarak und zunächst auch unter Mursi, die stabilisierende Rolle Ägyptens im Nahen Osten und namentlich seine relativ israelfreundliche Politik honoriert worden war. Zudem war nicht zu bestreiten, daß Mursi seine demokratische Legitimation selbst aufs Spiel gesetzt hatte, indem er einer einseitig islamistischen Linie folgte. Das ägyptische Militär hatte sich allerdings auch keineswegs zum bloßen Vollzugsorgan der säkularen Kairoer Demonstranten gemacht. Es hatte mittels des Geheimdienstes aktiven Einfluß auf die Protestbewegung genommen und ganz bewußt die wirtschaftliche Krise verschärft, indem es in der letzten Phase von Mursis Präsidentschaft künstliche Engpässe bei der Versorgung mit Strom, Benzin und Gas herbeiführte – Engpässe, die sich nach dem Coup vom 3. Juli schlagartig auflösten.


  Der Absetzung Mursis folgten die Schließung proislamistischer Fernsehsender, die Festnahme von Journalisten, die als Sympathisanten der Muslimbrüder galten, und die Verhaftung von bekannten Anhängern Mursis. Die Proteste der Islamisten wurden mit brutaler Gewalt niedergeschlagen. Am 5. Juli wurden im ganzen Land mindestens 36 Menschen bei Auseinandersetzungen zwischen Sicherheitskräften und Demonstranten getötet. Einen Tag später sollte der ehemalige Chef der internationalen Stromenergiebehörde und Friedensnobelpreisträger des Jahres 2005, Mohammed El Baradei, zum Chef der Übergangsregierung ernannt werden, was jedoch am Widerspruch der salafistischen Partei des Lichts scheiterte. An seiner Stelle wurde am 9. Juli der frühere Finanzminister Hasim al-Beblawi zum Ministerpräsidenten berufen; El Baradei wurde Übergangsvizepräsident – ein Amt, das er aber bereits sieben Wochen später, am 14. August, aus Protest gegen die Gewaltexzesse des neuen Regimes niederlegte.


  Am 8. Juli wurden mindestens 51 Anhänger des gestürzten Präsidenten beim Versuch, die Kaserne, in der Mursi festgehalten wurde, zu stürmen, von den Sicherheitskräften getötet; Hunderte wurden verletzt. Am 27. Juli starben über 80 Menschen bei Zusammenstößen zwischen Polizei und Armee auf der einen, Demonstranten auf der anderen Seite. Zu einem noch größeren Blutbad kam es am 14. August bei der Räumung von zwei Protestlagern der Muslimbrüder: einer Aktion, die mit der Verhängung des Ausnahmezustandes verbunden war. Die Regierung sprach tags darauf von 638 Toten und über 4000 Verletzten; die Anhänger Mursis nannten sehr viel höhere Zahlen. Fanatische Islamisten rächten sich mit Angriffen auf zahlreiche Kirchen der koptischen Christen, denen vorgeworfen wurde, daß sie für das Militär Partei ergriffen hätten. Am 23. September verbot ein Kairoer Gericht die Muslimbruderschaft und untersagte ihr jede Art von Betätigung; ihr Vermögen wurde beschlagnahmt. Am 4. November begann die Hauptverhandlung im ersten von drei Strafverfahren gegen Mursi wegen diverser Delikte, darunter des Aufrufs zum Mord und des Hochverrats.


  Zwei Jahre nach dem Sturz Mubaraks schien Ägypten auf dem Weg zurück in eine verdeckte Militärdiktatur. Ein erheblicher Teil der städtischen Mittelschicht und der Intellektuellen war mit dieser Entwicklung offenkundig einverstanden. Eine Demokratie, in der die Islamisten das Sagen hatten, war nicht das, was sie mit den Demonstrationen von 2011 erstrebt hatten. Ein Regime der harten Hand à la Sisi war aus ihrer Sicht ein bei weitem kleineres Übel als eine aus allgemeinen freien Wahlen hervorgegangene islamistische Ordnung à la Mursi. Die USA und die EU forderten einen baldigen demokratischen Neuanfang, was die ersteren im Oktober 2013 durch die Kürzung der Militärhilfe unterstrichen; beide verurteilten die gewaltsame Unterdrückung der Muslimbrüder, aber nicht das Eingreifen des Militärs Anfang Juli als solches. Der Fall Ägypten bekräftigte in der Tat einmal mehr die Einsicht, daß Demokratie mehr ist als freie Wahlen und Mehrheitsherrschaft. Sie verlangt einen zivilgesellschaftlichen Grundkonsens über unveräußerliche Menschenrechte, Gewaltenteilung, Herrschaft des Rechts, Toleranz gegenüber und Schutz von Minderheiten – Voraussetzungen, die sich in den repressiven politischen Kulturen der arabischen Welt nicht herausbilden konnten.


  Bereits zu Beginn der 1990er Jahre hatte Algerien ein Experiment in Sachen Demokratie unternommen. Bei den ersten freien Wahlen nach der Erkämpfung der Unabhängigkeit im Jahr 1962 hatte die Islamische Heilsfront am 26. Dezember 1992 im ersten Wahlgang 188 von 231 Mandaten erobert – für die säkulare, vom Militär gestützte Regierung ein Anlaß, das Ergebnis der Wahl zu annullieren, den zweiten Wahlgang abzusagen, den Ausnahmezustand zu verhängen und die Heilsfront zu verbieten. Die nächsten Jahre waren gekennzeichnet durch Terroranschläge der im Untergrund operierenden Islamisten, darunter der Salafistengruppe für Predigt und Kampf, die sich Anfang 2007 in Al-Qaida des Islamischen Maghreb umbenannte, durch die Verhaftung von Tausenden ihrer Aktivisten und Massenhinrichtungen sowie Massaker extremistischer Splittergruppen an der Zivilbevölkerung.


  Ägypten mußte nicht den Weg Algeriens gehen, aber Anfang 2014 sah es nicht danach aus, daß die neue Führung sich der Gefahren einer rein repressiven Politik gegenüber dem politischen Islamismus bewußt war. Mitte Januar stimmten die Ägypter über eine neue Verfassung ab, die die Grundrechte, aber auch die Machtposition des Militärs festigte. Nach offiziellen Angaben votierten über 98Prozent für die Vorlage. Die Beteiligung lag mit 38,6Prozent um knapp 6Prozentpunkte über der beim Referendum über die «Mursi-Verfassung» im Dezember 2012. Die Muslimbrüder hatten zum Boykott aufgerufen. General Sisi konnte in dem Ergebnis das von ihm erhoffte Plebiszit zugunsten seiner eigenen Präsidentschaftskandidatur sehen.


  Am 26. März 2014 kündigte Sisi seine Bewerbung offiziell an. Die Wahl vom 26. bis 28. Mai gewann er mit der überwältigenden Mehrheit von 96,9Prozent. Auf den von den Medien systematisch benachteiligten liberalen Kandidaten Hamdin Sabahi entfielen 3,1Prozent. Die Wahlbeteiligung aber war mit 47,3Prozent noch um etwa 5Prozentpunkte niedriger als beim zweiten Wahlgang der Präsidentenwahl vom Juni 2012. Die Muslimbrüder, von denen inzwischen 1400 getötet, 16.000 inhaftiert und viele Hunderte in obskuren Gerichtsverfahren zum Tode verurteilt worden waren, hatten ihre Anhänger offenbar mit beträchtlichem Erfolg abermals zum Boykott der Wahl aufgerufen. Doch nichts deutete darauf hin, daß der Wahlsieger seine Haltung ihnen gegenüber ändern und sich fortan bemühen würde, die Gefolgsleute Mursis in den politischen Prozeß einzubeziehen.


  Die Muslimbrüder waren freilich nicht so sehr am Militär als an sich selbst, an ihrem Anspruch auf die absolute, die alleinige Macht gescheitert. Der Islam kennt nicht jene strikte Unterscheidung von göttlichen und irdischen Gesetzen, die für das Christentum konstitutiv ist. Das Fehlen dieser Trennung war und ist eine Vorbelastung jedes Versuchs, eine Demokratie in einer islamisch geprägten Gesellschaft zu errichten. Im August 1990 hatten sich 45 Außenminister der 57 Mitgliedstaaten der Organisation der Islamischen Konferenz auf den Boden der Kairoer Erklärung der Menschenrechte im Islam gestellt, der zufolge die Scharia die alleine Grundlage von Menschenrechten war, Menschenrechte also nur nach Maßgabe der Scharia gelten konnten. Dieselbe Position hatte im Jahr 2004 der Rat der Arabischen Liga in der Arabischen Charta der Menschenrechte bezogen. Solange Parteien des politischen Islamismus wie die Muslimbrüder dieser Vorgabe folgen, können sie nicht zu mitgestaltenden Faktoren einer pluralistischen Demokratie werden und die Hoffnungen liberaler, säkularer Kräfte auf einen «arabischen Frühling» sich nicht erfüllen.


  Ein Ende des syrischen Bürgerkriegs war Anfang 2014 noch nicht abzusehen. Die Anzahl der Toten, die er bislang gefordert hatte, schätzte die UNO Anfang September 2013 auf über 100.000, die Zahl der Bürgerkriegsflüchtlinge auf 5Millionen. Das Land zerfiel in Regionen, die vom Assad-Regime, und andere, die von rivalisierenden Truppenverbänden seiner Gegner kontrolliert wurden. Ob Syrien jemals wieder zu einem Staat zusammengefügt werden würde, war zweifelhaft: Ähnlich wie zuvor im Libanon und im Irak enthüllte der Bürgerkrieg in Syrien die innere Fragilität einiger jener künstlichen Staatsgebilde aus der Konkursmasse des Osmanischen Reiches, die Großbritannien und Frankreich während des ersten Weltkrieges im Sykes-Picot-Abkommen von 1916 konzipiert und nach Kriegsende unter dem Dach des Völkerbundes geschaffen hatten.


  Seit dem Frühjahr 2013 war es den Truppen Assads und den mit ihnen verbündeten Hisbollah- und Schahiba-Milizen gelungen, die Freie Syrische Armee und andere oppositionelle Streitkräfte aus einer Reihe von Orten zu vertreiben. Darunter waren im Juni ein Vorort von Damaskus, Ahmadiyeh in der Nähe des Flughafens, im Juli ein lange umkämpfter Stadtteil der Rebellenhochburg Homs und Anfang Oktober Khanassar, eine für die Verbindung zwischen Damaskus und Aleppo strategisch wichtige Stadt. Doch es war nicht nur das Regime, das der Opposition Niederlagen zufügte. Die Zerstrittenheit des gegnerischen Lagers trat im Sommer und Herbst 2013 deutlicher denn je hervor. Immer mehr Rebellen-Brigaden, vor allem solche mit einem radikal islamistischen, dschihadistischen Hintergrund, kündigten der von der Türkei aus agierenden Nationalen Koalition die Gefolgschaft auf; einige der Al-Qaida nahestehenden Milizen, zunächst die Al-Nusra-Front und dann verstärkt auch ihr einstiger Protektor, der Islamische Staat in Irak und Syrien (ISIS) unter Abu Bakr al-Baghdadi, verübten Gewalttaten, die auf die Opposition insgesamt zurückfielen – so das Massaker an Angehörigen der alawitischen Minderheit in der Küstenregion Latakia im August 2013, bei dem mindestens 190 Menschen ermordet wurden. Der Vorsitzende der Koalition, Ahmad al-Dscharba, kommentierte diesen Zerfallsprozeß Ende September mit den Worten, die Entstehung radikal islamistischer Brigaden sei das Ergebnis der Strategie Assads. Dessen Ziel sei es, aus der Revolution einen Konflikt zwischen den verschiedenen Religionsgruppen zu machen.


  Die offenkundige Verschiebung der militärischen Gewichte im syrischen Bürgerkrieg zugunsten von Assad gaben Frankreich und Großbritannien den Anlaß, im Mai 2013 innerhalb der EU auf eine militärische Unterstützung der Opposition zu drängen und zu diesem Zweck das im Mai 2011 verhängte, am 30. Mai auslaufende Waffenembargo nicht mehr zu verlängern. Beide Staaten standen mit dieser Forderung allein; vor allem Deutschland widersprach dem britisch-französischen Vorstoß. Da für eine Verlängerung aber ein einstimmiger Beschluß erforderlich gewesen wäre und dieser nicht zustande kam, stand es Paris und London frei, vom 31. Mai 2013 ab die Freie Syrische Armee mit Waffen zu versorgen. Damit war die EU wieder einmal um die Chance gebracht, in einer wichtigen Frage mit einer Stimme zu sprechen.


  Am 21. August 2013 kam es in der unmittelbaren Nähe von Damaskus in einem von den Rebellen kontrollierten Gebiet zu einem Großeinsatz von Giftgas. Die Zahl der Opfer wurde auf weit über 1400 geschätzt. Regime und Opposition bezichtigten sich gegenseitig der Urheberschaft an diesem Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Die ganz überwiegende Mehrheit der internationalen Beobachter vermutete auf Grund mancher Indizien, daß die Regierung Assad die Verantwortung für den Giftgaseinsatz trug. Die westlichen Regierungen kamen, gestützt auf die Befunde ihrer Geheimdienste, zu demselben Schluß. Der russische Präsident Putin übernahm hingegen Assads Lesart und wies der Opposition die Schuld zu. Am 26. August gestattete die Regierung in Damaskus den Vereinten Nationen, den Vorfall vom 21. August zu untersuchen.


  Fast auf den Tag genau ein Jahr vor diesem Ereignis, am 20. August 2012, hatte Barack Obama Assad vor der «roten Linie» gewarnt, die dieser mit dem Einsatz von Giftgas überschreiten würde. Diese Festlegung brachte den amerikanischen Präsidenten jetzt in Zugzwang: Seine Glaubwürdigkeit stand auf dem Spiel. Der französische Präsident Hollande und der britische Premierminister Cameron drängten auf eine militärische Intervention, gegebenenfalls auch ohne Mandat der Vereinten Nationen. Das Dilemma der Befürworter eines, wie es sogleich beruhigend hieß, kurzen Militärschlags bestand darin, daß es ihnen nach Lage der Dinge nicht um einen Sturz Assads gehen konnte; dazu waren die Risiken eines Sieges der zerstrittenen Opposition zu hoch. Auch mußte ihnen daran gelegen sein, eine Ausweitung des syrischen Bürgerkriegs auf Nachbarländer zu vermeiden. Für einen begrenzten Militärschlag sprach lediglich der Gedanke der Bestrafung und Abschreckung: Wenn ein derart krasser Verstoß gegen die Genfer Giftgaskonvention von 1925 und die ergänzende, inzwischen von 189 Staaten unterzeichnete Konvention von 1993, die die Entwicklung, Herstellung und Lagerung von chemischen Kampfstoffen verbot, ohne angemessene Antwort blieb, drohte die Gefahr einer Nachahmung durch andere «Schurkenstaaten».


  Am späten Abend des 29. August erlebte David Cameron die bislang schwerste Niederlage seiner Amtszeit als Premierminister: Das britische Unterhaus sprach sich gegen die Beteiligung des Vereinigten Königreichs an einer militärischen Intervention in Syrien aus. Bis weit in die Reihen der Konservativen hinein wirkte die Erinnerung an die Täuschungsmanöver nach, mit denen Tony Blair 2003 eine parlamentarische Mehrheit für den Irakkrieg gewonnen hatte – im Sinne eines «Nie wieder». Cameron erklärte sogleich, daß er sich an das Votum der Abgeordneten halten werde. Das Votum vom 29. August 2013 war eine Zäsur: Großbritannien verabschiedete sich von der bis in die jüngste Vergangenheit hinein immer wieder wahrgenommenen Rolle als globale Interventionsmacht, die im Geist der «special relationship» unter allen Umständen an der Seite der USA stand. Das Vereinigte Königreich näherte sich kontinentaleuropäischen, genauer gesagt deutschen Verhaltensmustern an. Ob sich daraus ein neues, positives Verhältnis zur Europäischen Union entwickeln würde, erschien zu diesem Zeitpunkt jedoch durchaus zweifelhaft.


  Zwei Tage nach der Abstimmung im Unterhaus, am 31. August, kündigte Präsident Obama an, daß er, obwohl die Verfassung das nicht vorschrieb, den Kongreß über eine Intervention in Syrien abstimmen lassen werde. Da Senat und Repräsentantenhaus sich noch in der Sommerpause befanden, war die Frage eines militärischen Einsatzes der USA in Syrien damit erst einmal vertagt. Aus Paris verlautete am 1. September, Frankreich schließe einen Alleingang aus, sei aber weiter bereit, bei einem Militärschlag an die Seite der Vereinigten Staaten zu treten.


  Obamas Aussichten, im Kongreß eine Mehrheit für eine Intervention in Syrien zu erhalten, standen nicht gut. Senatoren und Abgeordnete wurden von ihren Wählerinnen und Wählern bestürmt, nein zu sagen; Umfragen zeigten, daß die Mehrheit der Amerikaner einen Angriff auf Syrien ablehnte. Am Rande des G20-Gipfels in St. Petersburg prallten am 5. und 6. September die amerikanischen und russischen Positionen in der Syrienfrage hart aufeinander: Obama machte Assad, Putin die Opposition für den Giftgaseinsatz verantwortlich. Die europäischen G20-Mitglieder konnten ihre Uneinigkeit nicht verbergen. Die Staats- und Regierungschefs von Großbritannien, Frankreich und Italien, Hollande, Cameron und Letta, unterzeichneten, ebenso wie der als Gast eingeladene spanische Ministerpräsident Rajoy, nachdem Bundeskanzlerin Merkel bereits aus St. Petersburg abgereist war, auf Drängen Obamas eine Erklärung, die eine klare Reaktion der Völkergemeinschaft auf den mutmaßlich von der Assad-Regierung zu verantwortenden Giftgasanschlag forderte. Die von Deutschland befürwortete gemeinsame europäische Stellungnahme ähnlichen Inhalts kam erst einen Tag später, auf der Konferenz der 28 EU-Außenminister in Vilnius, zustande.


  Am 9. September trat eine überraschende Wendung ein. Der russische Außenminister Lawrow griff eine beiläufige Bemerkung seines amerikanischen Kollegen Kerry auf, die dieser einige Stunden zuvor in London gemacht hatte: Wenn Assad seine chemischen Waffen vernichte, erübrige sich ein Militärschlag. An die Adresse Assads richtete Lawrow die Aufforderung, die syrischen Chemiewaffen unter internationale Kontrolle zu stellen und zu vernichten. Auf diesen (sicherlich mit ihm abgestimmten) Vorschlag reagierte der syrische Präsident umgehend, und zwar positiv. Gleichzeitig drohte er, im Falle eines militärischen Eingreifens müßten die USA mit Angriffen auf ihre Einrichtungen im Nahen Osten rechnen.


  Die Moskauer Initiative war ein geschickter Schachzug. Präsident Putin konnte kein Interesse daran haben, weiterhin als Verbündeter eines Regimes dazustehen, das sich durch seinen Giftgaseinsatz zum weltpolitischen «outlaw» gemacht hatte. Wenn er als Vermittler zwischen Washington und Damaskus und Retter des internationalen Friedens auftrat, war das seinem Prestige und dem Rußlands nur nützlich. Daß er damit Obama vor einer wahrscheinlichen innenpolitischen Niederlage, dem Nein des Kongresses zu einem Militärschlag gegen Syrien, bewahrte, nahm er in Kauf. Am 14. September verständigten sich Kerry und Lawrow nach langwierigen Verhandlungen in Genf auf einen Plan, dem zufolge Syrien seine Chemiewaffen unter internationale Kontrolle stellen und bis Mitte 2014 vernichten mußte. Am 27. November nahm der Sicherheitsrat einen entsprechenden Antrag, die Resolution 2118, einstimmig an. Automatische Sanktionen für den Fall, daß Syrien seine Verpflichtungen nicht erfüllte, sah die Entschließung nicht vor. Dafür bedurfte es vielmehr eines weiteren Beschlusses, den Rußland, wenn es wollte, durch sein Veto verhindern konnte.


  Daß es am 21. August 2013 einen Giftgaseinsatz gegeben hatte, stand inzwischen fest. Die Chemiewaffeninspektoren der Vereinten Nationen hatten ihren Bericht am 16. September dem Sicherheitsrat übergeben und darin festgestellt, daß das bei Damaskus in relativ großer Menge eingesetzte Gift das Nervengas Sarin war. Die Schuldfrage blieb, dem begrenzten Mandat entsprechend, unerörtert, doch deutete alles auf eine Urheberschaft des Assad-Regimes. Nach der Verabschiedung der Resolution 2118 konnten die Inspektoren ihre Arbeit in Syrien zügig wieder aufnehmen und die Vernichtung der dort gelagerten chemischen Waffen überwachen. Die Regierung in Damaskus zeigte sich in einer Weise kooperativ, die auch in Washington Anerkennung fand. Am 14. Oktober trat Syrien als 190. Mitglied der Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OPCW) bei, der kurz zuvor der Friedensnobelpreis 2013 zuerkannt worden war. Ob sich die Beilegung des Chemiewaffenstreits, den Erwartungen des Sicherheitsrats entsprechend, als Beitrag zur Beendigung des Bürgerkriegs erweisen würde, war zu diesem Zeitpunkt noch offen.


  Am 22. Januar 2014 begann unter Beteiligung der syrischen Regierung und der Nationalen Koalition in Montreux die von den Vereinten Nationen einberufene internationale Syrienkonferenz. Seit dem 24. Januar wurden die Gespräche in Genf fortgeführt. Iran gehörte nicht zu den Teilnehmern: Vom Generalsekretär der Vereinten Nationen, Ban Ki-moon, war Teheran nach Montreux eingeladen, unter dem Druck der syrischen Exilopposition und der USA kurz darauf aber wieder ausgeladen worden. Am 21. Januar, einen Tag vor Beginn des Treffens, berichteten der britische «Guardian» und der amerikanische Fernsehsender CNN, gestützt auf Aussagen und photographisches Beweismaterial eines übergelaufenen syrischen Militärpolizisten, über systematische Folterungen und Tötungen von mehr als 11.000 inhaftierten Oppositionellen durch das Assad-Regime. Die Erfolgsaussichten der Verhandlungen über die Beendigung des Bürgerkriegs wurden danach von den meisten Beobachtern noch skeptischer eingeschätzt als bisher. Tatsächlich gelang dem algerischen UN-Vermittler Lakhdar Brahimi nur die Organisation eines zeitweiligen «humanitären Korridors», über den etwa 200 Zivilisten das seit Juni 2012 von Regierungstruppen belagerte Homs verlassen konnten. Am 15. Februar wurden die Verhandlungen ohne weitere Ergebnisse abgebrochen.[7]


  Signale an den Westen: Der Präsidentenwechsel in Iran und die Folgen


  Zu den zuverlässigsten Verbündeten Baschar al-Assads gehörte der iranische Präsident Mahmud Ahmadinedschad, der von 2005 bis 2013 weltliches Oberhaupt der Islamischen Republik war. Seine Wiederwahl im Jahr 2009 war von heftigen Protesten der moderaten und säkularen Kräfte und gewaltsamen Zusammenstößen zwischen den radikal schiitischen Revolutionsgarden und der Opposition begleitet gewesen, gefolgt von zahlreichen Verhaftungen von Initiatoren der Demonstrationen. Das Verhältnis Irans zu den USA und zur Europäischen Union hatte sich unter Ahmadinedschad ständig verschlechtert. Der von der Internationalen Atomenergiebehörde in Wien geäußerte Verdacht, Iran verfolge sein Atomprogramm und namentlich die Anreicherung von Uran nicht nur zu zivilen, sondern auch zu militärischen Zwecken, führte mehrfach zu Sanktionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und im Juli 2012 zu einem vollständigen Ölembargo der EU. Die USA, die schon 1995 ein totales Handelsembargo über Iran verhängt hatten, verschärften ihre Sanktionen 2007 und 2012. Kompromißangebote der fünf Vetomächte des Sicherheitsrats und Deutschlands, darunter ein bereits 2009 unterbreitetes Angebot einer Urananreicherung im Ausland, wurden von Teheran zurückgewiesen.


  Bei den Präsidentenwahlen vom 14. Juni 2013, bei denen Ahmadinedschad nicht mehr antreten konnte, setzte sich mit einem Stimmenanteil von 50,71Prozent der moderateste der Kandidaten, Hassan Rohani, ein in Glasgow promovierter Jurist, durch. Beobachter werteten seinen Sieg nicht als Schritt in Richtung Demokratisierung, wohl aber als Anzeichen einer Stabilisierung des Regimes und als Hinwendung zur «Realpolitik». Daß auch das geistliche Oberhaupt der Islamischen Republik, Ayatollah Ali Khamenei, dem neuen Präsidenten demonstrative Rückendeckung gab, fand internationale Beachtung. Offenkundig teilte Khamenei die Einschätzung Rohanis, daß die Sanktionen über kurz oder lang den wirtschaftlichen Zusammenbruch Irans zur Folge haben würden und eine Wende zum Besseren nur zu erwarten war, wenn sich die neue Führung um eine Verständigung mit den USA und Europa bemühte.


  Am 3. August 2013 wurde Rohani von Revolutionsführer Khamenei und tags darauf vom Parlament vereidigt. Signale in Richtung Westen ließen nicht lange auf sich warten. Anfang September gratulierten der neue Präsident und sein Außenminister, der erfahrene Diplomat Dschawad Sarif, über Twitter allen Juden zum Neujahrsfest Rosch ha-Schana. Sarif distanzierte sich kurz darauf von der provozierenden Leugnung des Holocaust durch Ahmadinedschad. Rohani verurteilte den Giftgaseinsatz in Syrien vom 21. August (ohne freilich das Assad-Regime dafür verantwortlich zu machen) und begann einen Briefwechsel mit Präsident Obama.


  In einer Rede vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen betonte Rohani am 24. September, daß Iran ein Recht auf Urananreicherung zu zivilen Zwecken habe, versicherte aber gleichzeitig, daß sein Land keinen Bau von Atomwaffen anstrebe, und bot zügige internationale Verhandlungen über dieses Streitthema an. Außenminister Sarif führte in New York intensive Verhandlungen mit seinem amerikanischen Kollegen Kerry – der erste offizielle Kontakt zwischen beiden Ländern seit dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen im Jahre 1980, einer Folge der Islamischen Revolution von 1979. Eine persönliche Begegnung der Präsidenten Obama und Rohani am Rande der Vollversammlung kam, wohl auf eine Weisung Khameneis hin, nicht zustande. Auf der Rückfahrt zum Flughafen erhielt Rohani aber am 29. September einen Telefonanruf Obamas. Der amerikanische Präsident beendete das Gespräch mit einer auf Farsi gesprochenen Grußformel: «Khodahafez», auf deutsch «Gott schütze Sie».


  Die historische Annäherung zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Islamischen Republik Iran fand weltweit ein positives Echo. Zu den Ausnahmen gehörten Saudi-Arabien und Israel. Das sunnitische Königreich, der Erzrivale des schiitischen Iran, war über das Versagen der Vereinten Nationen in der Syrienkrise, den Verzicht der USA auf eine Intervention gegen das Assad-Regime und ihre freundlichen Gesten gegenüber Teheran so entrüstet, daß es im Oktober aus Protest die Wahl zum ständigen Mitglied des Sicherheitsrats ablehnte. Der israelische Ministerpräsident Netanjahu warnte die USA und Europa davor, sich von den neuen Machthabern in Teheran täuschen zu lassen; in Wahrheit verfolge Iran weiter ein nukleares Aufrüstungsprogramm; die existentielle Bedrohung Israels halte also an, wenn der Bau einer iranischen Atombombe nicht rechtzeitig verhindert werde. Offenbar ging Netanjahus Befürchtung dahin, daß ein westlicher «Deal» mit Iran für Israel auch sonst nachteilig sein könne: Nachdem Außenminister Kerry kurz nach Beginn von Obamas zweiter Amtszeit die Regierung in Jerusalem zu neuen Verhandlungen mit den Palästinensern genötigt hatte, war anzunehmen, daß Washington ein Nachlassen der äußeren Bedrohung Israels zum Anlaß nehmen würde, der völkerrechtswidrigen Siedlungspolitik in den besetzten Gebieten schärfer als bisher entgegenzutreten und sich nachdrücklicher als zuvor für das Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser einzusetzen.


  Der Warnungen Netanjahus ungeachtet trafen sich am 15. und 16. Oktober 2013 Vertreter der fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats und Deutschlands unter Leitung der Außenbeauftragten der EU, Catherine Ashton, mit Vertretern Irans, obenan Außenminister Sarif, in Genf zu einer neuen Runde der Atomgespräche. Erstmals konnten sich beide Seiten auf eine gemeinsame Erklärung verständigen. Sie besagte, daß die Gespräche am 7. und 8. November fortgesetzt werden sollten. Aufsehen erregte eine Andeutung des iranischen Unterhändlers Abbas Araghchi: Teheran könnte bereit sein, auch unangemeldete Inspektionen seiner Atomanlagen durch Beauftragte der Vereinten Nationen zuzulassen.


  In der Nacht vom 23. zum 24. November 2013 war es soweit: Die Außenminister der fünf Vetomächte, Deutschlands und Irans sowie die Außenbeauftragte der EU unterzeichneten in Genf ein Interimsabkommen, durch das sich Iran verpflichtete, in den nächsten sechs Monaten Uran nicht mehr bis zu einer Stufe anzureichern, die auch eine Herstellung von Atomwaffen erlauben würde, keine weiteren Zentrifugen mehr in Betrieb zu nehmen, die Erzeugung von Plutonium im Schwerwasserreaktor von Arak nicht weiter voranzutreiben und der Internationalen Atomenergiebehörde umfassende Kontrollbefugnisse, darunter unangemeldete Inspektionen, einzuräumen. Im Gegenzug stimmten die Westmächte einer teilweisen Aussetzung der Sanktionen zu, was Iran den Zugang zu Finanzmitteln in Höhe von 7Milliarden Dollar verschaffte. Die Vereinbarung, die am 20. Januar 2014 in Kraft trat, bedeutete zwar noch nicht die Beilegung des Atomstreits mit Iran, wohl aber einen Schritt, der bei gutem Willen aller Beteiligten zu ebendiesem Ergebnis führen konnte.[8]


  Repression und Ambition: Rußland und China


  Als am 7. Mai 2008 Dmitrij Medwedew als Präsident an die Spitze Rußlands trat, galt er in den westlichen Metropolen als «Hoffnungsträger». Er genoß den Ruf eines «Liberalen», dem an der Festigung von Rechtsstaat und Demokratie in Rußland und an guten Beziehungen seines Landes zu den westlichen Demokratien lag. Der kurze russisch-georgische Krieg vom Sommer 2008 tat dieser Einschätzung kaum Abbruch. Daß Medwedew, nicht anders als sein Vorgänger, der nachmalige Premierminister Wladimir Putin, russische Interessen rücksichtslos durchzusetzen wußte, zeigte sich im Januar 2009, als er wegen Zahlungsstreitigkeiten die Gaszufuhr in die Ukraine unterbrach. Als ausgesprochen kooperativ zeigte er sich hingegen, als er sich im Juli 2009 mit Präsident Obama bei dessen erstem Besuch in Moskau auf die Grundzüge eines Abkommens über die Begrenzung der nuklearen Waffenarsenale verständigte und im April 2010 den New-Start-Vertrag zur Verringerung der atomaren Sprengköpfe unterzeichnete. Obama zeigte sich seinerseits erkenntlich, als er sich bei Medwedews Besuch im Weißen Haus im Juni 2010 für die Aufnahme Rußlands in die Welthandelsorganisation (WTO) aussprach. (Den Status eines Mitglieds erhielt Rußland im August 2012.) Am 17. März 2011 enthielt sich Rußland im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen bei der Abstimmung über die Resolution, die militärische Sanktionen gegen das Gaddafi-Regime erlaubte, der Stimme und ermöglichte so die von den USA, Großbritannien und Frankreich angestrebte Intervention in Libyen.


  Anstatt, wie er es vorhatte, sogleich nach Amtsantritt innenpolitische Reformen in Angriff zu nehmen, mußte sich Medwedew, abgesehen vom Konflikt in Georgien, zunächst auf den Kampf gegen die Rezession konzentrieren, in die Rußland im Zuge der Weltfinanzkrise geriet: Im Jahr 2009 fiel das Bruttoinlandsprodukt um 7,8Prozentpunkte. Mit Hilfe eines Konjunkturprogramms von über 40Milliarden Dollar gelang es Präsident und Regierung, den Abwärtstrend aufzuhalten und umzukehren: 2010 und 2011 belief sich das Wirtschaftswachstum jeweils auf 4,3Prozent, 2012 sank es auf 3,6Prozent; 2013 betrug es 3,7Prozent.


  Die von ihm erstrebte grundlegende Modernisierung der russischen Wirtschaft aber gelang Medwedew nicht. Der Mythos vom dynamischen Schwellenland begann zu verblassen. Rußland war nach wie vor reich an Bodenschätzen, vor allem an Erdgas, Erdöl, Eisenerz und Kohle, seine technologischen Fortschritte blieben jedoch weit hinter denen westlicher, aber auch vieler asiatischer Gesellschaften zurück; es fehlte ihm an einem international wettbewerbsfähigen Gewerbe und namentlich an innovativen mittelständischen Unternehmen. Dazu kam das vielleicht ernsteste aller Strukturprobleme: der aufgeblähte bürokratische Apparat, der schwer auf der russischen Wirtschaft lastete. Die vier Jahre von Medwedews Präsidentschaft reichten nicht aus, an diesem Befund etwas zu ändern.


  Als Innenpolitiker widmete sich Medwedew vor allem der Reform der Polizei, die höhere Gehälter erhielt, dem Kampf gegen die Korruption und der Erneuerung des Schulwesens. Sein Versprechen, den politischen Pluralismus zu fördern, für die korrekte Durchführung der Wahlen zu sorgen und das politische System grundlegend zu reformieren, konnte oder wollte er indes nicht einlösen. Bei den Regionalwahlen vom Oktober 2009 wurde der Regierungsapparat wie zuvor einseitig zugunsten von Einiges Rußland, der Partei Putins und Medwedews, eingesetzt, und bei den Duma-Wahlen vom Dezember 2011 geschah dasselbe, was heftige Proteste der benachteiligten Parteien und von Bürgerrechtlern zur Folge hatte. In das Jahr 2010 fiel ein weiteres Urteil gegen den Gründer des Yukos-Konzerns, Michail Chodorkowski, der schon 2005 wegen Steuerhinterziehung und Betrugs erst zu neun, später zu acht Jahren Arbeitslager verurteilt worden war: Der einstige Oligarch, einer der schärfsten Kritiker Putins, erhielt, diesmal wegen angeblicher Unterschlagung und Geldwäsche, eine Freiheitsstrafe von sechs Jahren, die in der Folgezeit auf vier Jahre herabgesetzt wurde. Dieselben Strafen mußte der ehemalige Yukos-Manager Platon Lebedew verbüßen.


  Rußlands «starker Mann» blieb auch zur Zeit von Medwedews Präsidentschaft Wladimir Putin. Der Regierungschef machte keinen Hehl daraus, daß er der alles in allem amerikafreundlichen und prowestlichen Außenpolitik des Präsidenten wenig abgewinnen konnte, und er tat alles, um die rechtsstaatlichen Initiativen Medwedews ins Leere laufen zu lassen. Ob die Rückkehr Putins ins Präsidentenamt von vornherein zwischen beiden verabredet worden war oder nicht, im September 2011 erklärte Medwedew auf dem Parteikongreß von Einiges Rußland jedenfalls, daß Putin sein Kandidat für die Präsidentenwahl vom 4. März 2012 sei. Aus den Wahlen ging Putin schon im ersten Wahlgang mit einem Stimmenanteil von 63,6Prozent als Sieger hervor. Am 7. Mai begann seine dritte Amtszeit als Präsident, die sich auf Grund einer Verfassungsänderung vom November 2011 auf sechs statt bisher vier Jahre erstreckte. Medwedew übernahm wieder, wie schon von November 2005 bis Mai 2008, das Amt des Premierministers.


  Putin war erst seit zwei Monaten wieder Hausherr des Kreml, als er die westliche Welt mit einem Gesetz herausforderte, das Nicht-Regierungs-Organisationen, die Geld aus nichtrussischen Quellen erhielten, zwang, sich als «ausländische Agenten» registrieren zu lassen. (Das Gesetz bildete die Grundlage einer Durchsuchungsaktion im März 2013, von dem unter anderem die Moskauer Büros von Amnesty International sowie der Konrad-Adenauer- und der Friedrich-Ebert-Stiftung betroffen waren.) Im August 2012 wurden zwei Angehörige der weiblichen Punkband «Pussy Riot», Nadeschda Tolokonnikowa und Marija Aljochina, wegen eines ungesetzlichen Auftritts in der Moskauer Christ-Erlöser-Kathedrale, bei dem sie die Jungfrau Maria um die Vertreibung Putins gebeten hatten, zu zwei Jahren Zwangsarbeit in einem Arbeitslager verurteilt. Ende Dezember 2012 unterzeichnete Putin ein Gesetz, das die Adoption russischer Waisenkinder durch amerikanische Eltern verbot – eine Reaktion darauf, daß die USA zuvor ein Einreiseverbot über russische Beamte verhängt hatten, denen sie die Schuld am Tod eines prominenten Untersuchungshäftlings, den Rechtsanwalts Sergej Magnitski, im Jahr 2009 gaben. Magnitski hatte einen millionenschweren Korruptionsskandal aufgedeckt, in den zahlreiche hohe Beamte verwickelt waren, und war daraufhin wegen angeblicher Steuerhinterziehung angeklagt worden. Im Juli 2013 erging ein posthumes Urteil gegen Magnitski – ein Fall von Willkürjustiz, der weltweit für Empörung sorgte.


  Ein anderer Justizskandal war die Verurteilung des populären, nationalistischen, ja zum demagogischen Rechtspopulismus neigenden Oppositionspolitikers und Bürgerrechtlers Alexej Navalny wegen angeblicher Untreue zu fünf Jahren Lagerhaft. Der Vollzug der Strafe wurde bis zum Ausgang des Berufungsverfahrens ausgesetzt, um Navalny die Teilnahme an der Moskauer Bürgermeisterwahl am 8. September 2013 zu ermöglichen, bei der er nach offiziellen, von der Opposition sofort in Frage gestellten Angaben mit 27Prozent auf den zweiten Platz hinter dem vom Kreml unterstützten Amtsinhaber Sergej Sobjanin (51Prozent) kam. Am 16. Oktober 2013 wurde das Urteil vom Berufungsgericht bestätigt, die Strafe zur Bewährung ausgesetzt. Navalny durfte aber auf Grund eines neuen, von Putin eingebrachten Gesetzes als Vorbestrafter für die Dauer der Bewährungsfrist, also fünf Jahre lang, für kein Wahlamt kandidieren. Seinem Ansehen bei der von Putin enttäuschten neuen urbanen Mittelschicht tat dies keinen Abbruch.


  Für die russischen Bürgerrechtler und Oppositionellen gab es nicht den geringsten Zweifel, daß die russischen Gerichte ihre Urteile in politisch wichtigen Fällen auf Weisung Putins fällten. Putin wiederum bemühte sich um eine enge Abstimmung mit der orthodoxen Kirche, deren traditionell antiwestliche und nationalistische Ausrichtung ihm auch aus außenpolitischen Gründen nützlich erschien. Das Gesetz gegen homosexuelle Propaganda, das die Duma im Juni 2013 verabschiedete, war ein weltweit beachtetes Zeichen der Symbiose von autoritärer Staatsmacht und reaktionärem Klerus. Als Putin am 19. Dezember 2013 die unmittelbar bevorstehende Begnadigung von Michail Chodorkowski und den beiden inhaftierten Pussy-Riot-Aktivistinnen Nadeschda Tolokonnikowa und Marija Aljochina, bekanntgab, sprach nichts dafür, daß er damit eine liberale Wende ankündigen wollte. Vielmehr wurde die Geste allgemein als Demonstration präsidialer Machtvollkommenheit und als geschickte Public-Relations-Aktion im Vorfeld der Olympischen Winterspiele in Sotschi verstanden.


  Zu Putins Abgrenzung vom Westen paßte die außenpolitische Annäherung an China, das in Rußland einen wichtigen Rohstofflieferanten und einen Rückversicherungspartner für den Fall von Spannungen mit den USA sah. Im Februar 2009, Putin war zu dieser Zeit Premierminister, schlossen Moskau und Peking einen Handelsvertrag ab, der Rußland zu zinsgünstigen chinesischen Krediten in Höhe von 25Milliarden Dollar verhalf, während Rußland sich verpflichtete, China in den nächsten 20 Jahren mit Öl zu Vorzugspreisen zu beliefern. Beide Mächte wußten es zu schätzen, daß keine der anderen Lektionen in Sachen Menschenrechte und Demokratie erteilen konnte – eine Konvergenz, die sich auch immer wieder im Zusammenspiel zwischen Moskau und Peking im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen manifestierte. An ähnliche Gemeinsamkeiten appellierte Putin, wenn er bei früheren Sowjetrepubliken von Zentralasien über den Kaukasus bis nach Osteuropa um eine verstärkte wirtschaftliche Zusammenarbeit, eine Eurasische Wirtschaftsunion, einer Weiterentwicklung der 2010 gegründeten russisch-weißrussisch-kasachischen Eurasischen Zollunion, warb. Ein neues, der Sowjetunion oder dem Zarenreich vergleichbares Großreich mit Moskau als Zentrum war für ihn kein Tagtraum – es war eine Vision, die aus seiner Sicht in der Logik der russischen Geschichte lag.[9]


  Für China waren das überragende Ereignis des Jahres 2008 die 29. Olympischen Sommerspiele in Peking, bei denen die Athleten der Volksrepublik mit Abstand die meisten Goldmedaillen gewannen. In den Dezember des gleichen Jahres fällt ein weltweit sehr viel weniger beachtetes, gleichwohl historisches Ereignis: die Veröffentlichung der Charta 08, eines von über 5000 chinesischen Intellektuellen unterzeichneten Manifests für Freiheit, Rechtsstaat und Demokratie. Unter den Erstunterzeichnern waren der Literaturkritiker und Menschenrechtsaktivist Liu Xiaobo, der Hauptautor der Erklärung, und der international bekannte Performance-Künstler Ai Weiwei.


  Die Charta 08, deren Name ganz bewußt auf die Prager Charta 77 aus dem Dissidentenkreis um Václav Havel anspielte, erinnerte im Vorwort an den 100. Jahrestag der ersten chinesischen Verfassung von 1908, den 60. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte durch die Vollversammlung der Vereinten Nationen von 1948 und den 30. Jahrestag der Pekinger «Mauer der Demokratie» von 1978. Die Autoren nannten die Freiheit den Kern der universellen Werte und hoben besonders die Bedeutung der Organisations-, der Versammlungs-, der Rede- und der Religionsfreiheit hervor; sie betonten, daß Menschenrechte kein Geschenk des Staates, sondern Rechte seien, die jeder Mensch von Geburt an besitze; sie bekannten sich zur Gleichberechtigung aller Individuen, zur Demokratie als einer Herrschaft, die durch Wahlen des Volkes entstehe, zur Gewaltenteilung und zur Unabhängigkeit der rechtsprechenden Gewalt. Die Charta war kein Aufruf zur Revolution, wohl aber zu einer grundlegenden Umgestaltung von Staat und Gesellschaft: «Die Rückständigkeit des gegenwärtigen Systems ist an einem Punkt angekommen, wo es ohne Reformen gar nicht mehr geht.»


  Die Pekinger Partei- und Staatsführung wertete die Charta 08 nicht als das, was sie war: ein Dokument, das es verdient, ebenbürtig neben der Virginia Declaration of Rights von 1776 und der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte durch die französische Nationalversammlung von 1789 genannt zu werden, sondern als Angriff auf die höchsten Interessen und das Selbstverständnis der Volksrepublik. Die offizielle chinesische Antwort hieß Unterdrückung und Einschüchterung. Am 8. Dezember 2008, wenige Stunden bevor die Initiatoren den Text im Internet veröffentlichten, wurde Liu Xiaobo, der führende Kopf der chinesischen Menschenrechtsbewegung, von der Polizei in seiner Wohnung in Peking festgenommen. Ein Jahr später, im Dezember 2009, wurde er wegen Anstiftung zum Umsturz der Staatsgewalt zu elf Jahren Gefängnis verurteilt. Als ihm das zuständige Komitee des norwegischen Parlaments im Oktober 2010 den Friedensnobelpreis zuerkannte, protestierte das Regime; dem Preisträger wurde nicht einmal erlaubt, einen Vertreter in die norwegische Hauptstadt zu entsenden, der dort die Auszeichnung hätte entgegennehmen können.


  Liu Xiaobo war der dritte Träger des Friedensnobelpreises, dem diese Ehrung in einer Situation persönlicher Unfreiheit zuteil wurde. Seine Vorgänger waren der deutsche Publizist Carl von Ossietzky im Jahr 1935 und die burmesische Bürgerrechtsaktivistin Aung San Suu Kyi im Jahr 1991. Ossietzky starb 1938 an den Folgen seiner Haft im Konzentrationslager. Aung San Suu Kyi wurde im Zuge der vorsichtigen Liberalisierung des burmesischen Militärregimes im November 2010 aus dem Hausarrest entlassen und konnte anschließend ihre politische Tätigkeit wieder aufnehmen.


  Was Menschenrechtsorganisationen in aller Welt nicht minder empörte als die Behandlung von Liu Xiaobo und anderen Bürgerrechtskämpfern, war die Politik der harten Hand, die Peking gegenüber ethnischen und religiösen Minderheiten wie den Buddhisten in Tibet und den muslimischen Uiguren in Xinjiang betrieb. Im Juli 2009 und im Sommer 2011 starben bei schweren Zusammenstößen zahlreiche Demonstranten, die sich gegen die Zurücksetzung der Uiguren gegenüber ethnischen Chinesen in Xinjiang auflehnten. In Tibet kam es immer wieder zu Selbstverbrennungen buddhistischer Mönche, die damit ein Zeichen gegen die kulturelle Überfremdung ihrer Heimat und die Unterdrückung der Anhänger des Dalai Lama setzen wollten. Anfang 2013 wurde die Zahl dieser Art von demonstrativen Selbsttötungen auf fast 100 seit 2009 geschätzt. Bemerkenswert elastisch war dagegen die Haltung, die die chinesische Führung gegenüber Taiwan einnahm: Im Juni 2008 vereinbarten Peking und Taipeh die Einrichtung von Verbindungsbüros in der jeweils anderen Hauptstadt. Das war das Ergebnis der ersten bilateralen Gespräche zwischen den beiden Regierungen seit der Gründung der Volksrepublik im Jahr 1949. 2013 schlossen Peking und Taipeh einen Handelsvertrag ab, der in Taiwan als überaus günstig bewertet wurde.


  Dank des Reformprozesses, dem sich China unter Deng Xiaoping unterzogen hatte, war die Volksrepublik inzwischen zur zweitgrößten Volkswirtschaft der Welt aufgestiegen. Um die Jahreswende 2009/10 konnte China die Bundesrepublik Deutschland als weltweit größte Exportnation ablösen. Der Ausbruch der Weltfinanzkrise im Herbst 2008 wirkte auf die Staats- und Parteiführung in Peking auch deswegen so alarmierend, weil China mittlerweile zum größten Gläubiger der USA avanciert war. Um den Umschlag der Rezession in den alten Industriestaaten in eine weltweite Depression zu verhindern, übernahm die Volksrepublik die Rolle der globalen Konjunkturlokomotive. Ein nationales Konjunkturprogramm in Höhe von 580Milliarden Dollar, zu dem Investitionen in die Infrastruktur und umfangreiche Kreditvergaben gehörten, trug entscheidend dazu bei, daß die Krise der Weltwirtschaft seit 2009 eingedämmt werden konnte. Zweistellige Wachstumsraten wie zwischen 2003 und 2007 erreichte China aber nur noch einmal, mit 10,45Prozent im Jahr 2010. 2011 wuchs die chinesische Wirtschaft um 9,3, 2012 um 7,8Prozent. Für 2013 sagte der Internationale Währungsfonds im Oktober 2013 eine Steigerung um 7,6Prozent voraus, für 2014 von 7,3Prozent.


  Die meisten kritischen Beobachter stimmten darin überein, daß das Absinken der Wachstumsraten tiefere strukturelle Gründe hatte. Die Privatwirtschaft wurde bei der Kreditvergabe von den großen Banken gegenüber den Staatsunternehmen benachteiligt. Der Vizepräsident des China Institute for International Studies, Liu Youfa, bedauerte 2013, daß über 70Prozent des chinesischen Außenhandels in den Händen ausländischer Investoren und Importeure lägen. Auch fehle es China an «Systemen international wettbewerbsfähiger Technologieentwicklung und Outsourcing am unteren Ende der Wertschöpfungskette». China habe auf ein exportorientiertes Wachstumsmodell gesetzt. Bis heute ringe es mit hartnäckigen Problemen wie niedriger Effizienz, einer zu hohen Sparquote, einer älter werdenden Bevölkerung, eines rückläufigen Angebots an Arbeitskräften und überschüssigen Produktkapazitäten, einer Folge des wiederholten, von den lokalen Autoritäten angestoßenen Aufbaus stets derselben Unternehmen in denselben Industrien.


  Die Ursache der beklagten Überalterung, die offizielle, mittlerweile etwas gelockerte Ein-Kind-Politik, nannte der Verfasser nicht, ebensowenig einige andere schwerwiegende Probleme und Mängel, obwohl ihre Folgen offenkundig waren: die Umweltzerstörung durch die extensive Ausbeutung natürlicher Ressourcen und die exzessive Verfeuerung fossiler Brennstoffe, das Fehlen rechtsstaatlicher «checks and balances», mit deren Hilfe dem Machtstreben ehrgeiziger Funktionäre und der Machtkonzentration bei einer Monopolpartei hätte begegnet werden können, die wachsende Verschuldung von Staat und Kommunen, die Immobilienblase, die volkswirtschaftlichen Kosten des Schattenbankenwesens, die extreme Ungleichheit in der Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums und die grassierende Korruption.


  Die Korruption in Partei, Staat und Wirtschaft war das Krebsübel der chinesischen Gesellschaft. Sie machte auch vor der höchsten Ebene nicht halt, wie das spektakuläre Strafverfahren gegen den ehemaligen Parteichef von Chongqing, Bo Xilai, deutlich machte: Er wurde im September 2013 wegen Bestechlichkeit, Unterschlagung und Machtmißbrauchs zu lebenslanger Haft, seine Frau, Gu Kailai, der die Anstiftung zu einem Auftragsmord an einem britischen Geschäftsmann zur Last gelegt wurde, zum Tode verurteilt – einer Strafe, deren Vollzug das Gericht zugunsten einer lebenslangen Freiheitsstrafe «suspendierte». Was nicht die Gerichte, wohl aber die chinesischen Internetaktivisten beschäftigte, war die Anhäufung gigantischer, größtenteils im westlichen Ausland angelegter Reichtümer in den Händen der höchsten Staats- und Parteifunktionäre. Als im März 2013 der bisherige Staats- und Parteichef Hu Jintao durch den bisherigen Vizepräsidenten Xi Jinping und Premierminister Wen Jiabao durch seinen Stellvertreter Li Keqiang abgelöst wurden, deutete alles darauf hin, daß die neue Führung die bisherige, weiterhin kreditfinanzierte Wachstumspolitik fortsetzen, eine grundlegende Reform des politischen Systems aber nicht in Angriff nehmen würden.


  Außenpolitisch tat China unter Xi Jinping und Li Keqiang weiterhin alles, um seinen Einfluß im asiatisch-pazifischen Raum auszubauen. Als Präsident Obama sich im Oktober 2013 wegen der Washingtoner Haushaltskrise gezwungen sah, seine seit langem geplante Südostasienreise und die Teilnahme an den Gipfelkonferenzen der APEC auf Bali und der ASEAN-Staaten in Brunei abzusagen, wußte die Pekinger Führung ihre Chance zu nutzen. Auf dem APEC-Gipfel war Xi Jingping die beherrschende Figur; anschließend stattete er Indonesien und Malaysia Besuche ab. Auf dem ASEAN-Gipfel fiel Li Keqiang die zentrale Rolle zu; von Brunei aus reiste er nach Thailand und Vietnam weiter. Die beiden Vertreter Pekings stellten ihren Gesprächspartnern umfangreiche Investitionen in Aussicht und betonten zugleich den regionalen Führungsanspruch Chinas. Die Vertretung der USA auf den beiden Gipfeltreffen blieb Außenminister Kerry überlassen: eine protokollarische Herabstufung, die von den asiatischen Staats- und Regierungschefs als Ausdruck von Desinteresse, aber auch als Schwächezeichen gedeutet wurde. Der bisherigen globalen Supermacht schienen die innenpolitischen und finanziellen Probleme derart über den Kopf zu wachsen, daß sie zu weltpolitischer Führung nicht mehr in der Lage war.


  Das Bild des wohlwollenden Protektors, das China von sich zu entwerfen suchte, entsprach freilich nicht ganz der Wirklichkeit. Wo immer Pekings Ansprüche mit denen anderer asiatischer Staaten kollidierten, zeigte die Volksrepublik unnachgiebige Härte. Das bekamen beim Streit um Hoheitsrechte im Ost- und Südchinesischen Meer Japan, Vietnam und die Philippinen zu spüren. Besonders massiv forderte Peking Ende November 2013 Tokio durch die Errichtung einer chinesischen Luftverteidigungszone über den unbewohnten Senkaku- oder Diaoyu-Inseln heraus, auf die auch Japan und Taiwan Anspruch erhoben, die innerhalb der japanischen Luftverteidigungszone lagen und in deren Umgebung große Ölvorkommen und andere Bodenschätze vermutet wurden. Japan, Taiwan, Südkorea sowie die USA reagierten prompt, indem sie Kampfflugzeuge in die einseitig verkündete chinesische Luftverteidigungszone schickten. Das Ostchinesische Meer war zu einer weltpolitischen Konfliktzone geworden.


  Doch nicht nur in Asien, auch in Afrika erregte Chinas imperiales Auftreten Widerspruch. Die Volksrepublik hatte ihre Entwicklungshilfe besonders beim Ausbau der Infrastruktur und ihre Investitionen im Gegensatz zu den westlichen Demokratien nie von der Einhaltung rechtsstaatlicher Standards und der Achtung der Menschenrechte abhängig gemacht, vielmehr gezielt auch brutale Diktaturen wie die Omar Hassan al-Baschirs im Sudan und die Robert Mugabes in Simbabwe unterstützt. In einigen ölexportierenden Ländern, namentlich Niger, Gabun und Tschad, begannen sich die Regierungen aber gegen unfaire Verträge und eine gigantische Umweltzerstörung durch chinesische Ölförderfirmen massiv zu wehren: Reaktionen, die für Peking offenbar völlig überraschend kamen.


  Die weltpolitischen Ambitionen der Volksrepublik beruhten auf keiner soliden Basis – weder in den umworbenen Ländern noch in China selbst. Die Meldungen über Massenproteste gegen Korruption und Umweltskandale in China rissen nicht ab. Auch durch eine immer schärfere Zensur des Internets konnten die oppositionellen Geister nicht zum Verstummen gebracht werden. China hatte seit dem Beginn der Ära Deng Xiaoping im Jahr 1978/79 gewaltige materielle Fortschritte erzielt: Es hatte den Hunger besiegt und die Volksbildung systematisch vorangetrieben; es schickte sich an, den USA den Rang als führende Wirtschaftsmacht der Welt streitig zu machen; sein Status als Großmacht war längst weltweit anerkannt. Eine werbende Wirkung aber ging vom politischen System und der Politik Chinas nicht aus. Die Härte, mit der das Regime seine Kritiker verfolgte, und die unübersehbaren Umweltschäden, Folgekosten eines forcierten Wirtschaftswachstums, nährten im Lande selbst und bei auswärtigen Beobachtern Zweifel an der Nachhaltigkeit seiner Errungenschaften. Solange das postsozialistische und zunehmend nationalistische China keine ernsthaften Anstalten traf, sich zum Rechtsstaat zu entwickeln und starke und transparente Institutionen hervorzubringen, hatte es keine Aussicht, die Mängel seines Modernisierungsprozesses dauerhaft zu beheben.


  Doch sechseinhalb Jahrzehnte nach der Revolution Mao Tse-tungs sprach nichts dafür, daß die Führung der Kommunistischen Partei Chinas bereit war, sich dieser Erkenntnis zu öffnen. Was sie der westlichen Auffassung von der Universalität der Menschenrechte entgegenhielt, war ein einzigartiges Amalgam von leninistischer Parteitheorie und altchinesischer, nicht zuletzt konfuzianischer Tugendlehre. Die überlieferte hierarchische Unterordnung aller Angehörigen eines Familienclans unter einen Patriarchen und des Volkes unter den Herrscher verband sich mit dem Anspruch einer gesellschaftlichen Avantgarde in Gestalt der Führung der Kommunistischen Partei auf unbedingte Befolgung ihrer Direktiven. Nicht die Wahrnehmung individueller Rechte und die offene Austragung politischer Kontroversen, sondern das vorgegebene Ziel gesellschaftlicher Harmonie hatte die politische Kultur zu bestimmen. Menschenrechte waren in diesem restriktiven Sinne zu interpretieren: Sie galten in dem Maß, das die Parteiführung mit den objektiven Bedürfnissen der Volksrepublik China für vereinbar erklärte. Westliche Regierungen, die auf einen «Rechtsstaatsdialog» mit China setzten, durften infolgedessen auf absehbare Zeit nicht mit einem Durchbruch bei ihren Bemühungen rechnen. Schließlich wollte die Kommunistische Partei Chinas nicht das Schicksal der Kommunistischen Partei der Sowjetunion erleiden.[10]


  Schwellenländer im Abschwung: «Frei» und «unfrei» in der nichtwestlichen Welt


  Rußland und China gehören ebenso wie Indien und Brasilien zu den 2001 von der New Yorker Investmentbank Goldman Sachs kreierten Staatengruppe mit dem Kürzel BRIC (Brazil, Russia, India, China). Sie bilden gewissermaßen die Avantgarde der Schwellenländer – jener Entwicklungsländer, die das Stadium der überwiegenden Agrargesellschaft hinter sich gelassen haben, deren Industrialisierungs- und Modernisierungsprozess aber noch nicht so weit vorangeschritten ist, daß sie bereits als voll und ganz in der Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft angekommen gelten können. Ob die Begriffe «Schwellen-» oder «Entwicklungsland» noch auf China zutreffen, steht auf einem anderen Blatt.


  Im Frühsommer 2013 verursachte der Chef der amerikanischen Notenbank, Ben Bernanke, mit mehrfachen Andeutungen, die Zeit des leichten Geldes, der Beinahe-Null-Zinsen und des großzügigen Kaufs von Staatsanleihen könnte sich bald dem Ende zuneigen, heftige Unruhe an den Finanzmärkten der Schwellenländer und nicht zuletzt bei denen der beiden BRIC-Staaten Indien und Brasilien. Diese hatten von den amerikanischen Niedrigzinsen profitiert, indem sie sich durch deutlich höhere Zinsen für auswärtiges Kapital interessant machten. Dieser Trumpf drohte ihnen nun aus der Hand zu gleiten.


  In Indien stürzte die Rupie von Beginn des Jahres 2013 von etwas über 1,80 Dollar auf 1,51 für 100 Rupien Ende August ab – eine Kursminderung gegenüber dem Stand von Anfang 2012 (1,88) um 26Prozent. Die Dollarreserven schmolzen von 320Milliarden Anfang 2011 bis Ende August 2013 um 13Prozent. Um dieselbe Zeit erreichte das indische Handelsbilanzdefizit mit 191Milliarden Dollar einen Höchststand. Das Wachstum belief sich 2012 auf 4,5Prozent, ein Rückgang gegenüber 2010 um 5,6Prozentpunkte. Für 2013 prognostizierte der IWF ein Wachstum von 3,8Prozent. Die Neuverschuldung lag 2013 bei 8,3Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Die Renditen der Staatsanleihen mit zehnjähriger Laufzeit beliefen sich am 30. August 2013 auf 8,62Prozent; am 24. Mai hatten sie noch bei 7,11Prozent gelegen. Die Inflation drohte im Sommer 2013 mit einem Kaufkraftverlust von zeitweilig über 10Prozent außer Kontrolle zu geraten.


  Beunruhigende Meldungen kamen auch aus Brasilien. Das Wirtschaftswachstum belief sich 2012 auf 0,9Prozent; für 2013 und 2014 sagte der IWF im Herbst 2013 eine Zuwachsrate von jeweils 2,5Prozent voraus. In der Aufschwungphase von 2003 bis 2008 war das Bruttoinlandsprodukt im Durchschnitt noch um 3,1Prozent pro Jahr gewachsen, 2010 sogar um 7,5Prozent. Die Inflationsrate lag 2012 bei 6Prozent; im Sommer 2013 fiel der brasilianische Real vorübergehend um 20Prozent seines Wertes. Die ökonomischen Gründe waren augenfällig: Zu den Antriebskräften des brasilianischen «Wirtschaftswunders» hatte die weltweite Hausse der Preise für Rohstoffe gehört, von denen Brasilien vor allem mit Eisen und Manganerz, Kohle, Gold und, besonders in der Küstenregion und vor der Küste, mit Erdöl gesegnet war. Inzwischen waren die Rohstoffpreise wieder gefallen. Dazu kamen die übermäßige staatliche und private Verschuldung, ein umfangreicher Reformstau, namentlich bei Steuern, Renten und beim Arbeitsrecht, eine marode Infrastruktur, das krasse Wohlstandsgefälle zwischen Nord und Süd und die allgegenwärtige Korruption. Was Indien betraf, so nannten Beobachter, wenn es um die Erklärung des wirtschaftlichen Rückschlags ging, den zuletzt genannten Faktor meist an erster Stelle, sodann einen ebenso riesigen wie untüchtigen bürokratischen Apparat, das Ausbleiben von Strukturreformen, vor allem beim Landerwerb und beim Arbeitsmarkt, sowie, nicht anders als in Brasilien, eine völlig unzureichende Infrastruktur.


  In beiden BRIC-Ländern waren es aber nicht nur ökonomische Gründe, die einem nachhaltigen Aufschwung entgegenstanden. Im Dezember 2012 wurde die Welt durch Berichte von einer Massenvergewaltigung in Delhi erschüttert. Die junge Frau, die von ihren Peinigern auf bestialische Weise gequält und dann, zusammen mit ihrem Begleiter, aus einem fahrenden Bus geworfen worden war, starb kurz darauf an ihren schweren inneren Verletzungen. Der Vorgang, eine Seltenheit allenfalls im Hinblick auf das besondere Ausmaß der Grausamkeit, lenkte die internationale Aufmerksamkeit auf ein sehr viel allgemeineres Phänomen der indischen Gesellschaft: die traditionelle Mißachtung der Frau. Eine wissenschaftliche Untersuchung aus den USA ergab, daß im Jahr 2003 fast 12Prozent der weiblichen Föten abgetrieben worden waren; im Alter bis zu 15 Jahren war ein Viertel der indischen Mädchen gestorben; im gebärfähigen Alter zwischen 15 und 45 Jahren starben knapp 18Prozent der Frauen. Mädchen waren in Indien sehr viel weniger erwünscht als Jungen; sie erhielten häufig schlechtere Nahrung und wurden seltener ärztlich behandelt als ihre männlichen Geschwister. Witwenverbrennungen («Sati») sind seit 1987 verboten, aber noch immer gibt es Tötungen von Ehefrauen, deren Mitgift hinter den Erwartungen des Ehemanns und seiner Familie zurückbleibt, und die Verstoßung von Witwen.


  Zur Diskriminierung von Frauen kommen andere gesellschaftliche Skandale. Jährlich sterben etwa 1,7Millionen Kinder unter 6 Jahren den Hungertod; seit einer wirtschaftlichen Liberalisierungswelle zu Beginn der neunziger Jahre sind über 40Millionen Kinder an Unterernährung gestorben. Mehr als 80Prozent der Bevölkerung leben in existentieller Armut. Dem Elend der großen Mehrheit steht unermeßlicher Reichtum einer kleinen Minderheit gegenüber. Nach Erkenntnissen der amerikanischen Stiftung Freedom House starben zwischen 2001 und 2010 über 14.000 Menschen im Polizeigewahrsam. Die Zahl der Opfer von Polizeifolter wird auf 1,8Millionen jährlich geschätzt. Das Versagen der von Korruption zersetzten Justiz war eklatant. In Mumbai, dem einstigen Bombay, dem Ort eines verheerenden, von Pakistan aus gesteuerten islamistischen Terroranschlags im November 2008, blieben 2012/13 fast neun Zehntel aller strafrechtlichen Ermittlungen vor Gericht folgenlos.


  Im April und Mai 2014 fanden in Indien Parlamentswahlen statt – die größte freie Abstimmung, die es je irgendwo auf der Welt gegeben hatte. Triumphale Wahlsiegerin war die Bharatiya Janata Party (BJP), die Partei der Hindu-Nationalisten, die auf Kosten des bisher regierenden Kongreß-Blocks und anderer, meist regionaler Parteien rund 200 Sitze hinzugewann und damit eine absolute Mehrheit der Mandate erobern konnte. Der Kandidat der BJP, Narendra Modi, war seit 2001 Regierungschef des westindischen Bundesstaates Gujarat gewesen und hatte dort eine konsequent wirtschaftsfreundliche Politik betrieben. Die hohen Wachstumsraten in Gujarat galten den Unterstützern Modis als Unterpfand, daß er auch Indien insgesamt zu neuer Prosperität verhelfen würde. Damit verband sich die Hoffnung auf einen energischen Kampf gegen die Korruption.


  Muslime, Christen und säkulare Intellektuelle sahen hingegen Grund zu ernster Besorgnis. Modi war schon im Alter von acht Jahren dem chauvinistischen Hindu-Kampfbund RSS beigetreten, der nach seiner Gründung im Jahr 1925 zunächst mit dem italienischen Faschismus und dem deutschen Nationalsozialismus sympathisiert hatte. Zu Beginn seiner Zeit als Regierungschef von Gujarat waren dort im Februar 2002 bei Massakern von radikalen Hindus an Muslimen etwa 1000 Menschen umgekommen – ein Pogrom, für das Modi jedwede Verantwortung kategorisch abstritt.


  Daß Indien unter Modi aufhören würde, eine pluralistische Demokratie zu sein, galt den meisten Beobachtern gleichwohl als unwahrscheinlich. Die klassischen Freiheitsrechte waren nach den Wahlen vom Frühjahr 2014 nicht unmittelbar bedroht. Aber nur wenig sprach dafür, daß der neue Regierungschef, dem der Ruf eines autoritären Politikers anhaftete, sich mit größerem Elan und mehr Erfolg dafür einsetzen würde, diese Rechte zur Lebenswirklichkeit der 1,2Milliarden Inderinnen und Inder zu machen. Sechseinhalb Jahrzehnte nach Erlangung seiner Unabhängigkeit war Indien von der Verwirklichung der Ideale, für die einst Mahatma Gandhi gekämpft hatte, noch immer weit entfernt.


  Eine pluralistische Demokratie ist seit der Überwindung der Militärdiktatur in den Jahren 1982 bis 1985 auch (wieder) Brasilien. Von 2002 bis 2010 hatte der ehemalige Gewerkschaftsführer Luiz Inácio Lula da Silva an der Spitze des Staates gestanden. Die acht Jahre seiner Präsidentschaft waren durch eine rigorose Stabilitätspolitik, soziale Reformen unter den Schlagworten «Bolsa Familia» (Familiengeld) und «Fome Zero» (Null Hunger), aber auch durch gigantische Korruption geprägt. Für seine im Oktober 2010 gewählte Nachfolgerin Dilma Rousseff, die wie Lula der Arbeiterpartei angehört, stand der Kampf gegen die Korruption zunächst ganz im Vordergrund ihrer politischen Wirksamkeit. Dem Übel nachhaltig zu Leibe zu rücken, überstieg aber ihre Möglichkeiten. 2012 wurden etwa zwei Dutzend prominente Mitglieder der regierenden Arbeiterpartei wegen Bestechung in Verbindung mit Stimmenkauf verurteilt. Als in großen Teilen korrupt galt auch die brasilianische Justiz. Brasilien blieb weiterhin einer der Staaten mit extrem hoher Gewaltkriminalität. Auf 100.000 Einwohner entfielen 26 Morde (im Weltdurchschnitt 7). Organisierte Banden lieferten der Polizei jahrelang Guerillakämpfe in den «favelas», den Elendsvierteln von Rio de Janeiro, São Paulo und anderen Millionenstädten. Die für Bestechung aller Art anfällige Polizei erzwang mit Foltermethoden Geständnisse ihrer Untersuchungshäftlinge. Die Verhältnisse in den überfüllten Gefängnissen waren und sind nach dem Urteil von Freedom House mit herkömmlichen Vorstellungen von Menschenwürde unvereinbar.


  Zur Kehrseite des brasilianischen Wirtschaftsaufschwungs gehörte die fortschreitende Zerstörung der natürlichen Umwelt, vor allem der Regenwälder am Amazonas und seinen zahlreichen Nebenflüssen durch Großgrundbesitzer und Großkonzerne sowie durch den staatlich verfügten Bau von Staudämmen und Kernkraftwerken. Daß Präsident Lula im Jahr 2003 Marina Silva, eine Mitstreiterin Chico Mendes’, des Ende 1988 von einem Großgrundbesitzer und dessen Sohn ermordeten Pioniers der Bewegung zur Rettung des Regenwaldes, zur Umweltministerin ernannte, bewirkte immerhin eine graduelle Verbesserung: Die Abholzung der Amazonaswälder ging beträchtlich, angeblich sogar um 80Prozent, zurück. Kraftwerke und Staudämme im Regenwald aber wurden weiter gebaut, unter den letzteren auch das besonders umstrittene von Belo Monte inmitten des Indianergebiets. Im Mai 2008 trat Marina Silva als Umweltministerin zurück, da sie für ihre wichtigsten Ziele in der Regierung keinen hinreichenden Rückhalt mehr fand.


  Im Sommer und Herbst 2013 entluden sich Unzufriedenheit und Groll der urbanen, namentlich der studentischen Jugend in einer Welle von großen, teilweise gewaltsamen Demonstrationen. Die Proteste galten den nach Meinung der Demonstranten völlig überhöhten Tarifen der öffentlichen Verkehrsbetriebe in den großen Städten und der notorischen Vernachlässigung der Infrastruktur sowie des Bildungs- und Gesundheitswesens gegenüber prestigeträchtigen Großprojekten wie der Fußballweltmeisterschaft 2014 und der Olympischen Sommerspiele von 2016, um deren Austragung Brasilien sich mit Erfolg beworben hatte. Die zunächst große Popularität Dilma Rousseffs begann zu bröckeln. Die erste Frau an der Spitze des Staates versprach in Reaktion auf die Proteste Großinvestitionen in die Infrastruktur, darunter Flughäfen, Hafenanlagen und Autobahnen, sowie in das Schul- und Hochschulwesen. Ein Konjunkturprogramm in Höhe von mehr als 192Milliarden Euro zeitigte fürs erste aber nicht die erhofften Wirkungen: Mitte 2014 glitt das Land in eine Rezession; die Inflationsrate stieg auf 7Prozent. Wie Indien bot auch Brasilien der Welt das Bild eines ehrgeizigen Schwellenlandes, das es versäumt hatte, beizeiten die Fundamente seines Wachstums zu stärken.


  Im Oktober 2014 fanden in Brasilien Präsidentenwahlen statt. Beim ersten Wahlgang am 5. Oktober hatte die Amtsinhaberin 41,6Prozent erhalten. Der Kandidat der konservativen «Sozialdemokraten», Aécio Neves, kam auf 33,6Prozent, Marina Silva, die in den Meinungsumfragen lange favorisierte Bewerberin der Sozialisten, nur auf 21,3Prozent. Die Stichwahl erbrachte am 26. Oktober einen knappen Sieg von Dilma Rousseff. Sie erreichte 51,64, Neves 48,36Prozent. In einer ersten Stellungnahme versprach die Wahlsiegerin, sie wolle der Korruption nunmehr energisch zu Leibe rücken, für mehr Gerechtigkeit und mehr Produktivität sorgen und künftig eine bessere Präsidentin sein als in ihrer ersten Amtszeit. Ob den guten Vorsätzen auch entsprechende Taten folgen würden, mußte die Zukunft zeigen.


  Unter den asiatischen Schwellenländern, deren Börsen im Sommer 2013 von Turbulenzen erfaßt wurden, waren auch einige, die schon eineinhalb Jahrzehnte zuvor Schauplatz einer Börsenkrise, der «Asienkrise» von 1997/98, gewesen waren – so Indonesien, Südkorea, Thailand, Malaysia, die Philippinen und Singapur. Damals waren Kreditblasen infolge eines Immobilienbooms, fehlende Absicherung in Fremdwährungen und übermächtige Auslandsschulden die wichtigsten Ursachen gewesen. So tief wie in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre war der Absturz von 2013 jedoch bei weitem nicht. Bereits im September stieg der Leitindex für asiatische Aktien wieder so rasch wie zuletzt im gleichen Monat des Vorjahres. Die Banken der asiatischen «Tigerstaaten» hatten aus der Krise von 1997/98 gelernt; die Währungen waren inzwischen weithin konvertibel; die politischen Führungen der einzelnen Staaten kommunizierten untereinander besser als zuvor.


  Dennoch war der Rückschlag vom Sommer 2013 ein Warnzeichen. Viele asiatische Volkswirtschaften waren fragiler, als man im Westen bislang angenommen hatte. Es gab in manchen Staaten ein hohes Maß an Immobilienspekulation; die Korruption bedrohte alle südostasiatischen «Wirtschaftswunderländer» und kaum eines so stark wie Indonesien, die größte Volkswirtschaft der mittlerweile zehn ASEAN-Staaten: 2012 nahm es auf dem 176 Länder umfassenden Corruption Perceptions Index von Transparency International, einer weltweit tätigen NGO, Platz 118 ein. Wenn eines Tages der Abzug des «schnellen Geldes» aus dem Westen in großem Stil erfolgte, drohte diese Region zum Epizentrum eines Weltbebens zu werden.


  Als die Stiftung Freedom House 2013 ihren Jahresbericht über die Verbreitung von Demokratie, Rechtsstaat und Menschenrechten in der Welt vorlegte, befand sich unter den als «frei» charakterisierten Staaten erneut auch Indonesien. Die ersten freien Wahlen seit 1955 waren hier im Juni 1999 abgehalten worden – ein Jahr, nachdem Präsident Suharto im Gefolge der Asienkrise nach Massenprotesten vom Militär zum Rücktritt genötigt worden war. Indonesien kannte konkurrierende Parteien. Im Jahr 2004 war Susilo Bambang Yudhoyono, der Kandidat der neugegründeten Demokratischen Partei, als Sieger aus den Präsidentenwahlen hervorgegangen. Die Grundfreiheiten waren durch die Verfassung gewährleistet, was im Prinzip auch für die Religionsfreiheit galt.


  Dennoch war es voreilig, als die amerikanische Außenministerin Hillary Clinton im Februar 2009 bei einem Besuch in Djakarta Indonesien bescheinigen zu können meinte, daß es sich auf dem Weg zu einer robusten Demokratie befinde. Tatsächlich wurde in den indonesischen Polizeigefängnissen nach wie vor gefoltert, was nach dem Strafgesetzbuch kein Delikt darstellte, sofern es zur Erzwingung von Geständnissen geschah. Zudem duldete der Staat nicht nur die Diskriminierung und Verfolgung der christlichen Minderheit durch militante islamistische Gruppen. Präsident Yudhoyono unterstützte auch die Hauptströmung des indonesischen Islam im Kampf gegen die Ahmadiyya-Sekte. Die Ermordung von drei Sektenangehörigen auf Westjava im Februar 2011 wurde mit Bagatellstrafen geahndet. Friedliche Proteste ethnischer, nach Unabhängigkeit strebender Minderheiten im Osten von Papua und auf den Molukken wurden unterdrückt, die Polizei für ihre harten Reaktionen belobigt.


  Eineinhalb Jahrzehnte nach der Überwindung der Diktatur Suhartos hatte Indonesien auf dem Weg zu einer pluralistischen Demokratie noch eine lange Strecke zurückzulegen. Bei den Parlamentswahlen vom Mai 2014 gewann die konservative Partei von General Prabowo Subianto, dem Schwiegersohn Suhartos, rund 60Prozent, die Partei des Reformers Joko Widodo, des Gouverneurs von Djakarta, 40Prozent. Bei den Präsidentenwahlen zwei Monate später besiegte Widodo Subianto mit 53 zu 47Prozent – ein Erfolg, der in den westlichen Hauptstädten ein Gefühl der Erleichterung hervorrief.


  Vorbehaltloser als im Fall Indonesien konnte Freedom House 2013 das Statusmerkmal «frei» zwei ehemals rechtsautoritär regierten Staaten Ostasiens verleihen: der Republik China (Taiwan) und Südkorea. Taiwans Übergang hatte 1987 mit der Aufhebung des 38 Jahre vorher von der Kuomintang verhängten Kriegsrechts begonnen. 2008 gewann Ma Ying-jeou als Kandidat der Kuomintang ein erstes, 2012 ein zweites Mal die Präsidentenwahl. Sein Vorgänger Chen Shui-bian von der Demokratischen Progressiven Partei wurde wegen seiner Verwicklung in mehrere Korruptionsskandale 2010 und 2012 zweimal zu langjährigen Freiheitsstrafen verurteilt. Im Oktober 2012 folgte die erste Verurteilung eines hohen Funktionärs der Kuomintang, ebenfalls wegen Korruption. Der taiwanesischen Justiz bescheinigte Freedom House, sie sei unabhängig und ihre Verfahren seien im allgemeinen fair. Dieselbe positive Bewertung erfuhr Südkorea, dessen Übergang zur Demokratie ebenfalls 1987 begonnen hatte. An dieser Ausrichtung änderte sich auch nichts, als im Dezember 2012 die Tochter des früheren Diktators Park Chung-hee, Park Geun-hye, die Kandidatin der konservativen Saenuri-Partei, die Präsidentenwahl gewann.


  Vom Westen fast unbemerkt, hatte sich seit den neunziger Jahren auch eine andere ostasiatische Diktatur, ein kommunistisches Regime, zur Demokratie gewandelt: die Mongolei. Die ersten Mehrparteienwahlen in der einstigen Volksrepublik fanden 1990 statt. 1996 ging die Regierungsgewalt in die Hände der bisherigen Oppositionspartei über. Nachdem Unregelmäßigkeiten bei den Parlamentswahlen vom Juni 2008 zu schweren Unruhen geführt hatten, wurde im Mai 2009 der frühere Ministerpräsident Tsachiagiin Elbegdordsch von der oppositionellen Demokratischen Partei zum Präsidenten gewählt. Im Juni 2012 ging seine Partei als stärkste aus den Parlamentswahlen hervor. Die Justiz der Mongolei wurde von Freedom House als unabhängig, aber nicht immun gegen Bestechungsversuche bewertet. Korruption war denn auch das Phänomen, das nach Meinung der amerikanischen Stiftung die Entwicklung der Demokratie in der Mongolei besonders behinderte.


  In Afrika fand Freedom House im Jahr 2013 zehn Staaten, die als «frei» zu bezeichnen waren, unter ihnen Senegal, Ghana und Südafrika. Einer von ihnen, Senegal, hatte eine überwiegend muslimische, die beiden anderen eine überwiegend christliche Bevölkerung. Korruption war in Afrika das Übel, in dem die Gutachter die größte Gefahr für die freiheitliche Entwicklung sahen. Die ehemalige französische Kolonie Senegal nahm auf der 176 Länder umfassenden Korruptionsskala von Transparency International den 94. Platz ein. Einen erfolgreichen Militärputsch hatte das Land im Unterschied zu den meisten anderen schwarzafrikanischen Staaten nie erlebt. Unter den Präsidenten Léopold Senghor (bis 1980) und Abdou Diouf (bis 2000) war Senegal ein von der Sozialistischen Partei milde autoritär regierter Einparteienstaat gewesen. Bei den Präsidentenwahlen von 2000 hatte die oppositionelle Demokratische Partei unter Abdoulaye Wade gesiegt. Im September 2009 kündigte Wade eine verfassungsrechtlich umstrittene dritte Kandidatur an; ein Jahr später stattete er seinen Sohn, Energieminister Karim Wade, mit einem zusätzlichen Ministerium, dem für Internationale Kooperation, nationale Planung und Luftverkehr, aus – zwei Entscheidungen, die heftige Proteste und teilweise gewaltsame Unruhen auslösten. Die Präsidentschaftswahlen vom Februar und März 2012 selbst verliefen ohne Zwischenfälle und brachten einen Sieg des Kandidaten der oppositionellen Allianz für die Republik, Macky Sall. Freedom House bescheinigte Senegal, daß die politischen Rechte in jüngster Zeit deutlich gestärkt worden seien, hielt ihm aber zugleich vor, daß die Bürgerrechte, vor allem die der Frauen, noch immer nicht ausreichend respektiert und Gefangene nicht selten gefoltert würden.


  Ghana, die ehemalige britische Kolonie Goldküste, hatte im Zuge der Präsidenten- und Parlamentswahlen von 2000 eine friedliche Machtübertragung vom bisherigen Regierungslager unter dem früheren Diktator Jerry Rawlings auf den Oppositionsführer John Kufuor erlebt, den Sieger auch der Präsidentschaftswahlen von 2004. Im Dezember 2008 löste ihn der oppositionelle John Atta Mills ab. Nach seinem plötzlichen Tod im Juli 2012 folgte ihm der bisherige Vizepräsident John Mahama, der ein halbes Jahr später die Präsidentenwahl gewann. Die Grundrechte waren in Ghana nicht nur durch die Verfassung gesichert, sie wurden auch respektiert. Die Gerichtsbarkeit war unabhängig, aber nach Einschätzung von Freedom House ebenso wie der Staat insgesamt für Korruption anfällig.


  Während Ghana 2012 auf dem Korruptionsindex von Transparency International den 64. Platz einnahm, schnitt Südafrika mit Platz 69 noch etwas schlechter ab. Im Hinblick auf den südlichsten Staat Afrikas prangerten die Experten von Freedom House Versuche des 2012 wiedergewählten Präsidenten Jacob Zuma vom African National Congress an, die Unabhängigkeit der Gerichte im Zusammenhang mit Korruptionsskandalen anzutasten, in die er selbst verwickelt war. Beanstandet wurden ferner die Anwendung von Folter und anderen Formen von Gewalt durch die Polizei sowie unzureichende Anstrengungen im Kampf gegen Gewaltkriminalität und namentlich Vergewaltigungen. Nach wie vor rechnete Südafrika ungeachtet leicht rückläufiger Zahlen für 2011 und 2012 zu den Staaten mit den höchsten Raten bei Mord, Mordversuch und bewaffnetem Raubüberfall. Als schlimmsten staatlichen Gewaltexzeß stufte der Bericht von Freedom House den Tod von mindestens 34 streikenden Bergarbeitern nahe Marikana im August 2012 im Gefolge einer Polizeiaktion ein. Die Gewalt bei Arbeitskämpfen ging freilich durchaus nicht immer einseitig von der Polizei, sondern häufig auch von den Streikenden aus – gleichviel ob diese aus eigenen Stücken, also «wild», oder in Abstimmung mit den Gewerkschaften in den Ausstand traten (wobei der größte Gewerkschaftsbund, COSATU, einen Teil des regierenden ANC bildete).


  Wirtschaftlich war Südafrika, das einige Jahre zuvor sogar als Anwärter auf die Mitgliedschaft im «Club» der BRIC-Staaten gegolten hatte und 2010 von Brasilien, Rußland, Indien und China als Teilnehmer interner Gipfeltreffen kooptiert worden war, seit 2010 stark zurückgefallen. Im Oktober 2013 schätzte es der Internationale Wirtschaftsfonds sogar als Wachstumsbremse in Afrika, einer der großen Wachstumsregionen der Welt, ein. 2013 wuchs das südafrikanische Bruttoinlandsprodukt nur um 3Prozent; für 2014 rechneten die Experten des IWF mit 3 bis 3,5Prozent. Um die chronische Arbeitslosigkeit (sie lag 2013 über 30Prozent und dauerhaft über 20Prozent) wirksam zu bekämpfen, wären 6Prozent Wachstum nötig gewesen – eine Marge, der das Land nur in den Jahren 2005 bis 2007 mit Raten zwischen 5,2 und 5,6Prozent nahe gekommen war. Eine Hauptursache der Wachstumsschwäche waren dem IWF zufolge die häufigen Streiks, weshalb an die Gewerkschaften ein eindringlicher Appell zur Mäßigung erging. (Die Tarifabschlüsse lagen zu dieser Zeit bei Lohnzuwächsen von knapp 10Prozent.) Außerdem beklagten die Analytiker des Währungsfonds eine hohe Inflationsrate (sie belief sich im Oktober 2013 auf 6,3Prozent), eine hohe Staatsverschuldung sowie hohe Defizite im Staatshaushalt und in der Leistungsbilanz. Der südafrikanische Rand hatte in den ersten neun Monaten des Jahres 2013 fast ein Fünftel seines Wertes gegenüber dem Dollar eingebüßt und gehörte damit zu den am stärksten gefährdeten Währungen der Schwellenländer.


  Bei den Parlamentswahlen im Mai 2014, ein halbes Jahr nach dem Tod des Nationalhelden Nelson Mandela, setzte sich der ANC trotz aller Korruptionsaffären um Staatspräsident Zuma mit einem Stimmenanteil von knapp 62,2Prozent erneut als die mit Abstand stärkste Partei durch. Das waren nur 4,7Prozentpunkte weniger als bei der vorangegangenen Wahl im Jahr 2009. Die oppositionelle, von der weißen Politikerin Helen Zille geführte Demokratische Allianz kam auf etwa 22,2Prozent, die linksradikale Partei Kämpfer für Wirtschaftsfreiheit auf knapp 6,4Prozent. Jacob Zuma konnte zufrieden sein: In seinem Amt als Präsident drohte ihm vom neuen Parlament keine Gefahr, solange der ANC zu ihm hielt.


  Das Bild, das die Beobachter von Freedom House von der weltweiten Entwicklung der Demokratie zeichneten, war nicht übermäßig düster. 1973 hatten sich nur 44 Staaten das Etikett «frei» verdient, 2013 waren es 90. Als «nicht frei» wurden 47 eingestuft, unter ihnen China, Nordkorea, Kuba, Rußland, Irak, Iran, Saudi-Arabien, Algerien und die Republik Kongo. Als «teilweise frei» galten 59 Staaten. Unter ihnen waren europäische Staaten wie Albanien, Kosovo, Bosnien-Herzegowina, die Ukraine, Georgien und, zum größten Teil freilich schon in Asien liegend, die Türkei, asiatische Länder wie Pakistan, Sri Lanka, Singapur und die Philippinen, arabische Staaten wie Tunesien, Libyen und Marokko, afrikanische Staaten wie Liberia, Guinea, Kenia und Madagaskar, lateinamerikanische Staaten wie Mexiko, Venezuela, Kolumbien, Bolivien und Ecuador.


  Wie immer die Bewertungen der amerikanischen Stiftung selbst einzuschätzen waren: Orientierte man sich am Kompaß der Menschenrechte, so boten die Befunde von Freedom House weder Anlaß zur Euphorie noch zur Resignation. Nichts sprach für die Vermutung, daß autoritär verfaßte Staaten generell bessere Chancen hatten, zu Wohlstand zu gelangen, als demokratisch regierte Gemeinwesen. Von 124 wirtschaftlich aufstrebenden Staaten, die seit 1980 über ein volles Jahrzehnt lang Wachstumsraten von mindestens 5Prozent erreicht hatten, waren mehr als die Hälfte (52Prozent) wie immer geartete Demokratien, etwas weniger als die Hälfte (48Prozent) autoritäre Regime. Die Sache von Freiheit, Rechtsstaat und Demokratie hatte in den vier Jahrzehnten zwischen 1973 und 2013 im globalen Maßstab an Boden gewonnen. Ob sie sich jemals weltweit durchsetzen würde, war aber so ungewiß wie eh und je.


  Ob «frei», «teilweise frei» oder «unfrei»: Keines der Schwellenländer stand fünf Jahre nach dem Ausbruch der Weltfinanzkrise da, wo es ihm optimistische Beobachter zu Beginn des Jahrzehnts vorhergesagt hatten. Die Raten des Wirtschaftswachstums waren geschrumpft; sie übertrafen zwar häufig immer noch die der alten Industrieländer, aber unterschieden sich nicht mehr dramatisch von ihnen. Die fortgeschrittensten unter den Schwellenländern gehören, was das Volkseinkommen pro Kopf der Bevölkerung betrifft, zu einer mittleren Staatengruppe. Die untere Gruppe hatten sie, meist mit autoritären Mitteln, definitiv hinter sich gelassen. Doch es ist keineswegs sicher, daß sie sich auf dem Weg in die obere Gruppe befinden. Um dort hinzugelangen, bedürfen sie grundlegender, nicht zuletzt institutioneller und mentaler Veränderungen, obenan eines hohen Maßes an Rechtssicherheit, Vertrauen in die Verwaltung und individuellem Entfaltungsspielraum. Bewältigen sie diese Herausforderung nicht, bleiben sie in dem gefangen, was Sozialwissenschaftler die «middle income trap» nennen – in der Falle des fragmentierten und damit unzureichenden Fortschritts.[11]


  Freiheit versus Sicherheit: Der Westen vor neuen Herausforderungen


  Im Dezember 2012 legte ein bedeutender amerikanischer Thinktank, der Atlantic Council, eine Denkschrift unter dem Titel «Envisioning 2030: US Strategy for Leadership in a Post-Western World» vor. Das Memorandum war ein Plädoyer für einen Strategiewechsel und eine «neue geistige Landkarte» (a new ‹mental map›) – eine Landkarte, die der «nachwestlichen Welt» (post-Western world) und dem «nachwestfälischen globalen System» (post-Westphalian global system) der Gegenwart gerecht wurde, in dem die Nationalstaaten zugunsten nichtstaatlicher Akteure, Netzwerke und übermächtiger Individuen an Gewicht verlören. Die Autoren sahen die Handlungsspielräume der Vereinigten Staaten stark eingeschränkt durch ein komplexes Geflecht von aufsteigenden Großmächten wie China und Indien, kritischen Ungewißheiten und fiskalischen Zwängen. Als ernsteste Bedrohung machten sie unter Berufung auf Präsident Obamas Nationale Sicherheitsstrategie 2010 einen terroristischen Angriff mit Atomwaffen aus, wobei der Hinweis nicht fehlte, daß Pakistan zum ersten scheiternden Nuklearstaat (first failing nuclear state) werden könne. Die Denkschrift hob die Bedeutung der transatlantischen Partnerschaft in Gestalt der NATO und der Zusammenarbeit mit den Staaten der Europäischen Union ebenso hervor wie die der Kooperation mit Staaten des pazifisch-asiatischen Raumes. Zu den Empfehlungen der Verfasser gehörten neben dem «nation building at home» Bemühungen um eine «collaborative leadership» mit den traditionellen Partnern, eine vertiefte Zusammenarbeit mit China und eine kreativere Rolle der USA im «Krisenbogen» («arc of crisis») des Großen Mittleren Ostens (greater Middle East), der sich vom Maghreb bis Pakistan erstreckte.


  Im Begriff «nachwestliche Welt» spiegelte sich die nüchterne Einsicht, daß weder die USA alleine noch diese mit Europa zusammen der Welt das Gesetz des Handelns aufdrücken konnten. Der unipolare Moment des Jahrzehnts nach der Epochenwende von 1989/91 gehörte unwiderruflich der Vergangenheit an. In dieser Zeit war die kollektive Dominanz des transatlantischen Westens, primär freilich der Vereinigten Staaten von Amerika, erdrückender denn je gewesen – obschon die Welt auch in dieser Zeit weit davon entfernt war, «westlich» zu sein. In jüngster Zeit hatten die USA keinen Hehl daraus gemacht, daß sie der Rolle des «Weltpolizisten» überdrüssig und schon aus finanziellen Gründen nicht in der Lage waren, entsprechenden Erwartungen zu genügen. Bei den Interventionen in Libyen und Mali hatten sie eine zwar wichtige, aber zeitlich und materiell knapp bemessene Rolle gespielt. Im Fall Syriens rief Washington im Spätsommer 2013 den Eindruck verbaler Kraftmeierei hervor und überließ schließlich Rußland die Initiative zur Krisenlösung. Als Präsident Obama wenig später wegen der Haushaltskrise in den USA seine Südostasienreise absagte, drängte sich den von ihm umworbenen Staaten dieser Region der Schluß auf, für das wortreich propagierte Engagement im südostasiatisch-pazifischen Raum fehle es Amerika noch immer an einer durchdachten Strategie. Die Welt befand sich in einer Phase des historischen Übergangs zu neuen, noch unbekannten Strukturen – vielleicht, wie die Autoren der Denkschrift unter Berufung auf den kurz zuvor veröffentlichten Bericht des National Intelligence Council «Global Trends 2030» meinten, vergleichbar den Zäsurjahren 1815, 1919, 1945 und 1989.


  Was die vom Atlantic Council empfohlene Pflege der Partnerschaft mit Europa betraf, nahmen beide Seiten im Juli 2013 ein seit langem geplantes, ehrgeiziges Vorhaben in Angriff: ein Transatlantisches Handels- und Investitionsabkommen, auf englisch Transatlantic Trade and Investment Partnership, abgekürzt TTIP. Kanada war in dieser Hinsicht schneller gewesen: Die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit der Europäischen Union kamen bereits im Oktober 2013 zu einem vorläufigen Abschluß. Wenn der erstrebte Vertrag zwischen den USA und der EU zustande kam, würde sein Ergebnis eine Freihandelszone mit 821Millionen Menschen und damit der größte Wirtschaftsraum der Erde sein, der 50Prozent der Weltwirtschaft umfaßte.


  Die Hoffnungen auf einen noch größeren Freihandelsraum in Gestalt der Welthandelsorganisation (WTO) hatten sich bisher nicht erfüllt: Die einschlägigen Verhandlungen im Rahmen der Doha-Runde (Doha Development Round), die im November 2001 begonnen hatten, waren äußerst zäh verlaufen und schließlich im Juli 2008 abgebrochen worden. Im Dezember 2013 schien dann in einer neuen Verhandlungsrunde doch noch eine Teileinigung zu gelingen: Auf Bali verständigten sich die 159 Mitglieder der WTO auf ein Abkommen, das weltweite Handelserleichterungen durch Abbau von Zollschranken und bürokratischen Hürden brachte. Die Entwicklungs- und Schwellenländer konnten sich das Recht sichern, im Interesse der Volksernährung vorerst gewisse Agrarsubventionen beizubehalten. Doch Indien war mit dem Provisorium nicht zufrieden. Es bestand auf seinem Recht, den Kampf gegen den Hunger dauerhaft zu seinen eigenen Bedingungen zu führen. Am 31. Juli 2014 verstrich die Frist, bis zu der New Delhi seine Zustimmung erklären mußte. Dreieinhalb Monate später, Mitte November 2014, brachten amerikanische Zugeständnisse Indien doch noch dazu, seine Blockade der Vereinbarung von Bali aufzugeben.


  Auf dem Weg zu einem nordatlantischen Freihandels- und Investitionsabkommen gibt es eine Reihe von schwer überwindbaren Hindernissen. Die Europäer stehen im Gegenzug zu den US-Amerikanern gentechnisch veränderten Lebensmitteln wie Mais, Sojabohnen und Zuckerrüben, dem Fleisch von hormonbehandelten Rindern oder Hähnchen, die mit Chlor desinfiziert wurden, überwiegend ablehnend gegenüber. In den USA wiederum werden bestimmte französische Edelpilzkäsearten als möglicherweise gesundheitsgefährdend betrachtet. Dazu kommen unterschiedliche Standards bei Industrieprodukten und Dienstleistungen, was auch in bezug auf Arbeitsbedingungen, Verbraucher- und Umweltschutz gilt. In den USA dominieren in Industrie und Landwirtschaft die Großbetriebe; in Europa gibt es in beiden Bereichen zahllose mittlere und kleinere Betriebe, die bei einem ungehemmten Verdrängungswettbewerb überseeischer Konzerne nur geringe Überlebenschancen zu haben fürchten. Dazu kommt die Sorge vieler Europäer vor einem vertraglich vereinbarten Investitionsschutz mittels geheim verhandelnder Schiedsgerichte, in denen erfahrungsgemäß große Konzerne die besten Chancen haben, sich gegenüber nationalen Regierungen und Parlamenten durchzusetzen und damit den vielbeschworenen «Primat der Politik» außer Kraft zu setzen. Leidenschaftlich umstritten ist schließlich die Einbeziehung des Kultursektors. Vor allem Frankreich wünscht seine Film- und Musikproduktion vor jeder weiteren «Amerikanisierung» zu bewahren, findet damit aber viel Zustimmung auch bei anderen europäischen Staaten. In Deutschland gibt es Befürchtungen hinsichtlich der Zukunft der Buchpreisbindung.


  Hinter solchen Vorbehalten stehen mehr als bloß materielle Interessen einzelner Branchen. Was die Europäer nicht auf dem Altar wirtschaftlicher Vorteile des Freihandels opfern wollen, ist letztlich die Summe ihrer kulturellen Identitäten. Es sind mithin gewichtige materielle und immaterielle Gründe, die es gegen das kaum zu entkräftende Argument abzuwägen gilt, daß ein nordatlantischer Freihandelsvertrag eine einmalige Chance bietet: Die Nordamerikaner und Europäer, die zusammen nur noch 13Prozent der Weltbevölkerung stellen, könnten dem Westen insgesamt wieder zu größerem weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Gewicht gegenüber den aufstrebenden nichtwestlichen Konkurrenten verhelfen.


  Die Verhandlungen über das nordatlantische Freihandels- und Investitionsabkommen hatten kaum begonnen, als der Schatten der internationalen Abhöraktionen der NSA auf sie fiel. Im Oktober 2013 wurde im Zuge der Enthüllungen von Edward Snowden, der mittlerweile in Rußland vorläufiges politisches Asyl erhalten hatte, bekannt, daß der amerikanische Geheimdienst in den vergangenen Jahren in Frankreich innerhalb eines einzigen Monats über 70Millionen Internetverbindungen abgeschöpft hatte. Ähnliche Vorgänge wurden wenig später auch im Hinblick auf Spanien publik, wobei die USA freilich ebenso wie im Fall Frankreichs sogleich verlauten ließen, die Daten seien, einer Absprache gemäß, vom dortigen Geheimdienst an die NSA geliefert worden. Ebenfalls im Oktober 2013 erfuhr die Öffentlichkeit, daß die NSA die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel, wie zuvor schon ihren Amtsvorgänger Gerhard Schröder, von der Botschaft der USA am Pariser Platz aus jahrelang systematisch ausgespäht hatte. Die deutsche Regierungschefin wurde damit zur «Kollegin» der brasilianischen Staatspräsidentin Dilma Rousseff und des mexikanischen Staatspräsidenten Enrique Peña Nieto, deren analoge Opferrolle schon einige Wochen zuvor bekannt geworden war, sowie von angeblich 32 weiteren Staats- und Regierungschefs.


  Ein vermutlich vom Weißen Haus inspirierter Bericht des «Wall Street Journal», wonach Präsident Obama erst im Sommer 2013 von der Abhöraktion der NSA erfahren und dann sofort ihre Beendigung angeordnet habe, war zunächst kaum dazu angetan, die aufgebrachte Stimmung in Berlin zu beruhigen. Die USA führten sich in Deutschland wie «eine digitale Besatzungsmacht» auf, stellte einer der Herausgeber der «Frankfurter Allgemeinen Zeitung», Berthold Kohler, fest. Das Vertrauensverhältnis zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten war nachhaltig erschüttert – so nachhaltig wie durch kein anderes Ereignis seit dem Irakkrieg von 2003.


  Am 17. Januar 2014 nahm Präsident Obama erstmals ausführlich zu der inzwischen weltweiten Auseinandersetzung um die amerikanischen Ausspähaktionen Stellung. Die Rede, die er im Justizministerium hielt, war ein Balanceakt: Er verteidigte einerseits die Spionage der NSA, die sich stets im Rahmen der Gesetze bewegt habe und notwendig sei, um die Vereinigten Staaten, ihre Verbündeten, ja die Welt insgesamt vor Terroranschlägen zu schützen. Er räumte andererseits ein, daß die Masse der dabei gewonnenen Erkenntnisse die Gefahr des Mißbrauchs in sich barg, und versprach Abhilfe, unter anderem durch die Ausweitung gerichtlicher Kontrollen und eine wie auch immer geartete Speicherung von elektronisch ermittelten Daten außerhalb des Regierungsapparates. Die Kommunikation von Staats- und Regierungschefs befreundeter Nationen sollte nicht mehr überwacht, die Spionage in diesen Staaten auf das beschränkt werden, was im Interesse der nationalen Sicherheit unbedingt geboten sei.


  In den USA war das Echo auf die Ankündigungen des Präsidenten überwiegend positiv, bei den Verbündeten zurückhaltend bis skeptisch. In Deutschland wurde die Erklärung Obamas als Versuch der Schadensbegrenzung und als Schritt in die richtige Richtung gewertet. Der Abschluß eines «No-Spy-Abkommens», wie es die Bundesregierung anstrebte, war nach der Rede vom 17. Januar aber auch weiterhin nicht in Sicht. Die Meinungsverschiedenheiten zwischen Amerikanern und Europäern über den Vorrang von Sicherheit oder Freiheit blieben bestehen.


  Zu den engsten Verbündeten des Westens gehörten in der Nachkriegszeit stets die Türkei und Japan. In beiden Staaten verstärkten sich seit 2012 Tendenzen, die auf eine Abkopplung vom Westen hindeuteten. In der Türkei waren und sind die Presse- sowie die Demonstrationsfreiheit bedroht. Im März 2012 berichteten Zeitungen von 104 Journalisten in türkischen Gefängnissen; 64 von ihnen waren Kurden. Bei Polizeiaktionen anläßlich von Protesten gegen ein Bauprojekt im populären Istanbuler Gezi-Park wurden im Sommer 2013 nach Angaben von Amnesty International über 8000 Menschen verletzt und drei getötet. Für den Westen nicht minder irritierend war die Annäherung der Regierung Erdoğan an den antizionistischen «mainstream» der arabischen Länder, was das Verhältnis zu Israel anging. Mit einem «Deal» mit China beim Aufbau eines nationalen Raketenabwehrschirms forderte Ankara im Oktober 2013 die NATO heraus, von der es sich gleichzeitig gegen Übergriffe des Assad-Regimes in Damaskus schützen ließ.


  Im März 2014 ließ Erdoğan den Kurznachrichtendienst Twitter sperren, nachdem dort abgehörte Telefonate des Ministerpräsidenten veröffentlicht worden waren, die die Verwicklung des Regierungschefs und eines seiner Söhne in einen ausgedehnten Korruptionsskandal zu belegen schienen. Kurz darauf wurde die Videoplattform YouTube gesperrt, weil dort eine geheime Besprechung hochrangiger Politiker und Militärs aufgetaucht war, in der es um eine eventuelle türkische Militäraktion in Syrien ging. Die Anhänger Erdoğans ließen sich durch diese Enthüllungen ebensowenig beeindrucken wie durch die von der Regierung verfügten Strafversetzungen mißliebiger Staatsanwälte und Polizisten, die mit dem Korruptionsskandal befaßt waren. Bei den Kommunalwahlen vom 30. März 2014 konnte die regierende AKP deutliche Gewinne verbuchen.


  Eineinhalb Monate später, Mitte Mai 2014, ereignete sich in einem Kohlebergwerk im westtürkischen Soma ein Grubenunglück, bei dem über 300 Kumpel ums Leben kamen. Nicht nur die Oppositionsparteien warfen der Regierung in Ankara vor, sie habe, um das hohe Wirtschaftswachstum der letzten Jahre nicht zu gefährden, die Ausbeutung der fossilen Brennstoffe unter sträflicher Vernachlässigung der Sicherheitsstandards vorangetrieben. Auf ähnliche Vorhaltungen von Angehörigen der verschütteten Bergleute reagierte Erdoğan empört und aggressiv bis hin zu Handgreiflichkeiten, was seiner Popularität auch bei treuen Anhängern der regierenden AKP Abbruch tat.


  Von seinem Vorhaben, bei der ersten Direktwahl des Staatspräsidenten im Sommer 2014 sich um das höchste Staatsamt zu bewerben, ließ sich der Ministerpräsident dennoch nicht abbringen. Am 1. Juli wurde er von der AKP als Kandidat nominiert. Am 10. August erhielt Erdoğan mit einem Stimmenanteil von knapp 52Prozent bereits im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit. Nach diesem Erfolg äußerte sich der Wahlsieger gegenüber seinen innenpolitischen Gegnern versöhnlicher als während des Wahlkampfes. Zu seinem Nachfolger bestimmte Erdoğan den bisherigen Außenminister Ahmet Davutoğlu. Am 27. August wurde Davutoğlu zum Vorsitzenden der AKP, tags darauf zum Ministerpräsidenten gewählt. An seinem nächsten strategischen Ziel ließ Erdoğan keinen Zweifel aufkommen: Er strebte die Errichtung eines türkischen Präsidialregimes ähnlich dem der Fünften Republik in Frankreich an.


  In Japan hat der Machtwechsel vom Dezember 2012, die Rückkehr der Liberaldemokratischen Partei (LDP) unter dem früheren Premierminister Shinzō Abe an die Regierung, zur Renaissance eines rückwärtsgewandten Nationalismus geführt. Im Wahlprogramm der LDP befindet sich die Forderung, ebenso wie das Pazifismusgebot auch den Artikel 97 der Nachkriegsverfassung ersatzlos zu streichen, wonach die Menschenrechte für das japanische Volk für alle Zeit unverletzlich sind. Aus der Sicht der Radikalkonservativen bedeutet jener Artikel eine Unterwerfung unter amerikanisches, also westliches Denken, wohingegen es der japanischen Tradition entspricht, im Staat die Quelle aller Rechte zu sehen, die Existenz angeborener Rechte also zu bestreiten.


  Am 1. Juli 2014 beschloß das Kabinett Abe, die Verfassung in Sachen Pazifismusgebot zwar nicht zu ändern, aber künftig anders zu interpretieren als bisher – im Sinne eines Rechts Japans, sich über die eigene Selbstverteidigung hinaus an Maßnahmen kollektiver Selbstverteidigung, etwa zum Schutz eines verbündeten Staates, zu beteiligen. Außenpolitisch noch brisanter war die nationalistische Revision der japanischen Geschichte. Dazu paßten die Weigerung der Regierung Abe, sich bei Nachbarn wie China, Korea oder den Philippinen für japanische Kriegsverbrechen zu entschuldigen, und das demonstrative Bekenntnis der regierenden Partei zu Politikern und Militärs, die nach dem Zweiten Weltkrieg wegen Kriegsverbrechen hingerichtet wurden, bei den alljährlichen Zeremonien am 15. August, dem offiziellen Gedenktag der Kapitulation, am Yasukuni-Schrein. Abe selbst besuchte die Gedenkstätte zur Empörung vieler Nachbarländer, vor allem Chinas und Südkoreas, am 26. Dezember 2013. Ein weiteres Zeichen der Abwendung von der politischen Kultur des Westens war ein Gesetz vom 6. Dezember 2013, das «Geheimnisverrat» mit Gefängnis bis zu zehn Jahren bedroht. Es wurde innerhalb wie außerhalb Japans als Schlag gegen die Pressefreiheit verstanden.


  Ende des Jahres 2010 wurde der Westen «down under», vor der zu Australien gehörenden Weihnachtsinsel (Christmas Island), auf dramatische Weise mit einem Problem konfrontiert, von dem die Vereinigten Staaten und Europa kaum weniger betroffen sind als der fünfte Kontinent: dem Zustrom von Menschen aus sehr viel ärmeren, häufig von inneren Krisen erschütterten Ländern der Dritten Welt. Am 15. Dezember jenes Jahres kamen bei einem Schiffbruch bis zu 50 von insgesamt 89 asylsuchenden Bootsflüchtlingen aus Südostasien um. Hilfsorganisationen machten sogleich die harte Haltung der regierenden Labor Party Australiens unter Premierministerin Gillard gegenüber den «boat people» für die Tragödie mitverantwortlich.


  Tatsächlich hatte die wenige Monate zuvor an die Macht gelangte Premierministerin Gillard mit der alles in allem flüchtlingsfreundlichen Politik ihres sozialdemokratischen Vorgängers Kevin Rudd gebrochen. In Süd- und Westaustralien wurden bewußt dürftig ausgestattete Internierungslager für männliche Asylsuchende eingerichtet. Das geplante «offshore processing», die Weiterleitung von Flüchtlingen an benachbarte südostasiatische Länder, stieß aber auf erhebliche Schwierigkeiten. Ein entsprechendes Abkommen mit Malaysia scheiterte im August 2011 an einem Urteil des Obersten Gerichtshofs Australiens. Ein Jahr später, im September 2012, traf die Regierung Gillard Absprachen mit den pazifischen Nachbarstaaten Nauru und Papua-Neuguinea über die Aufnahme von Flüchtlingen, die Australien nicht haben wollte.


  Nachdem Kevin Rudd im Juni 2013 seine Nachfolgerin gestürzt hatte, schwenkte er auf deren harte Linie gegenüber den «boat people» ein. Im Juni schloß seine Regierung ein weiteres Abkommen mit Papua-Neuguinea, das es Australien erlaubte, asylsuchende Flüchtlinge in das Nachbarland zu bringen; Papua-Neuguinea erhielt im Gegenzug großzügige Wirtschaftshilfe. Ihre Niederlage bei den Parlamentswahlen im September 2013 konnte die Labor Party damit nicht abwenden. Wahlsieger war ein ausgesprochener «hardliner», der Vorsitzende der konservativen Liberalen Partei, Tony Abbott, ein radikaler, ganz auf die Ausbeutung und die Ausfuhr von australischen Rohstoffen fixierter Wirtschaftsliberaler, der von Umweltschutz ebensowenig hielt wie von vorausschauender Industrie- und Einwanderungspolitik. Er hatte im Wahlkampf versprochen, Flüchtlingsboote künftig schon auf dem Weg von Indonesien nach Australien abzufangen und zur Umkehr zu zwingen.


  In Europa sind es vor allem die Mittelmeerländer, in die «boat people» aus Afrika und Asien als erste Stationen streben. Ungezählt sind diejenigen, die auf dem Weg zu griechischen Inseln vor der türkischen Küste, zu dem italienischen Lampedusa, nach Malta oder über die Straße von Gibraltar nach Spanien im Mittelmeer ertrunken sind. Allein zwischen Januar und Oktober 2014 waren es über 5000. Als Italien Anfang November 2014 sein ein Jahr zuvor begonnenes Rettungsprogramm «Mare Nostrum» aus Kostengründen auslaufen ließ, dem über 150.000 Flüchtlinge ihr Überleben verdankten, mußte mit einem Ansteigen der Opferzahlen gerechnet werden. Denn die Nachfolge trat «Triton» an: ein Programm der für die gemeinsame Grenzsicherung zuständigen EU-Organisation Frontex, dessen räumlicher Aktionsradius ein sehr viel kleinerer als der von «Mare Nostrum» war – vom eigentlichen Auftrag von Frontex, der Verhinderung illegaler Einwanderung, ganz abgesehen.


  In Nordafrika suchen sich die spanischen Exklaven Melilla und Ceuta durch hohe Zäune vor dem Ansturm von Flüchtlingen aus dem Afrika südlich der Sahara abzuschirmen. Die USA sehen sich einem Flüchtlingsstrom aus Lateinamerika ausgesetzt, den sie durch die Befestigung ihrer Grenze zu Mexiko aufzuhalten versuchen. Weder Australien noch Europa noch die USA können auf ihren Territorien die Probleme der Länder lösen, aus denen die Menschen in hellen Scharen flüchten. Zu dem, was die westlichen Demokratien tun können, um Auswanderungswilligen aus der Dritten Welt zu helfen, gehört neben wirksamer Entwicklungshilfe eine Erleichterung der legalen Einwanderung. Europa muß sich zudem auf einen Lastenausgleich zwischen den von den Migrationsströmen besonders stark betroffenen Ländern und den anderen verständigen, was eine Abkehr von der einschlägigen EU-Verordnung von 2003 («Dublin II») erfordert, wonach Flüchtlinge nur im Ankunftsland Asyl beantragen dürfen. Schritte in diese Richtung sind unabweisbar, wenn der Westen sein moralisches Dilemma nicht noch verschärfen will: die unübersehbare Diskrepanz zwischen seiner politischen Praxis und dem normativen Projekt, auf das er sich mit dem Bekenntnis zu den unveräußerlichen Menschenrechten festgelegt hat.[12]


  Putin auf Konfliktkurs: Ost-West-Konfrontation um die Ukraine


  Ende November 2013 schien es, als könne der russische Präsident Putin einen großen außenpolitischen Erfolg verbuchen: Das Parlament der Ukraine, die Werchowna Rada, brach unter dem massiven wirtschaftlichen und politischen Druck Moskaus die Vorbereitungen für ein Assoziierungsabkommen mit der EU unmittelbar vor der geplanten Unterzeichnung auf dem Gipfel der Östlichen Partnerschaft in Vilnius ab und sprach sich statt dessen für eine engere Zusammenarbeit mit Rußland aus. Der ukrainische Präsident Viktor Janukowitsch und die Regierung des Ministerpräsidenten Mykola Asarow provozierten mit dieser Entscheidung einen schweren innenpolitischen Konflikt. Nach ersten spontanen Protesten proeuropäischer Kräfte riefen die Oppositionsparteien, die Partei Julija Timoschenkos, der seit August 2011 inhaftierten, im Oktober desselben Jahres wegen angeblichen Amtsmißbrauchs zu sieben Jahren Haft verurteilten und inzwischen schwer erkrankten früheren Ministerpräsidentin, sowie die Parteien des Boxweltmeisters Vitali Klitschko und des radikalen Nationalisten Oleg Tjagnibok, ihre Anhänger zu Demonstrationen gegen die Regierung auf, und Hunderttausende folgten diesen Appellen.


  Anfang Dezember eskalierte die Auseinandersetzung. Die Oppositionsgruppen errichteten Barrikaden, besetzten Verwaltungsgebäude, versperrten die Zugangswege zum Parlament und forderten ultimativ den Rücktritt von Präsident und Regierung. Am 9./10. Dezember schlug die Staatsmacht zurück. Sie ließ die Zentrale der Partei Timoschenkos durch eine Sondereinheit des Geheimdienstes, die Berkut, erstürmen, räumte einige Plätze und beseitigte mehrere Barrikaden, scheiterte aber mit dem Versuch, die Demonstranten aus dem von ihnen besetzten Rathaus von Kiew und vom symbolträchtigen Majdan, dem Unabhängigkeitsplatz, zu vertreiben. Daraufhin wurden am 11. Dezember die Sicherheitskräfte zurückbeordert. Am 13. Dezember folgte, offenkundig unter dem Druck einiger «Oligarchen», die Ankündigung der Regierung, das Assoziierungsabkommen mit der EU möglicherweise doch noch zu unterzeichnen. Gleichzeitig erging auf Washingtoner und Brüsseler Drängen hin ein Aufruf an die Opposition, sich an einem Runden Tisch zu Gesprächen mit der Regierung zu treffen, flankiert von der Zusage, keine Gewalt mehr gegen die Demonstranten anzuwenden. Am 13. Dezember kam es zu einem solchen Gespräch. Es verlief jedoch ohne greifbare Ergebnisse.


  Vier Tage später, am 17. Dezember, traf Janukowitsch mit Präsident Putin in Moskau zusammen. Dieser bezeichnete die Ukraine als Verbündeten und strategischen Partner und gewährte dem nahezu bankrotten Staat eine Reihe von Vergünstigungen, darunter eine zeitweilige Verminderung der Gaspreise um ein Drittel, einen Kredit in Höhe von 15Milliarden Dollar sowie das Versprechen verstärkter russischer Investitionen und des Abbaus von Handelshemmnissen. Anders als die EU knüpfte Putin diese «Hilfe» nicht an die Bedingung innerer Reformen und des Kampfes gegen die Korruption. Was Janukowitsch zugesagt hatte, um diesen «Deal» zu erreichen, blieb unklar. Am 19. Dezember deutete er auf einer Pressekonferenz in Kiew die Möglichkeit eines ukrainischen Beitritts zur Eurasischen Zollunion an, die Rußland im Juli 2010 zusammen mit Weißrußland und Kasachstan gebildet hatte. Putin konnte sich einstweilen als Gewinner des internationalen Ringens um die Ukraine fühlen.


  Am 16. Januar 2014 verabschiedete das Kiewer Parlament mit der Mehrheit aus Janukowitschs «Partei der Regionen», Kommunisten und fraktionslosen Abgeordneten ohne Ankündigung und Debatte eine Reihe von Gesetzen, die das Demonstrationsrecht, die Immunität der Abgeordneten sowie die Versammlungs-, Presse- und Meinungsfreiheit massiv einschränkten. In Kiew kam es daraufhin erneut zu einer Eskalation der Gewalt; die Opposition hatte mehrere Tote und Hunderte von Verletzten zu beklagen; es gab erste Berichte über Entführungen, Mißhandlungen und Folterungen von Regimegegnern. Kurz darauf begannen die Oppositionskräfte zuerst im Westen, dann auch in einigen Städten des traditionell rußlandfreundlichen Ostens der Ukraine, Gebäude der Gebietsverwaltungen zu belagern und zu besetzen. In die Defensive gedrängt, ging Janukowitsch dazu über, der Opposition Zugeständnisse zu machen. Am 28. Januar trat Ministerpräsident Asarow zurück. Am gleichen Tag hob die Rada die repressiven Gesetze vom 16. Januar auf. Eine Amnestie für die verhafteten Demonstranten aber band die Mehrheit an Bedingungen, die die Opposition ablehnte: die Räumung von besetzten Verwaltungsgebäuden, Plätzen und Straßen sowie den Abbau von Barrikaden.


  Eine Entspannung trat infolgedessen nicht ein. Die Opposition beharrte weiter auf dem Rücktritt des Präsidenten, der Rückkehr zur «parlamentarischen» Verfassung von 2004, die Janukowitsch 2010 im Sinne einer Stärkung der Präsidialgewalt hatte abändern lassen, und vorgezogenen Neuwahlen – Forderungen, die das Regierungslager zurückwies. Am 18. Februar begannen die Sicherheitskräfte mit dem Sturm auf den Majdan, wobei sowohl sie als auch radikale Oppositionelle Schußwaffen einsetzten. Zwischen dem 18. und dem 20. Februar kamen im Zentrum von Kiew innerhalb von 48 Stunden mindestens 88 Menschen ums Leben. Bis heute ist nicht geklärt, ob außer einer Sondereinheit der Berkut, der Schwarzen Rotte, auch Angehörige des russischen Geheimdienstes unter den Scharfschützen waren, auf deren Konto die meisten Toten gingen. Belege für die Moskauer Behauptung, daß ultrarechte ukrainische Nationalisten gezielt auf Demonstranten geschossen hätten, gibt es nicht. Aber die unsichere Informationslage bildete einen idealen Nährboden für erfundene russische Propagandageschichten über den zunehmend faschistischen Charakter der Opposition gegen Janukowitsch.


  Am 20. Februar beschloß die EU Sanktionen, die in Kraft treten sollten, wenn die Kiewer Regierung weiter auf Gewalt setzte. Am gleichen Tag nahmen die Außenminister des sogenannten «Weimarer Dreiecks» – Radosław Sikorski für Polen, Frank-Walter Steinmeier für Deutschland und Laurent Fabius für Frankreich – in Kiew Verhandlungen mit dem Präsidenten und der Opposition auf. Etwas später stieß auch der russische Menschenrechtsbeauftragte Wladimir Lukin, ein persönlicher Vertrauensmann Putins, zu der Gesprächsrunde. In der Nacht zum 21. Februar wurde eine Einigung erzielt: Innerhalb von 48 Stunden sollte die «parlamentarische» Verfassung von 2004 wiederhergestellt, innerhalb von zehn Tagen eine Übergangsregierung gebildet und bis spätestens Dezember 2014 eine vorgezogene Präsidentenwahl abgehalten werden.


  Noch am selben Tag beschloß die Rada die Rückkehr zur Verfassung von 2004 und eine Änderung des Strafgesetzbuchs, die Julija Timoschenko tags darauf zur Entlassung aus der Haft verhalf. Der verhaßte Innenminister Vitali Sachartschenko wurde abgesetzt. Dann überstürzten sich die Ereignisse: Die Revolte schlug in eine Mischung aus Revolution und Putsch um. Als Vitali Klitschko auf dem Majdan über den erzielten Kompromiß berichtete, wurde er niedergeschrien. Dmitrij Jarosch, der Anführer des extrem nationalistischen «Rechten Sektors», einer kleinen, auf dem Majdan aber stark vertretenen, gewaltbereiten und teilweise bewaffneten Minderheit, rief anschließend unter dem Beifall der Menge für den Fall, daß Janukowitsch nicht bis zum nächsten Vormittag, zehn Uhr, zurückgetreten sein sollte, zum Sturm auf das Präsidentenpalais auf. Kurz darauf trat Janukowitsch überstürzt die Flucht mit dem Hubschrauber in die Ostukraine an, von wo aus er sich einige Tage später nach Rußland begab.


  Am Morgen des 22. Februar besetzten Regierungsgegner den Amtssitz des Präsidenten; Teile der Kiewer Polizei liefen zur Opposition über; der Parlamentspräsident, ein treuer Gefolgsmann Janukowitschs, trat zurück und wurde durch Oleksandr Turtschinow, einen Anhänger von Timoschenko, ersetzt. Am Nachmittag enthob die Werchowna Rada mit Hilfe von zahlreichen Überläufern aus der Partei der Regionen Janukowitsch seines Amtes und legte die Neuwahl des Präsidenten auf den 25. Mai 2014, den Tag der Wahl des Europäischen Parlaments, fest. Turtschinow wurde zum Übergangspräsidenten gewählt, Arsenij Jazenjuk, der «Statthalter» Julija Timoschenkos an der Spitze der Vaterlandspartei, nachdem er die Zustimmung des «Majdan-Rates» erhalten hatte, am 27. Februar zum vorläufigen Ministerpräsidenten.


  Jazenjuk stand an der Spitze eines Kabinetts, in dem neben Fachleuten auch Aktivisten des Majdan und Mitglieder der nationalistischen «Swoboda» vertreten waren; der letzteren wurde unter anderem auch der Posten des Generalstaatsanwalts zugestanden. Da die Ukraine infolge jahrelanger Mißwirtschaft und Korruption kurz vor dem Staatsbankrott stand, hing ihre Zukunft weitgehend von der Hilfsbereitschaft des Internationalen Währungsfonds, der EU und der USA ab – von einer Unterstützung also, die die Ukraine nur erhalten konnte, wenn sie sich zu einschneidenden Reformen verpflichtete.


  Putin, fest entschlossen, nicht als Verlierer des internationalen Ringens um die Ukraine in die Geschichte einzugehen, reagierte auf den Umsturz in Kiew mit einer Demonstration militärischer Stärke. Am 26. Februar, drei Tage nach dem Ende der für Rußland höchst erfolgreichen Olympischen Winterspiele in Sotschi, ordnete er großangelegte Manöver nahe der Grenze zur Ukraine an. Seine besondere Aufmerksamkeit aber galt der überwiegend russischsprachigen Halbinsel Krim, die erst 1954 unter Chruschtschow in die Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik eingegliedert worden war und seit 1991 eine Autonome Republik im Staatsverband der Ukraine bildete. Hier war entsprechend den vertraglichen Vereinbarungen zwischen den Präsidenten Jelzin und Kutschma von 1997 und 1999 die russische Schwarzmeerflotte stationiert. Die Hafenanlagen von Sewastopol hatte die Russische Föderation 1997 zunächst für 20 Jahre gepachtet; 2010 hatten die Präsidenten Putin und Janukowitsch vereinbart, daß Rußland Sewastopol als Stützpunkt nach dem Auslaufen des Vertrages im Jahr 2017 um 25 Jahre mit der Option auf weitere fünf Jahre nutzen dürfe.


  Am 25. Februar 2014 kam es auf der Krim zu Zusammenstößen zwischen prorussischen und proukrainischen, meist krimtatarischen Demonstranten, zwei Tage später zur Besetzung des Regionalparlaments in Simferopol durch Bewaffnete ohne nationale Erkennungszeichen, die die Wahl eines rußlandfreundlichen Politikers, Sergej Aksjonow, erzwangen. Dieser war der Vorsitzende einer Splitterpartei, dem Verbindungen zum organisierten Verbrechen, ja die Beteiligung an mehreren Auftragsmorden nachgesagt wurden. Eine der ersten Amtshandlungen Aksjonows war die Bitte an die Russische Föderation, der neuen Regierung beim Schutz der russischen Bewohner der Krim zu helfen. Am 27. Februar beschloß das Parlament der Krim ein Referendum über die staatliche Zukunft der Halbinsel, das zunächst am 25. Mai stattfinden sollte, aber kurz darauf auf den 30. März vorverlegt wurde. Ebenfalls am 27. Februar sicherte die Russische Föderation dem geflüchteten Janukowitsch ihren Schutz zu. In der Nacht zum 28. Februar besetzten Soldaten in russischer Uniform, aber ohne Rangabzeichen und nationale Erkennungsmerkmale, zwei strategisch wichtige Flughäfen der Krim, einen bei Simferopol, den anderen bei Sewastopol.


  Am Abend des 28. Februar wurde aus Kiew der Einsatz von etwa 2000 russischen Soldaten in der Autonomen Republik Krim und die Sperrung des Luftraums der Halbinsel durch die russischen Streitkräfte gemeldet. Von Abgeordneten der russischen Duma wurde die Verleihung der russischen Staatsbürgerschaft an ethnische Russen auf der Krim und in der Ostukraine gefordert. Am 1. März ließ sich Putin von der Duma und dem Föderationsrat die Vollmacht zu einem militärischen Eingreifen in der Ukraine erteilen. Am folgenden Tag lief der neu ernannte Oberbefehlshaber der ukrainischen Marine auf die russische Seite über. Die Zahl der auf der Krim zusätzlich eingesetzten russischen Soldaten wurde mittlerweile auf 8000 geschätzt. Aus mehreren Städten der Ostukraine kamen Berichte über Zusammenstöße zwischen prorussischen und proukrainischen Demonstranten. In Charkow (auf ukrainisch Charkiw), Donezk und Odessa besetzten prorussische Kräfte Verwaltungsgebäude, wo sie an Stelle der ukrainischen die russische Flagge hißten. Die Parallelen zum russischen Vorgehen bei der Abspaltung der Autonomen Gebiete Abchasien und Südossetien von Georgien im Jahr 2008 waren offenkundig.


  Die westlichen Reaktionen schwankten zwischen der Drohung mit Sanktionen und der Forderung, eine internationale Kontaktgruppe einzusetzen, die sich um eine politische Lösung der Probleme der Ukraine bemühen sollte. Präsident Obama sprach am 28. Februar warnend von einem «Preis», den Rußland für eine militärische Intervention auf der Krim zahlen müsse. Die Idee einer Kontaktgruppe, die Bundeskanzlerin Merkel Putin telefonisch am Abend des 2. März vortrug, wies dieser nicht pauschal zurück. Gleichgerichtete Bemühungen gab es seitens des Generalsekretärs der Vereinten Nationen, Ban Ki-moon. Am 3. März verständigten sich die führenden westlichen Industriestaaten und Japan darauf, die Vorbereitungen für den G8-Gipfel, der im Juni in Sotschi stattfinden sollte, vorläufig auszusetzen. Der britische Außenminister Hague sprach von der bisher schwersten internationalen Krise des 21.Jahrhunderts, sein polnischer Kollege Sikorski von der gefährlichsten Krise seit den Jugoslawienkriegen, der deutsche Außenminister Steinmeier von der schärfsten Krise seit dem Fall der Berliner Mauer.


  An ein militärisches Eingreifen aber konnten weder die USA noch ihre europäischen Verbündeten denken: Sie hätten damit das Risiko eines dritten Weltkrieges heraufbeschworen. Der Spielraum für wirtschaftliche Sanktionen wurde dadurch beschränkt, daß Europa in hohem Maß von russischen Brennstoffen abhing: Bei Erdgas kamen 36Prozent, bei Rohöl 31 und bei Kohle 30Prozent der Importe der EU aus Rußland. Die ökonomischen Konsequenzen der Krise wirkten ohnehin schon alarmierend: Am 3. März fielen weltweit die Aktienkurse, an der Moskauer Börse mit 12Prozent besonders tief. Eine Anhebung der Leitzinsen auf 7Prozent, mit der die russische Notenbank den ins Trudeln geratenen Kurs des Rubels stabilisieren und die Kapitalflucht eindämmen wollte, beschleunigte noch den Verfall der Aktienkurse.


  Putin zeigte sich von den westlichen Reaktionen unbeeindruckt. In einer Pressekonferenz bezeichnete er am 4. März den Machtwechsel in Kiew als einen vom Westen organisierten Staatsstreich und Janukowitsch als den legitimen Präsidenten der Ukraine. Auf der Krim seien nicht russische Soldaten, sondern einheimische «Selbstverteidigungskräfte» tätig geworden, weil sich die dortige Bevölkerung durch die rechtsradikalen Kräfte in Kiew und der Westukraine bedroht fühle. Die Frage, ob Janukowitsch noch eine politische Zukunft habe, verneinte Putin. Das Verhältnis Rußlands zur Ukraine werde sich nach dem Ausgang der angekündigten Wahlen bestimmen – wobei der Präsident andeutete, daß er nicht jedes Wahlergebnis zu akzeptieren bereit sei. Ein militärisches Eingreifen Rußlands in der Ukraine komme nur als ultima ratio in Frage, wenn die dort lebenden Russen um entsprechende Hilfe bitten sollten.


  So vieldeutig, ja bedrohlich dieser Ausblick war: Putins Feststellung, ein militärisches Vorgehen Rußlands auf der Krim sei zur Zeit nicht erforderlich, reichte aus, um die Kurse an den internationalen Börsen, auch an der Moskauer, wieder nach oben zu treiben. Die Schlagzeilen des Tages bestimmte Putin und nicht der amerikanische Außenminister Kerry, der am 4. März zu Gesprächen mit der neuen ukrainischen Regierung in Kiew weilte und auch dem Majdan einen Besuch abstattete. Schlagzeilen produzierte auch der Energiekonzern Gazprom, der tags zuvor die stärksten Kursverluste verbucht hatte: Er kündigte für April einen Wegfall des ukrainischen Gaspreisrabatts in Höhe von 30Prozent an, mit dem Putin im Dezember die Nichtunterzeichnung des EU-Assoziierungsabkommens durch Janukowitsch honoriert hatte. Begründet wurde diese Maßnahme damit, daß die Ukraine die Februarrate ihrer Gasimporte nicht bezahlt habe.


  Der NATO-Rußland-Rat, der am 5. März in Paris zu einer Krisensitzung zusammentrat, brachte keinerlei Annäherung der Standpunkte: Auf Weisung Putins lehnte Außenminister Lawrow jedes direkte Gespräch mit dem Vertreter der neuen ukrainischen Führung ab. Am 6. März faßte das Parlament der Krim einen Beschluß, der die Krise weiter eskalieren ließ: Die Abgeordneten sprachen sich ohne jede Abstimmung mit der Zentralregierung in Kiew für den Anschluß an die Russische Föderation aus. Das Referendum hierüber, das ursprünglich am 25. Mai stattfinden sollte, dann auf den 30. März angesetzt worden war, wurde erneut vorverlegt: auf den 16. März. Beobachtern der Vereinten Nationen und der OSZE wurde der Aufenthalt auf der Krim verwehrt. Gleichzeitig brachten russische Truppen und paramilitärische Milizen einen ukrainischen Stützpunkt nach dem anderen unter ihre Kontrolle.


  Noch am 6. März kündigten die USA Sanktionen gegen Rußland in Gestalt von Einreiseverboten und dem Einfrieren von Guthaben an. Der Europäische Rat beschloß in einer Sondersitzung in Brüssel die Suspendierung von Gesprächen über Visaerleichterungen und ein neues Grundlagenabkommen und drohte für den Fall, daß die Bemühungen um eine politische Beilegung des Konflikts scheitern sollten, schärfere Sanktionen an. Der Ukraine stellten die Staats- und Regierungschefs ein Hilfsprogramm in Höhe von 11Milliarden Euro, gebunden an dringend erforderliche Reformen, in Aussicht. Putins Antwort war die Ankündigung von Gegensanktionen, darunter die Beschlagnahmung ausländischer Vermögenswerte. Außerdem ließ er seinen Sicherheitsrat die Aufnahme der Krim in die Russische Föderation «prüfen» und ein Gesetz vorbereiten, das den Anschluß von außerrussischen Gebieten an Rußland und die Einbürgerung von ethnischen Russen, die außerhalb Rußlands lebten, erleichtern sollte.


  In den letzten Tagen vor dem Referendum auf der Krim spitzte sich die Lage weiter zu. Das Parlament der Krim beschloß am 11. März die Unabhängigkeit der Halbinsel. Die USA demonstrierten militärische Stärke, indem sie Kampfjets nach Polen und Litauen schickten; die NATO kündigte die Entsendung von AWACS-Flugzeugen nach Polen und Rumänien an. Im Osten der Ukraine häuften sich blutige Zusammenstöße zwischen prorussischen und proukrainischen Kräften; aus Donezk wurden zwei Tote gemeldet. Im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen scheiterte am 15. März ein von den USA eingebrachter Antrag, der das Krim-Referendum als illegal brandmarkte, am Veto Rußlands. China enthielt sich der Stimme. Nicht verhindern konnte Moskau die Annahme einer gleichgerichteten Resolution der Vollversammlung der Vereinten Nationen am 27. März: 100 Staaten stimmten dafür, 11 dagegen; 58 enthielten sich.


  Die Abstimmung auf der Krim am 16. März erbrachte bei einer angeblichen Beteiligung von 83Prozent eine Mehrheit von 96,8Prozent für den Anschluß an die Russische Föderation. Tags darauf beschloß das Parlament der Krim eine entsprechende «Bitte» an Präsident Putin. Das ukrainische Parlament in Kiew antwortete mit einer «Teilmobilmachung». Ebenfalls am 17. März verständigten sich die Außenminister der EU in Brüssel auf die nächste Stufe der Sanktionen in Form von Kontensperrungen und Einreiseverboten für ausgewählte russische Politiker, Militärs und Wirtschaftsführer, nicht jedoch für Putin oder Medwedew. Die USA gingen einen Schritt weiter und verhängten erste Wirtschaftssanktionen.


  Die Annexion der Krim durch Rußland war ein klarer Bruch des Völkerrechts. Moskau verstieß damit nicht nur gegen die Charta der Vereinten Nationen, die KSZE-Schlußakte von Helsinki aus dem Jahr 1975 und die Charta von Paris von 1990, sondern auch gegen das Budapester Memorandum vom 5. Dezember 1994: Darin hatten sich Rußland, die USA und Großbritannien gegenüber der Ukraine, Weißrußland und Kasachstan verpflichtet, im Gegenzug gegen den Verzicht dieser Staaten auf Nuklearwaffen ihre Souveränität und territoriale Integrität sowie ihre politische und wirtschaftliche Unabhängigkeit zu achten. Erstmals seit 1945 hatte ein europäischer Staat seine Grenzen auf Kosten eines anderen europäischen Staates gewaltsam ausgedehnt: eine Zäsur nicht nur in der Geschichte des alten Kontinents, sondern in der des internationalen Staatensystems.


  Am 18. März hielt Putin vor Abgeordneten der Staatsduma sowie Gouverneuren des Landes und «Vertretern der Zivilgesellschaft» eine Rede, in der er sich mit der «Bitte der Republik Krim um Aufnahme in den Bestand der Russischen Föderation» befaßte. Er beschwor die uralte gemeinsame Geschichte Rußlands und der Krim, verwies auf die dort liegenden Gräber der russischen Soldaten, durch deren Heldenmut die Krim im Jahr 1783 unter russische Herrschaft gekommen sei, und auf Sewastopol als Heimat der Schwarzmeerflotte. Er verurteilte die Eingliederung der Krim in die Ukraine unter Chruschtschow als verfassungswidrig und als Raub an Rußland. Er verglich, sich an die Deutschen wendend, die Eingliederung der Krim in die Russische Föderation mit der Wiedervereinigung Deutschlands, die von Rußland nachdrücklich unterstützt worden sei.


  Den Regimewechsel in Kiew bezeichnete der Kremlchef als einen Staatsstreich von «Nationalisten, Neonazis, Russophoben und Antisemiten». Er brandmarkte ein von der Rada verabschiedetes, vom Übergangspräsidenten aber nicht unterzeichnetes Gesetz, das dem Russischen den Rang einer Amtssprache nahm, als skandalös. Er wies die westliche Kritik an seinem Vorgehen auf der Krim zurück und konterte sie mit dem Vorwurf, der Westen und besonders die USA hätten oft genug selbst, so etwa in der Kosovokrise, gegen das Völkerrecht verstoßen; mit der Osterweiterung der NATO setze der Westen seine im 18.Jahrhundert begonnene «Eindämmungspolitik» gegenüber Rußland fort. Er nannte Kiew die Mutter der russischen Städte und die alte Rus, das Kiewer Reich, den gemeinsamen Ursprung Rußlands und der Ukraine. Er bekannte sich zur Freundschaft mit dem Nachbarland, von dem er freilich erwartete, daß es die Interessen der Millionen dort lebenden russischsprachigen Menschen achte. Die Billigung der Aufnahme der Krim in die Russische Föderation durch beide Kammern des Parlaments am 20. und 21. März war danach nur noch eine Formsache.


  Der Westen beantwortete die Annexion der Krim mit einer moderaten Verschärfung der Sanktionen: Der Kreis der von Einreiseverboten und Kontensperrungen betroffenen Personen wurde erweitert. Am 24. März verständigten sich die Vereinigten Staaten, Kanada, Deutschland, Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan in Den Haag darauf, die Mitgliedschaft Rußlands im Kreis der G8 zu suspendieren. Zwei Tage später unterstrich Präsident Obama anläßlich eines USA-EU-Gipfels in Brüssel, daß Washington in Europa und der NATO weiterhin einen Eckstein seines globalen Engagements sähe. Reaktiviert wurden bei dieser Gelegenheit die von Obama zeitweilig zurückgestellten Pläne für einen Raketenabwehrschirm in Ostmittel- und Südosteuropa. Mit der neuen Führung der Ukraine hatte sich die EU wenige Tage zuvor, am 20. März, auf die Unterzeichnung des politischen Teils des Assoziierungsabkommens geeinigt, womit sich Kiew zu grundlegenden rechtsstaatlichen und politischen Reformen verpflichtete. Tags darauf erklärte die Ukraine ihren Austritt aus der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS).


  Seit Ende März 2014 wandte sich die internationale Aufmerksamkeit von der Krim ab und der Ostukraine zu. Von dort kamen vermehrt Meldungen über die Besetzung von öffentlichen Gebäuden durch prorussische Separatisten, die aus Rußland laufend mit militärischem Material, aber auch mit gut trainierten Kämpfern versorgt wurden, wobei unter diesen besonders viele Tschetschenen waren, nach dem Präsidenten Ramsan Kadyrow benannte «Kadyrowzi», die ihre Erfahrungen im Kampf gegen die dortigen Separatisten gesammelt hatten. Militante Parteigänger der letzteren kämpften angeblich ebenfalls im Osten der Ukraine, und zwar unter Milizionären des Rechten Sektors.


  Brennpunkte der Auseinandersetzungen waren vor allem die Städte Donezk, Slawjansk und Luhansk im Kohlerevier Donbass. Wo es den prorussischen Kräften gelang, Machtbastionen zu erobern, häuften sich Nachrichten über die Entführung, Folterung und Tötung von politischen Gegnern. In Donezk stand ein russischer Staatsbürger, Alexander Borodaj, an der Spitze der Rebellen. In der Separatistenhochburg Slawjansk, die im April ganz unter die Kontrolle der prorussischen, meist wohl russischen Radikalen, aber auch von kriminellen Banden geriet, wurden Ende April acht Militärinspekteure der OSZE als Geiseln genommen; sie wurden zum größeren Teil erst unter russischem Druck am 3. Mai wieder freigelassen. Die ukrainischen Sicherheitskräfte «vor Ort» leisteten über längere Zeit hinweg keinen Widerstand. Vielfach liefen Polizisten und Soldaten zu den neuen Machthabern über.


  Am 17. April schien es zeitweilig, als bahne sich eine Entspannung an. Auf einem Krisentreffen zwischen dem russischen Außenminister Sergej Lawrow, seinem amerikanischen Kollegen John Kerry, dem ukrainischen Interims-Außenminister Andrej Deschtschyzja und der Außenbeauftragten der EU, Catherine Ashton, in Genf verständigten sich alle Beteiligten auf die Entwaffnung aller illegalen Kräfte, darunter der prorussischen Separatisten, die Räumung aller besetzten Gebäude und eine Amnestie für die an diesen Aktionen beteiligten Personen. Doch praktische Wirkungen zeitigte die Übereinkunft nicht: Die russische Unterstützung der Separatisten hielt an, und diese dachten nicht daran, sich aus den eroberten Positionen zurückzuziehen. Rußland unterhielt auch weiterhin umfangreiche Truppenverbände an der Grenze zur Ukraine. Ihr Abzug wurde mehrfach angekündigt, setzte aber erst Ende Mai ein.


  Anfang Mai wurde bei einem Einsatz ukrainischer Truppen bei Slawjansk ein Kampfhubschrauber der Regierungsverbände von den Rebellen abgeschossen; zwei Soldaten starben dabei. In Odessa kamen am 2./3. Mai über 40 militante prorussische Aktivisten, darunter Bewaffnete, ums Leben, nachdem proukrainische Radikale das von ihren Gegnern besetzte Gewerkschaftshaus mit Molotow-Cocktails in Brand gesteckt hatten. Eine Woche später fanden in der Hafenstadt Mariupol heftige Gefechte zwischen ukrainischen Truppen und Separatisten statt, wobei über 20 Milizionäre getötet wurden. Am 11. Mai führten die Separatisten, während ihre bewaffneten Kräfte sich erbitterte Gefechte mit ukrainischen Truppen lieferten, im Donbass ein Referendum über die Gründung einer «Volksrepublik Donezk» durch. Es erbrachte angeblich überwältigende Mehrheiten für die Unabhängigkeit und einen späteren Anschluß an die Russische Föderation, wurde tatsächlich aber wohl nur von mehr oder weniger starken Minderheiten unterstützt.


  Verhandlungen am «Runden Tisch», die unter dem Vorsitz des deutschen Diplomaten Wolfgang Ischinger, dem Vorsitzenden der Münchner Sicherheitskonferenz, seit dem 14. Mai stattfanden, bei denen die militanten Separatisten aber nicht vertreten waren, trugen mutmaßlich dazu bei, daß das Gebiet der bewaffneten Kämpfe gegen die Kiewer Zentralgewalt sich nicht weiter ausdehnte. Dieselbe Wirkung hatten gleichgerichtete Bestrebungen des reichsten der ukrainischen Oligarchen, Rinat Achmetow, der sogar friedliche antiseparatistische Demonstrationen der von ihm beschäftigten Arbeiter in Donezk zu organisieren vermochte. Von einem Zurückweichen der bewaffneten prorussischen beziehungsweise russischen Kräfte konnte aber keine Rede sein.


  In den Tagen vor der Präsidentenwahl am 25. Mai hielten sich die Kiewer Sicherheitskräfte im Osten der Ukraine deutlich zurück. Nach den Umfragen lag der Kandidat der Ukrainischen Demokratischen Allianz für Reformen, zu dessen Gunsten der Parteivorsitzende Vitali Klitschko zurückgetreten war, vorne: Petro Poroschenko, einer der reichsten Männer der Ukraine, der sein Vermögen als Schokoladenfabrikant gemacht, sein Wirtschaftsimperium aber bald auch auf Produktionszweige wie Schiffbau und Kraftfahrzeugbau sowie auf Fernsehsender ausgedehnt hatte. Unter Juschtschenko war er zeitweilig Außenminister, unter Janukowitsch Wirtschaftsminister gewesen. Ende 2013 hatte er sich auf die Seite des Majdan gestellt. Am 25. Mai erreichte er mit 54,7Prozent die absolute Mehrheit der Stimmen, wodurch ein zweiter Wahlgang überflüssig wurde. Julija Timoschenko kam auf knapp 13Prozent, die Kandidaten von Swoboda und Rechtem Sektor auf 1,2 beziehungsweise 0,7Prozent. Die Wahlbeteiligung lag im Westen und in der Mitte des Landes hoch, im Osten war sie sehr viel niedriger. In den von Separatisten kontrollierten Gebieten des Donbass waren die meisten Wahllokale geschlossen, die Wahlunterlagen zum größten Teil zerstört worden. Wo die Stimmabgabe möglich war, lag auch hier Poroschenko vorn. In der Hauptstadt Kiew errang sein wichtigster Verbündeter einen Sieg: Vitali Klitschko wurde mit absoluter Mehrheit zum Bürgermeister gewählt.


  Seit dem Regimewechsel in der Ukraine waren die russischen Medien nicht müde geworden, die neue Kiewer Führung als «faschistisch» und vom Westen gesteuert zu charakterisieren: Parolen, die bei den Parteigängern Rußlands im Osten der Ukraine beträchtlichen Widerhall fanden. Zwei Tage vor der ukrainischen Präsidentenwahl, am 23. Mai, hatte Putin dann vor westlichen, vor allem deutschen, Geschäftsleuten in St. Petersburg erklärt, er werde das Ergebnis der Wahl als Willensäußerung des ukrainischen Volkes «respektieren». Als weiteres Signal des guten Willens sollte der verstärkte Rückzug russischer Truppen aus dem Grenzgebiet zur Ukraine verstanden werden. Gleichzeitig ging die Unterstützung der prorussischen Separatisten aus der Russischen Föderation aber unvermindert weiter. Daran änderte sich auch nichts, als Kiew die militärischen Aktionen gegen die prorussischen Freischärler nach dem 25. Mai verstärkte, den strategisch wichtigen Flughafen von Donezk zurückeroberte, die Zahlen der Opfer auf beiden Seiten stiegen und die Separatisten erneut Beobachter der OSZE als Geiseln nahmen.


  Am 22. Mai folgte ein Akt, den Moskau als Demonstration russischer Stärke verstanden wissen wollte: Bei einem offiziellen Besuch in der Volksrepublik China schloß Putin ein umfassendes Wirtschaftsabkommen mit Peking, in dessen Mittelpunkt langfristige Gaslieferungen mit einem Volumen von 400Milliarden Dollar an den östlichen Nachbarn standen. Allerdings lagen die mit China vereinbarten Preise deutlich niedriger als die, die Rußland Europa abverlangte – was im Westen als Beleg dafür gedeutet wurde, daß die Volksrepublik China bei diesem «Deal» die sehr viel besseren Karten hatte als die Russische Föderation, die zudem die notwendigen Pipelines nach Osten erst noch bauen mußte.


  Am 29. Mai schlossen die Präsidenten Rußlands, Weißrußland und Kasachstans, Wladimir Putin, Alexander Lukaschenka und Nursultan Nasarbajew, in der kasachischen Hauptstadt Astana ein Abkommen über die Schaffung einer Eurasischen Wirtschaftsunion (vorausgegangen war, wie erwähnt, 2010 die Gründung der Eurasischen Zollunion durch ebendiese drei Staaten). Aus der Eurasischen Wirtschaftsunion sollte sich eine für weitere Staaten offene Eurasische Union, ein östliches Gegengewicht zur Europäischen Union, entwickeln.


  Wäre es nach Putin gegangen, hätte auch Viktor Janukowitsch an der Gründung der Eurasischen Wirtschaftsunion teilgenommen. Aber auf die Ukraine, den mit Abstand wichtigsten der in Aussicht genommenen Partnerstaaten, mußte der russische Präsident verzichten. Ende Mai 2014 besaß Putin einen gewissen Einfluß auf einen Teil der Ostukraine, den Donbass. Doch wenig sprach dafür, daß der Kremlchef eine Annexion dieses maroden Kohle- und Industriegebiets nach dem Muster der Einverleibung der Krim anstrebte. Ein derartiger Schritt hätte sofort massive Wirtschaftssanktionen der USA und der EU ausgelöst und das Verhältnis Rußlands zum Westen nachhaltig irreparabel beschädigt. Einstweilen war eine Destabilisierung von Teilen der Ostukraine alles, was Putin seit Ende März erreicht hatte – das Ergebnis einer destruktiven Politik, über deren längerfristige Perspektiven er sich selbst nicht klar zu sein schien.


  An der westlichen «Propagandafront» hatte Putin bereits vor der Ukrainekrise einige Erfolge verbuchen können. Bei der postkommunistischen Linken galt Rußland bei allem, was es tat, noch immer als Mutterland der Oktoberrevolution. Daß Putin mit seinem Vorgehen auf der Krim den Westen und besonders die USA herausforderte, trug ihm in diesem Teil des politischen Spektrums zusätzliche Sympathien ein. Auf der von Putin gezielt umworbenen politischen Rechten, obenan dem französischen Front National und der Freiheitlichen Partei Österreichs, traf sich der überlieferte Antiamerikanismus mit Zustimmung zur russischen Spielart von «law and order», einschließlich der demonstrativen Homophobie des Moskauer Regimes. Daß der Kremlchef die EU schwächen, ja am liebsten scheitern sehen wollte, störte die Nationalisten nicht nur nicht, es lag vielmehr ganz auf ihrer Linie. Selbst bei christlichen Fundamentalisten in Amerika fand Putins Eintreten für traditionelle Werte wie die überkommene Form des familiären Zusammenlebens Beifall. Pat Buchanan, zur Zeit Ronald Reagans einer der intellektuellen Wortführer der konservativen Rechten, scheute nicht davor zurück, Putins «paläokonservative Bewegung» zu loben, und attestierte dem russischen Präsidenten, daß er die Zukunft klarer sehen könne als die Amerikaner.


  Besonderes Aufsehen erregten die (ironisch so genannten) «Putin-Versteher» in Deutschland. Auf einem Parteitag der «euroskeptischen» Alternative für Deutschland (AfD) im März 2014 in Erfurt äußerte deren stellvertretender Sprecher Alexander Gauland Verständnis für Putins Politik des völkischen Nationalismus: Der russische Präsident habe sich, nachdem 1989 eine europäische Friedensordnung ausgeblieben sei, «auf eine alte zaristische Tradition besonnen: das Einsammeln russischer Erde». Kiew sei die Keimzelle des russischen Reiches, die Rußland ebenso wenig gleichgültig sein könne wie Sewastopol, wo russische Soldaten zweimal, 1855 im Krimkrieg und 1942/43 im Kampf gegen deutsche Eindringlinge, verblutet seien.


  Auf dem anderen Flügel des politischen Spektrums, bei der Partei Die Linke, wurde der Völkerrechtsbruch Putins zwar nicht bestritten, aber durch den Hinweis auf westliche Verletzungen des Völkerrechts relativiert. Ähnliche Argumente waren von konservativen Politikern wie dem stellvertretenden Vorsitzenden der CSU, Peter Gauweiler, und von «elder statesmen» der Sozialdemokratie wie den früheren Bundeskanzlern Helmut Schmidt und Gerhard Schröder, dem einstigen Entwicklungshilfeminister Erhard Eppler und dem ehemaligen brandenburgischen Ministerpräsidenten Matthias Platzeck, zu hören. Die russische Behauptung, der Westen habe sein 1990 gegebenes Versprechen gebrochen, die NATO nicht nach Osten auszudehnen, fand, obwohl sie den Tatsachen zuwiderlief, ein zustimmendes Echo in zahlreichen Fernsehsendungen.


  Die schwarz-rote Bundesregierung ließ sich weder von der Welle der deutschen «Putinophilie» noch von der russischen Propaganda beeindrucken. Der Versuch des russischen Präsidenten, einen Keil zwischen Deutschland und seine Verbündeten zu treiben und Europa gegen die USA aufzubringen, war allzu offenkundig. Bundeskanzlerin Merkel und Außenminister Steinmeier ließen keinen Zweifel daran, daß sie einer weiteren, der dritten, Stufe von Sanktionen zustimmen würden, wenn Rußland mit der Destabilisierung der Ukraine fortfahren und die Separatisten im Donbass weiter unterstützen sollte. Gleichzeitig setzten sich die Spitzenpolitiker der Berliner Großen Koalition innerhalb der G7, der NATO und der EU für eine Politik der Konfliktentschärfung ein. Während die baltischen Staaten und Polen auf eine ständige Stationierung von integrierten NATO-Kampftruppen in Ostmittel- und Südosteuropa drängten (und damit eine westliche Absichtserklärung im NATO-Rußland-Abkommen von 1997 in Frage stellten), befürwortete die Bundesrepublik wie die meisten Staaten des Atlantischen Bündnisses eine weniger demonstrative Bekundung von Solidarität mit den neuen NATO-Staaten in Gestalt zeitweiliger, rotierender Truppenverstärkungen im Osten des Bündnisgebiets. Zu den «Bremsern» in Sachen Sanktionen und Reaktionen gehörten die Mittelmeerländer und zwei ostmitteleuropäische Staaten, in denen in den Jahren zuvor prorussisch gesinnte Oligarchen immer mehr an politischem Einfluß gewonnen hatten: die Slowakei und Tschechien, das letztere unter maßgeblicher Beteiligung des im März 2013 gewählten, bald höchst umstrittenen Präsidenten Miloš Zeman.


  Die «rußlandfreundlichste» Linie verfolgten zwei Länder, die ihren Erdgasbedarf zu weit über 90Prozent mit Lieferungen aus Rußland befriedigten: Ungarn unter dem konservativen Ministerpräsidenten Viktor Orbán und das von einer sozialistisch dominierten Regierung geführte Bulgarien. Beide Staaten beteiligten sich aktiv an dem vom russischen Erdgasmonopolisten Gazprom betriebenen Bau der Gaspipeline South Stream, die unter Umgehung der Ukraine Erdgas aus Rußland über das Schwarze Meer durch Bulgarien, Serbien und Ungarn bis nach Österreich befördern sollte. Durch dieses Engagement hatten Sofia und Budapest wesentlich zum Scheitern des von der EU geförderten konkurrierenden Projekts Nabucco beigetragen: des Baus einer Pipeline, die Erdgas von Aserbaidschan über die Türkei nach Europa transportieren und so dessen energiepolitische Abhängigkeit von Rußland vermindern sollte. Da Gazprom nicht nur der Gaslieferant war, sondern auch den Zugang zu den Pipelines kontrollierte, was nach den Wettbewerbsregeln der EU unzulässig war, entwickelte sich daraus 2014 ein ernster Konflikt zwischen der Europäischen Kommission und Bulgarien, wo der Bau der Pipeline inzwischen begonnen hatte. Im Juni 2014 legte Bulgarien das Projekt scheinbar auf Eis: eine Folge massiver Sanktionsdrohungen der EU. Tatsächlich versuchte die Regierung in Sofia die Brüsseler Auflagen mit einem von Gazprom erdachten Trick zu umgehen: Aus South Stream wurde eine «Seepipeline», für die die EU angeblich nicht zuständig war. Die Beziehungen zwischen Sofia und Moskau blieben eng – so eng, daß Bulgarien in der EU, aber auch in der NATO bis zum Regierungswechsel vom Herbst 2014 als «unsicherer Kantonist» galt.


  In der ersten Juniwoche häuften sich in Europa die diplomatischen Spitzentreffen. Zu einem guten Teil hingen sie mit historischen Gedenktagen zusammen. Am 3. und 4. Juni besuchte Barack Obama Polen, das am zweiten Tag seines Aufenthalts der 25. Wiederkehr der ersten halbfreien Wahlen von 1989 und damit des Beginns der Überwindung der kommunistischen Parteiherrschaft gedachte. Von Warschau aus richtete der amerikanische Präsident am 4. Juni in öffentlicher Rede eine Warnung an Rußland: Sollte es einen Mitgliedstaat der NATO angreifen, würde dies als ein Angriff auf alle Staaten des westlichen Bündnisses verstanden werden. Demonstrativ traf sich der Gast aus Washington anschließend mit dem gewählten Präsidenten Poroschenko, dem er die solidarische Unterstützung der USA zusagte, aber auch versicherte, der Westen stelle die Ukraine nicht vor die Alternative «West oder Ost», sondern befürworte gute Beziehungen zwischen Kiew und Moskau. Bereits tags zuvor hatte Obama angekündigt, für 2015 würden die Vereinigten Staaten 1 Milliarde Dollar an zusätzlichen Mitteln für die Aufstockung der amerikanischen Truppenpräsenz in Ostmittel- und Südosteuropa zur Verfügung stellen. Am selben Tag beschlossen die Verteidigungsminister von Deutschland, Dänemark und Polen, das von ihren Ländern getragene multinationale Korps-Hauptquartier in Stettin deutlich zu verstärken.


  Am 4. und 5. Juni trafen sich die Staats- und Regierungschefs der G7 in Brüssel. Es war das erste Mal seit 1998, daß die Repräsentanten der führenden Industrienationen ohne Rußland zusammenkamen. An die Adresse Putins richteten sie die Forderung, er müsse mit der neuen ukrainischen Führung zusammenarbeiten, seine Truppen zügig und vollständig von der Grenze zur Ukraine abziehen, die Unterstützung der prorussischen Separatisten beenden und eine sichere Gaszufuhr in das Nachbarland gewährleisten. Für den Fall, daß Rußland sich diesen Erwartungen verweigern sollte, wurden weitere Sanktionen angedroht. Auch an Kiew erging eine Mahnung: Die ukrainische Regierung solle bei den Operationen zur Wiederherstellung von Recht und Ordnung im Osten des Landes maßvoll vorgehen. Der russische Ministerpräsident Medwedew antwortete auf diese Erklärung prompt mit dem Kommentar, sie sei «an Zynismus kaum zu überbieten».


  Zum Höhepunkt der Gipfeldiplomatie wurden die Feierlichkeiten aus Anlaß des 70. Jahrestages der Landung der westlichen Alliierten in der Normandie am 6. Juni 1944 – des «D-Day», mit dem der Aufbau der kriegsentscheidenden «zweiten Front» in Europa begonnen hatte. Am Vorabend der zentralen Gedenkfeier in der Normandie kam es in Paris zu Gesprächen des französischen Staatspräsidenten Hollande erst mit Obama, dann mit Putin sowie zu einer Unterredung zwischen Putin und Cameron. Am folgenden Tag fanden an der normannischen Küste Gespräche zwischen Obama und Putin sowie, sehr viel ausführlicher, zwischen Putin und Merkel statt. Mit am wichtigsten war, daß es auch zu Begegnungen zwischen Putin und dem gewählten ukrainischen Präsidenten Poroschenko kam, sowohl unter vier Augen als auch zu dritt mit Merkel und in einer Viererrunde mit Hollande und Merkel. Bei dieser Gelegenheit riefen Putin und Poroschenko zu einer Waffenruhe in der Ostukraine auf. Die bloße Tatsache des Treffens sorgte für den Eindruck einer gewissen Entspannung. Die Gefahr einer unaufhaltsamen Eskalation in der Ukraine erschien etwas geringer als in den Tagen davor, als aus dem Donbass Berichte über schwere Gefechte mit Hunderten von Toten gekommen waren.


  Am 7. Juni wurde Petro Poroschenko in der Rada in Kiew feierlich in sein Amt eingeführt. Unter den prominenten auswärtigen Gästen waren der amerikanische Vizepräsident Joe Biden, der deutsche Bundespräsident Joachim Gauck und EU-Ratspräsident Herman van Rompuy. Das größte Aufsehen erregte die Anwesenheit des russischen Botschafters Michail Surabow, der seit drei Monaten nicht mehr in der ukrainischen Hauptstadt gewesen war. Einen zentralen Platz in der teilweise auf russisch gehaltenen Rede des neuen Präsidenten nahm seine Ankündigung ein, er werde sich um einen raschen Beitritt seines Landes zur Europäischen Union bemühen. Poroschenko forderte erneut die sofortige Einstellung des bewaffneten Kampfes gegen die ukrainischen Truppen im Donbass und versprach den Separatisten, soweit sie nicht auf Menschen geschossen hatten und ihre Waffen niederlegten, eine Amnestie und die Schaffung eines Korridors, über den ihre russischen Helfer sich unbehelligt nach Rußland zurückziehen konnten. Er bekannte sich zur territorialen Integrität der Ukraine und zu einer Verhandlungslösung im Osten des Landes. Unter großem Beifall versicherte der Präsident, daß die Ukraine die russische Annexion der Krim niemals anerkennen werde, unterließ es aber, sich auf konkrete Schritte zu ihrer Rückgewinnung festzulegen.


  Das russische Echo war verhalten positiv. Rußlands Botschafter in Kiew nannte Poroschenko einen ernstzunehmenden Partner, mit dem man schon rasch in einen Dialog eintreten könne. Noch am gleichen Tag, dem 7. Juni, ließ Putin schärfere Kontrollen an den Grenzübergängen zur Ukraine ankündigen. Das klang wie ein Eingehen auf westliche und Kiewer Forderungen, der russische Präsident möge endlich die Unterstützung der prorussischen Separatisten durch Milizionäre und Material aus Rußland unterbinden.


  Ein gutes halbes Jahr nach Beginn des Konflikts um die Ukraine deutete kaum etwas darauf hin, daß Putin als Sieger aus der von ihm heraufbeschworenen internationalen Kraftprobe hervorgehen könnte. Er hatte die Krim mit Rußland wiedervereinigt, aber sein Verhältnis zum Westen nachhaltig beschädigt. Er hatte versucht, die Europäische Union wie auch das Atlantische Bündnis zu spalten, doch gelungen war ihm beides nicht. Er hatte die Annäherung an China vorangetrieben, mußte jedoch befürchten, daß Rußland in dieser bilateralen Beziehung der schwächere Partner bleiben würde. Er hatte sich durch seine Spielart einer «konservativen Revolution» Sympathien an den rechten Rändern der westlichen Demokratien und in autokratischen Regimen des Nahen Ostens und Afrikas erworben, aber für die Stellung Rußlands als Macht unter Mächten erwuchs daraus kein Vorteil.


  Die Eurasische Wirtschaftsunion mit Weißrußland und Kasachstan war inzwischen eine Realität, ohne die Ukraine blieb der Bund aber ein Torso. Daß Armenien seine Teilnahme an der Eurasischen Zoll- und Wirtschaftsunion in Aussicht stellte (und auf die Vertiefung seiner Beziehungen zur EU verzichtete), war für Moskau erfreulich, aber kein Ausgleich für die Verweigerung der Ukraine. Die Ostukraine war in blutigem Chaos versunken, aber selbst eine Angliederung des maroden Industriereviers hätte Rußland auf absehbare Zeit keinen Gewinn gebracht, sondern materielle Opfer abverlangt. Wirtschaftlich war Rußland in der Gefahr, in eine Rezession zu geraten und noch mehr Kapital in prosperierende Länder abwandern zu sehen – eine Entwicklung, die über kurz oder lang Putins Popularität, die nach der Krimaktion in schwindelnde Höhen gestiegen war, Abbruch tun mußte. Gründe, in der Angliederung der Krim einen Pyrrhussieg zu sehen und eine außenpolitische Kurskorrektur in die Wege zu leiten, gab es Anfang Juni 2014 also genug.


  Anlaß zur Selbstzufriedenheit hatte der Westen dennoch nicht. Die innere Gespaltenheit der Ukraine, Ausdruck eines nicht abgeschlossenen Nationsbildungsprozesses, war von Amerikanern und Westeuropäern lange Zeit nicht oder nur unzureichend in Rechnung gestellt worden. Das galt für die EU, die bei den Verhandlungen über ein Assoziierungsabkommen den Eindruck hatte aufkommen lassen, sie stelle Kiew vor die Alternative «West oder Ost», wie zeitweilig für die NATO. Präsident George W. Bush hatte aktiv auf den Beitritt der Ukraine (wie auch Georgiens) zum Atlantischen Bündnis hingearbeitet, damit aber den Widerspruch Deutschlands und Frankreichs hervorgerufen, die im Fall der beiden ehemaligen Sowjetrepubliken russischen Sicherheitsinteressen sehr viel mehr Beachtung schenkten als die USA. Unter Bushs Nachfolger war die Lage eine andere: Obama äußerte sich zu einer NATO-Mitgliedschaft der Ukraine so reserviert, daß es nach einem Nein klang.


  Grund zu selbstkritischen Betrachtungen hatte auch Kiew. Nichts hatte nach dem Machtwechsel von Februar 2014 die russische Propaganda gegen den angeblichen «faschistischen» Umsturz so sehr gefördert wie der (gescheiterte) Versuch der Rada, den amtlichen Gebrauch der russischen Sprache zu erschweren, und die taktisch motivierte Einbindung der rechtsradikalen Swoboda in die Übergangsregierung. Was Poroschenko in der Rede zu seiner Amtseinführung zur Dezentralisierung und zur kulturellen Vielfalt der Ukraine sagte, ließ auf eine andere Politik hoffen. Das Drängen des neuen Präsidenten auf einen baldigen EU-Beitritt seines Landes stieß jedoch bei einigen «alten» Mitgliedstaaten der Europäischen Union, vor allem Frankreich, auf kühle Ablehnung. Die Transformation, der sich die Ukraine unterziehen mußte, um auch nur in die Nähe des Kandidatenstatus zu gelangen, erforderte in der Tat gigantische Anstrengungen und folglich sehr viel mehr Zeit, als Poroschenko sich klar zu machen schien oder seinen Landsleuten vor Augen führen wollte.


  Rund drei Wochen nach der Präsidentenwahl in der Ukraine sah es nicht danach aus, daß sich der Konflikt im Osten des Landes rasch beilegen lassen würde. Von strikteren russischen Kontrollen an der Grenze zur Ukraine konnte keine Rede sein. Vielmehr gelangten in der ersten Junihälfte erstmals Panzer und Raketenwerfer, nebst anderem militärischen Material, ungehindert über die russische Grenze in die von Separatisten kontrollierten Teile des Donbass. Mitte Juni kam es erneut zu schweren Kämpfen, vor allem um Luhansk. Am 13. Juni eroberte die ukrainische Armee Mariupol zurück. Tags darauf schossen prorussische Milizionäre ein ukrainisches Militärflugzeug beim Anflug auf den Flughafen von Luhansk ab; alle Insassen, 40 Fallschirmjäger und 9 Besatzungsmitglieder, kamen dabei ums Leben. Die Regierung in Kiew und die USA protestierten scharf und sprachen von dem begründeten Verdacht, daß die bei dem Anschlag verwendeten Waffen aus Rußland stammten. In der ukrainischen Hauptstadt kam es zu Ausschreitungen aufgebrachter Demonstranten vor der russischen Botschaft: ein Vorgang, der heftige Proteste Moskaus auslöste.


  Seine Gaslieferungen an die Ukraine hätte Rußland am 16. Juni sicherlich auch ohne diesen Vorfall ausgesetzt. Die Russische Föderation verlangte die Aufstockung des mit Janukowitsch vereinbarten Preises von 268,5 Dollar pro 1000 Kubikmeter Erdgas auf 485 Dollar und eine Vorauszahlung: Forderungen, denen sich Kiew widersetzte und gegen die es bereits vor dem zuständigen Schiedsgericht in Stockholm eine Klage eingereicht hatte. In eine akute Versorgungskrise stürzte die Ukraine darüber nicht: Noch waren ihre Gasspeicher gut gefüllt.


  Am 20. Juni unterbreitete Präsident Poroschenko die Grundzüge seines mehrfach angekündigten Friedensplans. Die Kernpunkte waren eine Amnestie für Separatisten, die sich keiner schweren Verbrechen schuldig gemacht hatten, ein Fluchtkorridor für russische und ukrainische Söldner zum Verlassen der Krisenregion, die Dezentralisierung des Staatsaufbaus, verbunden mit mehr Selbständigkeit für die Regionen, die Anerkennung der russischen Sprache durch eine Änderung der Verfassung sowie eine Pufferzone von 10Kilometern entlang der russisch-ukrainischen Grenze. Gleichzeitig verkündete Poroschenko eine auf sieben Tage befristete Waffenruhe, die die Separatisten zur Niederlegung ihrer Waffen nutzen sollten. Diese lehnten die Vorschläge umgehend und pauschal ab.


  Kurz darauf spitzte sich die Lage erneut zu. Einen Tag, nachdem Präsident Poroschenko seinen Friedensplan und einen befristeten einseitigen Waffenstillstand in der Ostukraine verkündet hatte, ordnete Putin, angeblich zu Manöverzwecken, die volle Gefechtsbereitschaft für einen Teil der russischen Truppen in Mittelrußland zwischen Wolga und Ural und bis nach Westsibirien an. Zugleich verstärkte er wieder die Truppen an der Grenze zur Ukraine – und zwar mit der Begründung, diese Maßnahme diene der von ihm versprochenen besseren Sicherung der zwischenstaatlichen Grenze. Kurz zuvor hatte die Kiewer Regierung mitgeteilt, ihre Truppen kontrollierten inzwischen fast alle Übergänge an der Grenze zur Russischen Föderation. Die NATO reagierte auf die neuesten russischen Schritte mit der Aufforderung an Moskau, die Lage nicht weiter eskalieren zu lassen, sondern aktiv an der Stabilisierung und Befriedung der Ostukraine mitzuwirken. Aus den westlichen Hauptstädten kam abermals die Drohung mit verschärften Sanktionen, was möglicherweise dazu beitrug, daß Putin noch am 21. Juni erklärte, er unterstütze Poroschenkos Vorschlag einer Waffenruhe. Am 22. Juni bot Poroschenko erstmals Gespräche mit «gemäßigten Separatisten» an. Im Donbass konnte aber von einer Waffenruhe noch immer keine Rede sein: Die Separatisten ließen nicht davon ab, die ukrainischen Regierungstruppen anzugreifen. Die Flüchtlingsströme in östlicher und westlicher Richtung ebbten nicht ab.


  Im Westen verstärkte sich inzwischen der Eindruck, daß Putin zum Zauberlehrling zu werden drohe, der die Geister, die er gerufen hatte, nicht mehr loswerde. Die von Rußland tatkräftig unterstützten, von den russischen Staatsmedien gefeierten Separatisten schienen sich seiner Kontrolle zu entziehen; russische Nationalisten begannen dem Präsidenten vorzuhalten, daß er auf Grund westlicher Drohungen vor einer offenen Intervention in der Ostukraine zurückschrecke und damit die dortigen russischen Patrioten verrate. Eine andere westliche Lesart war, daß Putin nur in Worten versöhnlich sei, in seinen Taten aber weiterhin auf die Destabilisierung der Ukraine und die Konfrontation mit dem Westen setze.


  Am 23. Juni geschah etwas, womit kaum noch jemand gerechnet hatte: Nach intensiven Bemühungen von Vertretern der Kiewer Regierung, der OSZE und Rußlands, der sogenannten Kontaktgruppe, willigten die Separatisten in Donezk und Luhansk in eine Waffenruhe bis zum 29. Juni ein. Mitgewirkt hatte an der Vereinbarung auch ein persönlicher Vertrauter Putins, der ukrainische Oligarch Viktor Medwedtschuk, der unter Leonid Kutschma Chef der Kiewer Präsidialverwaltung gewesen war. Am 24. Juni kam ein weiteres Entspannungssignal aus Moskau: Putin ersuchte den Föderationsrat um die Aufhebung des Beschlusses, der dem Präsidenten die Vollmacht zu einem Einmarsch in die Ukraine erteilt hatte – eine Bitte, der das angesprochene Verfassungsorgan tags darauf nachkam. Am 24. Juni wurde aber auch deutlich, daß ein Teil der prorussischen Separatisten von Verhandlungen und Kompromissen nichts wissen wollte: Beim Abschuß eines ukrainischen Armeehubschraubers kamen 9 Menschen ums Leben. Am gleichen Tag wurde bei Slawjansk auf ukrainische Straßenposten geschossen, aber niemand verletzt.


  Einen Anlaß, die Drohung mit weiteren, schärferen Sanktionen zurückzunehmen, hatte der Westen bei diesem Stand der Dinge nicht. Während in Brüssel am 25. Juni die Außenminister der NATO über das weitere Vorgehen berieten, kam es zu einer telefonischen Viererkonferenz: Die Präsidenten Hollande, Putin und Poroschenko sowie Bundeskanzlerin Merkel verständigten sich darauf, daß eine erweiterte OSZE-Gruppe unter russischer Beteiligung im Interesse einer Stabilisierung der Lage mit Kontrollen an der Grenze zwischen Rußland und der Ukraine beauftragt werden sollte. Einig waren sich die Gesprächspartner auch in der Forderung an die Separatisten, die als Geiseln genommenen OSZE-Beobachter sofort freizulassen. Am 26. Juni fand in Donezk ein weiteres Gespräch der Kontaktgruppe statt, bei dem die Separatisten ihre Verhandlungsbereitschaft bekräftigten. In den folgenden beiden Tagen wurden vier der entführten OSZE-Beobachter freigelassen. Am 27. Juni, dem Tag, an dem die von Kiew einseitig verkündete Feuerpause auslaufen sollte, starben bei Verletzungen der Waffenruhe durch die Separatisten und durch ukrainische Armeeeinheiten mindestens vier ukrainische Soldaten.


  Während in der Ostukraine weiter geschossen wurde, unterzeichnete Präsident Poroschenko am 27. Juni auf einem EU-Gipfel in Brüssel auch den wirtschaftlichen Teil des Partnerschafts- und Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union und der Ukraine – ein Vorgang, auf den Moskau sogleich mit der Drohung antwortete, im Falle von Nachteilen für die russische Wirtschaft werde der Vertragsabschluß ernste Folgen für die Ukraine haben. Entsprechende Warnungen ergingen an Moldawien und Georgien, mit denen die EU am gleichen Tag Partnerschafts- und Assoziierungsabkommen abschloß. Poroschenkos Einschätzung der Brüsseler Zeremonie war eine diametral andere als die Putins: Er nannte die Unterzeichnung des Abkommens das wichtigste Ereignis für die Ukraine seit der Erklärung ihrer Unabhängigkeit im Jahr 1991.


  Noch von Brüssel aus stellte der ukrainische Präsident am Nachmittag des 27. Juni eine Verlängerung der Waffenruhe im Donbass um drei Tage in Aussicht. Zu den Bedingungen, die er an dieses Zugeständnis knüpfte, gehörte die umgehende Freilassung der noch festgehaltenen vier OSZE-Beobachter. Innenpolitisch war soviel Kompromißbereitschaft umstritten: Von Militärkreisen, darunter Freiwilligenverbänden, und nationalistischen Kräften wurde Poroschenko wegen seines Angebots an Moskau und die Separatisten scharf kritisiert. Ebenfalls am 27. Juni erklärten die Staats- und Regierungschefs der EU, sie würden im Augenblick noch auf weitere, schärfere Sanktionen verzichten, erwarteten aber, daß Rußland bis Montag, 30. Juni, einen konstruktiven Beitrag zur Waffenruhe und zu Verhandlungen über den Friedensplan Poroschenkos leiste. Das war nicht mehr und nicht weniger als ein Ultimatum – das erste in der Geschichte der EU.


  Am 28. Juni erlangte auch die zweite Gruppe von OSZE-Beobachtern, die Ende Mai von den Separatisten als Geiseln genommen worden waren, die Freiheit zurück. Trotz der Waffenruhe kam es auch an diesem Tag wieder zu mehreren Angriffen prorussischer Kräfte auf die ukrainische Armee. Am 29. Juni fand eine zweite, etwa zweistündige telefonische Viererkonferenz zwischen Merkel, Hollande, Putin und Poroschenko statt, nach der aus Berlin und Paris verlautete, Moskau und Kiew hätten sich aufeinanderzubewegt. Was Poroschenko betraf, bezog sich diese Bewertung auch auf dessen tags zuvor verkündete Absicht, durch eine Verfassungsänderung die Macht der Regionen zu stärken und der Ostukraine mehr Einfluß auf die Verteilung der Steuereinnahmen zu gewähren. Von der Russischen Föderation aber erwarteten Hollande, Merkel und die anderen Staats- und Regierungschefs der EU, daß sie konkrete Schritte in Richtung «substantieller» Verhandlungen über Poroschenkos Friedensplan unternahm und an der Räumung dreier von den Separatisten besetzter Grenzposten mitwirkte. Diese Fragen standen im Mittelpunkt des nächsten telefonischen Vierergesprächs, das am Nachmittag des 30. Juni stattfand.


  Doch die westlichen Hoffnungen wurden enttäuscht. Putin war nicht bereit, die wichtigste der ukrainischen Forderungen zu erfüllen und die Räumung der besetzten Grenzposten zu garantieren. Die Regierung in Kiew beschloß daraufhin am Abend des 30. Juni, die Waffenruhe nicht nochmals zu verlängern und den Kampf gegen die Separatisten wieder aufzunehmen. Am 1. Juli kündigte die EU neue Sanktionen gegen Rußland an. Beabsichtigt waren weitere Einreiseverbote und Kontensperrungen; am 11. Juli trat der entsprechende Beschluß in Kraft, der die Liste der betroffenen Personen um 11 erweiterte. Von harten, wirtschaftlichen Sanktionen nahm die Gemeinschaft jedoch abermals Abstand.


  Am 2. Juli trafen sich auf Einladung von Außenminister Steinmeier seine Kollegen aus Frankreich, Rußland und der Ukraine, Fabius, Lawrow und Klimkin, in Berlin. Das Ergebnis der Besprechung war eine Vereinbarung, die gegenüber dem Stand vom 30. Juni einen gewissen Fortschritt bedeutete. Rußland erklärte sich damit einverstanden, daß die Ukraine die Kontrolle über alle Grenzübergänge zur Russischen Föderation, auch die von den Separatisten besetzten, übernehmen sollte. Beobachter der OSZE sollten an der Grenzüberwachung mitwirken. Mit am wichtigsten war der Beschluß, daß die Kontaktgruppe aus Vertretern der OSZE, Rußlands und der Ukraine innerhalb der nächsten drei Tage die Grundlagen einer belastbaren Waffenruhe erarbeiten sollte.


  Am 5. Juli meldete die ukrainische Armee die praktisch kampflose Rückeroberung von Slawjansk und den Rückzug der Separatisten aus ihrer bisherigen Hochburg. Gleichzeitig schlug Kiew die Wiederaufnahme der Verhandlungen über eine Waffenruhe vor, doch von russischer Seite kam keine Antwort. Am 6. Juli räumten die bewaffneten prorussischen oder russischen Kräfte auch Kramatorsk und zogen sich nach Donezk zurück. In den Tagen darauf mehrten sich Berichte über verstärkte russische Waffenlieferungen an die Separatisten und die von Moskau geduldete Anwerbung russischer Freiwilliger durch die ostukrainischen «Volksrepubliken» in Rußland. Die USA und die EU antworteten am 16. Juli mit neuen Sanktionen, wobei beide erstmals auch russische Unternehmen ins Visier nahmen, denen vorgeworfen wurde, sie beteiligten sich aktiv an der Destabilisierung der Ukraine. Die EU blockierte zudem Kredite für Projekte in Rußland.


  Eine neue Qualität erreichte der Ukrainekonflikt am 17. Juli mit dem Abschuß einer malaysischen Passagiermaschine, Flug MH 17, die sich auf dem Weg von Amsterdam nach Kuala Lumpur befand, im ukrainisch-russischen Grenzgebiet östlich von Donezk. Alle 298 Menschen, die sich an Bord des Flugzeugs befanden, kamen dabei ums Leben. Viele Indizien sprachen dafür, daß die Urheber prorussische Separatisten waren, die die Maschine für ein ukrainisches Militärflugzeug gehalten hatten. Offenbar bedienten sie sich bei ihrem Angriff einer Boden-Luft-Rakete russischer Herkunft. Daß die prorussischen Kräfte internationale Ermittlungen am Absturzort anfänglich behinderten, trug zur Erhöhung der Spannungen bei. Ein erster Untersuchungsbericht der niederländischen Luftsicherheitsbehörde kam am 9. September zu dem Ergebnis, daß die Maschine von einer Vielzahl von «Objekten» getroffen worden war, was den Abschuß durch eine Boden-Luft-Rakete noch wahrscheinlicher machte. Die Schuldfrage ließen die Autoren zwar vorerst offen. Doch deutete nach wie vor alles auf eine Urheberschaft der Separatisten hin. Zu diesem Ergebnis kam im Oktober auch der deutsche Bundesnachrichtendienst.


  In den Juli fielen auch Berichte von Human Rights Watch, einer führenden NGO, und der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen, in denen den prorussischen Separatisten systematische Verstöße gegen die Menschenrechte wie Entführungen, Folterungen und Exekutionen vorgehalten wurden. Gleichzeitig wurden Vorwürfe wegen Kriegsverbrechen auch gegenüber dem ukrainischen Militär erhoben. Ende Juli verschärften die EU und die USA erneut ihre Sanktionen gegenüber Rußland, wozu auch erstmals das Verbot des Exports von Rüstungsgütern und Maßnahmen gegen gewisse Unternehmensgruppen, darunter Sperren des Zugangs zu westlichen Finanzmärkten, gehörten.


  Währenddessen wuchs die Gefahr direkter militärischer Zusammenstöße zwischen Rußland und der Ukraine. Die Kiewer Einheiten rückten immer näher an Donezk heran. Östlich der Grenze zur Ukraine zog Moskau erneut Truppen, westlichen Beobachtern zufolge ungefähr 21.000 kampfbereite Soldaten, zusammen. Die polnische Regierung sprach daraufhin am 6. August von der Möglichkeit eines kurz bevorstehenden russischen Einmarsches in die Ukraine, und auch die NATO äußerte sich besorgt. Putin zeigte sich unbeeindruckt. Am gleichen Tag verkündete er die russische Antwort auf die neuesten westlichen Sanktionen. Obenan stand ein Importverbot für Agrarprodukte aus der EU, den USA, Kanada, Australien und Norwegen: eine Maßnahme, die sich angesichts der bisherigen russischen Abhängigkeit von westlichen Lebensmitteleinfuhren allerdings rasch als zweischneidig erweisen konnte.


  Während die Kämpfe in der Ostukraine immer erbitterter ausgetragen wurden, begann Mitte August ein Tauziehen um humanitäre Hilfe aus Rußland für die Bevölkerung von Luhansk. Der grundsätzlichen Einigung zwischen Moskau und Kiew folgte ein zäher Streit um die Kontrolle eines Konvois von etwa 280 russischen Lastkraftwagen, von dem die ukrainische Seite argwöhnte, daß zu seiner Ladung auch Munition und Waffen für die Separatisten gehörten. Eine neuerliche Zusammenkunft der Außenminister von Deutschland, Frankreich, Rußland und der Ukraine in Berlin am 17. August verlief ohne greifbare Ergebnisse.


  Wenig später wurde aber bekannt, daß sich die Präsidenten Putin und Poroschenko am 26. August anläßlich einer Konferenz der Staatschefs der Eurasischen Zollunion mit Vertretern der EU-Kommission in Minsk treffen wollten: eine Nachricht, die im Westen mit vorsichtigem Optimismus aufgenommen wurde. Als Zeichen dafür, daß Moskau dabei war, sein Engagement im Osten der Ukraine zu überdenken, ließen sich bei wohlwollender Betrachtung auch zwei andere Meldungen deuten: Mitte August legten kurz hintereinander zwei prominente Bürger der Russischen Föderation, der «Ministerpräsident» der «Volksrepublik Donezk», Alexander Borodaj, und der «Verteidigungsminister» und «Oberkommandierende» der dortigen Milizen, Igor Strelkow, ihre Ämter nieder. Zu ihren Nachfolgern wurden einheimische Separatisten ernannt, als «Ministerpräsident» der «Volksrepublik Donezk» der Ostukrainer Alexander Sachartschenko. Eine andere Aktion Moskaus wirkte hingegen provokativ: Ohne die vereinbarte Kontrolle durch ukrainische Beamte abzuwarten, überquerte der russische Hilfskonvoi für Luhansk die Grenze zum Nachbarland. Kiew sprach von einem völkerrechtswidrigen Akt, ja von einer Invasion, unterließ aber jeden Versuch, die Lastkraftwagen aufzuhalten.


  Im Vorfeld der Zusammenkunft von Putin und Poroschenko unternahm die deutsche Bundeskanzlerin zwei Reisen, die sie für Signale an Moskau nutzte. In Riga bekannte sie sich am 18. August zur Beistandspflicht der NATO gegenüber bedrohten Mitgliedstaaten. In Kiew versprach sie am 23. August, dem 50. Jahrestag der Unterzeichnung des Hitler-Stalin-Pakts, der Ukraine großzügige humanitäre und wirtschaftliche Hilfe, darunter 25Millionen Euro für den Bau von Flüchtlingsunterkünften und eine Kreditbürgschaft in Höhe von 500Millionen Euro für die Energie- und Wasserversorgung von Kiew. Zwei Tage später löste Merkels Gastgeber, Präsident Poroschenko, das ukrainische Parlament auf und setzte Neuwahlen auf den 26. Oktober 2014 fest. Bei ihrem Treffen in Minsk beteuerten Poroschenko und Putin ihre friedlichen Absichten und ihre Dialogbereitschaft. Im Prinzip stimmte der russische Präsident sogar dem Friedensplan seines ukrainischen Gesprächspartners zu.


  Kurz darauf erwiesen sich die Versicherungen Putins als Makulatur. Aus dem Donbass kamen am 27. und 28. August vermehrt Nachrichten über das Eindringen russischer Truppen in die Ostukraine. Der Separatistenführer Sachartschenko sprach von 3000 bis 4000 russischen Soldaten, die sich während ihres Urlaubs freiwillig an der Verteidigung der «Volksrepublik Donezk» beteiligten. Die NATO bezifferte die Zahl der auf ukrainischem Territorium eingesetzten russischen Truppen auf über 1000 Mann und veröffentlichte Luftaufnahmen, die die russische Militärpräsenz belegen sollten. Poroschenko sprach am 28. August von einer russischen Invasion. Die Staats- und Regierungschefs der EU beauftragten daraufhin auf ihrem Brüsseler Sondergipfel am 30./31. August die Europäische Kommission mit der Ausarbeitung neuer, schärferer Sanktionen gegen Rußland.


  Besonders bedrohlich erschien aus Kiewer Sicht das Vordringen separatistischer und russischer Streitkräfte an der Küste des Asowschen Meeres. Am 27. August nahmen sie die kleine Stadt Nowoasowsk ein und bewegten sich anschließend auf die strategisch wichtige Hafenstadt Mariupol zu. Für das ukrainische Militär war das nichts anderes als die Eröffnung einer «zweiten Front». Daß Putin im Hinblick auf die Südostukraine immer wieder, besonders demonstrativ in einer Botschaft an die prorussischen Separatisten vom 29. August, von «Neurußland» (Noworossija) sprach und damit einen Begriff aus der Zeit der Zarin Katharina der Großen benutzte, nährte in Kiew den seit langem gehegten Verdacht, daß das strategische Ziel des russischen Präsidenten die Schaffung einer Landbrücke zur Krim, ja bis nach Transnistrien, und damit die Spaltung der Ukraine war. Den Westen alarmierte vor allem, daß der russische Präsident sich in seiner Rede vom 31. August ausdrücklich für eine «eigene Staatlichkeit» der Südostukraine ausgesprochen hatte.


  Das Dementi eines Kremlsprechers vom 1. September, es gehe dem Präsidenten der Russischen Föderation nicht darum, aus «Neurußland» einen unabhängigen Staat zu machen, sondern nur um einen autonomen Status für das betreffende Gebiet, fand im Westen keinen Glauben – auch nicht, als Vertreter der prorussischen Separatisten bei einem Treffen der «Kontaktgruppe» in Minsk sich diese Position am gleichen Tag zu eigen machten. Nicht dementiert wurde in Moskau eine Äußerung Putins, über die am 1. September die italienische Tageszeitung «La Repubblica» berichtete. In einem Telefongespräch mit dem Präsidenten der Europäischen Kommission, José Manuel Barroso, hatte der Kremlchef demnach gesagt, wenn er wollte, könnte er innerhalb von zwei Wochen Kiew einnehmen. Es hieß lediglich, die Bemerkung sei aus dem Zusammenhang gerissen.


  Der 1. September 2014 war der Tag, an dem sich die Entfesselung des Zweiten Weltkriegs durch das nationalsozialistische Deutschland zum 75. Mal jährte. Aus diesem Anlaß fand dort, wo der Krieg 1939 begonnen hatte, auf der Westerplatte bei Danzig, eine Gedenkfeier statt, auf der der polnische Präsident Bronisław Komorowski und der deutsche Bundespräsident Joachim Gauck sprachen. Beide verzichteten in ihren Reden nicht auf aktuelle Bezüge und prangerten den Bruch aller Festlegungen auf eine friedliche Beilegung von Konflikten durch Rußland an; Gauck sprach von einer de-facto-Aufkündigung der NATO-Rußland-Grundakte von 1997 durch Rußland. Führende polnische Intellektuelle, unter ihnen der einstige Widerstandskämpfer, Auschwitz-Häftling und spätere Außenminister Władysław Bartoszewski und der Filmregisseur Andrzej Waida, warnten in einem in Danzig veröffentlichten Aufruf zum Jahrestag des deutschen Überfalls auf Polen den Westen, vor allem Frankreich und Deutschland, vor einer «Appeasement»-Politik gegenüber Putin. Am gleichen Tag kündigte der Generalsekretär der NATO, der frühere dänische Ministerpräsident Anders Fogh Rasmussen, an, das Atlantische Bündnis werde seine bereits bestehende Schnelle Eingreiftruppe mit einer «Speerspitze» zum Schutz der ostmittel- und südosteuropäischen Mitgliedstaaten ausstatten. Aus Kiew verlautete, die Ukraine erwäge, sich um eine Mitgliedschaft in der westlichen Militärallianz zu bewerben.


  Ebenfalls am 1. September nahmen russische und prorussische Kräfte den strategisch wichtigen Flughafen von Luhansk ein. Die kaum noch verdeckte russische Intervention, ausgelöst durch die drohende Niederlage der prorussischen Kräfte im Kampf mit der ukrainischen Armee, begann sich auszuzahlen: Die Separatisten gewannen wieder die Oberhand, die ukrainischen Streitkräfte wichen zurück. Tags darauf kommentierte die designierte Außenbeauftragte der EU, die italienische Außenministerin Federica Mogherini, vor dem Europäischen Parlament, die neueste Entwicklung im Konflikt in der Ukraine mit der Bemerkung, eine «strategische Partnerschaft» mit Rußland gebe es nicht mehr, und das sei vor allem Moskaus Werk. Die Antwort des russischen Außenministers Lawrow auf die Bekundungen westlicher Entschlossenheit und die Annäherung Kiews an die NATO kam prompt: Rußland sehe sich bedroht und werde seine militärischen Anstrengungen erhöhen.


  Am Vormittag des 3. September überschlugen sich die Meldungen: Der ukrainische Präsident Poroschenko ließ mitteilen, daß er und Putin sich in einem Telefongespräch auf eine dauerhafte Waffenruhe im Donbass geeinigt hätten; aus der Umgebung Putins hieß es dagegen, es gebe eine Annäherung der Standpunkte, aber Rußland sei keine Konfliktpartei und deshalb nicht befugt, für die rußlandfreundlichen Kräfte der Ostukraine zu sprechen. Daraufhin korrigierte die Kiewer Präsidialkanzlei die ursprüngliche Mitteilung: Man habe sich auf ein Verfahren zur Erreichung einer Waffenruhe verständigt. Um dieselbe Zeit versicherte Präsident Obama, der sich anläßlich des bevorstehenden NATO-Gipfels in Wales nach Europa begeben hatte, bei einem Besuch in Estland die baltischen Republiken der unerschütterlichen Solidarität der Vereinigten Staaten.


  Am Nachmittag des 3. September meldete sich Putin aus der mongolischen Hauptstadt Ulan Bator mit einem Friedensplan für die Ukraine zu Wort. Die wichtigsten der sieben Punkte betrafen die Einrichtung einer Sicherheitszone, eine internationale Kontrolle der Einhaltung der Waffenruhe sowie die Schaffung von «humanitären Korridoren». Manches deutete nach Meinung westlicher Beobachter auf ein taktisches Manöver hin: Dem russischen Präsidenten könnte es vor allem darum gehen, Einfluß auf den NATO-Gipfel zu nehmen und die EU von schärferen Sanktionen abzuhalten. In Kiew fielen die Reaktionen konträr aus: Präsident Poroschenko äußerte sich grundsätzlich zustimmend, Ministerpräsident Jazenjuk sprach von einem Täuschungsversuch und nannte Rußland einen terroristischen Staat; seine Regierung wies Putins Plan zurück.


  Der NATO-Gipfel, der am 4. September im walisischen Newport begann, wurde in den westlichen Medien schon im Vorfeld als der wichtigste seit Jahren, wenn nicht seit dem Mauerfall bezeichnet. Am ersten Tag nahm auch Poroschenko als Gast daran teil. Er kündigte für den folgenden Tag die Aufnahme von Verhandlungen mit den Separatisten im Rahmen der Kontaktgruppe in Minsk an; eine entsprechende Mitteilung kam aus den Volksrepubliken Donezk und Luhansk. Am 5. September um 12 Uhr sollte in der Ukraine eine Feuerpause in Kraft treten. Bei den Verhandlungen in Minsk wurde tags darauf eine Übereinkunft erreicht: Am 5. September, 18 Uhr Ortszeit, sollte ein Waffenstillstand in Kraft treten; über seine Einhaltung hatte die OSZE zu wachen. Der Waffenruhe sollten ein Gefangenenaustausch und der Abzug schwerer Waffen folgen.


  Auf dem NATO-Gipfel in Newport hatten sich die Teilnehmer mittlerweile zu einer Antwort durchgerungen, die alle Mitgliedstaaten mittragen konnten. Als Zeichen der Solidarität mit den ostmittel- und südosteuropäischen Bündnismitgliedern sollte die angekündigte, etwa 4000 Mann starke, innerhalb von zwei bis fünf Tagen einsatzfähige «Speerspitze» der Schnellen Eingreiftruppe gebildet und durch ein in Stettin stationiertes Oberkommando ergänzt werden. Statt der besonders von den baltischen Staaten und Polen geforderten permanenten Stationierung von Kampftruppen verständigte sich die Allianz vor allem aufgrund deutschen Drängens auf eine rotierende, aber auf Dauer angelegte Anwesenheit integrierter Truppenverbände. Das NATO-Rußland-Abkommen von 1997 wurde nicht, wie von einigen der ostmitteleuropäischen Staaten gefordert, aufgekündigt, der in ihm enthaltene Spielraum für eine Verstärkung der westlichen Militärpräsenz aber voll ausgeschöpft. An alle Mitglieder erging erneut die Aufforderung, mindestens 2Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die Verteidigung auszugeben. Diese Marke sollte innerhalb von zehn Jahren erreicht werden. Mit der Ukraine wurde eine verstärkte militärische Zusammenarbeit vereinbart – einschließlich eines ohnehin geplanten gemeinsamen Manövers im Herbst 2014.


  Die Mitgliedstaaten der EU, vertreten durch ihre Botschafter bei der Gemeinschaft, waren sich in der Zwischenzeit über neue Sanktionen gegen Rußland einig geworden. Sie betrafen vor allem den Finanz-, Energie- und Rüstungssektor. Betroffen war neben anderen auch eine «Tochter» des Staatskonzerns Gazprom. Dazu kamen weitere Einreiseverbote und Kontensperrungen. Frankreich setzte vorläufig eine Vereinbarung aus, nach der es Rußland zwei für Landungsunternehmen geeignete Hubschrauberträgerschiffe vom Typ «Mistral» zu liefern hatte. Am 12. September wurden die Sanktionen in Kraft gesetzt, verbunden mit der Ankündigung, daß sie bei russischem Wohlverhalten jederzeit wieder aufgehoben werden könnten. Gewissermaßen als Ausgleich sollte, aus Rücksicht auf Rußland, das Assoziierungsabkommen mit der Ukraine nicht, wie zunächst geplant, am 1. November 2014, sondern erst Ende 2015 oder Anfang 2016 in Kraft treten. Dahinter verbarg sich die Absicht, das Abkommen durch «Anhänge» den Interessen Rußlands anzupassen: eine einschneidende Selbstkorrektur der EU, ja ein Eingeständnis von Versäumnissen bei den früheren Verhandlungen mit Kiew.


  Die Waffenruhe in der Ostukraine, die am 5. September um 12 Uhr in Kraft getreten war, erwies sich als brüchig, wurde zunächst aber im großen und ganzen eingehalten. Im Westen rätselte man weiter, ob Putin «nur» ein wie immer getarntes russisches Protektorat im Donbass errichten, eine Landbrücke zur Krim oder gar bis nach Transnistrien schlagen oder das ganze als «Novorossija» bezeichnete Gebiet unter seine Kontrolle bringen wollte. Soweit es ihm um die politische Spaltung und Destabilisierung der Ukraine ging, war er diesem Ziel inzwischen ein gutes Stück näher gekommen. Er hatte politische Differenzen zwischen Präsident Poroschenko und der Regierung Jazenjuk sichtbar gemacht und jenen radikal nationalistischen Kräften Auftrieb gegeben, die mit ihren Freiwilligenverbänden einen großen Teil der Kämpfer im Donbass und bei Mariupol stellten.


  Eines der extremsten Freikorps war das Bataillon «Ajdar», dem Amnesty International Anfang September schwere Verbrechen wie Entführung, Mißhandlung, Erpressung, ja womöglich Hinrichtungen vorhielt. Umfragen zufolge hatte eine der rechten Formationen, die Radikale Partei um Oleh Ljaschko, gute Chancen, bei den Parlamentswahlen im Oktober zur zweitstärksten Partei hinter der Partei Poroschenkos und Klitschkos aufzusteigen. Rußland zog zwar bis Mitte September einen Teil seiner Truppen und Panzer aus der Ostukraine ab. Doch hielten sich nach den Erkenntnissen der NATO am 11. September noch immer über 1000 russische Soldaten völkerrechtswidrig in der Ukraine auf. Es konnte keinen Zweifel daran geben, daß sich die politischen und militärischen Gewichte seit Mitte August zugunsten Rußlands verschoben hatten.


  Am 16. September 2014 verabschiedeten das Europäische Parlament in Straßburg und die Werchowna Rada in Kiew zeitgleich das Assoziierungsabkommen zwischen der EU und der Ukraine. Der wirtschaftliche Teil sollte freilich erst Anfang 2016 in Kraft treten, die Zwischenzeit für Verhandlungen über die russischen Einwände genutzt werden. Am selben Tag beschloß das ukrainische Parlament in geheimer Sitzung zur Empörung der Nationalisten Gesetze, die weitreichende Autonomierechte für den Donbass zum Inhalt hatten.


  Einige Tage später kamen aus Kiew, Minsk und Moskau widersprüchliche Nachrichten. Rußland entsandte weitere Truppen, angeblich rund 4000 Mann, auf die Krim. Aus dem Raum Donezk, vor allem der Gegend um den Flughafen, wurden immer wieder heftige Explosionen, Raketeneinschläge und Artilleriebeschuß gemeldet, wobei die Urheberschaft meist unklar blieb. Am 20. September verlautete, daß die ukrainische Regierung und die Separatisten sich bei den vom ehemaligen Präsidenten Leonid Kutschma geleiteten Verhandlungen in der weißrussischen Hauptstadt auf eine erweiterte Waffenruhe verständigt hatten. Ausländische Kämpfer und schwere Waffen sollten abgezogen, ein weiteres Vorrücken der jeweiligen Truppen verhindert und eine zehn Kilometer breite Pufferzone errichtet werden. Der Status des Donbass blieb offen. Ebenfalls am 20. September passierte ein weiterer, nunmehr dritter, russischer Hilfskonvoi die Grenze zur Ukraine.


  Manches sprach dafür, daß Kiew oder zumindest Präsident Poroschenko sich damit abgefunden hatte, daß der Donbass auf absehbare Zeit der Hoheitsgewalt der ukrainischen Regierung entzogen bleiben würde. Die Ankündigung derselben Regierung, binnen weniger Monate solle die Grenze zwischen der Ukraine und Rußland durch einen elektrischen Zaun und andere Sicherungsmaßnahmen undurchdringlich gemacht werden, wirkte vor diesem Hintergrund als reine Wahlpropaganda. Die ukrainischen Streitkräfte hatten, wie Poroschenko am 22. September offiziell mitteilte, während der Kämpfe im Osten der Ukraine bis Ende August 65Prozent ihres militärischen Materials verloren. Die Vereinbarungen vom 20. September waren, so gesehen, das Eingeständnis einer Niederlage. Angesichts der tatsächlichen Kräfteverhältnisse gab es zu diesem Schritt aber keine verantwortbare Alternative.


  Hoffnungen, Putin werde anläßlich des ASEM-Gipfels von 51 Staats- und Regierungschefs aus Asien und Europa in Mailand am 16. und 17. Oktober 2014 dem Westen in Sachen Ukraine entgegenkommen, um eine Lockerung der Wirtschaftssanktionen zu erreichen, erfüllten sich nicht. Der Waffenstillstand in der Ostukraine blieb brüchig. Von einer konsequenten Umsetzung der Minsker Vereinbarungen konnte keine Rede sein. Der von Moskau angekündigte Abzug der Manövertruppen aus dem Gebiet nahe der ukrainischen Grenze kam nur sehr schleppend in Gang. Immerhin zeichnete sich eine Verständigung zwischen Kiew und Moskau im Hinblick auf die russischen Gaslieferungen im Winter 2014/15 ab. Am 31. Oktober kam nach zähen Verhandlungen ein vom Energiekommissar der Europäischen Union, Günther Oettinger, vermittelter Kompromiß zustande. Kiew verpflichtete sich, seine Altschulden gegenüber Rußland in Höhe von 3,1Milliarden Dollar in zwei Raten bis Ende 2014 zu begleichen, und akzeptierte für die Zukunft das Prinzip Gaslieferungen gegen Vorkasse. Um die Ukraine in die Lage zu versetzen, bis zum Auslaufen der Vereinbarung Ende März 2015 den von Moskau verlangten Weltmarktpreis von 385 Euro pro 1000 Kubikmeter Erdgas zu bezahlen, gewährte die EU Kiew einen Zuschuß von 760Millionen Dollar aus dem laufenden Hilfsprogramm für die Ukraine.


  Am 26. Oktober 2014 fanden die ukrainischen Parlamentswahlen statt, an denen die Wahlberechtigten auf der Krim und in den von den Separatisten kontrollierten Gebieten des Donbass nicht teilnehmen konnten. Eindeutige Sieger waren die prowestlichen Kräfte. Der Block Petro Poroschenko, zu dem auch die Partei Vitali Klitschkos gehörte, kam aber entgegen den Prognosen, die ihn bei 30Prozent gesehen hatten, auf lediglich 21,8Prozent. Damit lag er knapp hinter der neugegründeten Volksfront um den Ministerpräsidenten Arsenij Jazenjuk, die 22,1Prozent erreichte. Da unter den direkt gewählten Abgeordneten, auf die die Hälfte der Mandate entfiel, die Kandidaten von Poroschenkos Block besser abschnitten als die der Volksfront, wurde die Partei des Präsidenten dennoch zur stärksten Fraktion. An der Bildung einer Koalitionsregierung aus den beiden größten Parteien gab es nicht den geringsten Zweifel.


  Drittstärkste Partei wurde überraschend die neugegründete Bürgerrechtspartei Samopomich (Selbsthilfe) um den Lemberger Bürgermeister Andrij Sadowij, die knapp 11Prozent verbuchte. Es folgte mit 9,4Prozent der Oppositionelle Block, der Nachfolger der Partei der Regionen des früheren Präsidenten Janukowitsch. Die rechtspopulistische Radikale Partei um Oleh Ljaschko erhielt mit 7,4Prozent sehr viel weniger Stimmen als vorhergesagt. Julija Timoschenkos Vaterlandspartei erreichte mit 5,7Prozent ein für sie geradezu niederschmetterndes Resultat. Die rechtsextremen Parteien Swoboda (4,7Prozent) und Rechter Sektor (1,8Prozent) blieben unter der Hürde von 5Prozent, gewannen aber einige Direktmandate, darunter eines im ostukrainischen Dnjepropetrowsk, das Dimitrij Jarosch, der Gründer des Rechten Sektors, erobern konnte. Die Kommunisten (3,9Prozent) gelangten nicht mehr in die Werchowna Rada. Der Oppositionelle Block hatte im Osten der Ukraine seine stärksten Bastionen. Zusammengenommen waren aber auch hier die prowestlichen Parteien die Wahlsieger. Die Krise des Jahres 2014 hatte das Zusammengehörigkeitsgefühl der Ukrainer gestärkt: ein für Putin ebenso unerwartetes wie enttäuschendes Ergebnis.


  Die starke Position des alten und neuen Ministerpräsidenten Jazenjuk ließ erwarten, daß Kiew sich Moskau gegenüber künftig eher weniger konziliant verhalten würde, als Poroschenko das bisher getan hatte. Offen blieb, wie das Wahlergebnis ausgefallen wäre, hätten auch die Bewohner der Krim und der Separatistengebiete um Donezk und Luhansk mit abstimmen können. In den von prorussischen Kräften kontrollierten Gebieten hatten die Machthaber Wahlen für den 2. November angekündigt. Sie sollten nach eigenem «Recht» und nicht, wie am 5. September in Minsk vereinbart, auf Grund der ukrainischen Gesetze Anfang Dezember stattfinden. Eine Beilegung des Konflikts um den Donbass war unter solchen Bedingungen auf absehbare Zeit nicht zu erwarten.


  Die Wahlen vom 26. Oktober wurden im Westen allgemein als Ausdruck der politischen Reife des ukrainischen Volkes und als gute Voraussetzung einer demokratischen Entwicklung gewertet. Zu den Verlierern der Wahl gehörte nach überwiegender Einschätzung Wladimir Putin. Das Ergebnis strafte die russische Propaganda gegen die Kiewer «Faschisten» Lügen. Durchgesetzt hatten sich die Kräfte, die sich zu einer Demokratie nach westlichen Vorstellungen bekannten und die Korruption zu bekämpfen versprachen: ein Resultat, das auf eine gewisse innenpolitische Stabilisierung hindeutete und auch von der demokratischen Opposition in Rußland als Ermutigung ihrer eigenen Bestrebungen empfunden werden konnte. Wie immer der Kreml den Wahlausgang interpretieren mochte, öffentlich äußerte sich der russische Außenminister Lawrow positiv: Moskau respektiere das Ergebnis und werde mit der ukrainischen Führung konstruktiv zusammenarbeiten.


  Die irregulären Wahlen in den Separatistenhochburgen, den «Volksrepubliken» Donezk und Luhansk, am 2. November erbrachten, wie erwartet, überwältigende Mehrheiten für die örtlichen Machthaber Alexander Sachartschenko in Donezk, der 76Prozent, und Igor Plotnizki in Luhansk, der 64Prozent erhielt – Ergebnisse, die in Rußland sogleich «respektiert», in den westlichen Hauptstädten und in Kiew hingegen als Farce und als illegitim bewertet wurden.


  Elf Tage später, am 15. November, ordnete Poroschenko den Abzug der staatlichen Einrichtungen aus dem von Separatisten kontrollierten Gebiet und die Einstellung von Transferleistungen dorthin an: eine Antwort auf die vermehrten Militärtransporte über die russisch-ukrainische Grenze hinweg und zugleich ein Eingeständnis, daß Kiew über Teile des Donbass keinerlei Kontrolle mehr ausübte. Am gleichen Tag mußte Wladimir Putin auf dem G20-Gipfel im australischen Brisbane erleben, wie sehr er sich durch sein offensives Vorgehen in der Ukraine weltpolitisch isoliert hatte. Über ein dreieinhalbstündiges Gespräch, das er dort mit der deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel führte und an dem zeitweilig auch der neue Präsident der EU-Kommission, Jean-Claude Juncker, teilnahm, verlautete zunächst nur, daß es keine greifbaren Ergebnisse gezeitigt habe. Kurz darauf klärte Merkel in einer Rede in Sydney, Putin habe internationales Recht mit Füßen getreten, betrachte im Sinne des alten Denkens die Ukraine als russische Interessensphäre und stelle damit die gesamte europäische Friedensordnung in Frage. In der anschließenden Diskussion sprach die Berliner Regierungschefin von der Gefahr eines Flächenbrandes, der auch Länder wie Georgien, Moldawien und Serbien erfassen könne.


  Am 21. November 2014, dem ersten Jahrestag des Beginns der Majdan-Demonstrationen, konnte Ministerpräsident Jazenjuk in Kiew eine Regierungskoalition, bestehend aus seiner eigenen Partei, den Parteien Poroschenkos und Timoschenkos, der Reformpartei Samopomich und der rechtspopulistischen Radikalen Partei, bilden. Zusammen verfügten diese Parteien über eine verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit. Das war mehr, als die Koalition brauchte, um ein Gesetz von 2010 zu ändern, das die Ukraine auf Blockfreiheit festlegte. Über die Frage, ob die Ukraine Mitglied der NATO werden sollte, wollte Poroschenko seine Mitbürger Ende des Jahrzehnts in einem Referendum abstimmen lassen – eine Ankündigung, mit der er im Westen kaum auf Zustimmung hoffen durfte und die in Moskau nur als Provokation verstanden werden konnte.


  Die internationale Krise um die Ukraine hatte zur schärfsten Ost-West-Konfrontation seit dem Ende des Kalten Krieges geführt: In dieser Einschätzung waren sich im Herbst 2014 alle Seiten einig. Zu einer wechselseitigen atomaren Vernichtungsdrohung wie auf dem Höhepunkt der kubanischen Raketenkrise vom Herbst 1962 war es darüber nicht gekommen. Sie war auch nicht zu erwarten, solange beide Seiten die Demarkationslinie respektierten, die an der Ostgrenze des Atlantischen Bündnisses verlief. Aber Rußland hatte aufgehört, ein kalkulierbarer «strategischer Partner» zu sein: Darin lag die Erkenntnis, die Putins aggressives Vorgehen gegenüber der Ukraine dem Westen gebracht hatte.


  Für die Zukunft kam es für die USA, die NATO und die EU darauf an, Moskau mit einer abgewogenen Mischung aus Konflikt- und Kooperationsbereitschaft zu begegnen. Wie diese Kombination konkret aussehen sollte, darüber mußten sich Staaten verständigen, zwischen denen es in vielen Bereichen schwerwiegende Meinungsverschiedenheiten gab. In der Ukrainekrise hatten sie sich immer wieder auf eine gemeinsame Linie geeinigt. Das war ein Sachverhalt, mit dem Putin wohl nicht gerechnet hatte, als er im November 2013 auf die Karte der Konfrontation setzte.


  Im Herbst 2014 waren sich westliche Beobachter weiterhin unsicher, ob Putin sich einstweilen mit dem «Sonderstatus» von Donezk und Luhansk zufriedengeben würde oder weiterhin am Ziel einer Landbrücke zur Krim festhielt. In jedem Fall ließ sich die Kontrolle über Donezk und Luhansk ausbauen. Der russische Präsident besaß damit ein Faustpfand, das es ihm erlaubte, Druck auf Kiew auszuüben und die Ukraine zu destabilisieren. Näherte sich Kiew fortschreitend der EU oder gar der NATO an, konnte Putin die Lage im Osten des Landes nach Belieben eskalieren lassen, und seit Anfang November 2014 mehrten sich die Anzeichen, daß er genau dies zu tun entschlossen war: Die OSZE registrierte auffällige Truppenbewegungen über die russisch-ukrainische Grenze hinweg; bei Donezk, Luhansk und Mariupol wurde wieder heftig gekämpft; die Waffenruhe stand inzwischen nur noch auf dem Papier: Die Vereinten Nationen bezifferten am 20. November die Zahl der Personen, die seit dem 5. September auf beiden Seiten infolge von Kampfhandlungen ums Leben gekommen waren, mit 957.


  Der Donbass war für die Ukraine zu einem Gebiet geworden, das der Hoheitsgewalt der legitimen Zentralregierung entzogen war und de facto von Moskau regiert wurde. Ein Jahr nach dem Beginn der Ukrainekrise deutete nichts auf eine Entspannung zwischen Kiew und Moskau hin. Der Konflikt um die Krim mochte ähnlich wie der um Transnistrien, Abchasien und Südossetien zu einem «frozen conflict» geworden sein. Der Streit um die Ostukraine aber befand sich noch nicht in einem solchen Stadium: Dazu floß dort tagtäglich zu viel Blut.


  Daß das Atlantische Bündnis einen Staat mit ungelösten territorialen Problemen wie dem Donbass oder der Krim aufnehmen würde, war höchst unwahrscheinlich. Dieses Ergebnis von Putins Politik war eine gewisse Entschädigung dafür, daß die Majdan-Bewegung das eigentliche Projekt des russischen Präsidenten vereitelt hatte: Eine Eurasische Union ohne die Ukraine war kaum mehr als eine Karikatur dessen, was der Kremlchef erstrebt hatte. Zudem hatte er durch seinen Konfrontationskurs der russischen Wirtschaft schweren Schaden zugefügt: Der Rubelkurs war dramatisch gesunken (von Januar bis Mitte November 2014 gegenüber dem Dollar um rund 40Prozent, gegenüber dem Euro um 25Prozent), die Inflationsrate gleichzeitig gestiegen (sie lag im November 2014 bei 8,6Prozent). Die Sanktionen gegen Rußland schadeten zwar auch den europäischen Staaten, die sie verhängt hatten, der Russischen Föderation aber noch viel mehr als diesen. Dazu kamen, unabhängig von der Ukrainekrise, die weltweit fallenden Erdölpreise, unter denen kaum ein Land so sehr litt wie Rußland, dessen Volkswirtschaft in hohem Maß von Ölexporten abhing. Putin war offensichtlich überzeugt, daß die russische Volkswirtschaft ihre strukturellen Mängel und die Folgen der Sanktionen durch forcierten Protektionismus ausgleichen könne: eine Einschätzung, die angesichts der fortschreitenden Globalisierung der Weltwirtschaft geradezu aberwitzig wirkte.


  Vor diesem Hintergrund sprach vieles dafür, in Putins aggressivem Auftreten nach außen eine Kompensation innerer Schwäche zu sehen – einen Versuch, durch eine Politik des nationalen Prestigegewinns die russische Bevölkerung für enttäuschte materielle Erwartungen zu entschädigen. Tatsächlich hatte Putins Popularität durch nichts so profitiert wie durch die handstreichartige Rückgewinnung der Krim. Ob dieser Bonus längerfristig ausreichen würde, seine Herrschaft zu stabilisieren, erschien aber Ende 2014 fraglich. Die Grundlagen von Putins innenpolitischer Stärke konnten sich leicht als prekär erweisen.[13]


  Folgen einer Wahl: Ein Staatenverbund sucht seine Machtbalance


  Am 25. Mai 2014, dem Tag der Präsidentenwahl in der Ukraine, ging in den 28 Mitgliedstaaten der Europäischen Union die achte Direktwahl des Europäischen Parlaments zu Ende, die drei Tage zuvor in den Niederlanden begonnen hatte. Die Wahlbeteiligung lag mit durchschnittlich 42,54Prozent knapp unter dem Stand von 2009, als sie sich auf 43Prozent belaufen hatte. Am niedrigsten war sie mit 13Prozent in der Slowakei, am höchsten mit 90Prozent in Luxemburg und Belgien, wo Wahlpflicht besteht. (In Belgien fand zudem am gleichen Tag die nationale Parlamentswahl statt.) Die in der Europäischen Volkspartei (EVP) vereinigten christlich-demokratischen und konservativen Parteien verloren gegenüber der vorangegangenen Wahl 44 Sitze, blieben aber die stärkste politische Kraft. Ihnen folgten die Sozialisten und Sozialdemokraten, die 8 Sitze hinzugewannen. Was die Stimmenanteile betraf, kam die EVP auf 29,4, die Partei der europäischen Sozialisten auf 25,4Prozent. Das größte Aufsehen erregten die Stimmengewinne von rechts- und linkspopulistischen Anti-EU- und Protestparteien, auf die zusammen 228 Mandate und damit rund ein Drittel der Sitze im Europäischen Parlament entfielen.


  Alarmierend wirkten vor allem die Ergebnisse aus einigen «alten» Mitgliedstaaten, die der EU schon vor der Epochenwende von 1989 angehört hatten. In Frankreich stieg der rechtsradikale Front National mit 25,0Prozent zur stärksten Partei vor der UMP (20,8Prozent) und den regierenden Sozialisten (14,0Prozent) auf. In Großbritannien kam die UK Independence Party (Ukip) auf 27,9Prozent, während sich die Labour Party mit 25,4 und die regierenden Konservativen mit 24,0Prozent begnügen mußten. Stärkste Kraft wurden die Rechtspopulisten auch in Dänemark, wo die Dänische Volkspartei einen Anteil von 26,6Prozent erreichte. In Griechenland schnitt die linkspopulistische Syriza mit 26,6Prozent am besten ab, gefolgt von der konservativen Nea Dimokratia (22,7Prozent) und der neonazistischen Goldenen Morgenröte (9,4Prozent); die sozialistische PASOK und ihre Verbündeten erreichten lediglich 8Prozent. Der Stimmenanteil der schillernden Fünf-Sterne-Bewegung um Beppe Grillo in Italien (21,1Prozent) wirkte nur deshalb bescheiden, weil der Erfolg des Partito Democratico unter dem jungen Ministerpräsidenten Matteo Renzi (40,8Prozent) alles überstrahlte und die Cinque Stelle gegenüber der Parlamentswahl vom Februar 2013 4,5Prozentpunkte verloren. In den Niederlanden schnitt die rechtspopulistische Freiheitspartei von Geert Wilders mit 13,2Prozent deutlich schwächer ab als vorhergesagt. In Deutschland schaffte die euroskeptische Alternative für Deutschland mit 7,0Prozent ein Ergebnis, das beträchtlich über dem bei der Bundestagswahl vom September 2013 (4,7Prozent) lag.


  Die Gründe für das Erstarken der Ränder waren vielfältig. In den meisten Krisenländern, darunter Frankreich, überwog der Protest gegen die «etablierten» Parteien des eigenen Landes alle anderen Motive, auch das des Anti-EU-Ressentiments. In Großbritannien gaben die Abneigung gegen die vermeintlich kompetenzsüchtige, die Souveränität der Nationalstaaten zielstrebig zerstörende Brüsseler Bürokratie und der Protest gegen die Zuwanderung aus Ostmittel- und Südosteuropa sowie die Immigration aus der Dritten Welt den Ausschlag, in Dänemark ebenfalls die Furcht vor einer Überfremdung des Königreiches durch Einwanderer aus andersartigen Kulturen. Eine Spielart von Wohlstandschauvinismus artikulierte sich in Deutschland: Das größte Land der Währungszone sollte nicht mehr für Staaten zahlen, die angeblich nicht mit Geld umgehen konnten, woraus sich die Forderung ableitete, den Euro als Gemeinschaftswährung aufzugeben oder auf Staaten zu beschränken, deren Haushaltsmoral der deutschen nahekam.


  Ein Novum der Wahl war die Aufstellung von Spitzenkandidaten – ein deutscher Begriff, der es im Frühjahr 2014 zum Lehnwort im Englischen und in anderen europäischen Sprachen brachte. Als erste hatten die Sozialdemokraten, vorneweg die deutschen, den Gedanken aufgebracht und den von ihnen gestellten Präsidenten des Europäischen Parlaments, Martin Schulz, den Urheber der Idee, zum Bewerber um das Amt des Kommissionspräsidenten gewählt. Etwas zögerlich machten sich die christdemokratischen Parteien die Idee zu eigen. Zu ihrem Spitzenkandidaten avancierte der frühere Chef der «Eurogruppe» und langjährige luxemburgische Ministerpräsident Jean-Claude Juncker, der im Juli 2013 infolge seiner Verwicklung in eine Geheimdienstaffäre Neuwahlen hatte ansetzen müssen und nach diesen mit seiner Partei aus der Regierung ausgeschieden war. Liberale, Grüne und Linke schlossen sich dem Vorbild der beiden großen Parteifamilien an und wählten ebenfalls Spitzenkandidaten. Alle setzten darauf, daß der Vertrag von Lissabon eine Politisierung des Amtes des Kommissionspräsidenten ermöglichte und daß es diese Chance im Sinne eines Schritts in Richtung Parlamentarisierung der EU zu nutzen galt: Der Europäische Rat war nach Artikel 17, Absatz 7, des Vertrages gehalten, dem Europäischen Parlament nach Konsultationen einen Vorschlag zu unterbreiten, der das Ergebnis der Wahl «berücksichtigte».


  Mobilisierend wirkte die Idee der Spitzenkandidaturen vor allem in den Heimatländern der beiden aussichtsreichsten Bewerber, in Luxemburg und Deutschland. In Großbritannien stieß der Gedanke, daß der erfolgreichere Kandidat mit einer gewissen Automatik an die Spitze der Kommission treten müsse, parteiübergreifend auf Ablehnung, in den Niederlanden, den skandinavischen Staaten und den neuen Mitgliedsländern in Ostmittel- und Südosteuropa auf kühle Reserve oder verbreitetes Desinteresse. Für den Wahlkampf in Deutschland war bezeichnend, daß zwar die SPD für und mit Martin Schulz warb, die CDU aber nur Plakate mit Bildern der Bundeskanzlerin Angela Merkel, nicht aber von Jean-Claude Juncker zeigte. Aus dem Gesamtergebnis ein Votum der Unionsbürgerschaft für den früheren Luxemburger Regierungschef als Kommissionspräsident abzulesen, war demnach eine eigenwillige Deutung der Wählerentscheidung.


  Dennoch verständigte sich das (alte) Parlamentspräsidium bereits am 27. Mai einmütig darauf, daß Juncker nunmehr den Auftrag habe, sich eine Mehrheit für die Wahl zum Kommissionspräsidenten zu suchen. Dabei traten die Sozialdemokraten um des Prinzips der Parlamentarisierung der Kommissionsspitze willen, aber auch um Martin Schulz als Kandidaten für ein anderes europäisches Spitzenamt, etwa das eines besonders herausgehobenen Kommissionsmitglieds, ins Spiel zu bringen, weit entschiedener für den christdemokratischen Spitzenkandidaten ein als dessen Parteifreunde. Deren Zurückhaltung war nicht überraschend: Juncker galt bis weit in die eigenen Reihen hinein als Verkörperung des Elitenprojekts Europa und einer Politik des «Weiter so», die in fortschreitender Integration einen nicht mehr begründungsbedürftigen Selbstzweck zu sehen schien, und zudem als der Politiker, der als Finanzminister und Ministerpräsident aus seinem Staat, dem Großherzogtum Luxemburg, ein Steuervermeidungsparadies für internationale Großkonzerne gemacht hatte.


  Im Europäischen Rat waren es am gleichen Tag vor allem die konservativen Regierungschefs von Großbritannien, Schweden und Ungarn – David Cameron, Fredrik Reinfeldt und Viktor Orbán –, die Bedenken gegen einen Kommissionspräsidenten Juncker vortrugen. Die deutsche Bundeskanzlerin, die sich erst spät zur Unterstützung der Spitzenkandidatur ihres früheren Luxemburger Kollegen durchgerungen hatte, wehrte eine sofortige Abstimmung ab. Eine qualifizierte Mehrheit für den Vorschlag Juncker (und nur sie war erforderlich) wäre am 27. Mai zwar möglich gewesen, hätte aber einen langanhaltenden Konflikt mit der unterlegenen Minderheit zur Folge gehabt – und die Wahrscheinlichkeit eines «No» beim geplanten Referendum über eine weitere Mitgliedschaft des Vereinigten Königreichs in der Europäischen Union erhöht.


  Nach dem Wortlaut des Lissabonner Vertrags konnte das Europäische Parlament den Staats- und Regierungschefs den Personalvorschlag nicht vorschreiben, den diese dem Europäischen Parlament unter Berücksichtigung des Wahlergebnisses zu unterbreiten hatten. Für einen Schritt in Richtung Parlamentarisierung, wie ihn die europafreundliche Mehrheit des Straßburger Parlaments anstrebte, sprachen aber mehrere Überlegungen. Erstens hatte sich die Tätigkeit der Europäischen Kommission im Zuge der Schuldenkrise in hohem Maße politisiert: eine Entwicklung, die förmlich nach einer parlamentarischen Kontrolle dieses EU-Organs rief. Zweitens bedurfte der Europäische Rat, die kumulative Exekutive der Europäischen Union und nach wie vor ihr wichtigstes Organ, eines starken institutionellen Gegengewichts. Drittens hatte das Europäische Parlament ein geradezu existentielles Interesse daran, die Schere zwischen seiner demokratischen Legitimation und seinem immer noch vorhandenen Mangel an Macht zu schließen.


  Die Frage war, ob sich der Forderung des Europäischen Parlaments Rechnung tragen ließ, ohne daß es darüber zu einer Zerreißprobe kam, die sich der Staatenverbund gerade zur Zeit der ernstesten Ost-West-Konfrontation seit dem Ende des Kalten Krieges nicht leisten konnte. Einen Ausweg aus diesem Dilemma zu suchen, war die Aufgabe, die sich nach Lage der Dinge in erster Linie der einflußreichsten Politikerin der Europäischen Volkspartei, der deutschen Bundeskanzlerin, stellen mußte. Es kam also alles darauf an, auf einen Ausgleich zwischen den divergierenden Lagern unter den Staats- und Regierungschefs hinzuarbeiten.


  Ein Treffen Merkels mit den Regierungschefs Schwedens, der Niederlande und Großbritanniens – Fredrik Reinfeldt, Mark Rutte und David Cameron – auf dem Landsitz des schwedischen Ministerpräsidenten in Harpsund am Pfingstmontag, den 9. Juni, brachte noch keinen Durchbruch. Wohl aber ließ sich nunmehr vorhersagen, daß eine Wahl Junckers beträchtliche Gegenleistungen seiner Unterstützer erfordern würde, und zwar in Form einer «Wahlkapitulation», die den künftigen Kommissionspräsidenten unter anderem auf substantielle Rückverlagerungen von Kompetenzen von Brüssel auf die Mitgliedstaaten festlegte. Für eine solche Prognose sprach auch, daß in der Zwischenzeit Matteo Renzi ebenfalls Bedenken gegen Juncker geäußert hatte: Aus der Sicht des römischen Regierungschefs war der Luxemburger nicht der geeignete Kandidat, um die bisherige «Sparpolitik» der EU zugunsten der gezielten Förderung von wachstumsfreundlichen Zukunftsinvestitionen, namentlich in das Bildungswesen, aufzulockern.


  Am 21. Juni trafen sich in Paris auf Einladung von François Hollande die sozialdemokratischen und sozialistischen Staats- und Regierungschefs beziehungsweise stellvertretenden Regierungschefs der EU. Die Runde verständigte sich darauf, den Stabilitäts- und Wachstumspakt wachstumsfreundlicher als bisher auszulegen und diese Kurskorrektur mit einer energischen Reformpolitik zu verbinden. Einig war man sich auch in der Unterstützung Jean-Claude Junckers für das Amt des Kommissionspräsidenten. Der sozialdemokratische Spitzenkandidat Martin Schulz, auch er ein Teilnehmer des Pariser Treffens, sollte erneut zum Präsidenten des Europäischen Parlaments gewählt werden – eine Lösung, mit der sich die Europäische Volkspartei mit dem Vorbehalt einverstanden erklärte, daß diese Wahl nicht für die ganze Legislaturperiode gelten sollte, sondern, der bisherigen Praxis entsprechend, nur für ihre erste Hälfte. Die Forderung, Schulz solle ein führendes Amt in der Kommission übernehmen, war schon vorher von der SPD zurückgezogen worden: Angela Merkel hatte sich darauf festgelegt, daß das Recht, den deutschen Kommissar zu stellen, auch weiterhin der stärksten Partei der Berliner Koalition, der CDU, zustand.


  Der Sommergipfel der Staats- und Regierungschefs der EU, auf dem die Personal- und Sachfragen zur Entscheidung anstanden, begann am 26. Juni in Ypern mit einer Gedenkfeier: In der Umgebung der kleinen belgischen Stadt hatte vor 100 Jahren, im Oktober 1914, die erste der drei großen Flandernschlachten des Ersten Weltkriegs stattgefunden, bei denen Hunderttausende von Soldaten gefallen waren. Am folgenden Tag wurde die Konferenz in Brüssel fortgesetzt. Nach der Vorklärung der wichtigsten Fragen durch den Ständigen Ratspräsidenten Herman van Rompuy standen einige Ergebnisse schon vorher fest. Da David Cameron auf einer formellen Abstimmung über die Kandidatur Junckers bestand, war klar, daß der Europäische Rat diese Frage mit qualifizierter Mehrheit entscheiden und daß nur zwei Regierungschefs mit Nein stimmen würden: Cameron und Orbán. Desgleichen war absehbar, daß «nordeuropäische» Forderungen nach weniger Zentralismus und mehr Wettbewerb ebenso Gehör finden würden wie das «mediterrane» Insistieren auf mehr Wachstumsförderung.


  Die Entscheidung des Europäischen Rates, dem Europäischen Parlament Jean-Claude Juncker als Präsidenten der Kommission vorzuschlagen, fiel am 27. Juni mit allen Stimmen gegen die der Regierungschefs des Vereinigten Königreichs und Ungarns. Um den Zusammenhalt der EU zu sichern und den neuen Kommissionspräsidenten an bestimmte Vorgaben zu binden, verständigten sich die Staats- und Regierungschefs bereits am 27. Juni auf eine «Strategische Agenda für die Gemeinschaft in Zeiten des Wandels». Sie bekräftigten darin ihre Entschlossenheit, Beschäftigung, Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfähigkeit zu fördern, und kamen den Krisenländern durch eine «Investitionsklausel» entgegen, auf der vor allem Renzi und Hollande bestanden hatten: Bestimmte Investitionen wie Ausgaben für neue Energieleitungen, Transportwege und Telekommunikation sollten nicht auf die Schuldenstände angerechnet werden. Der Rat sprach sich für die Öffnung des Binnenmarktes für internationale Investoren, den Abschluß der Verhandlungen über das Transatlantische Freihandels- und Investitionsabkommen noch im Jahr 2015 und eine Energieunion aus, die die Abhängigkeit Europas von russischen Öl- und Gasimporten vermindern sollte, und erteilten dem Mißbrauch der Freizügigkeit durch die Ausnutzung von staatlichen Sozialleistungen eine Absage.


  Solche Festlegungen entsprachen durchaus den Vorstellungen Camerons, der überwiegend als Verlierer des Brüsseler Machtpokers betrachtet wurde, desgleichen die Zusicherungen der Regierungschefs Deutschlands und der Niederlande, Merkel und Rutte, sich für Freihandel, den Ausbau des Binnenmarkts und Reformen im Sinne einer Rückverlagerung von Zuständigkeiten an die Mitgliedstaaten einzusetzen. Mit am wichtigsten dürfte für den britischen Premier die Ankündigung der deutschen Bundeskanzlerin gewesen sein, aus der Nominierung Junckers zum Kommissionspräsidenten keinen Präzedenzfall für die Zeit nach 2019, nach der nächsten Europawahl, zu machen. Als dauerhafte Errungenschaft konnte das Europäische Parlament seinen taktischen Erfolg in Sachen Spitzenkandidaturen also nicht verbuchen. Manches sprach dafür, daß sich die Neigung der Mitgliedstaaten, ihre Rechte gegenüber Kommission und Parlament zu behaupten, durch die Kraftprobe vom Sommer 2014 sogar noch verstärkt hatte.


  Junckers Wahl zum Kommissionspräsidenten war seit der Ratssitzung vom 27. Juni nur noch eine Formsache. Das Europäische Parlament stimmte dem Vorschlag des Europäischen Rats am 15. Juli mit 422 gegen 250 Stimmen zu. Sieben Wochen später, am 30./31. August, traf der Europäische Rat zwei der mit Spannung erwarteten Personalentscheidungen. Die Nachfolge von Herman van Rompuy als Ständiger Ratsvorsitzender trat der polnische Ministerpräsident Donald Tusk an: ein Signal an die ostmittel- und südosteuropäischen Mitglieder der Gemeinschaft, das die Staats- und Regierungschefs auch als Bekundung von Solidarität angesichts der Ukrainekrise verstanden wissen wollten.


  Während Tusk dem konservativen Lager angehörte, war die designierte Nachfolgerin von Catherine Ashton als Hohe Repräsentantin für die Außen- und Sicherheitspolitik und damit zugleich als Mitglied der Europäischen Kommission, die italienische Außenministerin Federica Mogherini, eine Sozialdemokratin. Das Argument, daß sie erst seit wenigen Monaten im Amt, also vergleichsweise unerfahren war, fand ebensowenig Berücksichtigung wie der anfängliche Einwand der baltischen Staaten und Polens, sie habe sich in der Ukrainekrise bisher allzu rußlandfreundlich geäußert. An einer «starken» Hohen Repräsentantin hatten offenbar weder die Staats- und Regierungschefs noch die Außenminister ein großes Interesse. In Sachen Außen- und Sicherheitspolitik wollten die Regierungen wie bisher, in der Amtszeit der allgemein als «schwach» eingeschätzten Catherine Ashton, das letzte Wort behalten: Das war die Botschaft, die von der zweiten der Personalentscheidungen vom 30./31. August ausging.


  Am 10. September gab Jean-Claude Juncker die Zusammensetzung und Geschäftsverteilung seiner Kommission bekannt. Einige Personalien lösten im Europäischen Parlament, aber auch in den Medien kritische Kommentare aus. Der Kommissar für Wirtschaft, Währung, Steuern und Zoll, Pierre Moscovici, war für einen Bereich zuständig, in dem er als französischer Finanzminister beharrlich gegen die Brüsseler Vorgaben verstoßen hatte. Daß ausgerechnet der konservative Brite Lord Jonathan Hill, der dem Vernehmen nach enge Verbindungen zur Londoner City unterhielt, für die Regulierung der Finanzmärkte verantwortlich sein sollte, stieß auf verbreitetes Unverständnis. Für Bildung, Kultur und Jugend sowie Bürgerrechte war der ungarische Außenminister Tibor Navracsics zuständig, der zuvor als Justizminister die Pressefreiheit eingeschränkt hatte. Die tschechische Justizkommissarin Věra Jourová hatte 2006 wegen Korruptionsverdachts in Untersuchungshaft gesessen. Korruptionsvorwürfe wurden auch gegen die frühere slowenische Ministerpräsidentin Alenka Bratušek erhoben, die sich noch nach der Niederlage ihrer Linkskoalition bei den vorgezogenen Parlamentswahlen am 13. Juli selbst als Spitzenkandidatin für das Amt einer Kommissarin nominiert hatte.


  Eine überwiegend positiv bewertete Neuerung war die Einsetzung von sieben Vizepräsidenten, darunter drei Frauen, die Aufsichtsfunktionen, ja ein Vetorecht für große Sachgebiete erhielten und damit zu «Kommissaren erster Klasse» anvancierten. Als «primus inter pares» setzte Juncker den bisherigen niederländischen Außenminister Frans Timmermans, einen Sozialdemokraten, ein, der sich klar gegen die Perspektive der «ever closer union» ausgesprochen hatte und als Kommissar für «Regulierung, interinstitutionelle Beziehungen und Rechtsstaatlichkeit» den Bürokratieabbau vorantreiben sollte. Handelskommissarin wurde die Schwedin Cecilia Malmström, die wie ihr Vorgänger Karel de Gucht als Befürworterin des Freihandels- und Investitionsabkommens mit den USA galt, von der aber eine vergleichsweise elastische Verhandlungsführung erwartet wurde.


  Malmström war eine von insgesamt neun Kommissarinnen, womit Juncker den Frauenanteil der vorangegangenen Kommission beibehielt und damit eine Mindestbedingung des Europäischen Parlaments erfüllte. Einige der weiblichen Kommissionsmitglieder traten an die Spitze besonders wichtiger Ressorts: so die Italienerin Federica Mogherini als Außenbeauftragte, die Polin Eliżbieta Bieńkowska als Kommissarin für Binnenmarkt und Industrie, die Bulgarin Kristalina Georgieva für Haushalt, die umstrittene Slowenin Alenka Bratušek für die Energieunion und die Dänin Margrethe Vestager für Wettbewerb. Aus den baltischen Staaten kamen zwei ehemalige Regierungschefs: der Lette Valdis Dombrovskis und der Este Andrus Ansip, die für Währung beziehungsweise für den digitalen Binnenmarkt zuständig waren. Der Bereich Wachstum ging an den früheren finnischen Ministerpräsidenten Jyrki Katainen. Alle drei waren ausgewiesene Verfechter einer auf Stabilität ausgerichteten Haushaltspolitik und gehörten als Vizepräsidenten zu den besonders herausgehobenen Kommissaren. Der bisher für die Energiepolitik verantwortliche deutsche Kommissar Günther Oettinger wurde mit der digitalen Wirtschaft betraut – eine Herabstufung, wie viele Beobachter, zumal in Deutschland, meinten.


  Angesichts einer erheblichen Zahl von umstrittenen Kandidaten war es durchaus nicht sicher, daß Junckers Kommission insgesamt die Zustimmung des Europäischen Parlaments finden würde. Die slowenische Bewerberin Alenka Bratušek kapitulierte vor der massiven Kritik an ihrer Person und erklärte am 9. Oktober ihren Verzicht auf das ihr zugedachte Amt. Die Regierung in Ljubljana nominierte daraufhin die stellvertretende Ministerpräsidentin Violeta Bulc, eine als liberal geltende Unternehmensberaterin. Sie erhielt das Ressort Verkehr – ein Gebiet, auf dem sie bisher keine Erfahrungen hatte sammeln können. Die Funktion des Vizepräsidenten für den Bereich Energieunion aber übernahm nicht sie, sondern der slowakische Kommissar Maroš Šefčovič. Dem umstrittenen ungarischen Kandidaten Tibor Navracsics entzog Juncker, um den Parlamentariern entgegenzukommen, das Gebiet Bürgerrechte. Am 22. Oktober erhielt die neue Kommission im Europäischen Parlament mit 423 Ja- und 209 Nein-Stimmen bei 67 Enthaltungen eine breite Mehrheit, so daß sie fristgerecht am 1. November 2014 ihre Arbeit aufnehmen konnte.


  Um die Frage zu beantworten, wer sich im Machtkampf zwischen Rat und Parlament durchgesetzt hatte, war es im Herbst 2014 noch zu früh. Offen blieb damit auch die Zukunft des Projekts Europa insgesamt. Aus den europäischen Verträgen war, nicht zuletzt dank der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, de facto längst eine europäische Verfassung geworden. Sie regelte vieles so detailliert, daß sich die Spielräume für politische Entscheidungen fortschreitend verringert hatten. Eine Entschlackung der Verträge zugunsten des Wesentlichen wäre nur durch den Übergang zu einer echten Verfassung möglich gewesen. Nach dem Scheitern des Europäischen Verfassungsvertrags im Jahr 2005, der eine Annäherung an dieses Ziel bringen sollte, und den Schwierigkeiten bei der Ratifizierung der Ersatzlösung, des Vertrags von Lissabon, war aber mit neuen Anläufen in Richtung einer Verfassung noch weniger zu rechnen als mit «einfachen» Vertragsänderungen. Wer Reformen der EU anstrebte, mußte folglich auf absehbare Zeit versuchen, sich innerhalb des seit 2009 geltenden institutionellen Rahmens zu halten. Ein «Integrationssprung» war unter diesen Bedingungen nicht vorstellbar.


  Das Thema, das die EU in den sechs Jahren, die seit dem offenen Ausbruch der Weltfinanzkrise im Herbst 2008 vergangen waren, am stärksten beschäftigt hatte, stand im Sommer 2014 nicht mehr im Mittelpunkt der Diskussionen: die Staatsschuldenkrise. Denn in mancher Hinsicht schien es so, als habe die Gemeinschaft das Schlimmste hinter sich und die gefährlichste Herausforderung seit den Krisen der siebziger Jahre erfolgreich gemeistert. Nach Irland hatte auch Portugal den Rettungsschirm verlassen können. Bis auf Griechenland hatten alle Eurostaaten wieder Zugang zum Kapitalmarkt, und wenn man den Schuldendienst abzog, konnte sogar Athen einen kleinen Haushaltsüberschuß verzeichnen. Mit der Ausnahme Zyperns waren die Leistungsbilanzen überall wieder im aktiven Bereich. Die Lohnstückkosten waren in den Staaten der Währungsunion zwischen 2009 und 2013 gesunken, die Wettbewerbsfähigkeit gestiegen. Die Arbeitslosenzahlen waren, wenngleich nur in bescheidenem Umfang, rückläufig: In der EU der 28 war die Erwerbslosenquote zwischen Juni 2013 und Juni 2014 von 10,8 auf 10,1, in den Staaten der Gemeinschaftswährung von 12,0 auf 11,5Prozent gesunken.


  Tatsächlich war die Staatsschuldenkrise aber noch längst nicht überwunden. Die Strukturprobleme, die der wirtschaftliche und finanzielle Absturz sichtbar gemacht hatte, bestanden fort, und das nicht nur in den spätindustrialisierten Mittelmeerländern. Im Herbst 2014 mehrten sich erneut die Krisenzeichen. Frankreich verfehlte abermals das Ziel, die Neuverschuldung abzubauen und sich schrittweise der vertraglich festgelegten Obergrenze von 3Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu nähern; es mußte zudem seine Prognose für das Wirtschaftswachstum für 2014 von 0,5 auf 0,4Prozent herabsetzen. Italien befand sich seit Anfang 2013 im Zustand der Rezession; im zweiten Quartal 2014 war sein Bruttoinlandsprodukt gegenüber dem ersten Quartal um 0,2Prozentpunkte gefallen. Anlaß zu Sorgen gab aber auch Deutschland, der «Musterschüler» der EU. Für das Haushaltsjahr 2015 konnte es zwar erstmals seit 1969 einen ausgeglichenen Haushalt, eine «schwarze Null», vorlegen. Seine Wirtschaftsleistung aber stagnierte. Zwischen dem ersten und dem zweiten Quartal 2014 sank sie sogar von + 0,8 auf – 0,1Prozent. In der Eurozone hatte das Wachstum im ersten Quartal 2014 noch 1Prozent gegenüber dem gleichen Quartal des Vorjahres betragen; im zweiten Quartal fiel es auf 0,8Prozent, womit die Währungsunion schlechter abschnitt als die EU der 28, in der das Wirtschaftswachstum im gleichen Zeitraum von 1,5 auf 1,3Prozent fiel. Eine sinkende Tendenz wies auch die Inflationsrate auf. Sie war in der EU zwischen Juli 2013 und Juli 2014 von 2,1 auf 0,9, in den Staaten der Gemeinschaftswährung von 2,0 auf 0,7Prozent gefallen.


  Die Europäische Zentralbank befürchtete schon seit einiger Zeit einen Umschlag in die Deflation und beschloß am 4. September 2014 eine Reihe von Gegenmaßnahmen. Sie senkte die Leitzinsen von 0,15 auf 0,05Prozent und erhöhte die Anfang Juni eingeführten Negativzinsen für die bei ihr «geparkten» Bankguthaben von –0,1 auf –0,2Prozent. Die stärkste Beachtung fand die Entscheidung der Zentralbank, «forderungsbesicherte Wertpapiere» (Asset-Backed Securities, kurz ABS genannt) sowie Pfandbriefe von Banken aufzukaufen, um den Banken die Kreditvergabe zu erleichtern. Da der großangelegte Ankauf von ABS-Papieren, in denen Kreditrisiken gebündelt waren, in den USA entscheidend zur Banken- und Finanzkrise von 2008 beigetragen hatte, fielen die Kommentare zu diesem Schritt der EZB, vor allem in Deutschland, überwiegend kritisch aus. Die Zentralbank verteidigte sich damit, daß sie bei der Auswahl der Papiere äußerst sorgfältig vorgehen werde. Pressemitteilungen zufolge schätzte die EZB das Volumen ihrer Hilfsmaßnahmen auf bis zu 500Milliarden Euro ein.


  Doch mit ihren Geldspritzen konnte die EZB den Strukturproblemen der Krisenländer nicht beikommen. Es drohte vielmehr die Gefahr, daß die neuen Maßnahmen die Neigung dieser Staaten förderten, innenpolitische Kraftproben zu vermeiden und unpopuläre Maßnahmen gar nicht erst zu ergreifen. Sinnvoll und notwendig war hingegen ein verpflichtendes Junktim von durchgreifenden Strukturreformen und einer Wachstumspolitik, die diesen Prozeß vorantrieb. Ende 2014 zeichnete sich ab, daß dieses Ziel nicht ohne weitere Zugeständnisse an die säumigen Länder, darunter eine abermalige Fristverlängerung für die Konsolidierung des französischen Staatshaushalts, zu erreichen war. Auch Deutschland verschloß sich nicht mehr der Einsicht, daß Unnachgiebigkeit in dieser Frage katastrophale Folgen für Europa haben würde. Hinzu kam, daß die Politik der Großen Koalition in Berlin seit Ende 2013 deutsche Austeritätsappelle um einen guten Teil ihrer Glaubwürdigkeit gebracht hatte. Am 6. November kündigte Bundesminister Wolfgang Schäuble ein Investitionsprogramm in Höhe von 10Milliarden Euro für die Zeit ab 2016 an. Er wollte dies auch als Beitrag zu der Wachstumsinitiative des neuen EU-Kommissionspräsidenten Juncker verstanden wissen, der bei seinem Amtsantritt versprochen hatte, bis zum Jahresende Investitionen mit einem Volumen von 300Milliarden Euro auf den Weg zu bringen.[14]


  Die Globalisierung des Terrors: Der Westen im Krisenjahr 2014


  Am 28. Mai 2014 hielt Präsident Obama vor der Militärakademie der USA in West Point eine programmatische Rede. Darin wandte er sich entschieden gegen alle, die den Eindruck hervorzurufen versuchten, die Vereinigten Staaten befänden sich in der Phase des Niedergangs und hätten sich von der Vorstellung einer «global leadership» verabschiedet. Mit einer Anleihe bei Clintons Außenministerin Madeleine Albright betonte er, daß die USA weiterhin «die eine unentbehrliche Nation» (the one indispensable nation) seien und blieben. Die Frage sei nicht, ob Amerika führen wolle, sondern wie es führen wolle, um nicht bloß Frieden und Prosperität zu bewahren, sondern im Weltmaßstab auszubreiten.


  Dieses Bekenntnis wollte der Präsident aber nicht mißverstanden wissen. Nicht für jedes politische Problem gebe es eine militärische Lösung. «Nur daß wir den besten Hammer besitzen, bedeutet nicht, daß jedes Problem ein Nagel ist.» Die USA würden ihre Macht notfalls auch unilateral einsetzen, sollten ihre Kerninteressen es erfordern. Wenn gefährliche Entwicklungen weltweite Besorgnis auslösten, aber die Vereinigten Staaten nicht unmittelbar bedrohten, müsse die Schwelle für ein militärisches Eingreifen höher liegen. In solchen Fällen gelte es, Verbündete und Partner für kollektives Handeln zu gewinnen – vom Einsatz diplomatischer Mittel über Sanktionen bis hin zu multilateralen militärischen Interventionen. Partner brauche Amerika auch für die Bekämpfung des internationalen Terrorismus, wobei es darauf ankomme, sich nicht mehr Feinde zu schaffen, als man auf dem Schlachtfeld ausschalte. Schließlich sei es wichtig, die internationale Ordnung zu festigen, was über die Mitarbeit in Organisationen wie der NATO, den Vereinten Nationen, der Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds hinaus immer wieder auch die Mobilisierung der Weltmeinung einschließen müsse.


  Obamas Rede war wieder einmal ein Balanceakt. Er kannte die Umfrageergebnisse, denen zufolge die Zustimmung der Amerikaner zu seiner Außenpolitik von 50Prozent Ende 2012 auf 34Prozent im Mai 2014 zurückgegangen war. Er wollte sich abheben vom kriegerischen Interventionismus seines Vorgängers und mußte zugleich darauf achten, nicht Wasser auf die Mühlen der Republikaner zu leiten, die dem Präsidenten seit langem vorwarfen, es fehle ihm an der notwendigen Härte, um Amerikas Stellung in der Welt zu behaupten. Im November 2014 standen Kongreßwahlen an, und es erschien durchaus möglich, daß die Republikaner nach der Mehrheit im Repräsentantenhaus, die sie 2010 gewonnen und 2012 behauptet hatten, auch die Mehrheit im Senat erobern könnten.


  Auch deshalb strich Obama seinen amerikanischen Patriotismus in West Point pathetischer heraus, als er es je zuvor getan hatte. Er glaube, so sagte er, mit jeder Faser seines Herzens an den amerikanischen Exzeptionalismus (I believe in American exceptionalism with every fiber of my being). Doch er erläuterte dieses Credo so, daß auch seine liberalen Landsleute damit einverstanden sein konnten: «Aber was uns zur großen Ausnahme macht, ist nicht unsere Fähigkeit, internationale Normen und die Herrschaft des Rechts zu mißachten, es ist die Entschlossenheit, sie durch unsere Aktionen zu stärken.»


  Das Echo, das Obamas Rede in den USA fand, war gemischt. Der liberale Teil der Öffentlichkeit würdigte die Absage an den vorschnellen Einsatz militärischer Mittel à la George W. Bush. Konservative bemängelten hingegen, daß der Präsident offenbar selbst nicht wisse, wie Amerika auf die Bedrohung durch die zunehmend aggressive Politik Rußlands und Chinas auf der einen, durch islamistische Terrorgruppen im Nahen und Mittleren Osten und in Afrika auf der anderen Seite wirksam reagieren solle.


  Bezeichnend für die gespaltene Resonanz der Rede waren zwei Kommentare in der «New York Times». Der konservative Kolumnist David Brooks kam zu dem Schluß, die Strategie des Präsidenten enthalte keine überzeugende Antwort auf die «autokratische Herausforderung». Autokraten seien Primitive, die nur die Sprache der Macht und der Gewalt verstünden. «Wenn ein klarer und kräftiger Gegendruck fehlt, werden sie rote Linien überschreiten, deren Einhaltung der amtierende Präsident oder seine Nachfolger erzwingen müssen.» Der liberale Publizist Thomas L. Friedman hielt demgegenüber daran fest, daß es für viele Konflikte keine konventionellen militärischen Lösungen gebe, und forderte unter Hinweis auf den Bürgerkrieg in Syrien ein Zusammenwirken zwischen den USA und Rußland mit dem Ziel, eine Machtteilung zwischen Saudi-Arabien, der Türkei, Iran und ihren jeweiligen Verbündeten zu vermitteln – das Fallbeispiel einer Außenpolitik, von der der Autor meinte, sie sei «unangenehm, unromantisch und ganz auf lange Sicht gedacht», aber bei nüchterner Betrachtung alternativlos.


  Friedman schrieb seinen Kommentar im Norden des Irak, in Kurdistan. Rund zwei Wochen nach der West-Point-Rede Obamas kamen aus dem Irak alarmierende Nachrichten. Die sunnitische Terrorgruppe ISIS (Islamischer Staat in Irak und Syrien), die sich mittlerweile aus der Vormundschaft von Al Qaida gelöst hatte und seit 2013 dem syrischen Bürgerkrieg ihren blutigen Stempel aufdrückte, setzte ihren Siegeszug im Irak fort. Anfang 2014 hatte sie das sunnitische Falludscha erobert. Am 10. Juni fiel Mossul, am 11. Juni Tikrit, die Geburtsstadt Saddam Husseins, in ihre Hände; in Mossul besetzten sie das türkische Konsulat und entführten 49 Personen, darunter den Konsul. Am 22./23. Juni nahmen sie mehrere Orte an den Grenzen zu Syrien und Jordanien ein.


  Seine Erfolge verdankte ISIS zu einem guten Teil dem Zusammenwirken mit bewaffneten Salafisten sowie Anhängern des Ende 2006 hingerichteten Saddam Hussein, sunnitischen Stämmen, die nach dem Irakkrieg von 2003 von den schiitischen Verbündeten der USA von jeder Art der Machtteilhabe ausgeschlossen worden waren und allen Grund hatten, sich weiterhin ausgegrenzt und diskriminiert zu fühlen. Dazu kamen, wie im syrischen Bürgerkrieg, Tausende von islamistischen Freiwilligen aus Europa und Australien: ein Sachverhalt, der auf beiden Kontinenten mit großer Besorgnis zur Kenntnis genommen wurde. Ende Oktober 2014 zählten die Vereinten Nationen bereits 15.000 ausländische Kämpfer aus 80 Ländern.


  Die Truppen des Ministerpräsidenten Nuri al-Maliki schienen dagegen völlig demoralisiert. Sie leisteten kaum Widerstand; Zehntausende ihrer Soldaten desertierten oder liefen zur Gegenseite über. Offensiv gingen nur die kurdischen Peschmerga-Milizen gegen ISIS und seine Alliierten vor. Der Vormarsch der radikalen Sunniten in Richtung der irakischen Hauptstadt verlief in solcher Geschwindigkeit, daß Mitte Juni selbst ein Fall von Bagdad nicht mehr unmöglich erschien. Wo immer sie Fuß faßten, errichteten die Extremisten ein brutales Terrorregime: Militärische und zivile Funktionsträger des offiziellen Irak wurden summarisch exekutiert, Frauen vergewaltigt, zur Prostitution gezwungen oder als Sklavinnen verkauft, Waffenlager und Gefängnisse gestürmt, Gefangene, darunter auch Schwerkriminelle, befreit, Verwaltungsgebäude zerstört, staatliche und private Banken ausgeraubt und ein schwungvoller Handel mit wertvollen Kulturgütern betrieben, so daß die neuen Herrscher bald förmlich in Geld schwammen. Strategisch besonders wichtig war die fortschreitende Besetzung der Ölquellen und Raffinerien von Baidschi, 200Kilometer nördlich von Bagdad, die für den Inlandsbedarf produzierten. Von einem dortigen Kraftwerk wurde auch die Hauptstadt mit Strom versorgt.


  In den ersten fünf Monaten des Jahres 2014 waren im Irak etwa 4000 Menschen durch terroristische Gewalt ums Leben gekommen, im Juni über 2400. Die Ereignisse vom Juni bedeuteten ein Abgleiten in den offenen Bürgerkrieg. Die polarisierende Politik der von Schiiten dominierten Regierung Maliki und ihre Verstrickung in die grassierende Korruption hatten entscheidend dazu beigetragen, daß der Irak immer mehr vom territorialen Verfall bedroht wurde.


  Erklärtes Ziel der sunnitischen Dschihadisten war es, die spätkoloniale Neuordnung des Nahen Ostens durch Großbritannien und Frankreich in Gestalt des Sykes-Picot-Abkommens vom Mai 1916 zu überwinden und ein «Kalifat», ein neues sunnitisches Staatswesen auf der Grundlage der Scharia, zu schaffen, das große Teile von Irak, Syrien und Libanon umfassen sollte. Ob die Anführer von ISIS sich mehr von religiösem Fanatismus oder mehr von machtpolitischen Zielen leiten ließen, war von außen kaum zu erkennen. Vermutlich war es eine Mischung beider Motive, die die Dschihadisten auch für säkulare Sunniten wie die Anhänger Saddams zu strategischen Partnern werden ließ.


  Abwehrreaktionen der schiitischen Mehrheit des Irak ließen nicht lange auf sich warten. Vor allem im Süden des Landes, der stärksten ihrer Hochburgen, riefen geistliche und weltliche Führer der Schiiten zum Kampf gegen die aufständischen Sunniten, zugleich aber auch zum nationalen Dialog aller friedlichen Iraker auf. Demonstrative Rückendeckung erhielten sie vom gleichfalls schiitischen Iran, der schon dem im weitesten Sinne schiitischen Assad-Regime in Syrien tatkräftig zur Hilfe geeilt war und jetzt mit einem militärischen Eingreifen an der Seite der bedrängten Regierung Maliki drohte. Auch Assad ergriff für die irakischen Schiiten und Maliki Partei: Vom 26. Juni ab ließ er seine Luftwaffe Stellungen des ISIS bombardieren. ISIS war bislang von Saudi-Arabien und mehreren anderen Golfstaaten, obenan Katar und Kuwait, unterstützt worden – Staaten, die ihrerseits mehr oder minder eng mit den USA verbündet waren und sich jetzt von ihrem Protegé zu distanzieren begannen. Für die Kurden in dem von ihnen regierten autonomen Gebiet im Nordirak eröffnete die Zuspitzung des Konflikts zwischen schiitischen und sunnitischen Arabern die Chance, doch noch die erstrebte volle Unabhängigkeit zu erlangen – eine Perspektive, die nicht nur den Irak, sondern auch andere Staaten mit kurdischer Minderheit, also den Iran, Syrien und, vor allem, die Türkei, beunruhigen mußte.


  Der Bürgerkrieg im Irak konfrontierte die USA erneut mit den verhängnisvollen Folgen des Krieges, den George W. Bush 2003 vom Zaun gebrochen und mit Hilfe seiner «Koalition der Willigen» militärisch gewonnen hatte. Obama, im Oktober 2002 einer der 23 Senatoren, die gegen den Irakkrieg gestimmt hatten, war stolz darauf, daß er sein Versprechen, die amerikanischen Kampftruppen aus dem Irak abzuziehen, 2010 eingelöst hatte. Daß Ende 2011 der Abzug des gesamten militärischen Personals der USA folgte, war auf Drängen der Regierung Maliki geschehen. Zweieinhalb Jahre später, im Juni 2014, entbrannte in den Vereinigten Staaten eine Diskussion über die Frage, ob die amerikanischen Truppen nicht zu früh in ihre Heimat zurückgebracht worden waren – ob, anders gewendet, durch ein Mindestmaß an militärischer Präsenz der USA die Eroberung großer Teile des Irak durch eine islamistische Terrorgruppe nicht hätte verhindert werden können. Von einer weitsichtigen Strategie Obamas im Hinblick auf die Krisenregionen des Nahen und des Mittleren Ostens konnte in der Tat keine Rede sein. Insofern waren die Vorhaltungen der Kritiker des Präsidenten nicht zu entkräften.


  Am 19. Juni verlautete aus Washington, die USA würden bis zu 300 Militärberater sowie Spezialkräfte zum Schutz amerikanischer Bürger und Einrichtungen in den Irak schicken. Gleichzeitig wurde ein Flugzeugträger, die George H. W. Bush, in den Persischen Golf beordert. Drohnenangriffe und gezielte Luftschläge auf die sunnitischen Dschihadisten und ihre Versorgungslinien schloß der Präsident nicht aus, wohl aber den erneuten Einsatz von Bodentruppen. Signale aus Teheran, wonach eine Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten gegen den sunnitischen Terrorismus möglich sei, wurden in der amerikanischen Hauptstadt aufmerksam registriert und nicht zurückgewiesen. Offen zutage lag auch, daß der vom Iran unterstützte syrische Diktator Assad vom Vorrücken der ISIS-Verbände im Irak profitierte: Der Westen schickte sich an, ihn, verglichen mit den militantesten der dschihadistischen Milizen, als das kleinere Übel zu betrachten.


  Nach ersten erfolgreichen Gegenschlägen der Regimetruppen schien um den 20. Juni die Gefahr einer Erstürmung Bagdads durch ISIS-Verbände fürs erste gebannt. Ministerpräsident Maliki, Sieger der Parlamentswahl im April, doch weit entfernt von einer absoluten Mehrheit, hatte aber keinen Anlaß, sich in seiner Position sicher zu fühlen. Die USA ließen keinen Zweifel daran, daß sie ihm die Hauptschuld an der Verschlechterung der Sicherheitslage im Irak gaben und einen «regime change», zumindest aber einen grundlegenden Kurswechsel wünschten: hin zu einer Regierung der nationalen Aussöhnung, die Aussichten hatte, Schiiten, Sunniten und nationale Minderheiten hinter sich zu versammeln. Entsprechend äußerte sich der amerikanische Außenminister John Kerry bei einem überraschenden Besuch in Bagdad am 23. Juni gegenüber Maliki. Dessen Antwort war ein schroffes Nein.


  Was immer hinter den Kulissen geschah, um diesem Ziel näherzukommen und die bisherigen Förderer von ISIS in der Golfregion mit Saudi-Arabien an der Spitze zu einer anderen Politik zu bewegen: Hoffnungen, die territoriale Integrität des Irak in absehbarer Zeit wiederherzustellen, dürfte es in Washington im Sommer 2014 kaum noch gegeben haben. Das Positivste, was die Vereinigten Staaten auf kürzere Sicht erwarten konnten, war eine Eindämmung der Bürgerkriege in Syrien und Irak im diplomatischen Zusammenwirken mit Rußland, Iran und Saudi-Arabien. Auf eine Rückkehr zu den Staatlichkeiten zu setzen, die im Gefolge des Ersten Weltkriegs im Nahen Osten geschaffen worden waren, erschien inzwischen als ein Ausdruck von Wunschdenken. Am 27. Juni wurde bekannt, daß die USA im Irak unbewaffnete, aber auch bewaffnete Drohnen einsetzten, und zwar, wie es hieß, zum Schutz der eigenen Militärberater. Kampfeinsätze gegen die Dschihadisten wurden aber nicht ausgeschlossen. Die militärische Rückkehr der Vereinigten Staaten in den Irak hatte begonnen.


  Am gleichen Tag, dem 27. Juni, begann eine Großoffensive der irakischen Truppen gegen Tikrit, bei der Panzer, Kampfhubschrauber und Kampfflugzeuge eingesetzt wurden. Am 29. Juni, dem ersten Tag des Fastenmonats Ramadan, rief Abu Bakr al-Baghdadi, der Chef des ISIS, der sich fortan nur noch Islamischer Staat (IS) nannte, für das von den Dschihadisten kontrollierte Gebiet das «Kalifat» aus – eine Namenswahl, mit der er Erinnerungen an das einst von Iran bis Marokko und Andalusien reichende Kalifenreich heraufbeschwören wollte. Am 1. Juli scheiterte in Bagdad die Wahl des Parlamentspräsidiums am Boykott zahlreicher Abgeordneter, was gravierende Auswirkungen hatte: Nach der Verfassung war es der Parlamentspräsident, der einem Politiker, in diesem Fall Maliki als dem Führer der stärksten politischen Gruppierung, den Auftrag zur Regierungsbildung erteilte. Ebenfalls am 1. Juli erklärte der Regierungschef der autonomen Kurdenregion, Massoud Barzani, daß er in einigen Monaten ein Referendum über die vollständige Unabhängigkeit des Gebiets abhalten werde. Er begründete diesen Schritt damit, daß der Irak de facto bereits geteilt sei.


  Die Wahl eines neuen Parlamentspräsidenten erfolgte schließlich am 24. Juli. Sie fiel auf den kurdischen Politiker Fuad Massum. Die Wahl des irakischen Regierungschefs verzögerte sich aber weiter. Am 7. August endete die Frist, bis zu deren Ablauf der stärksten politischen Gruppierung, der Partei Malikis, das Vorschlagsrecht zustand. Nachdem zahlreiche Abgeordnete aus dem Lager des bisherigen Premiers diesem die Unterstützung entzogen hatten, erteilte Präsident Massum dem schiitischen Politiker Haider al-Abadi den Auftrag zur Regierungsbildung, wofür die Verfassung eine Frist von 30 Tagen vorsah. Am 14. August gab Maliki seinen Anspruch auf das Amt des Regierungschefs auf und versprach, fortan Abadi zu unterstützen.


  Um dieselbe Zeit führten Kampfflugzeuge der USA erstmals Angriffe auf Stützpunkte der immer weiter vorrückenden Truppen des Islamischen Staates durch, um diese an einem weiteren völkermordartigen Vorgehen gegen die religiösen Minderheiten der Jesiden und der Christen zu hindern. Präsident Obama hatte lange – nach Meinung vieler Republikaner, aber auch der früheren demokratischen Außenministerin Hillary Clinton allzu lange – gezögert, ehe er die entsprechenden Befehle erteilte. Die meisten Kritiker des Präsidenten, darunter auch solche, die den Irakkrieg von 2003 für ein Verhängnis hielten, stimmten darin überein, daß der Abzug der amerikanischen Kampftruppen aus dem Irak Ende 2011 überstürzt erfolgt war. Obama hatte es im Sommer 2014 also nicht nur mit «Sünden» seines Amtsvorgängers George W. Bush, sondern auch mit Folgen von Fehlentscheidungen zu tun, für die er selbst verantwortlich war.


  Am 18. August gelang es kurdischen Peschmerga-Milizen, unterstützt von amerikanischen Kampfflugzeugen, den vom IS besetzten Staudamm von Mossul zurückzuerobern. Kämpfern der syrischen Kurden, den «Volksverteidigungseinheiten» der Partei der demokratischen Union, und der türkischen PKK war es zu verdanken, daß eine größere Zahl von Jesiden, die ins Sindschar-Gebirge geflüchtet waren, vor dem Tod durch Verdursten und Verhungern gerettet werden konnte. In Europa wuchs seit Mitte August die Bereitschaft, nicht nur den Opfern des IS-Terrors humanitäre Hilfe zu leisten, sondern auch die Kurden im Kampf gegen den Islamischen Staat durch Lieferung von militärischem Material und Waffen zu unterstützen. Für Deutschland, das sich bisher, im Prinzip jedenfalls, an die Maxime gehalten hatte, keine Waffen in Kriegs- und Krisengebiete zu exportieren, bedeutete das einen einschneidenden Kurswechsel. Das Risiko, daß durch die neue Politik das kurdische Streben nach Unabhängigkeit und damit der Zerfall des Irak gefördert werden könnte, lag auf der Hand. Auch ließ sich nicht ausschließen, daß die Waffen in die falschen Hände, nämlich die des Islamischen Staates oder der (von den USA, der EU und der Türkei offiziell immer noch als terroristisch eingestuften) PKK, gerieten. Dies alles erschien aber als kleineres Übel, verglichen mit der tatenlosen Hinnahme eines Völkermordes an den Jesiden und anderen Minderheiten und dem Übergreifen des Schreckensregimes des IS auf weitere Teile des Nahen und Mittleren Ostens.


  Am gleichen Tag, an dem die Bundesregierung Waffenlieferungen an die Kurden bekanntgab, dem 20. August, bestätigte das Weiße Haus in Washington die Echtheit eines Videos, das die Enthauptung des im November 2012 in Syrien entführten und seitdem vermißten amerikanischen Journalisten James Foley zeigte. Sein Mörder, der die Tat für das westliche Publikum erläuterte, sprach mit unverkennbar britischem Akzent. Die Hinrichtung sollte demzufolge die Antwort des IS auf die Luftangriffe der USA auf Stellungen der Dschihadisten sein. Einer weiteren amerikanischen Geisel wurde dasselbe Schicksal angedroht, wenn die Vereinigten Staaten ihre militärische Intervention nicht einstellten. Präsident Obama sprach in einer Fernseherklärung kurz darauf von einem Mord, der die ganze Welt schockiere, und kündigte die Fortsetzung der Luftschläge gegen den IS an.


  Der zweite Mord an einem amerikanischen Journalisten war der an Steven Sotloff, der im August 2013 von den extremen Islamisten des ISIS in Syrien in Geiselhaft genommen worden war. Eine Videoaufzeichnung, die seine Enthauptung zeigte, wurde am 2. September publik. Es war derselbe Tag, an dem Amnesty International dem Islamischen Staat die systematische Ausrottung von religiösen Minderheiten wie der Jesiden und der Christen vorwarf und diese Anschuldigung mit detaillierten Berichten über Vergewaltigungen, Kreuzigungen, Enthauptungen und Massenvertreibungen belegte. Einen Tag später erklärte Präsident Obama von der estnischen Hauptstadt Tallinn aus, die Vereinigten Staaten würden sich durch den IS nicht einschüchtern lassen. Die amerikanische Militärpräsenz im Irak wurde durch die Entsendung von zusätzlichen 350 Soldaten verstärkt. Eine Ausdehnung der Luftangriffe der Air Force auf IS-Verbände in Syrien erschien nur noch eine Frage der Zeit.


  Am 8. September gelang es dem designierten Ministerpräsidenten Haider al-Abadi, im Bagdader Parlament eine Mehrheit von 177 von insgesamt 289 abgegebenen Stimmen für sein Regierungsprogramm und die von ihm vorgeschlagenen Ministerkandidaten zu gewinnen. Offen blieb zunächst noch, wer die Ämter des Innen- und des Verteidigungsministers übernehmen würde. Am 19. Oktober konnte Abadi die Regierungsbildung abschließen. Der Sunnit Chaled al-Obeidi, der unter Saddam Hussein ein leitender Luftwaffenoffizier gewesen war, wurde zum Verteidigungsminister, der moderate Schiit Mohammed al-Ghabban zum Innenminister gewählt. Da die Schiiten und ein Teil der gemäßigten Sunniten das Kabinett mittrugen, gab es Anlaß zu der Hoffnung, daß die Bildung der «Regierung der Einheit» sich als Beitrag zur innenpolitischen Stabilisierung des Irak erweisen würde.


  Wenige Tage zuvor, am 4./5. September, hatten sich auf dem NATO-Gipfel in Wales zehn Staaten – die USA, Kanada, Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Dänemark, Italien, Polen, die Türkei und Australien – zu einem informellen Anti-IS-Bündnis zusammengeschlossen, was freilich nicht bedeutete, daß sich alle Partnerländer an Luftschlägen gegen den Islamischen Staat zu beteiligen gedachten. Am unsichersten war die Mitwirkung der Türkei, die sich schon im Hinblick auf das ungewisse Schicksal ihrer vom IS entführten Geiseln größte Zurückhaltung auferlegte und die Islamisten in Syrien (darunter wohl auch den IS) bislang unterstützt hatte. Den aktiven Kampf gegen den Islamischen Staat führten einstweilen, abgesehen vom Irak und hier besonders den Kurden, die USA, Iran und das Syrien Assads – ein Staat, mit dem zu kooperieren Washington nach wie vor ablehnte.


  Präsident Obama hatte am 28. August eingeräumt, daß die Vereinigten Staaten noch keine Strategie gegenüber dem Islamischen Staat hätten – eine Äußerung, die ihm scharfe Kritik nicht nur seitens der oppositionellen Republikaner einbrachte. Es vergingen noch fast zwei Wochen, bis der Präsident am 10. September die Umrisse seines Konzepts in öffentlicher Rede vortrug. Die USA wollten nicht allein, sondern zusammen mit anderen, darunter den «Zehn» von Wales, vorgehen und keinesfalls Bodentruppen in den Irak schicken. Die Luftschläge gegen den IS sollten verstärkt, weitere 450 Soldaten als Militärberater und Ausbilder zur Unterstützung der Regierung al-Abadi nach Bagdad entsandt werden. In Syrien setzte Obama auf die «moderate» Opposition gegen Assad, die er noch bis vor wenigen Monaten als nicht ernstzunehmende Kraft eingeschätzt hatte. An der bevorstehenden Ausdehnung der Luftangriffe auf Syrien ließ er keinen Zweifel. Einen konkreten Befehl zu einem solchen Einsatz hatte er aber noch nicht gegeben.


  Von einer umfassenden politischen Strategie war das, was Obama am 10. September der amerikanischen und der Weltöffentlichkeit präsentierte, noch weit entfernt. Das Ziel der USA aber war nunmehr benannt: Der IS sollte geschwächt und langfristig zerstört werden. Mit der Verwirklichung dieses Vorhabens innerhalb seiner Amtszeit rechnete der Präsident nicht: Er nannte einen Zeitraum von mindestens drei Jahren, die nötig seien, um den Islamischen Staat zu vernichten. Da er eine Kooperation mit Assad weiterhin ausschloß, durften die Vereinigten Staaten für die Ausdehnung der Kampfhandlungen auf Syrien nicht mit einem Mandat der Vereinten Nationen rechnen: Das machten die Vetomächte Rußland und China umgehend klar. Das Wort «Krieg» vermied der Präsident in seiner Rede vom 10. September noch. Zwei Tage später ermächtigte er seinen Sprecher aber zu der Erklärung, die USA befänden sich mit dem Islamischen Staat im Krieg – so wie zuvor schon mit Al Qaida.


  Obamas Kehrtwende hatte entscheidend mit einem Umschwung in der öffentlichen Meinung der USA zu tun: Die Bilder von der Enthauptung zweier amerikanischer Journalisten durch Aktivisten des IS hatten die Bevölkerung schockiert. Umfragen zeigten, daß eine Mehrheit nunmehr eine energische Antwort des Präsidenten erwartete – auch wenn das eine Rückkehr zum «war on terror» bedeutete.


  Die USA näherten sich damit wieder, wenn auch noch zögerlich, der Rolle des «Weltpolizisten». Sie konnten auch kaum anders handeln, weil eine gemeinsame Ursache der meisten weltpolitischen Krisen des Jahres 2014 offen zutage lag: Der weitgehende Rückzug der Vereinigten Staaten aus ihrem globalen Engagement hatte ein weltpolitisches Vakuum geschaffen, in das nun antiwestliche Kräfte unterschiedlichster Provenienz vorstießen. Zwischen dem offensiven Vorgehen Rußlands in der Ukraine und den Terrorakten radikaler Islamisten vom IS in Syrien und im Irak über die Taliban in Afghanistan bis zur mörderischen Politsekte Boko Haram («Westliche Bildung verbieten!») in Nigeria gab es nichts Verbindendes – außer, daß es sich um gezielte Herausforderungen der USA, ja des Westens insgesamt handelte.


  Der Islamische Staat hatte freilich nicht nur den westlichen Demokratien, sondern auch Staaten mit muslimischen Minderheiten wie Indien, Rußland, China und darüber hinaus allen muslimischen Regierungen den Kampf angesagt, die sich den totalitären Ansprüchen des IS nicht fügen wollten. Für die USA war es daher ein großer Gewinn, daß sich Staaten wie Saudi-Arabien und Kuwait in die Anti-Terror-Allianz einzureihen versprachen. Am 15. September trafen sich in Paris Vertreter von 20 Ländern, darunter den Vereinigten Staaten, Rußland und mehreren arabischen Staaten, zu einer Internationalen Konferenz für Frieden und Sicherheit im Irak, um ihre Maßnahmen gegen den IS abzustimmen.


  Unter den europäischen Staaten war Frankreich der erste, der sich am 19. September an Luftangriffen auf Stellungen des IS im Irak beteiligte; wenig später schlossen sich die Niederlande, Belgien, Dänemark und Großbritannien an. Um dieselbe Zeit meldeten die Peschmerga-Milizen die Rückeroberung von kleineren Orten, die in die Hände der Dschihadisten gefallen waren. In Syrien aber rückte der IS weiter nach Norden vor: Tausende von Kurden flüchteten am 19. September, nachdem Ankara die Grenzen geöffnet hatte, in die Türkei. Der Vormarsch der Gotteskrieger auf Bagdad schien fürs erste gestoppt, nachdem die USA am 16. September erstmals Luftangriffe auf IS-Stellungen nahe der irakischen Hauptstadt geflogen hatten. Von einer entscheidenden Niederlage des Islamischen Staates aber konnte einstweilen keine Rede sein.


  Am 20. September gab die Regierung in Ankara bekannt, die 49 Geiseln aus dem türkischen Konsulat in Mossul – 46 Türken und 3 Iraker – seien wieder frei. Der türkische Geheimdienst habe das mit den ihm eigenen Methoden erreicht. Vermutungen, wonach es einen «Deal» mit dem IS gegeben habe, wurden von der Türkei zurückgewiesen: Lösegeld sei nicht gezahlt worden. Äußerungen von Präsident Erdoğan vom 22. September ließen aber darauf schließen, daß die Türkei, um ihre Geiseln freizubekommen, eine protürkische Rebellengruppe im Irak bewogen hatte, von ihr festgehaltenen IS-Kämpfern die Freiheit zurückzugeben. Am gleichen Tag drohte der IS der westlichen Welt mit Terroranschlägen, falls die Luftangriffe der Amerikaner und ihrer Verbündeten nicht aufhörten.


  Tags darauf begannen die USA mit Luftschlägen gegen Stellungen des IS und eines als besonders gefährlich eingestuften Al-Qaida-Ablegers, der Khorasan-Gruppe, in Syrien. Die Regierung in Damaskus war davon unmittelbar vor der Aktion informiert worden. Fünf arabische Staaten, nämlich Jordanien, Saudi-Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate, Bahrain und Katar, hatten sich der Anti-Terror-Koalition angeschlossen; außer Katar beteiligten sich alle mit Flugzeugen an den Kampfeinsätzen.


  Die Türkei, die sich bisher geweigert hatte, den IS als «terroristisch» einzustufen, und im Verdacht stand, die Dschihadisten in Syrien sogar verdeckt unterstützt zu haben, vollzog eine Kehrtwende: Erdoğan begrüßte die Offensive und versprach, den Kampf gegen den IS-Terror zu unterstützen, und zwar gegebenenfalls auch militärisch. Vor der Lösung der Geiselfrage wäre an eine solche Ankündigung nicht zu denken gewesen. Inzwischen waren die Dschihadisten bei Kobane (Ain al-Arab) bis in die unmittelbare Nähe der syrisch-türkischen Grenze vorgerückt, über die Hunderttausende Kurden in die Türkei flüchteten: Grund genug für das NATO-Land Türkei, wieder enger mit den Bündnispartnern und vor allem den Vereinigten Staaten zusammenzuarbeiten.


  Am 2. Oktober erteilte das türkische Parlament der Regierung die auf ein Jahr befristete Vollmacht, im Irak und in Syrien militärisch einzugreifen und den Verbündeten die bisher verwehrte Nutzung von Militärstützpunkten der NATO und türkischen Flughäfen für den Kampf gegen den IS zu gestatten. Westliche Beobachter blieben aber skeptisch: Nicht wenige befürchteten, daß es Ankara weniger um die Niederringung der Dschihadisten als um die Schwächung der kurdischen Autonomisten diesseits und jenseits der türkischen Grenze gehe. Im übrigen bedeutete die parlamentarische Ermächtigung noch längst nicht, daß die Regierung von den ihr erteilten Vollmachten tatsächlich Gebrauch machen würde.


  Am 20. Oktober gestattete Ankara jedoch auf Drängen Washingtons den Peschmerga-Milizen die Benutzung türkischen Territoriums, um den Verteidigern von Kobane zur Hilfe zu kommen. Diese erhielten zur gleichen Zeit erstmals auch direkt Waffen und Munition von der Air Force der Vereinigten Staaten, die ihre Angriffe auf Stellungen des IS im Norden Syriens verstärkte. Das Kriegsglück schien sich zu wenden: Die Peschmerga konnte die Rückeroberung von Teilen von Kobane vermelden.


  In den arabischen Staaten, die sich dem informellen Anti-IS-Pakt angeschlossen hatten, war das Zusammengehen der jeweiligen Regierung mit den USA im Kampf mit sunnitischen «Glaubensbrüdern» höchst umstritten. In Jordanien, wo die Muslimbrüder über einen beträchtlichen Rückhalt in der Bevölkerung verfügten, war die Anti-Interventions-Bewegung besonders stark. Für die USA hatte die Kooperation mit arabischen Ländern den unschätzbaren Vorteil, daß sie den völkerrechtlichen Mangel der Militäraktion, das fehlende Mandat des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, wenn nicht ausglich, so doch milderte. Der russische Protest gegen die Umgehung des Sicherheitsrats fiel eher verhalten aus, was vor allem daran lag, daß das von Moskau protegierte Assad-Regime die amerikanische Vorankündigung der Luftschläge als Stärkung der eigenen Position wertete und den Vorgang auch öffentlich so interpretierte. Am 24. September stimmte Rußland im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen wie alle anderen Mitglieder des Gremiums einem von den USA eingebrachten Antrag zu, der darauf abzielte, der Unterstützung des IS durch «ausländische Kämpfer» durch Maßnahmen wie Paßentzug einen Riegel vorzuschieben.


  Soweit es das Ziel der von den USA geführten ad-hoc-Allianz war, ein weiteres Vordringen des IS in Syrien zu verhindern, war der Erfolg schon am ersten Tag des erweiterten Luftkriegs absehbar. Eine Vernichtung des IS aber war ohne Einsatz von Bodentruppen undenkbar: eine Ausweitung des militärischen Engagements der Vereinigten Staaten, die Obama einstweilen ausschloß. Doch manche Stimmen aus den Reihen des Militärs und des Kongresses ließen es fraglich erscheinen, daß es dauerhaft bei diesem Nein bleiben würde. Der Krieg Amerikas und seiner Verbündeten gegen den Islamischen Staat war in eine neue Phase getreten.


  Bereits am 7. November entsandte der Präsident weitere 1500 US-Soldaten in den Irak. Am gleichen Tag meldeten die Nachrichtenagenturen, Obama habe im Oktober in einem Brief an den Ayatollah Khamenei dem Iran für den Fall einer Einigung im Atomstreit eine Zusammenarbeit im Kampf gegen den IS vorgeschlagen. Am 9. November verlautete, den Amerikanern sei es durch Intensivierung ihrer Luftschläge gelungen, den Vormarsch des Islamischen Staates zu verlangsamen; bei einer ihrer Aktionen sei der Führer des IS, Abu Bakr al-Baghdadi, verletzt worden. Experten verwiesen aber sogleich darauf, daß selbst der Tod seines Chefs den Islamischen Staat nicht führungslos machen würde.


  Was die Vereinigten Staaten und Europa Ende 2014 besonders beunruhigen mußte, war die drohende Destabilisierung des Nahen Ostens durch Flüchtlingsströme, die der Terror der islamistischen Fundamentalisten auslöste. Vor dem Bürgerkrieg in Syrien waren mittlerweile fast 3,2Millionen Menschen in die Nachbarländer geflüchtet. Libanon, ein krisengeschütteltes Land mit etwa 4,5Millionen Einwohnern, hatte 1,1Millionen Menschen aufgenommen, die Türkei ebenfalls über 1 Million, Jordanien 620.000, der Irak 222.000, Ägypten 140.000. Dazu kamen 6,5Millionen Inlandsflüchtlinge in Syrien selbst und 104.000 Flüchtlinge, die es auf dem Land-, Luft- oder Seeweg in das Europa der EU geschafft hatten. Dort wuchs die Sorge vor einem Import innerarabischer Konflikte: eine Befürchtung, die mit dazu beitrug, daß sich auf dem alten Kontinent ein Gefühl wachsender Unsicherheit ausbreitete.


  Die Globalisierung des islamistischen Terrors schritt währenddessen fort. Am 20. Oktober 2014 überfuhr ein zum Islam konvertierter Kanadier in Montreal mit einem Auto zwei kanadische Soldaten, von denen einer starb. Der Attentäter kam bei der anschließenden Verfolgungsjagd der Polizei ums Leben. Zwei Tage später erschoß ein anderer kanadischer Konvertit, Sohn eines libyschen Vaters und einer frankokanadischen Mutter, in der Hauptstadt Ottawa am nationalen Gefallenendenkmal den wachhabenden Soldaten und begann kurz darauf im nahe gelegenen Parlamentsgebäude mit einer Schießerei, in deren Verlauf er selbst getötet wurde. Nach den Erkenntnissen der Polizei waren beide Attentäter Einzeltäter. An ihrer Beeinflussung durch den Terror des IS aber gab es keinen Zweifel: Sie versuchten in einer der westlichen Demokratien, die sich aktiv am Kampf gegen den Islamischen Staat beteiligten, Angst und Schrecken zu verbreiten – ganz so, wie es die Dschihadisten um al-Baghdadi Ende September angekündigt hatten.


  Der Irak war eines von zwei islamischen Ländern, mit denen die USA und ihre Alliierten unter George W. Bush in einen Krieg eingetreten waren. Das andere war Afghanistan. Von dort kamen im Frühsommer 2014 ermutigende Nachrichten. Die Präsidentenwahlen hatten trotz massiver Drohungen der Taliban und mehrerer Terroranschläge bei einer Wahlbeteiligung von etwa 60Prozent stattgefunden. Beim ersten Wahlgang lag Anfang April der frühere Außenminister Abdullah Abdullah, ein Tadschike, der 2009 der wichtigste Herausforderer von Präsident Hamid Karzai gewesen war, mit 45Prozent weit vor dem von Karzai unterstützten ehemaligen Finanzminister Ashraf Ghani, einem Paschtunen, auf den 32Prozent entfielen. Nach dem zweiten Wahlgang, der am 14. Juni zu Ende ging, häuften sich Meldungen über umfassende, ja systematische Wahlfälschungen des Karzai-Ghani-Lagers: Nunmehr konnte Zwischenberichten zufolge Ghani einen deutlichen Vorsprung vor Abdullah verbuchen.


  In Washington und den anderen westlichen Hauptstädten hatte man zeitweilig gehofft, daß die Kampftruppen der NATO und ihrer Alliierten Ende 2014 ein politisch notdürftig stabilisiertes Afghanistan verlassen könnten. Diese Erwartung wich nach dem Bekanntwerden von großangelegten Wahlfälschungen wieder einer skeptischen Einschätzung der inneren Lage in dem Land am Hindukusch. Am 7. Juli gab die Wahlkommission ein vorläufiges Ergebnis bekannt: Demnach hatte Ghani 56,4, Abdullah 43,6Prozent der Stimmen erhalten. Den Vorwürfen der Wahlfälschung aber müsse, so hieß es in einer Erklärung der Kommission, weiter nachgegangen werden, weshalb frühestens in zwei Wochen mit dem Endergebnis gerechnet werden könne. Vorher solle sich keiner der beiden Kandidaten zum Sieger erklären. Abdullah aber tat am 8. Juli just das und sprach von Wahlfälschungen industriellen Ausmaßes, begangen vom Apparat des amtierenden Präsidenten Karzai, den Gefolgsleuten Ghanis und der Wahlkommission.


  Am 12. Juli kam es dann doch, vermittelt durch den amerikanischen Außenminister Kerry, zu einer Verständigung zwischen den beiden Bewerbern: Sie vereinbarten eine Neuauszählung aller Stimmen unter Aufsicht der Vereinten Nationen. Die Überprüfung verlief so schleppend, daß Mitte August Putschgerüchte in Kabul die Runde machten. (Als Matthew Rosenberg, der Korrespondent der «New York Times», darüber berichtete, wurde er von der Regierung Karzai aus Afghanistan ausgewiesen.) Ende August erklärte Abdullah, daß er und sein Lager sich an der Neuauszählung der Stimmen nicht mehr beteiligen würden. Der Grund des Eklats lag informierten Beobachtern zufolge darin, daß sich Ghani und Abdullah nicht auf die Modalitäten einer von Kerry vorgeschlagenen Machtteilung hatten verständigen können. Es folgten Versuche westlicher Regierungen, an ihrer Spitze der USA, Abdullah doch noch zum Einlenken zu bewegen, und ein neuerliches Gespräch zwischen den beiden Rivalen. Doch das Resultat war negativ: Am 8. September zog sich Abdullah erneut aus der Internationalen Wahlkommission zurück und erklärte, daß er das Ergebnis der Nachzählung nicht anerkennen werde.


  Am 20. September revidierte er sich abermals. Präsident Karzai gab bekannt, daß sich Ghani und Abdullah doch noch auf eine nationale Einheitsregierung verständigt hätten. Die Wahlkommission erklärte tags darauf Ghani zum Wahlsieger, ohne Zahlenangaben zum Stimmenanteil zu machen. Ghani war damit designierter Staatspräsident, Abdullah Abdullah sollte das Amt des Ministerpräsidenten übernehmen. Die Ministerposten wurden zwischen beiden Lagern aufgeteilt. Am 29. September wurden Ghani zum Präsidenten und Abdullah zum Ministerpräsidenten ernannt. Die erste Amtshandlung der neuen Führung war der von Karzai systematisch hinausgezögerte Abschluß eines Sicherheitsabkommens mit den USA und eines Truppenstatuts mit der NATO. Westliche Soldaten wurden dadurch gegen eine Strafverfolgung durch afghanische Gerichte, und das hieß auf der Grundlage der Scharia, geschützt: Bedingungen, von deren Erfüllung die Vereinigten Staaten wie ihre Verbündeten die fortdauernde Präsenz von Ausbildern und Militärberatern nach dem Abzug der Kampftruppen Ende 2014 abhängig gemacht hatten. Insgesamt sollten 12.500 Angehörige der alliierten Streitkräfte, darunter 9500 Amerikaner, in dem Land am Hindukusch verbleiben.


  Ob der Kompromiß zwischen Ghani und Abdullah eine stabile Grundlage für die künftige Regierungsarbeit bilden würde, erschien den meisten Beobachtern zweifelhaft. Das innenpolitische Chaos fiel in eine Zeit, in der sich die Berichte über ein neuerliches Vordringen der Taliban im Süden und Norden Afghanistans häuften. In 32 der 34 Provinzen fanden Gefechte statt; Woche für Woche starben rund 100 Soldaten. In den rückläufigen Wirtschaftsdaten spiegelte sich die allgemeine Unsicherheit. Wenige Monate vor dem geplanten Abzug der alliierten Kampftruppen wies Afghanistan viele Merkmale eines «failing state» auf. Was von der zivilen westlichen Aufbauarbeit, vor allem im Schul- und Gesundheitswesen sowie bei der Infrastruktur, in den Jahren nach 2001 Bestand haben würde, war offen. Afghanistan ging Ende 2014 einer ungewissen Zukunft entgegen.


  Beunruhigende Nachrichten kamen im Juni 2014 auch aus der «klassischen» Krisenregion des Nahen Ostens: aus Israel und den Palästinensergebieten. Am 12. Juni waren im besetzten Gebiet drei Talmudschüler im Alter von 16 bis 19 Jahren von extremen Palästinensern entführt worden. Am 30. Juni wurden die drei ermordet aufgefunden. Die israelische Regierung machte die Hamas, die seit dem 2. Juni als Koalitionspartner der Fatah Regierungsverantwortung im palästinensischen Autonomiegebiet trug, für das Verbrechen verantwortlich und forderte von Präsident Abbas die Aufkündigung der Zusammenarbeit mit der radikaleren der beiden großen Palästinenserparteien. Am 2. Juli wurde im Westjordanland ein 16 Jahre alter arabischer Jugendlicher offenbar bei lebendigem Leibe verbrannt. Auf palästinensischer Seite wurde sofort vermutet, ja für sicher gehalten, daß dies ein Racheakt extremistischer jüdischer Siedler war. Folgerichtig kam es noch am gleichen Tag zu heftigen Zusammenstößen zwischen aufgebrachten Arabern und der israelischen Polizei. Die Furcht vor einer neuen Intifada lag in der Luft.


  In den Tagen darauf beschoß die Hamas vom Gazastreifen aus immer wieder israelisches Gebiet mit Raketen, woraufhin Israel Reservisten mobilisierte, Truppen an die Grenze zum Gazastreifen schickte und Luftschläge gegen vermutete Hamas-Stützpunkte auf der anderen Seite der Grenze richtete. Nach der Beerdigung des getöteten arabischen Jugendlichen kam es in Ost-Jerusalem erneut zu schweren Straßenkämpfen zwischen Palästinensern und der israelischen Polizei und zu Übergriffen von Arabern auf jüdische Siedlungen. Am 6. Juli nahm die israelische Polizei drei junge jüdische Rechtsradikale fest, die der Beteiligung an der Ermordung des palästinensischen Jugendlichen verdächtigt wurden. Zwei stammten aus Israel selbst, einer war Siedler. Noch am Abend desselben Tages gab einer der drei die Tat zu; die anderen beiden bezichtigte er der Beteiligung an dem Verbrechen. Am 7. Juli beschoß die Hamas erneut israelische Wohngebiete, darunter Tel Aviv, Haifa und Jerusalem, mit Raketen, woraufhin die Luftwaffe Israels eine Serie von Angriffen auf den Gazastreifen flog. Die Armee erhielt von Ministerpräsident Netanjahu die Anweisung, eine Bodenoffensive gegen die Hamas vorzubereiten.


  In der Nacht vom 12. zum 13. Juli unternahm eine kleinere israelische Spezialeinheit vom Mittelmeer aus einen Vorstoß im Norden des Gazastreifens, wo sie eine Raketenrampe der Hamas zerstörte. Appelle des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen an beide Seiten, die Feindseligkeiten sofort einzustellen, verhallten zunächst ungehört. Am 13. Juli belief sich die Zahl der Opfer der israelischen (Gegen-)Angriffe nach palästinensischen Angaben auf 160; die meisten von ihnen waren Zivilisten, darunter viele Kinder. Tausende vom Menschen waren auf der Flucht. Am 14. Juli trafen sich die Außenminister der Arabischen Liga in Kairo, um die Möglichkeiten einer Waffenruhe auszuhandeln. Mit der gleichen, vermittelnden Absicht traten einen Tag später der deutsche Außenminister Frank-Walter Steinmeier und seine italienische Kollegin Federica Mogherini eine Reise nach Jerusalem und Ramallah, dem Sitz der palästinensischen Autonomiebehörde, an.


  Eine von Ägypten angeregte Waffenruhe scheiterte am 15. Juli an der Weigerung der Hamas, sich daran zu halten. Tags darauf erklärten sich aber sowohl die israelische Regierung als auch die Hamas bereit, am 17. Juli eine fünfstündige «humanitäre» Feuerpause einzulegen. Am Abend desselben Tages eskalierte die Auseinandersetzung. Massivem Raketenbeschuß der Hamas folgte eine von Marine und Luftwaffe unterstützte israelische Bodenoffensive im Süden des Gazastreifens, die den Hauptzweck verfolgte, das Tunnelsystem zu zerstören, über das immer wieder Hamas-Terroristen nach Israel gelangt waren. In den folgenden beiden Wochen wurden mehrfach auch Einrichtungen der Vereinten Nationen im Gazastreifen, darunter eine Schule, durch israelische Raketen getroffen, wobei jedesmal eine größere Zahl ziviler Toter und Verletzter zu beklagen war.


  Am 4. August erklärte Israel das Tunnelsystem der Hamas für weitgehend zerstört, einen Großteil des palästinensischen Raketenarsenals für vernichtet und die Bodenoffensive im Gazastreifen für beendet. Eine erneut verkündete Waffenruhe, die am Morgen des 5. August in Kraft trat und auf 72 Stunden befristet war, erwies sich diesmal als relativ stabil. Am 5. August begannen in Kairo «indirekte» Gespräche zwischen Israelis und Palästinensern über einen längerfristigen Waffenstillstand im Gazastreifen. Die Zahl der Menschenleben, die der neue Gazakrieg gefordert hatte, wurde auf palästinensischer Seite mit 1860, auf israelischer mit 167, darunter 3 Zivilisten, beziffert. Eine von Israel vorgeschlagene Verlängerung der Waffenruhe scheiterte am 8. August an der Ablehnung seitens der Hamas. Am 11. August trat eine neue, wiederum auf 72 Stunden befristete Unterbrechung der Kampfhandlungen in Kraft.


  Am späten Abend des 13. August wurde die Waffenruhe, diesmal um fünf Tage und am 18. August nochmals um 24 Stunden verlängert. Während in Kairo noch verhandelt wurde, brachen palästinensische Dschihadisten am 19. August erneut die Waffenruhe, indem sie israelisches Gebiet mit Raketen beschossen – eine Provokation, die Israel sogleich mit weiteren Luftangriffen auf den Gazastreifen beantwortete.


  In der westlichen Öffentlichkeit stieß das Vorgehen Israels auf scharfe Kritik: Angesichts der hohen Zahl getöteter Zivilisten, darunter vieler Kinder, auf palästinensischer Seite mußte sich der militärisch weitaus stärkere der beiden Kontrahenten mit dem Vorwurf einer unverhältnismäßigen Reaktion, ja von Verbrechen gegen die Menschlichkeit auseinandersetzen. Israel verteidigte sich mit der Feststellung, daß die Hamas Zivilisten bewußt als lebende Schutzschilde mißbrauchte. Als sich Israelis und Palästinenser am 18. August in Kairo auf eine zeitlich begrenzte Waffenruhe und eine Wiederaufnahme der Verhandlungen nach Ablauf von vier Wochen verständigten, war das die Folge wechselseitiger Zermürbung. Von einem Umdenken mit dem Ziel, die Grundlagen eines friedlichen Ausgleichs zu schaffen, waren beide Seiten weit entfernt. Anfang September gab die israelische Regierung bekannt, die Militärverwaltung werde im besetzten Gebiet 400Hektar Land zum Zweck des Siedlungsbaus enteignen – eine kalkulierte Provokation der Palästinenser, wie sie dreister kaum hätte ausfallen können. Wie ein tragfähiger «modus vivendi» für den Gazastreifen oder gar im Verhältnis zwischen Israelis und Palästinensern insgesamt aussehen sollte, war im August 2014 so wenig abzusehen wie in den Jahren zuvor.


  Von den vielen Krisen des Jahres 2014 war keine unheimlicher als die mit dem Namen einer Seuche verknüpfte: Im Sommer häuften sich im Westen Afrikas die Fälle von Ebola-Erkrankungen. Besonders betroffen waren Liberia, Sierra Leone und Guinea. Katastrophale hygienische Verhältnisse, ein mangelhaftes bis ungenügendes Krankenhauswesen und administratives Versagen förderten die rasche Ausbreitung der gefährlichen, sehr häufig tödlich verlaufenden Krankheit. Ausgangssperren, wie sie mancherorts verhängt wurden, bewirkten wenig. Im Oktober wurden erste Ebola-Erkrankungen aus den USA und Europa gemeldet.


  In einer Rede vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen ging Präsident Obama am 24. September ausführlich auf die Ebola-Epidemie ein. Er forderte alle Länder auf, sich zum gemeinsamen Kampf gegen eine Seuche zusammenzuschließen, die sich rasch über alle Staatsgrenzen hinweg ausbreite, ganze Volkswirtschaften destabilisieren und Hunderttausende töten könne. Wie die USA erklärten sich auch viele europäische Staaten bereit, den besonders gefährdeten Ländern medizinisch und materiell zu helfen. Zahlreiche Ärzte und Soldaten meldeten sich zum freiwilligen Einsatz in Westafrika, wobei das kommunistische Kuba sich bei der ärztlichen Hilfe besonders stark engagierte; erste mobile Kliniken und Isolierstationen wurden errichtet. Obamas Warnung vor den wirtschaftlichen Folgen von Ebola wurde kurz darauf, am 2. Oktober, von der Präsidentin des Internationalen Währungsfonds, Christine Lagarde, bestätigt. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen sprach am 18. September von einer Bedrohung des internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit.


  Mitte Oktober 2014 bezifferte die WHO, die Weltgesundheitsorganisation, die Zahl der Ebola-Erkrankungen in Westafrika auf fast 9000, die der Todesfälle auf über 4400. (Experten gingen von einer fast dreimal so hohen Dunkelziffer aus.) Bis zum Jahresende erwartete die WHO 5000 bis 10.000 Neuinfektionen pro Woche. Die Nachrichten über die Ausbreitung von Ebola wirkten nicht minder alarmierend als die Meldungen über das Vordringen von islamistischen Terrororganisationen wie dem Islamischen Staat im Nahen Osten, Boko Haram in Nigeria und der Shebab-Miliz in Somalia und Kenia. Die Seuche konfrontierte die westlichen Demokratien mit einem Aspekt des Entwicklungsgefälles zwischen reichen und armen Nationen, der in den Jahren zuvor nur noch wenig Beachtung gefunden hatte. Infolgedessen waren auch die Mittel für die WHO über die Jahre hinweg drastisch gekürzt worden – eine der Ursachen sowohl ihres verspäteten Tätigwerdens angesichts der Epidemie von 2014 wie auch der Unterschätzung der davon ausgehenden Gefahren durch die Völkergemeinschaft. Ebola war ein Übel von geradezu apokalyptischen Dimensionen – und einer der Gründe, weshalb 2014 das Wort die Runde machte, die Welt sei aus den Fugen geraten.


  Bei allem, was amerikanische Kritiker ihrem Präsidenten im Hinblick auf Syrien, den Irak und Afghanistan oder auch auf Rußland und China an fehlender weltpolitischer Führung vorhielten: Obamas Kurs war auf weite Strecken ein Ausdruck von innen- und außenpolitischen Veränderungen, die er nur in engen Grenzen beeinflussen konnte. Der kriegerische Aktivismus seines Vorgängers hatte in der amerikanischen Gesellschaft eine tiefe Ernüchterung gegenüber einem militärischen Engagement der USA in fernen Weltregionen bewirkt. Die Folgen der gigantischen Staatsverschuldung und der Weltfinanzkrise waren nach wie vor spürbar. Die Vereinigten Staaten konnten, anders als in der Hochzeit des Kalten Krieges, materiell nicht mehr aus dem Vollen schöpfen, wenn es galt, das «national interest» außerhalb der eigenen Grenzen zu definieren und entsprechend zu agieren.


  Die Folge war jener weltpolitische Minimalismus, in dem kritische Beobachter zu Recht den tieferen Grund der dramatischen Häufung internationaler Krisen im Jahr 2014 sahen. Doch die USA standen mit ihrer Zurückhaltung nicht allein. Sie hatten sich wie alle westlichen Nationen zu einer «postheroischen Gesellschaft» entwickelt – wenngleich in geringerem Maß als die meisten europäischen Gesellschaften, obenan die deutsche. Eine Kurskorrektur bewirkte erst die beispiellose Brutalität, die der Islamische Staat und seine Verbündeten an den Tag legten, wobei die Enthauptung von Geiseln, nach den beiden amerikanischen Journalisten auch die von zwei Briten, einem Franzosen und einem weiteren Amerikaner, die transatlantische Öffentlichkeit besonders erschütterte. Doch es blieb offen, in welchem Umfang die USA in Zukunft wieder bereit sein würden, die Rolle des «Weltpolizisten» zu übernehmen. Sicher war nur, daß es außer ihnen niemanden gab, der dies tun konnte.


  Obamas Kurskorrektur in Sachen IS kam zu spät und erschien zu halbherzig, um einen Stimmungsumschwung zu seinen Gunsten zu bewirken. Auch seine wiederholten Hinweise auf den Zuwachs neuer Stellen und den Rückgang der Arbeitslosenzahlen verhalfen ihm nicht zu neuer Popularität. Ende Oktober 2014 äußerten sich nur noch 42Prozent der befragten Amerikaner zufrieden mit seiner Amtsführung.


  Bei den Kongreßwahlen vom 4. November trat die Situation ein, die der Präsident seit langem befürchtet hatte: Die Republikaner konnten nicht nur ihre Mehrheit im Repräsentantenhaus ausbauen, sie gewannen nunmehr auch die Majorität im Senat, wo sie 53 von 100 Senatoren, acht mehr als bisher, stellten. Obama drohte infolgedessen in den letzten beiden Jahren seiner Amtszeit endgültig zur «lame duck» zu werden – dann jedenfalls, wenn die Republikaner fortfuhren, seine Politik so frontal zu bekämpfen, wie sie es in den letzten Jahren und während des Wahlkampfes getan hatten. Obama kündigte seinerseits zwar Kompromißbereitschaft an, und ähnliche Stimmen waren auch bei der «Grand Old Party» zu hören, so vom neuen Mehrheitsführer im Senat, Mitch McConnell aus Kentucky. Ob sich die gemäßigten Kräfte beider Parteien durchsetzen würden, war aber eine offene Frage.


  Als Obama am 20. November ein humanitäres Wahlversprechen erfüllte, indem er eine Exekutivanordnung ankündigte, die bis zu 5Millionen illegalen Einwanderern unter bestimmten Voraussetzungen einen legalen Aufenthaltsstatus gewähren und sie so vor der Abschiebung bewahren sollte, löste er einen Proteststurm aus. Die Republikaner, die die überfällige Reform des Einwanderungsrechts bislang verhindert hatten, erklärten, von Zusammenarbeit mit dem Präsidenten könne unter diesen Umständen nicht mehr die Rede sein. Für viele Staatsrechtler, Politikwissenschaftler und Intellektuelle war die neue Konfrontation ein weiterer Beweis für einen Konstruktionsfehler der amerikanischen Verfassung: das Nebeneinander einer fast schon diktatorischen Machtfülle des Präsidenten und der Blockademöglichkeiten eines Kongresses, in dessen einer Kammer, dem Senat, kleine und große Staaten, dem Demokratieprinzip widersprechend, gleich stark vertreten waren.


  Wirtschaftlich standen die USA 2014 besser da als Europa. Das amerikanische Wirtschaftswachstum war höher als das der EU (im dritten Quartal 2014 2,3 gegenüber 1,3Prozent, jeweils verglichen mit dem vorangegangenen Quartal), die Arbeitslosigkeit niedriger (6,0 gegenüber 10,0Prozent im dritten Quartal 2014). Seit dem Frühjahr 2014 sank auch der Kurswert der europäischen gegenüber der amerikanischen Währung: Für einen Euro erhielt man Mitte Oktober 1,28 Dollar; Anfang Januar es waren es noch 1,36 Dollar gewesen. Seit Dezember 2013 hatte die «Fed» den Kauf von Staats- und Immobilienanleihen kontinuierlich verringert; Ende Oktober 2014 wurde er ganz eingestellt. Die Europäische Zentralbank sah sich hingegen genötigt, mit Blick auf die lahmende Konjunktur ihre Anleihekäufe unvermindert fortzusetzen, ja auszuweiten.


  Ein Grund des amerikanischen Vorsprungs in Sachen wirtschaftliche Erholung waren die vergleichsweise niedrigen Energiepreise, in denen sich auch die Erfolge des «fracking», der Gewinnung von Schiefergas durch Tiefenbohrungen, widerspiegelten. Amerikanische Konzerne waren weltweit führend bei der digitalen Vernetzung, der «Informatisierung» der klassischen industriellen Produktion – der sogenannten Vierten Industriellen Revolution oder «Industrie 4.0», die auf den drei vorausgegangenen Revolutionen aufbaute, in denen zuerst die Dampfmaschine, dann die chemische und die elektrotechnische Industrie sowie das Fließband und schließlich Automation und Elektronik die Produktion geprägt hatten. Europa war es bisher nicht gelungen, auf dem Feld von Internet und cyber-physischen Systemen aus dem Schatten Amerikas herauszutreten: ein weiterer Grund für das Zurückbleiben des alten Kontinents gegenüber der größten Macht des Westens.


  Sehr viel tiefer reichen andere Unterschiede zwischen dem alten und dem neuen Westen. Der transatlantische Streit um die Abhöraktionen der NSA fügt sich nahtlos in einen größeren Zusammenhang ein. Während die Europäer in postklassischen Nationalstaaten leben, die sich dem Völkerrecht unterordnen und ihre Hoheitsrechte teilweise gemeinsam ausüben oder auf supranationale Einrichtungen übertragen haben, sind die Vereinigten Staaten nach wie vor ein vollsouveräner Nationalstaat. Ihr «national interest» bricht, wenn es zum Konflikt kommt, die allgemeinen Regeln des Völkerrechts. Bis zum ausdrücklichen Verbot durch ein von Präsident Ford eingebrachtes Gesetz von 1976 war es etwa der CIA erlaubt gewesen, ausländische Staatsoberhäupter zu töten: ein Schicksal, das im Januar 1961, in den letzten Tagen der Amtszeit Eisenhowers, dem schon gestürzten Präsidenten der Demokratischen Republik Kongo, Patrice Lumumba, widerfahren und Fidel Castro, dem kubanischen «Leader Máximo», nur aufgrund glücklicher Umstände erspart geblieben war.


  Die Weigerung Präsident Clintons vom Jahr 2000, den Vertrag über den Internationalen Strafgerichtshof an den Senat weiterzuleiten, ergab sich mit innerer Logik aus dem amerikanischen Verständnis von nationaler Souveränität. Die Neigung der USA zum unilateralen Vorgehen und zur Distanzierung von den Vereinten Nationen kam auch nicht erst unter George W. Bush auf: Dessen Nein zum Umweltprotokoll von Kyoto im Jahr 2001 ging Clintons Absage an den Vertrag über das Verbot von Landminen im Jahr 1998 voraus. Den Konflikt mit dem Völkerrecht, auf den der jüngere Bush sich mit der exterritorialen Dauerinternierung von Quasi-Kriegsgefangenen in Guantánamo einließ, hatte Barack Obama beenden wollen, aber nicht beenden können, weil sich der gegenteilige Wille des Kongresses als zu stark erwies.


  Zwischen Europäern und Amerikanern ist auch jenseits unterschiedlicher Haltungen zum Völkerrecht vieles strittig, was für ihr jeweiliges Selbstverständnis grundlegend ist. Das amerikanische Grundrecht auf Waffenbesitz, ein Erbe der Pionierzeit, verträgt sich nicht mit der europäischen Auffassung vom Gewaltmonopol des Staates. In Sachen Strafanspruch der Gemeinschaft denken die Amerikaner alttestamentarischer oder schlicht archaischer als die diktaturerfahrenen und dadurch sensibilisierten Europäer. Während diese die Todesstrafe inzwischen als Ausdruck eines barbarischen Vergeltungsdenkens empfinden und darum abgeschafft haben, sind jene in dieser Frage gespalten: In 18 Einzelstaaten ist sie ebenfalls abgeschafft, in 32 gilt sie weiterhin.


  Aus unterschiedlichen historischen Prägungen erklären sich auch die transatlantischen Differenzen im Hinblick auf die sozialen Pflichten des Staates. Wirkt in Europa noch immer die frühneuzeitliche Tradition des fürsorgenden Obrigkeitsstaates nach, so in Amerika die des eigenverantwortlichen, weil mitunter auf sich allein gestellten, seine individuelle Freiheit über alles schätzenden Siedlers. Auf dem alten Kontinent konnte der moderne Sozialstaat darum früher und umfassender Einzug halten als in den Vereinigten Staaten, wo er allen sozialpolitischen Errungenschaften seit F. D. Roosevelts New Deal zum Trotz auch im frühen 21.Jahrhundert unter einem massiven Legitimationsvorbehalt von rechts steht. Der verbissene Kampf der «Tea Party» gegen Obamas Gesundheitsreform ist ein für Europa kaum nachvollziehbares Beispiel eines spezifisch amerikanischen vormodernen Anti-Etatismus.


  Als ähnlich rückständig nehmen die meisten Europäer das amerikanische Verhältnis zur Religion wahr. Einerseits ist die strikte Trennung von Staat und Kirche seit der Gründung der Vereinigten Staaten für das amerikanische Selbstverständnis konstitutiv. Andererseits spielt Religion im gesellschaftlichen und politischen Leben nach wie vor eine zentrale Rolle. Völlig aussichtslos wäre auch heute noch ein amerikanischer Präsidentschaftskandidat, der sich als Agnostiker oder gar als Atheist zu erkennen gäbe. In Europa ist eine strikte Trennung von Staat und Kirche wie im traditionell laizistischen Frankreich zwar die Ausnahme, die Entkirchlichung aber so weit fortgeschritten, daß der alte Westen, vom neuen, amerikanischen Westen aus betrachtet, als fast schon gottlos oder zumindest gottfern erscheint. Die Gefühle wechselseitiger Entfremdung zwischen beiden Seiten des Nordatlantiks haben mithin alle ihr historisches Fundament. Doch wann immer Europäer und Amerikaner über Grundsätzliches streiten, geht es um unterschiedliche Auslegungen gemeinsamer Werte – der Werte der beiden atlantischen Revolutionen von 1776 und 1789, auf denen ihre politischen Kulturen beruhen. Es sind Kulturen, für die die unveräußerlichen Menschenrechte, die Herrschaft des Rechts, die Gewaltenteilung, die Volkssouveränität und die repräsentative Demokratie grundlegend sind.


  Was das Trennende angeht, dürfte die schiere Disparität der Macht wichtiger sein als alles andere. Die Vereinigten Staaten sind ungeachtet ihrer wirtschaftlichen Rückschläge seit 2008 und des Aufstiegs Chinas die führende Weltmacht geblieben. Europa hingegen ist dem Ziel, sein Gewicht gemeinsam in die Waagschale der Weltpolitik zu werfen, nicht nähergekommen. Militärisch hängt es noch immer von den USA ab, hinsichtlich der geheimdienstlichen Terrorabwehr ebenso. Auf den drei großen Asiengipfeln, die zwischen dem 10. und 14. November 2014 stattfanden – den Treffen der APEC in Peking, der ASEAN und des East Asian Summit in Myanmar (Birma) – waren die USA als pazifische Macht prominent, durch Präsident Obama, vertreten. Die EU gehörte nicht zu den Teilnehmern. Sie mußte sich damit begnügen, auf dem anschließenden G20-Gipfel im australischen Brisbane, zusammen mit ihren fünf größten Mitgliedstaaten, Präsenz zu zeigen.


  Unter dem Eindruck der unilateralen Exzesse der Präsidentschaft von George W. Bush hatten liberale amerikanische Sozialwissenschaftler wie Jeremy Rifkin und Charles Kupchan in der EU das überlegene Modell westlicher Möglichkeiten gesehen. Ein Jahrzehnt später wird nur noch selten von diesem «europäischen Traum» gesprochen: Ob die gemeinsame Währung dazu beiträgt, Europa zusammenzuführen, ist noch nicht ausgemacht. Während der Schuldenkrise überwog vielmehr der Eindruck, daß der Euro die europäischen Völker spaltet. Der wirtschaftliche Abstand zwischen Deutschland und Frankreich ist größer geworden, ein deutsch-französischer Reformkonsens nicht in Sicht. Großbritannien steht der Europäischen Union wieder so distanziert gegenüber wie in der Ära Thatcher und verhält sich, was die Spionageaktivitäten seines Geheimdienstes GCHQ gegenüber europäischen Nachbarn wie Deutschland angeht, nicht weniger bedenkenlos als die USA. Ob Italien die Kraft findet, sich vom niederdrückenden Erbe der Ära Berlusconi und der Schuldenpolitik früherer Jahre zu befreien, ist trotz der Reformbemühungen des jungen, im Februar 2014 an die Regierung gelangten Ministerpräsidenten Matteo Renzi offen. In einigen ehedem kommunistisch regierten Staaten, darunter Ungarn, Rumänien und Bulgarien, steht nichts Geringeres auf dem Spiel als die Zukunft der Demokratie.


  In der Ukrainekrise von 2014 trat die Europäische Union insgesamt geschlossen auf. Nach dem Rat der Finanzminister gewann nun auch der Rat der Außenminister erhöhte Bedeutung. In gewisser Weise half das aggressive Vorgehen Rußlands der EU sogar, ihre gemeinsamen Interessen zu erkennen und wahrzunehmen. Für das Atlantische Bündnis galt dasselbe: Ihre «raison d’être» wurde der NATO durch die Politik Putins deutlicher vor Augen geführt, als das irgendein Appell westlicher Staats- und Regierungschefs vermocht hätte.


  Die transatlantische Entfremdung der jüngsten Vergangenheit, in Deutschland vor allem eine Folge des NSA-Skandals, war damit noch nicht überwunden. Anfang Juli 2014 wurde das deutsch-amerikanische Verhältnis nochmals durch zwei Spionageaffären, die Aufdeckung der Spitzeltätigkeit eines Mitarbeiters des Bundesnachrichtendienstes für die CIA und eines Angehörigen des Bundesverteidigungsministeriums für den militärischen Geheimdienst Defense Intelligence Agency (DIA), erschüttert – Vorgänge, auf die die Bundesregierung mit der Aufforderung an einen amerikanischen Diplomaten, den Repräsentanten der Geheimdienste, reagierte, er möge Deutschland verlassen. Kurz darauf berichtete die Presse über weitere Spionageaktivitäten der USA gegen Bundesregierung und Bundestag. Aber auch diese erneuten Beweise anhaltenden Washingtoner Mißtrauens gegenüber Berlin konnten die Einsicht nicht auslöschen, daß die Zusammenarbeit mit dem großen Partner jenseits des Atlantiks von vitaler Bedeutung für die Sicherheit der Bundesrepublik war. Angesichts der veränderten Weltlage war das Bewußtsein dessen, was Europa und Amerika trotz aller Gegensätze verband, im Krisenjahr 2014 auch in Deutschland wieder stärker ausgeprägt als in den Jahren zuvor.


  Die Gedenkfeiern des Jahres 2014, die Veranstaltungen zum 100. Jahrestag des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs, zur 75. Wiederkehr der Entfesselung des Zweiten Weltkriegs, zum 70. Jahrestag der alliierten Landung in der Normandie, zu den friedlichen Revolutionen in Ostmitteleuropa ein Vierteljahrhundert zuvor und zum 10. Jahrestag der Osterweiterung der Europäischen Union, gaben Amerikanern und Europäern vielfältige Gelegenheiten, sich einer Geschichte zu erinnern, die spätestens seit dem Eintritt der Vereinigten Staaten in den Ersten Weltkrieg im Jahr 1917 auf weiten Strecken eine gemeinsame transatlantische Geschichte war. Die Lehren, die man diesseits und jenseits des Nordatlantiks aus dieser Geschichte gezogen hat, wirken nach.


  Wenn es in einer Weltregion Konflikte gibt, die an die Auseinandersetzungen auf dem Balkan am Vorabend des Ersten Weltkriegs erinnern, ist es der Ferne Osten, wo die Nationalismen Chinas, Japans, der Philippinen und Vietnams beim Streit um Inselgruppen im Ost- und im Südchinesischen Meer aufeinanderprallen. Aber auch Europa ist nicht als Ganzes befriedet: Die Ukrainekrise zeigt, wie prekär die Beziehungen zwischen Rußland und dem Westen nach wie vor oder inzwischen wieder sind; mit einem militärischen Konflikt zwischen der Russischen Föderation und der NATO rechnen aber auch Pessimisten nicht. Ein Krieg zwischen Mitgliedstaaten des Atlantischen Bündnisses oder der Europäischen Union ist vollends undenkbar geworden. Deutschland, das der ersten Hälfte des 20.Jahrhunderts immer wieder seinen Stempel aufgedrückt hatte, ist nach 1945 zu einer westlichen Demokratie geworden, was seit der Wiedervereinigung im Jahr 1990 nicht nur für seinen westlichen Teil, sondern für das gesamte Gebiet des viereinhalb Jahrzehnte lang geteilten Landes gilt. Seit dem 3. Oktober 1990 ist Deutschland zwar wieder ein souveräner Staat, durch seine Einbindung in supranationale Zusammenschlüsse wie die NATO und die EU unterscheidet sich der neue deutsche Nationalstaat aber qualitativ von dem 1945 untergegangenen Deutschen Reich.


  So kriegsmüde die USA auch sind, ein Rückzug in den Isolationismus kommt für sie nicht in Frage. Sie mögen das 21.Jahrhundert als das «pazifische Jahrhundert» betrachten, Europa behält gleichwohl seine Bedeutung als die Weltregion, mit der die Vereinigten Staaten am stärksten durch materielle wie immaterielle Interessen verbunden sind. Wenn es Verbündete gibt, die auch als Partner eines «burden-sharing» in Frage kommen, dann sind es in erster Linie die europäischen Mitglieder der NATO.


  Die neue Multipolarität nahm sich 2014 antagonistischer oder «apolarer» aus als noch einige Jahre zuvor. Das gilt vor allem für das Verhältnis zwischen Washington und Moskau, aber auch zwischen Washington und Peking. Als im Herbst 1989 die Berliner Mauer fiel, hatten die demokratischen Nationen des Westens gehofft, ihre Werte würden sich über kurz oder lang wenn nicht in der ganzen Welt, so doch auf dem gesamten Gebiet der damals noch existierenden Sowjetunion durchsetzen. In der Charta von Paris, die ein Jahr später, im November 1990, verabschiedet wurde, hatten die 34 Mitgliedstaaten der KSZE, der späteren OSZE, den Beginn eines neuen Zeitalters in Europa gefeiert und sich verpflichtet, «die Demokratie als einzige Regierungsform unserer Nationen aufzubauen, zu festigen und zu stärken» sowie alle Streitfälle friedlich beizulegen. Was den alten Kontinent diesseits der russischen, weißrussischen und ukrainischen Grenzen betraf, war diese Hoffnung, mit einigen Abstrichen in einigen Staaten, in Erfüllung gegangen. 2014 sprach alles dafür, daß sich auch die Ukraine konsequenter als bisher in Richtung Rechtsstaat und Demokratie entwickeln würde. In Weißrußland und Rußland aber deuten alle Zeichen in die Gegenrichtung. In den meisten ehemaligen Sowjetrepubliken Zentralasiens, die ebenfalls Mitglieder der OSZE sind, sieht es nicht besser aus, ebensowenig in Aserbaidschan und Armenien. Zu einer optimistischeren Einschätzung gab der demokratische Machtwechsel in einer anderen Kaukasusrepublik, in Georgien, im Oktober 2013 Anlaß.


  Ein «neues Zeitalter» war also nach 1989 nur für einen Teil Europas angebrochen. Von einer «strategischen Partnerschaft» mit Rußland spricht 2014 kaum noch jemand. Der Westen muß sich erneut auf Zeiten einstellen, in denen alles auf seinen Zusammenhalt ankommt. Was für das Atlantische Bündnis gilt, trifft auch auf die Europäische Union zu. Nur wenn sie es lernt, in wichtigen außen- und sicherheitspolitischen Fragen mit einer Stimme zu sprechen, hat sie Aussichten, ihr Gewicht in der westlichen Allianz voll zur Geltung zu bringen und im Weltmaßstab als «global player» ernst genommen zu werden.


  Am 8. Juli 2014 veröffentlichte die «Frankfurter Allgemeine Zeitung» unter der Überschrift «Es geht um viel mehr als um die Krim» einen bemerkenswerten Versuch des schwedischen Außenministers Carl Bildt, die neuesten internationalen Entwicklungen historisch einzuordnen. «Wenn das 20.Jahrhundert mit dem Jahr 1914 begann, könnten zukünftige Historiker durchaus sagen, das 21.Jahrhundert habe im Jahr 2014 begonnen. Keines der Argumente, die vorgebracht wurden, um die russische Invasion und Annexion der Krim zu rechtfertigen, kann ohne schwerwiegende Folgen für die Zukunft akzeptiert werden. Der Kreml mag abgelehnt haben, was in Kiew passiert. Aber was in einem Nachbarland passiert, kann niemals eine Invasion rechtfertigen.»


  An dieses Verdikt knüpfte Bildt eine nüchterne Vermutung: «Das 21.Jahrhundert könnte sich wohl als ganz anders erweisen, als wir es uns nach den folgenschweren Veränderungen vor einem Vierteljahrhundert erträumt haben. Vielleicht ist der Triumph unserer Ideen sehr viel oberflächlicher gewesen, als wir dachten.» Für die EU konnte es nach der Überzeugung des schwedischen Außenministers nach alledem nur eine Folgerung geben: «Der Zusammenhalt unserer Union ist der Schlüssel zu Frieden und Stabilität in Europa.»


  Im Herbst 2014 war die Ukrainekrise noch längst nicht gelöst, die westliche Einschätzung der russischen Politik keine wesentlich andere als im Frühjahr und im Sommer des Krisenjahres. Und doch mehrten sich die Stimmen, die auf ein elementares gemeinsames Interesse der westlichen Demokratien und Rußlands, aber auch Chinas und Indiens, verwiesen, das eine verstärkte Zusammenarbeit erforderte: die Bedrohung durch den weltweit agierenden islamistischen Terror. Im Fall der Vetomächte Rußland und China kam noch die Kooperation beim Atomstreit mit Iran hinzu.


  «Wenn zwei Krisen sich kreuzen, so frißt momentan die stärkere die schwächere auf»: So lautet ein berühmter Satz aus den «Weltgeschichtlichen Betrachtungen» des Historikers Jacob Burckhardt. Ende 2014 beunruhigte die Krise, die das Vorrücken des Islamischen Staates in Syrien und im Irak und die dadurch ausgelösten neuen Flüchtlingsströme hervorriefen, den Westen nicht weniger als die Ost-West-Konfrontation um die Ukraine. Die fortschreitende Globalisierung des Terrors verstärkte das Gefühl vieler Menschen, das Ende aller Sicherheit zu erleben – ein Gefühl, zu dem auch die Finanz- und Schuldenkrise ihren Beitrag geleistet hatte, das seinen Ursprung aber letztlich im Schock von «9/11» hatte: Die Anschläge auf New York und Washington von 2001 wurden rückblickend verstärkt als die bedrohliche Inhaltsanzeige des neuen Jahrhunderts wahrgenommen. So betrachtet, war die Terrorkrise im Spätjahr 2014 im Begriff, die Ukrainekrise «aufzufressen».


  Doch die Aggression Putins ließ sich nicht so einfach verdrängen. Im November 2014 gab es nichts mehr daran zu deuteln, daß Moskau die Minsker Vereinbarungen über eine Waffenruhe im Donbass als Makulatur betrachtete und die militärischen Aktivitäten der prorussischen Separatisten weiterhin nachhaltig unterstützte. Gleichzeitig nahm Rußland verstärkten Einfluß auf die Innenpolitik Moldawiens und übte Druck auf ein Land des westlichen Balkan aus, mit dem die EU seit Anfang 2014 Beitrittsverhandlungen führte: Serbien sollte sich nicht weiter Europa und dem Westen annähern, sondern an Rußland anlehnen. Dazu kamen Demonstrationen militärischer Stärke seitens der russischen Streitkräfte im Ostseeraum und über dem Atlantik, ja selbst vor der Küste Australiens.


  In den westlichen Medien war infolgedessen wieder verstärkt von der Gefahr eines neuen Kalten Krieges die Rede. Tatsächlich gab es zwischen der Politik Putins und der sowjetischen Politik in Konfrontationsphasen des Ost-West-Konflikts viele Parallelen. Doch der Kalte Krieg war immer auch und mit an erster Stelle ein Krieg der Ideologien gewesen, und so reaktionär sich der «Putinismus» gebärdete, von einer geschlossenen Weltanschauung war er ähnlich weit entfernt wie der autoritäre chinesische Staatskapitalismus.


  Der Westen stand also vor der Notwendigkeit, sich auch ohne den Druck einer theoretisch anspruchsvollen Systemkonkurrenz gegenüber seinen Herausforderern zu behaupten – und nach einem friedlichen, für alle Seiten «gesichtswahrenden» Ausgleich der widerstrebenden Interessen zu suchen. Von seiner großen Hoffnung aus den Jahren 1989/90 aber, über kurz oder lang werde sich von Vancouver bis Wladiwostok ein trikontinentaler Friedensraum auf der Grundlage der Demokratie entwickeln, mußte er sich einstweilen verabschieden. Die Ereignisse des Jahres 2014 hatten solchen Erwartungen, soweit sie bis dahin noch überlebt hatten, den Boden entzogen.[15]


  Vom normativen Projekt zum normativen Prozeß:

  Rückblick und Ausblick


  In dem Entwurf eines Europäischen Verfassungsvertrages, wie ihn der Europäische Konvent am 18. Juli 2003 verabschiedete, stand, angeblich auf Wunsch des Konventspräsidenten, des früheren französischen Staatspräsidenten Valéry Giscard d’Estaing, am Beginn der Präambel ein kurzes Zitat aus der «Geschichte des Peloponnesischen Krieges» des griechischen Historikers Thukydides. Es stammte aus der Gefallenenrede, die Perikles, der größte Staatsmann Athens, 431 vor Christus, im ersten Jahr des Krieges, Thukydides zufolge gehalten hat. Es lautet: «Die Verfassung, die wir haben … heißt Demokratie, weil der Staat nicht auf wenige Bürger, sondern auf die Mehrheit ausgerichtet ist.»


  Während der Überarbeitung des Entwurfs durch eine Regierungskonferenz verschwand das Zitat dann wieder. Was immer zur Streichung geführt hat, für den Verzicht gab es gute Gründe. Thukydides selbst hatte davor gewarnt, die dem Perikles in den Mund gelegte Behauptung allzu ernst zu nehmen: Dem Namen nach sei dessen Regime wohl eine Demokratie gewesen, in Wirklichkeit aber zur Herrschaft des ersten Mannes (oder, wörtlich übersetzt, zur Herrschaft durch den ersten Mann) geworden – eine Klarstellung, die Thukydides keineswegs abträglich meinte. Spätere Historiker haben darauf hingewiesen, daß von einer Mehrheitsherrschaft im perikleischen Athen auch aus anderen Gründen keine Rede sein konnte: Von den Frauen abgesehen, hatten auch die Metöken, das heißt die in der Stadt ansässigen Fremden, und die Sklaven kein Bürgerrecht. Sie konnten also auch nicht in der Volksversammlung, der ekklesía, oder im Volksgericht, der heliaia, ihre Stimme abgeben.


  Manche Geschichtsforscher gingen soweit, der athenischen Demokratie die Abwesenheit jeglicher Art von individuellen Rechten vorzuhalten, was in dieser pauschalen Form unzutreffend ist: Unter denen, die das Bürgerrecht besaßen, galten die Gleichheit des Rechts auf Rede und Antragstellung (isegoría), die Freiheit der Rede (parrhesía) und die Gleichheit vor dem Gesetz (isonomía). Eine Vorstellung von unveräußerlichen Menschenrechten aber, auf die sich ein Nein zur Sklaverei hätte stützen können, hatten die Athener des perikleischen Zeitalters nicht: ein gewichtiger Grund, das klassische Hellas nicht allzu umstandslos zur Wiege der europäischen oder westlichen Demokratie zu erklären, wie das bis heute immer wieder geschieht.


  Ein anderes Merkmal der athenischen Demokratie war für die Gründerväter der ersten modernen, der amerikanischen Demokratie, die häufig sehr gute Kenner des klassischen Altertums waren, die Nähe zu Massenfuror und Demagogie. «Wäre auch jeder athenische Bürger ein Sokrates gewesen, so wäre doch immer noch jede Versammlung der Athener eine des Pöbels gewesen», schrieb James Madison, der spätere vierte Präsident der Vereinigten Staaten, 1787 im berühmtesten aller Kommentare zur amerikanischen Verfassung, den «Federalist Papers». Um der Gefahr der Verführung durch Demagogen, einem Charakteristikum plebiszitärer Herrschaft, vorzubeugen, schufen die «founding fathers» der USA eine repräsentative und gewaltenteilige Demokratie, die auf den Erfahrungen der englischen Verfassungsgeschichte, darunter dem Gedanken der «checks and balances», der sich gegenseitig ausbalancierenden Gewalten, beruhte. Sie berücksichtigten dabei, was Autoren der klassischen Antike, darunter Platon, Aristoteles und vor allem Polybios, und neuere Theoretiker von Locke bis Montesquieu über die Vorzüge einer Mischverfassung gegenüber reinen Formen von Monarchie, Aristokratie oder Demokratie geschrieben hatten. Was das Nachdenken der Nachwelt über die Demokratie, ihre Vorzüge und ihre Gefährdungen angeht, war der Einfluß der Kritiker der athenischen Versammlungsdemokratie mithin sehr viel größer als der ihres Lobredners Perikles.


  «Wohl keine andere Ordnung der Weltgeschichte wird mit so evident anachronistischen Maßstäben gewertet wie die athenische Demokratie»: So lautet das ebenso pointierte wie treffende Urteil des Althistorikers Wilfried Nippel. Die athenische Demokratie hat, wenn man die Reformen des Kleisthenes in den Jahren 508/507 vor Christus als ihren Anfang und die Einführung einer Zensusverfassung im Jahr 322 vor Christus als ihr Ende nimmt, weniger als zwei Jahrhunderte bestanden und bildete, wie Nippel feststellt, einen Sonderfall in der griechischen Welt. Daß das klassische Hellas sich noch immer des Rufes erfreut, der eigentliche Ursprungsort «unserer» Demokratie zu sein, ist vor allem eines: eine «fable convenue», eine Lesart, die sich eingebürgert hat und sich durch ständige Wiederholung zu bestätigen scheint.[1]


  Da die europäische Geistesgeschichte im allgemeinen und die politische Ideengeschichte im besonderen in hohem Maß vom alten Griechenland geprägt sind, liegt es nahe, sich auch in Sachen Demokratie der griechischen Wurzeln zu vergewissern. Die Herleitung der Demokratie aus dem Athen von Kleisthenes und Perikles bietet zudem die Möglichkeit einer rein säkularen Genealogie der Staatsform, die heute im Westen zu Recht als eine der großen Errungenschaften der Menschheit gilt. Kontinuität weist diese Geschichte allerdings nicht auf. Über zwei Jahrtausende hinweg verfügte kein europäisches Land über eine politische Ordnung, auf die sich der Begriff «Demokratie» anwenden läßt, und wo es ständische oder kommunale Mitspracherechte gab, hatten diese germanische, keltische, slawische oder andere volkstümliche, aber keine griechischen Wurzeln. Soweit man von einer Kontinuität des antiken Erbes sprechen kann, war diese kirchlich vermittelt, wie denn die römische Kirche über viele Jahrhunderte hinweg die einzige Kontinuität und Einheit verbürgende Instanz des Okzidents blieb.


  In der vor allem in Frankreich, aber nicht nur dort gepflegten säkularen Lesart der Demokratiegeschichte kommen Kirche, Christentum und Religion faktisch nicht vor. Wo die Präambel des Europäischen Verfassungsvertrags von «kulturellen, religiösen und humanistischen Überlieferungen» spricht, heißt es in der französischen Fassung «héritages culturels, spirituels, et humanistes». Doch entgegen der laizistischen Legende ist die Geschichte des Westens durch nichts so stark geprägt worden wie durch die Religion in Gestalt des erst jüdischen, dann auch christlichen Monotheismus, der christlichen, auf Jesus zurückgehenden, strikten Trennung der Sphären von Gott und Kaiser und die durch ebendiese Unterscheidung ermöglichte Ausdifferenzierung von geistlicher und weltlicher Gewalt im Bereich der Westkirche im 12.Jahrhundert – einer mittelalterlichen Vorform der modernen Gewaltenteilung.


  Der Gedanke der Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz hätte sich schwerlich durchgesetzt, wäre ihm nicht der Glaube vorausgegangen, daß es nur einen Gott gibt, vor dem alle Menschen gleich sind. Die Idee der unverwechselbaren Würde jedes einzelnen Menschen ist angelegt in dem Glauben, daß Gott den Menschen nach seinem Bilde schuf. Als Jesus das von drei Evangelisten überlieferte Wort aussprach «So gebet dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist», schloß das ein Nein zu jeder Art von Priesterherrschaft ein. Die christliche Unterscheidung von göttlichen und irdischen Gesetzen, zu der es keine Entsprechung im gleichfalls monotheistischen Islam gibt, ermöglichte letztlich die Säkularisierung der Welt und die Emanzipation des Menschen – eine weltgeschichtliche Wirkung, die freilich erst nach schweren Kämpfen, beginnend mit innerkirchlichen Auseinandersetzungen, eintreten konnte.


  Nur in einem Teil Europas hat sich die Unterscheidung der Sphären von Gott und Kaiser in einer institutionellen Gewaltenteilung niedergeschlagen. Die Teilung des römischen Reiches in einen west- und einen oströmischen Teil im Jahr 395 nach Christus hatte die Langzeitfolge, daß es über Jahrhunderte hinweg bis zur Eroberung von Konstantinopel, der Hauptstadt des oströmischen oder byzantinischen Reiches, im Jahr 1453 durch die Türken zwei Kaiser, aber nur einen Papst, den Bischof von Rom, gab. Nur im Bereich der Westkirche vollzog sich im 12.Jahrhundert jene ansatzweise Trennung von «imperium» beziehungsweise «regnum» und «sacerdotium», das heißt zwischen weltlichen Herrschern und Papsttum, die für die Entwicklung des Westens schlechthin konstitutiv wurde. Wo die geistliche Gewalt der weltlichen untergeordnet blieb, wie in den Ländern des orthodoxen Christentums, fehlte ein entscheidendes Merkmal des Westens: sein «dualistischer Geist», von dem der Historiker Otto Hintze 1931 gesprochen hat.


  Ohne die Ausdifferenzierung von geistlicher und weltlicher Gewalt, wie sie etwa im Wormser Konkordat von 1122 Gestalt annahm, hätte sich schwerlich der innerweltliche Dualismus entwickeln können, der den Kern korporativer und individueller Freiheit in sich barg – der Dualismus, den Hintze am Beispiel der ständischen Repräsentativverfassung und damit der Trennung von ständischer und fürstlicher Gewalt oder von Land und Herrscher untersuchte, den wir aber auch im Miteinander von grundherrlicher und bäuerlicher Landwirtschaft, von sich selbst regierenden Bürgerstädten und feudalem Umland, von genossenschaftlichen und herrschaftlichen Organisationsformen wiederfinden. Die ansatzweise Trennung von geistlicher und weltlicher Gewalt, das Ergebnis der von dem Universalhistoriker Eugen Rostenstock-Huessy so genannten «Papstrevolution» Gregors VII., wurde zur Bedingung der Möglichkeit der Trennung von fürstlicher und ständischer Gewalt, symbolisiert durch die englische Magna Charta von 1215, und aller weiterer Gewaltenteilungen. Das aber heißt nichts Geringeres, als daß der Dualismus, wie er sich im hohen Mittelalter herausformte, die Gründungskonstellation und die Grundstruktur des Westens war: Ohne Dualismus kein Pluralismus, kein Individualismus, keine Zivilgesellschaft und auch nicht die spezifische, von Max Weber herausgearbeitete, alle Lebensbereiche erfassende okzidentale Rationalität.


  Die großen Emanzipationsbewegungen des Westens, vom Humanismus und der Renaissance über die Reformation bis hin zur Aufklärung und den atlantischen Revolutionen des späten 18.Jahrhunderts mitsamt ihren Folgerevolutionen, trugen, auch wenn sie sich dessen oft nicht bewußt waren, das Erbe des «dualistischen Geistes» des christlichen Mittelalters in sich. Die Reformation setzte historisch nicht nur die Vertiefung der Frömmigkeit durch die deutschen Mystiker des 13. und 14.Jahrhunderts, sondern auch die beginnende Selbstaufklärung des Christentums durch Theologen wie Berengar von Tours und Abaelard voraus. Daß Luther das eigene Gewissen über die Weisungen geistlicher und weltlicher Obrigkeiten stellte und das allgemeine Priestertum aller Gläubigen verkündete, machte ihn noch nicht zum Wegbereiter einer Gesellschaft mündiger Staatsbürger. Ohne sein Werk aber hätte es nicht die radikal puritanischen Bewegungen im England des 16. und 17.Jahrhunderts gegeben, von denen die frühdemokratischen Levellers die radikalsten waren, und auch nicht jene «Stiefkinder der Reformation», als welche der evangelische Theologe und Religionsphilosoph Ernst Troeltsch die nach Nordamerika vertriebenen Täufer und Quäker bezeichnete. In ihnen, nicht im kirchlichen Protestantismus sah Troeltsch die eigentlichen Väter der frühen Menschenrechtserklärungen.


  Doch längst nicht alle Gründerväter der Vereinigten Staaten waren gläubige Christen. Der amerikanische Theologe Reinhold Niebuhr rechnete in seinem 1952 erschienenen Buch «The Irony of American History» neben dem Calvinismus Neuenglands den Deismus Virginias zu den beiden religiös-moralischen Traditionen, die das geistige Leben in den nordamerikanischen Kolonien der britischen Krone bestimmten – also neben einem Zweig des Protestantismus einen Sproß der europäischen Aufklärung. Daß es außer den aufgeklärten und den puritanischen Wurzeln der Menschenrechte auch eine katholische Begründung dieses Postulats gab, kam in der zeitgenössischen und kommt in der wissenschaftlichen Erörterung dieses Themas meist zu kurz. Tatsächlich aber waren es spanische Spätscholastiker wie Francisco de Vitoria und Francisco Suárez, die im 16. und 17.Jahrhundert mit als erste den amerikanischen Indios das Recht zugesprochen hatten, als Menschen behandelt zu werden.


  Die amerikanischen Gründerväter hatten eine sehr viel weniger universelle Auffassung von Menschenrechten. Sie dachten nicht daran, den amerikanischen Ureinwohnern und den aus Afrika deportierten Sklaven, dem materiellen Rückgrat der Plantagenwirtschaft in den späteren Südstaaten, die gleichen Rechte einzuräumen wie den weißen Untertanen des Königs von England. Hätten die Gegner der Sklaverei aus Neuengland auf der Abschaffung dieser Institution und dem sofortigen Verbot des Sklavenhandels bestanden, wäre das dem Verzicht auf den Kampf um die Unabhängigkeit gleichgekommen.


  Die Sklaven waren also nicht inbegriffen, als am 12. Juni 1776 der Provinzialkonvent von Virginia die «Declaration of Rights», die erste Menschenrechtserklärung, verabschiedete, die mit der fundamentalen Feststellung begann: «Alle Menschen sind von Natur aus gleichermaßen frei und unabhängig und besitzen gewisse angeborene Rechte, die sie, bei Begründung einer politischen Gemeinschaft, ihren Nachkommen durch keinerlei Abmachungen wegnehmen oder entziehen können, nämlich das Recht auf Leben und Freiheit und dazu die Möglichkeit, Eigentum zu erwerben und zu behalten und Glück und Sicherheit zu erstreben und zu erlangen.» Auf die Unabhängigkeitserklärung der 13 nordamerikanischen Kolonien vom 4. Juli 1776 traf dasselbe zu. Das Bekenntnis, daß alle Menschen gleich geschaffen sind, daß sie von ihrem Schöpfer mit gewissen unveräußerlichen Rechten ausgestattet sind, daß dazu Leben, Freiheit und das Streben nach Glück gehören, galt, entgegen dem Wortlaut, durchaus nicht für alle Menschen.


  Mit der Idee der angeborenen, unveräußerlichen, allem geschriebenen Recht vorangehenden und übergeordneten Menschenrechte standen die amerikanischen Gründerväter in der Tradition eines Naturrechts, in das die nómoi ágraphoi, die ungeschriebenen Gesetze des klassischen Hellas, die Vorstellungen der griechisch-römischen Stoa von der einen Menschheit, antike und christliche Vorstellungen von Menschenwürde, frühneuzeitliche Lehren vom Widerstandsrecht der Untertanen gegen tyrannische Herrscher und der aufgeklärte Glaube an die Autonomie der menschlichen Vernunft eingeflossen waren. Dazu kamen eine vom römischen Recht geprägte Überzeugung von der Universalität des Rechts und namentlich des Rechts auf privates Eigentum, von der mittelalterlichen Kanonistik entwickelte Grundelemente von Rechtsstaatlichkeit wie das Verbot der Doppelbestrafung («ne bis in idem») und die Errungenschaften der englischen Verfassungsgeschichte von der Magna Charta von 1215 über die Habeas-Corpus-Akte von 1679 bis zur Bill of Rights von 1689.


  Die europäische Prägung der amerikanischen Menschenrechtserklärungen sicherte ihnen eine breite europäische Resonanz: Thomas Jefferson aus Virginia, der Hauptautor der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung und von 1785 bis 1789 Sonderbotschafter der USA in Paris, hatte zusammen mit dem Marquis de Lafayette, der auf der Seite der Amerikaner im Unabhängigkeitskrieg gekämpft hatte, entscheidenden Anteil an der Ausarbeitung der «Déclaration des droits de l’homme et du citoyen», der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte, die die französische Nationalversammlung am 26. August 1789, sechs Wochen nach dem Sturm auf die Bastille, verabschiedete. Mit diesem revolutionären Dokument, das die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz schärfer betonte als die Virginia Declaration of Rights, die Grundrechtskataloge anderer Einzelstaaten der Union und die 1791 in Kraft getretenen ersten zehn Zusatzartikel der amerikanischen Verfassung von 1787, waren die Menschen- und Bürgerrechte zur gemeinsamen Errungenschaft der beiden atlantischen Revolutionen des späten 18.Jahrhunderts, der Amerikanischen Revolution von 1776 und der Französischen Revolution von 1789, geworden.


  Aus beiden Revolutionen ging jenes normative Projekt des Westens hervor, an dem sich fortan alle Staaten messen lassen mußten, die sich zu ihnen bekannten, und an dem andere Staaten gemessen wurden, wenn sich oppositionelle Kräfte in ihrem Innern die Ideen von 1776 und 1789 zu eigen machten. Die Menschen- und Bürgerrechte gehörten zum innersten Kern dieser Ideen. Dasselbe galt für die Herrschaft des Rechts, die Gewaltenteilung, das heißt die Trennung von gesetzgebender, vollziehender und rechtsprechender Gewalt und damit die Unabhängigkeit der Justiz, die repräsentative Demokratie und die Volkssouveränität – ein revolutionäres Programm, das die europäischen Monarchien nur als Kampfansage verstehen konnten.[2]


  Die Kluft zwischen dem Wortlaut der frühen Menschenrechtserklärungen und der politischen und gesellschaftlichen Wirklichkeit der Staaten, die sie verabschiedeten, war unübersehbar. Zur Gleichberechtigung der Juden hatte die französische Nationalversammlung in der Erklärung vom 26. August 1789 noch nichts gesagt. Am 27. September 1791 holte der Nationalkonvent diesen Akt der Emanzipation nach. Den Sklaven in den französischen Kolonien wurden die Menschen- und Bürgerrechte vom Nationalkonvent erst am 4. Februar 1794 als Reaktion auf den Sklavenaufstand in Haiti von 1791 zugestanden. Napoleon hob diesen Beschluß 1802 auf; im April 1848 wurde er erneut und diesmal endgültig gefaßt. Die USA verboten 1808 die Einfuhr von Sklaven. Um die Sklaverei in den Südstaaten zu verbieten, bedurfte es des Bürgerkriegs der Jahre 1861 bis 1865.


  Das Beispiel der Sklaverei macht deutlich, welche innere Dynamik in den Menschenrechtserklärungen von 1776 und 1789 angelegt war. Auf ihre Versprechungen konnten sich auch diejenigen berufen, denen diese Rechte ganz oder teilweise vorenthalten wurden: außer den Sklaven die amerikanischen Ureinwohner etwa, die Arbeiter, wo immer ihre politischen Rechte auf Grund fehlender oder allzu niedriger Steuerleistungen beschnitten wurden, oder die Frauen, wenn sie die rechtliche Gleichstellung mit den Männern einschließlich des Wahlrechts einforderten. Dabei gab es einen wichtigen Unterschied: Während die afroamerikanischen Sklaven und die nordamerikanischen Indianer darauf pochten, als Menschen im Sinne der Menschenrechte anerkannt zu werden, ging es in der frühen Arbeiter- und Frauenbewegung zu allererst um die vollen innerstaatlichen Bürgerrechte.


  Dem britischen Soziologen Thomas H. Marshall zufolge standen im 18.Jahrhundert die allgemeinen bürgerlichen Freiheitsrechte im Vordergrund, während im 19.Jahrhundert Forderungen nach gleichen politischen Rechten und im 20.Jahrhundert das Postulat sozialer Gleichheit im Sinne von Chancengleichheit das Bild bestimmten. Das ist sicherlich eine bewußt schematisierende Periodisierung, aber von der Akzentsetzung her zutreffend. Die Erklärungen der Menschen- und Bürgerrechte enthielten ein Entwicklungspotential, das jenseits des Vorstellungsvermögens ihrer Urheber lag. Die Evolution von der Gleichheit vor dem Gesetz über die Gleichheit der politischen Rechte hin zum Recht auf gleiche soziale Chancen lag ebenso in der Logik der Ideen von 1776 und 1789 wie die Überwindung der traditionellen Beschränkungen der individuellen Freiheit hinsichtlich der sexuellen Orientierung und der Partnerwahl. Das normative Projekt des Westens wurde zum normativen Prozeß, weil es von Anfang an immer auch als Korrektiv zur jeweiligen politischen und gesellschaftlichen Praxis wirkte.


  Von den Menschenrechten war freilich im Europa des 19.Jahrhunderts nur noch selten die Rede. Eine ungleich größere Attraktivität ging von den Bürgerrechten aus, die innerhalb bestehender Staaten verwirklicht oder auf die Nationalstaaten gegründet werden konnten, die es erst noch zu errichten galt. Die Nationalisierung und damit Entuniversalisierung der Ideen von 1789 war in Frankreich selbst eine Reaktion auf den massiven Druck, dem sich die Revolutionäre seitens des konservativen Europa ausgesetzt sahen. In Deutschland war der Nationalismus des frühen 19.Jahrhunderts vor allem eine Reaktion auf die napoleonische Fremdherrschaft, also auf ein Epiphänomen der Französischen Revolution, aber noch keine Absage an die Bürgerrechte, die sich die Franzosen erkämpft hatten und die in den deutschen Staaten noch nirgendwo verwirklicht waren. Hier wie in Italien verschmolz der Gedanke des Verfassungsstaates mit dem des künftigen Nationalstaates, und in beiden Hinsichten waren die Kräfte der Bewegung gelehrige Schüler des revolutionären Frankreich.


  Daß der Begriff Menschenrechte nach 1800 nur selten Verwendung fand, hatte auch noch andere Gründe. Im Verlauf des 19.Jahrhunderts erhielt die koloniale Expansion europäischer Staaten neuen Auftrieb. Auf die Abschaffung der Sklaverei folgte, wie der Historiker Stefan-Ludwig Hoffmann bemerkt, «ein neuer humanitär begründeter europäischer Kolonialismus und Rassismus, parallel zur Demokratisierung der Gesellschaften Europas im Innern». Der Begriff Menschenrechte hätte sich leicht gegen die kolonisierenden Staaten wenden lassen. Diese aber waren zutiefst davon überzeugt, daß die weiße Rasse allen anderen Rassen weit überlegen war und darum keinen Grund hatte, Rechte, die ihren Angehörigen zustanden, mit Menschen zu teilen, die nicht als «zivilisiert» galten.


  Ein Vierteljahrhundert nach den beiden revolutionären Verfassungsschöpfungen des späten 18.Jahrhunderts gab es nur eine Nation, in der sich die damals entstandene neue politische Ordnung behauptet hatte: die Vereinigten Staaten von Amerika. In Europa existierte nach der endgültigen Niederwerfung Napoleons kein einziger Staat, der von sich hätte behaupten können, Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit verwirklicht zu haben. Die Ideen von 1789 aber lebten fort. Von ihnen zehrten die Revolutionen der 1820er Jahre im Mittelmeerraum und die Revolutionen, die um dieselbe Zeit Lateinamerika die Befreiung von der spanischen und portugiesischen Kolonialherrschaft brachten, die französische Julirevolution von 1830 und ihre Folgerevolutionen, darunter die belgische und die polnische, und schließlich die Revolutionen von 1848, von denen Reinhart Koselleck zu Recht gesagt hat, sie seien die erste und letzte gesamteuropäische Revolution gewesen.


  Wenn es ein gemeinsames Thema der Revolutionen von 1848 wie der vorangegangenen Revolutionen seit 1820 gab, war es die Verwirklichung einer Ordnung, die den zentralen Forderungen von 1776 und 1789 Rechnung trug. Von der Schweiz abgesehen, wo der Sonderbundskrieg schon 1847 mit einem Sieg der liberalen Kantone geendet hatte, konnten die Freiheitsbewegungen ihre Ziele nirgendwo durchsetzen. Gleichwohl wurde 1848 zu einer tiefen Zäsur in der europäischen Geschichte, ja zu einer historischen Wasserscheide. Das Scheitern der Liberalen löste Lernprozesse aus, die vielfach eine radikale Abkehr vom Idealismus der vorangegangenen Jahrzehnte nach sich zogen. Nicht zufällig begann der Siegeszug von Positivismus, Materialismus und Evolutionslehre in den 1850er Jahren – einer Zeit, in der die Weltwirtschaft, ausgelöst durch reiche Gold- und Silberfunde in Mexiko, Kalifornien und Australien, einen Globalisierungsschub erlebte, in der die Mitte Europas voll von der Industriellen Revolution erfaßt wurde und der Geist des Kapitalismus in Gestalt der Aktiengesellschaften sich durchsetzte, einer Zeit schließlich, in der die internationale Verflechtung von Handel, Industrie und Kapital zunahm, womit ein Prozeß begann, der erst 1914, mit dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs, ein jähes Ende nahm.


  Die politischen Forderungen der Achtundvierziger kamen Ende der fünfziger Jahre erneut auf die Tagesordnung der beiden Länder, die weiterhin nach Freiheit und Einheit, nach einem Verfassungsstaat und einem Nationalstaat strebten: Italien und Deutschland. Beide erhielten ihre staatliche Einheit in anderer, sehr viel weniger volkstümlicher Form, als sie den Liberalen und Demokraten von 1848 vorgeschwebt hatte. Doch beide wurden insofern «westlicher», als sie – Italien seit 1861, Deutschland seit 1871 – Nationalstaaten wurden, Italien darüber hinaus auch im Hinblick auf die parlamentarische Legitimation der Regierung.


  Auch für die USA wurde 1848 zu einer Zäsur. Mit dem Frieden von Guadelupe Hidalgo, der den Krieg mit Mexiko beendete, erhielten sie ihre neue Westgrenze am Pazifik. Wenig später entbrannte der Streit um die Frage, ob in den neugewonnenen Territorien im Westen und Südwesten die Sklaverei verboten oder zugelassen sein sollte. Der Bürgerkrieg der sechziger Jahre warf seine Schatten voraus.


  In der nachidealistischen Zeit nach 1850 formten sich einige der Bewegungen und Ideologien heraus, die dem 20.Jahrhundert ihren Stempel aufdrücken sollten. In der europäischen Arbeiterbewegung verbreiteten sich die Ideen des Marxismus, und das, je nach dem wirtschaftlichen Entwicklungsgrad und den politischen Verhältnissen des jeweiligen Landes, in einer eher moderaten, sozialdemokratischen oder in einer radikalen bis revolutionären, die «Diktatur des Proletariats» anstrebenden kommunistischen Form. Die Mittelschichten waren hingegen die bevorzugten Adressaten eines Nationalismus, der nicht mehr wie in der Zeit zwischen 1789 und 1848 und erneut in den 1860er Jahren mit bürgerlichen Emanzipationsbestrebungen einherging, sondern sich in erster Linie als Anti-Internationalismus, als rechte Antwort auf die sozialistische Linke, präsentierte.


  Vom Nationalismus der Rechten war es nur ein kleiner Schritt zum Imperialismus, der in der zweiten Hälfte der 1870er Jahre in eine neue Phase, die des Hochimperialismus, eintrat. Was Großbritannien anging, war die verstärkte Expansion in Asien und Afrika auch eine Antwort auf den deutsch-französischen Krieg von 1870/71, von dem Benjamin Disraeli als konservativer Oppositionsführer im Unterhaus am 9. Februar 1871 behauptete, er sei die deutsche Revolution, weil er das Gleichgewicht der Macht völlig zerstört habe. Wie das Vereinigte Königreich versuchte auch Frankreich in der Folgezeit, seinen Verlust an Einfluß in Europa durch eine ausgreifende Kolonialpolitik zu kompensieren. Eine unmittelbare Folge der französischen Niederlage im Krieg von 1870/71 aber war der Sturz Napoleons III. und damit das Ende des Zweiten Kaiserreichs: das Ereignis, das den Weg ebnete für das parlamentarische System der Dritten Republik. Acht Jahrzehnte nach der Französischen Revolution erhielt Frankreich eine Verfassung, die den Ideen von 1789 näherkam als die Regime, die es zuvor erlebt hatte.


  Das politische System des deutschen Kaiserreichs war eine Mischverfassung der besonderen Art: Der Reichstag wurde nach dem allgemeinen gleichen Wahlrecht für Männer gewählt, einem Wahlrecht, das nicht minder demokratisch war als das französische, und viel demokratischer als das des Vereinigten Königreichs, wo auch nach der Reform von 1867 große Teile der Arbeiterschaft von der Wahl des Unterhauses ausgeschlossen blieben. Doch anders als in Frankreich und Großbritannien war in der konstitutionellen Monarchie Deutschlands die Regierung nicht auf das Vertrauen der Mehrheit des Parlaments angewiesen. Die Parlamentarisierung des Kaiserreichs erfolgte durch die Verfassungsreform vom Oktober 1918 im Schatten der militärischen Niederlage Deutschlands im Ersten Weltkrieg: eine schwere Vorbelastung der ersten deutschen Demokratie, der Weimarer Republik, und einer der tieferen Gründe ihres Scheiterns.


  Auf der ideologischen Ebene wurde der Erste Weltkrieg auf deutscher Seite als Kampf der «Ideen von 1914» gegen die Ideen von 1789 geführt. Den Werten von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit wurden Pflicht, Ordnung und Gerechtigkeit gegenübergestellt. Die Antwort auf Liberalismus, Individualismus und Demokratie war ein starker Staat, der im Dienst der «Volksgemeinschaft» handelte; Widerpart des englischen Kapitalismus sollte ein «deutscher Sozialismus» sein, wie ihn Bismarcks Sozialversicherungsgesetze verkörperten. Ihre stärkste Verdichtung erfuhr die Abwehr der universalistischen Ideen des Westens im Sinne der «trois pays libres», nämlich Frankreich, Großbritannien und Vereinigte Staaten von Amerika, in Thomas Manns «Betrachtungen eines Unpolitischen» von 1918, in denen der Krieg als Kampf zwischen deutscher Kultur und westlicher Zivilisation, zwischen Innerlichkeit und Äußerlichkeit, gedeutet wurde.


  Bis zum März 1917 stand ideologischen Offensiven der beiden europäischen Westmächte ein massives bündnispolitisches Hindernis entgegen: Das russische Zarenreich war ungleich illiberaler und autokratischer als die Mittelmächte Deutschland und Österreich-Ungarn. Die russische «Februarrevolution», der Sturz von Zar Nikolaus II. am 15. März 1917, veränderte die Situation schlagartig. Drei Wochen später, am 6. April, erklärten die USA Deutschland den Krieg: Damit gewannen das Vereinigte Königreich und Frankreich nicht nur einen mächtigen Alliierten, der Krieg wurde erst jetzt wirklich zu einer ideologischen Auseinandersetzung um das normative Projekt des Westens.


  Präsident Woodrow Wilson hatte schon im Januar 1917 die amerikanischen Prinzipien der Demokratie, das heißt der Abhängigkeit der Regierungen von der Zustimmung der Regierten, und der Freiheit der Meere zu «Prinzipien der Menschheit» erklärt, die sich behaupten würden. Am 2. April folgte das berühmte Bekenntnis, die Welt müsse zu einem sicheren Ort für die Demokratie gemacht werden («The world must be made safe for democracy»). Vor dem Sturz des russischen Zarentums wäre ein solcher Appell undenkbar gewesen. Erst seit dem 15. März 1917 konnte der Krieg westlicherseits als Kampf zwischen Freiheit und Unterdrückung geführt werden. Erst seit dieser Zäsur war es den Vereinigten Staaten möglich, die weltweite Verwirklichung der Ideale von 1776 zu propagieren und sich selbst damit eine globale Führungsrolle zu verschaffen.


  Wenn der amerikanische Präsident vom Selbstbestimmungsrecht der Völker sprach, meinte er allerdings stets nur die «zivilisierten» Völker, und namentlich die des «alten Kontinents». Der Südstaatler Wilson war kein Protagonist der Dekolonialisierung: eine Erkenntnis, der sich die Vordenker und Vorkämpfer der nationalen Befreiung in China, Korea, Indien und Ägypten stellen mußten, als der Krieg mit dem Sieg der Westmächte zu Ende gegangen war und in Paris die Nachkriegsordnung festgelegt wurde. Wilsons einprägsamste Parole war in erster Linie darauf angelegt, Widerhall bei den nach Unabhängigkeit strebenden Völkern Ostmittel- und Südosteuropas, namentlich jenen der Habsburgermonarchie, zu finden, und tatsächlich war die Resonanz seiner Worte nirgendwo so stark wie bei Tschechen und Polen. Großbritannien und Frankreich unterließen, was das Selbstbestimmungsrecht betraf, auch nie den Hinweis auf die arabischen Völker des Nahen Ostens, die unter türkischer Herrschaft standen. Dabei ging es London und Paris freilich nicht um die Schaffung neuer souveräner Staaten, sondern um die beiderseitigen Interessensphären, wie sie sie im Sykes-Picot-Abkommen vom Mai 1916 abgesteckt hatten, das heißt um die Aufteilung der Erbmasse des Osmanischen Reiches zwischen den beiden größten der europäischen Kolonialmächte.


  Für die Völker, die 1918 ihre Unabhängigkeit erlangten oder wiedererlangten, für die Tschechen, Polen und Balten etwa, stellte sich der Erste Weltkrieg nicht als jene «Urkatastrophe» des 20.Jahrhunderts («the great seminal catastrophe of this century») dar, als die ihn George F. Kennan 1979 bezeichnet hat. Unter allen anderen Blickwinkeln traf Kennans Formel aber ins Schwarze. In den Jahren 1914 bis 1918 hatten die kriegführenden Nationen Europas sich mit Methoden bekämpft, wie sie zuvor nur gegenüber Kolonialvölkern zum Einsatz gekommen waren. Der Erste Weltkrieg war für den alten Kontinent der erste Krieg, in dem mit den Mitteln der modernen Technik Menschen massenhaft und anonym vernichtet wurden. Er hinterließ bei Siegern und Besiegten tiefe Verstörungen. 8,5Millionen Menschen waren gefallen; die Zahl der zivilen Kriegstoten in Europa (außerhalb Rußlands) wurde auf 5Millionen geschätzt. Das Ausmaß der wirtschaftlichen Zerstörungen war gigantisch; es überschattete die Nachkriegszeit in Gestalt von Reparationen, die die Besiegten, obenan Deutschland, den Siegern zu zahlen hatten. Noch verheerender wirkten die politischen Ressentiments, die die Pariser Vorortverträge bei den Besiegten erzeugten. In Deutschland schlug der Kampf gegen «Versailles» schon bald in offene Demokratiefeindschaft um. Die Werte der Westmächte galten nicht nur bei großen Teilen der Eliten, sondern in breiten bürgerlichen Schichten als Blendwerk der Sieger, das beseitigt werden mußte, damit der nationale Wiederaufstieg beginnen konnte.


  Die These von der «Urkatastrophe» bestätigt sich auch in anderer Hinsicht. Ohne den Ersten Weltkrieg wäre es in Rußland nicht im November 1917 zur «Oktoberrevolution» der Bolschewiki gekommen, aus der das erste totalitäre Regime des 20.Jahrhunderts hervorging: ein System, das bis zur letzten Konsequenz den ganzen Menschen für sich beanspruchte und kein geringeres Ziel verfolgte als die Schaffung eines neuen, proletarischen Menschen, dem nach der Expropriation der Expropriateure und der Zerschlagung der kapitalistischen Klassengesellschaft überall auf der Welt die Zukunft gehören würde. Der andere totalitäre Regimetyp, der faschistische, setzte die bolschewistische Revolution als Folie und Schreckbild voraus, um Massen im Zeichen eines extremen Nationalismus und, im Fall des deutschen Nationalsozialismus, eines elitären Rassismus mobilisieren zu können. In der Negation der Freiheitsideen von 1776 und 1789 waren sich die politischen Antipoden Kommunismus und Faschismus einig. Sie waren, um den Soziologen M. Rainer Lepsius zu zitieren, die «beiden großen Bewegungen des 20.Jahrhunderts gegen die parlamentarische Demokratie, gegen die Zivilgesellschaft».


  Als Wilson 1917 die Parole vom Selbstbestimmungsrecht der Völker ausgab, hatte er nur vage Vorstellungen von den nationalen Gemengelagen, die für Ostmittel- und Südosteuropa typisch waren. Die Einführung der Mehrheitsherrschaft konnte hier leicht zur Unterdrückung von ethnischen Minderheiten führen; die französische Idee der «nation une et indivisible» war unter solchen Bedingungen ein Programm zur Niederhaltung aller Ethnien, die nicht zur Titularnation gehörten. Die Minderheitenschutzverträge, die der auf Wilsons Betreiben gegründete, aber ohne Beteiligung der Vereinigten Staaten zustande gekommene Völkerbund mit den ostmittel- und südosteuropäischen Staaten abschloß, konnten schon deswegen keine befriedigenden Lösungen der Nationalitätenprobleme bringen, weil sie meistens kein Recht auf nationale Identität enthielten. Konflikte zwischen den Nationalitäten waren nicht der einzige, aber ein wichtiger Grund, weshalb die Demokratie im sogenannten Zwischeneuropa nach 1918 fast nirgendwo feste Wurzeln schlug. 1938/39, als die Zwischenkriegszeit zu Ende ging, gab es hier nur noch zwei Staaten, die parlamentarisch regiert wurden: die Tschechoslowakei und Finnland.


  Das erste Siegerland, das die Demokratie preisgab, war Italien – und das nicht zuletzt deshalb, weil es sich um die Früchte seines Anteils am Sieg betrogen, seine Anstrengungen mit allzu geringen territorialen Gewinnen honoriert fühlte. Nutznießer der nationalen Frustrationen war die faschistische Bewegung Benito Mussolinis, der nach dem «Marsch auf Rom» im Oktober 1922 noch mehr als zwei Jahre benötigte, um Italien in eine Diktatur neuen Typs zu verwandeln. Zu den größten Bewunderern des «Duce» gehörte der Führer der deutschen Nationalsozialisten, Adolf Hitler. Er erhielt seine große Chance, als Ende März 1930, ein knappes halbes Jahr nach dem New Yorker Börsenkrach vom Oktober 1929 und damit dem Beginn der Weltwirtschaftskrise, die letzte parlamentarische Mehrheitsregierung der Weimarer Republik auseinanderbrach und einem halbautoritären Präsidialregime, dem Regieren mit Notverordnungen des Reichspräsidenten, Platz machte. Hitler kam die Selbstausschaltung des Reichstags sehr gelegen. Er konnte fortan an beides appellieren: an die verbreiteten Ressentiments gegenüber der westlichen Demokratie, einem angeblich «undeutschen», weil von den Siegern oktroyierten System, und an das seit Bismarcks Zeiten verbriefte Recht des deutschen Volkes auf Mitbestimmung in Gestalt des allgemeinen Wahlrechts, das unter den Präsidialregierungen der späten Weimarer Republik gewissermaßen ins Leere lief. Hitler wurde, mit anderen Worten, zum Nutznießer der ungleichzeitigen Demokratisierung im deutschen Kaiserreich: der frühen Einführung des allgemeinen Wahlrechts (für Männer) und der späten Parlamentarisierung des Regierungssystems.


  Die Machtübertragung an Hitler am 30. Januar 1933 wurde zu einer welthistorischen Zäsur. Die zwölf Jahre seiner Herrschaft bildeten den Höhepunkt der deutschen Auflehnung gegen die politischen Ideen des Westens – einer Auflehnung, die paradox wirkt, wenn man bedenkt, daß Deutschland ein Kernland des alten Okzidents war und an seinen Emanzipationsbewegungen, von der Reformation bis zur Aufklärung, maßgeblichen Anteil hatte. Den politischen Konsequenzen der Aufklärung, den Ideen von 1776 und 1789, hatten sich die deutschen Eliten allerdings weithin verweigert: Sie akzeptierten das Prinzip des Rechtsstaats, aber nicht die Gedanken der Volkssouveränität und der repräsentativen Demokratie und nicht die unveräußerlichen Menschenrechte. Das deutsche Kaiserreich gehörte zu den führenden Industrie- und Wissenschaftsnationen der Welt; sein politisches System aber war, gemessen an den parlamentarisch regierten Staaten Europas, rückständig. Die parlamentarische Demokratie von Weimar litt von Anfang an unter der Hypothek der Niederlage, der sie ihre Entstehung verdankte, an der unausgewogenen Machtverteilung zwischen Reichstag und Reichspräsident und am Relativismus der Verfassungsschöpfer, die sich die möglichen Folgen einer Mehrheit gegen die Demokratie nicht hatten vorstellen können und deshalb keine Vorkehrungen getroffen hatten, um die Konstellation zu verhindern, die im Sommer 1932 eintrat und die Hitlers Berufung zum Reichskanzler erst möglich machte.


  Der Zweite Weltkrieg, auf den Hitler vom Beginn seiner Kanzlerschaft an hinarbeitete und den er am 1. September 1939 entfesselte, ermöglichte es ihm auch, sein eigentliches Vorhaben, eine endgültige «Lösung der Judenfrage», in Angriff zu nehmen und zum größten Teil in der extremsten Form, der physischen Ausrottung, zu verwirklichen. Durch den Angriff auf die Sowjetunion im Juni 1941 und die Kriegserklärung an die USA im Dezember desselben Jahren zwang er West und Ost gegen sich zusammen: eine heterogene Zweckallianz, die von Anfang an nur eine geringe Chance hatte, den Krieg lange zu überdauern. Hitlers Untergang und der des Deutschen Reiches aber war durch das Zusammengehen der beiden Flügelmächte besiegelt.


  Schon vor dem Kriegseintritt seines Landes hatte Präsident Franklin Delano Roosevelt zusammen mit dem britischen Kriegspremier Winston Churchill in der Atlantikcharta vom 14. August 1941 die Umrisse der von ihm erstrebten neuen Weltordnung aufgezeigt. Zusammen mit Churchill bekundete er seinen Respekt vor dem Recht der Völker, sich die Regierungsform, unter der sie leben wollten, selbst auszusuchen. Völker, denen dieses Recht gewaltsam genommen worden war, wollten beide Staatsmänner bei der Wiederherstellung ihrer souveränen Rechte und ihrer Selbstregierung unterstützen. Der Friede, der nach der endgültigen Zerstörung der nationalsozialistischen Tyrannei zu schließen war, sollte allen Völkern die Möglichkeit bieten, ein Leben frei von Furcht und Not zu führen, und den Grundsatz der Freiheit der Meere achten. Alle Völker sollten freien Zugang zum Handel und den Ressourcen der Welt haben und wirtschafts- und sozialpolitisch zusammenarbeiten. Auf die Anwendung von Gewalt hatten sie künftig zu verzichten und Völker, die andere bedrohten, zu entwaffnen.


  Wie die amerikanische Unabhängigkeitserklärung von 1776 und die großen Reden und Erklärungen Woodrow Wilsons von 1917/18, obenan die Vierzehn Punkte vom 8. Januar 1918, enthielt auch die Atlantikcharta einen beträchtlichen normativen Überschuß. Ihr humanitäres Pathos diente vor allem dazu, die Amerikaner für ein ehrgeiziges Vorhaben zu gewinnen, das ihnen große Opfer abforderte und gegen das sie noch starke Vorbehalte hatten: den bewaffneten Kampf gegen die Achsenmächte Deutschland, Italien und Japan. Die Widersprüche zwischen Prinzipien und Praxis waren offensichtlich. Churchill dachte nicht daran, die Unabhängigkeitskämpfer in Indien, Burma und Ceylon zu unterstützen, und interpretierte die Formulierung von den souveränen Rechten denn auch sogleich so, daß sie sich nur auf die unterdrückten Völker Europas beziehe. Von Stalin, dem Roosevelt und Churchill von ihrem Treffen vor der Küste Neufundlands ein herzlich gehaltenes Telegramm schickten und der sich wenig später offiziell zu den Grundsätzen der Atlantikcharta bekannte, war nicht anzunehmen, daß er künftig das Recht der Völker auf Selbstbestimmung und ein Leben ohne Furcht respektieren würde. Roosevelt selbst schließlich wollte die USA durch seine Unterschrift unter die Atlantikcharta auch nicht darauf festlegen, fortan nie wieder in Lateinamerika zu intervenieren. Dessen ungeachtet war die Neufassung des amerikanischen Credos ein Akt von weltgeschichtlicher Tragweite. Die Atlantikcharta war die Keimzelle der Weltorganisation, die die Nachfolge des gescheiterten Völkerbunds antreten sollte und der Roosevelt am 1. Januar 1942 auf der britisch-amerikanischen Arcadia-Konferenz in Washington den Namen gab: der Vereinten Nationen.


  Das Ende des Zweiten Weltkriegs war ein tiefer historischer Einschnitt. 1945 beendete nicht nur eine Epoche, die von zeitgenössischen Politikern wie Charles de Gaulle und Winston Churchill als «zweiter dreißigjähriger Krieg» bezeichnet wurde: eine Zeit, die 1914 mit dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs begonnen hatte und von Kriegen, Krisen und Katastrophen in einem Maß geprägt war wie kein anderer Zeitraum seit dem großen europäischen Krieg der Jahre 1618 bis 1648. 1945 markierte auch den Untergang des 1871 von Bismarck gegründeten Deutschen Reiches und damit das Ende eines Dreivierteljahrhunderts, in dem Deutschlands Rolle so zentral gewesen war, daß man die Zeit der Weltkriege geradezu als das «deutsche Kapitel» in der Geschichte des Westens bezeichnen kann.


  Mit dem Zusammenbruch des «Dritten Reiches» ging einer der beiden totalitären Herrschaftsentwürfe des 20.Jahrhunderts unter, der faschistische. Vor allem in seiner nationalsozialistischen Ausprägung war er die radikalste Form einer Gegenrevolution gegen die Ideen von 1776 und 1789 gewesen und stand damit in der Tradition der Gegenrevolution des frühen 19.Jahrhunderts. Die nicht minder totalitären Bolschewiki sahen sich hingegen als Erben des äußersten linken Flügels der Französischen Revolution, der «Verschwörung der Gleichen» um Babeuf, der als erster die völlige Abschaffung des Privateigentums an den Produktionsmitteln gefordert, für die individuelle Freiheit in seinem Denken aber keinen Platz hatte. 1945 brachte dem Sowjetkommunismus den größten Terraingewinn seiner bisherigen Geschichte: die Herrschaft über Ostmittel- und Südosteuropa, darunter Gebiete, die zum alten Okzident gehört hatten, vom Baltikum über Polen und die Tschechoslowakei bis Ungarn.


  Der Sieg der chinesischen Kommunisten unter Mao Tse-tung vier Jahre später war ebenfalls ein Epiphänomen des Zweiten Weltkrieges: der Niederlage Japans auf dem fernöstlichen Kriegsschauplatz. Wie die russische Oktoberrevolution von 1917 und die mitteleuropäischen Revolutionen von 1918/19 bestätigte die chinesische Revolution von 1949 die These Kosellecks, nach 1848 seien alle Revolutionen «sekundäre Folgen vorausgegangener Staatenkriege» gewesen. In gewisser Weise gilt das auch für die meisten antikolonialen Revolutionen der Folgezeit: In letzter Instanz verdankten sie ihren Erfolg der nachhaltigen Schwächung der europäischen Kolonialmächte, obenan Großbritanniens und Frankreichs, durch den Zweiten Weltkrieg. 1945 erweist sich damit auch als das Jahr, in dem Europa aufhörte, die Welt zu dominieren. Die Gewinner des von Hitler entfesselten Krieges waren die beiden Weltmächte der Nachkriegszeit: die Vereinigten Staaten von Amerika und die Sowjetunion. Ihr Verhältnis zueinander bildete in den folgenden viereinhalb Jahrzehnten die Achse der Weltpolitik.[3]


  In der Zeit zwischen dem Ende des Zweiten Weltkriegs in Europa und seiner Beendigung in Asien fiel die Gründung der Vereinten Nationen in San Francisco am 26. Juni 1945. Zu diesem Zeitpunkt war noch nicht abzusehen, wie lange die Allianz zwischen den angelsächsischen Demokratien und der Sowjetunion die Zeit der Kampfhandlungen überdauern würde. Als die Vollversammlung der Vereinten Nationen am 9. Dezember 1948 die Konvention über die Verhinderung und Bestrafung von Völkermord und tags darauf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte verabschiedete, hatte der Kalte Krieg zwischen West und Ost schon begonnen.


  Ohne den Holocaust hätte es weder die Menschenrechtserklärung noch den unbedingten Glauben an sie gegeben: Auf diese pointierte Formel hat der kanadische Politikwissenschaftler Michael Ignatieff den Zusammenhang zwischen dem bislang größten Menschheitsverbrechen und der Universalisierung der Ideen von 1776 und 1789 gebracht. Daß sich die Sowjetunion, die sich bei der Abstimmung der Stimme enthalten hatte, durch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte gebunden fühlen würde, war nicht anzunehmen: Schließlich war die Erklärung kein verbindlicher Bestandteil des Völkerrechts. Für die 48 Staaten, die mit Ja gestimmt hatten, gab es aber nunmehr einen verbindlichen Maßstab, an dem sie sich messen lassen mußten. Das galt auch im Hinblick auf das Verhältnis der europäischen Kolonialmächte, die allesamt westliche Demokratien waren, zu ihren Kolonien in Übersee. Im übrigen hatte schon die Charta der Vereinten Nationen vom 26. Juni 1945 die Mitgliedstaaten zur Achtung der Menschenrechte und der Grundfreiheiten verpflichtet. Die Menschenrechte wurden dadurch zur normativen Grundlage der Völkergemeinschaft: ein einschneidendes Ereignis in der Geschichte der Bemühungen, dem normativen Projekt des Westens weltweite Geltung zu verschaffen.


  Wenn eine dichte Abfolge von Kriegen, Krisen und Katastrophen aus den drei Jahrzehnten von 1914 bis 1945 eine Ausnahmezeit gemacht hatten, so läßt sich derselbe Begriff aus anderen Gründen auch auf die drei Jahrzehnte nach 1945 anwenden. Zwischen dem Ende des Zweiten Weltkriegs und der Mitte der siebziger Jahre erlebte die Welt eine lang anhaltende Prosperitätsphase: die Zeit des großen Booms, die mitunter auch als «goldenes Zeitalter des Kapitalismus» bezeichnet wird. Die Kriegszerstörungen hatten einen gigantischen Wiederaufbaubedarf in großen Teilen Europas und Asiens zur Folge. Seit 1950 wirkte der Koreakrieg als zusätzlicher Motor eines von der Rüstungsindustrie ausgehenden Konjunkturaufschwungs. Eine hochentwickelte Elektronik, die Kernenergie und billiges Erdöl trugen das ihre dazu bei, daß die Volkswirtschaften des Westens außergewöhnlich hohe Wachstumsraten aufwiesen. Die Industriegesellschaften erlebten einen Massenkonsum, wie es ihn noch nie zuvor gegeben hatte. Der Besitz des eigenen Autos wurde zum Symbol des «Wohlstands für alle»: so der programmatische Titel eines Buches des «Vaters» des westdeutschen «Wirtschaftswunders», Ludwig Erhard.


  Seit Mitte der sechziger Jahre mehrten sich die Zeichen, daß die Zeit der exorbitanten Wachstumsraten zu Ende ging. In den USA führten erst Defizite in der Zahlungsbilanz, hervorgerufen durch die Exportüberschüsse Westeuropas und Japans, dann die steigenden Erdölpreise und die Ausgaben für den Vietnamkrieg und die Sozialprogramme des Präsidenten Lyndon B. Johnson zu einem Kursverfall des Dollars. Im August 1971 gab Washington die freie Konvertibilität des Dollars in Gold auf; im März 1973 folgte die Freigabe des Dollars und damit die endgültige Preisgabe des 1944 geschaffenen Weltwährungssystems von Bretton Woods, das auf fest vereinbarten, aber flexiblen Gold- und Dollarparitäten beruhte. Ein halbes Jahr später, im Oktober 1973, löste der erste Ölpreisschock, die dramatische Erhöhung der Rohölpreise durch die Organisation Erdölexportierender Staaten, eine schwere Weltwirtschaftskrise aus. Die Zeit des lang anhaltenden Booms war endgültig vorbei. Um den erreichten Wohlstand zu sichern, legten die meisten Regierungen Konjunkturprogramme auf, die die Staatsschulden in die Höhe trieben. Vielfach gingen auch die privaten Haushalte dazu über, den gewohnten Lebensstandard auf Pump zu finanzieren. Zum Signum der neuen Ära wurden häufige Konjunkturbrüche, begleitet von einer allgemeinen Krisenstimmung und zunehmender Skepsis gegenüber dem Nutzen von Wirtschaftswachstum und technologischem Fortschritt.


  Auch in politischer Hinsicht bildeten die Nachkriegsjahrzehnte eine Ausnahmezeit. Nie zuvor hatte der transatlantische Westen so etwas wie eine politische Einheit gebildet; nie war er als handelndes Subjekt aufgetreten. Die Ost-West-Konfrontation seit 1947 führte Westeuropa und die nordamerikanischen Demokratien, die USA und Kanada, so eng zusammen wie noch nie zuvor. Durch den Marshallplan wurden die Vereinigten Staaten zum Bürgen des wirtschaftlichen Wiederaufbaus Europas, soweit es nicht zum sowjetischen Machtbereich gehörte. Mit der NATO entstand im Jahr darauf ein Verteidigungsbündnis, das den «Westen» neu definierte: Staaten, die der nordatlantischen Allianz beitraten, galten auch dann als «westlich», wenn sie, wie Griechenland und die Türkei, nie einen Teil des alten Okzidents gebildet hatten. Ihren Anspruch, ein Bündnis freiheitlicher Demokratien zu sein, interpretierte die NATO sehr pragmatisch: Das autoritär regierte Portugal war ein Gründungsmitglied; die undemokratischen Strukturen der Türkei standen nicht ihrer Aufnahme im Jahr 1952 im Weg.


  Die erste Konfrontationsphase des Kalten Krieges begann mit der Berliner Blockade von 1948/49 und endete mit der Beilegung der kubanischen Raketenkrise von 1962, die die Welt an den Rand eines Atomkriegs brachte. Es folgte eine Phase der Entspannung, die ihren Höhepunkt mit der Unterzeichnung der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa in Helsinki im Sommer 1975 erreichte. Die Schlußakte war ein Dokument, mit dem die Staaten des Ostblocks die Anerkennung der bestehenden Grenzen und Einflußsphären durch den Westen mit der formellen Festlegung auf bestimmte elementare Menschenrechte «honorierten». «Helsinki» gab einer Vielzahl von oppositionellen Gruppierungen von der Prager «Charta 77» bis zur unabhängigen polnischen Gewerkschaft «Solidarność» Auftrieb, verhinderte aber nicht eine neue Phase der Ost-West-Konfrontation, ausgelöst durch die sowjetische Invasion in Afghanistan Ende 1979, die Stationierung gegen Westeuropa gerichteter Mittelstreckenraketen in der Sowjetunion und die dadurch provozierte «Nachrüstung» der NATO in der ersten Hälfte der achtziger Jahre. Erst die Wahl Michail Gorbatschows zum Generalsekretär der Kommunistischen Partei der Sowjetunion im März 1985 eröffnete die Chance einer neuen Entspannung, ja schließlich der Überwindung des Ost-West-Konflikts.


  Die bipolare, vom amerikanisch-sowjetischen Gegensatz geprägte Struktur der Nachkriegszeit wurde seit Ende der fünfziger Jahre durch mehrere Faktoren aufgeweicht: die auf die nationale Selbstbehauptung Frankreichs zielende Politik des Gründers der Fünften Republik, Charles de Gaulle, die beginnende Emanzipation mancher Ostblockstaaten, obenan Rumäniens unter Nicolae Ceauşescu, von der sowjetischen Führungsmacht, die Zuspitzung des Gegensatzes der beiden kommunistischen Großmächte, der Sowjetunion und der Volksrepublik China, und die engere Zusammenarbeit der blockfreien Staaten der «Dritten Welt», symbolisiert durch die Konferenz von 23 asiatischen und 6 afrikanischen Staaten in Bandung im April 1955 und vorangetrieben durch den Prozeß der Entkolonialisierung, der mit der Entlassung Indiens in die Unabhängigkeit 1947 begann und seinen Höhepunkt in der Liquidation der britischen, französischen und belgischen Kolonialherrschaft in Afrika in den sechziger Jahren erreichte.


  Im Verlauf der Jahre trug auch die wachsende Integration Westeuropas dazu bei, die bipolare Konstellation der Weltpolitik abzuschwächen. Die Entwicklung von der Montanunion über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft zur Europäischen Gemeinschaft und schließlich zur Europäischen Union verlief nicht «nach Plan». Der Traum der Gründerväter von einem föderierten Europa scheiterte bereits 1954 mit der Ablehnung des Vertrags über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft durch die Pariser Nationalversammlung: eine Entscheidung, die auch eine Reaktion auf das Trauma der französischen Niederlage im Indochinakrieg war. De Gaulle zwang nach 1958 der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft seine Idee eines «Europas der Staaten» auf. Mit dem Beitritt Großbritanniens, Irlands und Dänemarks am 1. Januar 1973 stand endgültig fest, daß die Europäische Gemeinschaft sich zumindest nicht als ganze in Richtung eines bundesstaatsähnlichen Gebildes weiterentwickeln würde. Die EG erfüllte als supranationaler Staatenverbund Aufgaben, die die einzelnen Mitgliedstaaten nicht mehr oder weit weniger wirksam hätten wahrnehmen können. Sie rettete, wie der britische Wirtschaftshistoriker Alan Milward bemerkt, die europäischen Nationalstaaten dadurch, daß sie deren Schwächen ausglich.


  Die enge Kooperation ehedem rivalisierender Staaten war ein Novum der europäischen Geschichte: die Folge eines Lernprozesses, an dessen Beginn die Einsicht in das zerstörerische Potential des Nationalismus stand. Ermöglicht wurde die Erfolgsgeschichte der europäischen Einigung dadurch, daß alle Mitgliedstaaten fest auf dem Boden der westlichen Demokratie standen. Das galt auch für die beiden Staaten, die die Last einer faschistischen beziehungsweise nationalsozialistischen Vergangenheit zu bewältigen hatten: Italien und die Bundesrepublik Deutschland. Die Überwindung der autoritären Diktaturen in Portugal, Griechenland und Spanien Mitte der siebziger Jahre ebnete auch diesen Staaten den Weg in die Europäische Gemeinschaft. Von der Außenwelt und nicht zuletzt von den USA wurde das Europa des Gemeinsamen Marktes in steigendem Maß als wirtschaftlicher Machtfaktor wahrgenommen.


  Von den Ölpreiskrisen der siebziger Jahre waren nicht nur die westlichen Industriegesellschaften, sondern auch die Staaten des Ostblocks betroffen. Nach dem ersten Ölpreisschock von 1973 erhöhte die Sowjetunion, inzwischen der weltweit größte Erdgas- und Erdölproduzent, die Preise für ihre Öllieferungen an die Staaten des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe; sie bestand zudem darauf, daß diese Preise in Devisen oder in Form der Lieferung von hochwertigen Fertigprodukten wie etwa Lastkraftwagen bezahlt wurden. Die Folge war, daß einige Ostblockstaaten, darunter Polen und die Deutsche Demokratische Republik, Kredite im «kapitalistischen Ausland» aufnahmen, also vom «Klassenfeind» abhängig wurden. Als 1981, zwei Jahre nach dem zweiten Erdölpreisschock, die Ölpreise wieder sanken, traf das die Sowjetunion hart. Mit ihrem Vorhaben, den technologischen Rückstand zum Westen aufzuholen, war sie vollständig gescheitert. Von der extensiven zu einer intensiven Nutzung der natürlichen Ressourcen und der menschlichen Arbeitskraft überzugehen, war ihr nicht gelungen. Auf der ideologischen Ebene war die Sowjetunion durch ihre Unterschrift unter die Schlußakte von Helsinki und die Menschenrechtskampagne des amerikanischen Präsidenten Jimmy Carter in die Defensive geraten. Als 1982 die fast zwei Jahrzehnte der Ära Breschnew zu Ende gingen, gab es nichts mehr daran zu deuteln, daß die Sowjetunion im Begriff war, den «Wettkampf der Systeme» in allen wichtigen Bereichen zu verlieren.


  Der Versuch Michail Gorbatschows, des Generalsekretärs der Jahre 1985 bis 1991, die Sowjetunion von Grund auf wirtschaftlich, gesellschaftlich und politisch zu erneuern, kam der Quadratur des Kreises gleich. Solange Gorbatschow am Machtmonopol der Kommunistischen Partei festhielt, konnte er die von ihm angestrebte Demokratisierung nicht zum Erfolg führen. Als er 1990 schließlich zu der Einsicht gelangte, daß es zu einem Mehrparteiensystem keine realistische Alternative gab, war seine innerparteiliche Position bereits geschwächt. Viel zu lange, bis in das Jahr 1991 hinein, sperrte er sich gegen die Erkenntnis, daß eine wirtschaftliche Modernisierung den Übergang zu Marktwirtschaft und Privateigentum verlangte. Gorbatschows Bereitschaft, das Wettrüsten aufzugeben, die Konfrontation mit dem Westen einzustellen und die Länder des «sozialistischen Lagers» selbst über ihren weiteren Weg entscheiden zu lassen, ermöglichte die friedlichen Revolutionen des Jahres 1989 in Ostmitteleuropa, den Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989, die Wiedervereinigung Deutschlands zu westlichen Bedingungen und die Auflösung des Warschauer Pakts, führte aber auch zum Putsch seiner innerparteilichen Widersacher im August 1991, zu seiner Entmachtung durch den russischen Präsidenten Boris Jelzin und Ende 1991 zur Auflösung der Sowjetunion. Gorbatschow war als Reformer gescheitert, weil sich die Kommunistische Partei der Sowjetunion als nicht reformierbar erwies. Aber er hatte die Welt wie kein anderer Staatsmann der zweiten Hälfte des 20.Jahrhunderts verändert und Rußland in einem Maß umgestaltet, das zumindest eines unwahrscheinlich machte: eine Rückkehr zur totalitären Herrschaft der Zeit vor 1985, von der Zeit Stalins ganz zu schweigen.[4]


  Die Auflösung erst des Ostblocks und dann der Sowjetunion machte aus den Jahren 1989 bis 1991 eine weltgeschichtliche Epochenwende. Mit dem Sowjetkommunismus trat der bislang hartnäckigste und langlebigste Widersacher des normativen Projekts des Westens von der Bühne ab. Zweihundert Jahre nach der Französischen Revolution konnten die Ideen von 1776 und 1789 sich nun auch in dem Teil des Okzidents frei entfalten, der 1945 der sowjetischen Einflußsphäre zugeschlagen worden war. Europa erlebte den größten Demokratisierungsschub seit 1945 und den dritten großen Demokratisierungsschub im 20.Jahrhundert, wenn man den von 1918/19 als den ersten und den nach 1945 als den zweiten nimmt. Demokratisierungsprozesse gab es auch in Südafrika, in Lateinamerika und der Mongolei; eine weltweite Durchsetzung des westlichen Demokratiemodells, wie Francis Fukuyama sie erwartete, zeichnete sich nach dem Zusammenbruch des Kommunismus in Europa aber noch längst nicht ab.


  Die Welt erlebte stattdessen einen weiteren gewaltigen Globalisierungsschub. Der Untergang des Sowjetimperiums beseitigte ein Hindernis, das der Expansion der kapitalistischen Anlage- und Absatzmärkte im Weg gestanden hatte. Zugleich entfiel ein Faktor, der einer konsequent «neoliberalen» Wirtschaftspolitik und der vollen Entfesselung der Finanzmärkte bisher entgegengewirkt hatte: Die westlichen Demokratien waren nicht mehr dem Legitimationsdruck ausgesetzt, der vom kommunistischen System trotz seiner Perversion des Gleichheitsgedankens ausgegangen war. Es war abzusehen, daß Befürworter einer Politik des sozialen Ausgleichs fortan einen schwereren Stand haben würden als vor der Epochenwende von 1989/91.


  Zum Epochencharakter der Jahre 1989 bis 1991 gehört auch, daß die Welt nach dem Untergang der Sowjetunion eine Welt ohne Gleichgewicht und die Vereinigten Staaten eine Weltmacht ohne ebenbürtigen Widerpart waren. Ihre globale Hegemonie war das Hauptmerkmal der «neuen Weltordnung», von der Präsident George H. W. Bush erstmals im September 1990 sprach. Doch bei genauerer Betrachtung war der Triumph der USA kein ungetrübter. Solange ihnen ein mächtiger Gegner in Gestalt der Sowjetunion gegenüberstand, hatten sie Interventionen in Lateinamerika oder Afrika im Zweifelsfall immer mit der Gefahr eines Einflußgewinns der Gegenseite, der Vormacht des internationalen Kommunismus, begründen können. Eine solche Rechtfertigung stand nun nicht mehr zur Verfügung. Dazu kam, daß Amerikas europäische Verbündete sich nicht mehr vom «Osten» bedroht und darum weniger als zuvor von den Vereinigten Staaten abhängig fühlten. Nichts lag näher als die Vermutung, daß sie in Zukunft auf der internationalen Bühne mit größerem Selbstbewußtsein auftreten würden. Schließlich gab es einen materiellen Grund, der den USA eine gewisse weltpolitische Zurückhaltung plausibel erscheinen lassen konnte: ihre gigantische Staatsverschuldung, die zu erheblichen Teilen auf die Hochrüstung zurückging. Während der Präsidentschaft Bill Clintons bewirkte diese Einsicht eine alles in allem vorsichtige Außenpolitik.


  Unter Clintons Nachfolger George W. Bush änderte sich die Situation grundlegend. Von Anfang an neigte der neue Präsident zu einer unilateralen, weder mit den Vereinten Nationen noch mit den europäischen Verbündeten abgestimmten Politik. Die Terroranschläge vom 11. September 2001 trugen wesentlich dazu bei, daß die USA die innenpolitischen Restriktionen der präsidialen Macht systematisch abbauten und das, was sie für ihr «national interest» hielten, ohne Rücksicht auf Bedenken ihrer Verbündeten oder völkerrechtliche Einwände durchzusetzen versuchten. Der Irakkrieg von 2003 markierte den bisherigen Tiefpunkt der Beziehungen Washingtons zu zwei ihrer europäischen Verbündeten, Frankreich und Deutschland. Ein europäischer Intellektueller wie Jürgen Habermas hielt den Vereinigten Staaten vor, sie hätten ihre normative Autorität zertrümmert. Was Europa und Amerika trennte, trat immer schärfer ins Bewußtsein, während das Verbindende von vielen kaum noch wahrgenommen wurde.


  Die Wahl von Bushs Nachfolger Barack Obama im November 2008 schien einen Schlußstrich unter die transatlantische Entfremdung zu ziehen. Vom neuen Präsidenten, einem erklärten Liberalen, erwartete Europa eine Politik, die an die besten Traditionen Amerikas, die «rule of law» und die unbedingte Achtung der Menschenrechte, anknüpfte und sich um enge Abstimmung mit den Verbündeten bemühte. Diese Erwartung wurde bald enttäuscht. Obama war nicht in der Lage, das Gefangenenlager auf Guantánamo, wie im Wahlkampf versprochen, aufzulösen und damit einen rechtsstaatswidrigen Zustand zu beenden. Er weitete den Einsatz bewaffneter Drohnen im Kampf gegen den islamistischen Terrorismus und die Taliban in Afghanistan und Pakistan aus, stimmte der Verlängerung drastischer Freiheitsbeschränkungen im Inland zu, die unter Bush Gesetzeskraft erhalten hatten, und behielt die elektronische Überwachung wichtiger Verbündeter, darunter zahlreicher Staats- und Regierungschefs, durch den Geheimdienst NSA bei. Die nationale Sicherheit hatte unbedingten Vorrang vor der Freiheit des Einzelnen und dem Völkerrecht: Es war diese, aus der traumatischen Erfahrung von «9/11» gespeiste Prioritätensetzung, die auch die amerikafreundlichsten unter den europäischen Intellektuellen zutiefst irritierte.


  Europa vermochte der Führungsmacht des Atlantischen Bündnisses allenfalls auf wirtschaftlichem und finanziellem Gebiet ebenbürtig gegenüberzutreten. Die EU verfügte seit 1999 über eine gemeinsame Währung, die sich gegenüber dem Dollar gut behauptete, ja markant an Wert gewann. Die Währungsunion blieb gleichwohl ein fragiles Gebilde, weil ihr Länder mit höchst unterschiedlichen politischen und fiskalischen Kulturen angehörten. Von einer gemeinsamen Wirtschafts- und Finanzpolitik waren die Eurostaaten auch eineinhalb Jahrzehnte nach Einführung der Gemeinschaftswährung noch immer weit entfernt, ein Ende der Krise, in die die Eurozone durch die 2008 ausgebrochene Weltfinanz- und Staatsschuldenkrise geraten war, war noch nicht in Sicht. Die Europäische Union insgesamt war zwischen 1990 und 2013 von 12 auf 28 Mitglieder angewachsen; sie umfaßte 13 ehedem kommunistisch regierte Staaten Ostmittel- und Südosteuropas. Ihrem Ziel, in wichtigen Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik mit einer Stimme zu sprechen, war sie aber trotz einiger bedeutender Schritte in Richtung Vertiefung nicht wesentlich nähergekommen. Die Beharrungskraft der Nationalstaaten war immer noch stärker als ihr Wille, sich auf gemeinsame Interessen zu verständigen und diese gegenüber Dritten zu vertreten und zu verteidigen.


  Ein Vierteljahrhundert nach der Epochenwende von 1989 war die Welt weder bipolar wie zur Zeit der Ost-West-Konfrontation noch wie in den neunziger Jahren unipolar, durch die Vorherrschaft einer Supermacht, der Vereinigten Staaten, geprägt. Sie war wieder multipolar (oder, wie Richard N. Haass meint, apolar) geworden. Die Volksrepublik China, der größte Gläubiger der USA, war zugleich ihr stärkster weltpolitischer Konkurrent, der vor allem im ostasiatisch-pazifischen Raum auch vor konfrontativer Machtpolitik nicht zurückschreckte. Rußland schickte sich unter der autoritären Herrschaft Wladimir Putins an, in Zentralasien, im Kaukasus und in Osteuropa ein Netz von wirtschaftlichen und politischen Abhängigkeiten zu schaffen, das stark an die untergegangene Sowjetunion erinnerte. Die Weltkrise, die Moskau 2014 durch den Griff nach der Krim und der Ostukraine auslöste, machte deutlich, daß die Wiederherstellung der imperialen Stellung Rußlands für Putin oberste Priorität besaß. Aufstrebende regionale Großmächte wie Indien und Brasilien betonten demonstrativ ihre Ebenbürtigkeit mit den Weltmächten USA und China. Unter den ganz oder teilweise asiatischen Verbündeten der Vereinigten Staaten taten sich zwei, Japan und die Türkei, durch einen ausgeprägten Nationalismus hervor. «Lagerbildungen» wie zur Zeit des Kalten Krieges gab es nicht mehr.


  Zusammengenommen mochte der transatlantische Westen im frühen 21.Jahrhundert noch immer ein imposantes wirtschaftliches Gebilde sein, die Welt beherrschte er schon lange nicht mehr. Vieles von dem, was er hervorgebracht hatte, war von anderen Kulturen rezipiert worden: seine Moden, seine Technik, seine Alltagskultur, der Massenkonsum, die kapitalistische Produktionsweise, das Internet, die digitale Revolution und der Glaube an die Notwendigkeit eines immerwährenden Wirtschaftswachstums, häufig auch ein wichtiges Element von Demokratie, die Ermittlung des Mehrheitswillens in allgemeinen Wahlen, weniger oft das institutionelle Grundgerüst des politischen Systems des Westens im ganzen und noch seltener die Menschen- und Bürgerrechte als verpflichtendes politisches Programm. Nelson Mandela, der Gründer des modernen Südafrika, gehört in dieser Hinsicht zu den wenigen Ausnahmen.


  Was die Demokratie angeht, ist freilich gar nicht sicher, ob der Westen oder das klassische Griechenland das Erstgeburtsrecht für sich beanspruchen können. Schon im persischen Großreich gab es in Susa über Jahrhunderte hinweg einen gewählten Rat, eine Volksversammlung und Richter, die auf Vorschlag des Rats von der Volksversammlung gewählt wurden. Auch im Hinblick auf eine andere vermeintliche Errungenschaft des Westens, die Toleranz, sind Zweifel angebracht. Amartya Sen verweist etwa auf den indischen Kaiser Aschoka, der schon im 3.Jahrhundert vor Christus für religiöse Toleranz eintrat. Auch die islamische Welt kennt frühe Beispiele von Duldung religiöser Andersartigkeit, so im maurischen Andalusien des 12.Jahrhunderts, der legendären Blütezeit arabischer Kultur auf europäischem Boden, die freilich eine historische Episode blieb.


  Der alte Okzident brauchte lange, nämlich bis zur Aufklärung, bis er in der Toleranz eine Bedingung von geistiger Freiheit erkannte und anerkannte. Spezifisch westlich war nicht dieser oder jener Bestandteil dessen, was im späten 18.Jahrhundert in den Ideen der beiden atlantischen Revolutionen zusammenfloß, sondern das Ensemble der Werte, die das normative Projekt des Westens ausmachen. Die Bedingung ihrer Möglichkeit war der okzidentale, mit Rationalität gepaarte Individualismus, wie er sich im hohen Mittelalter herausgebildet hatte. In letzter Instanz war er es, der dem Westen im Zeitalter der Entdeckungen zum entscheidenden Vorsprung vor anderen Hochkulturen, obenan der chinesischen, verholfen und ihn zur dynamischen Weltkraft schlechthin gemacht hatte.


  Mit den atlantischen Revolutionen des späten 18.Jahrhunderts begann die Zeit, in der der Streit um die Aneignung oder Verwerfung der Ideen von 1776 und 1789 zum bestimmenden Thema der europäischen Geschichte wurde. Neben dem Westen in den Grenzen der Westkirche formte sich nunmehr ein engerer Westen, der Westen der westlichen Werte, heraus, zu dem neben den angelsächsischen Demokratien, also Großbritannien, den USA, Kanada, Australien und Neuseeland, alle europäischen Staaten gehörten, für die Volkssouveränität, parlamentarische Verantwortlichkeit der Regierung und Gewaltenteilung zur unumstrittenen Grundlage des politischen Systems geworden waren, außerdem, seit seiner Gründung im Jahr 1948, Israel. Italien und der westliche Teil Deutschlands stießen erst nach dem Zweiten Weltkrieg, Spanien und Portugal erst nach dem Sturz ihrer Diktaturen Mitte der 1970er Jahre zu dieser Staatengruppe. Zu Ende ging der Kampf um die Durchsetzung der westlichen Werte innerhalb des transatlantischen Westens erst mit dem Untergang des Kommunismus in Europa. Seitdem gibt es von der Ostgrenze des alten Okzidents bis zur Westküste der USA und Kanadas einen normativen Grundkonsens: den der westlichen Demokratien, die auf den Ideen von 1776 und 1789 gegründet sind.


  Von Harmonie ist der transatlantische Grundkonsens freilich weit entfernt. Zwischen Europa und den Vereinigten Staaten ist vieles strittig, was zum Kern der politischen Kultur des Westens gehört. Die Kontroversen wurzeln in unterschiedlichen Auslegungen der gemeinsamen Werte. Das gilt vom Streit um die Todesstrafe wie von den Disputen über die soziale Verantwortung des Staates und das Verhältnis von Politik und Religion. Seit dem «Krieg gegen den Terror» sind unterschiedliche Auffassungen über das Verhältnis von nationaler Sicherheit und individueller Freiheit hinzugekommen. Aus der Sicht vieler Europäer stellen die Vereinigten Staaten mit dem von ihnen vertretenen Primat der Sicherheit die Werte in Frage, in deren Zeichen sie gegründet wurden und die zum normativen Fundament des Westens insgesamt geworden sind.


  Im ersten Jahrzehnt des 21.Jahrhunderts hat sich der transatlantische Dissens in einer Weise verschärft, die die amerikanische Historikerin Mary Nolan bereits vom Ende des «transatlantischen Jahrhunderts» sprechen läßt – jenes «langen 20.Jahrhunderts», das aus ihrer Sicht mit der markanten Intensivierung der Beziehungen zwischen Europa und den Vereinigten Staaten im letzten Jahrzehnt des 19.Jahrhunderts begann. Vielleicht ist die transatlantische Epoche aber doch noch nicht an ihr Ende gelangt. Im Jahr 2014 sind sich die Demokratien beiderseits des Nordatlantiks wieder nähergekommen, und das aus zwei Gründen: Die russische Aggression gegenüber der Ukraine und die vom Nahen Osten ausgehende Globalisierung des islamistischen Terrors haben dem Westen seine grundlegenden Gemeinsamkeiten in einer Deutlichkeit vor Augen geführt, wie das kein anderes Ereignis seit «9/11» zu tun vermocht hat.


  Seit es für den Westen keine ideologische Herausforderung mehr durch eine andere Weltmacht und ein von ihr geführtes «Lager» gibt, ist eine andere Art von Bedrohung seiner normativen Errungenschaften immer deutlicher hervorgetreten: die durch die entfesselten Finanzmärkte und die von ihnen betriebene, durch die digitale Revolution ermöglichte Globalisierung des Kapitals, eine Bedrohung mithin durch den Westen selbst und insofern eine Parallele zur Aushöhlung der Freiheitsrechte durch die elektronische Allround-Überwachung seitens der NSA und anderer Geheimdienste, betrieben im engen Zusammenspiel mit großen Internetkonzernen, die das Privatleben von Milliarden Menschen bis ins kleinste Detail kennen und oft zu lenken wissen. «Es gibt keine mit globalen Kompetenzen ausgestattete Kartellbehörde, keine globalen Kreditgeber letzter Instanz, kein globales Regulierungswesen, kein globales soziales Netz und natürlich auch keine globale Demokratie», so hat der amerikanische Wirtschaftswissenschaftler Dani Rodrik das Dilemma beschrieben. «Mit anderen Worten, globale Märkte leiden unter schwacher Beaufsichtigung und sind daher anfällig für Instabilität, Ineffizienz und einen Mangel an demokratischer Legitimation.»


  Rodriks Kritik der «Hyperglobalisierung» trifft den Kern des Problems, das er das «grundlegende politische Trilemma der Weltwirtschaft» nennt: «Wir können die drei Dinge Demokratie, nationale Selbstbestimmung und wirtschaftliche Globalisierung nicht zugleich vorantreiben. Wollen wir die Globalisierung weitertreiben, müssen wir entweder den Nationalstaat oder die Demokratie verabschieden. Wollen wir demokratische Entscheidungsprozesse beibehalten und ausbauen, dann müssen wir uns zwischen dem Nationalstaat und der internationalen wirtschaftlichen Integration entscheiden. Und wenn wir am selbstbestimmten Nationalstaat festhalten wollen, müssen wir eine Wahl treffen zwischen einer Weiterentwicklung der Demokratie und dem Vorantreiben der Globalisierung. Wir brauchen eine intelligente Globalisierung, keine maximale.»


  In Europa, das sich für eine Art «kleiner Globalisierung» in Gestalt der supranationalen Integration im Rahmen der Europäischen Union entschieden hat, hat die Spannung zwischen nationalstaatlicher Demokratie und internationaler wirtschaftlicher Zusammenarbeit einen Grad erreicht, der eine weitere Integration ohne gleichzeitigen Ausbau der demokratischen Legitimation und Kontrolle der europäischen Institutionen unmöglich erscheinen läßt. Die Bereitschaft, die Rechte des Europäischen Parlaments über die im Sommer 2014 ad hoc erfolgte faktische Parlamentarisierung der Kommissionsspitze hinaus entscheidend zu erweitern, ist aber aus mehr als einem Grund rückläufig: Auf Grund eines Wahlrechts, das die kleineren Staaten auf Kosten der größeren privilegiert, ist das Europäische Parlament bei weitem nicht so repräsentativ wie die nationalen Parlamente; es kann als ganzes nicht das Parlament der Eurozone sein, weil ihm auch die Abgeordneten der Nicht-Euro-Länder angehören; schließlich droht die parlamentarische Debattenkultur und damit das Ansehen des Europäischen Parlaments Schaden zu nehmen, wenn «euroskeptische», nationalistische und rechtspopulistische Parteien weiter an Einfluß gewinnen. Die wichtigsten demokratisch legitimierten Gegengewichte zu den auf europäischer Ebene nicht effektiv kontrollierten Exekutivorganen, der Kommission, dem Europäischen Rat und dem Rat der Finanzminister der Eurozone, bilden immer noch die nationalen Parlamente. Auf mittlere Sicht wird die Zusammenarbeit der Regierungen folglich eine größere Rolle spielen als die weitere supranationale Integration. «Mehr Europa» um den Preis von weniger Demokratie findet aus guten Gründen keine Zustimmung bei den Bevölkerungen der Mitgliedsländer. Dem Ziel einer «immer engeren Union» fehlt unter den Bedingungen des Vertrags von Lissabon mithin eine wesentliche Voraussetzung.


  Während in Kontinentaleuropa Bestrebungen zur Regulierung der supranationalen Finanzmärkte in Gestalt einer Finanzmarkttransaktionssteuer, der Beschränkung hochspekulativer Börsengeschäfte und der Spekulation mit Nahrungsmitteln und Rohstoffen relativ breite Zustimmung finden, kann davon in den angelsächsischen Demokratien keine Rede sein. Ein westlicher Konsens auf der von Rodrik skizzierten Linie ist deshalb auf absehbare Zeit nicht zu erwarten. Die Infragestellung der normativen Grundlagen des Westens durch den Westen selbst dürfte also weiter voranschreiten. Sie hat allerdings nicht erst mit der «Hyperglobalisierung» begonnen, sondern ist so alt wie das normative Projekt des Westens selbst. Sklavenhandel und Sklaverei, Kolonialismus und Imperialismus waren keine «Betriebsunfälle» in der Geschichte des Westens, sondern Ausfluß der Dynamik, die dem okzidentalen Individualismus immanent ist. Die Menschenrechtserklärungen von 1776 und 1789 aber boten und bieten die Chance, die eigene Praxis zu korrigieren und den proklamierten universalen Werten anzupassen – eine Chance, die der Westen manchmal genutzt, aber immer wieder auch ausgeschlagen hat.


  Das Projekt des Westens zu widerlegen hat die Praxis des Westens bis heute nicht vermocht. Die korrigierende Kraft dieses Projekts hat sich in der ständigen Ausweitung der Bürgerrechte, in immer neuen Anläufen zur Minderung der sozialen Ungleichheit, zur Zähmung des Kapitalismus und eines die natürliche Umwelt zerstörenden Wachstumsfetischismus bewährt, aber noch längst nicht erschöpft: Auf allen diesen Gebieten bleibt der Korrekturbedarf groß. Unvollendet ist das normative Projekt des Westens auch im Hinblick auf die Universalität der Menschenrechte. Sowenig wie der Westen nichtwestliche Gesellschaften davon abhalten kann, seine Fehler zu wiederholen, sowenig kann und darf er seine Werte anderen aufzwingen. Das Beste, was er für sie tun und womit er für sie werben kann, ist, sich selbst an sie zu halten und seine Abweichungen von den eigenen Werten rückhaltlos zu kritisieren.


  Die Anziehungskraft, die von den Ideen von 1776 und 1789 ausgeht, ist weltweit ungebrochen. Die «Charta 08», wesentlich mitverfaßt vom Friedensnobelpreisträger des Jahres 2010, Liu Xiaobo, und unterzeichnet von über 5000 chinesischen Intellektuellen, ist ein Manifest aus dem Geist der Aufklärung und ein Text von historischem Rang. Nichts spricht für die verbreitete Meinung, bestimmte Kulturen, etwa die konfuzianisch geprägten, seien für die Idee der Menschenrechte strukturell unempfänglich. Wäre es anders, ließe sich auch nicht erklären, wie es im Herbst 2014 in der ehemaligen britischen Kronkolonie und jetzigen chinesischen Sonderverwaltungsregion Hongkong zu großen Studentenprotesten gegen den Bruch eines Pekinger Versprechens, der im Grundgesetz für Hongkong von 1997 kodifizierten Zusage freier Wahlen im Jahr 2017, kommen konnte.


  Amartya Sen hat denn auch in seiner Kritik an Samuel Huntingtons «Clash of civilizations» mit Recht davor gewarnt, Kulturen als ein Gefängnis zu betrachten, aus dem es kein Entkommen gibt. Es ist in der Tat unwahrscheinlich, daß ostasiatische Intellektuelle sich auf Dauer mit den eng beschränkten Freiheitsspielräumen begnügen werden, die ihnen die sogenannten «asiatischen Werte» im Sinne des langjährigen Ministerpräsidenten von Singapur, Lee Kuan Yew, Werte wie soziale Harmonie, kollektives Wohlergehen und Loyalität gegenüber Autoritäten, oder das jeweilige Programm der Kommunistischen Partei Chinas zugestehen.


  Im Mai 1852, drei Jahre nach dem Scheitern der Revolution von 1848/49, setzte Karl Marx im «Achtzehnten Brumaire des Louis Bonaparte» seine Hoffnung darauf, daß die Revolution, die er erstrebte, ihr subversives Werk, wenn auch mitunter auf Umwegen, beharrlich weiter verrichten werde, so daß ihr Europa eines Tages anerkennend zurufen könne: «Brav gewühlt, alter Maulwurf!» Der Traum von Marx ging nicht in Erfüllung. Die Wühlarbeit des normativen Projekts des Westens aber, der Ideen der unveräußerlichen Menschenrechte, der Herrschaft des Rechts, der Gewaltenteilung, der Volkssouveränität und der repräsentativen Demokratie, ist noch lange nicht zu Ende.[5]
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  Anhang


  Abkürzungsverzeichnis


  
    
      	
        ABC-Waffen

      

      	
        atomare, bakteriologische/biologische und chemische Waffen

      
    


    
      	
        ABM

      

      	
        Antiballistic Missiles

      
    


    
      	
        ABS

      

      	
        Asset-Backed Securities

      
    


    
      	
        ACTOR

      

      	
        Activation Order

      
    


    
      	
        AfD

      

      	
        Alternative für Deutschland

      
    


    
      	
        AFDC

      

      	
        Aid to Families with Dependent Children

      
    


    
      	
        AFL/CIO

      

      	
        American Federation of Labor and Congress of Industrial Organizations

      
    


    
      	
        AIDS

      

      	
        Acquired Immune Deficiency Syndrome

      
    


    
      	
        AIG

      

      	
        American International Group

      
    


    
      	
        ANC

      

      	
        African National Congress

      
    


    
      	
        APEC

      

      	
        Asia-Pacific Economic Cooperation

      
    


    
      	
        AQMI

      

      	
        Al-Qaida au Maghreb Islamique/Al-Qaida des Islamischen Ma­ghreb

      
    


    
      	
        ASEAN

      

      	
        Association of Southeast Asian Nations

      
    


    
      	
        ASEM

      

      	
        Asia-Europe Meeting

      
    


    
      	
        AUMF

      

      	
        Authorization for the Use of Military Force

      
    


    
      	
        AWACS

      

      	
        Airborne Warning and Control System

      
    


    
      	
        AWS

      

      	
        Akcja Wyborcza Solidarność/Wahlaktion Solidarność

      
    


    
      	
        BBC

      

      	
        British Broadcasting Corporation

      
    


    
      	
        BJP

      

      	
        Bharatiya Janata Party

      
    


    
      	
        BOT

      

      	
        Buoni Ordinari del Tesoro

      
    


    
      	
        BRIC

      

      	
        Brasilien–Rußland–Indien–China

      
    


    
      	
        BRJ

      

      	
        Bundesrepublik Jugoslawien

      
    


    
      	
        BSE

      

      	
        Bovine Spongiforme Enzephalopathie

      
    


    
      	
        CAF

      

      	
        Craxi–Andreotti–Forlani

      
    


    
      	
        CDU

      

      	
        Christlich-Demokratische Union Deutschlands

      
    


    
      	
        CEOE

      

      	
        Confederación Española de Organizaciones Empresariales

      
    


    
      	
        CFDT

      

      	
        Confédération Française Démocratique du Travail

      
    


    
      	
        CGL

      

      	
        Confederazione Generale del Lavoro

      
    


    
      	
        CGT

      

      	
        Confédération Générale du Travail

      
    


    
      	
        CIA

      

      	
        Central Intelligence Agency

      
    


    
      	
        CiU

      

      	
        Convergència i Unió

      
    


    
      	
        

        CNN

      

      	
        Cable News Network

      
    


    
      	
        COSATU

      

      	
        Congress Of South African Trade Unions

      
    


    
      	
        CPR

      

      	
        Congrès pour la République

      
    


    
      	
        CSU

      

      	
        Christlich-Soziale Union in Bayern

      
    


    
      	
        DC

      

      	
        Democrazia Cristiana

      
    


    
      	
        DDR

      

      	
        Deutsche Demokratische Republik

      
    


    
      	
        Depfa-Bank

      

      	
        Deutsche Pfandbriefbank

      
    


    
      	
        DIA

      

      	
        Defense Intelligence Agency

      
    


    
      	
        DM

      

      	
        Deutsche Mark

      
    


    
      	
        ECOWAS

      

      	
        Economic Community Of West African States

      
    


    
      	
        EFSF

      

      	
        Europäische Finanzstabilisierungsfazilität

      
    


    
      	
        EFSM

      

      	
        Europäischer Finanzstabilisierungsmechanismus

      
    


    
      	
        EFTA

      

      	
        European Free Trade Association/Europäische Freihandelszone

      
    


    
      	
        EG

      

      	
        Europäische Gemeinschaften

      
    


    
      	
        ENA

      

      	
        École Nationale d’Administration

      
    


    
      	
        ESM

      

      	
        Europäischer Stabilitätsmechanismus

      
    


    
      	
        ETA

      

      	
        Euskadi Ta Askatasuna/Baskenland und Freiheit

      
    


    
      	
        EU

      

      	
        Europäische Union

      
    


    
      	
        EUFOR

      

      	
        European Union Force

      
    


    
      	
        EULEX

      

      	
        European Union Rule of Law Mission

      
    


    
      	
        EUPM

      

      	
        European Police Mission

      
    


    
      	
        EURATOM

      

      	
        Europäische Atomgemeinschaft

      
    


    
      	
        EVP

      

      	
        Europäische Volkspartei

      
    


    
      	
        EWG

      

      	
        Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

      
    


    
      	
        EZB

      

      	
        Europäische Zentralbank

      
    


    
      	
        FBI

      

      	
        Federal Bureau of Investigation

      
    


    
      	
        FDP

      

      	
        Freie Demokratische Partei

      
    


    
      	
        FEMA

      

      	
        Federal Emergency Management Agency

      
    


    
      	
        FIAT

      

      	
        Fabbrica Italiana Automobili Torino

      
    


    
      	
        Fidesz

      

      	
        Fiatal Demokraták Szövetsége/Bund Junger Demokraten

      
    


    
      	
        FISA

      

      	
        Foreign Intelligence Surveillance Act

      
    


    
      	
        FISC

      

      	
        Foreign Intelligence Surveillance Court

      
    


    
      	
        FPÖ

      

      	
        Freiheitliche Partei Österreichs

      
    


    
      	
        FSB

      

      	
        Federalnaja Siuschba Besopasnosti Rossijskoi Federazii/Föderaler Dienst für die Sicherheit der Russischen Föderation

      
    


    
      	
        FYROM

      

      	
        Former Yugoslav Republic of Macedonia

      
    


    
      	
        GAL

      

      	
        Grupos Antiterroristas de Liberación

      
    


    
      	
        GASP

      

      	
        Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

      
    


    
      	
        GATT

      

      	
        General Agreement on Tariffs and Trade/Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen

      
    


    
      	
        GCHQ

      

      	
        Government Communications Headquarters

      
    


    
      	
        GERB

      

      	
        Graschdani sa Ewropejsko Raswitie na Balgaria/Bürger für eine europäische Entwicklung Bulgariens

      
    


    
      	
        GUS

      

      	
        Gemeinschaft Unabhängiger Staaten

      
    


    
      	
        

        HDZ

      

      	
        Hrvatska Demokratska Zajednica/Kroatische Demokratische Gemeinschaft

      
    


    
      	
        HZDS

      

      	
        Hnutie za demokratické Slovensko/Bewegung für eine demokra­tische Slowakei

      
    


    
      	
        IAEA

      

      	
        Internationale Atomenergiebehörde

      
    


    
      	
        IFOR

      

      	
        Implementation Force

      
    


    
      	
        IPTF

      

      	
        International Police Task Force

      
    


    
      	
        IRA

      

      	
        Irish Republican Army

      
    


    
      	
        IS

      

      	
        Islamischer Staat

      
    


    
      	
        ISAF

      

      	
        International Security Assistance Force

      
    


    
      	
        ISI

      

      	
        Inter-Services Intelligence

      
    


    
      	
        ISIS

      

      	
        Islamischer Staat in Irak und Syrien

      
    


    
      	
        IWF

      

      	
        Internationaler Währungsfonds

      
    


    
      	
        KFOR

      

      	
        Kosovo Force

      
    


    
      	
        KGB

      

      	
        Komitet Gossudarstwennoi Besopasnosti/Komitee für Staatssicherheit

      
    


    
      	
        KLM

      

      	
        Koninklijke Luchtvaart Maatschappij/Königliche Luftfahrtgesellschaft

      
    


    
      	
        KP

      

      	
        Kommunistische Partei

      
    


    
      	
        KSZE

      

      	
        Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

      
    


    
      	
        KVM

      

      	
        Kosovo Verification Mission

      
    


    
      	
        LAOS

      

      	
        Laikós Orthódoxos Synagermós

      
    


    
      	
        LDP

      

      	
        Liberaldemokratische Partei

      
    


    
      	
        MAP

      

      	
        Membership Action Plan

      
    


    
      	
        MCA

      

      	
        Millennium Challenge Account

      
    


    
      	
        MDF

      

      	
        Magyar Demokrata Fórum/Ungarisches Demokratisches Forum

      
    


    
      	
        MIÉP

      

      	
        Magyar Igazság és Élet Pártja/Ungarische Partei der Gerechtigkeit und des Lebens

      
    


    
      	
        MNLA

      

      	
        Mouvement National pour la Libération de l’Azawad

      
    


    
      	
        MSI

      

      	
        Movimento Sociale Italiano

      
    


    
      	
        MSZP

      

      	
        Magyar Szocialista Párt/Ungarische Sozialistische Partei

      
    


    
      	
        MUJAO

      

      	
        Mouvement pour l’Unicité et le Jihad en Afrique de l’Ouest/Bewegung für Einheit und Dschihad in Westafrika

      
    


    
      	
        NAFTA

      

      	
        North American Free Trade Agreement/Nordamerikanisches Freihandelsabkommen

      
    


    
      	
        NATO

      

      	
        North Atlantic Treaty Organization

      
    


    
      	
        ND

      

      	
        Nea Dimokratia

      
    


    
      	
        NDP

      

      	
        Nationaldemokratische Partei

      
    


    
      	
        NGO

      

      	
        Nongovernmental Organization

      
    


    
      	
        NHS

      

      	
        National Health Service

      
    


    
      	
        NKWD

      

      	
        Narodny Kommissariat Wnutrennich Del/Volkskommissariat für Innere Angelegenheiten

      
    


    
      	
        NMD

      

      	
        National Missile Defense

      
    


    
      	
        NRA

      

      	
        National Rifle Association

      
    


    
      	
        

        NSA

      

      	
        National Security Agency

      
    


    
      	
        NTC

      

      	
        Nationaler Übergangsrat

      
    


    
      	
        NTW

      

      	
        Nesawissimoje telewidenije

      
    


    
      	
        OAU

      

      	
        Organisation of African Unity/Organisation für Afrikanische Einheit

      
    


    
      	
        ODS

      

      	
        Občanská demokratická strana/Demokratische Bürgerpartei

      
    


    
      	
        OECD

      

      	
        Organization for Economic Cooperation and Development

      
    


    
      	
        OEF

      

      	
        Operation Enduring Freedom

      
    


    
      	
        ÖVP

      

      	
        Österreichische Volkspartei

      
    


    
      	
        OF

      

      	
        Občanské Fórum/Bürgerforum

      
    


    
      	
        OLC

      

      	
        Office of Legal Counsel

      
    


    
      	
        OMT

      

      	
        Outright Monetary Transactions

      
    


    
      	
        OPCW

      

      	
        Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons

      
    


    
      	
        OSZE

      

      	
        Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

      
    


    
      	
        PACS

      

      	
        Pacte civil de solidarité

      
    


    
      	
        PASOK

      

      	
        Panhellenische Sozialistische Bewegung

      
    


    
      	
        Patriot Act

      

      	
        Providing Appropriate Tools Required to Intercept and Obstruct Terrorism Act

      
    


    
      	
        PCI

      

      	
        Partito Comunista Italiano

      
    


    
      	
        PD

      

      	
        Partito Democratico

      
    


    
      	
        PDS

      

      	
        Partei des Demokratischen Sozialismus

      
    


    
      	
        PDS

      

      	
        Partito Democratico della Sinistra

      
    


    
      	
        PEPFAR

      

      	
        President’s Emergency Plan for AIDS Relief

      
    


    
      	
        PHARE

      

      	
        Poland and Hungary: Aid for Restructuring of the Economies

      
    


    
      	
        PiS

      

      	
        Prawo i Sprawiedliwość/Partei Recht und Gerechtigkeit

      
    


    
      	
        PKK

      

      	
        Partiya Karkerên Kurdistan/Arbeiterpartei Kurdistans

      
    


    
      	
        PLO

      

      	
        Palästinensische Befreiungsorganisation

      
    


    
      	
        PO

      

      	
        Platforma Obywatelska/Bürgerplattform

      
    


    
      	
        PP

      

      	
        Partido Popular

      
    


    
      	
        PPACA

      

      	
        Patient Protection and Affordable Care Act

      
    


    
      	
        PS

      

      	
        Parti Socialiste

      
    


    
      	
        PSD

      

      	
        Partido Social Democrata

      
    


    
      	
        PSI

      

      	
        Partito Socialista Italiano

      
    


    
      	
        PSL

      

      	
        Polskie Stronnictwo Ludowe/Polnische Bauernpartei

      
    


    
      	
        PSOE

      

      	
        Partido Socialista Obrero Español

      
    


    
      	
        RAI

      

      	
        Radiotelevisione Italiana

      
    


    
      	
        RC

      

      	
        Rifondazione Comunista

      
    


    
      	
        RCD

      

      	
        Rassemblement Constitutionnel Démocratique

      
    


    
      	
        RPR

      

      	
        Rassemblement pour la République

      
    


    
      	
        RRF

      

      	
        Rapid Reaction Force

      
    


    
      	
        RSS

      

      	
        Rashtriya Swayamsevak Sangh

      
    


    
      	
        RUF

      

      	
        Revolutionary United Front

      
    


    
      	
        SCHIP

      

      	
        State Children’s Health Insurance Program

      
    


    
      	
        SDI

      

      	
        Strategic Defense Initiative

      
    


    
      	
        

        SED

      

      	
        Sozialistische Einheitspartei Deutschlands

      
    


    
      	
        SFOR

      

      	
        Stabilisation Force

      
    


    
      	
        SLD

      

      	
        Sojusz Lewicy Demokratycznej/Bund der Demokratischen Linken

      
    


    
      	
        SLM

      

      	
        Sudan Liberation Movement

      
    


    
      	
        SPD

      

      	
        Sozialdemokratische Partei Deutschlands

      
    


    
      	
        START

      

      	
        Strategic Arms Reduction Treaty

      
    


    
      	
        SZDSZ

      

      	
        Szabad Demokraták Szövetsége/Bund Freier Demokraten

      
    


    
      	
        TARP

      

      	
        Troubled Asset Relief Program

      
    


    
      	
        TTIP

      

      	
        Transatlantic Trade and Investment Partnership

      
    


    
      	
        UÇK

      

      	
        Ushtria Çlirimtare e Kosovës/Befreiungsarmee des Kosovo

      
    


    
      	
        UDF

      

      	
        Union pour la Démocratie Française

      
    


    
      	
        UDK

      

      	
        Union Demokratischer Kräfte

      
    


    
      	
        UGT

      

      	
        Unión General de Trabajadores

      
    


    
      	
        UGTT

      

      	
        Union Générale Tunisienne du Travail

      
    


    
      	
        Ukip

      

      	
        United Kingdom Independence Party

      
    


    
      	
        UMP

      

      	
        Union pour la Majorité Présidentielle

      
    


    
      	
        UN

      

      	
        United Nations

      
    


    
      	
        UNAMID

      

      	
        United Nations-African Union Mission in Darfur

      
    


    
      	
        UNAMIR

      

      	
        United Nations Assistance Mission for Rwanda

      
    


    
      	
        UNHCR

      

      	
        United Nations High Commissioner for Refugees

      
    


    
      	
        UNITAF

      

      	
        Unified Task Force

      
    


    
      	
        UNMIK

      

      	
        United Nations Interim Administration Mission in Kosovo

      
    


    
      	
        UNMOVIC

      

      	
        United Nations Monitoring, Verification and Inspection Commission

      
    


    
      	
        UNO

      

      	
        United Nations Organization

      
    


    
      	
        UNOSOM

      

      	
        United Nations Operation in Somalia

      
    


    
      	
        UNPROFOR

      

      	
        United Nations Protection Force

      
    


    
      	
        UNSCOM

      

      	
        United Nations Special Commission

      
    


    
      	
        USA

      

      	
        United States of America

      
    


    
      	
        USL

      

      	
        Uniunea Social Liberală/Sozialliberale Union

      
    


    
      	
        UW

      

      	
        Unia Wolności/Freiheitsunion

      
    


    
      	
        WASG

      

      	
        Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit

      
    


    
      	
        WHO

      

      	
        World Health Organization

      
    


    
      	
        WTC

      

      	
        World Trade Center

      
    


    
      	
        WTO

      

      	
        World Trade Organization/Welthandelsorganisation
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